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1

Unsere Lebensweise macht krank und zerstört die natürlichen Lebensgrund- 
lagen. In der Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ werden mensch-
liche Lebensbereiche – Ernähren, Bewegen, Wohnen – gesund und umweltver-
träglich gestaltet sowie planetare Risiken – Klimawandel, Biodiversitätsverlust, 
Verschmutzung – bewältigt. Gesundheitssysteme nutzen ihre transformativen 
Potenziale, Bildung und Wissenschaft befördern gesellschaftliche Verände-
rungen. Die Vision ist nur mit internationaler Kooperation realisierbar und  
erfordert eine globale Dringlichkeitsgovernance.

Gesundheit ist ein hohes Gut von existenzieller Bedeu-
tung für jeden Menschen. Sie ist niemals selbstverständ-
lich. Unsere zivilisatorische Entwicklung führt aber nicht 
automatisch zu immer besserer Gesundheit, sondern 
wir sind auf dem besten Weg, die Voraussetzungen ei-
nes gesunden Lebens für alle Menschen zu zerstören.  
Diese Erkenntnis könnte eine enorme transformative 
Kraft entfalten und Mut zum Umsteuern machen. 

Die Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ 
stellt die Untrennbarkeit der Gesundheit von Mensch 
und Natur und damit ein erweitertes Gesundheitsver-
ständnis ins Zentrum: Menschliche Gesundheit im umfas-
senden Sinne der Weltgesundheitsorganisation (WHO), 
die nicht nur die Abwesenheit von Krankheit, sondern 
einen Zustand des vollständigen körperlichen, seeli-
schen und sozialen Wohlbefindens beschreibt, ist auf 
eine „gesunde“ Erde mit funktionierenden, resilienten 
und leistungsfähigen Ökosystemen und einem stabilen 
Klima angewiesen. Dabei geht es im Kern darum, Ent-
wicklungspfade auszuloten und umzusetzen, die Mensch 
und Natur gerecht werden. Es geht um gesunde Lebens-
stile, die gleichzeitig die Natur schützen – um Ernährung, 

Bewegung und Wohnen. Es geht um Rahmenbedingun-
gen, die diese Lebensstile ermöglichen. Es geht darum, die 
natürlichen Lebensgrundlagen zu erhalten – Klimawan-
del, Biodiversitätsverlust und weltweite Verschmutzung 
aufzuhalten – und darum, die Gesundheitssysteme auf 
die vor uns liegenden Herausforderungen vorzubereiten 
und ihre transformativen Potenziale zu nutzen. Es geht 
um Bildung und Wissenschaft, die die Vision „Gesund 
leben auf einer gesunden Erde“ Wirklichkeit werden 
lassen. Und schließlich geht es um eine Verständigung 
auf internationaler Ebene über dieses Leitbild: Ohne 
internationale Kooperation ist die Vision nicht erreichbar.

Weltweite Krisen und kurzfristige Ad-hoc-Reaktionen 
bergen aktuell die Gefahr, dass mittel- und langfristige 
Nachhaltigkeitsziele aus dem Blick geraten. Eine erhöhte 
Aufmerksamkeit muss daher auf der Überwindung un-
erwünschter Pfadabhängigkeiten liegen – z. B. institutio-
nell getrennter Umwelt- und Gesundheitsschutzpolitik 
und fragmentierter Politik-, Verwaltungs- und Rechts-
systeme – damit langfristige Gestaltung möglich bleibt.

Zusammenfassung
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 Zusammenfassung

2

Voraussetzungen eines gesunden Lebens – fünf  
Beobachtungen

In den letzten Jahrzehnten hat sich mit steigendem 
Wohlstand die menschliche Gesundheit weltweit ver-
bessert, aber nicht alle Menschen haben davon profitiert. 
Zunehmend führen aber auch die Wohlstandsgewinne 
selbst zu negativen Auswirkungen auf die Gesundheit: 
zum einen durch Über- und Fehlernährung und Ver-
drängung körperlicher Bewegung aus dem Alltag, zum 
anderen durch ihre schädlichen Nebenwirkungen in 
Form von Luftverschmutzung und Umweltgiften. In der 
Folge nehmen Zivilisationskrankheiten wie Diabetes, 
Krebs, Herz-Kreislauf- und Atemwegserkrankungen so-
wie psychische Erkrankungen zu und sind mittlerweile 
die Hauptursache für den Verlust gesunder Lebensjahre. 

Nicht zuletzt hat unsere ressourcenintensive Lebens-
weise mit ihrem immensen Ausstoß von Treibhausgasen, 
der Vernichtung natürlicher Lebensräume und der zu-
nehmenden Verschmutzung an Land und im Meer zu 
einer globalen Umweltkrise geführt. Sie bedroht die 
natürlichen Lebensgrundlagen und damit die Gesund-
heit aller Menschen. Hitzewellen, Dürren, Flutkatast-
rophen und Pandemien führen uns drastisch vor Augen, 
dass die Menschheit auf funktionierende Ökosysteme 
und ein stabiles Klima angewiesen ist. Die globale Krise 
könnte zudem den Zusammenhalt unserer Gesellschaf-
ten gefährden und Gesundheitssysteme überfordern.

Es ist an der Zeit, einen neuen Blick auf den zivilisa-
torischen Fortschritt zu werfen: Wohin wollen wir uns 
als Menschheit entwickeln? Welche Rolle wollen wir 
als Spezies zukünftig auf diesem Planeten einnehmen? 
Wie verhindern wir, dass die Folgen unseres Handelns 
die Grundlagen eines gesunden Lebens für uns und an-
dere Arten fundamental gefährden? Die Bestandsauf-
nahme des WBGU lässt sich in folgende fünf Beobach-
tungen zusammenfassen:
 > Wir haben die Untrennbarkeit menschlicher Gesund-

heit vom Wohlergehen von Arten und Ökosystemen 
nicht ernst genug genommen. 

 > Den Klimawandel, den Biodiversitätsverlust sowie die 
weltweit zunehmende Verschmutzung aufzuhalten 
ist unverzichtbare Voraussetzung, um menschliche 

Gesundheit und die Gesundheit anderer Lebewesen 
und Ökosysteme zu ermöglichen.

 > Die Bekämpfung von Krankheiten ist nicht ausrei-
chend, um Gesundheit mittel- und langfristig zu er-
halten – Prävention, Gesundheitsförderung und die 
Erhaltung resilienter Ökosysteme müssen einen hö-
heren Stellenwert erhalten.

 > Armut und Ungleichheit verhindern für viele Men-
schen ein gesundes Leben ohne vermeidbare Krank-
heiten.

 > Bestehende internationale Kooperationsstrukturen 
sind der Gleichzeitigkeit und Globalität der Gesund-
heits- und Umweltkrisen nicht gewachsen.

Aufbruch in eine gesunde Zukunft

Der bedrohlichen Zukunftsperspektive setzt der WBGU 
die Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ ent-
gegen, die für Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Zivil-
gesellschaft als Orientierung dienen kann, um systemisch 
auf die skizzierten multiplen Krisen zu reagieren. Fünf 
Eckpunkte umreißen die Vision: 
1. Die Untrennbarkeit der menschlichen Zivilisation 

von der Natur gelangt wieder in das allgemeine Be-
wusstsein. 

2. Planetare Leitplanken werden eingehalten, um die 
Gesundheit von Menschen, Arten und Ökosystemen 
zu schützen. 

3. Ein reaktiver Umgang mit Krankheiten und Umwelt-
schäden wird durch mehr Prävention und umfas-
sende Förderung von Widerstandsfähigkeit und 
Entwicklungspotenzialen von Mensch und Natur 
ergänzt (Abb. 1). 

4. Vulnerable Gruppen erfahren weltweit Solidarität, 
so dass Teilhabe gewährleistet wird. 

5. Systemübergreifende Kooperation fördert die Vi-
sion „Gesund leben auf einer gesunden Erde“.

Die Vision orientiert sich an der normativen Basis, die 
der WBGU in Form eines normativen Kompasses ent-
wickelt hat. Die drei Dimensionen des Kompasses sind 
die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen, die 
materielle, ökonomische und politische Teilhabe aller 
Menschen sowie die Anerkennung von Eigenart im Sinne 
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der Wertschätzung von Diversität und Entfaltungsmög-
lichkeiten. Dreh- und Angelpunkt ist die Unantastbarkeit 
der menschlichen Würde, die ohne die drei Dimensionen 
nicht ausreichend geachtet werden kann.

Integrative Gesundheitskonzepte wie One Health und 
Planetary Health sind sehr hilfreich, um die Vision „Ge-
sund leben auf einer gesunden Erde“ voranzutreiben. 
Diese Konzepte haben jeweils unterschiedliche Schwer-
punkte und disziplinäre Hintergründe und sollten je nach 
Kontext mit ihren jeweiligen Stärken genutzt werden.

Die Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ 
ist transdisziplinär, wertebasiert und anwendungsorien-
tiert. Im Kern steht die Erkenntnis, dass die Gesundheit 
und das Wohlergehen des Menschen heute und in Zu-
kunft nur im Zusammenspiel mit einem gesunden Zu-
stand seiner natürlichen Umwelt möglich sind und dass 
derzeitige Entwicklungen nicht tragfähig sind. Daraus 
ergibt sich eine Verantwortung des Menschen für alles 
Leben sowie die Biosphäre des gesamten Planeten. Die 
zivilisatorische Entwicklung muss mithin auf den Prüf-
stand gestellt werden: Globale menschengemachte Ent-
wicklungen wie die Digitalisierung, die Urbanisierung, 
die Defossilisierung und Landnutzungsänderungen soll-
ten mit der Vision in Einklang gebracht werden. Damit 
ist die Vision zugleich ein Auftrag an die Wissenschaft: 
Wie könnte ein Lebensumfeld für die Spezies Mensch 
konkret gestaltet werden, so dass Wohlergehen und Ge-
sundheit des Menschen und menschlicher Gesellschaften 
als Teil einer florierenden Biosphäre ermöglicht und die 
natürlichen Lebensgrundlagen langfristig erhalten wer-
den können? Und schließlich beinhaltet sie den Auftrag 

zur Umsetzung: als neues „Menschheitsprojekt“, das 
fundamentale Änderungen derzeitiger zivilisatorischer 
Entwicklungen erfordert.

Die Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ 
fügt sich ein in das Leitbild der Nachhaltigkeit, wie es 
mit den Rio-Konventionen, den Sustainable Develop-
ment Goals, weiteren internationalen Umweltabkommen 
und nationalen Nachhaltigkeits-, Klima- und Umwelt-
zielen bereits vereinbart wurde. Dessen Umsetzung lässt  
allerdings zu wünschen übrig. Die Aufmerksamkeit, die das 
Thema Gesundheit derzeit erlangt – durch die COVID-19- 
Pandemie, die immer deutlicheren Auswirkungen von 
Klimawandel, Biodiversitätsverlust und Umweltver-
schmutzung sowie die lauter werdenden Warnungen 
aus den Gesundheitsdisziplinen, dem Weltklimarat (IPCC) 
und dem Weltbiodiversitätsrat (IPBES) – ist daher eine 
Chance, um neuen Schwung und Unterstützung für so-
lidarisch getragene Transformationen in Richtung Nach-
haltigkeit zu erzeugen. 

Die Transformationen betreffen zum einen die per-
sönlichen Lebensbereiche der Menschen: Hier können 
Veränderungen vorgedacht werden, die sowohl der indi-
viduellen Gesundheit dienen als auch einen Beitrag zur 
Erhaltung natürlicher Lebensgrundlagen leisten. Bei-
spielhaft hat der WBGU für seine globale Analyse die 
Bereiche Ernähren, Bewegen und Wohnen ausgewählt, 
da sie zu den elementaren Feldern menschlichen Da-
seins zählen. Darüber hinaus ist die Bewältigung plane-
tarer Risiken dringlicher denn je: Klimawandel, Ökosys-
temzerstörung und weltweite Verschmutzung erfordern  
beschleunigte, konzertierte und systemische Maßnahmen, 

Abbildung 1
Ein reaktiver Umgang mit 
Krankheiten und Umwelt-
schäden wird durch mehr 
Prävention und umfassende 
Förderung von Wider-
standsfähigkeit und Ent-
wicklungspotenzialen von 
Mensch und Natur ergänzt.
Quelle: WBGU
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um den eingeschlagenen Pfad der Zerstörung natürli-
cher Lebensgrundlagen zu verlassen. Parallel ist eine 
Neuausrichtung der weltweiten Gesundheitssysteme er-
forderlich: Sie müssen ertüchtigt werden, um mit den 
gleichzeitig auftretenden neuen und alten Gesundheits-
risiken umzugehen und zugleich ihren eigenen Beitrag 
zur Erhaltung natürlicher Lebensgrundlagen leisten. Und 
schließlich erfordert die Transformation eine fokussierte 
Bildung und Wissenschaft sowie eine globale Governance, 
die systemübergreifend die großen globalen und krisen-
haften Herausforderungen bewältigt.

Globale Dringlichkeitsgovernance 

Eine globale Umwelt- und Gesundheitsgovernance, die 
ein gesundes Leben auf einer gesunden Erde nicht als 
Utopie, sondern als realisierbare Mission erscheinen 
lässt, ist dringend notwendig. Eine solche Governance 
muss auf inklusiven, die Würde des Menschen respek-
tierenden Werten und einer regelbasierten internatio-
nalen Ordnung fußen. Die Agenda 2030, das Pariser 
Klimaübereinkommen sowie das Kunming-Montreal 
Biodiversitätsrahmenwerk sollten ihr als Orientierungs-
rahmen dienen. Es bedarf darüber hinaus global abge-
stimmter, beschleunigender, langfristiger Governance, 
die der Dringlichkeit wirksamen Handelns gerecht wird. 
Globale Dringlichkeitsgovernance, wie sie der WBGU 
empfiehlt, zeichnet sich durch die folgenden Charak-
teristika aus: 
1. ressort- und skalenübergreifende, kohärente Poli-

tikgestaltung, die auf systematische Abstimmungs-
prozesse zwischen nach außen und nach innen ge-
richteten Politikfeldern aufbaut und sich am Leitbild 

„Gesund leben auf einer gesunden Erde“ orientiert. 
2. Regierungsführung und Prozessgestaltung, die Trans-

formationsprozesse für Nachhaltigkeit substanziell 
beschleunigen. Dies reicht von ordnungspolitischen 
Ansätzen, Anreizstrukturen und Bürokratieabbau 
bis hin zu Akteursmobilisierung durch Einbindung 
und Teilhabe. 

3. eine langfristige, zukunftsgestaltende Perspektive bei 
gleichzeitig kurzfristig radikaler Wirksamkeit. Es gilt, 
mittel- bis langfristig Gestaltungsspielräume offen zu 
halten. Zugleich sollte vehement, klug reflektiert und 
demokratisch erstritten mit den Dynamiken umge-
gangen werden, die sich aus dem Zusammenspiel der 
sich gegenseitig bedingenden Globalkrisen ergeben.

Für eine solche Dringlichkeitsgovernance existieren 
keine Blaupausen. Sie sollte lokal, regional und national 
entsprechend der jeweiligen Nachhaltigkeitsherausfor-
derungen entwickelt und den Gegebenheiten angepasst 
und lernfähig ausgestaltet werden – stets jedoch gelei-
tet von der Vision, gesund zu leben auf einer gesunden 
Erde. Dies umfasst:
 > die Agenda 2030 als globalen Orientierungsrahmen 

und Handlungsauftrag zu stärken und umzusetzen,
 > ein Menschenrecht auf gesunde Umwelt als Leitbild 

und kontrollfähigen Maßstab in nationalen Verfas-
sungen zu verankern, insbesondere in Grundgesetz 
und EU-Grundrechtecharta, damit die Zivilgesell-
schaft staatliches Handeln oder Unterlassen gericht-
lich einklagen kann, 

 > eine kooperative Verantwortungsübernahme orien-
tiert am Leitbild „Health in All Policies“ zu etablieren,

 > bereits jetzt Diskursräume und Akteursstrukturen aus-
zubauen für die Entwicklung einer Post-2030-Agenda 
und somit die Grundlage der Vision „Gesund leben 
auf einer gesunden Erde“.

Insbesondere sollte die Bundesregierung politisches,  
ökonomisches und intellektuelles Leadership in Foren 
der UN, der EU, in der G7, G20 und Multistakeholder- 
Allianzen sowie gegenüber Unternehmen und Zivilge-
sellschaft übernehmen. 

Innerhalb der UN sollte Deutschland die im Rahmen 
der WHO laufenden Verhandlungen zum Pandemiever-
trag und den International Health Regulations nutzen, 
um ein umfassendes Verständnis von Pandemiepräven-
tion durch Natur- und Klimaschutz und Stärkung von Ge-
sundheitssystemen zu integrieren sowie Verzahnungen 
verschiedener Institutionen – WHO, Ernährungs- und 
Landwirtschaftsorganisation der UN (FAO), UN-Um-
weltprogramm (UNEP) und Weltorganisation für Tier-
gesundheit (WOAH) – sicherzustellen. 

Die EU sollte politische Führung für eine stärkere 
Verknüpfung von Gesundheits- und Umweltpolitik über-
nehmen, indem sie ihre hohen Umwelt- und Gesund-
heitsstandards durch konkrete Maßnahmen umsetzt und 
innereuropäische Solidarität, EU-weite Transparenz- und 
Monitoringsysteme sowie Partnerschaften ausbaut. 

Der WBGU empfiehlt, dass sich Deutschland auf 
Ebene von G7 und G20 aktiv für globale Gesundheits-
politik einsetzt und im Rahmen der G7-Verhandlungen 
die Einrichtung einer Planetary Health Task Force vor-
antreibt. Zudem sollte ein Beitrag dazu geleistet werden, 
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ein Inter-Agency Global Health Standing Committee mit 
dem Ziel der Koordination der globalen Gesundheits-
organisationen und Allianzen, ihren Mandaten und  
Finanzierungsnotwendigkeiten zu schaffen. 

Für Unternehmen müssen vermehrt Anreize geschaffen 
werden, Verantwortung für Gesundheit und Menschen-
rechte über ihre direkte Umgebung hinaus wahrzuneh-
men. Eine Stärkung von Berichts- und Sorgfaltspflichten 
sowie Sustainable Finance, d. h. die Berücksichtigung 
von Nachhaltigkeitskriterien bei Investitionsentschei-
dungen, können dazu einen wichtigen Beitrag leisten. 
Sie sollten so ausgestaltet sein, dass Menschen und Um-
welt in allen Ländern und gesellschaftlichen Gruppen 
gleichermaßen profitieren.

Die transformativen Potenziale von  
Gesundheitssystemen nutzen

Viele Gesundheitssysteme weltweit werden den neuen 
Herausforderungen durch globale Umweltveränderun-
gen nicht gerecht – aufgrund ihres kurativen Schwer-
punkts mit teilweiser Überversorgung, mangelnder Vor-
bereitung auf die neuen Gesundheitsrisiken sowie durch 
ihre großen ökologischen Fußabdrücke. Gesundheitssys-
teme sind allerdings zentral für den Schutz und die Ver-
besserung von Gesundheit, und ihre Weiterentwicklung 
ist angesichts der neuen Herausforderungen unerläss-
lich. Eine zentrale Rolle spielen hierbei umweltsensi-
ble Gesundheitsförderung und Prävention, bei welchen 
gesunde Ökosysteme als Ressource und Voraussetzung 
für Gesundheit anerkannt und Umweltveränderungen 
als wesentliche Determinanten von Krankheit berück-
sichtigt werden. Hierdurch können Gesundheitssysteme 
entscheidend zur Förderung gesunder und nachhaltiger 
Lebensstile sowie zur Gestaltung gesundheitsförderli-
cher Lebensbedingungen beitragen. Transformationen in 
Richtung Nachhaltigkeit, die Anpassung an Umweltver-
änderungen und die Stärkung von Resilienz können die 
Voraussetzung für eine angemessene Gesundheitsversor-
gung unter Beachtung planetarer Leitplanken schaffen. 
Resilienz in Gesundheitssystemen sollte dabei nicht nur 

die Risiken des Klimawandels, sondern aller anthropo-
genen Umweltveränderungen adressieren, insbesondere 
auch von Verschmutzung und Biodiversitätsverlust. Ein 
zentraler Aspekt ist dabei die Versorgungssicherheit, die 
auch bei unerwarteten und unwahrscheinlichen zukünf-
tigen Ereignissen sichergestellt werden muss. Da soziale 
Ungleichheiten einen deutlichen Einfluss auf Gesundheit 
haben, sollten Gesundheitssysteme und ihre Governance 
so weiterentwickelt werden, dass Solidarität und Teil-
habe Kernelemente werden und vulnerable Gruppen 
besonders berücksichtigt werden.

Der WBGU empfiehlt, umweltsensible Gesundheits-
förderung und Prävention in Gesundheitssystemen deut-
lich zu stärken, indem Gesundheitsfachkräfte zur Förde-
rung gesunder und nachhaltiger Lebensstile sowie zur 
Aufklärung über umweltbedingte Gesundheitsrisiken 
und Anpassungsmaßnahmen befähigt werden. Hierfür 
sind eine entsprechende Aus- und Weiterbildung, die 
Verbesserung personeller Ressourcen sowie eine An-
passung von Vergütungssystemen nötig. Öffentliche Ge-
sundheitsdienste sollten deutlich ausgebaut, vernetzt 
und ihre Aufgaben erweitert werden, so dass sie sektor-
übergreifende Kooperationen zur Verhältnisprävention 
(der gesundheitsförderlichen Gestaltung von Arbeits- 
und Lebensbedingungen) anstoßen und koordinieren 
können. Mit Hilfe integrierter Umwelt- und Gesund-
heitsinformationssysteme sollten Expositions-, Vulne-
rabilitäts- und Anpassungsanalysen durchgeführt sowie 
personalisierte digitale Frühwarnsysteme implementiert 
werden. Bestehende Strategien zur Verbesserung von 
Nachhaltigkeit und Resilienz sollten miteinander kom-
biniert und umgesetzt werden, unter Berücksichtigung 
aller Umweltveränderungen. Systemübergreifende und 
internationale Kooperationen können hierbei entschei-
dende Vorteile bringen und Synergien für Transforma-
tionen auch in anderen Sektoren und global erbringen. 
Forschungsbedarf besteht insbesondere in Bezug auf 
den Einfluss von Umweltveränderungen und gesunden 
Ökosystemen auf die menschliche Gesundheit, Voraus-
setzungen für Transformationen in Gesundheitssystemen, 
zu Wirksamkeit und Mehrgewinnen konkreter Maßnah-
men der Gesundheitsförderung und Prävention sowie im 
Hinblick auf Maßnahmen, Instrumente und Daten zur 
Stärkung von Nachhaltigkeit und Resilienz.
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Planetare Risiken bewältigen: Klimawandel,  
Biodiversitätsverlust, Verschmutzung 

Neben Klimawandel und Biodiversitätsverlust ist die 
weltweit zunehmende Verschmutzung ein großes Risiko 
für die Gesundheit von Mensch und Natur. 

Klimaschutz und Schutz der Biodiversität vorantreiben
Der Klimawandel entwickelt sich zur größten Bedrohung 
für menschliche Gesundheit und ist untrennbar mit dem 
fortschreitenden Verlust der Biodiversität verbunden. 
Zur Bewältigung dieser Krisen und der damit verbunde-
nen Risiken für Natur und Mensch ist ein Nexus-Ansatz 
besonders aussichtsreich, der Klima- und Biodiversi-
tätsschutz integriert betrachtet, Synergien nutzt und 
Zielkonflikte konstruktiv angeht. Der WBGU empfiehlt, 
Emissionsminderungen durch den darauf abgestimmten 
Stopp der Exploration fossiler Energieträger zu unterstüt-
zen. Die Stärkung der Biosphäre an Land, im Süßwasser 
und im Meer kann Klimaschutz ergänzen sowie Anpas-
sung an den Klimawandel, Biodiversitätsschutz, mensch-
liches Wohlergehen sowie natürliche Lebensgrundlagen 
sichern. Auf diese Weise können auch die Beiträge der 
Natur für die Menschheit erhalten und langfristig eine 
Stabilisierung des Klimas erreicht werden.

Verstärkter Naturschutz spielt zudem eine wesent-
liche Rolle bei der Prävention zoonotischer Pandemien: 
Die Einrichtung von Schutzgebietssystemen, die Um-
setzung eines integrierten Landschaftsansatzes sowie 
die Einhegung von Wildtierjagd und -handel – unter 
Berücksichtigung der Rechte indigener Völker und mög-
licher Nebenwirkungen auf andere Nachhaltigkeitsziele –  
bieten wichtige Ansatzpunkte zur Minderung der Kon-
takte zwischen Menschen und Wildtieren. Die Forschung 
für derartige präventive Strategien sollte gestärkt werden.

Für Regionen, in denen absehbar die Grenzen der An-
passung an Klima- und Umweltveränderungen erreicht 
und das Wohlergehen von Menschen, Tieren und Pflan-
zen gefährdet werden, sollten geregelte Formen der Mig-
ration von Menschen entwickelt werden sowie auch die  
Migration von Arten durch die Schaffung vernetzter 
Schutzgebiete und Ökosysteme erleichtert werden.

Allerdings werden globale Biodiversitäts-, Klima- 
und Nachhaltigkeitsziele für 2030 und danach wahr-
scheinlich scheitern, wenn die Ursachen des Klimawan-
dels und des Biodiversitätsverlusts nur unzureichend 
beseitigt werden und Maßnahmen zur Erfüllung aktu-
eller Vereinbarungen und Ziele nicht wie konkret erfor-
derlich an Tempo und Umfang zunehmen. 

Verschmutzung
Die weltweit zunehmende menschengemachte Ver-
schmutzung ist ein großes Risiko für die Gesundheit 
von Mensch und Natur. Dies kann durch eine zirkuläre 
Wirtschaft und Emissionskontrollen reduziert werden.

Gesundheitsgefährdende Stoffe werden bei Produk-
tion und Konsum freigesetzt, die nicht in geschlossenen 
Kreisläufen stattfinden. Das Problem der Verschmut-
zung könnte sich zwar künftig als Nebenfolge von 
Maßnahmen zum Klimaschutz in einigen Bereichen 
verringern. Es könnte sich aber teilweise auch auf neue 
Stoffe und Anwendungen verlagern, z. B. im Zuge der 
Energie- oder Mobilitätswende. Daher muss genau jetzt, 
wo die Bekämpfung des Klimawandels hohe Priorität 
auf den politischen Agenden genießt, das Thema der 
weltweiten Verschmutzung mit gesundheitsgefährden-
den Stoffen politisch stärker adressiert werden. Es bie-
tet zudem Potenziale für Mehrgewinne für den Biodi-
versitäts- und Klimaschutz.

Dafür sollte ein weltweites Rahmenübereinkommen 
zur Bekämpfung von Verschmutzungen durch gefährliche 
Stoffe verhandelt werden, das dem Leitbild „Zero Pollu-
tion“ folgt. Dieses zielt auf ein Mensch-Umwelt-Verhältnis 
ab, das so gestaltet ist, dass weder dem Menschen noch 
der Umwelt Schaden zugefügt wird. Ein Kernbestandteil 
eines solchen Rahmenübereinkommens sollte ein inter-
nationales Zulassungsregime für besonders besorgnis-
erregende Stoffe sein.

Um das Zero-Pollution-Ziel zu erreichen, ist wiede-
rum das Leitbild der Kreislaufwirtschaft entscheidend. 
Viele Chemikalien sind für wirtschaftliche Prozesse so-
wie die Funktionalität technischer Produkte essenziell 
und hier teilweise (noch) nicht substituierbar. In Zu-
kunft muss daher gerade bei persistenten Verbindun-
gen, deren Freisetzung zu einem erhöhten Risiko für 
die Gesundheit führt, sichergestellt werden, dass sie in 
technischen Kreisläufen gehalten werden oder dass sie 
bei ihrer Verwendung nicht in die Umwelt gelangen.
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Lebensbereiche gestalten: Ernähren,  
Bewegen, Wohnen

Wie wir essen, uns bewegen, wohnen, arbeiten und unsere 
Freizeit verbringen – all das wirkt sich auf unsere Ge-
sundheit aus und hat gleichzeitig Konsequenzen für das 
Klima, die Ökosysteme und die Ausbreitung schädlicher 
Stoffe. Damit gesundes, umweltfreundliches Verhalten 
attraktiv oder überhaupt erst möglich wird, sind auch 
entsprechende äußere Verhältnisse nötig. Anhand exem-
plarisch ausgewählter zentraler Lebensbereiche zeigt der 
WBGU auf, welche Verhältnisse und Verhaltensweisen 
erstrebenswert und erreichbar sein könnten. 

Wege zu einer gesunden Ernährung – für alle
Ob die international vereinbarten Klima- und Biodiver-
sitätsziele erreicht werden können, hängt auch von der 
Transformation umweltschädigender und ungesunder 
Ernährungsweisen hin zu einer nachhaltigen pflanzen-
basierten, reichhaltigen und abwechslungsreichen Ernäh-
rung ab. Diese Transformation führt weg vom übermäßi-
gen Konsum tierischer Produkte und hochverarbeiteter 
Lebensmittel und setzt bisher in der Tierfutterproduk-
tion gebundene Landreserven frei. Die Umwidmung der 
Landnutzung sollte der Nahrungsmittelproduktion für 
den Menschen, dem Klimaschutz und durch die Renatu-
rierung von Ökosystemen dem Biodiversitätsschutz zu-
gutekommen. Eine solche Umstellung hat nicht nur öko-
logische und ökonomische Vorteile, sondern fördert auch 
in erheblichem Maße die Gesundheit des Menschen, z. B. 
durch verbesserte Nährstoffversorgung und reduzierte 
Krankheitsrisiken sowie durch die Förderung von diver-
sen Mikrobiomen im Menschen, den bewirtschafteten 
Böden und der produzierten Nahrung. Die Nahrungspro-
duktion sollte klimaresilient und nachhaltig in naturnah 
strukturierten Landschaften erfolgen, bei moderatem 
Einsatz synthetischer und organischer Düngemittel und 
unter Einsatz klimaresilienter Nutzpflanzen und Pro-
duktionsmethoden. Regionale Vermarktung reduziert 
emissionsintensiven Transport und erhält die Frische und 
Qualität der Nahrung. Der Einfluss von Betriebsgrößen, 

Bewirtschaftung, Verarbeitung und Vertrieb auf nach-
haltige Produktion sollte in entsprechenden Forschungs-
vorhaben weiter untersucht werden.

Politisches Ziel sollte sein, die Attraktivität und 
Vielfalt einer ausgewogenen und nachhaltigen Ernäh-
rung (basierend auf der Planetary Health Diet) und die 
Wertschätzung von gesundheitsförderlichen und nach-
haltigen Nahrungsmitteln deutlich zu stärken. Hierfür 
empfiehlt der WBGU eine positive Ernährungskommu-
nikation und -bildung im Rahmen von Bildungsmaß-
nahmen und Aufklärungskampagnen, aber auch in der 
Werbung sowie in der Kommunikation und Umsetzung 
politischer Maßnahmen.

Bewegungsfreundliche Umwelt – umweltfreundliche 
Bewegung
Veränderte Bewegungsmuster bieten enormes Potenzial 
für Gesundheit und Umwelt. Aktuell wird körperliche 
Aktivität aber aus allen Lebensbereichen verdrängt – von 
Erwerbsarbeit, Hausarbeit und Ausbildung über Mobili-
tät bis hin zur Freizeit. Sehr viele Menschen erreichen 
die WHO-Empfehlung für körperliche Aktivität nicht 
und sitzen viele Stunden. Bewegungsmangel und se-
dentäres Verhalten (d. h. sitzen und liegen im wachen 
Zustand) sind wichtige Risikofaktoren für viele nicht 
übertragbare Krankheiten; die zur Bewegungsvermei-
dung eingesetzten Hilfsmittel schaden häufig Umwelt 
und Menschen. Insbesondere Autoverkehr verbraucht 
viel Energie, Ressourcen und Platz, verursacht Luftver-
schmutzung, Klimaschäden und Lärm. Er beschränkt die 
Bewegungsfreiheit, Sicherheit, soziale Interaktionen und 
Teilhabe von Menschen in ihrem Wohnumfeld und von 
allen, die zu Fuß gehen, Rad fahren oder auf öffentliche 
Verkehrsmittel angewiesen sind – z. B. Kinder und viele 
ältere oder ärmere Menschen. 

Mehr umweltfreundliche Bewegung erfordert eine be-
wegungsfreundliche Umwelt. Der WBGU empfiehlt, drei 
miteinander verschränkte Ansätze zu verfolgen: 

Erstens sollte Bewegung wieder in alle Lebensbereiche 
integriert werden. Dafür müssen vor allem die äußeren 
Verhältnisse angepasst werden. Infrastrukturen, gebaute 
und natürliche öffentliche Räume, Regulierung, Steuern 
und Preise sowie öffentliche Angebote sollten so gestal-
tet sein, dass gesundes und umweltgerechtes Verhalten 
die einfachste Wahl ist. Dies erfordert nationale Quer-
schnittsstrategien, die Beiträge zur umwelt- und klima-
freundlichen Bewegungsförderung aus mehreren Politik-
bereichen verbindlich verankern und koordinieren.

Zweitens bietet aktivere sowie saubere und effiziente 
Mobilität besonders große Potenziale für Synergien. Ge-
sundheits- und Nachhaltigkeitsakteure sollten stärker an 
nationalen Mobilitätsstrategien beteiligt werden. Aktive 
Fortbewegung sollte gefördert werden: durch die Um-
verteilung von Flächen und die Schaffung durchgehend 
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sicherer Fuß- und Radwegenetze, kompakter Siedlungen 
sowie flächendeckender öffentlicher Nahverkehrsan-
gebote. Zudem sollten die negativen gesellschaftlichen 
und ökologischen Wirkungen von motorisiertem Indi-
vidualverkehr konsequent in Bepreisung, Regulierung 
und Flächenzuweisung einfließen und sein räumlicher 
Zugang entsprechend eingeschränkt werden. 

Drittens sind dabei die Bedürfnisse von Kindern und 
Jugendlichen ein sehr guter Gestaltungsmaßstab für 
Städte und Mobilitätssysteme, denn sie können als  
Proxy für viele Gesundheits- und Umweltaspekte dienen.

Die drei Ansätze sollten auch in der internationalen 
Entwicklungszusammenarbeit und Entwicklungsfinan-
zierung, insbesondere in Bezug auf Infrastrukturinves-
titionen, verankert werden.

Wohnen in gesundheitsfördernden und nachhaltigen 
Siedlungen
Die Art, wie Siedlungen gebaut sind, bestimmt auch 
darüber, wie gesund Menschen darin leben. Städte und 
Siedlungen verursachen Klimawandel, Biodiversitäts-
verlust und Verschmutzung und sind zugleich von ihnen 
betroffen. Daraus ergeben sich Ansatzpunkte für Syn-
ergien, mit denen die Transformation zur Nachhaltig-
keit beschleunigt werden kann. Dies betrifft nicht nur 
die weltweit notwendige Verbesserung des Bau- und 
Wohnungsbestands sowie des Wohnumfelds. Da bis 
Mitte des Jahrhunderts für rund 2,5 Mrd. Menschen 
neue Siedlungsräume gebaut werden müssen bietet 
sich ein Gelegenheitsfenster, in kurzer Zeit nachhalti-
ges und gesundes Bauen mit klimaverträglichen Bau-
stoffen in großem Maßstab voranzubringen und nicht 
nachhaltige Pfadabhängigkeiten zu vermeiden. Dies be-
trifft u. a. die Themen Baustoffe, Recycling, die Gestalt 
von Städten sowie urbane Infrastrukturen und gesund-
heitsförderliche Wohnbedingungen. Dies erfordert eine  
Planungspolitik, die
1. eine baulich-räumliche Gestalt priorisiert, die gesundes 

Wohnen sowie Umwelt- und Klimaschutz ermöglicht,
2. Bauvorhaben weltweit so beschleunigt, dass mit 

dem rapiden Wachstum der städtischen Bevölke-
rung Schritt gehalten und ungeplantes Städtewachs-
tum weitgehend vermieden wird, und

3. eine an die jeweiligen regionalen Bedingungen ange-
passte Balance findet zwischen baulicher Verdich-
tung, Mobilität und der Schaffung von Grün- und 
Blauräumen („dreifache Innenentwicklung“). 

Mit Blick auf Planung und Governance empfiehlt der 
WBGU, institutionelle und disziplinäre Grenzen in Pla-
nungsprozessen zu überwinden (z. B. öffentliche Gesund-
heitsdienste einzubinden), einen relevanten Anteil des 
Stadtraums gemeinwohlorientierter Nutzung vorzube-
halten, sicheren und bezahlbaren gesundheitsfördern-
den Wohnraum langfristig zu gewährleisten sowie die 

Position eines Urban Chief Health Officer zu etablieren. 
Zur Förderung umwelt- und gesundheitsförderlicher 
Infrastrukturen und Bauweisen werden die Ausweitung 
urbaner Grün- und Blauflächen und der Holzbau im Ge-
bäudesektor sowie die Wiederverwendbarkeit und Re-
zyklierbarkeit von Baustoffen empfohlen. 

Bildung und Wissenschaft im Sinne des Leitbilds 
„Gesund leben auf einer gesunden Erde“ 

Bildung und Wissenschaft nehmen eine Schlüsselposi-
tion für die Vision „Gesund leben auf einer gesunden  
Erde“ ein. Ihr transformatives Potenzial für die Gesund-
heit von Mensch und Natur kann sich global jedoch nur 
entfalten, wenn weltweit empirisch basierte Antworten 
auf Forschungs- und Bildungsfragen kontextspezifisch 
entwickelt und Netzwerke zwischen Politik, Wissen-
schaft, Privatwirtschaft und Zivilgesellschaft für Refle-
xion und Umsetzung aufgebaut werden. Hierfür bedarf 
es des Abbaus der gravierenden Unterschiede zwischen 
nationalen Wissenschaftssystemen, der Förderung trans-
regionaler, von Reziprozität geprägter Partnerschaften 
und der systematischen Förderung weltweit von Bil-
dung im Sinne des Leitbilds „Gesund leben auf einer 
gesunden Erde“.

Bildung
Bildung für nachhaltige Entwicklung kann durch die Stär-
kung einer umfassenden Gesundheitsperspektive auch 
zu einer Bildung im Sinne des Leitbilds „Gesund leben 
auf einer gesunden Erde“ werden. Diese sollte erstens 
Wissen, Sichtweisen und Kompetenzen zu Gesundheit 
von Natur und Mensch lebensbegleitend fördern und 
ermöglichen sowie zweitens zu nachhaltigem Handeln 
in den Bildungseinrichtungen selbst anhalten und da-
durch Vorbildfunktion für das tägliche Handeln entfalten. 
Partizipation und Transdisziplinarität sind dabei wichtig.

Ein Kernelement eines entsprechenden Bildungsauf-
trags ist die Erhaltung und die Renaturierung gesun-
der Ökosysteme und ihrer typischen Biodiversität, auch 
als Voraussetzung für die Stabilisierung der natürlichen  
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Lebensgrundlagen für den Menschen. Ein weiteres Kern-
element betrifft die Gestaltung der menschengemach-
ten Umwelt, orientiert an Prinzipien der Gesundheits-
förderung für den Menschen. Ein drittes Kernelement 
umfasst die schonende und gesundheitsfördernde Nut-
zung natürlicher Ressourcen und ihre Regeneration 
für die nachhaltige Verfügbarkeit über Generationen 
hinweg, auch unter Berücksichtigung sozialer Vertei-
lungsgerechtigkeit.

Breitenwirksame Strategien – von der frühkindlichen 
und Schulbildung bis zu Fortbildungsangeboten für  
lebensbegleitendes Lernen – dienen der wechselseiti-
gen Stärkung der Gesundheit von Arten, Ökosystemen 
und Mensch und sollten zeitnah etabliert werden. Zu-
dem können Gesundheitsfachkräfte in ihrer Rolle als 
Multiplikator:innen für das Leitbild gestärkt werden.

Diese Bildungsstrategie unter dem Leitbild „Gesund 
leben auf einer gesunden Erde“ sollte in den bestehen-
den Prozess zur Verankerung von Bildung für nachhal-
tige Entwicklung in alle Bildungsbereiche einfließen 
und ihm neuen Aufschwung verleihen. Dazu empfiehlt 
der WBGU, Gesundheit als integrales und explizites  
Handlungsfeld im Konzept Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung hervorzuheben und Bildung als Strategie für 
gesundes und nachhaltiges Verhalten in gesunden und 
nachhaltigen Verhältnissen zu nutzen.

Wissenschaft 
Die Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ er-
fordert eine Wissenschaft für gesellschaftliche Zukunfts-
gestaltung im globalen Maßstab – im Zusammenspiel 
von Forschung, Beratung und Nachwuchsförderung an 
den Schnittstellen von Gesundheits-, Natur- und So-
zialwissenschaften. Es bedarf der partnerschaftlichen 
Forschung von Wissenschaftler:innen aus Ländern un-
terschiedlicher Einkommensgruppen und Regimetypen 
sowie kontinuierlicher, iterativer Prozesse von Ideen- 
und Technologieentwicklung und der sukzessiven Ver-
änderung institutioneller Regelwerke und kultureller 
Alltagspraktiken. Dafür müssen unterfinanzierte Wissen-
schaftssysteme weltweit gestärkt werden und eine welt-
gesellschaftlich-gemeinsame Sprech- und Handlungs-
fähigkeit sichergestellt werden – durch transregionale 
Kooperationen von Wissenschaft, Wissenschaftspolitik 
und Wissenschaftsförderung. 

Die Folgen eines fragmentierten und von Ungleich-
heit geprägten globalen Wissenschaftssystems konn-
ten während der COVID-19-Pandemie beobachtet wer-
den: Impfstoffentwicklung und -produktion waren 
leistungsfähigen nationalen Wissenschaftssystemen 
möglich. Aufgrund lokalen Bedarfs stellte jedoch trans- 
regionale Verteilung eine enorme Herausforderung dar. 
Vorwürfe wie „globale Impf-Ungerechtigkeit“ oder „Impf-
stoff-Apartheid“ erschweren multilaterale Kooperation. 

In Deutschland ist die Entwicklung der Forschungs-
plattform für One Health vielversprechend; diese sollte  
nun von den verschiedenen Ressorts im Sinne der  
Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ mit der 
entsprechenden Wissenschaftsförderung unterlegt wer-
den. Der WBGU spricht sich zudem, orientiert am Bei-
spiel der Deutschen Allianz Meeresforschung, für die 
Einrichtung einer Allianz aus, über die transformative 
Forschung an den Schnittstellen zwischen Umwelt und 
Gesundheit in Kooperation zwischen Universitäten und 
außeruniversitären Einrichtungen gefördert wird.

International sollten analog hierzu transregionale 
Förderprogramme zum Umwelt-Gesundheits-Nexus 
weiter ausgebaut und eine gemeinsame Förderland-
schaft institutionalisiert werden, auch unter Einbe-
zug privatwirtschaftlicher Akteure. Über das Belmont  
Forum und Future Earth existieren hier erste entspre-
chend transregional aufgestellte Fördernetzwerke, die es 
aber insbesondere im Bereich der transformativen Umwelt- 
Gesundheitsforschung weiter auszubauen und finanziell 
auszustatten gilt.

Wissenschaftler:innen sind Teil einer globalen Gemein-
schaft, die das Potenzial hat, die gemeinsame Erforschung 
des Themenkomplexes Umwelt-Gesundheit über natio-
nale und disziplinäre Grenzen hinweg durchzuführen.  
Gleichzeitig gilt es, die transregionalen und transsek-
toralen Netzwerke aufzubauen, die für die Umsetzung 
und die Ausgestaltung politischer, privatwirtschaftlicher 
und zivilgesellschaftlicher Entscheidungsprozesse not-
wendig sind. 

Die deutsche Wissenschaftspolitik hat die Verantwor-
tung, Zukunft zu gestalten: mittels interdisziplinärer,  
global ausgerichteter und im transregionalen Dialog prak-
tizierter Wissenschaft im Sinne des Leitbilds „Gesund 
leben auf einer gesunden Erde“.       
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Epilog: UN-Zukunftsgipfel als Forum nutzen und 
Post-2030-Agenda in den Blick nehmen

Das vorliegende Gutachten richtet sich an Entschei-
dungsträger:innen der internationalen Nachhaltigkeits- 
und Gesundheitspolitik und ist zugleich ein Diskursbei-
trag für den Vorbereitungsprozess zum „Summit of the  
Future“ der Vereinten Nationen, der im September 2024 
in New York stattfindet. Deutschland und Namibia sind 
im Auftrag der UN-Generalversammlung federführend 
für die Vorbereitung des Gipfels, der auch die Verbes-
serung der multilateralen Kapazitäten zum Umgang mit 
globalen Krisen zum Gegenstand hat. Globale Gesund-
heit und die Stärkung der Rolle der WHO sind bereits 
als mögliche Schwerpunkte des Gipfels in der Diskussion. 
Nach Auffassung des WBGU sollte auf diesem Zukunfts-
gipfel die Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ 
eine sichtbare Rolle spielen.

Die transformative Kraft des Themas Gesundheit 
reicht jedoch weit über den Zukunftsgipfel hinaus und 
könnte ein zentraler Baustein für die Weiterentwick-
lung der Nachhaltigkeitsagenda nach 2030 werden. 
Denn Gesundheit im Sinne der WHO, die nicht nur die  
Abwesenheit von Krankheit, sondern ein Zustand des 
vollständigen körperlichen, seelischen und sozialen 
Wohlbefindens ist, erfordert eine umfassende Transfor-
mation zur Nachhaltigkeit. Zur politischen Anerkennung 
dieser erweiterten Gesundheitsperspektive möchte das 
vorliegende Gutachten einen Beitrag leisten.
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Globale Dringlich-
keitsgovernance

Lange hat sich die globale Gesundheitslage positiv ent-
wickelt: Infektionskrankheiten wurden zunehmend 
beherrschbar, Hygiene und medizinische Fortschritte 
nahmen vielen Krankheiten den Schrecken, die Kinder-
sterblichkeit nahm ab und die Lebenserwartung zu. 
Doch dieses Bild trübt sich zunehmend ein. Zum einen 
konnten längst nicht alle Menschen von diesen Fort-
schritten profitieren – es ist vor allem die Armut in 
 vielen Teilen der Welt, die noch immer vermeidbare 
Erkrankungen grassieren lässt. Zum anderen zeichnet 
sich immer deutlicher ab, dass die zivilisatorischen Ent-
wicklungen neue Gesundheitsrisiken mit sich gebracht 
haben, die alle Menschen weltweit betreffen. 

Die Art und Weise, wie sich heute viele Menschen 
weltweit ernähren und bewegen, wie sie wohnen und 
arbeiten, bedroht nicht nur die natürlichen Lebens-
grundlagen, sondern schädigt auch zunehmend ihre 
eigene Gesundheit. Der Klimawandel, die Ökosystem-
zerstörung und die weltweite Verschmutzung belasten 
zunehmend die menschliche Gesundheit – von Hitze-
wellen, Dürren oder Überflutungen bis hin zu Ernteaus-
fällen. Auch die COVID-19-Pandemie, der bisher 
6,8 Mio. Menschen (März 2023) zum Opfer fielen, ist 
Ausdruck dieser neuen Bedrohungen. Man kann daher 
von einer Gesundheitskrise sprechen, die auch als Syn-
demie bezeichnet werden kann: Eine Syndemie ist das 
gemeinsame Auftreten mehrerer Krankheiten oder 
Erkrankungsrisiken, die sich unter bestimmten sozio-
ökonomischen und ökologischen Bedingungen spezi-
fisch ausprägen, miteinander agieren, sich potenziell 
verstärken sowie teilweise auf gemeinsame Ursachen 
zurückzuführen sind. Auch der Bericht über die mensch-
liche Entwicklung 2022 des Entwicklungs programms 
der Vereinten Nationen (UNDP) belegt diese Entwick-
lung eindrücklich: Erstmals seit 1990 zeigt der Human 
Development Index in zwei aufeinander folgenden  Jahren 
sich global verschlechternde Lebensbedingungen an. 

Es wird deutlich, dass die enge Verbindung, die zwi-
schen menschlicher Gesundheit und dem Zustand der 
natürlichen Umwelt besteht, viel stärker beachtet werden 
muss, wenn diese Gesundheitskrise bewältigt werden 
soll. Hier setzt der WBGU im vorliegenden Gutachten 

an und diskutiert die Entwicklungen der genannten 
Krisen und ihre Ursachen. Er entwickelt die Vision 
„Gesund leben auf einer gesunden Erde“ und erarbeitet 
Handlungs- und Forschungsempfehlungen, die die 
Umsetzung dieser Vision befördern können. Zur Bewäl-
tigung dieser Gesundheitskrise leisten in den letzten 
Jahren verstärkt diskutierte integrative und transdiszi-
plinäre Gesundheitskonzepte wie One Health, Plane-
tary Health und EcoHealth wertvolle Beiträge. Die 
Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ führt 
viele Aspekte dieser Konzepte zusammen. Übergreifen-
des Ziel dieses Gutachtens ist es, dem Thema Gesund-
heit im globalen Diskurs einen neuen Stellenwert zu 
verschaffen und seine transformative Kraft für die 
Nachhaltigkeit zu nutzen. Die Vision „Gesund leben auf 
einer gesunden Erde“ könnte zu einem zentralen Thema 
für die Post-2030- Nachhaltigkeitsagenda werden: 
Gesundheit betrifft alle Menschen, und dies elementar. 
Auch der Schutz der Natur ist Menschen weltweit ein 
wichtiges Anliegen, dies zeigt das 2022 von der 
 internationalen Staatengemeinschaft verabschiedete 
 Kunming-Montreal Rahmenwerk für die Biodiversität. 
In dieser besonderen doppelten Wertschätzung der 
Gesundheit von Mensch und Natur und der Erkenntnis 
ihrer Untrennbarkeit liegen beachtliche Kräfte, um die 
notwendige Transformation zur Nachhaltigkeit zu 
beschleunigen. 

Dabei müssen auch längerfristige Prozesse des 
 Zerfalls – wie die Krise des Multilateralismus sowie die 
weltweit zu beobachtenden gesellschaftlichen Polari-
sierungs-, Fragmentierungs- und Autokratisierungspro-
zesse – in den Blick genommen werden. Dies erfordert, 
auch vor dem Hintergrund des russischen Angriffs-
kriegs auf die Ukraine und der Multipolarität der 
 Weltordnung, krisenfeste Politikgestaltung. 

Wie lassen sich die gleichzeitig und global zu beob-
achtenden negativen Gesundheits- und Umwelttrends 
gerade in einer „Zeitenwende“ stoppen? Welche Pfade 
gilt es einzuschlagen, um auch langfristig ein gesundes 
und menschenwürdiges Leben auf der Erde zu ermögli-
chen? Wie ist mit möglichen Grenzen der  Bewohnbarkeit 
und dem Verlust von Habitaten umzugehen? Welche 
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Impulse können und sollten aus dem Thema Gesundheit 
für die Transformationen zur Nachhaltigkeit erwach-
sen? Hierzu werden strategische Empfehlungen entwi-
ckelt, die vielversprechende Mehrgewinne bieten, um 
ein gesundes menschliches Leben auf einer gesunden 
Erde zu gewährleisten. 

Der WBGU zeigt mittels eines systemischen Blicks 
und aus individueller Perspektive Möglichkeiten auf, 
wie Umweltschutz und Gesundheitsförderung in Zeiten 
multipler Krisen wirkungsvoll miteinander verzahnt 
und integriert werden können. Um die Herausforde-
rungen zu bewältigen, ist internationale Kooperation 
unerlässlich. Der Mehrwert dieses Gutachtens gegen-
über bereits vorliegenden Arbeiten liegt auch in den 
interdisziplinären Analysen strategisch bedeutsamer 
menschlicher Lebensbereiche – Ernähren, Bewegen 
und Wohnen – und der Identifikation der transformati-
ven Potenziale von Gesundheitssystemen. Einen Bei-
trag zur Neuordnung der globalen Gesundheits- und 
Nachhaltigkeitsgovernance zu leisten, ist eines der zen-
tralen Anliegen dieses Gutachtens. So gibt der WBGU 
Impulse für die gegenwärtige, in den 17 Nachhaltig-
keitszielen gespiegelte internationale Nachhaltigkeits-
politik und über die Agenda 2030 hinaus. 

Aufbau des Gutachtens
Das Gutachten beginnt mit einem historischen Blick auf 
das Thema Gesundheit und einer Analyse des Status 
quo der Gesundheit von Mensch und Natur (Kap. 2). 
Darauf aufbauend wird die Vision „Gesund leben auf 
einer gesunden Erde“ skizziert und bestehende Kon-
zepte ausgewertet (Kap. 3). Es folgt ein Kapitel, in dem 
anhand der exemplarisch ausgewählten Lebensbereiche 
Ernähren, Bewegen und Wohnen deren enge Verzahnung 
mit menschlicher Gesundheit und Ökosystemschutz 
aufgezeigt und Wege zur Integration von Gesundheits-
förderung und Umweltschutz beschrieben werden. 
Danach wird die Gesundheitsrelevanz der dreifachen 
Umweltkrise Klimawandel, Biodiversitätsverlust und 
Verschmutzung behandelt (Kap. 5). Im Anschluss wird 
in einem eigenen Kapitel aufgezeigt, wie Gesundheits-
systeme diese neuen Herausforderungen bewältigen, 
dabei gesunde und nachhaltige Lebensstile fördern 
sowie Transformationen zur Nachhaltigkeit in anderen 
Sektoren anstoßen können (Kap. 6). Die transnationale 
und internationale Gestaltung der Umwelt- und 
Gesundheitsgovernance mit dem Ziel sektor- und system-
übergreifender Weichenstellungen steht im Zentrum 
des folgenden Kapitels (Kap. 7). Die Rolle von Bildung 
und Wissenschaft bei der Förderung der Vision „Gesund 
leben auf einer gesunden Erde“ bildet den Schlusspunkt 
dieses Gutachtens (Kap. 8). Am Ende des Gutachtens 
folgt ergänzend als Schnellübersicht eine gebündelte 
Darstellung zentraler Handlungs- und Forschungs-

empfehlungen, die in den vorhergehenden Kapiteln 
hergeleitet und eingehender beschrieben sind.
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In den letzten Jahrzehnten hat sich die menschliche Gesundheit weltweit ver-
bessert, aber nicht alle Menschen haben davon profitiert. Zunehmend führen 
auch die Wohlstandsgewinne selbst zu negativen Auswirkungen auf die Ge-
sundheit. Gleichzeitig führt unsere ressourcenintensive Lebensweise zu einer 
globalen Umweltkrise. Sie bedroht die natürlichen Lebensgrundlagen und 
 damit die Gesundheit aller Menschen sowie von Arten und Ökosystemen. Die 
globale Krise könnte zudem den Zusammenhalt unserer Gesellschaften gefähr-
den. Es ist Zeit, einen neuen Blick auf den zivilisatorischen Fortschritt zu werfen.

In den letzten Jahrzehnten hat sich mit steigendem 
Wohlstand die menschliche Gesundheit weltweit ver-
bessert. So sind viele Infektionskrankheiten zurückge-
drängt worden, die Mütter- und Kindersterblichkeit 
sind gesunken und der Anteil der Menschen, die in 
absoluter Armut leben, wurde stark verringert. Ande-
rerseits nehmen lebensstilbedingte Krankheiten zu, 
und die Fortschritte bei Wohlstand und Gesundheit 
sind weltweit sehr ungleich verteilt (WHO, 2022i). 
Gleichzeitig hat die biologische Vielfalt weltweit dras-
tisch abgenommen, was Funktionen und Leistungen 
vieler Ökosysteme erheblich beeinträchtigt, bis hin zu 
Auswirkungen auf das Erdsystem (IPBES, 2019). Der 
immense Ausstoß von Treibhausgasen und damit der 
anthropogene Klimawandel, die zunehmende Vernich-
tung natürlicher Lebensräume und die weltweit rasch 
wachsende Verschmutzung von Luft, Böden, Gewäs-
sern und Meeren haben zu einer planetaren Krise 
geführt (UNEP, 2021a). In vielen Gesellschaften ist die 
Beziehung zwischen Mensch und Natur von einer star-
ken Distanzierung und Entfremdung geprägt, so dass 
durch menschliche Aktivitäten zunehmend die ökologi-
schen Lebensgrundlagen wie auch die sozialen und 
ökonomischen Systeme gefährdet sind – und damit 
auch die Gesundheit von Menschen, anderen Lebewe-
sen sowie des Planeten und seiner Ökosysteme insge-
samt. Die gesundheitlichen Fortschritte der letzten 
Jahrzehnte drohen durch diese Entwicklungen unter-
miniert zu werden.

Um diese Entfremdung des Menschen von seinen 
natürlichen Lebensgrundlagen besser zu verstehen, 
bedarf es zunächst einer Betrachtung grundlegender 
Gesetzmäßigkeiten allen Lebens auf dieser Erde, die 
auch das Leben des Menschen bestimmen, und schließ-
lich der kulturhistorischen Entwicklung des Mensch-
Natur-Verhältnisses (Kap. 2.1). Dieser Rückblick zeigt, 
dass die Gesundheit des Menschen historisch von der 
Aneignung, Erschließung und Ausbeutung der Natur 
durch den Menschen profitiert hat. Die Industrialisie-
rung und der Ausbau von Energie- und Produktions-
systemen verbesserten die Lebensbedingungen, paral-
lel dazu nahmen allerdings die negativen Auswirkun-
gen auf das Klima, die natürliche Umwelt und auch 
menschliche Lebensräume kontinuierlich zu. Die immer 
weiter fortschreitenden Möglichkeiten der modernen 
Medizin, z.  B. die Entwicklung der Hygiene, Impfungen 
oder Antibiotika, leisteten der Illusion Vorschub, der 
Mensch könne dem natürlichen Lebenszusammenhang 
durch technologischen Fortschritt entfliehen und die 
wahrgenommene Bedrohung durch die Natur immer 
stärker beherrschen. Der Mensch greift durch seine 
Verhaltensweisen maßgeblich in planetare Systeme ein 
– dies betrifft z.  B. Ozeanströme, das Klimasystem, 
Gletscher- und Eisbedeckung, Stoffkreisläufe oder 
großskalige, ökosystemare Zusammenhänge. Die Abun-
danz, Verbreitung und Gesundheit von Arten und Öko-
systemen verändert sich bzw. nimmt kontinuierlich ab. 
Das Bild einer gesunden Erde weicht dem eines  Planeten 
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in der Krise, auf dem das langfristige Überleben der 
menschlichen Zivilisation, wie wir sie heute kennen, 
nicht mehr garantiert ist. Der Nobelpreisträger und 
Atmosphärenchemiker Paul Crutzen beschreibt dies als 
Beginn eines neuen Zeitalters – dem Anthropozän 
(Crutzen, 2002). Seit den 1950er Jahren ist bei vielen 
Entwicklungen und Trends wie Ressourcenverbrauch 
und Emissionen eine immer stärkere Zunahme zu beob-
achten, so dass auch von der „großen Beschleunigung“ 
gesprochen wird (Steffen et al., 2015a). Der Zeitraum 
seit der Industrialisierung wird oft auch als Moderne 
bezeichnet (Kap. 2.1).

In Kap. 2.2 wird dargestellt, welche Entwicklungen 
sich in den letzten Jahrzehnten im Bereich der mensch-
lichen Gesundheit ereignet haben, welche Erkrankun-
gen aktuell am relevantesten sind und welche Bevölke-
rungsgruppen am stärksten von diesen betroffen sind. 
Herausforderungen für die Bekämpfung von Krankhei-
ten und den Schutz von Gesundheit sowie die Vielfalt 
von Einflussfaktoren auf menschliche Gesundheit wer-
den thematisiert. Dabei werden soziale, politische und 
ökonomische sowie ökologische Determinanten von 
Gesundheit in den Blick genommen. Kap. 2.3 stellt dar, 
wie durch planetare Umweltveränderungen neue 
Gesundheitsrisiken entstehen und bestehende Gesund-
heitsrisiken sowie gesundheitliche Ungleichheiten ver-
schärft werden: Klimawandel, Biodiversitätsverlust und 
die weltweit zunehmende Verschmutzung sind drasti-
sche Veränderungen, die der Mensch insbesondere 
innerhalb der letzten 50 bis 100 Jahre verursacht hat 
und die zu einer akuten Bedrohung für die Gesundheit 
von Menschen, anderen Lebewesen und Ökosystemen 
geworden sind. 

Vor diesen Hintergründen haben Gesundheits-, 
Umwelt- und Naturschutz im Laufe des 20. Jahrhun-
derts weltweit an politischer und gesellschaftlicher 
Bedeutung gewonnen, wobei sich die sie gestaltenden 
Politiken und Institutionenlandschaften auf nationaler 
und internationaler Ebene größtenteils unabhängig 
voneinander entwickelt haben (Kap. 2.4). Die Agenda 
2030 der Vereinten Nationen thematisiert zwar die 
Querbezüge zwischen menschlicher Gesundheit, Wohl-
ergehen und ökologischer, ökonomischer und sozialer 
Nachhaltigkeit, eine systematische politische Betrach-
tung von Gesundheitsrisiken und -infrastrukturen vor 
dem Hintergrund von Klima- und Biodiversitätskrisen, 
Verschmutzung und Zerstörung natürlicher Lebens-
grundlagen fehlt jedoch bis heute. Viele der bisher 
beschriebenen Gesundheits- und Umweltprobleme 
haben gemeinsame Wurzeln oder verstärken sich wech-
selseitig. Durch diese Verknüpfung können auch Syn-
ergien bei den Lösungsansätzen genutzt werden. Um 
Gewohnheiten zu durchbrechen und Gesellschaften 
und Naturräume gerechter, nachhaltiger und gesünder 

zu gestalten, ist eine grundlegende Reflexion unserer 
Vorstellungen von Wohlstand, Fortschritt, Gesundheit 
und Natur essenziell.

Die interdisziplinäre Analyse der globalen Entwick-
lungen in den Bereichen Gesundheit und Umwelt zeigt 
schließlich, dass die Menschheit syndemische Zeiten 
erfährt. Multiple Krisen in Bezug auf Gesundheit und 
Umwelt finden nicht mehr nur lokal, sondern weltweit 
und gleichzeitig statt und erfordern effektives Handeln 
mit einer bisher nicht gekannten Dringlichkeit (Kap. 2.5).

2.1
Evolutionsbiologische und historische Einbettung

Mit der Verbreitung des modernen Menschen (Homo 
sapiens) auf der gesamten eisfreien Landoberfläche der 
Erde seit mehreren zehntausend Jahren ist sein Einfluss 
auf die Ökosysteme und deren biologische Vielfalt 
durch die Anwendung von Feuer, Jagdwaffen und 
Steinwerkzeugen und die Entwicklung moderner Tech-
nologien immer größer geworden. Durch Domestizie-
rung wilder Pflanzen und Tiere, Weidewirtschaft und 
die zunehmende Verbreitung der Landwirtschaft sowie 
schließlich durch die Nutzung von Metallen wurde im 
Verlauf der letzten ca. 10.000 Jahren Natur zunehmend 
veränderbar und beherrschbar. Verbunden mit dem 
Bevölkerungsanstieg wurde und wird der Mensch 
immer mehr zum flächendeckenden Ökosystemgestal-
ter. Anthropogener Umweltwandel war und ist die 
Folge, mit veränderten Feuer-Regimes, Entwaldung, 
Bodenerosion, Arteneinwanderung und -aussterben, 
bis hin zur Beeinflussung des Klimas. Schon vor der 
Industrialisierung war als Folge der menschlichen Nut-
zung der Planet also bereits zu großen Teilen ökologisch 
transformiert (Stephens et al., 2019). In den letzten 
10.000 Jahren – bis zum Beginn der industriellen Revo-
lution im 18. Jahrhundert – waren die Klimaverhält-
nisse auf unserem Planeten jedoch relativ stabil (Dans-
gaard et al., 1993; Petit et al., 1999; Rioual et al., 2001). 
Die fast gleichbleibende atmosphärische CO2-Konzent-
ration im Holozän, verbunden mit einem relativ  stabilen 
Klima- und Temperaturregime, ermöglichte den weite-
ren Bevölkerungsanstieg und die Entstehung und Wei-
terentwicklung menschlicher Zivilisationen. Seit Beginn 
der industriellen Revolution beschleunigen sich die 
anthropogenen Einflüsse auf den Planeten enorm, was 
nicht zuletzt in einem rasanten Anstieg der atmosphä-
rischen CO2-Konzentration messbar ist. Der Mensch hat 
eine neue Ära, das Anthropozän, eingeleitet (Crutzen, 
2002). In diesem „Erdzeitalter des Menschen“ ist 
menschliches Handeln zum Haupttreiber globaler 
Umweltveränderungen bzw. der Degradierung natürli-
cher Systeme in globalem Ausmaß geworden (Steffen et 
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al., 2015a), mit wiederum weitreichenden Konsequen-
zen für die Gesundheit von Mensch und Umwelt – 
heute und in Zukunft (Crutzen, 2002; Zywert und Quil-
ley, 2020). Gleichzeitig machen die aktuellen Verände-
rungen die grundlegenden Gesetzmäßigkeiten deutlich, 
die das Leben auf der Erde und damit auch den Rahmen 
für die Existenz menschlicher Zivilisation bestimmen. 
So übersteigen die Durchschnitts- und Extremwerte der 
Temperatur mittlerweile jene des Holozäns und steigen 
mit auf erdgeschichtlichen Zeitskalen hohem Tempo 
weiter (Gulev et al., 2021). Die aktuellen Beobachtun-
gen ubiquitärer Hitzewellen in der Nordhemisphäre 
deuten an, dass die IPCC-Projektionen nach wie vor zu 
konservativ sind und die Entwicklungen an Land und 
im Ozean bereits heute bedrohlicher ausfallen als 
erwartet (Witze, 2022; Burger et al., 2022).

Die aktuellen Auswirkungen des Klimawandels auf 
Natur und Mensch spiegeln die Spezialisierung heutiger 
Arten und Ökosysteme und auch der menschlichen 
Zivilisation auf das heutige Klima und damit die Bedeu-
tung des Klimas für ihr Wohlergehen. Diese Spezialisie-
rung sowie die Bedrohungen für das Leben auf der 
Erde, die aus dem Überschreiten klimatischer Grenzbe-
dingungen resultieren, sind letztendlich ein Resultat 
der Evolutionsgeschichte. Das Klima und seine Variabi-
lität haben die Wege der Evolution in der gesamten Erd-
geschichte entscheidend geprägt und bestimmen letzt-
endlich die aktuellen geographischen  Verteilungsmuster 
der Biodiversität und ihre fortschreitenden Verände-
rungen mit (Theodoridis et al., 2020; Carvalho et al., 
2021; Mathes et al., 2021a, b). Sie haben auch die evo-
lutionären Krisen (Massensterben) entscheidend ver-
ursacht und die daraus resultierende Höherentwicklung 
des Lebens geprägt, z.  B. die Entwicklung der Warmblü-
tigkeit (d.  h. der Fähigkeit, die Körper temperatur auf 
einem relativ hohen Wert konstant zu halten) bei Säu-
getieren und Vögeln (Clarke und Pörtner, 2010) oder 
die Gestaltung der Lebensräume in verschiedenen Kli-
mazonen und dadurch auch die Evolution des Men-
schen.

In allen Lebensräumen weisen Arten aufgrund 
gemeinsamer Prinzipien (z.  B. im Ozean: Abb. 2.1-1) 
spezifische thermische Leistungsbereiche auf, die ihre 
Biogeographie bestimmen und erklären, wie die Klima-
erwärmung aktuell Verschiebungen der Artenvertei-
lung in höhere Breiten (polwärts) oder räumliche Höhen 
(aufwärts) oder in tieferes Wasser (aquatische Arten) 
bewirkt. Sie erklären auch, wie es an Toleranzgrenzen 
zu gesundheitlichen Schäden und bei Überschreitung 
der Toleranzgrenzen zu Todesfällen und damit lokalen 
Aussterbeereignissen kommt. Schon heute zeigen 
Arten in Korallenriffen, Savannen, Regenwäldern, in 
Ökosystemen hoher Breiten und Höhen sowie im Mit-
telmeer Anzeichen einer Überschreitung der Toleranz-

grenzen mit Auswirkungen auf Biodiversität und Öko-
systemdienstleistungen (IPCC, 2022d). Der bereits 
sichtbare, vom Klimawandel ausgelöste Lebensraum-
verlust für Menschen, Tiere und Biodiversität in den 
Tropen und darüber hinaus ist hier ebenfalls einzuord-
nen (IPCC, 2022d; Kap. 5.1.2.3). Diese Beobachtung 
spiegelt, dass höheres Leben jenseits von Temperaturen 
zwischen 40 bis 45°C nicht mehr möglich ist. Für den 
Menschen sind bei hoher Luftfeuchte Temperaturen 
jenseits von 28°C zunehmend unangenehm, 35°C kön-
nen schon letal sein (IPCC, 2022d).

Überlappende thermische Leistungsbereiche prägen 
zudem das Zusammenleben und die Wechselwirkungen 
von Arten und untermauern die Kaskadeneffekte des 
Klimawandels auf ihre Häufigkeit, die Zusammenset-
zung der Artengemeinschaften und auf ökologische 
Funktionen bzw. die Gesundheit von Ökosystemen 
(Pörtner et al., 2014; Chen et al., 2011; Warren et al., 
2018; Molinos et al., 2016; Freeman et al., 2022). Ana-
log beeinträchtigen Temperaturextreme bzw. Klima-
extreme generell nicht nur die Funktionalität von Öko-
systemen, sondern auch die Leistungsfähigkeit mensch-
licher Gesellschaften. Diese Prinzipien sind wahrschein-
lich auch an der Ausbildung des Biodiversitätsgradienten 
über Breitengrade hinweg beteiligt (Abb. 2.1-1b). 

Rückkopplungsmechanismen in den Ökosystem-
funktionen beeinflussen wiederum das Klima. Dies 
erfolgt durch Veränderungen der Photosynthesekapa-
zität und CO2-Aufnahme und -Speicherung,  modifizierte 
Strahlungsreflexion der Landoberfläche, die Bildung 
von Wolken und atmosphärische Staubbelastung sowie 
veränderte biogeochemische Kreisläufe von Nährstof-
fen und Kohlenstoff und daraus resultierende Konzen-
trationen von Treibhausgasen in der Atmosphäre 
(Sobral et al., 2017; Zhao et al., 2017b; Chen et al., 
2018; Huang et al., 2018; Crowther et al., 2019). All 
dies beeinflusst die natürlichen Lebensgrundlagen für 
Biodiversität und Mensch. Dabei sind die Treiber dieser 
Phänomene, die Mechanismen und Dynamiken der 
Veränderungen, die genetischen Grundlagen und ihre 
funktionellen Konsequenzen sowie die Auswirkungen 
genetischer Anpassungsprozesse erst unzureichend 
verstanden.

Allerdings ist eindeutig, dass die physiologischen 
Grundprinzipien auch für Pflanzen, Vögel, Säugetiere 
und schließlich den Menschen gelten und damit auch 
für das Funktionieren natürlicher und menschen-
gemachter Ökosysteme in Land- und Forstwirtschaft 
sowie die Funktionalität menschlicher Gesellschaften 
(Xu et al., 2020; Pörtner et al., 2021). Schlussendlich ist 
die Gesundheit, Vulnerabilität und Resilienz von 
Mensch und Natur gegenüber Umweltveränderungen 
erst vor diesem evolutionären Hintergrund zu  verstehen. 
Auch menschliche Zivilisation kann schließlich nur in 
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einem solchen Fenster günstiger Umgebungsbedingun-
gen (ihrer Nische) leistungsfähig sein und die Gesund-
heit ihrer Mitglieder gewährleisten. Die Dimensionen der 
menschlichen Nische werden dabei auch von den Nischen 

der vom Menschen genutzten Pflanzen und Tiere mit 
definiert, die jede für sich nach ähnlichen Prinzipien 
ebenfalls durch die Temperatur sowie die Verfügbarkeit 
von Wasser, Nährstoffen und Nahrung limitiert sind.
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Abbildung 2.1-1
Vereinfachte Darstellung von Prinzipien der Klimawirkungen, die das Leben bzw. Überleben in der Evolutionsgeschichte 
bestimmten, in der aktuellen Klimakrise wirksam sind und Grundlage für die Resilienz von Natur und Mensch gegenüber 
Umweltveränderungen bilden. Dabei wurde das evolutionäre Geschehen vor allem an marinen Fossilien erarbeitet, daher erfolgt 
die Erläuterung am marinen Beispiel. (a) Projizierte Breitengradverschiebungen des marinen Artenreichtums veranschaulichen 
die Reaktionen von Arten auf die globale Erwärmung (Molinos et al., 2016) und (b) die beginnende Verarmung des Artenreich-
tums in niedrigen Breiten, gespiegelt in aktuellen Beobachtungen einer reduzierten Biodiversität am Äquator im Vergleich zu 
etwas höheren nördlichen und südlichen Breiten (Chaudhary et al., 2021). Hier sind Wärmegrenzen für marine Tiere in warmen 
Meeresgewässern bereits überschritten (Storch et al., 2014). Ähnliche Phänomene werden parallel in terrestrischen Systemen 
beobachtet (nicht gezeigt, Kap. 2.3). (c) Die Leistungskurven der Arten spiegeln die Anpassung an das Temperaturregime des 
bisherigen Lebensraums. Der thermische Überlappungsbereich der Kurven definiert den Temperaturbereich der Koexistenz und 
Interaktionen von Arten. Verschiebungen in Koexistenz und Ökosystemdynamik resultieren aus unterschiedlichen geographi-
schen Verschiebungen der Arten, gegebenenfalls auch aus verengten thermischen Fenstern, die durch Hypoxie und/oder CO2-
Anreicherung (Ozeanversauerung) hervorgerufen werden (Portner und Farrell, 2008; Pörtner et al., 2014; Akesson et al., 2021). 
Das Überschreiten von Toleranzgrenzen kann Kipppunkte in Ökosystemen und abhängigen Gesellschaften auslösen (z.  B. Verlust 
von Nahrungsquellen). Die skizzierten physiologischen Prinzipien gelten in abgeleiteter Form auch für Vögel, Säugetiere und 
schließlich den Menschen (IPCC, 2022d; Pörtner et al., 2023).
Quelle: Pörtner et al., 2023
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Für menschliche Gesellschaften und ihre Rückwir-
kung auf die natürliche Umwelt ergeben sich Wirkungs-
zusammenhänge und Pfadabhängigkeiten, die seit der 
industriellen Revolution die Gesundheit der Umwelt 
und der Menschen prägen. Dabei werden historische 
Entwicklungen in Europa bezüglich ihrer weltweiten 
Auswirkungen beschrieben. Nach Einschätzung des 
WBGU ist es für die deutsche und europäische Politik 
– und damit auch für die wissenschaftliche Politikbe-
ratung des WBGU – von besonderer Bedeutung, sich 
diese Ursprünge europäischer Einflussnahme auf 
Umwelt und globale Kooperationsbeziehungen vor 
Augen zu führen, um mittels interner und externer 
Politiken aktuelle Umwelt- und Gesundheitskrisen zu 
überwinden und weitere zu vermeiden.

2.1.1
Industrielle Revolution und Aufklärung

Die industrielle Revolution in Europa (ca. 1760–1840) 
kann als materieller Teil der „Doppelrevolution“ ab dem 
17. Jahrhundert gesehen werden, die Französische 
Revolution und Aufklärung (ca. 1650–1800) als ihr 
ideeller Teil (Schäfers, 2016). Zusammen bilden sie die 
Grundlage für das von Crutzen (2002) benannte Anth-
ropozän, das vom Menschen auf allen Kontinenten 
unwiderruflich geprägte Zeitalter. 

Der bereits 1641 formulierte paradigmatische Satz 
Descartes‘ „Ich denke, also bin ich“ (cogito ergo sum; 
Brunner, 2021) wird während der industriellen Revolu-
tion zu einem Leitbild gesellschaftlicher Umstrukturie-
rung. Er steht für ein Gegenprogramm zum bisherigen 
Wissensmonopol der  Kirchen und wird zum Credo von 
Aufklärung und Säkularität. Der aufgeklärte Mensch 
erkennt und begreift nicht mehr Gott, sondern sich 
selbst als Subjekt der Geschichte. Gott wird als hand-
lungsleitendes Prinzip abgelöst. Statt seiner entscheidet 

von nun an der Mensch selbst durch das Befragen sei-
nes Verstandes, was gut und böse ist. In weiten Teilen 
Europas kommt es zur Trennung von Kirche und Staat. 
Die Vernunft des Menschen, Geist und Rationalität 
werden sukzessive weiter über den Körper und die 
Natur gestellt. Mignolo, als Vertreter postkolonialer 
Denkansätze, greift dies auf und sieht in Descartes „Ich 
denke, also bin ich“ einen „Paradigmenwechsel von 
einer ‚Theopolitik‘ (Mignolo, 2012: 162) zu einer ‚Ego-
politik‘ […] des Wissens“ (Brunner, 2021). So argu-
mentiert der Soziologe Ramón Grosfoguel (2013), dass 
das aufgeklärt-rationale ‚Ich denke, also bin ich‘ Grund-
lage für die darauffolgenden Konzepte von Gewalten-
zentrierung und -teilung (Brunner, 2021) sowie das 
Erheben des Menschen über die Natur darstellt.

Mit der industriellen Revolution und der einsetzen-
den Aufklärung im Europa des 18. und 19. Jahrhunderts 
wurden weitere institutionelle Grundlagen sowie tech-
nologische und soziale Innovationen für eine weltan-
schauliche Unterordnung von Körper und Natur unter 
den Geist gelegt, mit sehr greifbaren Auswirkungen auf 
die menschliche und ökosystemare Gesundheit. Die 
Entstehung industrieller Ballungszentren mit prekären 
Wohn-, Arbeits- und Sozialbedingungen gefährdete 
zunehmend die menschliche Gesundheit, worauf mit 
der sukzessiven Einführung formalisierter sozialer 
Absicherungssysteme reagiert wurde (Kasten 2.1-1). 
Mit der Dampfmaschine beschleunigten sich Prozesse 
der Mechanisierung. Die Bildung von Industrien von 
Textilien bis Stahl mit einer räumlichen Konzentration 
vieler Arbeitsplätze führte zu Wanderungsbewegungen 
aus den ländlichen Gebieten in die urbanen Zentren. 
Die Städte wuchsen und Individualisierungsprozesse 
strukturierten die Grundfesten der gesellschaftlichen 
Organisation – Familien, Lebens- und Arbeitssysteme 
– um (Butschek, 2006; Condrau, 2005; Zehner, 2001; 
Reulecke, 1985; Krabbe, 1989). Das Ende feudaler 
Strukturen setzte ein und an ihre Stelle rückten 
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Abbildung 2.1-2
Globale Entwicklung von Lebenserwartung, Kindersterblichkeit und Müttersterblichkeit. Die Lebenserwartung bei Geburt in 
Jahren ist global deutlich gestiegen. Die Kindersterblichkeit, also die Anzahl der Todesfälle vor dem fünften Lebensjahr pro 
100.000 Lebendgeburten, ist global deutlich gefallen. Ebenso ist die Müttersterblichkeit global gefallen, also die Anzahl der 
Todesfälle während oder bis zu 42 Tage nach Beendigung der Schwangerschaft pro 100.000 Lebendgeburten.
Quelle: Roser et al., 2019; Gapminder, 2020; Roser und Ritchie, 2022

       
       

       
       

       
       

       
       

 

ENTWURF



2 Gesundheit – ein systemischer Blick

22

bürgerliche Modelle. Formen der demokratischen 
Selbst organisation entstanden und prägten die politi-
sche Umstrukturierung Europas. Gegen Ende des 19., 
Anfang des 20. Jahrhunderts kam es zur zweiten indus-
triellen Revolution. Verbrennungsmotor, Stromnetz 
und die Entwicklung der Telekommunikation beschleu-
nigten die bereits angelegten Prozesse erhöhter Mobili-
tät, Kommunikation und der Massenproduktion von 
Gütern. Große Mengen an Energie wurden durch die 
Verbrennung fossiler Energieträger (erst Kohle, dann 
zunehmend Öl und Gas) nutzbar und (z. T. als elektri-
scher Strom) besser verteilbar. Damit wurden die 
Grundlagen gelegt für treibhausgasintensive Energie-
strukturen und steigenden materiellen Wohlstand. 
Andererseits wirkten sich Fortschritte in der Medizin 
positiv auf die Gesundheit der Menschen in Europa aus, 
z.  B. die Entstehung der wissenschaftlichen Hygiene 
und Bakteriologie. Die wachsende Erkenntnis über den 

Zusammenhang zwischen der Verbreitung von Seuchen 
wie der Cholera und verschmutztem Wasser im 
19. Jahrhundert (Gallardo-Albarrán, 2020) rückte die 
 zentrale Versorgung von Städten mit sauberem Wasser 
und die Entsorgung von Abwasser besonders in den 
Blick der Stadtplaner. So stieg die Lebenserwartung in 
England beispielsweise zwischen 1850 und 1950 von 
40 auf 70 Jahre, wobei der größte Anstieg zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts zu verzeichnen war (Haines und 
Frumkin, 2021). Auch global ist die Lebenserwartung 
seit Beginn des 20. Jahrhunderts kontinuierlich 
 gestiegen (Abb. 2.1-2), wobei hier aktuell deutliche 
globale Disparitäten bestehen (z.  B. 53 Jahre in Tschad 
und 86 Jahre in Monaco; UN, 2022c), die auch bei 
anderen gesundheitlichen Indikatoren wie der Mütter-
sterblichkeit zu finden sind (z.  B. zwei Todesfälle pro 
100.000 Geburten in Norwegen und 1.223 in Südsu-
dan; WHO, 2023d). Gesundheitssysteme wurden und 

Kasten 2.1-1

Geschichte des deutschen Gesundheitssystems 
als Beispiel für die Entstehung solidarischer 
Absicherung

Gesundheitsversorgung war zunächst eine rein individuelle 
Angelegenheit mit geringem Bezug zur Umwelt. Soziale Absi-
cherung, und somit auch der Umgang mit Krankheit, oblag 
über Jahrhunderte der Entscheidungsmacht von Landbesit-
zern und Gutsherren. In der Zeit antiker Stadtkulturen wur-
den soziale Leistungen in Form der Armenfürsorge erbracht. 
Das römische Reich hingegen bot bereits Konstrukte der 
Kranken- und Sterbekassen. Krankenkassen (collegia tenuio-
rum) finanzierten Leistungen aus Eintrittsgeld und laufenden 
Beiträgen. Angebotene Leistungen waren ärztliche Behand-
lung, Heilmittel und gegebenenfalls Verdienstausfallersatz 
(in Geld oder Natura). In der Spätantike und im Mittelalter 
etablierte sich die Rolle der Kirche in der sozialen Sicherung. 
Zünfte (Gilden und Innungen) im Bereich des Handwerks 
sowie Bruderschaften werteten die soziale Sicherung auf und 
können als erste Vorläufer der privaten Krankenversicherung 
gesehen werden (Waltermann, 2020). Vorläuferregelungen 
der heutigen sozialen Sicherung, wie z.  B. das preußische all-
gemeine Landrecht von 1794 oder die preußische allgemeine 
Gewerbeordnung von 1845, konnten die sozialen Sicherungs-
bedürfnisse nicht hinreichend decken, auch wenn sie erste 
staatliche Verpflichtungen enthielten (Preusker, 2015). Die 
Zeit des deutschen Kaiserreichs kann als prägendste Zeit 
für die Ausbildung des heutigen Sozialsystems beschrieben 
werden. Der sozialrechtliche Fokus lag in der Schaffung 
subjektiver öffentlicher Rechte für Arbeiter, um Standard-
risiken der fortschreitenden Industrialisierung abzufangen 
(Hähnlein, 2018). Mit der Zunahme technischer Gefahren 
und sozialer Schäden im Zuge der Industrialisierung wuchs 
die Überzeugung, dass soziale Sicherheit und Wohlfahrt mit 
Instrumenten des öffentlichen Rechts besser erreicht werden 
können als mit privatrechtlichen Konstrukten. Mit der Verab-
schiedung der Kaiserlichen Sozialbotschaft vom 17.11.1881 
wurde das Programm einer öffentlich-rechtlichen Arbei-

terversicherung gegen die Risiken Krankheit, Unfall sowie 
Invalidität und Alter veröffentlicht. Am 15.6.1883 wurde das 
Krankenversicherungsgesetz verabschiedet und trat 1884 
in Kraft. Es erfasste zunächst nur gewerbliche Arbeiter. Der 
Kreis der Berechtigten wurde jedoch nach und nach erweitert 
und umfasste ab 1911 auch Angestellte. Die Regelungen des 
Krankenversicherungsgesetzes beinhalteten einen Versiche-
rungszwang in gesetzlichen Kassen der mittelbaren Staats-
verwaltung. Die Kassen waren örtlich begrenzt und wiesen 
erhebliche Strukturgemeinsamkeiten mit heutigen Regelun-
gen auf, wie Zwangsversicherung, Rechts- und Leistungs-
anspruch ohne Bedürftigkeitsprüfung, einkommensbasierte 
Beitragsbemessung sowie Selbstverwaltung der Kassen. Die 
Finanzierung stützte sich auf ein duales Beitragssystem durch 
Arbeitgebende und Arbeitnehmende. Das Sachleistungsprin-
zip war bereits angelegt – nahm jedoch noch keine vorrangige 
Stellung ein. Vielmehr war zunächst das Geldleistungsprin-
zip für Lohnausfall infolge der Arbeitsunfähigkeit vorrangig 
(Hähnlein, 2018; Quaas et al., 2018).

Mit der Errichtung des gesetzlichen Systems zur Absiche-
rung im Krankheitsfall im Jahr 1883 wurde Deutschland zum 
Vorreiter in Europa. Dies ist vor dem Hintergrund der im Ver-
gleich zu anderen Ländern verspätet einsetzenden Industria-
lisierung bemerkenswert. Dem Beispiel Deutschlands folgten 
Italien, Österreich, Schweden, Dänemark und Belgien und 
integrierten bis 1894 gesetzliche Absicherungen im Krank-
heitsfall. Belgien, Dänemark, Frankreich, Schweden und die 
Schweiz setzten freiwillige staatlich subventionierte Program-
me auf, die Teile der Bevölkerung absichern sollten. Die ande-
ren Länder Westeuropas folgten der Bismarckschen Idee der 
bevölkerungsgruppenbezogenen Pflichtversicherung. Ledig-
lich Finnland entschied sich für eine Volksversicherung. In 
den meisten anderen Ländern Westeuropas wurde zwischen 
1930 und 1946 der Versichertenkreis stetig erweitert und 
Angehörige in den Versicherungskreis einbezogen. Mit der 
Ausweitung des Versicherungskreises auf Rentner:innen ini-
tiierte 1941 Deutschland in Europa eine Erweiterung, die in in 
den Ländern Westeuropas bis 1963 allgemein umgesetzt 
wurde (Schölkopf und Gimmeisen, 2021).
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werden in Europa und weltweit zunehmend besser aus-
gebaut, sind jedoch weiterhin mit verschiedenen struk-
turellen Herausforderungen konfrontiert (Kap. 6), zu 
denen neue gesundheitliche Risiken in Folge globaler 

Umweltveränderungen treten (Kap. 2.3), die letztlich 
aus der industriellen Revolution resultieren (Kap. 2.1.2).

Neben den Fortschritten in der Geburtshilfe prägten 
der Ausbau einer zentralen Trinkwasserversorgung und 

Kasten 2.1-2

Fachübergreifende Gesundheitskonzepte: 
Von Public zu Global Health

Seit Beginn der Industrialisierung sind verschiedene fach-
übergreifende Gesundheitskonzepte entstanden, die über die 
Betrachtung von Gesundheit und Krankheit auf individueller 
Ebene hinausgehen und sich ständig weiterentwickelt haben. 

Public Health hat seine Wurzeln in der „Hygiene“ und 
den sozialen Reformbewegungen im Europa des 19. Jahr-
hunderts und beschäftigt sich mit dem Schutz, der Förderung 
und der Erhaltung der Gesundheit von Bevölkerungen. Die 
wissenschaftlichen Grundlagen von Public Health wurden 
u.  a. von dem Arzt und Pionier der Epidemiologie John Snow 
(1813–1858) gelegt. Im Jahr 1854 identifizierte er in Lon-
don die Verschmutzung von Trinkwasser durch Fäkalien als 
Ursache für die Verbreitung von Cholera. Diese Erkenntnis 
führte zur Entwicklung von Wasser- und Abwassersyste-
men in vielen europäischen Städten. Das Grundverständnis 
von Public Health wurde u.  a. durch die Arbeiten des Arz-
tes Rudolf Virchow (1821–1902) erweitert, der schlechte 
Lebensbedingungen und soziale Ungleichheit als Ursache 
von Krankheiten beschrieb und politische Interventionen zur 
Gesundheitsförderung der Bevölkerung forderte. Die grund-
sätzliche Zielsetzung von Public Health ist die Ermöglichung 
von Lebensbedingungen, in denen Menschen gesund leben 
können, wobei Prävention auf Bevölkerungsebene als zent-
rale Maßnahme gilt und die Herstellung sozialer Gerechtig-
keit in Bezug auf Gesundheit eine wesentliche Rolle spielt. 
Zugang zu Gesundheitsversorgung wird als Voraussetzung 
gesellschaftlicher Chancengleichheit begriffen. Die Herange-
hensweise von Public Health ist interdisziplinär und bezieht 
neben der Medizin auch Perspektiven und Erkenntnisse ver-
schiedener Natur- und vor allem Gesellschaftswissenschaf-
ten ein, z.  B. Ingenieurs- und Biowissenschaften, Ethik und 
Recht, Informationstechnologie oder Bildungswissenschaften 
(Fried et al., 2010; Koplan et al., 2009; Leopoldina, 2015). 
In den letzten Jahren gibt es zunehmend Forderungen, die 
wachsende Krankheitslast durch lebensstilbedingte Erkran-
kungen sowie zu Grunde liegende gesellschaftlichen Faktoren 
und Umweltbedingungen verstärkt in den Fokus von Public 
Health zu nehmen (DeSalvo et al., 2016). Die bundesweite 
Impfpflicht gegen Masern bei Kindern (Masernschutzge-
setz, Bundesrepublik Deutschland, 2020) oder die Verord-
nung einer Maskenpflicht im Rahmen der COVID-19-Pan-
demie nach § 28a Abs. 1 Nr. 2 des Infektionsschutzgesetzes 
sind aktuelle Beispiele für  Public-Health-Maßnahmen in 
 Deutschland.

Es existieren darüber hinaus verschiedene Gesundheits-
konzepte, die sich dezidiert mit internationalen und globalen 
Aspekten von Gesundheit beschäftigen: Die Tropenmedizin 
hat ihre Wurzeln im frühen 20. Jahrhundert im Kontext des 
Kolonialismus und beschäftigte sich zunächst vor allem mit 
Gesundheitsproblemen, denen die europäischen Kolonial-
herren in den Kolonien ausgesetzt waren, sowie mit Erkran-
kungen der Lokalbevölkerung, um deren Arbeitskraft zu 

erhalten. Dies umfasste insbesondere Infektionskrank heiten 
und  klimatische Einflüsse auf Gesundheit. Die Tropenme-
dizin wurde im Verlauf auch um Fragen des öffentlichen 
Gesundheits wesens und sozialer Determinanten von Gesund-
heit erweitert (Bradley, 1996; Müller et al., 2018). Mit der 
Unabhängigkeit der Kolonien schien das Konzept überholt. 
Die Tropenmedizin ist auch heute noch eine medizinische 
Fachdisziplin, die sich mit Erkrankungen beschäftigt, die 
überwiegend in (sub-)tropischen Klimazonen auftreten. Im 
Verlauf des 20. Jahrhunderts entwickelte sich zudem das 
Fachgebiet International Health, das einen breiteren inter-
disziplinären und grenzüberschreitenden Ansatz verfolgt. Es 
hat einen deutlichen Fokus auf Gesundheit in Ländern mit 
niedrigem und mittlerem Einkommen und betrachtet neben 
Infektionskrankheiten, Mutter-Kind-Gesundheit und Man-
gelernährung auch soziale Determinanten und Auswirkun-
gen von Migration auf Gesundheit. International Health wird 
im Kontext klassischer Entwicklungshilfe und binationaler 
Kooperationen verortet, auch wenn es im Verlauf deutlich 
erweitert und adaptiert worden ist (Bradley, 1996; Müller et 
al., 2018; Koplan et al., 2009).

Im Gegensatz hierzu bezieht sich Global Health auf 
Gesundheit in allen Ländern, mit dem Ziel einer Zusammen-
arbeit auf Augenhöhe zu grenzübergreifenden Determinan-
ten von Gesundheit und Gesundheitsproblemen, die globale 
Lösungen erfordern. Gesundheitsförderung und Prävention 
werden sowohl auf individueller als auch auf Bevölkerungs-
ebene verfolgt, unter Einbezug eines breiten Spektrums wis-
senschaftlicher, sozialer, kultureller, ökonomischer und politi-
scher Determinanten und Strategien. Ziele von Global Health 
sind soziale und ökonomische Gleichberechtigung, die Umset-
zung von Gesundheit als Menschenrecht und die Reduktion 
gesundheitlicher Ungleichheiten innerhalb von und zwischen 
verschiedenen Bevölkerungen. Die Herangehensweise ist 
interdisziplinär (Bozorgmehr, 2010; Fried et al., 2010; Koplan 
et al., 2009) und in den letzten Jahren wurden zunehmend 
auch die Einflüsse globaler Umweltveränderungen, etwa des 
Klimawandels, auf die globale Gesundheit thematisiert.

In den letzten Jahrzehnten sind zudem verschiedene inte-
grative und transdisziplinäre Gesundheitskonzepte entstan-
den, welche Aspekte von Public, International und Global 
Health aufgreifen und den Gesundheitsbegriff über mensch-
liche Gesundheit hinaus auf andere Lebewesen und überge-
ordnete Systeme erweitern. Als wesentliche Beispiele sind 
One Health, Planetary Health, EcoHealth und GeoHealth zu 
nennen. Während die vorherigen Konzepte ökologische 
Determinanten weitgehend als externe Einflussfaktoren ver-
stehen, wird menschliche Gesundheit durch die integrativen 
Konzepte als eng verwoben mit den natürlichen Lebens-
grundlagen und der Gesundheit von anderen Arten und Öko-
systemen verstanden. Die neuen Konzepte sind transdiszipli-
när und lösungsorientiert, haben jedoch verschiedene Heran-
gehensweisen und Schwerpunkte, da sie unterschiedlich 
starke Einflüsse aus verschiedenen wissenschaftlichen Diszi-
plinen aufweisen. Ihre Gemeinsamkeiten und Besonderheiten 
werden in Kap. 3.3 erläutert.
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Kanalisation, der Krankenhausbau und die Stadtsanie-
rung den gesundheitlichen Fortschritt im 19. Jahrhun-
dert. Sie können als Meilensteine der Entwicklung von 
Public Health bezeichnet werden (Kasten 2.1-2). Public 
Health bezeichnet „die Wissenschaft und die Praxis der 
Verhinderung von Krankheiten, Verlängerung des 
Lebens und Förderung der Gesundheit durch organi-
sierte Anstrengungen der Gesellschaft“ (Committee of 
Inquiry into the Future Development of the Public 
Health Function, 1988). Zu den Public-Health-Meilen-
steinen gehören ferner die Entwicklung der Impfung 
(z.  B. Pocken, Polio) sowie die Anfänge der antibakte-
riellen Therapie mit der Entdeckung des Penizillins, und 
die Bekämpfung der Tuberkulose. Impfungen gehören 
zu den effektivsten und kosteneffizientesten Präventi-
onsmaßnahmen gegen Infektionskrankheiten. Als 
Resultat einer großen Impfkampagne wurden seit dem 
Jahr 1979 weltweit keine neuen Fälle von Pocken mehr 
gemeldet. Die Zahl der Kinder, die durch Polio gelähmt 
werden, ist durch die verfügbare Impfung in den letz-
ten drei Jahrzehnten um 99,9  % zurückgegangen (Dat-
tani et al., 2022). Weitere Meilensteine beinhalten die 
Etablierung eines für alle zugänglichen Gesundheits-
systems, gesundheitspolitische Entscheidungen wie 
Sicherheit im Straßenverkehr, Regeln zur Luftreinhal-
tung oder die Eingrenzung des Tabakkonsums.

Eine weitere wesentliche Rolle spielten die sozialme-

dizinischen Entwicklungen, die zu einer Verbesserung 
von Arbeitnehmerschutz, zur Einrichtung solidarge-
meinschaftlicher Versorgungssysteme im Sinne von 
Krankenkassen sowie zu einer Sozialreform bis hin zu 
Sozialversicherungen führte (Kasten 2.1-1).

Diese Fortschritte trugen neben genereller Wohl-
standsmehrung und Ernährungssicherheit zu einer Ver-
besserung der Gesundheit für Teile der Menschheit bei. 
Im Gegenzug wirkten sich jedoch die mit dem Fort-
schritt einhergehenden Wohlstandsgewinne teilweise 
negativ auf die natürlichen Ökosysteme (Kap. 2.3) 
sowie rückwirkend wieder auf die menschliche Gesund-
heit aus (Kap. 2.2).

2.1.2
Multiple Modernen und neue Herausforderungen

Die Zeit der industriellen Revolution und Phase der 
Aufklärung legte die Grundlagen für die Moderne. Max 
Weber bezeichnet die Moderne als die „Entzauberung 
der Welt“, gekennzeichnet durch (1) das Auflösen von 
Vergemeinschaftung und das Hervortreten von Prozes-
sen der Individualisierung, (2) die globale Ausbreitung 
des kapitalistisch organisierten Weltwirtschaftssys-
tems, zunehmende Arbeitsteilung und funktionale 
Ausdifferenzierung von Gesellschaften, sowie (3) die 

Kasten 2.1-3 

Moderne im Nexus von Wissenschaft und 
Technologie

Die Geschichte der Aufklärung und des Anthropozäns ist die 
Geschichte der Moderne, von Wissenschaft und Technologie-
entwicklung. Das Versprechen der Modernisierungstheorien 
der 1960er und 70er Jahre (Rostow, 1962; McClelland, 1961) 
war, über aufeinanderfolgende Entwicklungsstufen Gesell-
schaften von Agrar- in Industriegesellschaften zu entwickeln, 
eingebettet in eine liberale globale Marktwirtschaft und 
demokratisch organisiert, die Scherben der Weltkriege und 
Unabhängigkeitskämpfe zurück zu lassen und Frieden und 
Wohlstand für alle zu ermöglichen. Dieses Versprechen wird 
von einigen Autoren gleichgesetzt mit einer von Machtasym-
metrien geprägten Weltordnung, dem „modernen kapitalisti-
schen Weltsystem“ (Scheidler, 2021 zitiert nach Wallerstein 
„The Modern World-System“, Band 1–4), steigendem mate-
riellem Wohlstand und, darauf aufbauend, unabhängig von 
der Natur zu leben, sie sogar zu beherrschen. Hannah Arendt 
betont hierbei die katalytische Rolle von Wissenschaft und 
Technologieentwicklung bei der Entstehung der Moderne 
und gleichzeitig ihrer Destabilisierung (Belcher und Schmidt, 
2020; Arendt und Canovan, 2013). Sie spricht von „earth 
alienation” (Entfremdung von der Erde; Arendt, 1958) und 
postuliert: „The consequence of earth alienation was that sci-
ence – especially nuclear sciences and modern physics – had 
introduced the possibility that the permanence of the earth 

was no longer guaranteed.“ Ulrich Beck unterstreicht hierzu 
ergänzend (Beck, 1986), dass mit jedem neu geschaffenen 
Wissen, mit jeder Innovation und neuen Technologie unser 
Nichtwissen relativ viel stärker wächst. Die künftig mögli-
chen Eigendynamiken dieser technologischen, sozialen und 
institutionellen Innovationen in Interaktion mit Öko- und 
Klimasystemen können wir lediglich erahnen, nicht aber voll 
überblicken und erst recht nicht kontrollieren (Beck, 1987). 
Es sind diese teils feststellbaren, teils nur erahnten Neben-
folgen der ersten Moderne, die die zweite Moderne, von der 
Beck spricht, charakterisieren.

Die Medizin wird mit Beginn der ersten Moderne zuneh-
mend durch die Ausbildung der modernen empirisch-experi-
mentellen Naturwissenschaften bestimmt, und ganzheitliche 
sowie philosophische Ansätze verblassen. Als Ursprung der 
sogenannten modernen wissenschaftlichen Medizin gilt die 
Heilkunst der griechischen und römischen Antike, die stark 
auf der Naturphilosophie der Vorsokratiker basiert (z.  B. Ele-
mentenlehre) und einen Höhepunkt in der hippokratischen 
Medizin (z.  B. Diätetik) erfuhr. Die physikalisch-chemischen 
Fortschritte in der medizinischen Forschung, Diagnostik und 
Therapie sowie die therapeutisch orientierte Medizin „dräng-
ten den Menschen immer mehr in die Rolle des heilkundli-
chen Objekts“ (Eckart, 2013). Durch die komplexen und spe-
zifischen Erkenntnisse in der Medizin hinsichtlich Diagnostik 
und Therapie zahlreicher Erkrankungen rückten der Mensch 
als Ganzes und die Wechselbeziehungen von Mensch und 
Natur zunehmend in den Hintergrund.
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Herausbildung leistungsfähiger Staatsapparate und 
Verwaltungen, die auf rationalem Streit, Demokratien 
und Leistung (merit) statt familiärer, ethnischer und 
religiöser Beziehungen aufbauen (Weber, 1934, 1981, 
2002; Anter und Breuer, 2007).

Die europäische Moderne und der sie ermöglichende 
wirtschaftliche, politische und kulturelle Fortschritt in 
Europa, der „Neuen Welt“ (insbesondere Nordamerika, 
Australien und Neuseeland) und sukzessive weiten Tei-
len der Welt ist eng verflochten mit den ca. 500 Jahren 
europäischen kolonialen Handelns. Dekoloniale Theorie 
verweist auf die Untrennbarkeit des Begriffspaars von 
Modernität und Kolonialität. Brunner (2021) spricht 
von der ‚kolonialen Moderne‘ und weist somit auf die 
Ermöglichung der europäischen Moderne aufgrund von 
Kolonialismus hin. Die Verfestigung sozialer Klassifika-
tionen entlang von Ethnizität und Geschlecht ermög-
lichten machtgeladene ungleiche Herrschaftsbeziehun-
gen innerhalb von Gesellschaften und zwischen Staaten 
und Weltregionen. Obwohl auch vor Industrialisierung 
und Aufklärung Formen der Diskriminierung und Aus-
grenzung mittels Geschlecht, Religion oder gesell-
schaftlichen Klassen gerechtfertigt wurden, sind diese 
im „‘Erfolgsprojekt‘ des Kolonialismus rassifiziert wor-
den, was die damit einhergehenden Machtverhältnisse 
und Gewaltpraktiken naturalisiert und universalisiert 
habe“ (Germaná, 2013 nach Brunner, 2021: 44). Die 
Kategorie „Rasse“ gewährleistete somit die „Entwick-
lung der Ressourcen“ in den Kolonien und die Akku-
mulation des Wohlstands in Europa (Kastner und Wai-
bel, 2016; Quijano, 2007). Bis heute fordern die daraus 
hervorgehenden Machtstrukturen die Möglichkeiten 
internationaler Kooperation und globaler Governance 
heraus, sowohl im Umgang mit den großen globalen 
Herausforderungen im Bereich von Umwelt und Klima 
als auch im Bereich menschlicher Gesundheit. So weist 
der IPCC auf den Kolonialismus als einen Treiber von 
Ungleichheiten und Vulnerabilitäten in lokalen Gemein-
schaften Afrikas, Lateinamerikas und Teilen Asiens hin 
(IPCC, 2022c). Dies hat wiederum heute global ungleich 

verteilte Anpassungsmöglichkeiten unterschiedlicher 
Einkommensgruppen zur Folge.

Die Moderne und ihre jeweiligen Ausgestaltungen, 
wie auch die Parallelität moderner, vor- und postmo-
derner Lebensstile, unterscheiden sich jedoch zwischen 
Weltregionen sowie kulturell und religiös unterschied-
lich geprägten gesellschaftlichen Gruppen. Daher han-
delt es sich bei der Moderne, entgegen klassischen 
Modernisierungstheorien (Rostow, 1959), nicht um 
eine lineare Entwicklungsgeschichte (Kasten 2.1-3). So 
weist beispielsweise Eisenstadt (2000) darauf hin, die 
Moderne sei als kulturelles Programm zu verstehen, 
analog beispielsweise zur Entstehung und Ausbreitung 
der Weltreligionen. Dieses kulturelle Programm der 
Moderne umfasst den sukzessiven Auf- und Ausbau 
von Gesundheitssystemen und Systemen sozialer Absi-
cherung auf der einen Seite, aber auch die Beförderung 
wohlstands- und umweltwandelbedingter Gesund-
heitsrisiken weltweit auf der anderen.

Durch die Industrialisierung der Produktions-
systeme, die Ausformung von Städten sowie die Weiter-
entwicklung von Transport- und Kommunikations-
infrastrukturen kommt es zu einem Aufbrechen 
 sogenannter traditioneller Lebensstile durch Individua-
lisierungs- und Säkularisierungstendenzen. Strukturell- 
institutionell schlägt sich dies in der funktionalen Reor-
ganisation und Ausdifferenzierung von Wirtschaft, 
Politik und Gesellschaft nieder (Luhmann, 1987; Stich-
weh, 2000). Gleichwohl wissen wir heute, dass die kul-
turelle Öffnung und die Trennung von Körper und 
Geist, die wir im Europa des 19. Jahrhunderts beobach-
ten können, nicht zwangsläufig an eine bestimmte Aus-
gestaltung der politischen und wirtschaftlichen Institu-
tionen gebunden sind. So reicht die Vielfalt der Moderne 
von Marktwirtschaften mit privatem Eigentum an den 
Produktionsmitteln westlicher Prägung (mit einem 
mehr oder weniger stark eingreifenden Staat), über die 
chinesische, sogenannte „sozialistische“ Marktwirt-
schaft bis hin zu den Planwirtschaften im ehemaligen 
Ostblock und von pluralistischen Demokratien bis hin 

Kasten. 2.1-4

Dimensionen der Moderne

Analytisch gesehen sind drei Dimensionen der Moderne zu 
unterscheiden: eine strukturelle, eine institutionelle sowie 
eine kulturelle. In der konkreten Ausgestaltung moderner 
Gesellschaften bedingen diese sich jedoch gegenseitig. Diese 
Dimensionen der Modernen können noch durch eine zeitliche 
Dimension ergänzt werden, wenn man die „Gleichzeitigkeit 
des Ungleichzeitigen“ von Ernst Bloch hinzufügt (Bloch, 
1977; Bloch, 1985; Koselleck, 1979): die Nutzung von Errun-

genschaften der Aufklärung (z.  B. moderne Waffen, Organisa-
tionssysteme), mit denen Ziele verfolgt werden, die dem 
Anliegen der Aufklärung widersprechen; diese Gleichzeitig-
keit wird von Vertretern der Frankfurter Schule als „Dialektik 
der Aufklärung“ bezeichnet (Horkheimer und Adorno, 1988). 
Angewandt auf den Kontext der menschlichen Gesundheit 
bedeutet dies, dass die Moderne zum einen von substanziel-
lem Fortschritt im Bereich der Gesundheitsversorgung geprägt 
ist, gleichzeitig aber selbst neue Risiken für menschliche 
Gesundheit hervorbringt (z.  B. Übergewicht, Diabetes, Bewe-
gungsmangel, Umweltzerstörung). 
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zu autoritären, totalitären und sogar faschistischen 
Regimen. In der globalen Beschau der Moderne ist 
somit heute zunächst einmal festzustellen, dass, auch 
wenn sie ihren Ursprung im Europa der industriellen 
Revolution und Aufklärung des 18. und 19. Jahrhunderts 
hat, wir heute Spuren dieser und vielfältiger Eigenaus-
formungen anderer, nicht-europäischer Modernen 
weltweit beobachten. So sind heute zahlreiche moderne 
Gesellschaften nicht demokratisch organisiert, was 
nach Weber ein definierendes Merkmal moderner 
Staatsorganisation war (Weber, 1981, 2002). Diese 
unterschiedlichen Modernen stehen im Dialog, manch-
mal Streit, nebeneinander. Gleichzeitig stehen sie neben 
Formen der Vormoderne traditionell organisierter 
Gesellschaften und der Postmoderne hoch technologi-
sierter Wissensgesellschaften und sind mit diesen inter-
dependent verbunden. 

Wird diese Vielfalt der koexistierenden, regional 
unterschiedlichen Modernen aus der Perspektive 
Gesundheit analysiert, ergibt sich ein weiteres Bild: 
Unabhängig von ihren jeweiligen kulturellen und struk-
turell-institutionellen Ausprägungen ist ihnen die 
Schaffung von Risiken planetaren Ausmaßes für die 

Gesundheit des Menschen und vieler anderer Arten 
gemein. So gehören Klimawandel und Ressourcen-
degradation, Artensterben und soziale Ungleichheiten 
zu den prominentesten globalen Veränderungsprozes-
sen, die seit den letzten zwei Jahrhunderten die Grund-
lagen globaler Gesundheit neu sortieren und gefährden. 
Das Zusammenspiel klimatologischer und ökologischer 
Herausforderungen auf der einen Seite und Armut und 
sozialer Ungleichheiten auf der anderen bildet zudem die 
Grundlage für die Mitte der 1980er Jahre einsetzenden 
Debatten zu nachhaltiger Entwicklung (Kasten  2.1-5). 

Beck und Kollegen sprechen von den Nebenfolgen 
(z.  B. Klimawandel, globale Finanzkrisen, globaler Ter-
rorismus) der ersten Moderne, die wiederum die zweite 
Moderne seit ca. Mitte des 20. Jahrhunderts charakte-
risieren (Beck et al., 1996). Diese sogenannte zweite 
Moderne ist geprägt durch wachsende Unsicherheiten, 
Ungewissheiten und Risiken (Beck, 1986) sowie durch 
sukzessive Beschleunigungsprozesse (Rosa, 2005) im 
sozialen Miteinander aufgrund technologischer Weiter-
entwicklungen, Dynamiken global integrierter Wirt-
schaftssysteme sowie ökologischer und klimatischer 
Veränderungen. Technologisch-ökonomische Weiter-

Kasten 2.1-5

Das Leitbild nachhaltige Entwicklung entsteht

Der Ursprung des Konzepts „nachhaltiger Entwicklung“ liegt 
in der Idee eines nachhaltigen Umgangs mit natürlichen Res-
sourcen. Obgleich es traditionell in ganz unterschiedlichen 
Kulturkreisen ökologisch nachhaltige Produktionssysteme 
gab (Mazzocchi, 2020), gilt der Begriff der Nachhaltigkeit 
als aus der europäischen Forstwirtschaft geprägt. Angesichts 
einer drohenden Holzverknappung befand der sächsische 
Beamte Hans Carl von Carlowitz 1713 die Notwendigkeit 
einer „nachhaltenden“ Nutzung von Holz, wonach immer 
nur so viel Holz geschlagen werden sollte, wie nachwachsen 
kann (Grober, 2013). Er thematisierte dabei Elemente, die bis 
heute den Diskurs um nachhaltige Entwicklung prägen, ins-
besondere die Abwägung zwischen der kurzfristigen Gewinn-
maximierung und der Wahrung natürlicher Ressourcen für 
die Nutzung durch künftige Generationen.

In der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts gewann der 
Begriff der Nachhaltigkeit international an Bedeutung. Der 
Brundtland-Bericht, der 1987 von der UN-Weltkommission 
Umwelt und Entwicklung unter dem Titel „Unsere gemein-
same Zukunft“ veröffentlicht wurde, stellt dabei einen Mei-
lenstein dar, indem er nachhaltige Entwicklung definiert als: 
Entwicklung, die die Bedürfnisse gegenwärtiger Generationen 
befriedigt, ohne dabei die Möglichkeiten künftiger Genera-
tionen zu gefährden, ihre eigenen Bedürfnisse zu befriedi-
gen (World Commission on Environment and Development, 
1987). Der Bericht ging sowohl auf Gerechtigkeit zwischen 
verschiedenen Generationen ein, als auch auf faire  Chancen 
und Lastenteilung innerhalb einer Generation, wodurch 

Armutsbekämpfung in Niedrigeinkommensländern eine zen-
trale Rolle beigemessen wurde. 

Auf der UN-Konferenz über Umwelt und Entwicklung 
1992 in Rio de Janeiro wurde das Konzept der nachhaltigen 
Entwicklung von der globalen Staatengemeinschaft als Leit-
bild anerkannt (UNCED, 1992b). Das Leitbild umfasst auch 
den Gedanken der Generationengerechtigkeit. Ein Ergeb-
nis der Konferenz war u.  a. die Verabschiedung der Agenda 
21, eines entwicklungs- und umweltpolitischen Aktions-
programm mit konkreten Handlungsempfehlungen. Die dort 
verabschiedete Rio-Deklaration beinhaltete 27 grundlegende 
Prinzipien nachhaltiger Entwicklung, u.  a. dass Menschen ein 
Anrecht auf ein gesundes und produktives Leben in Harmo-
nie mit der Natur haben.

Ein weiterer zentraler Meilenstein war die Verabschie-
dung der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung im Jahr 
2015 (UN, 2015a). Die globale Staatengemeinschaft einigte 
sich darin auf 17 nachhaltige Entwicklungsziele, die die drei 
Dimensionen nachhaltiger Entwicklung abdecken sollen. Bis 
2030 soll eine Bandbreite von Zielen zu u.  a. Armutsbekämp-
fung, Hunger, Gesundheit, Bildung, Geschlechtergerechtig-
keit, sowie Trinkwasser, Energie, Landnutzung, menschen-
würdiger Arbeit und Konsum- und Produktionsmustern 
erreicht werden. 

Aktuell werden diese Meilensteine nachhaltiger Politik 
ergänzt durch die Entscheidung der UN-Generalversamm-
lung, dass der Mensch ein Anrecht auf eine saubere, gesunde 
und nachhaltige Umwelt habe (UNGA, 2022). Nachhaltige 
Entwicklung und die Bewahrung gesunder Ökosysteme wer-
den als Voraussetzung für das Wohlbefinden des Menschen 
gesehen.
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entwicklungen der ersten Moderne bergen zum einen 
nicht überschaubare Langzeitfolgen und zeigen zum 
anderen die Grenzen unseres Wissens auf. Auf Basis 
dieser Erkenntnis werden heute z.  B. der Wert von 
Grundlagenforschung, die Erhaltung biologischer und 
kultureller Vielfalt oder das Einfrieren von Stammzel-
len als Wissensspeicher für heute noch ungeahnte Her-
ausforderungen diskutiert.

Beschleunigungsprozesse im Zusammenspiel ökolo-
gischer, ökonomischer und gesellschaftlicher Verände-
rungen sowie die durch sie verursachten Risiken wer-
den auch unter dem Begriff der „Great Acceleration“ 
(Steffen et al., 2015a) diskutiert. Gleichzeitig sind 
Trends der Entschleunigung zu beobachten. Ein Bei-
spiel ist die demographische Entwicklung, deren Trend 
sich in nahezu allen Ländern umgekehrt hat. Auch in 
der Ausgestaltung transregionaler Lieferketten sind seit 
Jahren – und je nach Wirtschaftszweig – Regionalisie-
rungstendenzen zu beobachten (Baldwin, 2012; Bald-
win und Lopez-Gonzalez, 2015).

Seit Anfang des 21. Jahrhunderts nun beobachten 
wir die Entfaltung der dritten Moderne. Diese ist cha-
rakterisiert durch eine zunehmende und beschleunigte 
Dynamisierung der für die zweite Moderne charakteris-
tischen Nebenfolgen der ersten Moderne: Klimawan-
del, Artensterben, Ozeanversauerung, globale Einkom-
mensungleichheiten und das Erstarken autokratischer 
Regime (Boese et al., 2022; Leininger und Nowack, 
2022). Diese Dynamiken rufen weitere Risiken hervor 
– Zoonosen, Hungersnöte, Gewaltkonflikte, Wande-
rungsbewegungen, Cyberattacken, die Krise des Multi-
lateralismus – und unterwandern die existierenden 
Steuerungssysteme auf nationaler, regionaler und mul-
tilateraler Ebene (Kap. 2.4), die für den gemeinsamen 
Umgang mit den Herausforderungen der zweiten 
Moderne aufgebaut wurden. Die isolierte Betrachtung 
nur einer dieser globalen Herausforderungen ist nicht 
mehr möglich. Stattdessen ist die gegenseitige Ver-
flechtung der globalen Herausforderungen untereinan-
der zu einem Grad gegeben, dass Ressorts- und Gover-
nanceebenen übergreifendes Handeln basal notwendig 
wird. Die alleinige Bekämpfung jeweils von Klimakrise, 
Biodiversitätskrise oder Gesundheitskrise ist nicht 
möglich. Ihre gemeinsame Bekämpfung inklusive ihrer 
sich gegenseitig verstärkenden Effekte ist notwendig. 
Es geht um menschliche, tierische, pflanzliche und öko-
systemare Gesundheit in einem. Die globalen Steuerungs-
systeme jedoch hinken der Komplexität der globalen 
Gegenwartsherausforderungen hinterher (Kap. 2.4).

Den Kern der Moderne als kulturelles Programm bil-
det die Ausformung neuer, und global unterschiedli-
cher, institutioneller Gefüge. Diese umfassen im 19. 
und Anfang des 20. Jahrhunderts die Entstehung von 
Nationalstaaten (in Europa entlang der Grenzziehungen 

ehemaliger Fürstentümer; in weiten Teilen Asiens, 
Lateinamerikas und Afrikas als Teil kolonialer Aushand-
lungsprozesse und dem Erlangen staatlicher Unabhän-
gigkeit) und den sukzessiven Aufbau internationaler 
und multilateraler Governancesysteme. So brachte die 
zweite Moderne nicht nur Klimawandel, Artensterben 
und umweltwandelbedingte Gesundheitsrisiken hervor, 
sondern ging auch mit der Ausbildung umfassender 
internationaler Kooperationsstrukturen im Rahmen der 
Vereinten Nationen einher. Diese ermöglichen heute 
globale Kooperation mittels einer ausdifferenzierten 
Institutionen- und Instrumentenlandschaft (Kap. 2.4). 
Voraussetzung für die Mitgliedschaft und Kooperation 
innerhalb dieser internationalen Staatengemeinschaft 
ist jedoch die Anerkennung als eigenständiger Natio-
nalstaat, was noch vor nur 60 Jahren für viele damalige 
Kolonien nicht gegeben war.

Zusammenfassend befinden wir uns heute in einer 
Zeit multipler Krisen, die als dritte Moderne zu greifen 
ist: Die Nebenfolgen der ersten Modernen, u.  a. Klima-
wandel und Artensterben, die die zweite Moderne 
prägten, entfalten Dynamiken untereinander, die für 
den Menschen kaum noch kontrollierbar sind. Eine 
COVID-19-Pandemie ergreift als Gesundheitskrise den 
Planeten, geht in Teilen des Globus mit einer ökonomi-
schen Krise einher, verschärft soziale Missstände und 
wirkt als Beschleuniger für eine geopolitische und mul-
tipolare Neuordnung der Welt. Diese Gleichzeitigkeit 
und die Globalität multipler Krisen sind historisch 
gewachsen und stellen die Menschheit vor zunehmende 
Herausforderungen. Im folgenden Abschnitt werden 
diese aus Perspektive der menschlichen Gesundheit 
dargelegt (Kap. 2.2).

2.2
Menschliche Gesundheit: beachtliche 
Verbesserungen, Rückschläge und neue 
Bedrohungen

Die menschliche Gesundheit hat sich in den letzten 
Jahrzehnten global deutlich verbessert, was sich unter 
anderem an einer enorm gestiegenen Lebenserwartung 
zeigt. Dabei fand gleichzeitig eine Verschiebung zentra-
ler gesundheitlicher Herausforderungen statt: Lokal 
begrenzte Infektionskrankheiten verlieren an Bedeu-
tung, während nicht übertragbare Erkrankungen, die in 
Hocheinkommensländern schon länger verbreitet sind, 
insbesondere Menschen in Ländern mit niedrigem und 
mittlerem Einkommen vor neue gesundheitliche Her-
ausforderungen stellen. Diese „Pandemie nicht über-
tragbarer Erkrankungen“ (WHO, 2022u) ist eine Folge 
der gestiegenen Lebenserwartung im Zusammenspiel 
mit der westlich geprägten Lebensweise, die außerdem 
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Konflikte und Terrorismus

Naturkatastrophen

Krankheitslast, gemessen in disability-adjusted life years (DALYs)
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Abbildung 2.2-1
Krankheitslast von einzelnen Krankheitsgruppen weltweit, gemessen als Anzahl der durch gesundheitliche  Beeinträchtigungen 
betroffenen oder durch die entsprechende Krankheit verlorenen Lebensjahre (DALYs; Kasten 2.2-1). Nicht  übertragbare 
Krankheiten sind in blau dargestellt, übertragbare, schwangerschaftsbezogene, Neugeborenen- und ernährungsbedingte 
 Erkrankungen in rot sowie Verletzungen in grau.
Quelle: Ritchie und Roser, 2022a
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Abbildung 2.2-2
Globale Krankheitslast durch nicht übertragbare Erkrankungen sowie übertragbare, schwangerschaftsbezogene, Neugeborenen- 
und ernährungsbedingte Erkrankungen im Zeitraum 1990–2019. Nicht dargestellt sind Verletzungen.
Quelle: Ritchie und Roser, 2022b.
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Umweltveränderungen verursacht und dadurch indi-
rekt weitere Gesundheitsrisiken mit sich bringt (Kap. 
2.3). Daraus ergeben sich auch Fragen dazu, was Bedin-
gungen für ein gesundes Leben sind und in welchem 
Verhältnis Lebensqualität und Gesundheit stehen.

2.2.1
Zentrale Probleme menschlicher Gesundheit: 
Welche Krankheiten verursachen die größte Last?

Weltweit machen Herzkreislauferkrankungen (z.  B. 
Herzinfarkte und Schlaganfälle), Krebserkrankungen 
und Erkrankungen von Neugeborenen einen wesentli-
chen Teil der globalen Krankheitslast aus (Abb. 2.2-1; 
Vos et al., 2020). Daneben verursachen Atemwegser-
krankungen, Erkrankungen des Bewegungsapparats, 
psychische Erkrankungen sowie Diabetes und Nieren-
erkrankungen eine relevante Krankheitslast. Kasten 

Kasten 2.2-1

Bedeutung und Berechnung der (globalen) 
Krankheitslast

Um die Frage zu beantworten, welche Krankheiten weltweit 
die größte Bedeutung haben, ist eine gemeinsame Messgröße 
– ähnlich einer gemeinsamen Währung – notwendig, die Aus-
wirkungen verschiedener Erkrankungen auf das Leben der 
Betroffenen vergleichbar macht. Eine der gängigsten Mess-
größen ist die Krankheitslast (burden of disease): Sie wird 
in Form von disability-adjusted life years (DALYs) berechnet 
und bezeichnet die von gesundheitlichen Beeinträchtigungen 
betroffenen und durch die jeweilige Krankheit verlorenen 
Lebensjahre.

Für die Berechnung von DALYs wird berücksichtigt, wie 
tödlich eine Erkrankung ist (years of life lost), wie lange Men-
schen in der Regel mit Einschränkungen durch die Erkran-
kung leben (years lived with disability) und wie schwer 
die Einschränkungen durch die Erkrankung sind (disability 
weight oder Gewichtungsfaktor; Abb. 2.2-3).

Die Global Burden of Diseases, Injuries, and Risk Factors 
Study (GBD) berechnet regelmäßig die Krankheitslast für 

zahlreiche Erkrankungen. Für das Jahr 2019 ermittelten die 
Wissenschaftler:innen weltweit eine absolute Zahl von 2,5 
Mrd. DALYs, die auf 396 Krankheiten zurückgehen (Vos et 
al., 2020). Diese Zahl ist seit 1990 nahezu konstant geblie-
ben (Abb. 2.2-2). Anhand der absoluten Zahl an DALYs kann 
abgeschätzt werden, wie viele Menschen Bedarf an Gesund-
heitsdienstleistungen haben und wie stark Gesundheitssyste-
me dadurch belastet sein könnten.

Zusätzlich zur absoluten Zahl können DALYs auch relativ 
zur Bevölkerungsanzahl (üblicherweise pro 100.000 Men-
schen) oder altersstandardisiert angegeben werden. Dadurch 
können Effekte von Bevölkerungswachstum oder demogra-
phischem Wandel berücksichtigt werden, da in einer größe-
ren und älteren Bevölkerung in der Regel auch mehr kranke 
Menschen zu finden sind. So zeigt sich, dass die DALY-Rate 
bei Berücksichtigung der älter werdenden Bevölkerung seit 
1990 abgenommen hat, was wiederum eine generelle Verbes-
serung der globalen Gesundheit widerspiegelt – wenngleich 
diese auf sehr unterschiedliche und komplexe Trends inner-
halb einzelner Krankheitsgruppen und Krankheiten zurück-
geht (Vos et al., 2020).

Years of Live Lost

Gesundes Leben Krankheit oder Behinderung
Frühzeitiger Tod

Erwartete
Lebensjahre

Years Lived with Disability

Disability Adjusted Life Year ist ein Maß der gesamten
Krankheitslast, ausgedrückt als kumulative Anzahl der durch
Krankheit, Behinderung oder vorzeitigen
Tod verlorenen Lebensjahre

YLLYLDYLD
DALY

Abbildung 2.2-3
Berechnung der Krankheitslast in Form von disability-adjusted life years (DALYs). Dafür wird berücksichtigt, wie tödlich 
eine Erkrankung ist (years of life lost, YLL), wie lange Menschen in der Regel mit Einschränkungen durch die Erkrankung 
leben (years lived with disability, YLD) und wie schwer die Einschränkungen durch die Erkrankung sind (disability weight 
oder Gewichtungsfaktor).
Quelle: WBGU, nach Planemad (Wikipedia)
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2.2-1 beschreibt das Konzept der (globalen) Krank-
heitslast und der zugrunde liegenden Berechnung.

Während Infektionskrankheiten, schwangerschafts-
bezogene Erkrankungen, Erkrankungen von Neugebo-
renen sowie ernährungsbedingte Erkrankungen (wie 
Mangelernährung) im Jahr 1990 noch den größeren 
Teil der globalen Krankheitslast ausmachten, finden 
sich mittlerweile unter den 25 Krankheiten, die global 
für die größte Krankheitslast verantwortlich sind, am 

häufigsten chronische, nicht übertragbare Erkrankun-
gen, was als epidemiologische Transition bezeichnet 
wird (Abb. 2.2-2). Nicht übertragbare Erkrankungen 
machen heutzutage auch den größten Anteil an Todes-
fällen aus. So gehen rund 42 Mio. Todesfälle pro Jahr 
auf nicht übertragbare Erkrankungen zurück. Dies 
umfasst insbesondere auch vorzeitige Todesfälle wegen 
nicht übertragbarer Krankheiten, also Todesfälle im 
jüngeren Lebensalter. Übertragbare, schwangerschafts-

b

Keine Daten 0 1.000 2.500 5.000 10.000 25.000

DALY pro 100.000 Menschen

Keine Daten 15.000 17.500 20.000 25.000 30.000 35.000 40.000 45.000 50.000

DALY pro 100.000 Menschen

a

Abbildung 2.2-4
Krankheitslast durch a) nicht übertragbare Erkrankungen und b) Infektionskrankheiten, schwangerschaftsbezogene, 
 Neugeborenen- und ernährungsbedingte Erkrankungen, nach Ländern, 2019.
Quelle: Ritchie und Roser, 2022b
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bezogene, Neugeborenen- und ernährungsbedingte 
Erkrankungen verursachen rund 10,2 Mio. Todesfälle. 
Verletzungen, z.  B. im Rahmen von Verkehrsunfällen, 
Stürzen und Suiziden, führen zu rund 4,3 Mio. Todes-
fällen pro Jahr (Vos et al., 2020).

Diese globalen Trends weisen wichtige regionale 
Unterschiede auf. Während nicht übertragbare Erkran-
kungen in Ländern mit mittlerem und hohem Einkom-
men die Hauptkrankheitslast ausmachen, sind Länder 
mit niedrigem Einkommen durch die Zunahme nicht 
übertragbarer Erkrankungen bei gleichzeitigem Fortbe-
stehen von Infektionskrankheiten von einer doppelten 
Krankheitslast betroffen (Abb. 2.2-4). Dazu tragen 
auch (überwiegend vermeidbare oder gut behandel-
bare) Komplikationen während Schwangerschaft und 
Geburt bei Müttern und Neugeborenen bei – wovon 
fast ausschließlich Länder mit niedrigem Einkommen 
betroffen sind (Vos et al., 2020).

Die Krankheitslast durch die COVID-19-Pandemie 
zwischen 2020 und 2023 ist in der aktuellsten Studie 
über die globale Krankheitslast noch nicht berücksich-
tigt. Allerdings gibt es mittlerweile erste Untersuchun-
gen dazu, die zumindest für einzelne Länder die durch 
COVID-19 verursachte Krankheitslast abschätzen: 
Während Schätzungen für Schottland davon ausgehen, 
dass COVID-19 im Jahr 2020 nach Herz-Kreislauf-
Erkrankungen die zweithöchste Krankheitslast verur-
sachte (Wyper et al., 2022), war COVID-19 in Indien 
nicht unter den zehn wichtigsten Erkrankungen (Singh 
et al., 2022).

2.2.2
Nicht übertragbare Erkrankungen auf dem 
Vormarsch

Nicht übertragbare Erkrankungen sind eine Gruppe von 
meist chronisch verlaufenden Krankheiten wie Herz-
Kreislauf-Erkrankungen, Krebserkrankungen, chroni-
schen Atemwegserkrankungen, Stoffwechselerkran-
kungen wie Diabetes mellitus Typ II, Muskel-Skelett-
Erkrankungen (Arthrose, Rückenschmerzen usw.) und 
psychischen Erkrankungen. Nicht übertragbare Erkran-
kungen haben in der Regel viele verschiedene Ursa-
chen, wobei individuelle Verhaltensweisen im Kontext 
von Lebensbedingungen und Umweltbelastungen eine 
wichtige Rolle spielen.

2.2.2.1
Krankheitslast, Todesfälle und Kosten durch nicht 
übertragbare Erkrankungen
Nicht übertragbare Erkrankungen tragen heutzutage 
den größten Teil zur globalen Krankheitslast bei. Wäh-
rend sie im Jahr 1990 noch einen Anteil von 43  % an 
der gesamten Krankheitslast hatten, stieg dieser Anteil 
bis 2019 auf 64  % (Abb. 2.2-2; Vos et al., 2020). Rund 
74  % aller Todesfälle weltweit gehen auf nicht übertrag-
bare Erkrankungen zurück (WHO, 2020a). Dabei ver-
sterben jährlich 17 Mio. Menschen bereits im Alter von 
30–69 Jahren an einer nicht übertragbaren Erkran-
kung, wobei 85  % dieser sogenannten vorzeitigen 
Todesfälle Länder mit niedrigem oder mittlerem Ein-
kommen betreffen (WHO, 2020a). Das SDG-Ziel 3.4 
sieht vor, die vorzeitige Sterblichkeit durch nicht über-
tragbare Erkrankungen von 2015 bis 2030 um ein Drittel 
zu reduzieren (UN, 2015a). Dieses Ziel wurde bisher 

Tabelle 2.2-1
Krankheitslast (angegeben in DALYs) und Todesfälle, die pro Jahr auf einzelne Krankheitsgruppen und Erkrankungen 
zurückgehen.
Quelle: Vos et al., 2020

Erkrankung DALYs/Jahr Todesfälle/Jahr

Herz-Kreislauf-Erkrankungen  393 Mio.  18,6 Mio.

davon:  Herzerkrankungen 
Schlaganfälle

 182 Mio. 
 143 Mio.

 9,9 Mio. 
 6,6 Mio.

Krebserkrankungen  250 Mio.  10,0 Mio.

Muskel-Skelett-Erkrankungen  150 Mio.  0,1 Mio.

davon:  Schmerzen des unteren Rückens 
Nackenschmerzen 
Arthrose

 63,7 Mio. 
 22,1 Mio. 
 18,9 Mio.

Chronische Atemwegserkrankungen  104 Mio.  4 Mio.

davon:  Chronisch obstruktive Lungenerkrankung (COPD) 
Asthma

 74,4 Mio. 
 21,6 Mio.

 3,3 Mio. 
 0,5 Mio.

Diabetes mellitus Typ 2  66,3 Mio.  1,5 Mio.
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jedoch nur von wenigen Ländern erreicht (WHO, 
2022d). Allgemein spielen Prävention und Therapie 
nicht übertragbarer Erkrankungen eine wesentliche 
Rolle für nachhaltige Entwicklung (WHO, 2022d). Der 
hohe Anteil an Todesfällen, die auf nicht übertragbare 
Erkrankungen zurückgehen, spiegelt zum einen die 
Zunahme von Risikofaktoren wie Übergewicht und 
ungesunder Ernährung wider. Zum anderen führt auch 
die zunehmende Alterung der Bevölkerung sowie die 
Abnahme von Todesfällen durch andere Todesursachen 
wie Infektionskrankheiten dazu, dass der relative Anteil 
steigt. Tab. 2.2-1 gibt einen Überblick über die Krank-
heitsgruppen und Erkrankungen, die weltweit zu einem 
erheblichen Teil der Krankheitslast und zu einer  Vielzahl 
an Todesfällen beitragen.

Die durch nicht übertragbare Erkrankungen verur-
sachte Krankheitslast stieg vom Jahr 1990 zum Jahr 
2019 nicht nur im Vergleich zu anderen Krankheitsur-
sachen, sondern auch für sich genommen. Dabei ergibt 
sich aber ein differenziertes Bild, wenn man die absolu-
ten Zahlen mit den Zahlen relativ zur Bevölkerung ver-
gleicht (Tab. 2.2-2). Während die absoluten Zahlen für 
alle oben erwähnten Gruppen von nicht übertragbaren 
Erkrankungen steigen, zeigt sich relativ zur Bevölke-
rung nur für Diabetes, Muskel-Skelett-Erkrankungen, 
Krebserkrankungen und psychische Erkrankungen ein 
Anstieg. Für Herz-Kreislauf-Erkrankungen und chroni-
sche Atemwegserkrankungen zeigt sich dagegen sogar 
ein Rückgang (Global Burden of Disease Collaborative 
Network, 2021). Das heißt, dass es zwar eine größere 
Anzahl von Menschen gibt, die an Herz-Kreislauf-
Erkrankungen und chronischen Atemwegserkrankun-
gen leiden, dieser Anstieg aber darauf zurückzuführen 
ist, dass die Weltbevölkerung insgesamt wächst. Wird 
der Anteil der Menschen betrachtet, die an diesen 
Krankheiten leiden, fällt auf, dass dieser gesunken ist – 
im Gegensatz zum gestiegenen Anteil der Menschen, 
die an Diabetes, chronischen Nierenerkrankungen und 
Muskel-Skelett-Erkrankungen leiden.

Auch psychische Erkrankungen, und dabei insbe-
sondere depressive Störungen und Angsterkrankun-
gen, haben einen erheblichen Anteil an der weltweiten 
Krankheitslast (GBD 2019 Mental Disorders Collabora-
tors, 2022). Seit 1990 ist diese Krankheitslast um 55  % 
gestiegen, wobei ein Großteil davon Menschen im Alter 
zwischen 16 und 65 Jahren betrifft (GBD 2019 Mental 
Disorders Collaborators, 2022). Die Krankheitslast psy-
chischer Erkrankungen ist für Frauen größer als für 
Männer (GBD 2019 Mental Disorders Collaborators, 
2022). Außerdem ist sie in Ländern mit höherem Ein-
kommen größer als in Ländern mit niedrigem und mitt-
lerem Einkommen (GBD 2019 Mental Disorders Colla-
borators, 2022), wobei die Verfügbarkeit epidemiologi-
scher Daten zu psychischen Erkrankungen in Ländern 
mit niedrigem und mittlerem Einkommen schlechter ist 
und die Schätzungen somit einer größeren Unsicherheit 
unterliegen. Die globale Verfügbarkeit von Behand-
lungsmöglichkeiten erreicht längst nicht das benötigte 
Niveau, was nicht zuletzt an dem Stigma liegt, das mit 
psychische Erkrankungen verbunden ist.

Neben Depressionen und Angststörungen verursa-
chen auch Substanzgebrauchsstörungen (Abhängig-
keit, Intoxikation, schädlicher Gebrauch von Alkohol, 
Nikotin oder anderen Drogen) eine hohe Krankheits-
last. Dabei ist Alkohol für die größte Krankheitslast 
verantwortlich, insbesondere in Ländern mit niedrigem 
und mittlerem Einkommen (GBD 2016 Alcohol and 
Drug Use Collaborators, 2018). Die Suizidrate hat dage-
gen weltweit seit 1990 kontinuierlich abgenommen 
(Global Burden of Disease Collaborative Network, 2021). 
Die meisten Suizide treten in Verbindung mit einer psy-
chischen Erkrankung auf. Suizide sind bei Männern 
häufiger als bei Frauen, und die Suizidrate steigt im 
Alter an (Wolfersdorf und Hegerl, 2019).

Zunehmende Erkrankungszahlen werden ebenfalls 
für Allergien beobachtet, wobei die Krankheitslast 
hauptsächlich von Kindern getragen wird (World Allergy 
Organisation, 2013). Schätzungen gehen davon aus, 

Tabelle 2.2-2
Veränderung der weltweiten Krankheitslast (in DALYs) vom Jahr 1990 zum Jahr 2019 in Prozent.
Quelle: Global Burden of Disease Collaborative Network, 2021

Erkrankung Veränderung absolut Veränderung pro 100.000 Menschen

Herz-Kreislauf-Erkrankungen  + 40  %  − 3  %

Krebserkrankungen  + 53  %  + 6  %

Muskel-Skelett-Erkrankungen  + 77  %  + 23  %

Psychische Erkrankungen  + 55  %  + 7  %

Chronische Atemwegserkrankungen  + 21  %  − 16  %

Diabetes mellitus Typ 2 und chronische 
 Nierenerkrankungen

 + 122  %  + 53  %
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dass je nach Land zwischen 10 und 40  % der Bevöl-
kerung von Allergien betroffen sind (World Allergy 
Organisation, 2013). Neben genetischen Risikofakto-
ren spielen für die Entstehung von Allergien vor allem 
Umweltaspekte eine Rolle (World Allergy Organisation, 
2013).

Neben hohen Krankheitslasten und assoziierten 
Todesfällen führen nicht übertragbare Erkrankungen zu 
hoher ökonomischer Belastung. Zum einen durch 
direkte Krankheitskosten und zum anderen durch indi-
rekte Kosten, zum Beispiel durch reduzierte Arbeits-
fähigkeit. Es wird angenommen, dass nicht übertrag-
bare Krankheiten im Zeitraum von 2011–2030 welt-
weit Kosten in Höhe von 30.000 Mrd. US$  verursachen, 
– was rund der Hälfte des globalen BIP im Jahr 2010 
entspricht (Bloom et al., 2011). Investitionen in Inter-
ventionen zur Gesundheitsförderung und Prävention 
nicht übertragbarer Erkrankungen würden hingegen 
mit einer hohen Rentabilität einhergehen, von der wie-
derum Länder mit niedrigen und mittleren Einkommen 
stark profitieren könnten (WHO, 2022d). So würden 
zusätzliche Investitionen von 18 Mrd. US$ pro Jahr 
über alle Länder mit niedrigen und mittleren Einkom-
men mit einem wirtschaftlichen Nettonutzen von 2.700 
Mrd. US$ im Laufe der nächsten sieben Jahre einher-
gehen (Watkins et al., 2022).

2.2.2.2
Risikofaktoren für nicht übertragbare 
 Erkrankungen
Individuelle Lebensstilfaktoren wie Tabak- und Alkohol-
konsum, körperliche Inaktivität, ungesunde Ernährung 
und Stress begünstigen die Entstehung einer  Vielzahl 
nicht übertragbarer Erkrankungen. Diese  Risikofaktoren 
sind eng verknüpft mit dem sozio ökonomischen Status 
und „gesundheitsfeindlichen“ Lebensbedingungen, 
wenn beispielsweise Wasser teurer ist als gesüßte Limo-
naden, ungesunde hochverarbeitete Lebensmittel 
leichter zugänglich sind als Obst und Gemüse oder man-
gelnde Grünflächen und mangelnde Verkehrssicherheit 
ausreichende Bewegung nicht ermöglichen (WHO, 
2022d). Daneben spielen aus den Lebensstilfaktoren 
resultierende metabolische Risikofaktoren wie Blut-
hochdruck, Übergewicht und Adipositas, hohe Blutzu-
ckerwerte sowie hohe Blutfettwerte eine wesentliche 
Rolle bei der Entstehung nicht übertragbarer Erkran-
kungen (Murray et al., 2020). Tabelle 2.2-3 gibt einen 
Überblick über die Krankheitslast und die Todesfälle, 
die auf einzelne Risikofaktoren zurückzuführen sind.

Insgesamt zeichnet sich ein Trend dahingehend ab, 
dass neben metabolischen Risikofaktoren wie Überge-
wicht und Adipositas sowie Blutzucker in den letzten 
Jahren auch viele umweltbedingte Risikofaktoren 
deutlich zugenommen haben (Murray et al., 2020). 

Tabelle 2.2-3
Anzahl an DALYs und Todesfällen, die pro Jahr auf einzelne Risikofaktoren für nicht übertragbare Erkrankungen 
zurückzuführen sind.
Quelle: Murray et al., 2020

Risikofaktor DALYs/Jahr Todesfälle/Jahr

Lebensstil

Tabakkonsum 
Ungesundes Ernährungsverhalten 
Alkoholkonsum 
Bewegungsmangel

 230 Mio. 
 188 Mio. 
 93 Mio. 
 16 Mio.

 8,7 Mio. 
 7,9 Mio. 
 2,4 Mio. 
 0,8 Mio.

Metabolisch

 hoher (systolischer) Blutdruck 
hoher Blutzucker 
hoher Body Mass Index 
hohe Blutfettwerte

 235 Mio. 
 172 Mio. 
 160 Mio. 
 98,6 Mio.

 10,8 Mio. 
 6,5 Mio. 
 5 Mio. 
 4,4 Mio.

Umwelt- und berufsbedingt

Luftverschmutzung (Umgebung) 
Luftverschmutzung (Innenräume)

 118 Mio. 
 91 Mio.

 4,1 Mio. 
 2,3 Mio.

Verunreinigtes Wasser, unzureichende  sanitäre Verhält-
nisse, keine Möglichkeit zur Handwäsche

 88 Mio.  1,7 Mio.

 Keine optimale Temperatur  38 Mio.  2 Mio.

 Berufsbedingte Risiken  66 Mio.  1,2 Mio.
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So waren ein hoher Body Mass Index (BMI), Luft-
verschmutzung der Umgebungsluft und hohe Nüch-
tern-Blutzuckerwerte im Jahr 2019 die drei Risikofak-
toren, die zu mehr als einem Prozent der globalen 
Krankheitslast beitrugen und die in ihrer Exposition um 
mehr als ein Prozent pro Jahr zunahmen (Murray et al., 
2020). Abbildung 2.2-5 zeigt die Risikofaktoren, die im 
Jahr 2019 die meisten Todesfälle verursacht haben 
(Murray et al., 2020).

Zusammenfassend zeigt sich, dass nicht  übertragbare 
Erkrankungen und deren Risikofaktoren weltweit auf 
dem Vormarsch sind. Sie spielen im Zuge der epidemio-
logischen Transition in vielen Ländern und Regionen 
eine zunehmende Rolle und tragen gemeinsam mit 
Infektionskrankheiten zu einer Doppelbelastung bei. 
Faktoren und Verhaltensweisen, die die Entstehung 
nicht übertragbarer Erkrankungen begünstigen, tragen 
zudem häufig zu Umweltproblemen bei.

2.2.3
Infektionskrankheiten: zwischen alten Erfolgen 
und neuen Herausforderungen

Spätestens seit Ausbruch der COVID-19-Pandemie ist 
klar, dass die Ausbreitung von Infektionskrankheiten 
auch in Ländern mit hohem Einkommen keineswegs 
überwunden ist.

Die meisten Infektionskrankheiten haben ihren 
Ursprung in Tieren, wobei als Zoonosen im engeren 
Sinne nur solche Krankheiten bezeichnet werden, die 
regelmäßig (und nicht nur als singuläres Ereignis) zwi-
schen Tieren und Menschen übertragen werden kön-
nen. Etwa 70  % der neu auftretenden Infektionskrank-
heiten und fast alle bekannten Pandemien sind Zoo-
nosen, wobei es in Tieren ein großes Reservoir an Viren 
gibt, die potenziell Menschen infizieren könnten 
(IPBES, 2020).
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a Weltweite attribuierbare Todesfälle aufgrund von Level-2-Risikofaktoren für Frauen im Jahr 2019
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Abbildung 2.2-5
Anzahl an Todesfällen weltweit im Jahr 2019, nach Risikofaktor und Geschlecht.
Quelle: Murray et al., 2020.
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2.2.3.1
COVID-19-Pandemie: Vorbote für ein Zeitalter der 
Pandemien?
Vor dem Hintergrund vergangener Pandemien (SARS, 
Ebola, Influenza und andere) wurde immer wieder auf 
die Gefahr hingewiesen, die von neuen und wieder auf-
tretenden Infektionskrankheiten (emerging and re-
emerging diseases) ausgehen. Die WHO beispielsweise 
warnte 2014, dass solche Erkrankungen zu einer gro-
ßen Anzahl an Todesfällen führen können und schwer-
wiegende soziale und ökonomische Folgen nach sich 
ziehen würden (WHO South-East Asia, 2014). Und dies 
war bei Weitem nicht die einzige Warnung (z.  B. Ross et 
al., 2015; Ross, 2017; Morse et al., 2012; Fineberg, 
2014; Monaco und Gupta, 2018). Die COVID-19-Pan-
demie hat die Berechtigung solcher Warnungen dras-
tisch vor Augen geführt. Weltweit gab es seit Beginn 
der Pandemie mehr als 760 Mio. bestätigte Fälle und 
mehr als 6,8 Mio. Todesfälle (Stand 16.03.2023). Die 
meisten davon wurden in Hocheinkommensländern 
erfasst. Modellrechnungen gehen aber davon aus, dass 
die Zahlen in Ländern mit niedrigem und mittlerem Ein-
kommen deutlich höher sein könnten als offiziell ange-
geben (Adam, 2022) und dass die Krankheitslast durch 
COVID-19 in Ländern mit niedrigem und mittlerem Ein-
kommen deutlich höher sein könnte als in Hochein-
kommensländern (Levin et al., 2022). Die WHO führt 
insgesamt knapp 15 Mio. Todesfälle auf COVID-19 und 
andere Erkrankungen oder Verletzungen zurück, die 
aufgrund der während der Pandemie vorherrschenden 
Überlastung der Gesundheitssysteme nicht rechtzeitig 
oder nicht adäquat behandelt werden konnten (WHO, 
2022r). Des Weiteren zeigt sich ein starker Zusammen-
hang zwischen dem Vorhandensein von nicht übertrag-
baren Erkrankungen und COVID-19. So begünstigen 
die weit verbreiteten Erkrankungen wie Adipositas, 
Diabetes mellitus Typ II und Herzkreislauferkrankun-
gen und die zugrunde liegenden Risikofaktoren, aber 
auch vorbestehende psychische Erkrankungen, schwere 
COVID-19-Erkrankungsverläufe und COVID-19-be-
dingte Todesfälle (Adab et al., 2022).

Die Folgen der Pandemie in zahlreichen gesellschaft-
lichen Bereichen sind enorm, wobei sozial benachtei-
ligte Gesellschaftsgruppen besonders stark betroffen 
sind. So konnte sowohl bezüglich des Erkrankungsrisi-
kos als auch der Mortalitätsraten ein höheres Risiko bei 
armen Bevölkerungsschichten, bei benachteiligten eth-
nischen Gruppen, bei Menschen in schlechter bezahl-
ten Beschäftigungsverhältnissen, bei Menschen in von 
humanitären Krisen betroffenen Regionen und bei von 
Migration betroffenen Menschen sowie bei Obdachlo-
sen festgestellt werden (WHO, 2021b).

Wirtschaftlich hat die COVID-19-Pandemie die 
tiefste Rezession seit dem zweiten Weltkrieg ausgelöst, 

was die ärmsten Länder am stärksten trifft (Yeyati und 
Filippini, 2021). Die Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Pandemie waren in vielen Staaten mit weitreichende-
ren Freiheitseinschränkungen verbunden, als sich Ver-
fassungsrechtler:innen je hätten vorstellen können. Im 
Bereich der öffentlichen Gesundheit in Ländern mit 
niedrigen und mittleren Einkommen hat die COVID-
19-Pandemie die dringend notwendigen Reformen der 
Gesundheitssysteme in Hinblick auf nicht übertragbare 
Krankheiten verlangsamt und dazu geführt, dass viele 
Erfolge der letzten Jahre im Kampf gegen Infektions-
krankheiten gefährdet sind. So hat die Pandemie bei-
spielsweise nach einem jahrelangen Rückgang zu einem 
Wiederanstieg der Todesfällen durch Tuberkulose 
geführt (WHO, 2021n). Auch Aktivitäten im Bereich 
von vernachlässigten Tropenerkrankungen (neglected 
tropical diseases, NTDs) wurden durch die Pandemie 
beeinträchtigt (Aborode et al., 2022).

Die Reaktion auf die COVID-19-Pandemie hat ande-
rerseits gezeigt, was im Kampf gegen Infektionskrank-
heiten möglich ist, wenn der politische Wille und die 
Zusammenarbeit verschiedener Sektoren gegeben sind. 
Weltweit wurden im Jahr 2020 rund 16.000 Mrd. US-$ 
zur Bewältigung der Pandemie mobilisiert (Yeyati und 
Filippini, 2021). Allerdings kam der Global Health 
Security Index Ende 2021 zu dem Schluss, dass weiter-
hin kein Land der Welt ausreichend auf eine weitere 
Pandemie vorbereitet ist (Bell und Nuzzo, 2021).

2.2.3.2
Mütter- und Kindergesundheit: bestehende 
Ungleichheiten bei positiven Tendenzen
Die Mütter- und Kindergesundheit wird bei der Unter-
suchung der weltweiten Krankheitslast in einer Kate-
gorie mit den Infektionskrankheiten gefasst. Genau wie 
Infektionskrankheiten ist die Mütter- und Kindersterb-
lichkeit insbesondere in Niedrigeinkommensländern 
hoch. In den letzten Jahrzehnten hat sich die Mütter- 
und Kindergesundheit verbessert, was sich unter ande-
rem an einem Rückgang der Müttersterblichkeit um 
38  % im Zeitraum von 2000 bis 2017 zeigt (PMNCH, 
2022). Allerdings entspricht dies nicht dem Rückgang, 
der jährlich notwendig wäre, um das SDG-Ziel von 
maximal 70 mütterlichen Todesfällen pro 100.000 
Geburten zu erreichen (WHO und UNICEF, 2022b). Im 
Jahr 2017 betrug diese Zahl 11 pro 100.000 Geburten 
in Hocheinkommensländern und 462 pro 100.000 
Geburten in Niedrigeinkommensländern (WHO, 2019f). 
Zusätzlich gefährden aktuell die COVID-19-Pandemie, 
Konflikte und die Klimakrise die Mütter- und Kinder-
gesundheit (WHO und UNICEF, 2022b). Zudem beste-
hen weiterhin deutliche globale Unterschiede. So treten 
94  % der mütterlichen Todesfälle in Ländern mit niedri-
gem und mittlerem Einkommen auf, und 82  % der 
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Todesfälle von Kindern unter 5 Jahren treten in Sub-
sahara-Afrika und Südasien auf (PMNCH, 2022). Die 
meisten Fälle von Müttersterblichkeit ließen sich bei 
einer zeitgerechten Versorgung durch qualifiziertes 
medizinisches Personal verhindern (WHO, 2022h). Die 
Global Strategy for Women’s, Children’s and Adole-
scents’ Health formuliert die Vision einer Welt, in der 
jede Frau und jedes Kind ein Recht auf körperliche und 
psychische Gesundheit und Wohlbefinden, soziale und 
ökonomische Möglichkeiten und Teilhabe in der Gestal-
tung prosperierender und nachhaltiger Gesellschaften 
hat (EWEC, 2015). Ihre Umsetzung böte durch bessere 
Bildungserfolge, mehr Erwerbs tätige und mehr soziale 
Beiträge auch große ökono mische Vorteile.

2.2.3.3
HIV/AIDS, Malaria und Tuberkulose: 
Sozioökonomische Unterschiede gefährden die 
Erfolge
HIV/AIDS zählt neben Malaria und Tuberkulose zu den 
Infektionskrankheiten, denen weltweit große Auf-
merksamkeit geschenkt wird. Todesfälle durch HIV/
AIDS sind seit 2004 um mehr als die Hälfte gesunken. 
Dies liegt auch daran, dass die Verfügbarkeit neuer und 
verbesserter Medikamente eine HIV-Infektion mittler-
weile zu einer kontrollierbaren chronischen Erkran-
kung macht. Allerdings erhielten im Jahr 2021 nur 
54  % der infizierten Kinder eine solche Behandlung 
(WHO, 2021o). Eine wichtige Barriere für eine flächen-
deckende Behandlung ist der Preis patentgeschützter 
Medikamente. Armut ist ein wichtiger Treiber für HIV/
AIDS, so dass die Todesraten in Niedrigeinkommens-
ländern fast 50-mal höher sind als in Hocheinkom-
mensländern (Global Burden of Disease Collaborative 
Network, 2021).

Auch bei Malaria zeigte sich in den letzten Jahren 
ein positiver Trend: Die Anzahl der Todesfälle durch 
Malaria ist zwischen 2010 und 2017 um mehr als 30  % 
gesunken, wobei seither wieder ein leichter Anstieg zu 
verzeichnen ist (Global Burden of Disease Collaborative 
Network, 2021). Die meisten der Malariafälle (95  %) 
und malariabedingten Todesfälle (96  %) im Jahr 2020 
traten in Afrika auf, was neben der Verbreitung der 
Überträgermücke unter anderem mit sozioökonomi-
schen Faktoren zusammenhängt. Ungefähr 80  % dieser 
Todesfälle betrafen Kinder unter 5 Jahren (WHO, 
2021i). Der grundsätzlich abnehmende Trend bei den 
Malariainfektionen könnte sich in Zukunft aber wieder 
umkehren: Mit zunehmender Erwärmung kann die 
Ausbreitung der Überträgermücke in höhere Breiten-
grade und Höhenlagen zu einer Exposition bisher nicht 
betroffener Bevölkerungsteile und Länder führen.

Rund ein Viertel der Weltbevölkerung ist gegenwär-
tig mit dem Tuberkuloseerreger Mycobacterium tuber-

culosis infiziert (WHO, 2021k). Das Lebenszeitrisiko 
von infizierten Menschen, an einer Tuberkulose zu 
erkranken, beträgt 5–10  %, wobei Menschen mit einer 
HIV-Infektion, Unterernährung oder Diabetes ein 
höheres Risiko haben (WHO, 2021k). Tuberkulose war 
im Jahr 2020 nach COVID-19 die zweithäufigste Todes-
ursache unter den Infektionskrankheiten (WHO, 
2021k); 98  % der Tuberkulosefälle treten in Ländern 
mit niedrigem und mittlerem Einkommen auf (WHO, 
2021k). Durch unzureichende Behandlung können 
multiresistente Formen von Tuberkulose entstehen, die 
eine wichtige Bedrohung für die öffentliche Gesundheit 
weltweit darstellen.

2.2.3.4
Vernachlässigte und armutsassoziierte 
Tropenerkrankungen: mangelnde Aufmerksamkeit 
trotz hoher Verbreitung
Vernachlässigte und armutsassoziierte Tropenerkran-
kungen (neglected tropical diseases, NTDs) sind Infek-
tionskrankheiten, die vor allem in tropischen und sub-
tropischen Regionen auftreten und mit Armut assozi-
iert sind. Zu diesen Krankheiten gehören u.  a. Lepra 
und das Dengue-Fieber. Aufgrund fehlender ökonomi-
scher Anreize wird trotz der großen Krankheitslast nur 
wenig an ihnen geforscht und sie bekommen im Ver-
gleich zu anderen Infektionskrankheiten nur wenig 
politische Aufmerksamkeit. Laut WHO sind über 1 Mrd. 
Menschen von NTDs betroffen (WHO, 2012a). Die 
Infektionen werden durch schlechte Wasserqualität, 
schlechte Wohnverhältnisse und mangelhafte sanitäre 
Einrichtungen begünstigt. Kinder sind am stärksten 
von diesen Krankheiten betroffen (WHO, 2012a).

2.2.3.5
Resistenzen gegen antimikrobielle Substanzen: 
eine ernstzunehmende Bedrohung für die 
Gesundheit
Die WHO zählt Resistenzen gegen antimikrobielle 
Substanzen (antimicrobial resistance, AMR) zu den 
zehn größten Gefahren für die öffentliche Gesundheit 
(WHO, 2021p). AMR schränken Behandlungsoptionen 
ein. Die Hauptursache für ihre Entstehung liegt in der 
falschen und übermäßigen Anwendung von  Antibiotika 
in der Human- und Tiermedizin und in der industriellen 
Tiermast (Kap. 5.2.3). Im Jahr 2019 sind fast 5 Mio. 
Menschen im Zusammenhang mit AMR gestorben, 
wobei in Westafrika südlich der Sahara die Todesrate 
am höchsten war (27,3 Todesfälle pro 100.000 Men-
schen; Murray et al., 2022). Kapitel 5.2.3 geht näher 
auf das Thema AMR ein.
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2.2.4
Lebensqualität als neuer Indikator für gesunde 
Gesellschaften

Während die Krankheitslast ein nützliches Konzept ist, 
um die (globale) Bedeutung verschiedener Krankheiten 
miteinander vergleichen zu können, ist sie für einzelne 
Menschen nur von untergeordneter Bedeutung. Nach 
der Definition der WHO ist menschliche Gesundheit 
mehr als die Abwesenheit von Krankheit, nämlich „ein 
Zustand vollständigen körperlichen, seelischen und 
sozialen Wohlbefindens“ (Präambel der WHO-Verfas-
sung). Existierende Konzepte der  Gesundheitsförderung 
und Prävention, die sich von der Ottawa-Charta bis zur 
aktuellen Geneva Charter for Wellbeing der WHO wie-
derfinden (WHO, 1986, 2022a; Kasten 3.3-1), setzen 
einen Paradigmenwechsel in der Steuerung gesell-
schaftlicher, ökonomischer und politischer Strukturen 
und Prozesse voraus, der nicht nur bestehende Krank-
heiten in den Blick nimmt, sondern eher auf die 
Gesunderhaltung von Individuen und Gesellschaften 
fokussiert. Die Medizin versucht zunehmend, Gesund-
heit mit diesem weitgehenden Verständnis anhand von 
Indikatoren wie Lebensqualität (quality of life, QoL) 
und gesundheitsbezogener Lebensqualität (health-
related quality of life, HRQoL) zu erfassen. Die WHO 
definiert Lebensqualität als “an individual’s perception 
of their position in life in the context of the culture and 
value systems in which they live and in relation to their 
goals, expectations, standards and concerns” (WHO, 

1998). Gesundheitsbezogene Lebensqualität betrachtet 
Lebensqualität in Bezug auf Gesundheit und Krankheit 
und bezieht physische, psychische und soziale Dimen-
sionen mit ein (CDC, 2022). Die subjektive Wahrneh-
mung von Gesundheit spielt dabei eine wesentliche 
Rolle. Die Forschung zu gesundheitsbezogener Lebens-
qualität stammt bisher jedoch hauptsächlich aus Nord-
amerika und Europa (Zheng et al., 2021). Eine Standar-
disierung verschiedener Messmethoden und -instru-
mente ist hierzu bislang nicht erfolgt.

Global betrachtet zeigt sich, dass die Lebensqualität, 
in Ländern mit einem sehr hohen Human Development 
Index (HDI) am höchsten ist (Abb. 2.2-6; Koohi et al., 
2017).

Verfügbare Daten zeigen jedoch teils unterschiedli-
che Entwicklungen der gesundheitsbezogenen Lebens-
qualität in verschiedenen Ländern und Bevölkerungs-
gruppen in den letzten Jahrzehnten (Klar et al., 2021; 
Tang et al., 2020). Um positive Aspekte der menschli-
chen Gesundheit einschließlich Lebensqualität im Sinne 
von Prävention und Gesundheitsförderung sowohl auf 
individueller als auch auf gesellschaftlicher Ebene mehr 
in den Vordergrund zu rücken, ist neben Verbesserun-
gen in der Erfassung eben dieser Aspekte auch die 
Betrachtung der weiteren sozialen, ökologischen und 
ökonomischen Faktoren nötig, die die menschliche 
Gesundheit beeinflussen können (Kap. 2.2.5).
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Abbildung 2.2-6
Die Lebensqualität ist in Ländern mit einem sehr hohen Human Development Index (HDI) am höchsten. Dies gilt auch bei der 
Betrachtung einzelner Domänen der Lebensqualität.
Quelle: Koohi et al., 2017

       
       

       
       

       
       

       
       

 

ENTWURF



2 Gesundheit – ein systemischer Blick

38

2.2.5
Soziale, kulturelle, ökonomische und ökologische 
Determinanten menschlicher Gesundheit

Menschliche Gesundheit wird neben individuellen Fak-
toren wie Alter, Geschlecht oder Genen auch von zahl-
reichen weiteren Faktoren maßgeblich beeinflusst. 
Dazu zählen die sozialen, kulturellen und ökonomi-
schen Lebensbedingungen, in denen Menschen sich 
befinden, genauso wie natürliche Umweltfaktoren. In 
dem von Dahlgren und Whitehead (1991) entwickelten 
Modell werden die Determinanten von Gesundheit in 
fünf Bereiche eingeteilt, die von festen Determinanten 
wie Alter und Geschlecht bis hin zu beeinflussbaren 
individuellen aber auch sozioökonomischen, kulturel-
len und Umweltdeterminanten reichen (Abb. 2.2-7).

Neben der Einteilung von Dahlgren und Whitehead 
(1991) existieren weitere, unterschiedlich detaillierte 

und zum Teil sehr lange Auflistungen der Determinan-
ten von Gesundheit, die den unterschiedlichsten Kate-
gorien zugeordnet werden. Es werden soziale, ökono-
mische, politische, kulturelle, normative und ökologi-
sche Determinanten genannt, über die in der Literatur 
allerdings keine Einigkeit besteht. Einigkeit besteht 
hingegen darüber, dass sie alle auf vielschichtige Weise 
miteinander interagieren. Im Folgenden wird insbeson-
dere auf sozioökonomische bzw. soziale sowie kommer-
zielle und ökologische Determinanten eingegangen.

So ist die Gesundheit von Menschen mit niedrigerem 
sozioökonomischem Status weltweit in Ländern aller 
Einkommensklassen schlechter als die Gesundheit 
sozioökonomisch besser situierter Bevölkerungsteile 
(z.  B. Mackenbach et al., 2008). Aufbauend auf dieser 
Beobachtung definiert die WHO soziale Determinanten 
von Gesundheit (WHO, 2003) als die  Lebensbedingungen 
und -umstände, in die Menschen geboren werden und 
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Abbildung 2.2-7
Determinanten von Gesundheit. Die Determinanten von Gesundheit können Gesundheit positiv wie auch negativ beeinflussen 
und werden in fünf Bereiche eingeteilt: 1) Genetische Disposition, Geschlecht, Alter; 2) Individuelle Lebensstilfaktoren; 3) 
Soziale und kommunale Netzwerke; 4) Individuelle Lebens- und Arbeitsbedingungen; 5) Allgemeine Bedingungen der sozioöko-
nomischen, kulturellen und physischen Umwelt. Während die Faktoren im Kern des Modells unbeeinflussbare, feste Determi-
nanten von Gesundheit darstellen, können die Faktoren der umliegenden Schichten über Strategien der Prävention und Gesund-
heitsförderung potenziell modifiziert werden. Die einzelnen Gruppen von Determinanten interagieren auf vielschichtige Weise 
miteinander. 
Quelle: Dahlgren und Whitehead, 1991
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innerhalb derer sie aufwachsen, leben, arbeiten und 
altern. Ungleichheiten in den Lebensumständen wirken 
sich durch einen ungleichen Zugang zu Bildung und zu 
Gesundheitsversorgung, ungleiche Arbeitsbedingungen 
und Freizeitgestaltungsmöglichkeiten sowie ungleiche 
Wohnverhältnisse auf die Gesundheit aus. Zusätzlich 
werden diese Lebensumstände von bestehenden natio-
nalen und internationalen Marktungleichgewichten 
sowie ungleicher Verteilung von Macht, Einkommen, 
Gütern und Dienstleistungen geprägt (CSDH, 2008).

Die WHO-Kommission zu den Sozialen Determinan-
ten der Gesundheit (CSDH) versteht die Frage nach 
gesundheitlichen Ungleichheiten damit zwangsläufig 
als eine ethische Frage der sozialen Gerechtigkeit. 
Health equity – also Gleichheit von Gesundheitschan-
cen – beschreibt „die Abwesenheit ungerechter, ver-
meidbarer oder behebbarer Unterschiede im Gesund-
heitsstatus zwischen sozial, ökonomisch, demogra-
phisch oder geographisch definierten Bevölkerungs-
gruppen“ (WHO, 2021l). Staatliche Institutionen 
werden als primär verantwortlich benannt, um soziale 
und gesundheitliche Gerechtigkeit zu verwirklichen 
(WHO, 2010a). Gesundheitssystemen kommt hierbei 
eine zentrale Rolle zu (Kap. 6.1.1).

Neben den sozioökonomischen Determinanten 
beeinflussen auch kulturelle Bedingungen menschliche 
Gesundheit und Krankheit, z.  B. durch die Art und 

Weise, wie Menschen über Gesundheit bzw. Krankheit 
denken und wie ihr Gesundheitsverhalten kulturell 
geprägt ist. Dabei bestimmen gesellschaftlichen Kon-
ventionen, Werte und Normen auch, welchen Determi-
nanten von Gesundheit die größte Bedeutung zuge-
messen wird (Kap. 6.3.1).

Während die generellen sozioökonomischen, kultu-
rellen und Umweltverhältnisse kaum vom Individuum 
allein beeinflussbar sind, steigt der Grad der individuel-
len Beeinflussbarkeit bei den Lebens- und Arbeitsver-
hältnissen über die sozialen Beziehungen bis hin zu der 
persönlichen Lebensführung. Durch politische, soziale 
oder ökonomische Maßnahmen lassen sich hingegen 
alle Faktoren – mit Ausnahme des innersten Kreises – 
maßgeblich gestalten (Dahlgren und Whitehead, 1991; 
Abb. 2.2-7).

Die Kenntnis dieser Determinanten ist wichtig, da sie 
die Grundlage dafür bieten, die Gesundheit von Men-
schen zu verbessern (Gesundheitsförderung) oder das 
Auftreten von Krankheiten zu verhindern (Prävention; 
Kasten 3.1-1; Kap. 6.3.2). Zielen politische Maßnah-
men darauf ab, auf das individuelle Verhalten der Men-
schen einzuwirken (z.  B. Aufklärungsmaßnahmen und 
Gesundheitsbildung), so wird von Verhaltenspräven-
tion gesprochen. Ergänzend dazu sollen durch Verhält-
nisprävention die Lebensverhältnisse und Kontexte, in 
denen sich Menschen befinden, gesundheitsförderlich 
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Abbildung 2.2-8
Soziale Determinanten von Gesundheit. Das Framework unterscheidet strukturelle von intermediären sozialen Determinanten, 
die auf komplexe Art und Weise miteinander interagieren und dadurch Gerechtigkeit hinsichtlich Gesundheit und Wohlbefinden 
beeinflussen.
Quelle: WHO, 2010a
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gestaltet werden (z.  B. Umweltschutzmaßnahmen, 
gesundheitsförderliche Subventionen bezüglich Ernäh-
rung, Arbeitsschutz, Sozialstandards, Stärkung der 
sozialen Teilhabe in Gemeinden; Dahlgren und White-
head, 2007; BMG, 2019).

Neben dem Modell der Determinanten von Gesund-
heit von Dahlgren und Whitehead (2007; Abb. 2.2-7) 
wird das von der CSDH im Jahr 2010 entwickelte Kon-
zept sozialer Determinanten der WHO häufig herange-
zogen (WHO, 2010a; Abb. 2.2-8). In diesem Konzept 
integriert die WHO soziale, ökonomische und politische 
Faktoren und verdeutlicht die dynamischen Interaktio-
nen zwischen den einzelnen Determinanten und ihren 
Einfluss auf die sozioökonomische Position sowie den 
Gesundheitszustand von Individuen in der Gesellschaft. 
Die sozioökonomische Position eines Menschen wird 
maßgeblich von den Determinanten Bildung, Beruf, 
Einkommen, sozialer Schicht, ethnischer Zugehörigkeit 
und Geschlecht bestimmt und ist entscheidend für die 
Ausprägung einer Gruppe spezifischer Determinanten 
für Gesundheit (hier als intermediäre Determinanten 
betitelt). Dazu gehören die materiellen Lebensum-
stände wie die Wohnbedingungen (inklusive Nachbar-
schaft und Umfeld), die Möglichkeit sich mit Gütern 
wie warmer Kleidung oder gesunden Lebensmitteln zu 
versorgen sowie die Arbeitsbedingungen, aber auch 
psychosoziale Umstände (Stressoren auf  psychosozialer 
Ebene oder durch erschwerte Lebensumstände, Bezie-
hungen oder soziale Netzwerke). Des Weiteren werden 
Verhaltensweisen und biologische Faktoren zu den 
intermediären Determinanten gezählt. Diese interme-
diären Determinanten sind in unterschiedlichen sozia-
len Schichten unterschiedlich ausgeprägt. Die sozioöko-
nomische Position beeinflusst zudem den Zugang von 
Menschen zu Gesundheitssystemen bzw. Gesundheits-
dienstleistungen, was ihre Gesundheit beeinflusst (Kap. 
6.1.1). Auf gesellschaftlicher Ebene werden resultie-
rende Unterschiede und Ungerechtigkeiten zwischen 
Individuen und verschiedenen Schichten deutlich. Das 
gesellschaftliche Ausmaß von health equity (Gleichheit 
von Gesundheitschancen) wird also von den genannten 
Determinanten maßgeblich beeinflusst. Dabei betont 
die WHO, dass die oben beschriebene sozioökonomi-
sche Position nicht unabhängig vom gesellschaftlichen 
Kontext entsteht. Sie muss in Wechselwirkung mit dem 
sozioökonomischen und politischen Kontext betrachtet 
werden; also allen sozialen und politischen Mechanis-
men, die die Ausprägung gesellschaftlicher Schichten 
beeinflussen: Governance im Allgemeinen, die Ausge-
staltung des Sozialstaats, soziale Absicherung, Wirt-
schaftspolitik, Bildungspolitik, der Arbeits- und Woh-
nungsmarkt aber auch Kultur und Wertvorstellungen 
seien beispielhaft genannt. Alle genannten Determi-
nanten des sozioökonomischen und politischen Kon-

textes, der sozioökonomischen Position und der inter-
mediären Determinanten bezeichnen die WHO als 
soziale Determinanten von Gesundheit (WHO, 2010a). 

Im WHO-Konzept der CSDH wird der Überbegriff 
„soziale Determinanten“ für alle beschriebenen Fakto-
ren gewählt. Ökonomische Faktoren wie Arbeitsplatz, 
Einkommen, finanzielle Ressourcen bzw. Ausgaben und 
Schulden sowie darüber hinaus Pro-Kopf-Einkommen, 
Einkommensunterschiede oder der Gini-Koeffizient 
werden an anderer Stelle aber auch als ökonomische 
Determinanten von Gesundheit definiert (Navarro et 
al., 2003; Chung und Muntaner, 2006; WHO, 2010c, 
wobei es auch für diese keine feste Liste gibt. Aber für 
zahlreiche Determinanten wurden inzwischen positive 
oder negative Auswirkungen auf Gesundheit oder 
health equity belegt – allerdings beruhend auf qualita-
tiv unterschiedlicher (bisher heterogener) Datenbasis. 
Dazu gehören Mechanismen der Marktregulation 
bezüglich gesundheitsschädlicher und -förderlicher 
Güter wie Tabak, Alkohol oder gesunden bzw. ungesun-
den Lebensmitteln (Regulierungen, Steuern, Subventi-
onen) und die fehlende Verfügbarkeit finanzieller Res-
sourcen durch ökonomische Krisen oder zu teuren 
Wohnraum. Erwerbstätigkeit und gute Arbeitsbedin-
gungen üben einen positiven Einfluss auf die Gesund-
heit aus, Einkommensungleichheiten beeinflussen sie 
negativ. So haben auch Arbeitslosenversicherungen 
und sozialstaatliche Interventionen, die prekäre 
Beschäftigungsverhältnisse reduzieren, positive 
Effekte. Die Privatisierung von Einrichtungen der 
öffentlichen Gesundheitsversorgung kann dagegen 
Risiken für die Gesundheit bergen. Bezüglich spezifi-
scher sozialstaatlicher Interventionen ist die Datenlage 
zum Teil noch unzureichend (Naik et al., 2019).

Zunehmend in der Literatur diskutiert werden auch 
kommerzielle Determinanten von Gesundheit, also 
 solche „Aktivitäten des Privatsektors, die die 
Bevölkerungs gesundheit entweder positiv oder negativ 
beeinflussen, sowie die polit-ökonomischen Systeme, 
die diese mitbestimmen“ (WHO, 2021h). Die Organisa-
tion und Art wirtschaftlicher Aktivitäten kann sich auf 
vielfältige Weise auf die Gesundheit der Bevölkerung 
auswirken. Beispielhaft genannt seien Arbeitsbedin-
gungen, die Ausgestaltung von Lieferketten, Produkt-
design, Lobbyismus oder das Einwirken auf  Präferenzen 
und Kaufverhalten von Menschen beispielsweise durch 
Werbung, aber auch der Verkauf ungesunder Produkte 
wie Tabak, Alkohol oder hoch verarbeiteter Lebensmit-
tel. So beeinflussen wirtschaftliche Aktivitäten z.  B. das 
Auftreten nicht übertragbarer Erkrankungen wie Über-
gewicht, Diabetes, Herzkreislauf- oder Krebserkran-
kungen (Kickbusch et al., 2016; WHO, 2021h).

Gleichzeitig finden auch ökologische Kriterien 
zunehmend Einzug in die Modelle der Determinanten 
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menschlicher Gesundheit (Kasten 2.1-2; Kap. 3.2.2). 
Wurden als Umweltdeterminanten zunächst der Zugang 
zu sauberem Wasser und sanitären Einrichtungen, 
hygienische Wohnbedingungen, Luftverschmutzung 
oder Extremwetterereignisse auf eher lokaler oder regi-
onaler Ebene diskutiert (WHO, 2012b), so werden 
inzwischen auch globale, ökologische Determinanten 
benannt, etwa durch die integrativen und transdiszipli-
nären Gesundheitskonzepte wie One Health und Plane-
tary Health (Kap. 3.3). Natürliche Systeme und ihre 
Ökosystemleistungen werden dabei als fundamentale 
Determinanten von menschlicher Gesundheit und 
Wohlbefinden betrachtet. So werden etwa klimatische 
Bedingungen, Biodiversität und intakte Ökosysteme, 
Stickstoff- und Phosphorkreisläufe, eine funktionie-
rende Ozonschicht, aber auch generell Zugang zu sau-
berem Wasser, Sauerstoff und Nahrungsmitteln aufge-
führt (CPHA, 2015).

2.2.6
Trends der Determinanten für menschliche 
Gesundheit

Innerhalb der letzten 50 Jahre lässt sich insgesamt ein 
deutlicher Trend zu verbesserten sozialen Determinan-
ten von Gesundheit und steigender Lebenserwartung 
verzeichnen. Dazu beigetragen haben neben dem 
Zugang zu qualitativ hochwertigeren Gesundheits-
dienstleistungen insbesondere auch steigende Einkom-
men, ausreichende Ernährung, Bildung und Wohnbe-
dingungen. Aber auch dem Einfluss von Politik auf 
Lebensstile und Lebensbedingungen wird ein großer 
Effekt zugeschrieben (James et al., 2017). Generell lässt 
sich eine Korrelation zwischen steigendem nationalen 
Einkommen und einer steigenden Lebenserwartung der 
Bevölkerung beobachten (Abb. 2.2-9).

Dabei darf jedoch nicht vergessen werden, dass wei-
terhin deutliche Ungleichheiten in der Lebenserwar-
tung bestehen bleiben. Während viele Milliarden Men-
schen den Weg aus der Armut gefunden haben, leben 
weiterhin ca. 1 Mrd. Menschen in extremer Armut und 
sind vom Rest der Weltbevölkerung abgehängt (World 
Bank, 2020). Zusätzlich befinden sich die Menschen in 
den Ländern mit besonders großen Bevölkerungsantei-
len unterhalb der Armutsgrenze tendenziell auch am 
weitesten unterhalb dieser Grenze (Hasell et al., 2022). 
Weiterhin ist der sich progressiv verschlechternde 
Zustand der ökologischen Determinanten wie Klima-
wandel, Biodiversitätsverlust und Umweltverschmut-
zung relevant, darunter auch die gehäuften Auswirkun-
gen von Extremereignissen, vor allem auf vulnerable 
Gruppen (Kap. 2.3).

2.2.7
Syndemische Zeiten: zahlreiche globale 
Gesundheitskrisen treffen aufeinander

Die Menschheit befindet sich bereits inmitten zahlrei-
cher globaler Gesundheitskrisen. Bereits vor der 
COVID-19-Pandemie wurde das gleichzeitige Vorhan-
densein von global weit verbreiteten Erkrankungen 
und deren Risikofaktoren als globale Syndemie bezeich-
net. Der Begriff Syndemie soll verdeutlichen, dass diese 
verschiedenen weltweit verbreiteten Gesundheitskri-
sen bzw. Erkrankungsrisiken nicht nur gleichzeitig auf-
treten, sondern dass sie miteinander agieren, einander 
potenziell verstärken und teilweise auf gemeinsame 
Ursachen zurückzuführen sind (Singer, 2009). Swin-
burn et al. (2019) bezeichnen das gleichzeitige und 
weltweit gehäufte Vorhandensein von verschiedenen 
nicht übertragbaren Erkrankungen, aber auch deren 
Risikofaktoren (z.  B. Übergewicht, Unter- und Fehler-
nährung beim Menschen) sowie gemeinsamen Ursa-
chen dieser verschiedenen Gesundheitskrisen (wie Kli-
mawandel, der Gesundheit direkt und indirekt beein-
flussen kann) als eine Syndemie. Der Begriff Syndemie 
kann jedoch auch auf das Zusammentreffen anderer 
weit verbreiteter Gesundheitsrisiken wie sozialer 
Ungleichheit und anderer Erkrankungen wie psychi-
scher oder Infektionskrankheiten und gemeinsamer 
Treiber wie ökologischer Veränderungen angewendet 
werden (Singer, 2009; Singer et al., 2017).

Das komplexe Zusammenspiel einzelner weit ver-
breiteter Erkrankungen und Krankheitsrisiken inner-
halb der Syndemie geht teils auf sich verstärkende 
gemeinsame Ursachen zurück und führt zu komplexen 
Folgeerkrankungen. Die zugrunde liegenden Ursachen 
der Syndemie (syndemic drivers) und die resultieren-
den Herausforderungen, die durch die verschiedenen 
Gesundheitskrisen entstehen, machen gemeinsames 
und integriertes Handeln notwendig, um der globalen 
Syndemie effektiv zu begegnen.

Die COVID-19-Pandemie hat diese bereits beste-
hende Syndemie und deren Risikofaktoren verstärkt. 
Ebenso wurde die weltweite Verbreitung lebensstil-
bedingter Risikofaktoren (z.  B. neben ungesunder 
Ernährung auch körperliche Inaktivität) deutlich – da 
sie den Verlauf von COVID-19-Erkrankungen beein-
flussen. So haben z.  B. übergewichtige und adipöse 
Menschen einen im Vergleich zu Normalgewichtigen 
deutlich schwereren COVID-19-Krankheitsverlauf 
(Zhang et al., 2021). In Ländern mit niedrigem oder 
mittlerem Einkommen wird durch die COVID-19-Pan-
demie im Zusammenspiel mit verschiedenen weiteren 
Faktoren (z.  B. ungesunde westliche Lebensstile, öko-
nomische und soziale Faktoren) die bereits vorhandene 
doppelte Krankheitslast weiter verstärkt. Somit ist die 
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COVID-19-Pandemie Teil oder Indikator einer globalen 
gesundheitlichen Fehlentwicklung und gibt Anlass, 
ursachenorientierte Gegenmaßnahmen einzuleiten, die 
nicht nur Symptome lindern.

Es gilt nun, COVID-19 trotz aller katastrophalen Fol-
gen als Chance zu begreifen, um globale, strategische 
und präventive Strategien zu stärken, mit dem Ziel, die 
globale Syndemie und damit auch zu erwartende 
zukünftige Epi- bzw. Pandemien (z.  B. durch Emerging 
Infectious Diseases, Zoonosen, aber auch andere Risiko-
faktoren für nicht übertragbare Erkrankungen) sowie 
deren Zusammenspiel mit globalen Umweltverände-
rungen zu lindern (Kap. 2.3).

2.3
Globale Umweltveränderungen und die 
Gesundheit von Menschen und Ökosystemen: 
Status quo und Trends

Die Weltgesundheitsorganisation sieht den Klimawan-
del als die weltweit größte Bedrohung der menschli-
chen Gesundheit (WHO, 2018c). Er ist eine ebenso 
große Bedrohung für die Gesundheit anderer Lebewe-
sen, die in Ökosystemen zusammenleben und deren 
Funktionsweisen bestimmen. Auch nach Ansicht des 
World Economic Forum (2021) ist es dringend erforder-
lich, Handlungen aus der Erkenntnis abzuleiten, dass 
sich Klimawandel, Biodiversitätsverlust und Umwelt-
verschmutzung nicht nur gegenseitig beeinflussen, 
sondern in ihrer Wirkung verstärken und die Gesund-
heit aller Lebewesen gefährden. Insbesondere der Kli-
mawandel und der Verlust biologischer Vielfalt gelten 
als Schlüsselfaktoren für die Gefährdung menschlicher 
Gesundheit (IPCC, 2022c; IPBES, 2019). In Bezug auf 
die planetaren Grenzen (Rockström et al., 2009b; Kas-
ten 2.3-1) haben beide jedoch bereits vor Jahren Werte 
erreicht, die die Integrität von Ökosystemen und damit 
die grundlegenden Voraussetzungen für nachhaltiges 
Leben auf der Erde gefährden (Fanning et al., 2022). Es 
lässt sich feststellen: Der Planet Erde befindet sich in 
einem kritischen Zustand.

Durch das schnelle Voranschreiten des Klimawan-
dels ist die natürliche Anpassungsfähigkeit vieler Öko-
systeme überfordert. Der Klimawandel, die zuneh-
mende weltweite Verschmutzung und der Verlust von 
Biodiversität schränken vielfach Ökosystemfunktionen 
und -leistungen ein. Dies hat tiefgreifende Auswirkun-
gen auf gesellschaftliche sowie wirtschaftliche Systeme 
und gefährdet substanziell und auf vielfältige Weise 
menschliche Gesundheit. Viele der UN-Nachhaltig-
keitsziele werden hierdurch immer schwerer erreichbar. 
Das Ausmaß der durch globale Umweltveränderungen 
bedingten Bedrohung der menschlichen Gesundheit 

und die Dringlichkeit eines erfolgreichen Gegensteu-
erns spiegelt sich bisher nicht hinreichend in den poli-
tischen Maßnahmen wider. In der Umweltgovernance 
und insbesondere in der nationalen Umsetzung inter-
nationaler Regelwerke und Zielsetzungen sind erhebli-
che Defizite zu verzeichnen (Secretariat of the Conven-
tion on Biological Diversity, 2020; Biermann et al., 
2022b). Darüber hinaus finden die Akteure der 
Umweltgovernance und jene des Gesundheitssektors 
nur allmählich zueinander, zuletzt beschleunigt durch 
die COVID-19-Pandemie.

Nachfolgend wird zunächst die Orientierung von 
Umweltzielen (Leitplanken) an der Bewertung von 
Risiken erläutert und allgemein auf die drei Umwelt-
krisen Klimawandel, Biodiversitätsverlust und Umwelt-
verschmutzung als Ursachen von Gesundheitsrisiken 
eingegangen. Anschließend werden exemplarisch einige 
wesentliche Gesundheitsrisiken konkret erläutert, die 
sich aus globalen Umweltveränderungen ergeben 
(Hitze, Dürre, Stürme und Überschwemmungen sowie 
Umweltverschmutzung). Dabei wird auch berücksich-
tigt, wie diese Umwelttreiber zusammenwirken  können.

2.3.1
Klimawandel, Biodiversitätsverlust und Umwelt-
verschmutzung als Treiber von Gesundheits-
risiken für Ökosysteme und den Menschen

Der Klimawandel nimmt dramatische Züge an. Seine 
Auswirkungen sind auch für Menschen zunehmend 
direkt und in allen Weltregionen spürbar (IPCC, 2019c, 
2022c). Verursacht durch die anthropogenen Treib-
hausgasemissionen hat sich die Durchschnittstempera-
tur der Erdoberfläche im Zeitraum von 2011 bis 2020, 
verglichen mit dem Zeitraum von 1850 bis 1900, um 
durchschnittlich 1,09°C erhöht. Über Landflächen hat 
sich die Temperatur stärker erhöht als über den Ozea-
nen (1,59°C gegenüber 0,88°C; IPCC, 2021a). Der anth-
ropogene Klimawandel hat bereits Auswirkungen auf 
viele regionale Wetter- und Klimaextreme weltweit. 
Beispielsweise wird das Auftreten extremer Hitzeereig-
nisse, starker Niederschläge oder Dürreperioden seit 
den 1950er Jahren häufiger und intensiver (IPCC, 
2021a). Auch die physikalischen und chemischen 
Eigenschaften der Ozeane verändern sich grundlegend 
(IPCC, 2022c), die Intensität von Stürmen nimmt zu 
und mit dem Meeresspiegelanstieg das Ausmaß von 
Überflutungen und Habitatverlust an den Küsten 
(IPCC, 2019a; Magnan et al., 2022). Für die physiko-
chemischen Veränderungen im Ozean selbst spricht 
man vom tödlichen Trio der Ozeanerwärmung, des Sau-
erstoffmangels und der Ozeanversauerung (Bijma et al., 
2013). In vielen Teilen der Weltmeere hat sich auch die 
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Kasten 2.3-1

Risiken und Planetare Leitplanken –  
wie viel ist zu viel?

Für den Umgang mit globalen Umweltveränderungen hat 
der WBGU das Konzept der planetaren Leitplanken vorge-
schlagen und angewandt (WBGU, 1994, 2005, 2006, 2020). 
Leitplanken sind „quantitativ definierbare Schadensgrenzen, 
deren Überschreitung heute oder in Zukunft nicht tolerier-
bare Folgen mit sich brächte, so dass auch großer Nutzen in 
anderen Bereichen diese Schäden nicht ausgleichen könnte“ 
(WBGU, 2011b: 34). Jenseits der Leitplanken beginnt der 
Bereich, in dem anthropogene Umweltveränderungen ein 
gesellschaftlich nicht mehr akzeptables Risiko darstellen und 
die Anpassungsfähigkeit von Gesellschaften, Arten und Öko-
systemen überfordern würden. Insofern sind planetare Leit-
planken keine allein aus wissenschaftlichen Erkenntnissen 
ableitbare Größen, sondern normative Festlegungen, die auf 
Basis wissenschaftlicher Erkenntnisse im Rahmen demokrati-
scher Prozesse durch die Politik erfolgen sollten.

Der WBGU hat zunächst Leitplanken für den anthropo-
genen Klimawandel vorgeschlagen (WBGU, 1995, 1997), 
später auch für andere globale Umweltveränderungen wie 
den Verlust biologischer Vielfalt (WBGU, 2000), Bodende-
gradation (WBGU, 1994, 2005, 2020), Ozeanversauerung 
(WBGU, 2006) und die Gefährdung durch langlebige Schad-
stoffe (WBGU, 2014b). Zu einigen dieser Themen sind solche 
Schadensgrenzen mittlerweile auch in internationalen Ver-
einbarungen verankert, z.  B. eine Temperaturgrenze für den 
Klimawandel im Übereinkommen von Paris oder das Ziel der 
Land Degradation Neutrality im SDG 15.3 und im Strategie-
rahmen 2018–2030 der UNCCD. Land Degradation Neutrality 
„ist ein Zustand, in dem die Menge und Qualität der Land-
ressourcen, die zur Unterstützung der Ökosystemfunktionen 
und -dienstleistungen und zur Verbesserung der Ernährungs-
sicherung notwendig sind, innerhalb bestimmter zeitlicher 
und räumlicher Skalen und Ökosysteme stabil bleiben oder 
zunehmen“ (UNCCD, 2015). Zu wenig berücksichtigt wurde 
bisher jedoch, wie Grenzbedingungen des Lebens sich im 
Zusammenwirken verschiedener Umweltveränderungen ver-
engen (Abb. 2.1-1). Dies ist auch bei der Festlegung von Leit-
planken relevant. Die Risikoanalysen im 6. Sachstandsbericht 
des IPCC stehen der Festlegung von Leitplanken nahe. So 
erfolgt nach IPCC (2022d) in verschiedenen Sektoren, Syste-
men und Regionen der Übergang von moderatem zu hohem 
(nicht mehr akzeptablem) Risiko bei etwa 1,5°C Erwärmung, 
eine eindrucksvolle Bestätigung der ambitionierten Seite des 
Pariser Klimaziels als Leitplanke für die Bemühungen um eine 
Begrenzung der globalen Erwärmung (Abb. 2.3-1). Die Risi-
koanalyse des IPCC berücksichtigt auch kumulierte Risiken 
und daraus resultierende Verschiebungen des Übergangs zwi-
schen den Risikozonen. So ergab die Überprüfung der fünf 
globalen Hauptrisikokomplexe „Reasons for Concern“ im 6. 
Sachstandsbericht, dass die Risikoübergänge aktuell bei nied-
rigeren Erwärmungsgraden angesetzt werden müssen. Dies 
bestätigt ebenfalls eine maximale Erwärmung von 1,5°C als 
sinnvollste Leitplanke für die Klimapolitik.

Planetare Leitplanken definieren Randbedingungen als 
Orientierung für politisches und gesellschaftliches Handeln, 
stellen aber keine Ziele dar, sondern vielmehr Minimalanfor-
derungen, die im Sinn der nachhaltigen Entwicklung erfüllt 
werden müssen. Eine vorausschauende Nachhaltigkeitspolitik 
sollte ein drohendes Überschreiten der Leitplanken rechtzei-
tig verhindern oder nach einem Überschreiten der Leitplanke 

wieder eine Rückkehr in den Bereich „davor“ ermöglichen 
(WBGU, 2014b).

Auch die von Rockström et al. (2009a, b) vorgeschlage-
nen Planetaren Grenzen (planetary boundaries) zielen in eine 
ähnliche Richtung. Planetare Grenzen sollen einen sicheren 
Handlungsraum (safe operating space) definieren, der sich 
vor allem aus den relativ stabilen Bedingungen des Holozäns 
ableitet (Rockström et al., 2009a, b; Steffen et al., 2015a). Die 
planetaren Grenzen beschreiben in verschiedenen Dimensio-
nen, welche Umweltveränderungen die Erde und ihre Lebens-
bedingungen irreversibel schädigen (Steffen et al., 2015a). 
Sie stellen „wissenschaftlich fundierte Schwellenwerte für die 
menschliche Beeinflussung des Erdsystems dar, über die hin-
aus die Funktion des Systems Erde erheblich verändert wird“ 
(Steffen et al., 2015b). Planetare Grenzen beschreiben hierbei 
nicht Schwellenwerte oder Kipppunkte der Prozesse selbst, 
vielmehr liegen sie „unterhalb“ der jeweiligen Schwellen-
werte, um mögliche Unsicherheiten bezüglich der gesetzten 
Schwellenwerte (in Bezug auf die jeweilige Kontrollvariable) 
auszugleichen und der Gesellschaft einen zeitlichen Hand-
lungsspielraum zu verschaffen (Steffen et al., 2015a). Auf 
Grund neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse und Diskurse 
unterliegen die planetaren Grenzen einer ständigen, dyna-
mischen Weiterentwicklung. So wurde z.  B. vorgeschlagen, 
die Definition einer planetaren Grenze für Biodiversität zu 
revidieren und anzupassen („in allen Ländern mindestens die 
Hälfte der Fläche jeder terrestrischen Ökoregion biologisch 
intakt zu erhalten, um das Massensterben zu stoppen und die 
Ökosystemintegrität zu erhalten, mit dem Ziel, die Biosphäre 
sowie Ökosystemfunktionen und ihre Beiträge zum mensch-
lichen Wohlbefinden zu regenerieren“; DeClerck et al., 2021). 
Ähnlich ist auch die Grenze für marine  Biodiversität immer 
wieder zu überprüfen. Auch für die Grenze für im geologi-
schen Sinne neuartige Einheiten (novel entities), wie bei-
spielsweise Chemikalien, die großräumige Auswirkungen 
haben könnten und die die Integrität der  Erdsystemprozesse 
bedrohen, wurde kürzlich das Überschreiten des sicheren 
Handlungsraums postuliert (Persson et al., 2022). Aber auch 
die Einführung neuer Grenzen wird vorgeschlagen, z.  B. erst 
kürz lich für Green Water (terrestrischer Niederschlag, Verduns-
tung und Bodenfeuchtigkeit; Wang-Erlandsson et al., 2022).

Der WBGU bevorzugt das Konzept der Leitplanken im 
Sinne einer gesellschaftlichen Einigung darauf, welche Risi-
ken vermieden werden sollen. Als Grundlage macht die 
Risikobewertung des 6. Sachstandberichts des IPCC unter 
Berücksichtigung der Systemeigenschaften, z.  B. ihrer Vulne-
rabilität und Exposition im Klimawandel, Risikoniveaus über 
Sektoren und Systeme systematisch vergleichbar.

Die folgenden Überlegungen zeigen am Beispiel der Tem-
peratur, wie die wissenschaftlichen Erkenntnisse die gesell-
schaftlich-politische Aushandlung von Leitplanken ermög-
lichen können: Für alle Arten, den Menschen und seine 
Zivilisation gibt es einen Korridor mit zuträglichen Lebensbe-
dingungen, der z.  B. charakterisiert ist durch einen jeweils 
geeigneten Temperaturbereich und damit interagierende Fak-
toren. Auf beiden Seiten dieses Optimums – d.  h. bei niedrige-
ren und bei höheren Temperaturen – werden die Bedingungen 
zunehmend ungünstiger, auch für den Menschen (Pörtner, 
2021; Xu et al., 2020; IPCC, 2022a). Die Berichterstattung des 
IPCC spricht dabei explizit nicht von Grenzbedingungen im 
Sinne eines mehr oder weniger abrupten Übergangs von gut 
nach schlecht, sondern von einer progressiven Entwicklung 
von Risikoniveaus durch nachteilige Entwicklungen in Öko-
systemen und menschlichen Gesellschaften mit zunehmender 
globaler Erwärmung. 

       
       

       
       

       
       

       
       

 

ENTWURF



Globale Umweltveränderungen und die Gesundheit von Menschen und Ökosystemen: Status quo und Trends  2.3

45

Abbildung 2.3-1
(a) Die Ermittlung des Risikoniveaus erfolgt aus der Überlappung von Umwelttreiber bzw. -Gefahr, Vulnerabilität und 
Exposition (von Ökosystemen und menschlichen Gesellschaften), illustrativ dargestellt im Propellerdiagramm. (b) Die Farb-
übergänge in den „Burning ember“ Diagrammen charakterisieren den Anstieg des Risikoniveaus abhängig von der globalen 
Erwärmung und damit einhergehenden Klimaänderungen. Die Höhe des Konfidenzniveaus spiegelt die Sicherheit des semi-
quantitativen Befundes. Eine Minderung des Klimawandels und verschiedene Anpassungsoptionen reduzieren das Risiko,  
es gibt jedoch Anpassungsgrenzen, verbunden mit einem Anstieg der Klimaschäden. (c) Beispiele regionaler Schlüsselrisi-
ken für Afrika, Europa und den Mittelmeerraum. Identifizierte Risiken haben mindestens ein mittleres Konfidenzniveau. 
Die Schlüsselrisiken wurden basierend auf dem Ausmaß der negativen Folgen und ihrer Wahrscheinlichkeit und zeitlichen 
Abfolge identifiziert (wie umfassend, wie stark verändernd, ob irreversibel, werden Schwellenwerte oder Kipppunkte über-
schritten oder erfolgen Kaskadeneffekte über Systemgrenzen hinweg?). Die Fähigkeit, auf das Risiko z.  B. durch Anpassung 
zu reagieren, wurde berücksichtigt.
Quelle: IPCC, 2019b: 46, Ausschnitt; IPCC, 2019a: 23, Ausschnitt; IPCC, 2022c: 17, zusammengefügte Ausschnitte
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Häufigkeit mariner Hitzewellen seit den 1980er Jahren 
aufgrund der kontinuierlichen Erwärmung der Ozeane 
etwa verdoppelt (IPCC, 2021a). Diese Veränderungen 
werden gemäß aktueller Projektionen im Verlauf des 
21. Jahrhunderts weiter zunehmen und sind in ihrem 
Ausmaß von zukünftigen Emissionen abhängig (IPCC, 
2021a). Beispielsweise wird sich bei einer globalen 
Erwärmung von 2°C die prognostizierte Anzahl der 
Tage kombinierter mariner Hitze- und Versauerungsex-
treme von 12 auf 265 Tage pro Jahr im Vergleich zur 
vorindustriellen Zeit erhöhen (Burger et al., 2022). Ext-
reme Auswirkungen auf marine Ökosysteme und ihre 
Leistungen sind zu erwarten, unter anderem und vor 
allem in der Arktis (Orr et al., 2022).

Gleichzeitig und parallel zum Klimawandel schreitet 
auch der Verlust biologischer Vielfalt massiv voran und 
beide Prozesse werden sich künftig zunehmend ver-
stärken. Global betrachtet erleben wir derzeit ein Mas-
sensterben von Arten. Die derzeitige Aussterberate ist 
100- bis 1.000-fach höher als die natürliche Hinter-
grundrate des Artensterbens (IPBES, 2019). Wie der 
Klimawandel ist das Massensterben von Arten durch 
den Menschen verursacht, insbesondere durch die Zer-
störung und Fragmentierung, d.  h. die Zerstückelung, 

von Lebensräumen (IPBES, 2019). Mittlerweile wurden 
77  % der Landfläche (ohne Antarktis) und 87  % der 
Meeresfläche durch die direkten Auswirkungen 
menschlicher Aktivitäten verändert. Diese Veränderun-
gen haben bisher den Verlust von über 50  % der pflanz-
lichen Biomasse und von rund 83  % der Biomasse wil-
der Säugetiere zur Folge (Erb et al., 2018; IPBES, 2019: 
XXIX, 232). Menschen und Nutztiere machen heute 
fast 96  % der gesamten Biomasse von Säugetieren aus 
(IPBES, 2019). Das heißt, dass alle anderen Säugetiere 
zusammen – von Ameisenbären und Elefanten bis zu 
Fledermäusen und Zebras – nur 4  % der Biomasse aus-
machen. Der menschliche Raubbau an der Natur und 
die damit verbundene Degradierung unseres eigenen 
Lebensraums sind Ursache des Verlusts von Ökosys-
temleistungen und der Resilienz der Biosphäre. Damit 
gefährdet der Raubbau an der Natur nicht nur das 
Überleben, die Leistungsfähigkeit und die Gesundheit 
von Tier-, Pflanzen- und anderen Arten, die für die 
Erhaltung von Ökosystemen und ihrer Leistungen ver-
antwortlich sind, sondern auch das langfristige Wohl-
ergehen und die Gesundheit der Menschen direkt (z.  B. 
durch das gehäufte Auftreten von Zoonosen; Kasten 
2.3-2; Abb. 2.3-2; Kap. 5.1) und indirekt (z.  B. durch-

Obwohl die spezifischen Auswirkungen des Klimawandels 
in jedem der betrachten Systeme unterschiedlich sind, kann 
trotz dieser Unterschiede eine vergleichbare Festlegung des 
Risikoniveaus von niedrig bis sehr hoch vorgenommen wer-
den. (Abb. 2.3-1). Im letzten Sachstandsbericht der Arbeits-
gruppe 2 des IPCC (2022c) wurde im Vergleich zum vorher-
gehenden Bericht festgestellt, dass bei einer Erwärmung von 
2°C das Risiko für viele Systeme schon als hoch eingeschätzt 
wird, wohingegen bei einer Erwärmung von 1,5°C das Risiko-
niveau noch als moderat eingestuft werden kann (Abb. 2.3-
1c). Nur wenige Systeme, z.  B. die Warmwasserkorallenriffe, 
sind bei dieser Temperaturerhöhung bereits extrem beschä-

digt. Diese Systeme befinden sich in vielen Regionen bereits 
bei der aktuellen Erwärmung jenseits ihres Kipppunkts und in 
der Hochrisikophase. An weiteren Kipppunkten im Erdsystem 
kann sich die Risikoentwicklung für Mensch und Natur eben-
falls über einen engen Erwärmungsbereich verstärken 
(„beschleunigen“), z.  B. durch raschen Meeresspiegelanstieg 
aufgrund der Destabilisierung antarktischer Eisschelfkanten. 
Die projizierten Auswirkungen des Klimawandels zusammen 
mit dem Befund, dass die Risikoniveaus im 5. Sachstandsbe-
richt des IPCC zu konservativ eingeschätzt wurden, legen ein-
drücklich eine Leitplanke bei 1,5°C nahe.

Kasten 2.3-2

Neu entstehende und neu verteilte Krankheiten: 
Konsequenz von Klimawandel, Globalisierung 
und Verschmutzung

Die Hälfte aller Infektionskrankheiten des Menschen wird 
nach neueren Analysen durch den Klimawandel intensiviert, 
bedingt durch Verschiebungen der geographischen Verbrei-
tung der Erreger, mildere Winter, Überflutungen, Kollaps der 
Hygienestandards oder generell die Reduktion des Abstandes 
zwischen Menschen und Krankheitsüberträgern (Mora et al., 
2022). Betroffen von den veränderten klimatischen Bedin-
gungen sind auch Haustier-, Wildtier- und Pflanzenkrank-
heiten, was auch die Nahrungssicherheit des Menschen 
beeinträchtigen kann. So verändert sich beispielsweise das 

Vorkommen, die Intensität, die Artenzusammensetzung 
sowie die Toxizität von marinen und Süßwasseralgenarten 
und Bakterien (z.  B. Vibrio spp.) durch die veränderten Was-
serparameter, was einen Einfluss auf die Sicherheit aquati-
scher Nahrungsmittel haben kann (IPCC, 2022c).

Durch Klimawandel und Landnutzungsänderungen des 
Menschen hervorgerufene Verschiebungen von Wildtier-
habitaten machen Zoonosen wahrscheinlicher, die Über-
tragung von Krankheiten von Tieren auf den Menschen 
und umgekehrt (IPBES, 2020; Kap. 5.1.2.2). Die Tigermü-
cke beispielsweise, Überträger verschiedener teils schwerer 
Krankheiten, war in Zentraleuropa bereits fast ausgerottet 
und breitet sich nun aufgrund der Erderwärmung wieder bis 
nach Deutschland hinein aus (Pluskota et al., 2016; Natio-
nale Expertenkommission „Stechmücken als Überträger von 
Krankheitserregern“ am Friedrich-Loeffler-Institut, 2016). 
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Knappheit biogener Ressourcen und verstärkten Klima-
wandel; Abb. 2.3-3).

Trotz allen bestehenden Wissens orientiert sich der 
Umgang des Menschen mit der Biosphäre überwiegend 
an Kurzzeitgewinnen, wobei Langzeitschäden in Kauf 
genommen werden. Die Biosphäre wird als Ressource 
gesehen, die ausgebeutet werden kann, bis sie erschöpft 

ist (Maron et al., 2019). Die Zerstörung von Öko-
systemen, die den Biodiversitätsverlust vorantreibt, 
verstärkt darüber hinaus den Klimawandel – Beispiele 
sind die Abholzung von Wäldern, die Zerstörung von 
Ökosystemen im Meer und der Verlust von Mooren. 
Biodiversität spielt zudem eine wichtige Rolle für die 
Stabilität, Anpassungsfähigkeit und Resilienz von 

In vielen Fällen führen veränderte Bedingungen der 
Landnutzung (z.  B. Entwaldung, industrielle Landwirtschaft, 
oder die Einrichtung künstlicher Bewässerungssysteme und 
Speicher) zu einer Zunahme zoonotischer Infektionskrank-
heiten beim Menschen (Gottdenker et al., 2014). Durch die 
Zerstörung und Degradation der Habitate sind Wildtiere 
gezwungen, in Lebensräume auszuweichen, die Menschen 
näher sind, was die Wahrscheinlichkeit von Kontakten und 
Übertragungen erhöht. Zoonosen haben grundsätzlich das 
Potenzial, zu Pandemien zu führen, sich also über den kom-
pletten Planeten auszubreiten (Alimi et al., 2021). Das ist 
nicht zuletzt eine Folge zunehmenden internationalen Han-
dels und Reisens in einer globalisierten Welt (WEF, 2019). 
Es wird geschätzt, dass alle viralen Pandemien seit Beginn 
des 20. Jahrhunderts durch eine Übertragung von Tier zu 
Mensch ausgelöst wurden (Vora et al., 2022). Eine zoono-
tische Gefahr besteht jedoch auch in Städten, in denen sich 
die Urbanisierung häufig schnell und chaotisch vollzieht, was 

eine Ausbreitung von Krankheiten durch eine hohe Bevöl-
kerungsdichte bei gleichzeitig niedrigen Lebensstandards 
und mangelnder hygienischer Infrastruktur erleichtert. Ein 
Beispiel ist die Leptospirose – eine Krankheit, die häufig auf 
den Kontakt mit von Nagerurin kontaminiertem Wasser oder 
Schlamm zurückzuführen ist. Solche Bedingungen liegen vor 
allem für sozial benachteiligte Bevölkerungsgruppen vor.

Als weitere gesundheitliche Folge von Klimaveränderun-
gen gilt eine Zunahme von Beschwerden durch Asthma und 
Allergien, da sich die Zeiten des Pollenflugs verlängern kön-
nen und neue wärmeliebende Pflanzen in bestimmte Gebiete 
einwandern (Lake et al., 2017). Asthmatische und generell 
Atemwegserkrankungen werden durch Feinstaubbelastung 
begünstigt. Eine erfolgreiche Anpassung des Menschen an all 
diese Herausforderungen ist unter anderem abhängig vom 
Erfolg der Emissionsreduktionen und dem Einhalten der Kli-
maziele, aber auch von der Stärkung von Hygienemaßnah-
men und der Gesundheitsversorgung (Abb. 2.3-2).

°C

Very high

High

Moderate

Undetectable

Confidence

Low Very
high

Transition range

Risk/impact

Heat-related morbidity
and mortality Ozone-related morality* Malaria

*Mortality projections
include demographic

trends but do not include
future efforts to improve

air quality that reduce
ozone concentrations.

Limited
adaptation

Incomplete
adaptation

Proactive
adaptation

Limited
adaptation

Incomplete
adaptation

Proactive
adaptation

Limited
adaptation

Incomplete
adaptation

Proactive
adaptation

Limited
adaptation

Incomplete
adaptation

Proactive
adaptation

Limited
adaptation

Incomplete
adaptation

Proactive
adaptation

Limited
adaptation

Incomplete
adaptation

Proactive
adaptation

Dengue and other diseases carried
by species of Aedes mosquitoes Lyme disease West Nile fever

4

3

2

1

1.5

0

4

3

2

1

1.5

0

Scenario narratives

Limited adaptation:
Failure to proactively adapt;
low investment in health
systems

Incomplete adaptation:
Incomplete adaptation
planning; moderate
investment in health
systems

Proactive adaptation:
Proactive adaptive
management; higher
investment in health
systems

Abbildung 2.3-2
Risiken des Klimawandels für die menschliche Gesundheit unter drei Anpassungsszenarien. Zwischen 0 und 2°C Erwärmung 
können durch proaktive Anpassungsmaßnahmen, die gesundheitlichen Auswirkungen des Klimawandels auf einem modera-
ten Risikoniveau gehalten werden. Die Diagramme wurden dem Szenario entsprechend bei der im Jahr 2100 erreichten 
nächsten  ganzzahligen Temperaturerhöhung (in °C) abgeschnitten. Weitere Erläuterungen siehe Abb. 2.3-1b.
Quelle: IPCC, 2022a: 2881 
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Ausgewählte Indikatoren

 

 

• Phylogenetische Vielfalt

• Überlebenswahrscheinlichkeit von Arten

• Ausdehnung von naturnahen Elementen
 in Agrarlandschaften

• Verfügbarkeit an geeigneten 
 Lebensräumen
• Unversehrtheit der Biodiversität 

• Vielfalt der Bestäuber

• Retention und Vermeidung von Luftschad-
 stoff-Emissionen durch Ökosysteme

• Vermeidung von Emissionen und Aufnahme
 von Treibhausgasen durch Ökosysteme

• Fähigkeit von Land und Ozean,
 Kohlenstoff aufzunehmen

• Einfluss der Ökosysteme auf Wasserver-
 teilung (Oberflächen- und Grundwasser)

• Verfügbarkeit von Ökosystemen als Wasser-
 filter und Garanten für Wasserqualität

• Organischer Kohlenstoff im Boden

• Fähigkeit der Ökosysteme,
 Gefahren abzupuffern 

• Ausdehnung von naturnahen Elementen in
 Agrarlandschaften
• Vielfalt geeigneter Wirte 

• Ausdehnung der landwirtschaftlichen
 Nutzfläche – potenzielle Fläche für Bioenergie
• Ausdehnung der forstwirtschaftlichen
 Nutzfläche
• Ausdehnung der landwirtschaftl. Nutzfläche –
 potenzielle Fläche für Nahrungs- u. Futtermittel
• Häufigkeit mariner Fischbestände

• Ausdehnung der landwirtschaftl. Nutzfläche –
 potenzielle Fläche für materielle Produktion
• Ausdehnung der forstwirtschaftlichen
 Nutzfläche
• Anteil der Arten, die als Arzneimittel
 bekannt sind
• Phylogenetische Vielfalt

• Anzahl der Menschen mit Nähe zur Natur

• Vielfalt des Lebens als Lernanreiz

• Ausdehnung naturnaher und traditioneller
 Landschaften und mariner Gebiete

• Kontinuität des Landschaftsempfindens

1. Schaffung und Erhalt von
 Lebensräumen

11. Energie

12. Nahrungs- und Futtermittel

13. Materialien und
 Unterstützung

2. Bestäubung und Ausbreitung
 von Samen u.ä.

3. Regulierung der Luftqualität

4. Regulierung des Klimas

5. Regulierung der Meeres-
 versauerung

6. Regulierung der Süßwasser-
 menge
7. Regulierung der Qualität von
 Süßwasservorkommen und
 Küstengewässern

8. Aufbau, Schutz und Dekonta-
 mination von Böden

9. Regulierung von Gefahren
 und Extremereignissen

10. Regulierung von Schädlingen
 und Krankheiten

14. Medizinische, biochemische
 und genetische Ressourcen

15. Bildung und Inspiration

16. Physische und psychologische
 Erfahrungen

17. Heimatverbundenheit

18. Optionen für die Zukunft

Abbildung 2.3-3
Ökosystemleistungen und ihre Bedeutung für Gesundheit.
Quelle: WBGU, erweitert nach IPBES, 2019

   

Funktionierende Ökosysteme und ihre 
Stoff kreisläufe sind grundlegend für die 
Regulierung und Reinigung von Luft, 
Wasser und Klima. Pfl anzen bspw. 
nehmen Gift- und andere gesundheitss-
chädliche Stoff e auf und stellen damit 
saubere Luft zum Atmen zur Verfügung. 
Wälder und andere vegetationsreiche 
Ökosysteme speichern Wasser im Boden 
und stellen durch die Schaff ung von 
Grundwasser eine Verfügbarkeit von 
Trinkwasser sicher. Der Aufbau 
vielschichtiger und fruchtbarer Böden 
ist die Basis funktionierender 
terrestrischer Ökosysteme, und bspw. 
die Filterung von Wasser oder den 
landwirtschaftlichen Anbau von 
Nahrungsmitteln. Küstenvegetation 
schützt dahinterliegendes Land 

und menschliche Infrastrukturen vor 
Stürmen und Überschwemmungen. 
Vom Menschen möglichst ungestörte 
Habitate mindern die Wahrscheinlich-
keit, dass neuartige Krankheiten 
entstehen und auf den Menschen 
überspringen. Zudem reguliert eine 
artenreiche Fauna eff ektiv die 
Population von Schädlingen und 
Krankheitsüberträgern.

Intakte, d.h. funktionierende und 
resiliente Ökosysteme sind Habitate, in 
denen alle Arten inkl. dem Menschen 
ungestört leben können. Intakte 
Ökosysteme beugen auch Mensch-

Wildtier-Konfl ikten vor. Eine hohe Arten-
vielfalt erleben zu können steigert das 
mentale Wohlbefi nden, zudem ist eine 
hohe Vielfalt bspw. an landwirtschaftli-
chen Nutzpfl anzen und Bestäubern 

wie Insekten oder Vögeln wichtig für die 
weltweite Nahrungsmittelproduktion.

Sowohl Wind- und Wasserkraft als auch 
nachhaltige Forst- und Landwirtschaft 
können zur Produktion von Bioenergie 
und somit zur Energiewende beitragen. 
Eine Abkehr von fossilen Brennstoff en 
als Energiequelle ist unerlässlich, um 
dem Klimawandel entgegenzuwirken. 
Gleichzeitig kann eine nachhaltige 

Bewirtschaftung in Land-, Forst- und 
Aquawirtschaft zu einer gesünderen 
Ernährung, zu globaler Nahrungssicher-
heit und zur Klimastabilisierung 
beitragen.

Die Erhaltung genetischer Vielfalt in 
Tier- und Pfl anzenarten, insbesondere 
auch alter und traditioneller Sorten, 

ist wichtig für die Resilienz von 
Ökosystemen. Viele Pfl anzenarten 
und ihre Bestandteile sind zudem 

Grundlage für die Herstellung von 
Arzneimitteln.

Umweltbildung, die ein Bewusstsein für 
die Bedeutung der Biodiversität für die 
menschliche Gesundheit schaff t, ist 
grundlegend für einen nachhaltigen 
Umgang mit der biologischen Vielfalt. In 
verschiedenen, insbesondere indigenen, 

Kulturen ist ein guter Umgang mit der 
Natur tief in der Gesellschaft verankert. 
Eine solche Verbundenheit mit der 
Natur, sowie das Wissen, dass es unserer 
Heimat und Orten, an denen wir uns 
wohl fühlten, gut geht, mindert Stress 

und stärkt unser Wohlbefi nden. Auch 
eine hohe Artenvielfalt in bspw. urbanen 
Grün- und Blauräumen trägt zum 
allgemeinen menschlichen Wohl-
befi nden bei.

Die Erhaltung von Biodiversität dient 
gegenwärtigen und zukünftigen Gene-
rationen. Ein großer Teil der globalen 
biologischen Vielfalt, auch der Pfl anzen 

und Tiere, ist noch gar nicht entdeckt. 
Wer weiß, welche Methoden oder bio-
genen Ressourcen noch entdeckt und 
bspw. zur Heilung von Krankheiten 

genutzt werden können. Nur intakte 
Ökosysteme können Optionen für die 
Zukunft aufrechterhalten.
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vielschichtiger und fruchtbarer Böden 
ist die Basis funktionierender 
terrestrischer Ökosysteme, und bspw. 
die Filterung von Wasser oder den 
landwirtschaftlichen Anbau von 
Nahrungsmitteln. Küstenvegetation 
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nachhaltige Forst- und Landwirtschaft 
können zur Produktion von Bioenergie 
und somit zur Energiewende beitragen. 
Eine Abkehr von fossilen Brennstoff en 
als Energiequelle ist unerlässlich, um 
dem Klimawandel entgegenzuwirken. 
Gleichzeitig kann eine nachhaltige 

Bewirtschaftung in Land-, Forst- und 
Aquawirtschaft zu einer gesünderen 
Ernährung, zu globaler Nahrungssicher-
heit und zur Klimastabilisierung 
beitragen.

Die Erhaltung genetischer Vielfalt in 
Tier- und Pfl anzenarten, insbesondere 
auch alter und traditioneller Sorten, 

ist wichtig für die Resilienz von 
Ökosystemen. Viele Pfl anzenarten 
und ihre Bestandteile sind zudem 

Grundlage für die Herstellung von 
Arzneimitteln.

Umweltbildung, die ein Bewusstsein für 
die Bedeutung der Biodiversität für die 
menschliche Gesundheit schaff t, ist 
grundlegend für einen nachhaltigen 
Umgang mit der biologischen Vielfalt. In 
verschiedenen, insbesondere indigenen, 

Kulturen ist ein guter Umgang mit der 
Natur tief in der Gesellschaft verankert. 
Eine solche Verbundenheit mit der 
Natur, sowie das Wissen, dass es unserer 
Heimat und Orten, an denen wir uns 
wohl fühlten, gut geht, mindert Stress 

und stärkt unser Wohlbefi nden. Auch 
eine hohe Artenvielfalt in bspw. urbanen 
Grün- und Blauräumen trägt zum 
allgemeinen menschlichen Wohl-
befi nden bei.

Die Erhaltung von Biodiversität dient 
gegenwärtigen und zukünftigen Gene-
rationen. Ein großer Teil der globalen 
biologischen Vielfalt, auch der Pfl anzen 

und Tiere, ist noch gar nicht entdeckt. 
Wer weiß, welche Methoden oder bio-
genen Ressourcen noch entdeckt und 
bspw. zur Heilung von Krankheiten 

genutzt werden können. Nur intakte 
Ökosysteme können Optionen für die 
Zukunft aufrechterhalten.
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Ökosystemen gegenüber Umweltveränderungen wie 
dem Klimawandel. Auch der Klimawandel führt zu 
Schäden in Ökosystemen, die die Leistungsfähigkeit 
von Pflanzen mindern, CO2 aufzunehmen. Ökosysteme 
können dadurch von einer Kohlenstoffsenke zu einer 
Kohlenstoffquelle werden und gegebenenfalls auch 
absterben. Die Degradierung und Zerstörung dieser 
wertvollen Ökosysteme trägt – mithin verstärkt durch 
den Klimawandel - dazu bei, dass weniger Kohlenstoff 
eingelagert werden kann und der Beitrag zur Minde-
rung des Klimawandels zunehmend verloren geht 
(WBGU, 2020).

Darüber hinaus sind Ökosysteme durch zunehmende 
Umweltverschmutzung gefährdet, mit Auswirkungen 
auch auf den Menschen. Die Verschmutzung von Luft, 
Wasser und Boden ist heute weltweit die wichtigste 
umweltbedingte Ursache für Krankheiten und einen 
vorzeitigen Tod von Menschen. Durch Umweltver-
schmutzung verursachte Krankheiten führen zu ca. 
9 Mio. vorzeitigen Todesfällen pro Jahr, was 17  % aller 
Todesfälle weltweit entspricht (Fuller et al., 2022). 
Todesfälle, die auf die Verschmutzung der Umgebungs-
luft und giftige Chemikalien zurückzuführen waren, 
haben seit dem Jahr 2000 um 66  % zugenommen (Ful-
ler et al., 2022). Damit führte Umweltverschmutzung 
zu deutlich mehr Todesfällen als AIDS, Tuberkulose und 
Malaria zusammen (Fuller et al., 2022). Je nach Region 
befinden sich noch große Mengen Altlasten früherer 
menschlicher Aktivitäten in der Umwelt. Sogar in den 
entlegensten Regionen der Erde wie der Tiefsee oder 
der Antarktis konnten Belastungen beispielsweise mit 
krebsauslösenden Chlorverbindungen (z.  B. polychlo-
rierten Biphenolen) oder Mikroplastik nachgewiesen 
werden (Jamieson et al., 2019, 2017; Aves et al., 2022). 
Verstärkend kommt die zunehmende Präsenz neu-
artiger, direkt gesundheitsgefährdender Stoffe hinzu 

(Kap. 5.2). Die Folgen dieser teilweise vielfältig zusam-
mengesetzten Chemikaliencocktails für Natur und 
Mensch sind bisher nur in Ansätzen erforscht. Gesund-
heitsgefährdende Chemikalien können die Biodiversität 
auch direkt reduzieren. Plastikmüll, insbesondere Mik-
roplastik, und die stark zunehmende Menge an Elektro-
schrott sind eine Gefahr für die Integrität von Ökosys-
temen. In 2019 fielen weltweit etwa 53,6 Mio.  t an 
Elektroschrott an, was einen Anstieg von 21  % in nur 
fünf Jahren bedeutet (Forti et al., 2020). Durch die 
Deponie und Verbrennung von Plastikmüll und Elekt-
roschrott ergeben sich zudem Rückkopplungseffekte 
mit dem Klimawandel (Wiedinmyer et al., 2014; Royer 
et al., 2018; EPA, 2022).

Mittlerweile haben die drei Umweltkrisen – Klima-
wandel, Biodiversitätsverlust und Umweltverschmut-
zung – denen sich nun auch das UN Umweltprogramm 
UNEP zielgerichtet widmen möchte, überall auf der 
Welt negative Effekte auf die menschliche Gesundheit 
– allerdings nicht überall in gleicher Intensität. Bei-
spielsweise ereignen sich nahezu 92  % der durch 
Umweltverschmutzung verursachten Todesfälle in Län-
dern mit niedrigem und mittlerem Einkommen. In Län-
dern aller Einkommensstufen sind Minderheiten, dis-
kriminierte Gruppen und vulnerable Bevölkerungs-
gruppen überproportional von Umweltverschmutzung 
betroffen (Landrigan et al., 2018). Dies trifft auch und 
besonders Kinder (Kasten 2.3-3; UNICEF, 2021). Damit 
tragen die Menschen, die am wenigsten zur Ursache 
beigetragen haben, verstärkt die Konsequenzen.

Kasten 2.3-3

Kinder als Beispiel einer vulnerablen 
Bevölkerungsgruppe

Unter den Auswirkungen des Klimawandels und des Biodiver-
sitätsverlusts leiden insbesondere auch Kinder. Berechnun-
gen der UNICEF zufolge sind praktisch alle Kinder der Erde 
mindestens einem der im UNICEF-Klima-Risiko-Index ana-
lysierten Risiken ausgesetzt: 820 Mio. Kinder leiden bereits 
heute stark unter Hitzewellen. 570 Mio. Kinder in Küsten-
regionen und an Flüssen sind Überschwemmungen ausge-
setzt. 400 Mio. Kinder sind durch Wirbelstürme bedroht. 
Schon jetzt leiden 920 Mio. Kinder an Wasserknappheit. 
Auch Infektionskrankheiten, die durch Mücken oder andere 
Krankheitsvektoren übertragen werden, nehmen durch Kli-
maveränderungen zu und bedrohen schon heute 600 Mio.

Kinder. 850 Mio. Kinder, also ca. ein Drittel aller Kinder welt-
weit, leben in Regionen, in denen verschiedene der genann-
ten Gefahren durch Umweltveränderungen zusammen vor-
kommen (UNICEF, 2021).

Auch Umweltverschmutzung ist besonders für Kinder 
eine Gefahr. 815 Mio. Kinder sind von Bleivergiftungen 
betroffen. Sogar 1 Mrd. Kinder sind von „extrem hoher“ Luft-
verschmutzung betroffen (UNICEF, 2021). Weltweit war 
Umweltverschmutzung z.  B. im Jahr 2016 für 940.000 Todes-
fälle bei Kindern verantwortlich, wobei zwei Drittel der 
betroffenen Kinder unter fünf Jahre alt waren. Besonders 
vulnerabel auch gegenüber Umweltverschmutzung sind 
ungeborene oder neugeborene Kinder. Auch extrem gering 
dosierte Schadstoffbelastungen führen vermehrt zu Krank-
heiten, Behinderungen oder Tod in der frühen Kindheit 
(Landrigan et al., 2019).
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Sehr geringer Verlust

Geringer Verlust

Mittlerer Verlust

Sehr hoher Verlust

Hoher Verlust

50 km2

4.000.000 km2

Prognostizierter Lebensraumverlust
bei einer globalen Erwärmung von 2 °C

Prognostizierter Lebensraumverlust
bei einer globalen Erwärmung von 1,5 °C

Andere terrestrische Flächen
entsprechen ca. 180.000 km2

Prognostizierter Lebensraumverlust
bei einer globalen Erwärmung von 3 °C

terrestrische Biodiversitäts-
Hotspots erstrecken sich über
ca. 54.380.000 km2

143

Gegenwärtiger Lebensraumverlust
bei einer globalen Erwärmung von 1,09 °C

Abbildung 2.3-4
Gegenwärtige und prognostizierte Lebensraumverluste klimatisch geeigneter Flächen in terrestrischen Biodiversitäts-Hotspots. 
Prognostizierter Verlust für den heutigen Tag (bei einer Erwärmung um 1°C) und bei einer globalen Erwärmung von 1,5°C, 
2°C und 3°C. Die Karten (rechts) zeigen die regionale Verteilung der Verluste in fünf Verlustkategorien (sehr geringer Verlust 
0-20  %, geringer Verlust 20-40  %, mittlerer Verlust 40-60  %, hoher Verlust 60-80  %, sehr hoher Verlust 80-100  %).  
Die Kreise (Mitte) zeigen die Verluste in den fünf Verlustkategorien in jedem der 143 Hotspot-Gebiete mit hoher Bedeutung für 
die Erhaltung der terrestrischen biologischen Vielfalt, wobei die Kreise nach Flächengröße skaliert sind. Vergleichbare Lebens-
raumverluste sind auch im Ozean zu erwarten.
Quelle: IPCC, 2022a: 2822 
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2.3.2
(Extreme) Hitze: Es wird zu heiß für Menschen, 
Tiere und Pflanzen

Hitze wirkt als direkter Stressor auf den Organismus 
und bewirkt eine Abnahme der Leistungsfähigkeit und 
Produktivität; das Wachstum des Individuums und der 
Population wird eingeschränkt. Die wenigsten Lebe-
wesen können ihre Temperatur aktiv regulieren. Unge-
fähr 90  % aller Tiere haben eine Körpertemperatur nahe 
der Umgebungstemperatur, die sie durch Verhalten und 
Positionierung in Temperaturgradienten oder Strah-
lungswärme beeinflussen können. Diese Arten sind in 
besonderer Weise vom Klimawandel betroffen, da ihr 
Temperaturfenster auch ihre räumliche Verbreitung 
bedingt. Ein verändertes Klima wird also auch die Ver-
breitungsgrenzen von Arten neu definieren, was zu 
neuen Begegnungen und Konkurrenzsituationen führt 
und das Risiko erhöht, dass Arten lokal aussterben kön-
nen. Für Organismen, die ihre Temperatur wie der 
Mensch und andere Säugetiere oder Vögel endotherm 
über die Umgebungstemperatur erhöhen und durch die 
Verdunstung von Feuchtigkeit regulieren (z.  B. Schwit-
zen, Hecheln), ist die Kombination aus Hitze und 
Feuchte, gemessen als Feuchtkugeltemperatur, maß-
geblich für die Auswirkungen von Hitze auf die Gesund-
heit. Die Feuchtkugeltemperatur gibt die tiefste Tempe-
ratur an, die sich durch direkte Kühlung durch Ver-
dunstung von Wasser erreichen lässt. Da die vom Men-
schen bei Stoffwechselprozessen erzeugte Leistung von 
ca. 100 W als Wärme über die Haut an die Umgebung 

abgegeben wird, führen Hauttemperaturen über 35°C 
über mehrere Stunden zu erhöhten Körperkerntempe-
raturen. Aus diesem Grund sind Feuchtkugeltempera-
turen von 35°C oder mehr auch für gesunde Menschen 
tödlich, da keine Wärmeabgabe von der Haut an die 
umgebende Luft erfolgen kann (Sherwood und Huber, 
2010). Halten Feuchtkugeltemperaturen von 35°C 
(dies entspricht ca. einer Lufttemperatur von 40°C bei 
einer relativen Luftfeuchtigkeit von 70  %) über meh-
rere Stunden an, so ist dies auch in schattiger, gut 
belüfteter Umgebung tödlich. Dies kann als Tempera-
turobergrenze für menschliches Überleben betrachtet 
werden. Aber auch Feuchtkugeltemperaturen deutlich 
unter 35°C sind gefährlich, wie vergangene Hitzewellen 
mit Tausenden Toten in Südasien belegen (Im et al., 
2017). Für andere Säugetiere gelten ähnliche obere 
Grenzwerte, diese können jedoch in Abhängigkeit der 
Körperkerntemperatur und Masse variieren (Sherwood 
und Huber, 2010). Bei einer Erhöhung der globalen 
Durchschnittstemperatur um 2°C und den damit ein-
hergehenden, regelmäßig auftretenden Feuchtkugel-
temperaturen werden bestimmte Regionen ohne tech-
nische Anpassungsmaßnahmen zumindest saisonal 
unbewohnbar sein (Mora et al., 2017; Im et al., 2017; 
Kang und Eltahir, 2018; IPCC, 2022c; Abb. 2.3-4). Ent-
sprechend wird bereits bei 1,5°C ein signifikanter Teil 
der Bevölkerung zeitweise außerhalb der dem Men-
schen zuträglichen thermischen Nische leben (Xu et al., 
2020; IPCC, 2022c; Abb. 2.3-5).

Hitzewellen nehmen durch den Klimawandel in ihrer 
Häufigkeit und Intensität stark zu (IPCC, 2022c) und 

0 – 10
11 – 50
51 – 100
101 – 500
501 – 1,000
1,001 – 5,000
5,001 – 10,000
10,001 – 50,000
50,001 – 100,000
100,001 – 500,000
500,001 – 1,00,000
1,000,001 – 5,000,000
MAT > 29 C
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Abbildung 2.3-5
Überlappende Darstellung von projizierter Bevölkerungsdichte und Hitzeextremen. Die durchschnittliche Jahrestemperatur 
wurde mit CMIP6 (Coupled Model Intercomparison Project Phase 6; aus neun globalen Klimamodellen, die in der WorldClim-
Datenbank verfügbar sind) unter SSP3-7.0 (Shared Socioeconomic Pathway) um 2070 (2060–2080) berechnet, zusammen mit 
demographischen Projektionen nach ∼2070 unter SSP3. Die schraffierten Bereiche stellen Regionen dar, in denen die durch-
schnittliche Jahrestemperatur 29°C übersteigt, während die Farbgebung die Verteilung der Bevölkerungsdichte darstellt.
Quelle: Kemp et al., 2022
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sind eine Bedrohung für die Gesundheit von Menschen, 
Tieren und Pflanzen. Der durch die Hitzewellen ausge-
löste Temperaturstress hat tiefgreifende physiologische 
Folgen für Flora und Fauna und erhöht die Mortalität 
von Arten – einschließlich einer erhöhten menschli-
chen Mortalität – an den jeweiligen Verbreitungsgren-
zen und bedingt zudem einen Verlust von angestamm-
tem Lebensraum (Ruthrof et al., 2018; Stillman, 2019).

Neben direkt hitzebedingter Morbidität und Morta-
lität können hohe Temperaturen beim Menschen zu 
einer Verschlimmerung bereits bestehender Vorerkran-
kungen wie Atemwegs-, Herz-Kreislauf- und Nieren-
erkrankungen oder Diabetes (Watts et al., 2021) sowie 
zu psychischen Auswirkungen wie erhöhter Aggressivi-
tät oder sogar vermehrten Suiziden führen (Thompson 
et al., 2018). Die hitzebedingte Sterblichkeit stieg in 
den letzten beiden Jahrzehnten bei älteren Menschen 
(> 65 Jahre) um etwa 68  % an (Romanello et al., 2022). 
Allein während der europäischen Hitzewelle im Jahr 
2003 sind Zehntausende, insbesondere ältere  Menschen 
gestorben (UNEP, 2004) und auch die hohen Tempera-
turen in den Sommern 2018 bis 2020 haben zu tausen-
den hitzebedingten Sterbefällen geführt (Winklmayr et 
al., 2022). Im bisher heißesten Sommer in Europa im 
Jahr 2022 betrug die Übersterblichkeit sogar über 
100.000 Menschen (Rahmstorf, 2022). Dies wird ins-
besondere in Ballungsräumen – den „urbanen Hitzein-
seln“ – beobachtet, wo die Außentemperaturen (ins-
besondere nachts) durch einen hohen Versiegelungs-
grad und bei geringer Pflanzenbedeckung höher sind 
als in ländlichen und vorstädtischen Gebieten (Kovats 
und Hajat, 2008). Die Anfälligkeit verschiedener Bevöl-
kerungsgruppen gegenüber übermäßiger Hitzeeinwir-
kung unterscheiden sich aus physiologischen aber auch 
aus sozioökonomischen Gründen. Zu den besonders 
gefährdeten Bevölkerungsgruppen gehören Menschen 
mit chronischen Vorerkrankungen, aber auch ältere 
und sehr alte Menschen, Säuglinge und Kinder, schwan-
gere Frauen sowie sozioökonomisch benachteiligte 
Menschen (WHO, 2022k; Watts et al., 2021).

Hitze in Kombination mit anderen Faktoren, wie bei-
spielsweise Dürren, hat auch bereits zu Massensterben 
wildlebender Organismen in terrestrischen, Süßwasser- 
und marinen Ökosystemen geführt. Pflanzen sind 
besonders betroffen (Teskey et al., 2015; Marchin et 
al., 2022). Wälder beispielsweise sind anfällig gegen 
Erwärmung und Trockenheit, Bäume sterben vermehrt 
ab (Teskey et al., 2015; Hammond et al., 2022). Auch in 
marinen Ökosystemen können Hitzewellen schwerwie-
gende und anhaltende Auswirkungen haben (IPCC, 
2021a). Diese reichen von der Korallenbleiche gefolgt 
vom Absterben der Korallen (Hughes et al., 2018) bis 
hin zum Rückgang der Erträge in der Fischerei und 
Marikultur durch den Rückgang von Biomasse bzw. 

durch Verschiebungen der Verbreitungsgrenzen von 
Fischbeständen (Cheung und Frölicher, 2020; IPCC, 
2021a). Dies ist insbesondere für ärmere Regionen pro-
blematisch, die besonders stark auf diese Erträge ange-
wiesen sind (Whitmee et al., 2015; IPCC, 2022c). Auch 
die hitzebedingten Beeinträchtigungen in der Land- 
und Forstwirtschaft nehmen zu. Bei Kühen kommt es 
zu verminderter Milchproduktion, bei Geflügel zur 
Abnahme der Legeleistung (Amamou et al., 2019; 
Kumar et al., 2021; Thornton et al., 2022). Zusätzlich 
gefährden Hitzewellen ohne Dürren oder aber verstärkt 
durch Dürren die Wasserversorgung und -qualität und 
die Ernteerträge. Bei Nutzpflanzen kommt es dadurch 
zum reduzierten Aufbau von Biomasse und schließlich 
zu Ernteausfällen (IPCC, 2019c). Gleichzeitig nimmt die 
Leistungsfähigkeit der auf dem Land arbeitenden 
Bevölkerung ab, was die Ernteerträge zusätzlich gefähr-
det (IPCC, 2022c). Mit der gesundheitlichen Beein-
trächtigung von Menschen, Tieren und Pflanzen durch 
Hitzewellen werden somit auch die Nahrungsketten 
gestört und nicht zuletzt die Ernährungssicherung und 
die Bereitstellung einer vielfältigen, gesunden mensch-
lichen Ernährung gefährdet (IPCC, 2019c, 2022c). Dies 
verschärft die weltweit weiterhin bestehenden Prob-
leme von Hunger, Mangel- oder Unterernährung (Kap. 
4.1). So waren im Jahr 2020 im Vergleich zum Durch-
schnitt der Jahre 1981–2010 ca. 98 Mio. Menschen 
zusätzlich von moderater bis schwerer Ernährungsunsi-
cherheit betroffen (Romanello et al., 2022).

2.3.3
Dürren

Neben Hitzewellen haben auch Dürren vielfältige Aus-
wirkungen auf die Gesundheit von Menschen, Tieren 
und Pflanzen. Dürren sind nicht allein hitzebedingt, 
sondern auch auf Niederschlagsdefizite und in der 
Folge mangelndem Oberflächen- und Grundwasser 
zurückzuführen. Daraus resultieren zumeist Probleme 
mit der verfügbaren Wasserqualität, mit weiterführen-
den und insbesondere für Menschen spürbaren Proble-
men des Trinkwassermangels, der Hygiene, und der 
Nahrungsmittelproduktion. Dürren zerstören Acker- 
und Weideland und beschleunigen Bodendegradation, 
insbesondere in den Trockengebieten der Erde (Deserti-
fikation) und zerstören so die Lebensgrundlagen vieler 
Menschen. Bei längerfristigen Dürren bricht die Funktio-
nalität von Ökosystemen ein, Biodiversität und Dienst-
leistungen gehen auch für den Menschen verloren. 

Der akute Wassermangel aufgrund ausbleibender 
Niederschläge führt neben einer gesteigerten Pflanzen-
sterblichkeit durch Austrocknung auch zu einem erhöh-
ten Waldbrandrisiko. Bei Waldbränden werden nicht 
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nur großflächig Ökosysteme zerstört, sondern auch der 
in der Vegetation gespeicherte Kohlenstoff in Form von 
CO2 freigesetzt, was zum Klimawandel beiträgt. Darü-
ber hinaus senken Dürren die Wachstumsraten von 
Pflanzen und die CO2-Aufnahme durch Ökosysteme, 
die als bedeutend für die Minderung des Klimawandels 
und die Stabilisierung des Klimas diskutiert wird (Zhao 
et al., 2022; Green et al., 2019). Da in Perioden mit aus-
bleibenden oder geringeren Niederschlägen der Feuch-
tigkeitsgehalt der Atmosphäre niedriger als gewöhnlich 
ist, kann es zu einer verstärkten Wasserabgabe von 
Pflanzen und Böden über Evapotranspiration kommen, 
was zu einer noch schnelleren Erschöpfung der Wasser-
ressourcen und stärkeren Belastung von Ökosystemen 
führt (Zhao et al., 2022). Auch die langfristigen Aus-
wirkungen von Dürren auf Wassereinzugsgebiete sind 
nicht zu unterschätzen: Selbst mehrere Jahre nach 
Ende einer Dürreperiode kann der Abfluss dauerhaft 
niedriger als vor der Dürre bleiben, mit substanziellen 
Folgen für aquatische Ökosysteme und die Planung der 
Verwendung der Wasserressourcen durch den Men-
schen (z.  B. zur Bewässerung oder Trinkwasserbereit-
stellung; Peterson et al., 2021).

Schon heute lebt schätzungsweise ein Viertel der 
Weltbevölkerung in Regionen mit akuter und extremer 
Wasserknappheit (Hofste et al., 2019). Trockengebiete 
machen 40  % der terrestrischen Landfläche aus und 
beherbergen rund 30  % der Weltbevölkerung (Feng 
und Fu, 2013). Der Klimawandel wird zu einer Auswei-
tung der Trockengebiete der Erde führen (Feng und Fu, 
2013). Prognosen sehen eine Zunahme des urbanen 
Wasserbedarfs bis 2050 um bis zu 80  % und eine feh-
lende Verfügbarkeit von Oberflächenwasser zur 
Deckung des lokalen Wasserbedarfs bei ca. 27  % aller 
Städte weltweit (Flörke et al., 2018). Vielerorts hält die 
natürliche Erneuerung der Süßwasserressourcen bereits 
heutzutage nicht mehr Schritt mit den Entnahmeraten. 
Diese bereits angespannte Lage der globalen Süßwas-
serverfügbarkeit wird durch den Klimawandel noch 
verschärft. Dürren führen neben einer Abnahme der 
Wasserquantität auch zu einer substanziellen Verringe-
rung der Wasserqualität (Whitehead et al., 2009), was 
sich auf die Trinkwasserversorgung auswirkt.

Darüber hinaus ist vermehrt mit einer direkten 
Beeinträchtigung der öffentlichen Gesundheit durch 
pathogene Keime und Chemikalien zu rechnen 
(McClung et al., 2018; Fenwick, 2006; Schwarzenbach 
et al., 2006; UNESCO, 2020a). Bereits heute zählt 
 hygienisch beeinträchtigtes Wasser zu den größten glo-
balen Gesundheits- und Umweltproblemen – insbeson-
dere für die Ärmsten der Welt. Aktuelle Schätzungen 
gehen davon aus, dass jährlich ca. 1,3 Mio. Menschen 
an den Folgen von Wasserverschmutzung sterben (Ful-
ler et al., 2022). Der mit Dürren einhergehende Wasser-

mangel betrifft neben der Trinkwasserversorgung auch 
die landwirtschaftliche Bewässerung. Eine Zunahme 
akuter, durch Dürren verursachter Nahrungsmittelunsi-
cherheit konnte bereits in Afrika sowie Mittel- und 
Südamerika beobachtet werden (IPCC, 2022d).

2.3.4
Stürme: Wirbelstürme werden intensiver

Mit fortschreitender globaler Erwärmung wird die 
Intensität und der Anteil von starken (Kategorie 4–5) 
Wirbelstürmen (tropische Zyklone/Hurricanes) zuneh-
men (IPCC, 2021a). Mit zunehmender Intensität von 
Wirbelstürmen werden auch Überschwemmungen 
zunehmen, zusätzlich intensiviert durch den beschleu-
nigten Meeresspiegelanstieg (Woodruff et al., 2013; 
Kap. 2.3.4). Das Mortalitätsrisiko hängt u.  a. von der 
Intensität der Wirbelstürme und der Exposition von 
Arten und Mensch ab. Wirbelstürme verursachen dra-
matische strukturelle Veränderungen in Ökosystemen, 
insbesondere Küstenökosystemen (beispielsweise 
durch Entwaldung, Umgestaltung der Küstenlinie oder 
Landverlust). Diese Veränderungen des Lebensraums 
beeinträchtigen neben den direkten Einflüssen (Verlet-
zungen und Tod) und dem Verlust des Lebensraums 
auch indirekt (über die Nahrungsverfügbarkeit) die 
Tierwelt und Ökosysteme sowie deren Leistungen. 
Neben Dürren und Überschwemmungen gehören Wir-
belstürme und insbesondere ihre Folgewirkungen bzw. 
Risiken für die wirtschaftliche Existenzsicherung zu 
den Hauptgründen für die Abwanderung von Men-
schen (IPCC, 2022c: 52; O’Neill et al., 2017). Bereits 
heute sind jährlich ca. 120 Mio. Menschen von den 
negativen Auswirkungen von Wirbelstürmen betroffen 
(Mitchell et al., 2014). Aufgrund der prognostizierten 
Zunahme der globalen Bevölkerung sowie der Intensi-
tät tropischer Wirbelstürme in den nächsten 20 Jahren 
kann damit gerechnet werden, dass das Risiko einer 
gesundheitlichen Beeinträchtigung des Menschen 
durch Wirbelstürme stark zunehmen wird (Matthews et 
al., 2019; Peduzzi et al., 2012). Obwohl die Sterblich-
keit im Zusammenhang mit Wirbelstürmen in den letz-
ten zwei Jahrzehnten eher gering war (EM-DAT – Inter-
national Disaster Database, 2022; Mitchell et al., 2014), 
gehen von Wirbelstürmen andere ernst zu nehmende 
gesundheitliche Risiken für Menschen aus: Denn neben 
direkten sturmbedingten Todesfällen führen Wirbel-
stürme zu zahlreichen Verletzungen, Infektionskrank-
heiten, psychosozialen Folgen, Vertreibung und 
Obdachlosigkeit, Schäden an der Gesundheitsinfra-
struktur, Unterbrechung der öffentlichen Gesundheits-
dienste, Zerstörung von Ökosystemen und deren Leis-
tungen, sozialen Verwerfungen, Verlust von Arbeits-
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plätzen und Lebensunterhalt und Wirtschaftskrisen. 
Entwicklungsländer sind von den negativen Folgen von 
Wirbelstürmen unverhältnismäßig stark betroffen 
(Shultz et al., 2005).

2.3.5
Überschwemmungen durch Extremniederschläge 
und Meeresspiegelanstieg

Erwartungsgemäß wird der Klimawandel neben Hitze-
wellen zu häufigeren und stärkeren Starkregenereignis-
sen führen und das Risiko von Überschwemmungen 
deutlich erhöhen (pluvial und fluvial, d.h. durch Regen 
bzw. Flüsse; IPCC, 2022c; O’Neill et al., 2017). Über-
schwemmungen haben positive (z.  B. durch eine erhöhte 
Produktion durch vermehrten Nährstoffeintrag in 
aquatische Lebensräume) und negative Einflüsse auf 
bestehende Ökosysteme (z.  B. durch Krankheiten und 
den Tod wildlebender Tiere durch Ertrinken, aber auch 
durch eine Zerstörung des Habitats). Ähnlich wie Hitze-
wellen führen Überschwemmungen weltweit auch zu 
erheblicher Morbidität und Mortalität des Menschen. 
Die gesundheitlichen Auswirkungen von Überschwem-
mungen auf den Menschen sind vielfältig und hängen 
von einer Reihe von Faktoren ab (Du et al., 2010; Ale-
well et al., 2020). Überschwemmungen haben sowohl 
kurzfristige als auch langfristige gesundheitliche Folgen 
(Alderman et al., 2012). Schätzungen zufolge haben 
Überschwemmungen weltweit in den letzten zehn Jah-
ren fast 54.000 Todesopfer gefordert (EM-DAT, 2022). 
Die meisten Todesfälle im Zusammenhang mit Über-
schwemmungen ereigneten sich in armen Ländern und 
Gemeinden, hauptsächlich aufgrund der höheren Vul-
nerabilität für Katastrophen und schlechter Katastro-
phenmanagementsysteme (Alderman et al., 2012). Ver-
letzungen und Wundinfektionen, entzündliche Reakti-
onen von Haut, Bindehäuten und Atemwegen, zusam-
men mit der Verschlimmerung bereits bestehender 
chronischer Krankheiten, sind die Hauptursachen für 
Morbidität bei den betroffenen Anwohner:innen und 
Hilfskräften unmittelbar nach Überschwemmungen 
(WHO Europe und UNECE, 2014). Überschwemmun-
gen sind auch mit einem erhöhten Risiko für wasser- 
und vektorübertragene Krankheiten wie Cholera, 
Durchfallerkrankungen, Hepatitis A und E, Leptospi-
rose, parasitäre Erkrankungen, Rotavirus, Shigellose 
(bakterielle Ruhr) und Typhus verbunden, insbeson-
dere wenn die Infrastruktur stark beeinträchtigt und 
Wasserversorgungssysteme beschädigt werden, was zu 
einer Kontamination von Trinkwasser führt (WHO, 
2014d, WHO Europe und UNECE, 2014). Überschwem-
mungen können zudem dazu führen, dass toxische Che-
mikalien freigesetzt werden, was insbesondere Auswir-

kungen auf Bevölkerungsgruppen hat, die in der Nähe 
von überschwemmten Industrie- oder Landwirtschafts-
gebieten leben (Alderman et al., 2012).

Indirekt können Überschwemmungen auch dazu 
beitragen, dass die Nahrungssicherheit, die Versorgung 
mit Trinkwasser, die Unterstützung durch soziale Sys-
teme oder auch die Wirtschaftssysteme beeinträchtigt 
werden und somit auch bestehende Armut verschärfen, 
womit weitere negative gesundheitliche Folgen einher-
gehen (Ramin und McMichael, 2009; Schwartz et al., 
2006). Dies ist insbesondere auch von Bedeutung im 
Hinblick auf den fortschreitenden Anstieg des Meeres-
spiegels: Auch unter Szenarien strenger Treibhausemis-
sionsminderungen wird der Meeresspiegel im 21. Jahr-
hundert weiter ansteigen, bedingt durch die thermische 
Ausdehnung der Ozeane und das anhaltende Abschmel-
zen von Gletschern und Eisschilden (IPCC, 2022c). Von 
1901 bis 2018 ist er um ca. 0,2 m angestiegen. Bei einer 
zukünftigen Erwärmung unter 1,5°C (Szenario SSP1-
1.9) erreicht er bis zum Jahre 2100 im Vergleich zum 
Referenzzeitraum 1995 bis 2014 ca. 0,38 m. Bei unge-
bremsten Emissionen (Szenario SSP5-RCP8.5) könnte 
sich der globale Meeresspiegel bis zum Jahr 2100 um 
ca. 0,77 m erhöhen (IPCC, 2021a) und über die Jahr-
hunderte um mehrere Meter ansteigen, vor allem dann, 
wenn Kipppunkte der Eisschelfe überschritten werden. 
Dies bedeutet neue Küstenlinien auf vielen Kontinen-
ten. Bereits heute bedeutet der Anstieg des Meeres-
spiegels, dass Überschwemmungen flacher Landstriche 
immer häufiger werden. Länder wie Thailand, Bangla-
desch, Pakistan oder auch die Niederlande liegen unter 
oder nur knapp über dem heutigen Meeresspiegel und 
sind somit besonders bedroht. Kleine Inselstaaten wie 
die Malediven könnten sogar ganz versinken. Hinzu 
kommt, dass eine wachsende Zahl von Menschen in der 
niedrig gelegenen, risikobehafteten Küstenzone lebt 
(etwa 9  % der Weltbevölkerung; IPCC, 2019a); dement-
sprechend werden zunehmend Siedlungen und Infra-
strukturen an der Küste beeinträchtigt. Dies bedeutet 
auch den Verlust von Küstenökosystemen (Mangroven, 
Seegras, Salzwiesen, flache Korallenriffe, felsige Küsten 
und Sandstrände; IPCC, 2022c) und insbesondere die 
Zerstörung von Brut- und Aufzuchthabitaten von bei-
spielsweise See- und Küstenvögeln oder Schildkröten 
(von Holle et al., 2019). Durch den erhöhten Eintrag 
von Salz durch das Meerwasser können Ernten zerstört 
werden und je nach Anstieg des Meeresspiegels kann es 
auch zu einer Grundwasserversalzung kommen. Dies 
kann bis weit ins Landesinnere hinein die Ökosysteme, 
die Wasserversorgung sowie die Lebensgrundlagen 
beeinträchtigen (IPCC, 2019a). Bereits heute hat der 
Meeresspiegelanstieg Auswirkungen auf Ökosysteme, 
Lebensgrundlagen von Menschen, Infrastruktur, 
Ernährungssicherheit und Klimaschutz an der Küste; 
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die damit verbundenen Risiken, vor allem für küsten-
nahe Siedlungen und Städte, werden weiter zunehmen 
(IPCC, 2022c).

2.3.6
Umweltverschmutzung: Plastik ist nur eines der 
Probleme

Umweltverschmutzung durch Plastik und insbesondere 
Mikroplastik hat weltweit weitreichende, teils irrever-
sible Auswirkungen auf die biologische Vielfalt im Meer 
und an Land, von der ökosystemaren bis hin zur zellu-
lären Ebene (MacLeod et al., 2021; Rochman und Hoel-
lein, 2020). Größere Plastikteile werden durch mecha-
nische Einwirkung zu Mikroplastik zerkleinert und 
viele Konsumgüter enthalten direkt Mikroplastik. Im 
Boden hat Plastik Auswirkungen auf Stoffkreisläufe 
und Nahrungskreisläufe – innerhalb der Nahrungskette 
von Tieren, aber aus dieser heraus auch auf den Men-
schen (Allouzi et al., 2021; Fundter et al., 2008). So hat 
die Verschmutzung des Bodens durch Plastik auch Aus-
wirkungen auf die Produktion von Nahrungsmitteln für 
Menschen und damit die Nahrungssicherheit (Zhang et 
al., 2020). Auch im Wasser ist Plastikverschmutzung 
ein Problem. Plastik stellt sowohl in Süßwasserökosys-
temen (Azevedo-Santos et al., 2021) als auch in den 
Weltmeeren (Carney Almroth und Eggert, 2019) einen 
großen Anteil der Verschmutzung dar und findet sich 
bis in die arktischen Ökosysteme (Bergmann et al., 
2022). Marine Wildtiere wie Schildkröten oder Vögel 
fressen Plastik und verenden teilweise qualvoll daran 
(Roman et al., 2021). Ebenso ist nachgewiesen, dass 
Fische vermehrt Plastik fressen (Savoca et al., 2021). 
Auch wenn der Forschungsbedarf hier noch groß ist, so 
ist doch sicher, dass Mikroplastik insbesondere über die 
industrielle Fischerei auch wieder auf unserem Teller 
landet (Barboza et al., 2018; Makhdoumi et al., 2022). 
Mikroplastik kann von Lebewesen aber auch über die 
Luft aufgenommen werden. So wurde in der Lunge von 
Menschen Mikroplastik nachgewiesen (Jenner et al., 
2022). Auch im Blut von Menschen findet sich Mikro-
plastik (Leslie et al., 2022). Während die genauen Aus-
wirkungen noch nicht abschließend geklärt sind, ließ 
sich zumindest in humanen Zellkulturen eine toxische 
Wirkung von Mikroplastik nachweisen (Danopoulos et 
al., 2021). Aber auch über Plastik hinaus gibt es viel-
fältige Gefährdungen der menschlichen Gesundheit 
durch Umweltverschmutzung.

Bei der Verbrennung fossiler Energieträger werden 
neben Treibhausgasen auch erhebliche Mengen anderer 
gesundheitsschädlicher Stoffe ausgestoßen, insbeson-
dere durch die Verbrennung von Kohle (Landrigan et 
al., 2018). Die Verbrennung fossiler Brennstoffe in Län-

dern mit hohem und mittlerem Einkommen und die 
Verbrennung von Biomasse in Ländern mit niedrigem 
Einkommen sind für 85  % der Feinstaubbelastung in 
der Luft und für fast die gesamte Verschmutzung durch 
Schwefel- und Stickstoffoxide verantwortlich (Landri-
gan et al., 2018). Zusätzlich wird die Luftschadstoff-
konzentration direkt durch das sich verändernde Klima 
beeinflusst – und daher auch die damit verbundenen 
Gesundheitsfolgen. Lufttemperatur, Luftfeuchte und 
die atmosphärische Chemie verändern die Schadstoff-
menge in der Luft. Hitze führt zu höheren Ozonwerten 
und Feinstaubkonzentrationen in der Luft; Schleim-
hautreizungen, Beeinträchtigung der Lungenfunktion, 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen und eine verminderte 
Leistungsfähigkeit können die Folge sein (Landrigan et 
al., 2018). Insgesamt sterben durch Luftverschmutzung 
(Staub, Ruß, Rauch, Abgase, Aerosole und Dämpfe) 
jedes Jahr vorzeitig mehr als 6 Mio. Menschen (Fuller 
et al., 2022).

Neben Luftverschmutzung ist die Kontamination 
von Boden und Wasser durch Chemikalien ein großes 
und stetig zunehmendes weltweites Problem. Chemi-
sche Umweltverschmutzung von Böden und Wasser-
ressourcen durch Industrie, Bergbau, Stromerzeugung, 
mechanisierte Landwirtschaft und fossil betriebene 
Fahrzeuge ist auf dem Vormarsch (UNEP, 2019d). Die 
Auswirkungen chemischer Verschmutzung auf die 
menschliche Gesundheit sind nur unzureichend defi-
niert, und ihr Beitrag zur globalen Krankheitslast wird 
mit ziemlicher Sicherheit unterschätzt (Landrigan et al., 
2018). Viele Chemikalien und Pestizide verursachen 
Krankheiten, Todesfälle und Umweltzerstörung; Bei-
spiele sind Blei, Asbest, Dichlordiphenyltrichlorethan 
(DDT), polychlorierte Biphenyle (PCB), ozonzerstö-
rende Fluorchlorkohlenwasserstoffe und per- und 
polyfluorierte Alkylsubstanzen (PFAS; Kap. 5.2.2; 
Landrigan et al., 2018).

Die weltweit zunehmende Kontamination von 
marinen Ökosystemen und Süßwassersystemen mit 
Tausenden von chemischen Verbindungen ist eines der 
dringendsten Umweltprobleme für die Natur und den 
Menschen (Schwarzenbach et al., 2006). In einer welt-
weiten Studie von 258 Flüssen in 137 geographischen 
Regionen wurden in rund einem Viertel der Fälle 
aktive pharmazeutische Stoffe (z.  B. Antiepileptika, 
Blutzuckersenker, Antibiotika) in Konzentrationen 
gefunden, bei denen Schäden für Wasserorganismen 
zu erwarten sind (Wilkinson et al., 2022). Die globale 
Verschmutzung mit Arzneimitteln stellt somit eine 
globale Bedrohung für die Umwelt und damit für die 
menschliche Gesundheit dar. Dadurch ist die Errei-
chung der Ziele der Vereinten Nationen für nachhal-
tige Entwicklung gefährdet (Wilkinson et al., 2022; 
Kap. 5.2.3).
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Die zunehmende Verschmutzung der Gewässer 
bedroht zudem die Versorgungssicherheit mit Wasser 
(Vörösmarty et al., 2010). Zum einen führen, wie in 
Kap. 2.3.3 erwähnt, zunehmende Trockenzeiten und 
Dürren zu einer bedenklichen Verknappung lokaler 
Süßwasserressourcen, die auch Kontaminationen ver-
stärken kann. Zum anderen werden insbesondere die 
weiterhin zunehmende Verschmutzung und Ver-
schlechterung der Wasserressourcen, z.  B. durch Einlei-
tung von ungeklärtem Abwasser aus Haushalten, 
Industrie und Landwirtschaft dazu führen, dass sich die 
Wasserverfügbarkeit in vielen Regionen in den kom-
menden Jahrzehnten erheblich verschlechtern wird 
(van Vliet et al., 2017). In einigen Zukunftsszenarien 
wird befürchtet, dass bis zu 5 Mrd. Menschen einer 
stärkeren Wasserverschmutzung ausgesetzt sein wer-
den (Chaplin-Kramer et al., 2019).

Weiterhin stellt die Kontamination mit Pestiziden 
ein erhebliches globales Problem dar. Pestizide sind all-
gegenwärtige Umweltschadstoffe, die negative Auswir-
kungen auf die Wasserqualität, die Artenvielfalt und 
die menschliche Gesundheit haben. In zwei Dritteln der 
weltweiten landwirtschaftlich genutzten Regionen sind 
Grundwasser, Oberflächengewässer, Boden oder die 
Luft durch den Einsatz von mehr als einem Pestizid 
beeinträchtigt, und ein Drittel der entsprechenden 
Regionen sind dadurch einem hohen Risiko ausgesetzt. 
Von den Hochrisikogebieten befinden sich etwa 34  % in 
Regionen mit hoher Biodiversität, 5  % in wasserarmen 
Gebieten und 19  % in Ländern mit niedrigem und mitt-
lerem Einkommen. Insbesondere Wassereinzugsgebiete 
in Südafrika, China, Indien, Australien und Argentinien 
unterliegen besonders besorgniserregenden Pestizid-
einflüssen. Hier repräsentiert die Pestizidbelastung 
auch ein hohes Risiko für die Artenvielfalt (Tang et al., 
2021).

2.4
Globale Governance für den Schutz der Umwelt 
und der menschlichen Gesundheit

Die Governance globaler Gesundheit und die Gover-
nance globaler Umweltveränderungen haben sich als 
separate Verhandlungsräume entwickelt (Kap. 2.4.1). 
Die WHO verfolgt den weltweiten Schutz und die För-
derung der menschlichen Gesundheit, während der 
Schutz der weltweiten natürlichen Lebensgrundlagen 
Aufgabe des Umweltprogramms der Vereinten Natio-
nen ist (UNEP; Abb. 2.4-1). In jüngerer Vergangenheit 
sind ein zunehmender wechselseitiger Austausch und 
erste Ansatzpunkte der Kooperation dieser Institutio-
nen zu verzeichnen (Kap. 2.4.2). Die Verbindung und 
Verknüpfung von Gesundheits- und Umweltschutz 

wird durch die Agenda 2030, Institutionen zur wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit und Entwicklungszusam-
menarbeit sowie sektoralen Organisationen wie der 
FAO befördert (Kap. 2.4.3). Allerdings sind erheblich 
Umsetzungsdefizite und fehlender politischer Umset-
zungswille zu verzeichnen (Kap. 2.4.4).

2.4.1
Entstehung internationaler Verhandlungsräume 
zu den Themen Umwelt und Gesundheit

Wo Menschen leben, schaffen sie Systeme zum Schutz 
ihrer Gesundheit. Diese weisen unterschiedliche For-
malisierungsgrade auf, waren lange lokal organisiert 
und wurden zunehmend staatlich geregelt. Deutsch-
land z.  B. führte 1883 mit dem „Gesetz betreffend die 
Krankenversicherung der Arbeiter“ eine Sozialversi-
cherung auf nationaler Ebene ein und legte damit den 
Grundstein des heutigen Krankenversicherungssystems 
(Kasten 2.1-1). In einigen Entwicklungs- und Schwel-
lenländern macht informelle Gesundheitsversorgung 
noch heute einen beachtlichen Teil der Gesundheitsver-
sorgung aus (Sudhinaraset et al., 2013; Kumah, 2022; 
Kasten 6.2-1).

Der Schutz der Umwelt war demgegenüber lange ein 
weniger prominenter Gegenstand gemeinschaftlicher 
Organisationsstrukturen. Viele indigene Gemeinschaf-
ten wenden zwar seit jeher Prinzipien zur nachhaltigen 
Nutzung natürlicher Ressourcen an, ihr Einfluss bleibt 
aber marginal. In Europa wurde die Eindämmung von 
Umweltzerstörung erstmals mit „der großen Angst vor 
der großen Holznot“ in den 1790er Jahren relevant, die 
jedoch nicht zu einem breiten Bündnis für Natur- und 
Umweltschutz führte (Radkau, 2011: 40). Schweden 
verabschiedete 1909 als erstes europäisches Land ein 
Naturschutzgesetz (Radkau, 2011: 57); doch es dauerte 
noch mehrere Jahrzehnte, bis Umweltschutz flächen-
deckend weltweit staatliche Aufgabe wurde.

Als die Vereinten Nationen nach dem zweiten Welt-
krieg den Völkerbund ablösten, wurde die WHO 1948 
als eine der ersten UN-Sonderorganisationen gegründet 
und von ihren Mitgliedstaaten (aktuell 194) zur leiten-
den und koordinierenden Organisation zum Thema 
Gesundheit weltweit bestimmt. Ziel der WHO ist, dass 
alle Menschen einen bestmöglichen Gesundheitszu-
stand erreichen (Art. 1 WHO-Verfassung). Dazu soll sie 
sich mit relevanten Akteuren aus anderen Feldern der 
internationalen Zusammenarbeit in Gesundheitsfragen 
vernetzen, Regierungen auf ihr Gesuch hin in jedweden 
Gesundheitsbelangen unterstützten und internationale 
Zusammenarbeit durch Verwaltungs- und technische 
Dienste (z.  B. für Statistiken) ermöglichen (Art. 2 WHO-
Verfassung). Das weite Gesundheitsverständnis der 
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WHO, das nicht nur die Abwesenheit von Krankheit, 
sondern die Förderung eines vollständigen körperli-
chen, geistigen und sozialen Wohlbefindens umfasst 
(Kap. 2.2.4), hat zur Folge, dass sich die WHO in ihrer 
Arbeit, insbesondere in der institutionellen Zusammen-
arbeit mit anderen Institutionen, mit einem breiten 
Spektrum von Faktoren auseinandersetzt, die die 
Gesundheit beeinflussen (Determinanten der Gesund-
heit, Kap. 2.2.5; Mbengue, 2010: Rn. 11). 

Im Vergleich zum Gesundheitsbereich widmete sich 
die Staatengemeinschaft weltweit bedeutsamen negati-
ven Umweltveränderungen deutlich später. Frühe Bei-
spiele für internationale Kooperation im Umweltbe-
reich adressierten vor allem Schifffahrtsregelungen auf 
Grenzflüssen oder kommerziell relevante Tierarten wie 

Robben (Mitchell, 2022). Erst die Konferenz über die 
Umwelt des Menschen von 1972 in Stockholm etab-
lierte Umweltschutz in seiner gesamten Breite als 
Thema von globaler Relevanz und avancierte so zur 
Geburtsstunde der globalen Umweltgovernance: Sie 
initiierte das Umweltprogramm der Vereinten Nationen 
(UNEP), das die UN-Generalversammlung noch im sel-
ben Jahr beschloss. Das Mandat des UNEP umfasst die 
Analyse und Erfassung des weltweiten Umweltzu-
stands und zugehöriger globaler und regionaler Trends, 
Politikberatung und Öffentlichkeitsarbeit in Umwelt-
fragen inklusive Agenda Setting, Frühwarnung vor 
künftigen Umweltveränderungen, die Förderung inter-
nationaler Kooperationen und Aktionen nach dem 
Stand der Wissenschaft, die Förderung von Entwick-
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Abbildung 2.4-1
UN-Governance globaler Gesundheit und globaler Umweltveränderungen. Die Governance des Schutzes globaler Gesundheit 
(blau) und der Bekämpfung globaler Umweltveränderungen (grün) haben sich als separate, weitgehend unverbundene Verhand-
lungsräume mit ihren jeweiligen internationalen Gesundheits- und Umweltabkommen entwickelt. Weitere Abkommen werden 
in beiden Bereichen verhandelt (Schraffur). WHO, WOAH, FAO und UNEP haben sich jüngst und erstmalig zusammengeschlos-
sen, um in der sogenannten Quadripartite (gestrichelt umrissen) integrierte Lösungen für Schnittstellenthemen zu entwickeln.
Quelle: WBGU
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lung und Kohärenz des Umweltvölkerrechts und die 
Stärkung der Umsetzung des Umweltvölkerrechts 
(UNCHE, 1972; UNCED, 1992a; UNEP, 1997). Seit 
2014 ist die UN-Umweltversammlung (UN Environ-
ment Assembly, UNEA) das zentrale Entscheidungsgre-
mium des UNEP, in dessen Rahmen sich alle aktuell 193 
Mitgliedstaaten alle zwei Jahre treffen. Die UNEA 
übernahm die Funktion des bis dahin tagenden UNEP 
Governing Council, in dem nur 58 wechselnde Mitglie-
der vertreten waren.

Die Staatengemeinschaft hat seit den 1970ern zahl-
reiche verbindliche und themenspezifische Umweltab-
kommen verabschiedet, wodurch ein umfangreiches 
Umweltvertragsvölkerrecht – neben völkergewohn-
heitsrechtlichen Umweltschutzprinzipien, wie dem Prä-
ventions- und Verursacherprinzip – entstanden ist 
(Abb. 2.4-1). So gibt es u.  a. einzelne Konventionen zu 
Problemstellungen wie Klimawandel, Biodiversität, 
Wüstenbildung und dem Handel mit bedrohten Tier- 
und Pflanzenarten. Die häufige Gestaltung von Umwelt-
abkommen als Rahmenkonventionen (Bodansky et al., 
2017; Sands et al., 2018: 106, z.  B. Klimarahmenkon-
vention Biodiversitätskonvention, Seerechtsüberein-
kommen) bildet zwar eine Grundlage für Kooperation 
einer großen Gruppe von Staaten. Allerdings sind Rah-
menkonventionen auf die Ausgestaltung durch regula-
torische Maßnahmen, z.  B. in Form von Protokollen und 
detaillierten Durchsetzungsmechanismen, angewiesen 
(Epiney, 2017: Rn. 54-56). Hieran fehlt es teilweise. So 
wurden in der Biodiversitätskonvention zwar Biosi-
cherheit im Cartagenaprotokoll und das Access- and 
Benefit-Sharing im Nagoya-Protokoll geregelt, es feh-
len aber verbindliche Vereinbarungen zum Schutz und 
zur nachhaltigen Nutzung der biologischen Vielfalt 
(WBGU, 2020). Dennoch haben sich die jeweiligen Ver-
tragsstaatenkonferenzen der Umweltkonventionen zu 
wirkmächtigen Verhandlungsräumen außerhalb des 
UNEP entwickelt. Im Gefolge von dort getroffenen 
Hard- und auch Soft Law-Beschlüssen hat sich in den 
meisten Staaten bis heute ein ausdifferenziertes, natio-
nales Umweltrecht entwickelt. Weiterhin laufen Ver-
handlungen zur Ausgestaltung neuer Abkommen, z.  B. 
zur Eindämmung von Plastikverschmutzung oder zum 
Schutz mariner biologischer Vielfalt außerhalb nationa-
ler Hoheitsgebiete.

Im Gesundheitsbereich gibt es dagegen weit weniger 
ausdifferenzierte verbindliche völkerrechtliche Vorga-
ben. Der WHA, also der Versammlung der Mitgliedstaa-
ten der WHO, kommt zwar nach Art. 19 und Art. 21 
WHO-Verfassung eine weitreichende Kompetenz zum 
Erlass von Völkerrecht für alle Fragen in der Zuständig-
keit der WHO zu. Diese wurde bisher aber nur zweimal 
genutzt. Die einmalige Anwendung des Art. 19 – der 
Rechtsgrundlage für Verabschiedung von  Konventionen 

und völkerrechtlichen Verträgen innerhalb der Zustän-
digkeit der WHO – für die Verabschiedung der Frame-
work Convention on Tobacco Control 2003 gilt als 
 Meilenstein der Völkerrechtsetzung im Gesundheitsbe-
reich (Nikogosian und Kickbusch, 2016). Erstmals hat 
die WHO damit für den Gesundheitssektor eine – im 
Umweltbereich übliche – Rahmenkonvention verab-
schiedet, womit ein gesundheitsschädigender Lebens-
stilfaktor Gegenstand internationaler Regulierung 
geworden ist. Zweiter Bestandteil des speziellen 
Gesundheitsvölkerrechts der WHO sind die Internatio-
nalen Gesundheitsvorschriften (International Health 
Regulations, IHR), die 2005 auf Grundlage des Art. 21 
der WHO-Verfassung zur Ablösung der Vorgängervor-
schriften (International Sanitary Regulations) erlassen 
wurden (WHA, 2005). Sie bilden bis heute den Rechts-
rahmen zum Umgang mit sich grenzüberschreitend ver-
breitenden Infektionskrankheiten, also auch für die 
Pandemiebekämpfung (Gassner, 2021). Derzeit wird 
innerhalb der WHO darüber hinaus ein  völkerrechtliches 
Instrument zur Pandemieprävention, -vorbeugung und 
-bekämpfung („Pandemic Treaty“) verhandelt (WHA, 
2021). Am Inhalt und Erfolg des Pandemievertrags wird 
sich die Ernsthaftigkeit erweisen, mit der die globale 
Staatengemeinschaft aus Krisen lernt (Kap. 6.3).

Umwelt und Gesundheit sind außerdem zentrale 
Bestandteile der Agenda 2030, mit der sich die Welt-
gemeinschaft 2015 ein gemeinsames Rahmenwerk zur 
nachhaltigen Entwicklung bis 2030 gesetzt hat. Die 
Agenda 2030 verklammert die Umwelt-, Sozial- und 
Wirtschaftsdimensionen nachhaltiger Entwicklung und 
legt 17 nachhaltige Entwicklungsziele (Sustainable 
Development Goals, SDGs) fest, die durch 169 Unter-
ziele konkretisiert werden (UN, 2015a), darunter unter 
anderem:

 > SDG 3 (Gesundheit und Wohlergehen);
 > SDG 13 (Maßnahmen zum Klimaschutz);
 > SDG 14 (Leben unter Wasser); und 
 > SDG 15 (Leben an Land).

2.4.2
Schnittstellen multilateraler Gesundheits- und 
Umweltgovernance

Die internationale Zusammenarbeit zum Schutz der 
menschlichen Gesundheit und zum Schutz der Umwelt 
haben sich weitgehend separat voneinander entwickelt 
(Kap. 2.4.1). Querbezüge zwischen den  Kerninstitutionen der 
beiden Bereiche – also der WHO auf der einen Seite und UNEP 
sowie die verschiedenen völkerrechtlichen Umweltkonven-
tionen auf der anderen Seite – haben sich nur schritt-
weise entwickelt, wobei im  letzten Jahrzehnt eine 
deutliche Beschleunigung zu  beobachten ist.
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Zunächst ist zu konstatieren, dass die umweltvölker-
rechtlichen Erklärungen und Abkommen (Abb. 2.4-1) 
zumindest bisher anthropozentrisch ausgerichtet sind: 
Schutzgut ist neben den Umweltmedien (Luft, Wasser, 
Boden) und Umweltgütern (Biodiversität/Flora und 
Fauna) immer auch die menschliche Gesundheit. Ent-
sprechend zielen sie darauf ab, negative Umweltaus-
wirkungen auf Menschen und ihre Gesundheit zu ver-
meiden und zu minimieren. Schon die unverbindliche 
Erklärung von Stockholm hat die Bedeutung menschli-
chen Wohlbefindens klar in Verbindung mit dem 
Zustand der Umwelt gebracht, so wird z.  B. ein direkter 
Bezug zwischen Meeresverschmutzung und menschli-
cher Gesundheit hergestellt (UNCHE, 1972). Die Rio-
Erklärung von 1992 stellte als ersten Grundsatz auf, 
dass Menschen ein Recht auf ein gesundes und produk-
tives Leben im Einklang mit der Natur haben (UNCED, 
1992a). Auch in zahlreichen Umweltabkommen wird 
dieser Querbezug zu Gesundheit deutlich. So bezieht 
sich die Klimarahmenkonvention in ihrer Definition 
von nachteiligen Auswirkungen des Klimawandels ein-
deutig nicht nur auf Ökosysteme, sondern auch auf 
menschliche Gesundheit und menschliches Wohlerge-
hen: „‘Nachteilige Auswirkungen der Klimaänderun-
gen‘ [bedeutet] die sich aus den Klimaänderungen 
ergebenden Veränderungen der belebten oder unbeleb-
ten Umwelt, die erhebliche schädliche Wirkungen auf 
die Zusammensetzung, Widerstandsfähigkeit oder Pro-
duktivität naturbelassener und vom Menschen beein-
flusster Ökosysteme oder auf die Funktionsweise des 
sozio-ökonomischen Systems oder die Gesundheit und 
das Wohlergehen des Menschen haben“ (UNFCCC, 
1992: Artikel 1, Absatz 1). Ähnliches geht z.  B. auch aus 
der Präambel des Pariser Klimaübereinkommens, der 
Präambel der Biodiversitätskonvention (CBD) oder Art. 
1 Nr. 1 (4) des Seerechtsübereinkommens (UNCLOS) 
hervor. Einige Umweltabkommen dienen gar primär der 
menschlichen Gesundheit, z.  B. das Wiener Überein-
kommen zum Schutz der Ozonschicht (1985) oder das 
Baseler Übereinkommen über die Kontrolle der Ver-
bringung gefährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung 
(1989). Insgesamt richten sich Grenzbestimmungen, 
z.  B. Grenzwerte von Schadstoffen, bis zu denen Umwelt 
geschädigt werden darf, in aller Regel nach ihrer Gefähr-
lichkeit für menschliche Gesundheit (Mbengue und 
Waltman, 2018: 215).

Neben der Grundsatzorientierung ist hervorzuheben, 
dass sich die Vertragsstaatenkonferenzen verschiedener 
Umweltkonventionen mitunter auch auf programmati-
scher Ebene mit Bezügen zur menschlichen Gesundheit 
befassen. Im Rahmen der Ramsar-Konvention wurden 
2008 und 2010 z.  B. Resolutionen zu Feuchtgebieten 
und Gesundheit verabschiedet (Resolution X.23; Reso-
lution XI.12; Korn et al., 2019: 320). Die Prominenz des 

Gesundheitsthemas variiert dabei zwischen den ver-
schiedenen Konventionen. Die CBD führt Gesundheit 
seit 2014 prominent als eigenständigen Agendapunkt in 
ihren Verhandlungen, bei den Vertragsstaatenkonferen-
zen der Klimarahmenkonvention wird menschliche 
Gesundheit dahingegen bisher lediglich im Kontext von 
Verhandlungen zu Themen wie Anpassung und Land-
wirtschaft besprochen (Willetts et al., 2022).

Umgekehrt befasst sich auch die WHO mit Umwelt-
themen. So setzte sie sich zunächst mit sektoralen 
Umweltthemen mit unmittelbarem Gesundheitsbezug 
wie Chemikalien, Wasser- und Sanitärversorgung sowie 
gesunden Städten (WHO, 1993) auseinander, analy-
siert aber seit Anfang der 1990er die Querbezüge zwi-
schen Gesundheit und Umwelt systemisch und über-
greifend. Um Input für den Rio-Erdgipfel von 1992 zu 
liefern, errichtete die WHO 1992 gar eine unabhängige 
Kommission, die dafür den Bericht „Our Planet, Our 
Health“ (WHO, 1992b) vorbereitete. Im Anschluss ent-
wickelte die WHO eine globale Umwelt- und Gesund-
heitsstrategie, die die Arbeit der Organisation in der 
Umsetzung der Agenda 21 leiten sollte. In den vergan-
genen zwei Jahrzehnten vertiefte die WHO ihre Aus-
einandersetzung mit Umweltthemen stetig. Neben 
Syntheseberichten hat die WHA eine Reihe von Reso-
lutionen zu Themen wie Klimawandel, Schutz der 
Ozonschicht, und Luftverschmutzung verabschiedet 
(z.  B. WHA, 1998, 2008, 2015a), sowie Umweltrichtli-
nien, z.  B. zur Luftverschmutzung, die auch Grenzwert-
empfehlungen festlegen. Für 2022–2026 hat der WHO-
Generalsekretär weiterhin angekündigt, Klimawandel 
als Thema für die WHO zu priorisieren.

In Anerkennung der Überlappungen zwischen ihren 
jeweiligen Mandaten haben sich im Laufe der Jahr-
zehnte auch Querbezüge zwischen den multilateralen 
Institutionen im Gesundheits- und Umweltbereich ent-
wickelt. Ziel solcher institutionellen Zusammenarbeit 
ist die gemeinsame Förderung von Gesundheits- und 
Umweltschutz, unter anderem durch Informationsaus-
tausch, das Ausschöpfen von Synergien und den strate-
gischen Umgang mit Trade-Offs. Seit 1994 kooperieren 
WHO und UNEP z.  B. im Rahmen des Inter-Organiza-
tion Programm for the Sound Management of Chemi-
cals, der auch andere Institutionen angehören, u.  a. die 
Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Ver-
einten Nationen (FAO) und die Internationale Arbeits-
organisation (ILO). Ein weiteres Beispiel ist die seit 
2010 formalisierte Partnerschaft zwischen WHO, FAO, 
und der Weltorganisation für Tiergesundheit WOAH: 
die „Tripartite“, die sich mit der Minderung von Gesund-
heitsrisiken an der Schnittstelle zwischen Menschen, 
Tieren, und Ökosystemen befasst. Darüber hinaus gibt 
es zahlreiche Beispiele punktueller Zusammenarbeit, 
unter anderem zur Veröffentlichung gemeinsamer 
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Berichte, wie dem Kompendium an 500 empfohlenen 
Maßnahmen zum Themenkomplex Umwelt und 
Gesundheit, welches die WHO gemeinsam mit UNEP 
und anderen UN-Institutionen herausgegeben hat.

Mit der deklaratorischen Anerkennung des Men-
schenrechts auf saubere, gesunde, nachhaltige Umwelt 
durch den UN-Menschenrechtsrat (2021b) und die 
UN-Generalversammlung (2022) wurde die Wechsel-
seitigkeit von Umweltbedingungen und menschlicher 
Gesundheit zumindest auf dem Papier zuletzt auch 
menschenrechtlich gestärkt.

Letztlich ist festzuhalten, dass seit kurzem – sicher-
lich auch bedingt durch die COVID-19-Pandemie – eine 
verstärkte Dynamik auf der Schnittstelle globaler 
Umwelt- und Gesundheitsgovernance festzustellen ist. 
Ende 2021 sind 50 Staaten einer WHO-Partnerschaft 
zur Dekarbonisierung bzw. klimaresilienten Umgestal-
tung ihrer Gesundheitssysteme beigetreten, die Tripar-
tite aus WHO, FAO und der WOAH ist durch die offizi-
elle Aufnahme von UNEP zur Quadripartite erweitert 
worden (Kap. 6.3). Die CBD steht kurz davor, einen 
Aktionsplan zu Biodiversität und Gesundheit zu ver-
abschieden. IPBES verfasst einen Bericht zum Nexus 
zwischen Biodiversität, Wasser, Lebensmitteln und 
Gesundheit. Zahlreiche Partnerschaften zwischen Staa-
ten, internationalen Organisationen und auch nicht-
staatlichen Akteuren sind unter dem One-Health-Kon-
zept angelaufen, welches auf dem Verständnis basiert, 
dass die Gesundheit von Mensch, Tier und Umwelt eng 
miteinander verbunden ist (Kasten 2.1-2).

2.4.3
Umwelt- und Gesundheitsgovernance im 
weltweiten Akteursgeflecht

Die Gesundheits- und Umweltgovernance wird nicht 
nur von der WHO, UNEP und den verschiedenen Kon-
ventionen, sondern auch vom Zusammenspiel ver-
schiedener staatlicher und nichtstaatlicher Akteure auf 
unterschiedlichen Ebenen geprägt:

 > Nationalstaaten und subnationale Regierungen, die 
den maßgeblichen Regulierungsrahmen im Umwelt- 
und Gesundheitsbereich vorgeben;

 > Regionale Organisationen und zwischenstaatliche 
Allianzformate, wie die Europäische Union, Afrika-
nische Union, G7 und G20, die eigene Maßnahmen 
verabschieden und globale Diskurse prägen;

 > Zivilgesellschaftliche Organisationen wie die Rot-
kreuzbewegung, die bereits in der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts entstand, oder Greenpeace und 
WWF, die maßgeblich dazu beitragen, Aufmerksam-
keit für Umweltprobleme zu generieren;

 > Wissenschaftliche Einrichtungen, die Problemstel-

lungen identifizieren, Reflexion anregen und evi-
denzbasierte Lösungsansätze hervorbringen;

 > Philanthropische Akteure wie die Bill-und-Melinda-
Gates-Stiftung, die 2020–2021 nach Deutschland 
zweitgrößter Finanzgeber der WHO war (WHO, 
2021j: 20), und Bloomberg Philanthropies, die 
transnationale Städtebündnisse finanziell unter-
stützt;

 > Privatwirtschaftliche Akteure wie Pharmaunterneh-
men, deren Entscheidungen grundlegende Auswir-
kungen auf die weltweite medizinische Versorgungs-
lage haben, und Energiekonzerne, die mitunter die 
Abkehr von fossilen Brennstoffen blockieren; und

 > Öffentlich-private Partnerschaften, wie der Globale 
Fonds zur Bekämpfung von AIDS, Tuberkulose, und 
Malaria (Global Fund) und die Carribean Catastrophe 
Risk Insurance Facility, die eine Klimarisikoversiche-
rung darstellt.

Weiterhin wirken sich auch Institutionen und Akteure 
aus anderen Sektoren auf die Umwelt- und Gesund-
heitsgovernance aus. Wichtige Beispiele umfassen:

 > Internationale Arbeitsorganisation (International 
Labor Organization, ILO);

 > Weltbank, Internationaler Währungsfonds (Interna-
tional Monetary Fund, IMF), New Development 
Bank (NDB);

 > Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der 
Vereinten Nationen (Food and Agriculture Organiza-
tion of the UN, FAO);

 > Welthandelsorganisation (World Trade Organization, 
WTO) mit ihren Übereinkommen über handelsbe-
zogene Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums 
(TRIPS), über sanitäre und phytosanitäre Maßnah-
men (SPS), und über technische Handelshemmnisse 
(TBT);

 > UN-Entwicklungsprogramm (United Nations 
Development Programme, UNDP);

 > Programm der Vereinten Nationen für menschliche 
Siedlungen (UN-Habitat); und

 > Firmen wie Unilever und Coca-Cola, die in der 
Ernährungsbranche eine zentrale Stellung einneh-
men, und ähnliche Marktführer aus anderen rele-
vanten Bereichen wie dem Mobilitätssektor, der 
Baubranche oder der Finanzwirtschaft.

2.4.4
Umsetzungsdefizite

Im Verlauf des 20. und frühen 21. Jahrhunderts hat 
sich ein ausdifferenziertes Zielsystem für die Umwelt- 
und Gesundheitsgovernance entwickelt (Kap. 2.4.1). 
Allerdings wurden gesetzte Ziele vielfach verfehlt, 
zum Beispiel die Millennium-Entwicklungsziele, die 
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Aichi-Biodiversitätsziele und sowie einige SDG-Unter-
ziele, die bereits 2020 hätten erreicht werden sollen 
(CBD, 2020; UN, 2015b, 2020a). In einigen Bereichen 
sind durchaus Erfolge zu verzeichnen, insbesondere mit 
Blick auf den Rückgang des Ausstoßes die Ozonschicht 
schädigender Stoffe und die Minderung von Bleiver-
giftungen (Chipperfield et al., 2017; Ritchie und Roser, 
2022c). Verbesserungen werden jedoch nur langsam 
erzielt und bleiben global gesehen sehr heterogen (UN, 
2022b). Mit der bisherigen Fortschrittsgeschwindigkeit 
droht das Verfehlen der Nachhaltigkeitsziele bis zu 
ihrer Frist 2030. In zahlreichen Bereichen wie Armuts-
reduktion oder der Bekämpfung von Tuberkulose und 
Ungleichheit sind sogar Verschlechterungen zu ver-
zeichnen, welche nur zum Teil auf die COVID-19-Pan-
demie zurückgehen (UN, 2022b). Einige dieser negati-
ven Trends haben Folgen, die nicht rückgängig gemacht 
werden können, sei es in Bezug auf vermeidbare Todes-
fälle, lebenslange Beeinträchtigungen aufgrund von 
Mangelernährung in der Kindheit oder klima- und 
umweltbezogene Kipppunkte. So haben sich die Mit-
gliedstaaten der Klimarahmenkonvention 1992 zwar 
das Ziel gesetzt „die Stabilisierung der Treibhausgas-
konzentrationen in der Atmosphäre auf einem Niveau 
zu erreichen, auf dem eine gefährliche anthropogene 
Störung des Klimasystems verhindert wird“ (UNFCCC, 
1992: Art. 2) und festgelegt, dass „[e]in solches Niveau 
[…] innerhalb eines Zeitraums erreicht werden [sollte], 
der ausreicht, 1. damit sich die Ökosysteme auf natür-
liche Weise den Klimaänderungen anpassen können, 2. 
die Nahrungsmittelerzeugung nicht bedroht wird und 
3. die wirtschaftliche Entwicklung auf nachhaltige 
Weise fortgeführt werden kann“. Doch diese Forderun-
gen sind nach derzeitigem Stand nicht mehr vollständig 
umzusetzen (IPCC, 2022c).

Es mangelt weder an politischen Zielsetzungen noch 
am Wissen um geeignete Maßnahmen zur Bekämpfung 
von Umweltveränderungen. Allerdings fehlt es z.  T. an 
völkerrechtlichen Verpflichtungen für die Vertragsstaa-
ten: So wurde im Pariser Klimaübereinkommens zwar 
festgelegt, die Klimaerwärmung auf deutlich unter 2°C, 
besser 1,5°C zu begrenzen, aber keine entsprechende 
Verpflichtung zum Ausstieg aus der Extraktion und Ver-
brennung fossiler Energieträger verankert (Kap. 5.1). 

Zudem bestehen erhebliche Umsetzungsdefizite völ-
kerrechtlicher Verträge (World Bank, 2017: 259; CBD, 
2020; IPCC, 2022b; UNEP, 2021b), auf zweierlei Wei-
sen: Erstens setzen Vertragsstaaten völkervertrags-
rechtliche Verpflichtungen nicht oder nicht ausreichend 
in nationales Recht um. So existieren z.  B. für den Che-
mikalien- und Abfallbereich mit den Konventionen von 
Basel, Rotterdam und Stockholm zwar völkerrechtliche 
Vereinbarungen zur Eindämmung chemischer Ver-
schmutzung, aber nicht in jedem Vertragsstaat ein nati-

onales Chemikalienrecht (UNEP, 2019d: 251ff.). Zwei-
tens bestehen Vollzugsdefizite bei der Umsetzung nati-
onalen Umweltrechts.

Neben Umsetzungsdefiziten vor allem im Umwelt-
bereich ist festzustellen, dass Gesundheits- und 
Umweltbereiche organisatorisch und regulatorisch 
weitgehend nebeneinander bestehen, obwohl eine 
wirksame Verzahnung zwischen Umwelt- und Gesund-
heitsbelangen (Kap. 2.2, 2.3) erforderlich wäre. Die 
Identifizierung von Mehrgewinnstrategien – also von 
Maßnahmen, die z.  B. nicht nur der Biodiversität, son-
dern auch der menschlichen Gesundheit zuträglich sind 
– kann dazu dienen, neue und zusätzliche Akteure zu 
mobilisieren. Die Einpreisung entsprechender Begleit-
nutzen in Kosten-Nutzen-Abwägungen könnte Blocka-
den überwinden und die Umsetzung von Maßnahmen 
befördern. Schließlich dient eine den Gesundheits- und 
Umweltbereich übergreifende Koordination auch der 
Vermeidung von bzw. dem bewussten Umgang mit Ziel-
konflikten.

2.5
Gesundheit in Zeiten multipler Krisen: fünf 
Beobachtungen

Aus der Analyse des Status quo in den vorangegange-
nen Abschnitten leitet der WBGU die folgenden fünf 
Beobachtungen ab, auf denen in den folgenden Kapi-
teln die Vision und daraus resultierende Handlungsnot-
wendigkeiten aufbauen.

Beobachtung 1: 
Wir haben die Untrennbarkeit menschlicher 
Gesundheit vom Wohlergehen von Arten und 
Ökosystemen nicht ernst genug genommen
Der Mensch hat sich durch sein individuelles Handeln, 
seine gesellschaftlichen Systeme und seine Art zu Wirt-
schaften von seiner natürlichen Umgebung scheinbar 
unabhängig gemacht. Tatsächlich ist der Mensch jedoch 
Teil der ökologischen Systeme und für sein langfristiges 
Überleben auf eine intakte Biosphäre angewiesen. Trotz 
dieser Erkenntnis steigt die Gefahr, dass natürliche 
Lebensgrundlagen auf der Erde unwiederbringlich 
degradiert werden — und infolgedessen die Gesundheit 
der Menschen, vieler Arten und Ökosysteme dauerhaft 
geschädigt werden. Erforderlich ist ein neues Mensch-
Natur-Verhältnis, in dem der Mensch die anderen Lebe-
wesen und die Ökosysteme des Planeten nicht nur als 
essenziell für die menschliche Gesundheit erkennt, son-
dern sie auch als wertvoll um ihrer selbst willen schützt 
und achtet.
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Beobachtung 2: 
Die drei Umweltkrisen bedingen und verstärken die 
globale Syndemie
Die Analyse menschengemachter globaler Umweltver-
änderungen offenbart, dass die drei Umweltkrisen — 
Klimawandel, Biodiversitätsverlust sowie die weltweit 
zunehmende Verschmutzung — ein Ausmaß erreicht 
haben, das zu einer akuten Bedrohung für die Gesund-
heit von Mensch und Natur führt. Menschen, Tiere und 
Pflanzen leiden und sterben an Hitze; Dürren, Über-
schwemmungen und Biodiversitätsverlust bedrohen 
die Nahrungsmittelversorgung; Verschmutzungen füh-
ren zu langfristigen Beeinträchtigungen natürlicher und 
menschlicher Lebensräume sowie zu Gesundheitsschä-
den. Diese drei Umweltkrisen tragen wesentlich zur 
globalen Gesundheitskrise bei und beeinträchtigen die 
natürlichen Lebensgrundlagen der menschlichen 
Gesellschaften in beträchtlichem Maß. Sie sind men-
schengemacht und wirken über die syndemischen Ent-
wicklungen auf die Menschen zurück. Diese Entwick-
lungen aufzuhalten und umzukehren ist insofern 
unverzichtbare Voraussetzung für die Aufrechterhal-
tung und Verbesserung menschlicher Gesundheit welt-
weit und auch für die Verbesserung der Gesundheit von 
Arten und Ökosystemen.

Beobachtung 3: 
Die Bekämpfung von Krankheiten ist nicht 
ausreichend, um Gesundheit mittel- und langfristig 
zu erhalten
Die menschliche Gesundheit hat sich in den letzten 
Jahrzehnten weltweit verbessert, auch wenn längst 
nicht alle Menschen gleichermaßen von diesen Fort-
schritten profitieren konnten. Die Verbesserung 
menschlicher Gesundheit hat sich allerdings bisher 
überwiegend auf die Bekämpfung von Krankheiten 
und bekannter Gefahren für die Gesundheit konzent-
riert. Schleichende Bedrohungen menschlicher Gesund-
heit durch globale Umweltveränderungen wie Klima-
wandel, Verlust von Biodiversität und natürlichen 
Lebensräumen und die damit verbundene Verbreitung 
von Zoonosen, die weltweite Verschmutzung sowie die 
Zunahme nicht übertragbarer Krankheiten und ihrer 
Risikofaktoren (z.  B. Übergewicht) wurden nicht aus-
reichend adressiert. Regelmäßig stehen akute, kurzfris-
tige Behandlung und Bekämpfung von Krankheiten im 
Mittelpunkt. Mittel- und langfristige Maßnahmen der 
Prävention und Gesundheitsförderung zur Verhinde-
rung von Krankheit, wie auch zur Erhaltung und Förde-
rung resilienter Ökosysteme, die z.  T. grundlegende Ver-
änderungen des Verhaltens und der Verhältnisse erfor-
dern würden, werden kaum oder nicht ergriffen.

Beobachtung 4: 
Armut und Ungleichheit verhindern für viele 
Menschen ein gesundes Leben ohne vermeidbare 
Krankheiten
Neben den zunehmenden Gesundheitsgefährdungen 
durch die Auswirkungen globaler und lokaler Umwelt-
veränderungen sowie lebensstilbedingter, nicht über-
tragbarer Erkrankungen leidet ein großer Teil der 
Menschheit armutsbedingt noch immer unter vermeid-
baren Krankheiten und kann an der gesundheitlichen 
Grundversorgung und am medizinischen Fortschritt 
nicht teilhaben. Weltweit sind vulnerable Gruppen 
(z.  B. Menschen mit geringen Einkommen, Kinder, 
ältere Menschen sowie Menschen mit körperlicher oder 
psychischer Beeinträchtigung) von Gesundheitsrisiken 
und Umweltveränderungen stärker betroffen und 
haben weniger Zugang zu Gesundheitsleistungen. 
Gleichzeitig werden bestehende soziale Missstände und 
Ungleichheiten sowohl durch Gesundheitskrisen (z.  B. 
die COVID-19-Pandemie) als auch durch die Folgen 
globaler Umweltveränderungen wie z.  B. Extremwetter-
ereignisse oder Gefährdungen der Nahrungsmittelpro-
duktion verstärkt. Ungleichheit und Armut sind wich-
tige Verstärker für globale Gesundheits- und Umwelt-
risiken. Ihre Bekämpfung ist daher wesentliche Voraus-
setzung, um die negativen Gesundheitstrends zu stoppen.

Beobachtung 5: 
Bestehende internationale Kooperationsstrukturen 
sind der Gleichzeitigkeit und Globalität der 
Gesundheits- und Umweltkrisen nicht gewachsen
Bestehende internationale Strukturen und Institutio-
nen adressieren zwar den Schutz menschlicher Gesund-
heit oder die Bekämpfung des Klimawandels, des Bio-
diversitätsverlusts und der weltweiten Verschmutzung, 
aber während das Umweltvölkerrecht schon immer 
auch den Schutz menschlicher Gesundheit mit adres-
siert, zielt die internationale Gesundheitspolitik bislang 
noch zu stark auf Krankheitsbekämpfung und nimmt 
die umweltbedingten Ursachen für Krankheiten zu 
wenig in den Blick. Auf allen Politikebenen fehlt es der 
Gesundheits- und Umweltgovernance an ausreichender 
Kooperation, Schnittstellen und übergreifenden Strate-
gien. Es fehlt ferner an systemübergreifenden Maßnah-
men, die den Schutz der menschlichen Gesundheit und 
Umwelt koordinieren, verzahnen und durchsetzen. Die 
Schwäche insbesondere der multilateralen Kooperation 
ist nicht zuletzt in den unzureichenden Antworten der 
Weltgemeinschaft auf die COVID-19-Pandemie sowie 
ihren sozialen und wirtschaftlichen Folgen deutlich 
geworden. Das Erstarken autokratischer Systeme bzw. 
die Bedrohung von Demokratien durch autokratisch-
nationalistische Bewegungen erschwert die Handlungs-
fähigkeit der Staatengemeinschaft zusätzlich.
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Der bedrohlichen Zukunftsperspektive setzt der WBGU die Vision „Gesund 
leben auf einer gesunden Erde“ entgegen: Die Untrennbarkeit von Mensch 
und Natur gelangt wieder ins Bewusstsein, planetare Leitplanken werden ein-
gehalten, Prävention und Widerstandfähigkeit gefördert, vulnerable Grup-
pen erfahren Solidarität, systemübergreifende Kooperation ermöglicht die 
Umsetzung der Vision. Sie fügt sich ein in das international vereinbarte aber 
kaum umgesetzte Leitbild der Nachhaltigkeit. Das Thema Gesundheit ist eine 
Chance, Transformationen in Richtung Nachhaltigkeit zu stärken.

Multiple Krisen, insbesondere die dreifache Umwelt-
krise von Klimawandel, Biodiversitätsverlust und welt-
weiter Verschmutzung, wirken sich zunehmend negativ 
auf die menschliche Gesundheit und die Gesundheit 
anderer Arten aus (Kap. 2.3). Gleichzeitig und zum Teil 
aus ähnlichen Gründen nehmen lebensstilbedingte, 
nicht übertragbare Erkrankungen weltweit zu. Diese 
aktuellen, sehr dynamischen Veränderungen der 
Krankheitslasten erfolgen vor dem Hintergrund einer 
extrem ungleichen Ausgangslage: Ein Teil der Mensch-
heit leidet armutsbedingt noch immer unter vermeid-
baren Krankheiten und ist damit auch besonders vul-
nerabel und weniger anpassungsfähig gegenüber den 
sich zuspitzenden Krisen. Dieses Zusammentreffen 
verschiedener gesundheitlicher Bedrohungen, die sys-
temisch miteinander verbunden sind, bezeichnen wir 
als Syndemie (Kap. 2.2.7).

Der bedrohlichen Zukunftsperspektive setzt der 
WBGU die Vision „Gesund leben auf einer gesunden 
Erde“ entgegen, die für Politik, Wirtschaft, Wissen-
schaft und Zivilgesellschaft als Orientierung dienen 
kann, um systemisch auf diese Krisen zu reagieren. 
„Gesunde Erde“ ist hierbei als Metapher zu verstehen: 
Es geht um einen Zustand guter weltweiter Lebens-
bedingungen für Menschen und Ökosysteme (IPCC, 
2022d). Dies erfordert zum einen, die Zerstörung unse-
rer Lebensgrundlagen unverzüglich und entschlossen 
zu beenden: planetare Leitplanken zu respektieren, 
resiliente Ökosysteme wiederherzustellen, den Klima-

wandel aufzuhalten und damit die Verschärfung akuter 
und langfristiger Gesundheitsgefährdungen zu verhin-
dern. Zum anderen geht es darum, neben der Pande-
miegefahr durch übertragbare Krankheiten auch das 
pandemische Ausmaß der lebensstilbedingten, nicht 
übertragbaren Krankheiten zu verringern. Dabei gilt es, 
zurückgelassene Menschen mitzunehmen, die armuts-
bedingt nicht von den Gesundheitsfortschritten profi-
tiert haben: allen ein gesundes Leben ohne vermeid-
bare Krankheiten zu ermöglichen. Dies erfordert einen 
transformativen Ansatz.

Wie kann dies erreicht werden?
Im folgenden Kapitel 3.1 werden zunächst fünf Eck-
punkte für die Vision „Gesund leben auf einer gesun-
den Erde“ vorgestellt, die auf den Beobachtungen aus 
 Kapitel 2.5 aufbauen. Im anschließenden Kapitel 3.2 
macht der WBGU seine normativen Grundlagen trans-
parent: Woran orientieren sich unsere Empfehlungen? 
Welche Werte und übergreifenden Zielsetzungen legen 
wir zugrunde, um aktuelle Entwicklungen zu beurteilen 
und Handlungsbedarfe zu identifizieren?  Bezugspunkte 
dafür sind der vom WBGU entwickelte „normative 
Kompass“ (WBGU, 2016a, 2019a) sowie international 
vereinbarte Ziele.

Aufbauend auf diesen normativen Grundlagen 
 diskutieren wir in Kapitel 3.3 bestehende integrative 
Gesundheitskonzepte, die sich im engeren oder  weiteren 
Sinne mit der oben beschriebenen Syndemie zusammen-

Die Vision „Gesund leben  
auf einer gesunden Erde“ 3
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wirkender Gesundheitsbedrohungen und entsprechen-
den Lösungsmöglichkeiten befassen. Angesichts dieses 
sich dynamisch entwickelnden Feldes, in dem viele 
Ansätze weder scharf definiert noch die entsprechen-
den Diskussionen abgeschlossen sind, zeigen wir auf, 
wie die Elemente bestehender Konzepte mit weiteren 
Komponenten zu einer umfassenden und transformati-
ven Vision für die Gesundheit von Menschheit und Pla-
net zusammengeführt werden können.

Kapitel 3.4 fasst die Vision zusammen und verdeut-
licht die Umsetzungsherausforderungen, denen sich die 
darauffolgenden Kapitel 4, 5, 6 und 7 widmen. Es geht 
darum, die Probleme nicht isoliert voneinander zu 
betrachten und zu bearbeiten, sondern gezielt systemi-
sche Zusammenhänge zwischen Gesundheits- und 
Umweltproblemen zu identifizieren und synergetische 
Lösungen zu entwickeln.

3.1
Fünf Eckpunkte für die Vision „Gesund leben auf 
einer gesunden Erde“

Die folgenden fünf Eckpunkte greifen die in Kapitel 2.5 
ausgeführten Beobachtungen aus der Analyse des Sta-
tus quo auf und stellen ihnen positive Zukunftsvisio-
nen gegenüber.

Der Mensch ist Teil der Natur – natürliche 
Lebensgrundlagen werden als Basis menschlicher 
Gesundheit anerkannt 

Die Untrennbarkeit der 
menschlichen Zivilisation von 
der Natur gelangt wieder in das 
allgemeine Bewusstsein: Das 
menschliche Leben hat sich an 
eine Erde mit einer weitgehend 
unbelasteten Biosphäre mit 
gesunden Ökosystemen und reicher Biodiversität ange-
passt. Die physikochemischen Lebensbedingungen – 
z.  B. der Temperaturbereich; die Verfügbarkeit, Zusam-
mensetzung und Reinheit von Luft und Wasser; die 
schützende Ozonschicht – unterscheiden sich funda-
mental von den Bedingungen, die auf einer Erde mit 
weiter degradierter Umwelt herrschen würden. Öko-
systemleistungen, vor allem auf der Basis hoher (u.  a. 
von Mikroorganismen, Pflanzen und Tieren) sowie 
intakter Ökosysteme, bieten die Grundlage für sauberes 
Wasser, saubere Luft, produktive Böden und ein ange-
nehmes Mikroklima. Jeder Mensch lebt wie jedes Tier 
zudem in Symbiose mit Milliarden von für unsere 
Gesundheit essenziellen Kleinstorganismen, etwa im 
Darm oder auf der Körperoberfläche. Diese bilden ein 

Ökosystem, das bei Störungen gesundheitliche Schäden 
für seinen Wirt verursachen kann. Diese Erkenntnisse 
bilden einen universellen Bezugspunkt für menschli-
ches Handeln.

Planetare Leitplanken werden eingehalten,  
um die Gesundheit von Menschen, Arten und 
Ökosystemen zu schützen 

Die Menschheit übernimmt 
Verantwortung (stewardship) 
für alles Leben, die Biosphäre 
und den gesamten Planeten, 
indem sie die unmittelbare 
Bedrohung der Gesundheit 
allen Lebens und die funda-
mentale Gefährdung der natürlichen Lebensgrundlagen 
aufgrund globaler Umweltveränderungen abwendet. 
Dies wird in Prinzipien, Strategien, quantifizierten und 
qualitativen Zielen und politischem Handeln system-
übergreifend umgesetzt. Der anthropogene Klimawan-
del wird gestoppt. Der Verlust biologischer Vielfalt wird 
aufgehalten und, wo möglich, regional rückgängig 
gemacht. Die weltweite Verschmutzung wird zumindest 
deutlich verringert oder gestoppt und dort, wo Ver-
schmutzung unvermeidbar ist, werden Gesundheits-
beeinträchtigungen verhindert. Unser Handeln und 
unsere Wirtschaftsweise tragen der Qualität der natür-
lichen und menschengemachten Umwelt sowie der 
Gesundheit der Menschen Rechnung.

Prävention und umfassende Förderung  
von Widerstandsfähigkeit und 
Entwicklungspotenzialen stärken 

Die kurzfristige Bekämpfung 
von Krankheiten und Umwelt-
schäden wird um langfristige 
Strategien der Prävention und 
Förderung ergänzt (Kasten 
3.1-1): Gesundheitsrisiken für 
Natur und Mensch werden 
vorausschauend vermieden oder zumindest minimiert. 
Gesundheitsressourcen und resiliente Ökosysteme wer-
den gefördert, um die Widerstandsfähigkeit von Mensch 
und Natur zu erhöhen und Entwicklungspotenziale für 
Gesundheit, Wohlergehen, Vielfalt und Eigenart zu 
schaffen. Schleichenden Bedrohungen menschlicher 
Gesundheit durch globale Umweltveränderungen sowie 
durch die Zunahme nicht übertragbarer Krankheiten 
und ihrer Risikofaktoren wird durch systemische 
Ansätze begegnet, die gesundheits- und umweltschäd-
liche Lebensweisen auch durch die Gestaltung gesunder 
Lebenswelten adressieren (Kasten 3.1-1; SRU, 2023).
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Teilhabe statt Exklusivität: Vulnerable Gruppen 
erfahren weltweite Solidarität 

Alle Menschen haben Zugang 
zu Gesundheitsdienstleistun-
gen und profitieren vom medi-
zinischen Fortschritt sowie von 
verbesserten Umweltbedin-
gungen. Weltweite Ungleich-
heiten der materiellen, ökono-
mischen und politischen Teilhabe werden vermindert. 
Vulnerable Gruppen, die von alten und neuen Gesund-
heits- und Umweltrisiken – z.  B. durch globale Umwelt-
veränderungen wie Klimawandel, Biodiversitätsverlust 
und Verschmutzung – besonders betroffen sind,  werden 
gezielt abgesichert. Für sie werden gesunde Lebenswel-
ten und öffentliche Räume bereitgestellt, z.  B. sichere, 
bewegungsfreundliche, grüne Plätze, Wegenetze und 
Wohnumgebungen. Niemand muss mehr armutsbedingt 
an vermeidbaren Krankheiten leiden. Dies erfordert 
neben politischem Umsetzungswillen unter anderem, 
dass Länder und Bevölkerungsgruppen mit höheren 
Vermögen und Einkommen ihrer besonderen Verant-
wortung gerecht werden und höhere  Beiträge leisten.

Systemübergreifende Kooperation befördert  
die Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ 

Die Vision „Gesund leben auf 
einer gesunden Erde“ bildet die 
Grundlage von Lebens- und 
Wirtschaftsweisen und wird 
Motor einer wiederaufleben-
den nationalen und globalen 
Kooperation und transformati-
ver Umsetzungsmaßnahmen. Ein auch auf planetaren 
Umweltschutz zielendes, auf der Definition der Welt-
gesundheitsorganisation (WHO; Kap. 2.2.4) basieren-
des, aber darüber hinaus gehendes Gesundheitsver-
ständnis, das sich idealerweise auch in einem neuen, 
erweiterten WHO-Gesundheitsbegriff niederschlägt, 
prägt eine neuartige globale Gesundheits- und Umwelt-
governance. Ausdruck findet dieses neue Leitbild auch 
in einem individuellen Recht auf gesunde Umwelt, das 
in Verfassungen der Nationalstaaten verankert wird 
(Kap. 7.1.2). Das anzustrebende Umweltqualitäts-
niveau ist an den Bedürfnissen insbesondere vulnerab-
ler Gruppen und den Anforderungen der Biodiversitäts-
förderung ausgerichtet.

3.2
Normative Grundlagen

Die Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ 
orientiert sich an der normativen Basis des WBGU, dem 
„normativen Kompass“ (WBGU, 2016a, 2019a, 2020). 
Ausgehend von der Menschenwürde sind (1) die Erhal-
tung der natürlichen Lebensgrundlagen (u.  a. durch Ein-
haltung der planetaren Leitplanken: WBGU, 2014b), (2) 
die materielle, ökonomische sowie politische und soziale 
Teilhabe aller Menschen und (3) die Anerkennung von 
Eigenart im Sinne der Wertschätzung von Diversität und 
des Schutzes individueller Entfaltungsmöglichkeiten 
handlungsleitend (Kap. 3.2.1). Legt man diesen Kompass 
zugrunde, lässt sich mit Blick auf die in Kapitel 2 ausge-
führte Lage der Menschen auf der Erde feststellen, dass 
ein transformativer Wandel dringend notwendig ist, der 
auch die Entfaltung der Natur in gesunden Ökosystemen 
einschließt. Gleichzeitig gibt es auf internationaler Ebene 
bereits verschiedene politisch vereinbarte Agenden und 
Zielsetzungen (Kap. 2.4, 3.2.2), die jeweils für sich auf 
normativen Annahmen basieren und insgesamt den 
Bedarf nach transformativem Handeln unterstreichen. 
Neben dem Kompass selbst dienen sie als weiterer nor-
mativer Rahmen für die Empfehlungen des WBGU.

3.2.1
Der normative Kompass des WBGU

Der normative Kompass dient als handlungsleitende, 
normative Basis für die Politikberatung des WBGU und 
als Orientierungsrahmen für die Transformationen zur 
Nachhaltigkeit. Er bezieht sich dabei auf ein  „Verständnis 
von Wohlstand, das über materiell-ökonomische Fakto-
ren hinausgeht“ (WBGU, 2016a:  142). Der Kompass 
wurde in den Publikationen des WBGU jeweils mit 
Blick auf die Besonderheiten der aktuellen Gutachten-
themen weiterentwickelt (WBGU, 2019a: 35 ff., 2020: 
42  f.) und wird im Folgenden im Kontext der Vision 
„Gesund leben auf einer gesunden Erde“ interpretiert. 
Die Menschenwürde bildet dabei den Ausgangspunkt. 
Voraussetzung für die Gewährleistung der Menschen-
würde und die Transformationen zur Nachhaltigkeit 
sind die drei weiteren Dimensionen des normativen 
Kompasses: (1) die Erhaltung der natürlichen Lebens-
grundlagen, (2) die Teilhabe und (3) die Eigenart (Abb. 
3.2-1). In Kapitel 3.2.2 wird kurz auf die für dieses Gut-
achten relevanten multilateralen Zielsetzungen der UN 
als wichtigen normensetzenden Rahmen einge gangen, 
der die multilateral vereinbarten Wertvorstellungen 
zum Verhältnis von Mensch und Natur und dem Wert 
der Natur widerspiegelt.
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Kasten 3.1-1

Prävention und Förderung als komplementäre 
Perspektiven: Gefahren abwehren, gesunde 
Lebenswelten voller Möglichkeiten schaffen

Im Gesundheits- wie im Umweltbereich liegt der Fokus noch 
zu oft auf der Reaktion auf bereits eingetretene Krankhei-
ten und Schäden und deren Heilung bzw. Behebung. Um die 
Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ zu verwirk-
lichen, müssen aber zwei weitere komplementäre Blickwinkel 
gestärkt werden (Abb. 3.1-1): Zum einen müssen die Gefah-
ren und Risiken für die Gesundheit von Menschen und ande-
ren Lebewesen – z.  B. durch spezifische, auch klimabedingte 
Krankheitsrisiken oder Umweltgifte – durch präventives Han-
deln abgewehrt bzw. reduziert werden. Zum anderen müs-
sen Widerstandsfähigkeiten und Entwicklungspotenziale für 
Wohlergehen, Vielfalt und Eigenart gestärkt werden, indem 
Gesundheit durch den Aufbau von Gesundheitsressourcen 
sowie resiliente Ökosysteme durch Erhaltung und nachhalti-
ge Nutzung aktiv gefördert werden. Zu den Gesundheitsres-
sourcen zählen neben individuellen Faktoren wie dem Ernäh-
rungszustand, Gesundheitskompetenzen, psychologischen 
Faktoren und materiellen Ressourcen auch externe Faktoren 
wie soziale Beziehungen und Umwelt bedingungengungen in 
verschiedenen Lebenswelten wie dem Wohnort, der Schule 

oder dem Arbeitsplatz (Kaba-Schönstein, 2018; Rönnau-Böse 
et al., 2022). Erforderlich sind also Strategien, die nicht nur 
individuelle Kompetenzen und Verhalten adressieren, son-
dern auch die Verhältnisse inklusive der gebauten und natür-
lichen Umwelt und damit gesunde Lebenswelten gestalten.

Abb. 3.1-1 gibt einen Überblick über die drei Ansätze. 
Diese Dreigliederung ist ausdrücklich nicht so zu verstehen, 
dass immer nur jeweils eine der Handlungsoptionen zum Ein-
satz kommen sollte. Vielmehr handelt es sich um komplemen-
täre Perspektiven, die die Entwicklung und Umsetzung von 
Strategien sowie deren Kommunikation unterstützen. Die 
Prävention von Gefahren geht vorrangig von bekannten Wirk-
mechanismen aus und stellt häufig individuelle Gesundheit 
und einzelne Umweltaspekte in den Vordergrund, während 
die Förderung von Widerstandsfähigkeit und Entwicklungs-
potenzialen z.  B. durch die Gestaltung gesunder Lebenswelten 
(„settings“) systemische Zusammenhänge stärker betont und 
durch weniger spezifische Ansätze auch bisher noch unbe-
kannte Potenziale erhält. Einzelne Maßnahmen können dabei 
beiden Zielen dienen: z.  B. können Grünflächen in Städten 
sowohl der Prävention von Hitzestress und  Überflutungen 
dienen, als auch psychische Gesundheit und Bewegung för-
dern sowie Lebensraum für Tiere und Pflanzen sein.

Diese Konzepte sind nicht für alle Bereiche neu. Eine höhere 
Gewichtung von Prävention und fördernden  Ansätzen wird 

Gesund leben 
auf einer gesunden Erde

Strategien für gesundes nachhaltiges Verhalten
in gesunden, nachhaltigen Verhältnissen

Schäden beheben

Krankheit Umweltschäden

Gesundheits-
ressourcen

(individuell, sozial,
Lebenswelten)

Widerstandsfähigkeit &
Entwicklungspotenziale

Resiliente
Ökosysteme/

„guter ökologischer
Zustand“

Reaktion & Reparatur

z. B. Altlasten-
sanierung

Behandlung von
Krankheiten

Förderung & Stärkung

„Umweltförderung“:
Erhaltung,

Renaturierung,
nachhaltige

Nutzung

Gesundheits-
förderung

Risiken & Gefahren
reduzieren

Gesundheits-
risiko

Umwelt-
gefahr/-risiko

Prävention

Gefahrenabwehr
Risikovorsorge

Krankheits-
prävention

Abbildung 3.1-1
Gesund leben auf einer gesunden Erde: drei komplementäre Ansätze. Der Blick auf Krankheiten, Schäden und deren reaktive 
Behebung (rechts) sollte wesentlich stärker als bisher durch eine Vorausschau auf Risiken und ihre Prävention (Mitte) sowie 
die Förderung von Widerstandsfähigkeit gegenüber externen Störungen und von Entwicklungspotenzialen (links) ergänzt 
werden. Dem entspricht eine höhere Gewichtung systemischer Ansätze, die individuelles Verhalten durch die Gestaltung der 
äußeren Verhältnisse in gesunden menschlichen und natürlichen Lebenswelten adressieren.
Quelle: WBGU, weiterentwickelt auf Basis von Waller, 2006: 161.
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Menschenwürde 
Die Menschenwürde ist „Ausgangspunkt und Zielbild 
des normativen Kompasses“ (WBGU, 2019a: 35  ff.). 
Zur Würde gehört, ein Leben unter Rahmenbedingun-
gen führen zu können, die eine gute Gesundheit erlau-
ben und Zugang zu Gesundheitsdienstleistungen 
gewährleisten. Diese Überzeugung kommt u.  a. in Art. 
25 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der 
UN-Generalversammlung vom 10. Dezember 1948 zum 
Ausdruck: „Jeder Mensch hat das Recht auf einen 
Lebensstandard, der Gesundheit und Wohl für sich 
selbst und die eigene Familie gewährleistet, einschließ-
lich Nahrung, Kleidung, Wohnung, ärztliche Versor-
gung und notwendige soziale Leistungen […]“ (UN, 
1948). Auch die Vertragsstaaten des Internationalen 
Pakts über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte vom 16. Dezember 1966 erkennen das Recht 
aller Menschen auf das für sie erreichbare Höchstmaß 
an körperlicher und geistiger Gesundheit (Art. 12 Abs. 1) 
und das Recht auf gesunde Arbeitsbedingungen (Art. 7) 
an. Deutschland hat diesen Pakt ratifiziert (BMZ, 2023a).

Diese Bestimmungen entsprechen natürlich keiner 
staatlichen Garantie auf Gesundheit, vielmehr ist die 
Grundidee, dass „der Staat – als vorrangiger Träger 
menschenrechtlicher Pflichten – die Gesundheit der 
Menschen nicht beeinträchtigt, diese vor Eingriffen 
schützt und Maßnahmen ergreift, damit die Menschen 
gesunde Lebens- und Arbeitsbedingungen vorfinden“ 
(Krennerich, 2020). Dahinter steht die Erkenntnis, dass 
gesunde Lebens- und Arbeitsbedingungen eine ent-
scheidende Voraussetzung dafür sind, ein Leben in 

Würde zu ermöglichen (Kap. 2.2.5).
Die Menschenwürde und die Sicherung menschen-

würdiger Lebensbedingungen sind also eng verknüpft 
mit dem Recht auf Gesundheit. Das Recht auf Gesund-
heit ist bereits tief und breit verankert in den staatli-
chen Verfassungen weltweit – etwa in Form eines 
Grundrechts auf Leben und körperliche Unversehrtheit 
(Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG). Seine Umsetzung ist indes noch 
keineswegs weltweit gesichert. Daher benennt z.  B. die 
Agenda 2030 in SDG 3 das Unterziel: „Ein gesundes 
Leben für alle Menschen jeden Alters gewährleisten 
und ihr Wohlergehen fördern“. Das BMZ (2022c) spezi-
fiziert: „Alle Menschen sollen Zugang zu grundlegen-
den Gesundheitsdiensten haben, ohne in finanzielle 
Nöte zu geraten“. Trotz vieler Fortschritte in der glo-
balen Gesundheitsversorgung in den letzten Jahrzehn-
ten wird bis 2030 voraussichtlich weiterhin ein Drittel 
der Weltbevölkerung keinen Zugang zu essenzieller 
Gesundheitsversorgung haben (BMZ, 2022c). Diese 
Umsetzungslücke gilt es zu schließen (Kap. 3.4).

Erhaltung natürlicher Lebensgrundlagen
Die Bedeutung und Dringlichkeit der Erhaltung natür-
licher Lebensgrundlagen wird im Anthropozän ange-
sichts der heute bereits spürbaren massiven Aus wir-
kungen globaler Umweltveränderungen auf die mensch-
liche Gesundheit und das menschliche Wohl befinden 
besonders deutlich (Kap. 2.3). Das mensch liche Leben 
auf diesem Planeten ist vielfach und untrennbar mit der 
Natur verwoben, so dass deren Erhaltung grundlegende 
Voraussetzung für die Zukunft der Menschheit ist 

aber in der Regel nicht ausreichend umgesetzt: Im Gesund-
heitsbereich gibt es neben der Therapie bestehender Krank-
heiten und ihrer Prävention das Konzept der Gesundheits-
förderung (WHO, 1986; Kasten 3.2-3; Kap. 6.3.2). Während 
Krankheitsprävention z.  B. Impfungen und Vorsorgeunter-
suchungen umfasst, gehören zur Gesundheitsförderung z.  B. 
individuelle Gesundheitskompetenzen und die Bereitstellung 
gesunder Optionen in allen Lebensbereichen (z.  B. bei Ernäh-
rung, im Verkehr, bei Wohnraum; Kap. 4, 6; Kasten 3.2-3). 
Letzteres erfordert eine entsprechende Gestaltung äußerer 
Verhältnisse, bei der z.  B. sektorübergreifende Zusammen-
arbeit, Finanzierung und nicht nachhaltige, aber etablierte 
gesellschaftliche Praktiken große Herausforderungen sein 
können. In der Umwelt- und Klimapolitik liegt der Fokus 
bisher auf der Gefahrenabwehr und -prävention – d.  h. der 
Abwehr und Vorbeugung wahrscheinlicher Schäden, deren 
Eintritt unmittelbar bevorsteht – und der Risikovorsorge – 
d.  h. frühzeitigem Handeln auch bei wissenschaftlicher Unsi-
cherheit über Zeitpunkt, Art und Ausmaß eines Schadens 
(Proelß, 2022; Köck et al., 2023). In anderen Bereichen, wie 
in der EU-Wasserrahmenrichtlinie oder dem EU-Habitat-
schutzrecht, wird auch die (Wieder-)Herstellung eines guten 
ökologischen Zustands gefordert, mithin die Förderung der 

Umweltqualität. Insgesamt fehlt es allerdings an einer aus-
reichenden Umsetzung der gefahrenabwehrenden, risikovor-
sorgenden und qualitätsorientierten Ansätze. Umfassende 
Konzepte des Naturschutzes bzw. der Umweltförderung zur 
Erhaltung, Renaturierung und nachhaltigen Nutzung von 
Ökosystemen weisen aber in die Richtung positiver Gestal-
tung, Ermöglichung und Verbesserung.

Akteure des transformativen Wandels zur Nachhaltigkeit 
sind Individuen und Gruppen der Zivilgesellschaft sowie vor 
allem auch die Politik und Verwaltung von der lokalen bis zur 
internationalen Ebene, die die Rahmenbedingungen setzt. So 
wie die Vision Gesund leben „Gesund leben auf einer gesun-
den Erde“ Gesundheit und Umwelt als Ziele zusammenbringt, 
müssen auch auf strategischer Ebene die jeweiligen gefahren- 
und chancenorientierten Ansätze zusammengebracht und 
gemeinsam kommuniziert werden. Beispiele sind die Schaf-
fung bzw. Veränderung von Ernährungssystemen und „Ess-
kulturen“, Verkehrsinfrastrukturen und Bewegungsmustern, 
öffentlichen Räumen und Wohnumgebungen, die sowohl 
Gesundheits- und Umweltrisiken reduzieren als auch – jen-
seits primärer Funktionen wie Nahrungsaufnahme, Fortbe-
wegung und Wetterschutz – lebenswert und vielfältig gestal-
tet sind (Kap. 4).
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(Kasten 3.2-1). Das setzt die Einhaltung planetarer 
Leitplanken voraus, also „quantitativer Schadensgren-
zen, deren Überschreitung heute oder in Zukunft into-
lerable Folgen mit sich brächte, so dass auch großer 
Nutzen in anderen Bereichen diese Schäden nicht aus-
gleichen könnte“ (WBGU, 2011b: 34; Kasten 2.3-1). 
Dazu gehören u.  a. Leitplanken für Klimawandel 
(WBGU, 1995, 1997), für Bodendegradation (WBGU, 
2005), Ozeanversauerung (WBGU, 2006), den Verlust 
biologischer Vielfalt (WBGU, 2000) sowie für langlebige 
Schadstoffe (WBGU, 2014b). Diese Leitplanken bedür-
fen der regelmäßigen Überprüfung und  gegebenenfalls 
Aktualisierung. Für den Klimawandel wird eine solche 
Aktualisierung z.  B. anhand der neuen Einsichten aus 
dem 6. Sachstandsbericht des Welt klimarats (IPCC) 

 diskutiert (Kap. 2.3).
Bei der Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 

geht es aber nicht nur um die planetare Dimension, 
sondern immer auch um die Vermeidung lokaler 
Umweltprobleme, beispielsweise durch die Verhinde-
rung schädlicher Emissionen (Kap. 5.2). Beide Dimen-
sionen des Umweltschutzes, die globale wie die lokale, 
sind für die enge Verbundenheit von Mensch und Natur 
essenziell und entscheidende Voraussetzung für 
menschliche und planetare Gesundheit.

Teilhabe
Zu den Zielen der Transformation zur Nachhaltigkeit 
gehört auch „die Realisierung gesellschaftlicher Teil-
habe für alle Menschen“ (WBGU, 2016a: 149). Ange-
lehnt an Sen und Nussbaum (WBGU, 2016a: 149 und 
Zitate dort) differenziert der WBGU substanzielle, öko-
nomische sowie politische und soziale Teilhabe. Solche 
Teilhabe ist Voraussetzung für ein gesundes Leben für 
alle Menschen sowie für eine nachhaltige, (klima-)resi-
liente Entwicklung (IPCC, 2022d).

 > Substanzielle Teilhabe soll den Menschen ermögli-
chen, grundlegende Bedürfnisse zu befriedigen. Das 
bedeutet, einen qualitativ und quantitativ angemes-
senen Zugang zu z.  B. Nahrung, Trinkwasser, Wohn-
raum, Land und terrestrischen wie marinen Ökosys-
temleistungen sowie zu einer gesunden, schadstoff-
freien Umwelt zu ermöglichen, der Voraussetzung 
für ein gesundes Leben ist. Darüber hinaus sichert 
substanzielle Teilhabe den Zugang zu Basisdienst-
leistungen (etwa Energie, Mobilität, Bildung, digita-
len Infrastrukturen). Dazu gehören insbesondere, 
wie oben bereits ausgeführt, das Recht auf Gesund-
heit und der Zugang zu grundlegenden Gesundheits-
dienstleistungen (SDG 3). In diesen Kontext gehört 
der Begriff „Health Equity“, der nur unzureichend 
mit „Gleichheit von Gesundheitschancen“ bzw. 
„gesundheitliche Chancengleichheit“ übersetzt wird. 
Er bezeichnet die Abwesenheit von unfairen, ver-
meidbaren oder behebbaren Unterschieden im 
Gesundheitsstatus zwischen sozial, ökonomisch, 
demographisch oder geographisch definierten 
Bevölkerungsgruppen (WHO, 2021q; Kap. 2.2.5).

 > Ökonomische Teilhabe soll die Integration der Men-
schen in Wirtschaftsprozesse sowie formale und 
informelle Märkten sichern und es ihnen ermögli-
chen, diese mitzugestalten, was auch ein wesentli-
cher Faktor für die ökonomischen Determinanten 
für Gesundheit und Teil der Transformation zur 
Nachhaltigkeit ist (Kap. 2.2.5).

 > Politische und soziale Teilhabe umfasst die Mitwir-
kung und Mitgestaltung der Menschen an ihrem 
Lebensumfeld wie auch an der Umwelt, die demo-
kratische Mitwirkung an gesellschaftlichen und poli-

Abbildung 3.2-1
Auf der Menschenwürde beruhender normativer Kompass, 
aus dem sich die Notwendigkeit für eine Transformation 
zur Nachhaltigkeit ergibt. Die Transformation kann durch 
ein Zusammenwirken und eine Balance von folgenden drei 
Dimensionen erreicht werden:

 > „Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen“: planetare 
Leitplanken einhalten sowie lokale Umweltprobleme ver-
meiden bzw. lösen, Gesundheit von Ökosystemen und Arten 
stärken

 > „Teilhabe“: universelle Mindeststandards für substan-
zielle, ökonomische sowie politische und soziale Teilhabe 
 gewährleisten

 > „Eigenart“: Wert von Vielfalt als Ressource für gelingende 
Transformation sowie Bedingung für Wohlbefinden und 
Lebensqualität anerkennen

Die Menschenwürde ist explizit der normative Ausgangspunkt 
des WBGU. Ohne die drei Kompassdimensionen ist sie nicht 
zu realisieren. Der WBGU benennt die Unantastbarkeit, die 
Achtung sowie den Schutz der Würde explizit als Orientie-
rungshilfe im Sinne der Transformation zur Nachhaltigkeit.
Quelle: Grafik und Text (teils wörtlich) aus WBGU, 2019a: 42; 
Grafik: Wernerwerke, Berlin
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tischen Entscheidungsprozessen sowie an der Aus-
gestaltung von Staats- und Rechtssystemen. Unter 
Berücksichtigung der Bedarfe von Arten und Öko-
systemen gehört dazu auch die Teilhabe an Entschei-
dungen, die Lebensumfeld und Umwelt betreffen. 
Die Ermöglichung politischer und sozialer Teilhabe 
kann als Bestandteil der Selbstwirksamkeit von 
Menschen gesehen werden und somit zu Gesundheit 
und Wohlergehen beitragen.

Substanzielle, ökonomische und politische Teilhabe 
finde ihre Grundlage in den Menschenrechten, gestützt 
auf das Konzept der Menschenwürde. Der Zugang zu 
Gesundheitsdienstleistungen bleibt als politische 
Schwerpunktsetzung in vielen Teilen der Welt unver-
zichtbar, vor allem in Niedrig- und Mitteleinkommens-
ländern. Als Fokus sollten überall die Prävention von 

Gesundheitsschäden und die Gesundheitsförderung 
hinzutreten (Kap. 6). So haben z.  B. in vielen Teilen der 
Welt als Folge von Lebensstilen westlicher Prägung zu 
viel und falsche Ernährung sowie zu wenig körperliche 
Bewegung zu einer drastischen Zunahme von „Zivilisa-
tionskrankheiten“ geführt (nicht übertragbare Krank-
heiten; Kap. 2.2.2).

Zur Teilhabe gehört demnach auch, gesundheits-
förderliche Lebensumstände für alle Menschen zu 
gewährleisten, um ein gutes und gesundes Leben zu 
ermöglichen. Eine entscheidende Voraussetzung für 
Teilhabe bleibt das Vorhandensein gelebter politischer 
Teilhabe. Insofern ist Teilhabe auch eng mit Solidarität 
verknüpft und ein wesentlicher Hintergrund für 
 „solidarische Lebensqualität“ (WBGU, 2016a: 144 ff).

Kasten 3.2-1 

Der Wert der Natur für Gesundheit  
und der Eigenwert der Natur

Aus Sicht vieler Menschen ergibt sich der Wert der Natur aus 
dem Wert der unterschiedlichen Leistungen und Beiträge, die 
Ökosysteme und deren biologische Vielfalt für den Menschen 
erbringen. Der Weltbiodiversitätsrat (IPBES) nennt diese 
Leistungen und Werte der Natur „Nature’s Contributions to 
People“ und unterscheidet 18 Kategorien solcher Beiträge, 
die teils materiell (z.  B. das Bereitstellen von Lebensmitteln), 
teils regulierend (z. B. die Erhaltung der Bodenqualität) und 
teils nicht materiell sind (z. B. der Erholung dienen; Diaz et al., 
2018; IPBES, 2019; Abb. 2.3-3). Diesen Beiträgen liegen Öko-
systemprozesse zu Grunde, die auch für alle anderen Organis-
men essenziell sind. Viele dieser Leistungen wirken sich direkt 
oder indirekt auf die menschliche Gesundheit aus. Dazu gehö-
ren etwa die Versorgung mit Nahrungsmitteln, natürlichen 
Arzneimitteln und anderen Ressourcen, sauberem Wasser 
und sauberer Luft oder der Wert der Natur für die Erholung 
oder der Beitrag der Natur zu unserem Identitätsgefühl. Letz-
teres ist ein Beispiel für die vielen relationalen Werte, die die 
ideelle Verbindung des Menschen mit der Natur widerspie-
geln (Schröter et al., 2020) und die in den nicht materiellen 
Nature’s Contributions to People enthalten sind.

Von besonderem Stellenwert ist die Diskussion um den 
Eigenwert der Natur. Hierbei geht es darum, der Natur einen 
Wert unabhängig von ihrem Nutzen für und ihrer Nutzung 
durch den Menschen zuzuerkennen. So umfassen die regu-
lierenden Nature’s Contributions to People auch die Bereit-
stellung von Habitaten für alle wildlebenden Organismen. 
Neben politischen und rechtlichen Entscheidungen, in denen 
Tieren und Pflanzen eine Rechtssubjektivität zuerkannt wird 
(zur aktuellen Entwicklung: Wolf, 2022: 451 ff.), äußert sich 
ein Eigenwert der Natur darin, dass jeder einzelnen Tier- und 
Pflanzenart und jedem Ökosystem eine Daseinsberechtigung 
zuerkannt werden soll, ohne dass diese aus Sicht des Men-
schen zu hinterfragen wäre. Während manche diesen Eigen-
wert der Natur als intrinsisch ansehen (Stone, 1972; im Hin-
blick auf Tiere: Nussbaum, 2010; Cavalieri und Singer, 1994), 
wie auch in der Präambel der CBD erwähnt, gehen andere 

vom Standpunkt aus, dass es einen solchen intrinsischen 
Eigenwert nicht geben kann, da Werte grundsätzlich vom 
Menschen zugeschrieben werden (Derrida und Roudinesco, 
2006: 113). Letzteres lässt aber ohne weiteres zu, den Eigen-
wert der Natur als nicht materiellen Wert anzuerkennen, 
nämlich als Anerkennung des Werts, den die Natur für die-
jenigen hat, die diesen Wert anerkennen wollen (Ott, 2021).

Diesen ethischen Standpunkten versucht der konzeptio-
nelle Rahmen von IPBES gerecht zu werden, indem er aus-
drücklich betont, dass die Natur in unterschiedlichen Welt-
anschauungen als „Biodiversität und Ökosysteme“, „Mutter 
Erde“ oder auch als „Systeme des Lebens“ betrachtet werden 
kann, und der konzeptionelle Rahmen von IPBES entspre-
chend aus verschiedenen Perspektiven und in verschiede-
nen Skalen anwendbar ist (Díaz et al., 2015). Die vielfälti-
gen Werte, die unterschiedliche Akteure und insbesondere 
auch indigene Völker und lokale Gemeinschaften der Natur 
zuschreiben, einschließlich des Eigenwerts der Natur, sind 
im Rahmen planetarer Gesundheit mitzudenken, zu berück-
sichtigen und in Politiken ernst zu nehmen (IPBES, 2022; 
 Gutmann, 2019).

Auch das deutsche Naturschutzrecht bezweckt den Schutz 
der Natur um ihrer selbst willen. § 1 Abs. 1 BNatSchG besagt: 
„Natur und Landschaft sind auf Grund ihres eigenen Wertes 
und als Grundlage für Leben und Gesundheit des Menschen 
auch in Verantwortung für die künftigen Generationen im 
besiedelten und unbesiedelten Bereich nach Maßgabe der 
nachfolgenden Absätze […] zu schützen, […].“ In einigen 
Staaten wird dieser Eigenwert auch über Eigenrechte der 
Natur anerkannt, z.  B durch die Verfassung von Ecuador 
(Republic of Ecuador, 2008: Art. 71; Gutmann, 2019).

Dies, und darauf aufbauend die Erhaltung, Wiederherstel-
lung und nachhaltige Nutzung natürlicher Ressourcen, ist 
grundlegende Voraussetzung um gesund auf einer gesunden 
Erde zu leben. Dies beinhaltet das Verantwortungsbewusst-
sein, mit der Natur zu koexistieren, ihr den für ihre Entfaltung 
benötigten Raum zu geben und sich für die Erhaltung natür-
licher Lebensgrundlagen einzusetzen. Dies nimmt auch auf, 
dass wir Menschen als biologische Art Teil der Natur sind und 
für wirkliche Nachhaltigkeit „in Harmonie mit der Natur“ 
(CBD, 2010) leben sollten.       
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Eigenart
Im normativen Kompass ist die Eigenart einerseits 
deskriptiv gemeint und beschreibt das Typische gesell-
schaftlicher Strukturen (gebauter wie institutioneller), 
soziokultureller Charakteristika und Praktiken sowie 
spezifische ökologische Umweltstrukturen (z.  B. Kul-
turlandschaften als elementarer Bestandteil von Identi-
tät und Heimat); also „emotional und physisch erfahr-
bare Besonderheiten […] mit denen Menschen sich 
verbunden fühlen“ (WBGU, 2020:  43). Andererseits 
hat Eigenart eine Ziel- und Orientierungsdimension 
und ist damit auch normativ gemeint, denn Eigenart 

mit ihrer Betonung soziokultureller Diversität und 
Eigenständigkeit ist wichtige Bedingung für Wohlbefin-
den und Lebensqualität (WBGU, 2019a: 40). Eigenart 
dient auch als „Ressource für die Transformation zur 
Nachhaltigkeit und als Basis für Resilienz gegenüber 
zukünftigen Veränderungen und Schocks“ (WBGU, 
2020: 43). Aus ihrer engen Verknüpfung mit kultureller 
Vielfalt (einschließlich indigener und lokaler Perspekti-
ven) sowie mit biologischer Vielfalt (u.  a. verbunden mit 
der Diversität sozial-ökologischer Systeme) erwächst 
ihre Bedeutung für die Resilienz gesellschaftlicher und 
ökologischer Systeme. Resilienz, Vielfalt und Nachhal-

Kasten 3.2-2 

Intertemporale Freiheitssicherung durch 
Erhaltung und Ausgestaltung von Freiheiten und 
Räumen für Eigenart

Klimaklagen, also Klagen, die mit dem Ziel eingereicht wer-
den, Klimaschutz rechtlich zu stärken, sind ein weltweites 
Phänomen und Gegenstand eines transnationalen rechtswis-
senschaftlichen Dialogs (Alogna et al., 2021). Das Bundesver-
fassungsgericht hat in seinem auch international beachteten 
wegweisenden Klimaschutzbeschluss vom 24. März 2021 
verdeutlicht: „Das Grundgesetz verpflichtet unter bestimm-
ten Voraussetzungen zur Sicherung grundrechtsgeschützter 
Freiheit über die Zeit und zur verhältnismäßigen Verteilung 
von Freiheitschancen über die Generationen. Subjektivrecht-
lich schützen die Grundrechte als intertemporale Freiheits-
sicherung vor einer einseitigen Verlagerung der durch Art. 
20a GG aufgegebenen Treibhausgasminderungslast in die 
Zukunft. Auch der objektivrechtliche Schutzauftrag des Art. 
20a GG schließt die Notwendigkeit ein, mit den natürlichen 
Lebensgrundlagen so sorgsam umzugehen und sie der Nach-
welt in solchem Zustand zu hinterlassen, dass nachfolgende 
Generationen diese nicht nur um den Preis radikaler eigener 
Enthaltsamkeit weiter bewahren könnten“ (Leitsatz 4). Die 
Freiheitsgrundrechte (u.  a. Art. 2 Abs. 1 GG) verpflichten den 
deutschen Staat zwecks Erreichung von Klimaneutralität zur 
verhältnismäßigen Verteilung von Freiheitschancen über die 
Zeit (Bundesverfassungsgericht, 2021). Diese Pflicht zur 
intertemporalen Freiheitssicherung bedeutet, dass gegenwär-
tige staatliche Maßnahmen die Freiheitsausübungen zukünf-
tig Lebender nicht derart begrenzen, dass in der Zukunft 
Freiheitsausübung und damit auch Wahlfreiheit verwehrt ist.
Was Inhalt der staatlich zu gewährleistenden intertemporalen 
Freiheitssicherungspflicht ist, wie kollidierende Freiheits-
rechte – z.  B. Unternehmensfreiheit und Gesundheitsschutz 
– in Einklang zu bringen sind und wie zukünftige Freiheits-
einbußen gerecht auf die Generationen verteilt werden, 
hat eine intensive rechtswissenschaftliche Diskussion aus-
gelöst. Daneben könnte eine Konkretisierung auch durch 
einen politischen Aushandlungsprozess initiiert werden, der 
die Dimension von Eigenartsverwirklichung als Ressource 
und Notwendigkeit in Transformationsprozessen stärkt. Die 
Ergebnisse könnten Teil eines neuen Gesellschaftsvertrags 
sein, wie ihn der WBGU 2011 bereits vorgeschlagen hat. Der 
WBGU empfahl hier, das  Leitbild eines gestaltenden Staates 

mit  erweiterten Partizipationsmöglichkeiten zu verfolgen 
(WBGU, 2011b).

Um Wahlmöglichkeiten auch in Zukunft zu ermöglichen, 
ist es wichtig, die Erhaltung und Schaffung von Eigenart und 
Vielfalt als Ziel politischer Strategien und Maßnahmen zu 
stärken, etwa indem mehrere Alternativen der Bekämpfung 
schädlicher Verhaltensweisen angeboten werden. So sollte es 
z.  B. möglich sein, anstelle der Nutzung von PKW mit Ver-
brennungsmotoren zwischen eigener Bewegung zu Fuß oder 
mit dem Fahrrad und einem attraktiven öffentlichen Perso-
nennahverkehr zu entscheiden. Das senkt auch die Eingriffs-
intensität, wenn einzelne Verhaltensoptionen in Zukunft zur 
Abmilderung des Klimawandels abgeschafft oder verboten 
werden (müssen) (Bundesverfassungsgericht, 2021). Um 
Räume für Eigenartsentfaltung zu stärken, sollten Staaten 
Freiheitsrechte nicht nur in der Abwehrdimension beachten 
(wie kann der:die Bürger:in möglichst staatliche Eingriffe – 
auch zum Schutz der Umwelt – abwehren), sondern auch in 
der Schutz- und Gewährleistungsdimension (was kann und 
muss der Staat tun, um Eigenart und Freiheitsausübung der 
Bürger:innen auf nachhaltige Weise zu schützen und so zu 
erhalten, dass die Lebensgrundlagen von Arten und Ökosys-
temen gewährleistet werden). Je mehr nichtstaatliche Bedro-
hungen von Freiheit in Zukunft dazukommen, desto mehr 
verschiebt sich die staatliche Aufgabe von der Zurückhaltung 
bei Eingriffen in Freiheitsräume (Abwehrdimension) hin zur 
aktiven Ausgestaltung und Erhaltung von Freiheitsräumen 
(Schutz- und Gewährleistungsdimension). Staaten können 
hier insbesondere auf drei Arten auf Räume für die Freiheits-
ausübung des einzelnen Menschen einwirken:
1. Staaten verankern ein Grundrecht auf gesunde Umwelt 

(Kap. 6.2.1).
2. Staaten schaffen rechtliche Grundlagen der Freiheits-

ausübung (z.  B. durch Bereitstellung einer Privatrechts-
ordnung und die Sicherung des Eigentums). Diese Wirk-
macht des Staates ist für die Verwirklichung von Eigen-
art und Pionieraktivitäten relevant – dann nämlich, wenn 
die Rechtsordnung für soziale Innovationen keine recht-
liche Hülle vorsieht.

3. Staaten gewährleisten tatsächliche Grundlagen der Frei-
heitsausübung (z.  B. ein Existenzminimum, soziale Absi-
cherung, Infrastrukturen und öffentliche Räume, Klima-
schutz): Staaten können tatsächliche Räume zur Frei-
heitsausübung zugleich erhalten und schaffen, indem sie 
öffentliche Räume und Infrastrukturen nachhaltig und 
attraktiv gestalten.
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tigkeit sozial-ökologischer Systeme hängen eng zusam-
men (Folke et al., 2002; Oliver et al., 2015; Grêt-Rega-
mey et al., 2019). Ähnlich wie biologische Vielfalt die 
Resilienz von Ökosystemen fördert, kann auch Akteurs-
vielfalt die Resilienz sozial-ökologischer Systeme erhö-
hen (Grêt-Regamey et al., 2019; z.  B. marine Schutzge-
biete: Jones et al., 2013). Es sind Abweichungen von 
gesellschaftlichen Normen und kulturellen Mustern, 
die Vielfalt sicherstellen und soziokulturellen Wandel 
zulassen. Wertschätzung und Respektieren der Eigen-
art von Kulturen und von Menschen mit ihren Über-
zeugungen und Lebensentwürfen sind Voraussetzun-
gen für die Entfaltung individueller Kompetenzen und 
Selbstwirksamkeit (capabilities: Nussbaum, 1998), für 
soziale Kohäsion sowie für Identität (WBGU, 2019a: 40) 
– und somit letztlich auch für Wohlbefinden. Der 
WBGU hat daher Eigenart auch als „Leitbild zum Schutz 
der individuellen Entfaltungsfreiheit“ bezeichnet 
(WBGU, 2019a: 41).

In diesem Gutachten wird die Bedeutung der Eigen-
art für Gesundheit und Wohlbefinden noch anschauli-
cher: Eigenart ist eine wichtige Basis für die Gestaltung 
der in Kapitel 4 analysierten Lebensbereiche des Men-
schen (Ernähren, Bewegen, Wohnen) mit ihren engen 
Bezügen zur ökologischen und kulturellen Vielfalt, für 
persönlich empfundenes Wohlbefinden sowie für die 
Suche nach tragfähigen Mehrgewinnstrategien in die-
sen Lebensbereichen. „Ernähren“ (Kap. 4.1; WBGU, 
2020) ist als Lebensbereich zutiefst verwoben mit den 
klimatischen wie ökologischen Gegebenheiten und dem 
kulturellen Kontext einer Region. Ähnliches gilt auch 
für „Bewegen“ (Kap. 4.2) sowie „Wohnen“ (Kap. 4.3; 
WBGU, 2016a).

Gesundheitsförderung beinhaltet weit mehr als nur 
die Bekämpfung von „zu wenig“. Es geht auch um den 
Umgang mit „zu viel“. Es muss daher die Frage nach dem 
richtigen Maß gestellt werden. So sind zum Beispiel zu 
viel Bequemlichkeit (und damit zu wenig körperliche 
Betätigung) oder zu viel Nahrung (und damit Überge-
wicht oder Diabetes mellitus Typ 2) ebenfalls ungesund 
und fördern Zivilisationskrankheiten, die mit einem 
ungesunden Lebensstil verknüpft sind (Kap. 2.2.2). Die 
individuelle Freiheit der Menschen verbietet es, auf 
diese Probleme ausschließlich mit staatlichen Verboten 
und Vorschriften für gesunde Lebensstile zu reagieren; 
das wäre weder mit dem Grundsatz der Würde in einer 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung, noch mit 
dem Konzept der Eigenart vereinbar. Vielmehr kann 
Gesundheitsförderung hier die Form einer Rahmenset-
zung annehmen, die auf Ermöglichung gesundheitsför-
dernder Lebenswelten sowie entsprechende Anreize 
und Mehrgewinnstrategien setzt (Kasten 3.1-1; Kap. 4, 
5.2). Anreize sollten möglichst so gesetzt werden, dass 
Menschen ihren Alltag auf eine Weise gestalten können, 

die gleichzeitig gesundheitsfördernd wirkt. Damit kön-
nen das Wohlbefinden der Menschen und die Resilienz 
der Gesellschaft verbessert werden. Vor diesem Hinter-
grund können die Ermöglichung und Sicherung von Teil-
habe und Eigenart auch als Bedingungen für eine 
gesundheitsfördernde Lebensweise interpretiert wer-
den, auf der Basis, dass die planetaren Leitplanken und 
damit auch die Bedarfe von Arten und Ökosystemen 
berücksichtigt und respektiert werden.

Eigenart ist – u.  a. als Ausdruck von Menschenrech-
ten (z.  B. Art. 2 Abs. 1 GG: „Jeder hat das Recht auf die 
freie Entfaltung seiner Persönlichkeit […]“) – jedoch 
nicht nur eine Grenze staatlichen Handelns. In Situatio-
nen, in denen die größten Einschränkungen für Persön-
lichkeitsentfaltung durch Umweltveränderungen und 
nicht staatliche Akteur:innen drohen, ist sie auch und 
vor allem Aufgabe staatlichen Handelns. Die Erhaltung 
und Ausgestaltung von Freiheitsräumen für Eigenart in 
der Zukunft ist als wichtiger Teil der Aufgabe intertem-
poraler Freiheitssicherung zu begreifen (Kasten 3.2-2).

3.2.2
Normative Aspekte in politischen Zielsetzungen

Während der normative Kompass des WBGU (Kap. 
3.1.1) eine direkt aus der Menschenwürde abgeleitete 
handlungsleitende Vision ist, werden von Staaten und 
Staatengemeinschaften konkrete politische Ziele ver-
handelt und vereinbart, die häufig mit klaren zeitlichen 
Vorgaben der Zielerreichung und messbaren Indikato-
ren, teilweise auch mit völkerrechtlichen Verpflichtun-
gen einhergehen. In diesem Sinn herrscht nicht nur 
international weithin Einigkeit, dass eine Transforma-
tion zur Nachhaltigkeit notwendig ist, sondern es wur-
den sowohl international als auch vielfach national 
bereits entsprechende konkrete Ziele zu Nachhaltigkeit 
und Gesundheit beschlossen. Diese bilden viele Facet-
ten des normativen WBGU-Kompasses ab.

Beispiele hierfür sind:
1. Die Klimarahmenkonvention (UNFCCC) hat das Ziel, 

eine gefährliche anthropogene Störung des Klima-
systems zu Pariser Übereinkommen durch Tempe-
raturziele (den Temperaturanstieg deutlich unter 
2°C zu halten sowie Anstrengungen zu unterneh-
men, ihn auf 1,5°C zu begrenzen) und das daraus 
abgeleitete Ziel der Klimaneutralität in der zweiten 
Hälfte dieses Jahrhunderts konkretisiert.

2. Die Biodiversitätskonvention (CBD) soll der Erhal-
tung der biologischen Vielfalt, der nachhaltigen 
Nutzung ihrer Bestandteile und der gerechten Auf-
teilung der Vorteile aus der Nutzung der geneti-
schen Ressourcen dienen.
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3. Die Basel-, Rotterdam- und Stockholm-Konventio-
nen adressieren verschiedene Aspekte der weltwei-
ten Verschmutzung (Kasten 5.2-1).

Mit Blick auf die ökologischen Krisen (Kap. 2.3) haben 
diese Abkommen, die jeweils auch konkrete Gesund-
heitsbezüge aufweisen, für ihre Themen spezifische 
Zielkataloge vereinbart.

Spezifische Gesundheitsziele sind ebenfalls auf mul-
tilateraler Ebene umfassend verankert (Kap. 2.4). So ist 
es Ziel der WHO, dass alle Menschen einen bestmögli-
chen Gesundheitszustand erreichen (WHO, 1948). Die 
Ottawa-Charta zur Gesundheitsförderung und die 
Geneva Charter for Well-being unterfüttern dieses Ziel 
(WHO, 1986, 2022a; Kasten 3.2-3). In verschiedenen 
Foren hat die WHO zudem für das Leitbild „One Health“ 
geworben, um die enge Verschränkung der Gesundheit 
von Menschen, Tieren, Pflanzen sowie dem Zustand 
der Ökosysteme zu betonen (WHO, 2022p; Kap. 3.3). 
Im Kunming-Montreal Rahmenwerk für die Biodiversi-
tät der CBD ist One Health als Grundsatzgedanke zur 
Umsetzung aufgenommen worden (CBD, 2022).

Das aktuelle, übergreifende Zielsystem der Verein-
ten Nationen ist die Agenda 2030 für nachhaltige Ent-
wicklung mit den darin enthaltenen 17 globalen Zielen 
für nachhaltige Entwicklung (SDGs), die 2016 in Kraft 
traten und vorwiegend 2030 als Zieljahr haben (UN, 
2015a). Die SDGs 1–11 und SDG 16 betreffen verschie-
dene Dimensionen der Teilhabe, SDG 12–15 die Erhal-
tung natürlicher Lebensgrundlagen. 

Die Vereinbarung dieser Ziele ist ein Meilenstein des 
Multilateralismus, sie müssen nun aber auch umgesetzt 
werden (Kap. 6.2.2). In vielen Bereichen zeichnet sich 
ab, dass die bestehenden Maßnahmen nicht ausreichen 
werden, um die Ziele zu erreichen. Die vielfach ohnehin 
zu langsame Umsetzung der SDGs wurde durch die 
COVID-19-Pandemie, die globalen Auswirkungen der 
Russischen Invasion in die Ukraine und weiterer Kon-
flikte sowie die zunehmenden Auswirkungen des Kli-
mawandels noch weiter ausgebremst, so dass die 
Agenda 2030 ernsthaft gefährdet ist (UN, 2022b). Im 
Klimabereich reichen schon die bisherigen selbstge-
steckten nationalen Ziele (nationally determined con-
tributions, NDCs) der Staaten in der Summe nicht aus, 
um die globalen Temperaturziele zu erreichen, während 
die derzeitigen nationalen Politiken und Maßnahmen 
ihrerseits nicht einmal genügen, um diese unzureichen-
den NDCs zu erreichen (UNEP, 2022c). Auch die Sach-
standsberichte von IPCC und IPBES sprechen eine ein-
deutige Sprache: Wir sind derzeit nicht auf einem Pfad, 
der uns vor der Überschreitung planetarer Leitplanken 
bewahrt bzw. der uns in den tolerierbaren Bereich 
zurückführt (Kap. 2.3). 

Die Botschaft sowohl aus dem normativen Kompass 

als auch aus dem durch das multilaterale Zielsystem 
gegebenen normativen Rahmen ist eindeutig: Wir müs-
sen die Umsetzung der vereinbarten Zielkataloge höher 
auf die Agenda setzen und den weltumspannenden 
Problemen endlich die Aufmerksamkeit und Willens- 
und Entschlusskraft schenken, die der Lage angemes-
sen sind und die wir den heutigen wie künftigen Gene-
rationen schulden. 

3.3
Bestehende integrative Konzepte zur Gesundheit 
von Mensch und Natur

Die Kernbestandteile der Vision des WBGU (Kap. 3.1, 
3.2 und 3.4) sind auch inspiriert durch die integrativen 
und transdisziplinären Gesundheitskonzepte, die in den 
letzten Jahren verstärkt diskutiert wurden und rapide 
an Bedeutung gewonnen haben. Dazu gehören One 
Health, Planetary Health, GeoHealth und EcoHealth. 
Auch der Sachverständigenrat für Umweltfragen hat 
hierzu konzeptionelle Überlegungen angestellt (SRU, 
2023). Der WBGU erkennt die Bedeutsamkeit der beste-
henden Konzepte für die breite Umsetzung seiner Vision 
an und begrüßt die Entwicklungen der letzten Jahre, da 
sie das zunehmende Bewusstsein für die Zusammen-
hänge von Gesundheit und globalen Umweltverände-
rungen widerspiegeln. Sie zeigen zudem das steigende 
Interesse von Akteuren aus dem Gesundheitsbereich am 
Thema und ihre Bereitschaft, Verantwortung für Trans-
formationen in Richtung Nachhaltigkeit zu überneh-
men.

3.3.1
Allgemeine Charakteristika

Die integrativen und transdisziplinären Gesundheits-
konzepte, die im Folgenden diskutiert werden (One 
Health, Planetary Health, GeoHealth und EcoHealth), 
erwachsen aus der Erkenntnis, dass der menschliche 
Einfluss auf die Umwelt zu einer Bedrohung für die 
Gesundheit von Menschen, anderen Lebewesen und 
den Ökosystemen des Planeten geworden ist. Die Kon-
zepte sind eng verwandt und überschneiden sich deut-
lich, zeichnen sich jedoch durch spezifische Herange-
hensweisen und Schwerpunkte aus, denn sie weisen 
jeweils unterschiedlich starke Einflüsse aus verschiede-
nen wissenschaftlichen Disziplinen auf. Sie alle greifen 
auf Aspekte der schon länger bestehenden fachüber-
greifenden Gesundheitskonzepte zurück, die in Kasten 
2.1-2 erläutert werden (Public Health, Tropenmedizin, 
International Health und Global Health). Die integrati-
ven und transdisziplinären Gesundheitskonzepte gehen 
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in ihrer Perspektive jedoch deutlich darüber hinaus, 
integrieren verschiedene Determinanten und Begriffe 
von Gesundheit und erweitern den Gesundheitsbegriff 
über menschliche Gesundheit hinaus auch auf andere 
Lebewesen und/oder übergeordnete natürliche Sys-
teme, je nach Konzept. Während zuvor ökologische 
Determinanten zumeist nur als externe Einflussfakto-
ren auf menschliche Gesundheit begriffen wurden, ver-
stehen die integrativen und transdisziplinären Gesund-
heitskonzepte die menschliche Gesundheit als eng ver-
woben mit intakten natürlichen Lebensgrundlagen 
sowie der Gesundheit von anderen Lebewesen und 
Ökosystemen.

Transdisziplinarität wird in den zentralen Publikatio-
nen von z.  B. One Health und Planetary Health als 
wichtiger Ansatz genannt (Kap. 3.3.2), allerdings selten 
konkret definiert. In der Regel meint der Begriff die 
Zusammenarbeit einer Vielzahl natur-, gesellschafts- 
und geisteswissenschaftlicher Fachgebiete unter Über-
schreitung disziplinärer Grenzen, oft auch die Zusam-
menarbeit mit gesellschaftlichen Akteuren außerhalb 
der Wissenschaft bis hin zur Berücksichtigung ver-
schiedener Wissensformen, etwa indigenem Wissen. 
Beispielsweise wird Planetary Health nicht nur als the-
oretisches Konzept definiert, sondern teilweise auch als 
gesellschaftliche Bewegung (Kasten 3.3-2). Theoreti-
sche Konzepte, Perspektiven und Herangehensweisen 
aus verschiedenen Disziplinen werden durch die trans-
disziplinären Gesundheitskonzepte integriert, um die 
theoretische Wissenschaft mit einem handlungsorien-
tierten, zielgerichteten Vorgehen zu aktuellen Proble-
men zu verbinden (Almada et al., 2017; Charron, 2012; 
Whitmee et al., 2015; Wilcox et al., 2004).

Der Gesundheitsbegriff wird dabei auch im Sinne der 
Aufrechterhaltung und Stabilität essenzieller Funktio-
nen komplexer natürlicher Systeme allgemein verwen-
det (IPCC, 2022a). Hierdurch gewinnt das Bild „Gesund 
leben auf einer gesunden Erde“ in Diskursen zu Natur-
schutz und Nachhaltigkeit an Attraktivität, da es den 
Wert intakter physikalischer, chemischer und biologi-
scher Abläufe (z.  B. Strahlungsbilanz, Stoffkreisläufe, 
Nahrungsketten, Ökosysteme) analog einer Physiologie 
der Erde charakterisiert, die nur bei Einhaltung plane-
tarer Leitplanken (Kap. 2.3) funktionstüchtig erhalten 
werden kann.

3.3.2
Kernelemente der wichtigsten Konzepte

Allgemein ist festzustellen, dass sich die Definitionen 
und Interpretationen innerhalb jedes der integrativen 
und transdisziplinären Konzepte ähnlich stark unter-
scheiden wie zwischen diesen. Aufgrund dieser großen 

Variabilität, der dynamischen Fortentwicklung der Kon-
zepte und der Vielzahl der Akteure, die daran beteiligt 
sind, kann ihre Beschreibung nicht abschließend sein. 
Hier werden deshalb insbesondere Charakteristika her-
ausgearbeitet, die bei der Umsetzung der Vision 
„Gesund leben auf einer gesunden Erde“ hilfreich sein 
und deshalb aus Sicht des WBGU bei zukünftigen Dis-
kussionen und der Entwicklung von Lösungsan sätzen 
besonders wertvolle Beiträge leisten können. Die 
Zuordnung eines Merkmals zu einem der Konzepte 
bedeutet, dass dieser Aspekt dort besonders deutlich 
hervortritt – dies schließt nicht aus, dass er auch für 
andere Konzepte eine Rolle spielen kann. Im Folgenden 
werden One Health und Planetary Health ausführlich 
vorgestellt, da sie die größten Schnittmengen mit der 
Vision des WBGU aufweisen. Die verwandten Kon-
zepte EcoHealth und GeoHealth werden kürzer in 
 Kasten 3.3-3 dargestellt.

3.3.2.1
One Health
Ausgangspunkt des aktuellen Konzepts One Health 
(Kasten 3.3-1) war die Konferenz „One World, One 
Health“, die 2004 unter Beteiligung von Repräsen-
tant:innen der WHO und der Ernährungs- und Land-
wirtschaftsorganisation der UN (FAO) in New York vor 
dem Hintergrund damaliger Ausbrüche verschiedener 
zoonotischer Infektionskrankheiten stattfand, welche 
mit anthropogenen Umweltveränderungen in Verbin-
dung gebracht wurden (Cook et al., 2004). Ergebnis der 
Konferenz waren die Manhattan Principles, die u.  a. die 
Bedeutung der Gesundheit von Nutz- und Wildtieren 
für die menschliche Gesundheit hervorheben und 
zugleich mögliche Synergieeffekte zwischen Arten-
schutz und dem Schutz menschlicher Gesundheit 
andeuten (Cook et al., 2004). Im Anschluss haben sich 
engere und weitere Verständnisse des One-Health- 
Konzepts entwickelt: Engere Definitionen betrachten 
die Wechselwirkungen von Tier- und menschlicher 
Gesundheit aus biomedizinischer Perspektive. Die Kon-
trolle von (zoonotischen) Infektionskrankheiten und 
Antibiotikaresistenzen und das allgemeine Manage-
ment von Gesundheitsbedrohungen für Mensch und 
Tier stehen hier im Fokus (Gibbs, 2014; Zinsstag, 2012). 
Weiter formuliert und praxisorientierter ist die Defini-
tion der FAO, die One Health als Ansatz beschreibt, um 
konkrete Gesundheitsgefahren an der Schnittstelle von 
Menschen, Tieren und Umwelt zu bewältigen (Kasten 
3.3-1). Ähnlich ist die Definition der One Health Com-
mission (Kasten 3.3-1), welche die Gesundheit von 
Menschen, Tieren, Pflanzen, Umwelt und Ökosystemen 
adressiert und eine transdisziplinäre Zusammenarbeit 
über die Fächer der Human- und Veterinärmedizin hin-
aus anstrebt (Gruetzmacher et al., 2021; Lerner und 
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Kasten 3.2-3

Gesundheitsförderung und Wohlbefinden als 
gesundheitspolitische Leitbilder: von der Ottawa- 
Charta zur Gesundheitsförderung (1986) bis zur 
Geneva Charter for Well-being (2021) der WHO

Im Jahr 1986 fand in Ottawa (Kanada) die erste Internatio-
nale Konferenz zur Gesundheitsförderung mit mehr als 200 
Teilnehmenden aus 38 Ländern statt: Ihr zentrales, in der 
Ottawa- Charta (WHO, 1986) zusammengefasstes Ergebnis 
ist, die bisherige pathogenetische Perspektive, die sich auf die 
Entstehung von Krankheit und deren Verhinderung, also die 
Bekämpfung von Krankheitsauslösern und Gesundheitsrisi-
ken konzentriert, hin zu einer salutogenetischen Sichtweise 
der Medizin zu orientieren, die Faktoren und dynamische 
Wechselwirkungen, die zur Entstehung und Erhaltung von 
Gesundheit führen, in den Mittelpunkt rückt (nach Aaron 
Antonovsky 1923–1994). In der Ottawa-Charta wird Gesund-
heit als wesentlicher Bestandteil des alltäglichen Lebens ver-
standen: „Gesundheit wird von Menschen in ihrer alltäglichen 
Umwelt geschaffen und gelebt: dort, wo sie spielen, lernen, 
arbeiten und lieben.“ Sie definiert den Begriff Gesundheits-
förderung, der weltweit schnell zum gesundheitspolitischen 
Leitbild avancierte, als „einen Prozess, allen Menschen ein 
höheres Maß an Selbstbestimmung über ihre Gesundheit zu 
ermöglichen und sie damit zur Stärkung ihrer Gesundheit zu 
befähigen“. Grundlegende Bedingungen wie Frieden, ange-
messene Wohnbedingungen, Bildung, Ernährung, Einkom-
men, ein stabiles Ökosystem, eine sorgfältige Verwendung 
vorhandener Naturressourcen, soziale Gerechtigkeit und 
Chancengleichheit werden als wesentliche Voraussetzungen 
für Gesundheit genannt. Als Kernelemente bei der Entwick-
lung von Strategien zur Gesundheitsförderung gelten: für-
einander Sorge zu tragen, Ganzheitlichkeit und ökologisches 
Denken (WHO, 1986). 

Die Ottawa-Charta benennt folgende drei grundsätzliche Hand-
lungsstrategien um „Mehr Gesundheit für alle“ zu erreichen:
1) Interessen vertreten (advocate): Gesundheitsförderndes 

Handeln erfordert aktives anwaltschaftliches Eintreten 
um politische, ökonomische, soziale, kulturelle, biologi-
sche Umwelt sowie Verhaltensfaktoren positiv zu beein-
flussen und der Gesundheit zuträglich zu machen;

2) Befähigen und ermöglichen (enable): „Menschen können 
ihr Gesundheitspotenzial nur dann weitestgehend entfal-
ten, wenn sie auf die Faktoren, die ihre Gesundheit beein-
flussen, auch Einfluss nehmen können.“ Gesundheitliche 
Chancengleichheit ist damit eine wesentliche Vorausset-
zung für Gesundheit(sförderung).

3) Vermitteln und vernetzen (mediate): Um Gesundheits-
förderung umzusetzen, ist ein koordiniertes Zusammen-
wirken vieler Akteure auf unterschiedlichen Ebenen und 
in verschiedenen Sektoren notwendig. Verantwortli-
che in Regierungen, im Gesundheits-, Sozial- und Wirt-
schaftssektor, in nichtstaatlichen und selbstorganisier-
ten Verbänden und Initiativen sowie in lokalen Instituti-
onen, in der Industrie und den Medien sind dabei ebenso 

zu  beteiligen wie Menschen in allen Lebensbereichen als 
Einzelne, als Familien und Gemeinschaften.

Die Ottawa-Charta benennt darüber hinaus fünf Handlungs-
felder: 1) Eine gesundheitsfördernde Gesamtpolitik entwi-
ckeln; 2) Gesundheitsförderliche Lebenswelten schaffen; 3) 
Gesundheitsbezogene Gemeinschaftsaktionen unterstützen; 
4) persönliche Kompetenzen entwickeln; 5) Gesundheits-
dienste neu orientieren. 

Im Jahr 2021 wurde das gesundheitspolitische Leitbild der 
Gesundheitsförderung im Rahmen der 10. Globalen Konferenz 
zur Gesundheitsförderung von mehr als 5.000 Teilnehmenden 
aus Politik, Wissenschaft, Zivilgesellschaft und Wirtschaft 
aus 149 Ländern in der Geneva Charter for Well-being weiter-
entwickelt. Diese unterstreicht die dringende Notwendigkeit 
von nachhaltigen „Well-being Societies“, die eine gerechte 
Gesundheit für jetzige und künftige Generationen innerhalb 
ökologischer Grenzen ermöglichen sollen (WHO, 2022a; im 
Folgenden eigene Übersetzung). „Well-being Societies“ wen-
den „mutige Strategien und transformative Ansätze an, [die] 
untermauert [werden] von

 > einer positiven Vision von Gesundheit, die körperliches, 
geistiges und soziales Wohlbefinden integriert;

 > Prinzipien der Menschenrechte, sozialer und ökologischer 
Gerechtigkeit, Solidarität, Geschlechter- und Generatio-
nengerechtigkeit und Frieden;

 > einem Bekenntnis zu nachhaltiger, kohlenstoffarmer Ent-
wicklung, die auf Gegenseitigkeit und Respekt zwischen 
Menschen und einem Friedensschluss mit der Natur beruht;

 > neuen Erfolgsindikatoren jenseits des Bruttoinlandspro-
dukts, die menschliches und planetares Wohlergehen 
berücksichtigen und zu neuen Prioritäten für öffentliche 
Ausgaben führen;

 > dem Fokus der Gesundheitsförderung liegt auf Empower-
ment, Inklusivität, Gerechtigkeit und sinnvoller Teilhabe.“

Die Geneva Charter weist im Kontext von „komplexen und 
miteinander verbundenen Krisen“ und unter Berücksichti-
gung der „ökologischen, politischen, kommerziellen, digitalen 
und sozialen Determinanten von Gesundheit“ auf die Dring-
lichkeit des Handelns hin und ruft zu einem gesamtgesell-
schaftlichen Ansatz sowie zu koordiniertem Handeln in fol-
genden fünf Bereichen auf, um „eine blühende Zukunft“ für 
die Menschheit zu ermöglichen:
1. Wertschätzen, Respektieren und Pflegen des Planeten 

Erde und seiner Ökosysteme;
2. Entwerfen einer gerechten Wirtschaft, die der menschli-

chen Entwicklung innerhalb planetarer und lokaler öko-
logischer Grenzen dient;

3. Entwickeln einer gesunden Politik für das Gemeinwohl;
4. Erreichen von Universal Health Coverage;
5. Behandeln der Auswirkungen der digitalen Transformation.

Es ist darauf hinzuweisen, dass es sich hier jeweils um 
Abschlussdokumente von Konferenzen und somit um unver-
bindliche Absichtserklärungen handelt, nicht jedoch um 
 völkerrechtliche Instrumente.
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Berg, 2017)). Beide Definitionen beziehen sich dabei 
auf mehrere räumliche Ebenen (lokal, regional, natio-
nal, global). Die herausgehobene Bedeutung der 
 Tiergesundheit und der explizite Einbezug der Veteri-
närmedizin sind sowohl in den engeren als auch in den 
weiteren Definitionen auszumachen und stellen eine 
Besonderheit des One-Health-Konzepts dar. Die im 
Jahr 2019 auf der Konferenz „One Planet, One Health, 
One Future“ entwickelten Berlin Principles on One 
Health wurden als Aktualisierung der Manhattan Prin-
ciples verabschiedet (Gruetzmacher et al., 2021). In 
diesen werden die klassischen Themen des One-Health-
Konzepts verstärkt in den Kontext anthropogener 
Umweltveränderungen eingebettet. Zudem werden 
Infektionskrankheiten hier ganz allgemein berücksich-
tigt und auch nicht übertragbare Erkrankungen als The-
men genannt. Ein besonderer Fokus liegt auf konkreten 
Maßnahmen zur Vermeidung und Bekämpfung von 
Erkrankungen, wobei die Bedeutung der Erhaltung von 
Biodiversität besonders hervorgehoben wird.

Verschiedene internationale Institutionen greifen 
auf das One-Health-Konzept zurück: WHO, FAO, die 
Weltorganisation für Tiergesundheit (WOAH) und das 
UN-Umweltprogramm (UNEP) haben sogar ein One 
Health High Level Expert Panel (OHHLEP) errichtet, 
das eine noch breitere Definition erarbeitet hat (Kasten 
3.3-1). Im ersten Entwurf des Pandemic Treaty der 
WHO, der durch die COVID-19-Pandemie angestoßen 
wurde, ist One Health als Leitprinzip verankert, mit 
„sektorübergreifenden Maßnahmen, die anerkennen, 
wie wichtig es ist, dass die Bereiche Tiergesundheit, 
menschliche Gesundheit und Umweltgesundheit 
zusammenarbeiten, um bessere Ergebnisse im Bereich 
der öffentlichen Gesundheit zu erzielen“ (WHO, 
2022n). Aus Sicht des WBGU ist in Bezug auf seine 
Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ das 
One-Health-Konzept bedeutsam, weil es die Erhaltung 

von Biodiversität hervorhebt, auf konkrete Maßnah-
men zur Vermeidung und Bekämpfung von Krankhei-
ten fokussiert sowie explizit Tiergesundheit und Veteri-
närmedizin berücksichtigt. Diese Besonderheiten legen 
nahe, dass die Elemente des One-Health-Konzepts ins-
besondere in Bezug auf zoonotische Infektionskrank-
heiten, im Kontext zukünftiger Pandemien und auch 
bei der Bewältigung und Verringerung des Biodiversi-
tätsverlusts hilfreich sein kann.

3.3.2.2
Planetary Health
Ausgangspunkt für das Planetary-Health-Konzept 
(Kasten 3.3-2) ist der Artikel „From public to planetary 
health: a manifesto“ von Horton et al. (2014). Das 
Manifest enthält eine Vision „für einen Planeten, der 
die Diversität des Lebens nährt und erhält, mit der wir 
koexistieren und auf die wir angewiesen sind“. Dabei 
wird explizit das Ziel erwähnt, Ungleichheiten in Bezug 
auf Wohlstand, Bildung, Gender und Ort zu minimie-
ren. Maßgeblich prägte ferner der Bericht der Rocke-
feller Foundation–Lancet Commission on Planetary 
Health das Planetary-Health-Konzept. Er betont die 
Zusammenhänge menschlicher Gesundheit mit sozia-
len, politischen und ökonomischen Systemen sowie den 
natürlichen Systemen des Planeten (Whitmee et al., 
2015). Aus der expliziten Bezugnahme auf das Konzept 
der planetaren Grenzen (Kapitel 2.3) und der im Bericht 
verwendeten Definition von Planetary Health (Kasten 
3.3-2) wird deutlich, dass der Erhaltung natürlicher 
Lebensgrundlagen eine herausragende Bedeutung bei-
gemessen wird. Zudem werden die ökologischen und 
gesellschaftlichen Determinanten von Gesundheit aus 
einer systemischen Perspektive einbezogen sowie 
Gerechtigkeitsaspekte explizit berücksichtigt. Ebenfalls 
im Jahr 2015 wurde die Planetary Health Alliance 
(PHA) gegründet, ein „Zusammenschluss von mehr als 

Kasten 3.3-1 

Definitionen bzw. Beschreibungen von One 
Health

„One Health approach: An approach to address a health threat 
at the human-animal-environment interface based on colla-
boration, communication, and coordination across all relevant 
sectors and disciplines, with the ultimate goal of achieving 
optimal health outcomes for both people and animals; a One 
Health approach is applicable at the subnational, national, 
regional, and global level.” (FAO, 2019)

„One Health is a collaborative, multisectoral, and trans-
disciplinary approach – working at local, regional, national, 
and global levels – to achieve optimal health and well-being 

outcomes recognizing the interconnections between people, 
animals, plants and their shared environment.” (One Health 
Commission, o.J.)

„One Health is an integrated, unifying approach that aims to 
sustainably balance and optimize the health of people, 
animals and ecosystems. It recognizes the health of humans, 
domestic and wild animals, plants, and the wider environ-
ment (including ecosystems) are closely linked and inter-
dependent. The approach mobilizes multiple sectors, discipli-
nes and communities at varying levels of society to work 
together to foster well-being and tackle threats to health and 
ecosystems, while addressing the collective need for clean 
water, energy and air, safe and nutritious food, taking action 
on climate change, and contributing to sustainable develop-
ment.“ (OHHLEP, 2022)
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350 Universitäten, Nichtregierungsorganisationen, 
Forschungsinstituten und öffentlichen Einrichtungen 
aus der ganzen Welt, die sich für das Verständnis und 
die Bewältigung globaler Umweltveränderungen und 
ihrer gesundheitlichen Auswirkungen einsetzen“ 

( Planetary Health Alliance, 2023). Die aktuelle Defini-
tion von Planetary Health durch die PHA beinhaltet, 
dass alles Leben auf der Welt geschützt werden soll 
(Kasten 3.3-2). Zudem wird Planetary Health explizit 
als transdisziplinäres und lösungsorientiertes Konzept 

Kasten 3.3-2 

Definitionen bzw. Beschreibungen von Planetary 
Health

„Our definition of planetary health is the achievement of the 
highest attainable standard of health, wellbeing, and equity 
worldwide through judicious attention to the human sys-
tems—political, economic, and social—that shape the future 
of humanity and the Earth’s natural systems that define the 
safe environmental limits within which humanity can flou-
rish. Put simply, planetary health is the health of human 
civilisation and the state of the natural systems on which it 
depends.” (Whitmee et al., 2015)

„Planetary health is a solutions-oriented, transdisciplinary 
field and social movement focused on analyzing and addres-
sing the impacts of human disruptions to Earth’s natural sys-
tems on human health and all life on Earth.” (Planetary Health 
Alliance, 2023)

„We need a fundamental shift in how we live on Earth, what 
we are calling the Great Transition. Achieving the Great Tran-
sition will require rapid and deep structural changes across 
most dimensions of human activity. This includes how we 
produce and consume food, energy, and manufactured goods; 
how we construct and live in our cities; and how we consider 
and measure growth, progress and development, and govern 
ourselves. It will also require rethinking our values and rela-
tionship within Nature and to each other from human excep-
tionalism, domination, and scarcity to interdependence, equi-
ty, and regeneration. The Great Transition offers the possibili-
ty of greater richness of experience, greater well-being, and 
an enhanced opportunity for all beings to thrive. It will take 
practitioners, scholars, and policy makers across every dimen-
sion of human activity working together. It will require listen-
ing to, integrating, and amplifying voices in every community 
from Indigenous Peoples, faith traditions, artists, entrepre-
neurs, to scientists. Every person, in every place, from every 
calling, has a role to play in safeguarding the health of the 
planet and people for future generations.“ (Planetary Health 
Alliance und USP – Universidade de São Paulo, 2021)

Kasten 3.3-3 

Weitere integrative und transdisziplinäre 
Gesundheitskonzepte

EcoHealth
Das EcoHealth-Konzept entwickelte sich Ende des 20. Jahr-
hunderts aus dem Fachbereich der Ökologie heraus und baut 
auf zahlreichen Vorläuferkonzepten wie beispielsweise Eco-
system Health auf (Buse et al., 2018). Es wurde maßgeblich 
von Kanadas International Development Research Centre 
mitgeprägt, welches 1997 ein Wissenschaftsprogramm zu 
EcoHealth ins Leben rief (Charron, 2012, Mi et al., 2016). 
Themen des EcoHealth-Konzepts sind die Gesundheit von 
Menschen, Tieren und Ökosystemen unter Einschluss von 
Aspekten der Nachhaltigkeit und der sozioökonomischen 
Stabilität. Ein wesentlicher Fokus liegt dabei auf Biodiversität 
und der Resilienz von Ökosystemen (Waltner-Toews, 2004; 
Wilcox et al., 2004). Es wird die Beziehung zwischen Gesund-
heit, Ökosystemen und nachhaltiger Entwicklung untersucht, 
basierend auf Gleichberechtigung und Partizipation verschie-
dener Gruppen und Sektoren, häufig auf regionaler Ebene 
und unter Einbezug der lokalen Bevölkerung (Charron, 2012, 
Waltner-Toews, 2004). In Bezug auf die Vision „Gesund leben 
auf einer gesunden Erde“ sind aus Sicht des WBGU am Eco-
Health-Konzept insbesondere die explizite Bezugnahme auf 
nachhaltige Entwicklung, die Betonung gleichberechtigter 
Partizipation auf regionaler bzw. lokaler Ebene sowie der 
Fokus auf Resilienz von Ökosystemen bedeutsam.

GeoHealth
Das GeoHealth-Konzept ist ungefähr zeitgleich mit dem Pla-
netary Health-Konzept aus einer Initiative von Wissenschaft-
lerinnen aus den Bereichen der Ökologie, Geo- und Welt-
raumwissenschaften entstanden. Ziel ist die wissenschaftli-
che Untersuchung wichtigster Treiber ökologischer Verände-
rungen von der lokalen bis zur globalen Ebene, um deren 
Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit abzumildern 
(Almada et al., 2017; McNutt, 2017). Um die rasch wachsen-
de GeoHealth-Community zu unterstützen, gründete die 
American Geophysical Union (AGU) 2016 die GeoHealth 
Initia tive sowie das gleichnamige Journal (Almada et al., 
2017; Rehr et al., 2020). Gefördert werden soll eine trans-
disziplinäre Zusammenarbeit mit dem Ziel, das „Verständnis 
der komplexen Wechselwirkungen zwischen unserer geo-
sphärischen Umwelt (einschließlich Erde, Wasser, Böden und 
Luft) und der Gesundheit, dem Wohlbefinden und dem kon-
tinuierlichen Fortschritt der menschlichen Bevölkerung im 
Einklang mit allen Ökosystemen” voranzubringen (AGU, 
2023). Im Sinne von GeoHealth soll ein Zusammenschluss 
unterschiedlicher Fachgebiete, wie Ingenieurswissenschaften, 
Naturwissenschaften und Informatik, sowohl Gesundheit als 
auch Umwelt zugutekommen (McNutt, 2017). Mit Blick auf 
die Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ erachtet 
der WBGU am GeoHealth-Konzept den Fokus auf die Unter-
suchung von Treibern ökologischer Veränderungen, die 
Bezugnahme auf verschiedene Bereiche der Geosphäre und 
die Idee des Fortschritts im Einklang mit allen Ökosystemen 
als besonders relevant.
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beschrieben sowie als soziale Bewegung bezeichnet. 
Die São Paulo Declaration on Planetary Health betont 
darüber hinaus die Notwendigkeit von Transformationen 
in  vielen gesellschaftlichen Bereichen, die möglichst 
viele verschiedene Perspektiven und Akteure beteili-
gen  sollen. Zudem wird eine grundlegende Neubestim-
mung des Mensch-Natur-Verhältnisses gefordert (Kas-
ten 3.3-2).

Planetary Health wird in renommierten und hochran-
gigen internationalen Publikationen erwähnt und schien 
bereits kurz nach seiner Etablierung die Aufmerksamkeit 
einflussreicher Akteure auf sich zu ziehen (Lerner und 
Berg, 2017). Seit 2017 existiert das wissenschaftliche 
Journal The Lancet Planetary Health und auch im 6. 
Sachstandsbericht des IPCC wird auf das Konzept 
zurückgegriffen (The Lancet Planetary Health, 2017; 
IPCC, 2022c). Aus Sicht des WBGU ist in Bezug auf die 
Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ beim 
Planetary-Health-Konzept besonders bedeutsam: die 
herausgehobene Bedeutung der Erhaltung natürlicher 
Lebensgrundlagen, die systemische Perspektive auf öko-
logische und gesellschaftliche Gesundheitsdeterminan-
ten, die Betonung der Notwendigkeit von Transforma-
tionen, die Forderung nach einer Neubestimmung des 
Mensch-Natur-Verhältnisses sowie die starken Bezüge 
zu Teilhabe (Minimierung von Ungleichheiten) und 
Eigenart (Einbezug verschiedener Perspektiven und 
Akteure). Die expliziten Bezüge zum Konzept der Plane-
taren Grenzen legen zudem nahe, dass Planetary Health 
als Konzept bei der Bewältigung der systemischen plane-
taren Umweltkrisen Klimawandel, Verschmutzung und 
Biodiversitätsverlust hilfreich sein kann.

3.3.3
Bedeutung für die Vision des WBGU

Der WBGU erachtet die verschiedenen theoretischen 
Konzepte, die allesamt eine Verbesserung der Gesund-
heit von Menschen, anderen Lebewesen und Ökosyste-
men mit unterschiedlichen Schwerpunkten und diszi-
plinären Hintergründen bezwecken, als sehr hilfreich, 
um die WBGU-Vision „Gesund leben auf einer gesun-
den Erde“ zu befördern und umzusetzen. In diesem 
Sinne konzentriert sich der WBGU darauf, nicht die 
Unterschiede der verschiedenen Konzepte zu betonen 
oder sie zu hierarchisieren, sondern im Sinne eines 
transdisziplinären Ansatzes ihre Stärken hervorzuhe-
ben und sie miteinander zu kombinieren. Hierbei ist 
eine Fusion der Konzepte zu einem einzigen Leitbild 
weder zwingend notwendig noch unbedingt zielfüh-
rend, denn dadurch könnten hilfreiche spezifische 
Besonderheiten und Entwicklungen gehemmt werden. 
In der Literatur wird zudem darauf hingewiesen, dass 

bei der Umsetzung eines fusionierten Leitbildes die 
große Anzahl der involvierten Disziplinen (und 
Akteure) zu strukturellen Problemen und Konflikten 
führen könnte (Lerner und Berg, 2017), wodurch ihre 
Wirksamkeit unterminiert werden könnte. Die eng ver-
wobene Gesundheit von Menschen, anderen Lebewe-
sen und Ökosystemen ist zudem ein komplexes The-
menfeld, dessen wissenschaftliche Analyse und Ent-
wicklung von Lösungsansätzen von den verschiedenen 
Perspektiven mehrerer integrativer Konzepte profitie-
ren kann. Gleichzeitig könnte Konkurrenz zwischen 
den Communities, die verschiedenen miteinander ver-
wandte Konzepte unterstützen, aber auch hinderlich 
sein. Da die Definition und Umsetzung der verschiede-
nen Konzepte keineswegs abgeschlossen, sondern in 
ständiger Entwicklung begriffen ist, wäre es aus Sicht 
des WBGU sehr wünschenswert, wenn sich diese wei-
teren Entwicklungen in engem Austausch dieser Com-
munities und im Hinblick auf eine gemeinsame Vision 
sowie große transformative Wirkung abspielen würden.

3.4
Von der Vision zum Handeln

Die WBGU-Vision „Gesund leben auf einer gesunden 
Erde“ umfasst die in Kapitel 3.1 ausgeführten Eck-
punkte, basiert auf der in Kapitel 3.2 beschriebenen 
normativen Basis und vereint viele Aspekte der in Kapi-
tel 3.3 beschriebenen integrativen und transdisziplinä-
ren Gesundheitskonzepte. Der WBGU ergänzt sie durch 
eine umfassende ökologische und umweltbezogene Ein-
bettung und durch einen verstärkten transformativen 
Anspruch. Die Vision umfasst die Einhaltung planetarer 
Leitplanken, insbesondere in Bezug auf Klima, Ver-
schmutzung und Biodiversität, die Berücksichtigung 
der Wechselwirkungen der menschlichen Gesundheit 
mit Tieren, Pflanzen, Pilzen, Bakterien und weiteren 
Mikroorganismen, die umfassende Berücksichtigung 
der physischen und psychischen Gesundheit, ein nach-
haltiges und faires Gesundheitssystem für alle sowie ein 
gesellschaftliches Selbstverständnis, das von Präven-
tion und aktiver Förderung gesunder Lebenswelten 
geprägt ist und gesunde und umweltschonende Lebens-
weisen befördert. Sie stellt überzeugend dar, dass die 
Verbesserung der menschlichen Gesundheit nur durch 
die Verbesserung vieler weiterer Nachhaltigkeits-
dimensionen realisiert werden kann. Die Verwirkli-
chung der Vision „Gesund leben auf einer gesunden 
Erde“ ist deshalb ohne eine umfassende Transformation 
zur Nachhaltigkeit nicht denkbar – und in diesem Sinne 
kann sie auch zum Motor einer umfassenden Transfor-
mation zur Nachhaltigkeit werden. (Abb. 3.4-1).

Die Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ 
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ist transdisziplinär, wertebasiert und anwendungsori-
entiert. Im Kern steht die Erkenntnis, dass die Gesund-
heit und das Wohlergehen des Menschen heute und in 
Zukunft nur im Zusammenspiel mit einem gesunden 
Zustand seiner natürlichen Umwelt möglich sind, und 
dass derzeitige Entwicklungen nicht langfristig tragfä-
hig sind. Daraus ergibt sich eine Verantwortung des 
Menschen (stewardship) für alles Leben sowie die Bio-
sphäre des gesamten Planeten. Die zivilisatorische Ent-
wicklung muss mithin auf den Prüfstand gestellt wer-
den: Globale menschengemachte Entwicklungen wie 
die Digitalisierung, die Urbanisierung, die Defossilisie-
rung und der Landnutzungsänderungen sollten mit der 
Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ in Ein-
klang gebracht werden.

Die Vision ist gleichzeitig ein Auftrag an die Wissen-
schaft: Wie könnte ein Lebensumfeld für die Spezies 
Mensch konkret gestaltet werden, so dass Wohlerge-
hen und Gesundheit des Menschen und menschlicher 
Gesellschaften als Teil einer florierenden Biosphäre 
ermöglicht werden und die natürlichen Lebensgrund-
lagen langfristig erhalten werden können? Welche 
gebauten Infrastrukturen sind geeignet? Wie stellen 
wir uns das zukünftige Arbeiten und den Umgang mit 
der Zeit vor, damit gesunde Lebensstile und ein gesun-
der Umgang mit der Biosphäre möglich werden? Wel-
che Rolle kann die Digitalisierung spielen? Wie kann 
eine positive Beziehung zwischen Mensch und Natur 
gestärkt werden? Welche menschlichen Bedürfnisse 
kommen gegebenenfalls zu kurz und werden durch res-
sourcenintensive Angebote kompensiert? Wie sehen 
Alternativen derzeitiger Entwicklungsparadigmen aus?

Und schließlich beinhaltet sie den Auftrag zur 
Umsetzung: als neues „Menschheitsprojekt“, das fun-
damentale Änderungen derzeitiger zivilisatorischer 
Entwicklungen erfordert. Die Vision „Gesund leben auf 

einer gesunden Erde“ fügt sich ein in das Leitbild der 
Nachhaltigkeit, wie es mit den Rio-Konventionen, den 
SDGs, weiteren internationalen Umweltabkommen und 
nationalen Nachhaltigkeits-, Klima- und Umweltzielen 
bereits in groben Zügen vereinbart wurde, deren 
Umsetzung allerdings zu wünschen übriglässt (Kap. 
2.4, 3.2.2). Neu sind allerdings die Wucht und Schlag-
zahl, mit der negative Auswirkungen auf die Gesund-
heit sich in der Realität manifestieren, die bisher eher 
als Prognosen und Szenarien der Wissenschaft wahr-
genommen worden waren. Die Aufmerksamkeit, die 
das Thema Gesundheit derzeit erlangt – durch die 
COVID-19-Pandemie, die immer deutlicheren Auswir-
kungen von Klimawandel, Biodiversitätsverlust und 
Umweltverschmutzung sowie die lauter werdenden 
Warnungen aus den Gesundheitsdisziplinen, dem IPCC 
und dem IPBES – ist zusammen mit der existenziellen 
Bedeutung der Gesundheit für jeden Menschen daher 
auch eine einzigartige Chance, um enormen Schwung 
und Unterstützung für solidarisch getragene Transfor-
mationen in Richtung Nachhaltigkeit zu erzeugen. Die 
schon jetzt erlebte Fragilität der Menschheit gegenüber 
neuen gesundheitlichen Bedrohungen macht es sehr 
plastisch: Prävention und aktive, umfassende Förde-
rung von Widerstandsfähigkeit – insbesondere auch 
durch die Gestaltung gesunder Lebenswelten – sind 
notwendig, um künftig noch größere Risiken und Schä-
den zu vermeiden sowie Entwicklung und Entfaltung 
zu ermöglichen. Bleibt die Transformation zur Nachhal-
tigkeit aus, rückt die Erreichung des Ziels, gesund zu 
leben auf einer gesunden Erde in weite Ferne.

Der WBGU hat eine solche Transformation in Rich-
tung Nachhaltigkeit als einen „gesellschaftlichen Such-
prozess“ beschrieben (WBGU, 2011), der Verantwor-
tungsübernahme, Beteiligung und Unterstützung von 
Akteuren auf allen Ebenen erfordert. Für den WBGU 
besteht die Transformation zur Nachhaltigkeit aus einer 
großen Zahl polyzentrischer gesellschaftlicher Pro-
zesse, die sich auf einem Pfad in Richtung der Vision 
abspielen. Dies erfordert Verantwortungsübernahme, 
Beteiligung und Unterstützung von Akteuren auf allen 
Ebenen. Im Zusammenhang mit der Gesundheit betrifft 
sie die persönlichen Lebensbereiche der Menschen 
(Kap. 4), erfordert die Bewältigung planetarer Risiken 
(Kap. 5) und eine Weiterentwicklung der Gesundheits-
systeme (Kap. 6). Sie ist nur mit angemessener Gover-
nance (Kap. 7) und Bildung und Wissenschaft (Kap. 8) 
erreichbar.

Abbildung 3.4-1
Die Verwirklichung der Vision „Gesund leben auf einer gesun-
den Erde“ ist ohne eine umfassende Transformation zur Nach-
haltigkeit nicht denkbar. Gleichzeitig kann das Thema Gesund-
heit auch eine große Motivation sein, die Transformation zur 
Nachhaltigkeit voranzutreiben.
Quelle: WBGU, Grafik: Wernerwerke
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Wie wir essen, uns bewegen, wohnen, arbeiten und unsere Freizeit verbringen – 
all das wirkt sich auf unsere Gesundheit aus und hat gleichzeitig Konsequenzen 
für das Klima, die Ökosysteme und die Ausbreitung schädlicher Stoffe. Damit 
gesundes, umweltfreundliches Verhalten attraktiv oder überhaupt erst 
möglich wird, sind auch entsprechende äußere Verhältnisse nötig. Anhand 
exemplarisch ausgewählter zentraler Lebensbereiche zeigt der WBGU auf, 
welche Verhältnisse und Verhaltensweisen erstrebenswert und erreichbar 
sein könnten.

Die Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“, 
orientiert am normativen Kompass des WBGU, impli-
ziert Transformationen in Richtung Nachhaltigkeit, die 
verschiedenste Ebenen und Akteure betreffen. Sehr 
häufig geht es dabei um politische Systeme oder um 
Produktionssysteme, etwa Energieerzeugung, Land-
wirtschaft oder industrielle Produktion. Ändern sich 
diese, wirkt sich das auch auf die Lebenswirklichkeit 
von Menschen aus. Zunehmend wird auch die Frage 
diskutiert, mit welchen Kombinationen von Maßnah-
men Verhaltensänderungen angeregt und ermöglicht 
werden können (Creutzig et al., 2022; de Coninck et al., 
2018: 362ff). Eine Begrenzung des Klimawandels auf 
1,5°C kann z.  B. nicht allein durch technologische Neu-
erungen erreicht werden, sondern erfordert darüber 
hinaus, dass Menschen ihre Lebensstile und ihr Verhal-
ten ändern und dafür entsprechende Voraussetzungen 
geschaffen werden, etwa zur Minderung der Energie-
nachfrage oder in Richtung des Konsums weniger treib-
hausgasintensiver Produkte und Nahrungsmittel 
(Rogelj et al., 2018, Creutzig et al., 2022). Lebensstile 
und gesellschaftliche Praktiken in unterschiedlichsten 
kulturellen und sozioökonomischen Kontexten können 
auch als indirekte Treiber für den Verlust von Biodiver-
sität wirken, da sie Einfluss darauf nehmen, wie viel 
Landfläche für Nahrungsmittelanbau, Energiepflanzen 
oder Plantagen genutzt wird (Díaz et al., 2015: 9). 
Lebensstile und individuelles Verhalten, z.  B. in Bezug 
auf Ernährung, Bewegung und Schlaf, oder Lebensum-

stände mit Auswirkungen auf Stress sind gleichzeitig 
wichtige Faktoren für die weltweit starke Zunahme 
nicht übertragbarer Erkrankungen (Kap. 2.2).

Der WBGU wirft im vorliegenden Kapitel einen Blick 
auf die Menschen und ihren Alltag, ihre Praktiken und 
Gewohnheiten und die Lebenswirklichkeiten, in denen 
sie sich bewegen – auch in unterschiedlichen kulturel-
len und sozioökonomischen Kontexten. Es geht um 
individuelle Entscheidungen und gleichzeitig um die 
Lebensumstände und das Umfeld, in dem sie getroffen 
werden – so denn überhaupt Entscheidungen getroffen 
werden können.

Das Verhalten eines einzelnen Menschen mag in 
Bezug auf die globalen Umweltveränderungen marginal 
erscheinen, in der Summe kann aber ein signifikanter 
Unterschied erreicht werden – insbesondere, wenn das 
Verhalten der wohlhabenden Bevölkerungsteile der 
Welt in den Blick genommen wird. So betont etwa der 
Weltklimarat (IPCC), dass wohlhabende Individuen 
nicht nur einen überproportional hohen Beitrag zu den 
Emissionen leisten, sondern auch ein großes Potenzial 
besitzen, diese zu senken und dabei einen angemesse-
nen Lebensstandard und well-being beizubehalten 
(Creutzig et al., 2022: 505). Für die eigene Gesundheit 
können Lebensstile sogar einen entscheidenden Unter-
schied machen. 

Wie und was wir essen, wo und wie wir wohnen, ob 
und wie wir uns bewegen, was und wieviel wir arbeiten, 
was wir mit unserer Freizeit tun – all das wirkt sich 

Lebensbereiche gestalten: Ernähren, 
Bewegen, Wohnen 4

       
       

       
       

       
       

       
       

 

ENTWURF



4 Lebensbereiche gestalten: Ernähren, Bewegen, Wohnen 

84

nicht nur auf unser eigenes Wohlbefinden aus, sondern 
hat Konsequenzen für das Klima, für die weltweiten 
Ökosysteme, für die Ausbreitung schädlicher Stoffe. 
Wie also können Änderungen der alltäglichen Lebens-
situation der Menschen ermöglicht und motiviert wer-
den, die im Sinne der WBGU-Vision der eigenen 
Gesundheit dienen und zugleich die Transformation in 
Richtung Nachhaltigkeit befördern? Hierzu betrachtet 
der WBGU in diesem Kapitel die exemplarisch ausge-
wählten zentralen Lebensbereiche Ernähren, Bewegen 
und Wohnen. Welche Änderungen von Verhältnissen 
und Verhalten sind in diesen Bereichen erstrebenswert 
und erreichbar? Welche Rahmenbedingungen können 
Veränderungen von Gewohnheiten und Praktiken 
ermöglichen, welche Hemmnisse gilt es zu überwin-
den? Wie sehen Visionen aus, die sozialen und ökono-
mischen Unterschieden sowie der kulturellen Diversi-
tät, also der Eigenart von Menschen, Rechnung tragen?

Es geht dabei mitnichten darum, die Verantwortung 
für eine globale Transformation – und auch nicht den 
Teil der Transformation, der durch geänderte Lebens-
stile erreichbar ist – auf die Schulter der einzelnen 
Menschen zu verlagern. Im Gegenteil: Die Politik steht 
hier in einer besonderen Verantwortung, den entspre-
chenden Rahmen zu erarbeiten, Anreize zu setzen, 
Hemmnisse zu beseitigen und Menschen gesunde und 
nachhaltige Entscheidungen zu ermöglichen – ganz im 
Sinne eines Gesellschaftsvertrags für die Transforma-
tion, wie ihn der WBGU 2011 skizziert hat (WBGU, 
2011b). Bisher – z.  B. in der Strategie der Bundesregie-
rung zur Globalen Gesundheit (BMG, 2020) – liegt der 
Fokus allerdings vielfach darauf, individuelle Verhal-
tensänderungen über Ansätze wie bessere Informati-
onsbereitstellung zu motivieren. Grundlegende Verän-
derungen der äußeren Verhältnisse, die ein gesundes 
und umweltbewusstes Verhalten erleichtern können – 
etwa die Gestaltung von Infrastrukturen, öffentlichen 
Räumen und Angeboten oder finanziellen Anreizstruk-
turen – werden noch nicht ausreichend adressiert. Und 
in sehr vielen Fällen liegt die Aufgabe darin, Menschen 
in den betrachteten Lebensbereichen überhaupt erst 
ein Minimum an Teilhabe zu ermöglichen (Kap. 3.2; 
„leave no one behind“, Agenda 2030).

Der Blickwinkel vom Lebensalltag der Menschen aus 
erlaubt zudem einer Frage nachzugehen, die häufig 
nicht im Zentrum der politischen Überlegungen steht: 
Wie kann der einzelne Mensch die Anforderungen und 
Ansprüche integrieren, die aus unterschiedlichsten 
Richtungen an ihn gestellt werden, und sie mit seinem 
eigenen Wohlergehen und der Gesundheit des Planeten 
in Einklang bringen? Den Lebensunterhalt verdienen, 
Kinder erziehen und Angehörige versorgen, Sport 
 treiben, sich im Alltag aktiv fortbewegen, sich klima-
bewusst verhalten, für das Alter vorsorgen, sich gesund 

ernähren, regional und saisonal einkaufen, selbst 
kochen, sich politisch engagieren, mit der Digitalisie-
rung Schritt halten, soziale Kontakte pflegen, sich vor 
Extremwetterereignissen schützen, Stress vermeiden … 
Es geht um die Frage der systemischen Verknüpfung 
von Ansprüchen und Anforderungen auf der individu-
ellen Ebene. Dies scheint auf den ersten Blick ein priva-
tes Problem zu sein – aber es zeichnen sich doch einige 
kollektiv empfundene Herausforderungen ab. Hier gilt 
es, Lösungen zu diskutieren, die gleichzeitig individu-
elle Entfaltungsmöglichkeiten und Diversität im Sinne 
der Eigenart (Kap. 3.3) ermöglichen und diese als Res-
source für Transformationen zu nutzen. Es geht darum, 
Synergien zu finden und zu nutzen, um das individuelle 
Wohlergehen mit den übergreifenden Nachhaltigkeits-
zielen zu verbinden, so dass das Thema Gesundheit zur 
Triebfeder für Transformationen zur Nachhaltigkeit 
werden kann. Denn die Frage, wie Transformationen in 
Richtung Nachhaltigkeit gestaltet und ermöglicht 
 werden können, sollte nicht beantwortet werden, ohne 
diesen Blick in den Alltag der Menschen zu werfen.
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4.1
Wege zu einer gesunden Ernährung – für alle 

Die Transformation umweltschädigender und ungesun-
der Ernährungsweisen hin zu einer nachhaltig pflan-
zenbasierten, reichhaltigen und diversen Ernährung ist 
essenziell, um die international vereinbarten Klima- 
und Biodiversitätsziele erreichen zu können. Auch die 
Gesundheit des Menschen profitiert in erheblichem 
Maße von einer solchen Umstellung der Ernährungs-
weisen. Der WBGU empfiehlt, gesunde, resiliente und 
zukunftsfähige Ernährungssysteme für alle zu schaffen 
und den Konsument:innen verantwortungsvolle Ent-
scheidungen zu ermöglichen.

Die „EAT-Lancet Commission on Food, Planet, Health“ 
bezeichnet Ernährung als „eine der größten gesund-
heitlichen und ökologischen Herausforderungen des 
21. Jahrhunderts“ (Willett et al., 2019). Die Art und 
Weise, wie Menschen sich ernähren, schadet in vielen 
Fällen ihrer eigenen Gesundheit, während die kollekti-
ven Auswirkungen unserer Ernährungssysteme unsere 
natürlichen Lebensgrundlagen bedrohen. Die Vielfalt 
der Nahrungsmittel, die wir essen und produzieren 
nimmt vielfach ab. Der übermäßige Konsum ungesun-
der Nahrungsmittel stellt in allen Teilen der Welt ein 
zunehmendes Problem dar, gleichzeitig leiden zahlrei-
che Menschen an Hunger. Aufgrund zum Teil ineffizi-
enter Produktions- und Transportketten sowie ver-
schwenderischer Konsumgewohnheiten geht zudem 
ein großer Anteil der hergestellten Nahrungsmittel ver-
loren oder wird entsorgt. Zugleich wird die Nahrungs-
mittelherstellung durch die zunehmenden globalen 
Umweltveränderungen gefährdet. Auch die aktuellen 
landwirtschaftlichen Produktionsweisen tragen durch 
z.  B. übermäßigen und zum Teil unnötigen Chemikalien-
einsatz selbst maßgeblich dazu bei, wodurch die welt-
weite Ernährungssicherheit zusätzlich bedroht wird 
(Kap. 4.1.1). Die Begrenzung der globalen Erwärmung 
auf 1,5°C kann ohne eine Transformation der Ernäh-
rungssysteme nicht erreicht werden (Clark et al., 2020). 

Nach der Beschreibung des Status quo (Kap. 4.1.1) 
entwirft das vorliegende Kapitel eine Vision, wie 
Ernährungssysteme so gestaltet werden können, dass 
sie planetare Leitplanken einhalten und gleichzeitig 
menschliche Gesundheit fördern (Kap. 4.1.2). In neun 
Handlungsfeldern werden Hindernisse und Barrieren 
beschrieben, die einer Umgestaltung von Ernährungs-
systemen im Wege stehen, aber auch Chancen, die 
diese befördern. Es werden Handlungsempfehlungen 
ausgesprochen, die die Wege zu einer gesunden Ernäh-
rung für alle ebnen können (Kap. 4.1.3). Ergänzend 
spricht der WBGU Forschungsempfehlungen für ver-

schiedene Aspekte auf Produktions- und Konsumseite 
aus (Kap. 4.1.4).

4.1.1
Aktuelle Ernährungssysteme: Von Mangel bis 
Überfluss, von Vielfalt zu Einseitigkeit 

Obwohl die Grundzüge und Vorteile einer gesunden 
und nachhaltigen Ernährung hinreichend bekannt sind 
(Kasten 4.1-1), wird eine solche derzeit im globalen 
Durchschnitt nur unzureichend umgesetzt (Micha et 
al., 2021). Ernährungsweisen mit viel Salz, Zucker und 
bestimmten Fetten, zu viel Fleisch und zu wenig pflanz-
lichen Bestandteilen, großen Anteilen hochverarbeite-
ter Nahrungsmittel (ultra-processed foods) sowie Über-
gewicht und Adipositas durch zu hohe Kalorienzufuhr 
tragen erheblich zu vorzeitiger Sterblichkeit bei und 
bringen große Kosten für Gesundheitssysteme mit sich 
(Meier et al., 2015; Murray et al., 2020; Kap. 4.1.1.1). 
Zur gleichen Zeit haben viele Menschen weltweit 
 keinen ausreichenden Zugang zu gesunden Nahrungs-
mitteln. Verschiedene Formen der Fehlernährung exis-
tieren somit parallel; ihre Trends und Gesundheitsfol-
gen werden in Kap. 4.1.1.1 dargestellt. In Kap. 4.1.1.2 
wird erläutert, wie die heutigen Landwirtschafts- und 
Ernährungssysteme entscheidend zu Klimawandel, 
Umweltverschmutzung sowie Biodiversitätsverlust 
 beitragen und dadurch wiederum selbst gefährdet sind. 
In Kap. 4.1.1.3 werden schließlich die Zielvorstellungen 
Ernährungssicherheit, Ernährungssouveränität und 
Lebensmittelsicherheit erläutert und der dringende 
Transformationsbedarf hin zu gesunden und nachhalti-
gen Ernährungs- und Produktionsmustern aufgezeigt.

4.1.1.1
Fehlernährung: Trends und Gesundheitsfolgen 
Fehlernährung kann erstens zu Übergewicht (BMI ≥ 
25  kg pro m²) bzw. Adipositas (BMI ≥ 30  kg pro m²) und 
ihren Folgeerkrankungen, zweitens zu Untergewicht 
(BMI < 18  kg pro m²) und den hieraus resultierenden 
Gesundheitsrisiken sowie drittens zu einem Mangel an 
Vitaminen und Mikronährstoffen (hidden hunger) füh-
ren. Übergewicht, Untergewicht und Mikronährstoff-
mangel können in einer Bevölkerungsgruppe auch 
gleichzeitig auftreten, was als triple burden of malnutri-
tion bezeichnet wird (Meenakshi, 2016). Zusätzlich zu 
diesen drei Gesundheitsrisiken stellen viertens auch 
ungesunde Anteile verschiedener Nahrungsmittelgrup-
pen am individuellen Speiseplan (z.  B. zu wenig Obst, zu 
viel rotes Fleisch) sowie die Einnahme ungesunder 
Mengen von bestimmten Nahrungsbestandteilen (z.  B. 
zu viel Salz) wesentliche Risikofaktoren insbesondere 
für nicht übertragbare Erkrankungen dar (Abb. 4.1-2; 
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Kasten 4.1-1

Wie sieht eine gesunde und ökologisch 
nachhaltige Ernährung aus?

„Eine gesunde Ernährung ist gesundheitsfördernd und beugt 
Krankheiten vor. Sie liefert eine ausreichende, aber nicht 
überschüssige Menge an Nährstoffen und gesundheitsför-
dernden Substanzen aus nahrhaften Lebensmitteln und ver-
meidet den Verzehr von gesundheitsschädlichen Substanzen“ 
(Neufeld et al., 2021).

Obwohl die Grundzüge einer gesunden Ernährung allge-
mein gültig sind (Willett et al., 2019; www.who.int/news-
room/fact-sheets/detail/healthy-diet), unterscheiden sich 
Ernährungs- und Nährstoffbedarfe je nach Alter, Geschlecht, 
Gesundheits- oder Krankheitsstatus, nach den Niveaus an 
körperlicher Aktivität und nach bestimmten Lebensphasen 
wie beispielsweise während Schwangerschaft und Stillzeit. 
Im Allgemeinen soll gesunde Ernährung dazu beitragen, die 
individuelle Gesundheit (im Sinne der WHO-Definition von 
Gesundheit; Kap. 2.2.4) zu erhalten und zu verbessern. Der 
Deutschen Gesellschaft für Ernährung (DGE) folgend berück-
sichtigt eine gesunde Ernährung die folgenden zehn Regeln: 
(1) Lebensmittelvielfalt genießen; (2) Gemüse und Obst 
– nimm „5 am Tag“; (3) Vollkorn wählen; (4) mit tierischen 
Lebensmitteln die Auswahl ergänzen; (5) gesundheitsför-
dernde Fette nutzen; (6) Zucker und Salz einsparen; (7) am 
besten Wasser trinken; (8) schonend zubereiten; (9) achtsam 
essen und genießen; sowie (10) auf das Gewicht achten und 
in Bewegung bleiben (DGE, 2017). Diese Empfehlungen wer-
den aktuell überarbeitet und sollen künftig auch die Dimen-
sionen Umwelt und Soziales mit abbilden. 

Wenngleich gesunde Ernährungsmuster häufig auch öko-
logisch nachhaltig sind, ist dies nicht immer der Fall (Dwivedi 
et al., 2017). So sind bestimmte Obst- und Gemüsesorten, 
Hülsenfrüchte und Nüsse zwar aufgrund ihrer Nährstoffe als 

gesund anzusehen, aber in wasserarmen Regionen aufgrund 
teils hohen Wasserverbrauchs nicht ökologisch nachhaltig 
anzubauen. Umgekehrt sind Lebensmittel, die ökologisch 
nachhaltig produziert werden, nicht zwingend gesund. Insbe-
sondere bei Lebensmittelinnovationen wie hoch verarbeite-
ten Fleischersatzprodukten oder generell alternativen Prote-
inquellen fehlen bislang Langzeitstudien zu gesundheitlichen 
Auswirkungen.

Die Planetary Health Diet – Empfehlungen für gesunde 
und ökologisch nachhaltige Ernährung
Die Empfehlungen der EAT-Lancet Commission on Food, 
Planet, Health zeigen den dringenden Bedarf einer Transfor-
mation des globalen Ernährungssystems auf (Willett et al., 
2019). Die Planetary Health Diet (Abb. 4.1-1) gibt dabei mit 
der Empfehlung einer universellen Referenzkost einen welt-
weit flexibel anwendbaren Rahmen vor, dessen Umsetzung 
die Gesundheit der Menschen und des Planeten gleicherma-
ßen schützt und eine gesunde und ökologisch nachhaltige 
Ernährung bis Mitte des Jahrhunderts für rund zehn Mrd. 
Menschen ermöglicht. Mit einer konsequenten Umsetzung 
der Planetary Health Diet könnten weltweit 11 Mio. vor-
zeitige Todesfälle pro Jahr verhindert werden (Willett et al., 
2019). Die beiden Schwerpunkte der Planetary Health Diet 
liegen zum einen auf „gesunden Ernährungsweisen“ und zum 
anderen auf der nachhaltigen Nahrungsmittelproduktion unter 
Vermeidung von Verlusten. 

Um diese Empfehlungen weltweit und regional spezifisch 
umzusetzen, ist eine grundlegende Änderung des überwie-
gend westlichen Ernährungsverhaltens, das mittlerweile in 
vielen anderen Ländern übernommen wird, notwendig. Es 
sollten mehr Obst, Gemüse, Hülsenfrüchte und Nüsse sowie 
deutlich weniger Zuckerzusätze und rotes Fleisch verzehrt 
werden. Nationale Ernährungsempfehlungen sollten entspre-
chend angepasst werden.

Abbildung 4.1-1
Zusammenstellung einer 
 gesunden und nachhaltigen 
Ernährung gemäß den Vorgaben 
der Planetary Health Diet.
Quelle: basierend auf EAT-
Lancet Commission, 2019

Vollkornprodukte
Obst und Gemüse

Stärkehaltige Planzen

Protein aus Fleisch, Milchprodukten

ungesättigte Pflanzenöle

zusätzliche Zucker

Pflanzliches Protein

Ein halber Teller: Gemüse und Obst sollten 
etwa die Hälfte des Nahrungsvolumens 
ausmachen

Die andere Hälfte – hier nach Kalorienanteilen – 
sollte vorrangig aus Vollkornprodukten, pflanzlichen 
Proteinen und ungesättigten Pflanzenölen bestehen 
(optional: geringer Anteil tierischer Produkte)
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Micha et al., 2021; WHO, 2023g). Während ungesunde 
Speisepläne, Übergewicht und Adipositas in Ländern 
aller Einkommensstufen eine bedeutende Rolle spielen, 
sind von der Kombinationsbelastung mit Mangelernäh-
rung überwiegend Länder mit niedrigem und mittlerem 
Einkommen betroffen (Swinburn, 2019).

Übergewicht und Adipositas durch übermäßige 
Kalorienzufuhr
Weltweit sind ca. 2,2 Mrd. Erwachsene sowie ca. 39 
Mio. Kinder übergewichtig oder adipös (Micha et al., 
2021). So hat sich der Anteil an übergewichtigen oder 
adipösen Kindern und Jugendlichen (5-19 Jahre) von 
1975 bis 2016 mehr als vervierfacht (von 4  % auf 18  %; 
Brand et al., 2021) und ist während der COVID-19-Pan-
demie weiter gestiegen. Das pandemische Ausmaß von 
Übergewicht und Adipositas wird Projektionen zufolge 
weiter zunehmen (Bodirsky et al., 2020a). Überge-
wicht, erhöhter Blutdruck, erhöhte Blutzuckerwerte 
sowie krankhaft veränderte Blutfette begünstigen sich 
teilweise gegenseitig und treten häufig gemeinsam auf, 
was als Metabolisches Syndrom bezeichnet wird 

( Saklayen, 2018). Sie sind u.  a. alle mit Überernährung 
 assoziiert und stellen wesentliche Risikofaktoren für 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen dar, die zu den führen-
den Todesursachen weltweit gehören (Dagenais et al., 
2020; Yusuf et al., 2020). Auch Asthma bronchiale, 
bestimmte Krebserkrankungen, Erkrankungen des 
Bewegungsapparates und psychische Begleiterkran-
kungen werden durch Übergewicht und Adipositas 
begünstigt (Blüher, 2019; GBD 2019 Cancer Risk Fac-
tors Collaborators, 2022). Übergewichtige Kinder und 
Jugendliche sind nicht nur akut, sondern auch langfris-
tig in ihrer Gesundheit gefährdet: Sie haben ein erhöh-
tes Risiko, auch im Erwachsenenalter übergewichtig zu 
sein und die genannten Folgeerkrankungen zu erleiden 
(Simmonds et al., 2016; Weihrauch-Blüher et al., 2019). 
Nicht nur im Hinblick auf die Vermeidung von Über-
gewicht und Adipositas, sondern auch für das Erlernen 
gesundheitsförderlicher und nachhaltiger Ernährungs-
gewohnheiten spielt die Ernährung im frühen Kindes-
alter eine wesentliche Rolle (Kasten 4.1-2).

Abbildung 4.1-2
Todesfälle durch nicht übertragbare Erkrankungen in den Jahren 2010 und 2018, welche auf ungesunde Anteile verschiedener 
Nahrungsmittelgruppen am Speiseplan (links) und zu hohes bzw. geringes Körpergewicht (rechts) zurückgeführt werden kön-
nen. Zusätzlich zu den dargestellten Risikofaktoren stellt auch der Konsum ungesunder Mengen einzelner Nahrungsbestandteile 
ein bedeutsames Gesundheitsheitsrisiko dar, insbesondere die übermäßige Einnahme von Kochsalz, Zucker und bestimmten 
Fetten (WHO, 2023g).
Quelle: Micha et al., 2021
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Quantitative Mangelernährung durch zu geringe 
Kalorienzufuhr
Die Zahl der an quantitativer Mangelernährung (chro-
nischem Hunger) leidenden Menschen nahm bis 2010 
ab und stagnierte dann zunächst, stieg aber im Zuge der 
COVID-19-Pandemie wieder um ca. 150 Mio. Men-
schen an, so dass im Jahr 2021 mehr als 820 Mio. Men-
schen betroffen waren, der Großteil davon in Subsa-
hara-Afrika und Südasien (de Lusignan et al., 2018; 
FAO, 2022a). Verzögerungen und Unterbrechungen 
von Lieferketten, Handelsblockaden sowie der erhebli-
che globale Wirtschaftsabschwung 2020 und Einbrü-
che vieler Volkswirtschaften haben zu niedrigeren Ein-
kommen sowie höheren und volatileren Lebensmittel-
preisen geführt, was sich insbesondere auf Bevölke-
rungsgruppen und Länder auswirkte, die bereits  vorher 

eine benachteiligte Ernährungssituation aufwiesen 
(Osendarp et al., 2021; WBGU, 2020; HLPE, 2021). 
Auch der russische Angriffskrieg auf die Ukraine 
führte zu einem deutlichen Anstieg der Lebensmittel-
preise auf dem Weltmarkt (HLPE, 2022; Abay et al., 
2022). Diese aktuellen Entwicklungen zeigen Schwach-
stellen in den globalen Ernährungssystemen auf 
(WBGU, 2020; HLPE, 2021; HLPE, 2022), die weder in 
Bezug auf die aktuellen Probleme noch auf zukünftige 
Entwicklungen resilient sind (Pörtner et al., 2022b). 
Projektionen zufolge werden auch im Jahre 2030 wei-
terhin 8  % der Weltbevölkerung an Hunger leiden 
(FAO, 2022a). Die Gesundheit von Kindern ist sowohl 
akut als auch langfristig gefährdet, denn quantitative 
Mangelernährung hat negative Effekte auf ihr 
 Wachstum, ihre Entwicklung und die Herausbildung 

Kasten 4.1-2

Ernährung und Ernährungsumgebungen in den 
ersten 1.000 Lebenstagen 

Was in den ersten 1.000 Lebenstagen – vor und nach Geburt – 
eines Menschen passiert, hat lebenslange Auswirkungen auf 
Gesundheit und Wohlbefinden. Insbesondere Umwelt- und 
Ernährungsfaktoren, aber auch andere Lebensstilfaktoren 
wie Bewegung während der Schwangerschaft und während 
der ersten beiden Lebensjahre prägen die Entwicklung von 
Gesundheit bzw. Krankheit lebenslang. So beugt beispiels-
weise eine abwechslungsreiche, ausgewogene und pflanzen-
betonte Ernährung der Schwangeren bzw. der stillenden Per-
son sowie des Kleinkindes der Entwicklung von Übergewicht, 
Allergien und nicht übertragbaren Erkrankungen im Laufe 
des Lebens vor (z.  B. Abou-Dakn et al., 2022; Roduit et al., 
2014; Stampfli et al., 2022). 

Das (biologische) Grundbedürfnis nach Essen und Trinken, 
das bei jedem Menschen bereits wenige Momente nach der 
Geburt einsetzt, kann in den allermeisten Fällen auf natür-
lichem Wege „gestillt“ werden. Über die Muttermilch erhalten 
Säuglinge die optimale Mischung aus Nährstoffen. Das Ange-
bot, die Zusammensetzung, aber auch die Qualität und Menge 
verfügbarer Muttermilch ist dabei höchst vielfältig. Gemäß 
den WHO-Empfehlungen sollten Säuglinge beispielsweise in 
den ersten sechs Lebensmonaten ausschließlich und auf Ver-
langen gestillt werden und ab dem Alter von sechs Monaten 
sichere und angemessene Beikost erhalten, während sie bis 
zu zwei Jahre und darüber hinaus weiter gestillt werden kön-
nen (WHO, 2003b). Auch wenn Stillen als das für Mutter und 
Kind gesündeste und ökologisch nachhaltigste Ernährungs-
muster im Säuglingsalter gilt, sind Stillpraktiken weltweit 
und regional sehr unterschiedlich. Weltweit wird nur rund die 
Hälfte aller Säuglinge in den ersten sechs Monaten entspre-
chend den WHO-Empfehlungen ausschließlich gestillt, wobei 
der Anteil in Südasien mit 61  % am höchsten und im Nahen 
Osten und Nordafrika mit 32  % sowie Nordamerika mit 26  % 
am niedrigsten ist (UNICEF, 2022a).

Im Kleinkindalter eignen sich Kinder ihr Essverhalten 
überwiegend durch Nachahmung an, in Beziehung und sozia-
ler Interaktion mit ihren Eltern und Bezugspersonen. Daher 

spielen regelmäßige gemeinsame Mahlzeiten, die mit aus-
reichend Zeit und Ruhe in einer angenehmen Atmosphäre 
eingenommen werden, eine große Rolle (Abou-Dakn et al., 
2022). Eltern können über ein ausgewogenes und vielfältiges 
Nahrungsangebot und das Beachten von Hunger- und Sätti-
gungssignalen des Kindes zu einem positiven „Essen lernen“ 
beitragen (Abou-Dakn et al., 2022). Kinder können sich so 
im familiären, aber auch im sonstigen sozialen Miteinander 
wie z.  B. in Kindertagesstätten, schon von klein auf an eine 
gesundheitsförderliche, nahrhafte und ressourcenschonende 
Ernährung gewöhnen. Einer Gestaltung der Ernährung im 
Sinne der Planetary Health Diet (Kasten 4.1-1) kommt daher 
in diesen Settings eine besondere Bedeutung zu. 

Allerdings sind bestehende Rahmenbedingungen und 
Ernährungsumgebungen (Umgebungen, in denen Entschei-
dungen über Ernährung getroffen werden) derzeit häufig eher 
kontraproduktiv, um Menschen von klein auf dabei zu unter-
stützen, gesunde und nachhaltige Ernährungsgewohnheiten 
zu entwickeln. In vielen Ländern mangelt es an Rahmenset-
zungen, die z.  B. berufstätigen Personen eine Fortführung des 
Stillens ermöglichen (UNICEF 2020). In Supermärkten sind 
Süßigkeiten in Reichweite kleiner Kinder platziert und Kinder 
sind Hauptzielgruppe der Werbung für ungesunde Produkte 
wie Süßigkeiten oder gesüßte Getränke. In Kindertagesstät-
ten und Schulen ist je nach Region eine tierproduktlastige 
und nicht vollwertige Ernährung (in Hocheinkommenslän-
dern) oder eine kohlenhydratreiche Ernährung, die wenig tie-
rische Eiweiße und Gemüse enthält (in Ländern niedrigen und 
mittleren Einkommens), häufig der Standard. 

Ansätze wie das Vorhaben der derzeitigen deutschen 
Regierungskoalition, Werbung für Lebensmittel mit hohem 
Zucker-, Fett- oder Salzgehalt gegenüber Kindern weiter ein-
zuschränken, sollten daher zeitnah umgesetzt und zudem um 
Aspekte der Förderung ökologischer Nachhaltigkeit bei 
Lebensmitteln erweitert werden (Kap. 4.1.3.4). In einem 
offenen Brief an die deutsche Bundesregierung wurde im 
November 2022 „Werbeschranken für Ungesundes – Kinder 
umfassend schützen!“ durch ein breites Bündnis von Kinder-
schutz- und Ernährungsorganisationen gefordert. Nur wenn 
die Zielgruppe der Kinder mehr in den Fokus politischer Ent-
scheidungen und Rahmenbedingungen gerückt wird, kann 
eine Ernährungswende auch wirklich nachhaltig gelingen.        
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 kognitiver Fähigkeiten (Kirolos et al., 2022). Zudem 
sind unterernährte Kinder anfälliger für Durchfaller-
krankungen, welche die Mangelernährung noch ver-
stärken und den vorzeitigen Tod bedeuten können 
(Tickell et al., 2020). Derzeit sind 22  % der Kinder 
unter fünf Jahren weltweit chronisch unterernährt (zu 
klein für ihr Alter) und knapp 7  %  Kinder sind akut 
unterernährt (zu dünn für ihre Größe; FAO, 2022a).

Qualitative Mangelernährung durch mangelnde 
Zufuhr von Mikronährstoffen
Aus der unzureichenden Zufuhr von Mikronährstoffen 
wie Eisen, Zink, Jod, Vitamin A, und B-Vitaminen 
resultieren entsprechende Mangelzustände und Folge-
erkrankungen (Muthayya et al., 2013). Weltweit sind 
ca. 370 Mio. Kinder im Vorschulalter und mindestens 
1,2 Mrd. Frauen im gebärfähigen Alter von qualitativer 
Mangelernährung betroffen (Stevens et al., 2022). Es 
kann dadurch zu Beeinträchtigungen der körperlichen 
und kognitiven Entwicklung kommen, sowie beispiels-
weise zu Anämie (durch Eisenmangel), Blindheit (durch 
Vitamin-A-Mangel), erhöhte Häufigkeiten von Infek-
tionskrankheiten und in Folge dessen zu einer niedrige-
ren Arbeitsproduktivität (Bailey et al., 2015). Qualita-
tive Mangelernährung tritt oft in Kombination mit 
quantitativer Mangelernährung auf, kann aber durch 
übermäßigen und einseitigen Konsum kalorienreicher 
und zugleich mikronährstoffarmer Nahrungsmittel 
auch übergewichtige Personen betreffen (Jun et al., 
2020). Sie tritt vor allem in Ländern mit niedrigem und 
mittlerem Einkommen auf und ist jährlich für ca. 7  % 
der globalen Krankheitslast verantwortlich (Ezzati et 
al., 2006). Mikronährstoffmangel kommt jedoch auch 
in sozioökonomisch benachteiligten Bevölkerungs-
gruppen in Ländern mit hohem Einkommen vor, und 
auch hier können insbesondere Kinder lebenslange Fol-
gen davontragen (Biesalski, 2021).

Risiken durch ungesunde Anteile verschiedener 
Nahrungsmittelgruppen am Speiseplan
Nach dem Global Nutrition Report 2021 (Micha et al., 
2021) sind nur 35  % der ernährungsbedingten vorzeiti-
gen Todesfälle durch nicht übertragbare Erkrankungen 
(koronare Herzkrankheit, Atemwegserkrankungen, 
Schlaganfall, Krebs, Diabetes) auf Risiken in Zusam-
menhang mit zu hohem bzw. zu niedrigem Körperge-
wicht zurückzuführen – 65  % dieser vorzeitigen Todes-
fälle gehen hingegen auf ungesunde Anteile verschie-
dener Nahrungsmittelgruppen an individuellen Speise-
plänen zurück. Hierbei spielen insbesondere der zu 
geringe Konsum von Früchten, Vollkornprodukten, 
Gemüse, Hülsenfrüchten, Nüssen und Samen sowie der 
zu hohe Konsum von verarbeitetem Fleisch, rotem 
Fleisch und gezuckerten Getränken eine wesentliche 

Rolle (Abb. 4.1-2; Micha et al., 2021). Die Produktion 
von Fleisch und anderen tierischen Lebensmitteln trägt 
zudem unverhältnismäßig zu den Umweltveränderun-
gen bei, die durch die Nahrungsmittelproduktion ver-
ursacht werden (Kap. 4.1.1.2). Globale Trends sowie 
gesundheitliche und ökologische Folgen übermäßigen 
Fleischkonsums werden in Kasten 4.1-3 diskutiert. 
Dies ist ein Beispiel dafür, dass die ungesunde Vertei-
lung von Nahrungsmittelgruppen in Speiseplänen nicht 
nur direkte gesundheitliche Risiken mit sich bringt, 
sondern oft auch nicht ökologisch nachhaltig ist. Der-
zeit werden die Empfehlungen für eine gesunde und 
nachhaltige Ernährung im Sinne der Planetary Health 
Diet (Kasten 4.1-1) bezüglich fast aller Nahrungsmit-
telgruppen und Kontinente nicht eingehalten (Micha et 
al., 2021). Eine Ausnahme stellt der durchschnittliche 
Konsum von Milchprodukten in Afrika und Asien dar, 
der sich unterhalb der empfohlenen Maximalmenge 
befindet (Micha et al., 2021). Zudem wird auf den 
meisten Kontinenten die empfohlene Maximalmenge 
an Fisch im durchschnittlichen Speiseplan eingehalten, 
außer in Europa (Micha et al., 2021). 

Auch auf Ebene der einzelnen Nahrungsbestandteile 
können bedeutsame gesundheitliche Risikofaktoren 
identifiziert werden: Global gesehen liegt z.  B. die 
durchschnittliche Einnahme von Kochsalz deutlich 
über den WHO-Empfehlungen (WHO, 2023g). Speise-
pläne mit zu hohen Salzmengen waren 2019 für ca. 
1,89 Mio. Todesfälle verantwortlich (GBD 2019 Risk 
Factors Collaborators, 2020b, c). Auch der zu hohe 
Konsum bestimmter Fette (insbesondere von solchen, 
die Transfettsäuren enthalten) stellt einen wichtigen 
ernährungsbezogenen gesundheitlichen Risikofaktor 
dar (GBD 2019 Risk Factors Collaborators, 2020a, b). 
Derartige ungesunde Nährstoffprofile, welche insbe-
sondere nicht übertragbare Erkrankungen begünstigen, 
sowie auch das Auftreten vieler dieser Erkrankungen, 
sind u.  a. mit hohen Anteilen hochverarbeiteter Nah-
rungsmittel (ultra-processed foods) im Speiseplan asso-
ziiert (Monteiro et al., 2019).

4.1.1.2
Nahrungsmittelproduktion verursacht globale 
Umweltveränderungen und ist von ihnen betroffen
Trotz deutlicher globaler Fortschritte in der Reduktion 
von Mangelernährung, bei gleichzeitig steigender Welt-
bevölkerung, ist heute der Großteil der Menschen von 
verschiedenen Formen der Fehlernährung betroffen 
(Kap. 4.1.1.1). Zudem waren die meisten globalen 
Ernährungsziele, welche die WHO für 2025 festgelegt 
hat (WHO, 2014c), zuletzt bei weitem nicht erreicht 
(Stand 2019; Micha et al., 2021); hierzu gehören z.  B. die 
Reduktion des Anteils von Frauen im gebärfähigen Alter 
mit Anämie (Blutarmut) um 50  % und die Verringerung 
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des Anteils von Kindern mit zu geringem Geburtsgewicht 
um 30  %, jeweils im Vergleich zu 2012 (WHO, 2014c). 
Die COVID-19-Pandemie und Exportstopps aufgrund 
des russischen Angriffskriegs auf dies Ukraine haben 
die weltweite Ernährungssituation in den vergangenen 
Jahren weiter verschärft. Die Intensivierung der Land-
wirtschaft in vielen Ländern ging zudem mit einer Kon-
zentration auf wenige Sorten, einer Ausweitung der 
Tierhaltung und Gülledüngung, einem deutlichen 
Anstieg der Nettoemissionen von Treibhausgasen (Iva-
novich et al., 2023), weitreichenden Änderungen von 
Landnutzungssystemen, großskaligen Einträgen syn-
thetischer Düngemittel in Ökosysteme, einer deutlichen 
Steigerung der Süßwassernutzung sowie einer zuneh-
menden Nutzung und  Freisetzung von Pestiziden und 
Medikamenten einher (Willett et al., 2019; IPCC, 
2019c). Hierbei sind große regionale Unterschiede und 
verschiedene nicht nachhaltige Entwicklungspfade zu 

beobachten: Global existieren in Abhängigkeit von 
agrarökologischen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Bedingungen verschiedene (regionaltypische) Ausprä-
gungen und Fehlentwicklungen von Landwirtschaft 
und Fischerei; hierbei sind auch die Umweltauswirkun-
gen verschiedener Formen der Subsistenzlandwirt-
schaft differenziert zu betrachten (WBGU, 2020; 
WBGU, 2013): Beispielsweise findet durch „Soil 
Mining“ in ressourcenarmen Subsistenzbetrieben 
(Anbau von Kulturpflanzen ohne adäquaten Ersatz der 
durch diese entzogenen Nährstoffe; Unterdüngung) 
eine Boden- und Landdegradation statt (WBGU, 2020), 
während multifunktionale Anbausysteme wie Agro-
forstwirtschaft verschiedene ökologische Vorteile bie-
ten können (Rosenstock et al., 2019). Insgesamt neh-
men die Umweltbelastungen durch die weltweiten 
Ernährungssysteme weiter zu und trotz einiger Verbes-
serungen ist derzeit keine Weltregion auf Kurs, die ent-

Kasten 4.1-3

Globale Trends im Fleischkonsum und 
die Notwendigkeit einer Abkehr von 
tierproduktlastigen Ernährungsstilen

Weltweit hat sich der Fleischkonsum in den letzten 20 Jah-
ren verdoppelt (González et al., 2020). Im Jahr 2018 wurden 
weltweit insgesamt 320 Mio.  t Fleisch konsumiert, wobei der 
Pro-Kopf-Verzehr in Ländern mit hohem und mittlerem Ein-
kommen mit 68,6  kg pro Jahr deutlich über dem in Ländern 
mit geringem Einkommen liegt; dort sind es 26,6  kg pro Jahr 
(Heinrich-Böll-Stiftung et al., 2021). In vielen Ländern über-
steigt der durchschnittliche Fleischkonsum bereits jetzt die 
gesundheitlich empfohlene Menge um ein Vielfaches (Gon-
zález et al., 2020) und mit steigendem Wohlstand lässt sich 
weltweit eine Zunahme der Nachfrage nach tierischen Pro-
dukten verzeichnen (Haines und Frumkin, 2021:  323). Ein 
hoher Verzehr von Fleisch (vor allem von rotem und verarbei-
tetem Fleisch) führt unter anderem zu einem erhöhten Risiko 
für Dickdarm- und Brustkrebs, Bluthochdruck, Herz-Kreis-
lauf Erkrankungen und Diabetes mellitus Typ 2 (González et 
al., 2020). Zudem tragen die Viehzucht und die Herstellung 
tierischer Lebensmittel erheblich zu den vielfältigen Umwelt-
veränderungen bei, welche durch die Landwirtschaft ver-
ursacht werden (Horrigan et al., 2002; Poore und Nemecek, 
2018; Kap. 4.1.1.2). Auch wenn sich vor allem unter jungen 
Menschen in einkommensstarken Ländern eine zunehmend 
kritische Haltung gegenüber dem Fleischkonsum zeigt, wird 
für die nächsten Jahrzehnte eine weitere Zunahme des welt-
weiten Bedarfs nach tierischen Nahrungsmitteln prognosti-
ziert (Bodirsky et al., 2020b). 

Die Umwandlung pflanzlicher in tierische Kalorien ist 
dabei hochgradig ineffizient (für Rindfleisch etwa 33:1, für 
Geflügel 4:1 bis 5:1; Shepon et al., 2016). Im Vergleich zu 
pflanzlichen Nahrungsmitteln erfordert die Bereitstellung 
von Kalorien aus tierischen Nahrungsmitteln daher eine deut-
lich höhere Landfläche. Durch eine tierproduktärmere Ernäh-
rung könnte dagegen bereits heute der für 2050 projizierte 

Nahrungsmittelbedarf gedeckt werden (WBGU, 2020). Durch 
Veränderungen in Richtung pflanzenbasierter Ernährung lie-
ßen sich Landnutzungskonkurrenzen vermindern und Raum 
sowohl für die Sicherung menschlicher Ernährung als auch die 
Restaurierung und Entfaltung der Biodiversität schaffen. 
Gleichzeitig würden die negativen Auswirkungen der tieri-
schen Nahrungsmittelproduktion auf Natur und Mensch 
reduziert (Kap. 4.1.1.2; WBGU, 2020). Ein standortgemäß 
reduzierter Tierbesatz vor allem auf natürlichem Grasland 
kann durch reduziertes und rotierendes Grasen die CO2-Bin-
dung des Bodens fördern (Bai und Cotrufo, 2022) und hoch-
wertigere Fleischprodukte liefern. In wohlhabenden Ländern 
mit derzeit hohem Fleischkonsum (>55  kg pro Person und 
Jahr) wie Deutschland wird empfohlen, den Konsum um ca. 
75  % zu senken, einhergehend mit einer Senkung des Milch-
verbrauches um mehr als 50  % und einem Ausbau und einer 
Diversifizierung des Anbaus pflanzlicher Nahrungsmittel 
(Springmann et al., 2020; Springmann et al., 2018; Fesenfeld 
et al., 2022). In diesen Maßnahmen wird das Potenzial gese-
hen, die Treibhausgasemissionen des Nahrungsmittelsektors 
um 75  % und die Gesamtsterblichkeit bei Erwachsenen um ca. 
20  % zu reduzieren (Fesenfeld et al., 2022).  Schätzungen 
gehen davon aus, dass in der globalen Lebensmittelprodukti-
on externalisierte Kosten in Höhe von ca. 19.800 Mrd. US-$ 
nicht eingepreist sind (im Vergleich zu einem aktuellen 
Marktwert der Lebensmittel von 9.000 Mrd. US-$); hiervon 
entfallen ca. 7.000 Mrd. US-$ auf Umweltkosten, ca. 11.000 
Mrd. US-$ auf Gesundheitskosten und ca. 1.000 Mrd. US-$ 
auf ökonomische Kosten (Hendriks et al., 2021). Im Lichte 
dieser Erkenntnisse wiederholt der WBGU seine Empfehlun-
gen aus dem Gutachten „Landwende im Anthropozän: Von 
der Konkurrenz zur Integration“ (WBGU, 2020): (1) Nach-
haltige Ernährung durch mit der Planetary Health Diet (Kas-
ten 4.1-1) konforme Leitlinien konsequent fördern; (2) den 
Trend zu tierproduktarmer Ernährung unterstützen und 
Ernährungsbiografien nachhaltig prägen; (3) Konsument:in-
nen darin unterstützen, nachhaltige Ernährungsstile zu prak-
tizieren; (4) „Gesunden Handel“ national und international 
fördern (WBGU, 2020).
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sprechenden ökologischen Belastungsgrenzen einzu-
halten (Micha et al., 2021). Im Folgenden werden die 
Beiträge globaler Ernährungssysteme zu verschiedenen 
Umweltveränderungen und ihre Rückwirkungen auf 
die Nahrungsmittelproduktion dargestellt. Die beschrie-
benen Umweltveränderungen bringen zudem weitere 
Gesundheitsrisiken mit sich, die an anderer Stelle dis-
kutiert werden (Kap. 2.3, Kap. 5).

Deutlicher Beitrag zu den globalen 
Treibhausgasemissionen
Die derzeitigen Ernährungssysteme und die mit ihnen 
einhergehenden Änderungen der Landnutzungen sind 
für 21–37  % der globalen Treibhausgasemissionen ver-
antwortlich (IPCC, 2019c). Die intensive Landwirt-
schaft stellt Nahrungsmittel unter hohem Energiever-
brauch her (Produktion von Kunstdünger und Pestizi-
den, Anbaumethoden mit energieintensiven Landma-
schinen), hinzu kommen Energieverbrauch und 
Emissionen globaler Transportketten (FAO, 2020a). 
Diese Aktivitäten beruhen weiterhin überwiegend auf 
dem Verbrauch und der Verbrennung fossiler Energie-
träger (Flammini et al., 2022). Durch Reisanbau und 
Massentierhaltung werden zudem große Mengen der 
im Vergleich zu CO2 hoch potenten Treibhausgase 
Methan und Lachgas freigesetzt (FAO, 2020a). Der Bei-
trag von Methan zur globalen Erwärmung sowie seine 
Bedeutung für den Klimaschutz müssen hierbei diffe-
renziert betrachtet werden, denn aufgrund seiner ver-
gleichsweisen Kurzlebigkeit in der Atmosphäre ist der 
Zusammenhang zwischen Emissionsentwicklung und 
Temperaturanstieg von einer anderen Dynamik geprägt 
als bei langlebigeren Treibhausgasen wie CO2 (Allen et 
al., 2022). Neben der enterischen Fermentation (Ver-
dauungsprozess der Wiederkäuer) in den Nutztieren 
selbst entstehen die Treibhausgasemissionen der Vieh-
zucht vor allem durch die Produktion und Verarbeitung 
von Futtermitteln (Rojas-Downing et al., 2017). Im 
Referenzjahr 2005 emittierte die globale Viehzucht ins-
gesamt ca. 7,1 Gt CO2eq – ca. 14,5  % der globalen Treib-
hausgasemissionen und mehr als der gesamte globale 
Transportsektor (Gerber, 2013). Der auch durch die 
Emissionen der Landwirtschaft beschleunigte globale 
Klimawandel gefährdet zunehmend wiederum die Nah-
rungsmittelproduktion selbst (Bezner Kerr et al., 
2022: 717). So werden etwa durch veränderte Tempe-
ratur- und Niederschlagsmuster die Ernteerträge ver-
ringert (Zhao et al., 2017a; Hasegawa et al., 2022), was 
zu einer Zunahme quantitativer Mangelernährung 
führt, insbesondere in Ländern mit niedrigem und mitt-
lerem Einkommen (Pörtner et al., 2022a:  60; Bezner 
Kerr et al., 2022). Ob und inwieweit der technische 
Fortschritt klimawandelbedingte Rückgänge an land-
wirtschaftlichen Erträgen auch langfristig kompensie-

ren kann, wird wissenschaftlich diskutiert (Aggarwal et 
al., 2019; Gomez-Zavaglia et al., 2020), stellt in der 
Praxis jedoch in jedem Fall eine große Herausforderung 
dar und erfordert umfangreiche Systemanpassungen. 
Steigende CO2-Konzentrationen können darüber hin-
aus die Qualität von Nahrungspflanzen verringern, 
indem sie zu einem geringeren Gehalt an Mikronähr-
stoffen führen, wodurch auch die qualitative Mangeler-
nährung verschärft werden könnte (Myers et al., 2014).

Nicht nachhaltige Landnutzung führt zum Verlust 
natürlicher Ökosysteme und fruchtbarer Böden 
Durch industrielle Landwirtschaft gehen natürliche 
Landschaften und gesunde Böden verloren, zum einen 
durch die Umwandlung in landwirtschaftliche Nutzflä-
chen und zum anderen durch nicht nachhaltige Prakti-
ken der Landbewirtschaftung (Foley et al., 2005; 
WBGU, 2020; IPCC, 2019c). Derzeit werden fast 40  % 
der globalen Landflächen durch land- und forstwirt-
schaftliche Nutzung beansprucht (Jering et al., 2013). 
Etwa 80  % der gesamten landwirtschaftlichen Nutzflä-
che werden dabei für die Herstellung tierischer Lebens-
mittel genutzt (als Weidefläche sowie zum Futteran-
bau), diese tragen jedoch nur 18  % zur globalen Ver-
sorgung mit Nahrungskalorien und 37  % zur Versor-
gung mit Proteinen bei (Poore und Nemecek, 2018). 
Dieser große Flächenbedarf kann zu einer Flächenkon-
kurrenz mit dem Anbau pflanzlicher Nahrungsmittel 
für Menschen führen, wobei zu beachten ist, dass Wei-
deflächen nur bedingt für den Anbau pflanzlicher Nah-
rungsmittel geeignet sind (WBGU, 2020). Über 90  % 
der Entwaldung tropischer Regenwälder stehen direkt 
oder indirekt in Zusammenhang mit der Ausweitung 
landwirtschaftlicher Nutzflächen, wozu auch die Aus-
weitung der Anbauflächen für Ölpalmen wesentlich 
beiträgt (Pendrill et al., 2022; Vijay et al., 2016). Der 
Verlust natürlicher Lebensräume und die Fragmentie-
rung von Ökosystemen haben einen starken Einfluss auf 
regionale und globale Klimasysteme, Süßwasserkreis-
läufe, biogeochemische Prozesse und die biologische 
Vielfalt (Foley et al., 2005). So hat etwa die fortschrei-
tende Entwaldung des Amazonas und anderer tropi-
scher Regenwälder tiefgreifende klimatische Konse-
quenzen, da sie als Speicher im globalen Kohlenstoff-
kreislauf zunehmend wegfallen und biophysikalische 
Kühlungseffekte abnehmen (Boulton et al., 2022, Law-
rence et al., 2022).

Zusätzlich führen nicht nachhaltige Praktiken der 
Landbewirtschaftung zu einem fortschreitenden Ver-
lust fruchtbaren Acker- und Weidelands (IPBES, 2018; 
WBGU, 2020). Durch Bodendegradation und Deserti-
fikation werden die Überschwemmungsgefahr erhöht 
und die Bodenqualität reduziert, womit der Nährstoff-
gehalt, die Diversität der Bodenfauna und des Boden-
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mikrobioms sowie die Produktivität der Anbauflächen 
sinken (WBGU, 2020; UNCCD, 2022). Zunehmend geht 
auch die Funktion von Böden als Kohlenstoffsenken 
verloren, wodurch indirekt die globale Erwärmung 
beschleunigt wird (Lal, 2004). Jährlich gehen etwa 
2,9 Mio. ha landwirtschaftlicher Nutzfläche allein durch 
Bodenerosion verloren (Lambin und Meyfroidt, 2011). 

Substanzieller Einsatz von künstlichen 
Düngemitteln und Bewässerung
Jährlich werden global etwa 110 Mio.  t Stickstoff und 
etwa 40  Mio.  t Phosphat zur Düngung auf landwirt-
schaftlichen Nutzflächen ausgetragen (FAO, 2017). 
Etwa 60  % des eingesetzten Stickstoffs und etwa die 
Hälfte des Phosphats werden jedoch nicht von den 
Nahrungspflanzen aufgenommen, sondern in terrestri-
sche Ökosysteme freigesetzt (West et al., 2014). Es 
kommt lokal zu einer erhöhten Nitratbelastung der 
Böden, wodurch ihre Qualität weiter verringert wird, 
sowie zu einem enormen Nährstoffeintrag in Süßge-
wässer und Ozeane, wo es durch großflächige Eutro-
phierung zur Ausbreitung von toten Zonen (dead 
zones) sowie zur Destabilisierung aquatischer Ökosys-
teme kommen kann (Willett et al., 2019; Diaz und 
Rosenberg, 2008). Die enormen Mengen an freigesetz-
tem Phosphat und Nitrat überlasten die biogeochemi-
schen Kreisläufe der beiden Substanzen; zugleich ist 
Phosphat eine begrenzte Ressource, deren nachhaltige 
Nutzung für die zukünftige Nahrungsmittelproduktion 
essenziell ist (Rockström et al., 2009b; Yuan et al., 
2018). Um die sinkende Produktivität degradierter 
Böden auszugleichen, wird oft der Einsatz künstlicher 
Düngemittel weiter gesteigert (Rickson et al., 2015). Ihr 
Einsatz ist zwar – in Kombination mit agrarökologi-
schen Maßnahmen – insbesondere in Gebieten sinn-
voll, wo die natürliche Nährstoffregeneration unzurei-
chend und Mangelernährung verbreitet sind, z.  B. Sub-
sahara-Afrika. Jedoch werden auch hier die entspre-
chenden Belastungsgrenzen bereits überschritten 
(WBGU, 2020; Micha et al., 2021).

Darüber hinaus sind moderne landwirtschaftliche 
Produktionsmethoden oft auf künstliche Bewässerung 
angewiesen: Über 70  % des globalen Süßwasserver-
brauchs sind der Landwirtschaft zuzurechnen (FAO, 
2022b). In vielen Regionen kommt es durch die Über-
nutzung verfügbarer Wasserressourcen bereits zu mas-
siver Wasserknappheit (Mekonnen und Hoekstra, 
2016). Zudem ist die Verfügbarkeit grünen Wassers 
(Niederschlag, Verdunstung und Bodenfeuchtigkeit), 
welches für Nahrungspflanzen essenziell ist, global 
gesehen bereits deutlich eingeschränkt und der Bedarf 
an künstlicher Bewässerung wird in vielen trockenen 
Regionen durch den Klimawandel noch verstärkt (Liu 
et al., 2022; Wang-Erlandsson et al., 2022; Kap. 2.3). 

Wassermangel führt zu reduzierten Ernteerträgen und 
begünstigt aufgrund der Nutzung kontaminierter Was-
serquellen außerdem Durchfallerkrankungen, was sich 
beides negativ auf den Ernährungszustand auswirken 
kann (Watts et al., 2015; Yongsi, 2010).

Einsatz von Pestiziden und Antibiotika zur 
Ertragssteigerung
Weltweit werden Pestizide eingesetzt, um Schädlinge 
und Pflanzenkrankheiten zu bekämpfen und so die 
Ernteerträge zu steigern; aufgrund der zunehmenden 
Entwicklung von Resistenzen werden dabei immer wie-
der neue Substanzen und insgesamt steigende Mengen 
verwendet (Carvalho, 2006). Durch Rückstände in 
Nahrungsmitteln und in der Umwelt können u.  a. ver-
schiedene Krebserkrankungen, neurologische Krank-
heiten und Entwicklungsstörungen begünstigt werden 
(Mostafalou und Abdollahi, 2017). Zudem werden 
auch andere Lebewesen und Ökosysteme geschädigt, 
was zum Verlust von Biodiversität beiträgt (UNEP, 
2019d; Dudley und Alexander, 2017).

Die Intensivierung der Nutztierhaltung geht mit dem 
zunehmenden Einsatz veterinärmedizinischer Medika-
mente, insbesondere Antibiotika, einher. Diese werden 
nicht nur zur gezielten Therapie von Erkrankungen ein-
gesetzt, sondern auch dem Futter beigemischt, um das 
Wachstum der Tiere zu fördern, ihre Futterverwertung 
zu verbessern und Krankheitsausbrüche zu vermeiden 
(Manyi-Loh et al., 2018). Rückstände kommen in tieri-
schen Nahrungsmitteln vor und werden zudem in gro-
ßen Mengen in die Umwelt freigesetzt (Manyi-Loh et 
al., 2018; Larsson und Flach, 2022). Sie können direkt 
toxisch auf Menschen und andere Organismen wirken 
sowie die weitere Entwicklung mikrobieller Antibioti-
karesistenzen befördern, was auch die Gesundheit der 
Nutztiere selbst gefährden kann (Kap. 5.2.3; Vishnuraj 
et al., 2016; Larsson und Flach, 2022). 

Nahrungsmittelproduktion verursacht 
Biodiversitätsverlust und ist davon betroffen
Durch die Intensivierung der Nahrungsmittelproduk-
tion gehen anpassungsfähige Arten von Nahrungs-
pflanzen verloren, was das Potenzial der Landwirt-
schaft zur Anpassung an den Klimawandel und andere 
Umweltveränderungen verringert (FAO, 2019). Auch 
über ihren eigenen Beitrag zur globalen Erwärmung, 
durch die Ausweitung von Anbauflächen, nicht nach-
haltige Praktiken der Landbewirtschaftung und Nut-
zung aquatischer Nahrungsressourcen sowie den Ein-
satz verschiedener Agrochemikalien und Medikamente 
gefährdet die Nahrungsmittelproduktion die terrestri-
sche und aquatische Biodiversität (IPBES, 2019). Hier-
von sind unter anderem bestäubende Insekten betrof-
fen, deren Zahl und Diversität reduziert wird (Godfray 
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et al., 2015). Dies ist für die Landwirtschaft wiederum 
besonders relevant, da 75  % der weltweit verwendeten 
Nahrungspflanzenarten und 35  % der globalen Nah-
rungsmittelproduktion von natürlicher Bestäubung 
abhängen (IPBES, 2019, Klein et al., 2007). Dies betrifft 
insbesondere Pflanzen, die zur Versorgung mit Vitamin 
A, Folsäure und Eisen beitragen, weshalb die beste-
hende qualitative Mangelernährung bezüglich dieser 
wichtigen Mikronährstoffe und ihre gesundheitlichen 
Folgen weiter verschärft werden (Kap. 4.1.1.1; Ellis et 
al., 2015; Smith et al., 2015). Bereits jetzt gehen 3–5  % 
der jährlichen Erträge von Früchten, Gemüse und Nüs-
sen aufgrund unzureichender Bestäubung verloren, 
wovon insbesondere Länder mit niedrigem Einkommen 
betroffen sind (Smith et al., 2022a).

Gefährdung und Übernutzung aquatischer 
Nahrungsressourcen
Aquatische Nahrungsressourcen spielen eine wichtige 
Rolle für die menschliche Ernährung: Global gesehen 
liefern sie 17  % des konsumierten tierischen Proteins, 
in einigen Ländern mit niedrigem und mittlerem Ein-
kommen sogar mehr als die Hälfte (FAO, 2022c). Der 
weltweite Konsum von Fisch und anderen Meerestie-
ren ist in den letzten Jahren signifikant gestiegen und 
die globale Fischerei- und Aquakulturproduktion 
befinden sich auf einem Rekordhoch. Jedoch sind 
schon fast 60  % der weltweiten Fischbestände grenz-
wertig befischt und weitere 35  % bereits überfischt 
(FAO, 2022c). Dabei entfallen global etwa 20  % und 
regional sogar bis zur Hälfte der Fangmengen auf ille-
gale, undokumentierte und unregulierte Fischerei (IUU 
fishing; Widjaja et al., 2020). Darüber hinaus bestehen 
schätzungsweise 40  % der weltweit durch Meeresfi-
scherei entnommenen Biomasse aus ungewolltem Bei-
fang (Davies et al., 2009).

Der rasch expandierende Aquakultursektor produ-
ziert mittlerweile fast 60  % aller aquatischen Nahrungs-
mittel, die fortschreitende Intensivierung der Produk-
tionsprozesse hat jedoch verschiedene negative Aus-
wirkungen auf Küstenlebensräume, Süßgewässer und 
das globale Klima, die immer weiter zunehmen (FAO, 
2022c; Klinger und Naylor, 2012; Alff und Hornidge, 
2019; Manlosa et al., 2021a, b). Zugleich sind die 
Erträge von Fischerei und Aquakultur selbst durch Oze-
anversauerung, steigende Wassertemperaturen, Süß-
wasserknappheit, großskalige Eutrophierung, Ver-
schmutzung durch Chemikalien und Biodiversitätsver-
lust gefährdet, wobei bereits übernutzte aquatische 
Ökosysteme besonders vulnerabel sind (WBGU, 2013; 
Willett et al., 2019; Whitmee et al., 2015; IPCC, 2019a, 
2022d). Dies betrifft sowohl salz- als auch süßwasser-
gebundene Fischerei und Aquakulturen, wobei Klein-, 
Küsten- und Industriefischerei sowohl unterschiedlich 

stark zu den Umweltveränderungen beitragen als auch 
jeweils spezifische Vulnerabilitäten aufweisen (Horn-
idge und Keijzer, 2021). Die bestehenden Probleme 
werden durch die zunehmende Konkurrenz von Klein- 
und Küstenfischerei in Niedrigeinkommensländern mit 
den Industriefangflotten aus Hoch- und Mitteleinkom-
mensländern verschärft (z.  B. im Zuge von Fischpart-
nerschaften von EU-Staaten mit Westafrika; Belhabib 
et al., 2015; Hornidge und Keijzer, 2021). Die Gefähr-
dung aquatischer Ökosysteme hat erhebliche Auswir-
kungen auf die Bereitstellung von Ökosystemleistun-
gen für den Menschen, insbesondere in Bezug auf 
Ernährungssicherheit, und führt außerdem zum Verlust 
kultureller Identität und traditioneller Ernährungswei-
sen (Laffoley et al., 2020; Gattuso et al., 2015; Pörtner 
et al., 2022a; IPBES, 2019). 

Verlust und Verschwendung von Nahrungsmitteln
Ein signifikanter Anteil der derzeit produzierten Nah-
rungsmittel geht verloren oder wird entsorgt – je nach 
Nahrungsmitteltyp und Weltregion zwischen 11 und 
60  % (FAO, 2011) und im globalen Durchschnitt ca. 
25–30  % (IPCC, 2019c), was ca. 1,3 Mrd.  t Nahrungs-
mitteln pro Jahr entspricht (FAO, 2011). Bei der Pro-
duktion der verlorenen und verschwendeten Nah-
rungsmittel entstehen zusätzliche Emissionen, ohne 
dass ein Mehrwert für die menschliche Ernährung 
erbracht wird (IPCC, 2019c). Die Ursachen für den Ver-
lust und die Verschwendung von Nahrungsmitteln 
unterscheiden sich weltweit: In Ländern mit hohem 
und mittlerem Einkommen liegen sie vor allem in 
 verschwenderischem Konsumverhalten und unzurei-
chender Einkaufsplanung von Verbraucher:innen, der 
 Entsorgung von genießbaren Lebensmitteln mit abge-
laufenen Mindesthaltbarkeitsdaten, auf die äußere 
Form und Erscheinung von Lebensmitteln bedachten 
Qualitätsanforderungen, mangelnder Koordination 
 innerhalb von Lieferketten sowie unflexiblen 
Verkaufsverein barungen zwischen Landwirt:innen und 
Zwischenhändler:innen (FAO, 2011). In Ländern mit 
niedrigem Einkommen tragen vor allem technische, 
betriebswirtschaftliche und finanzielle Limitationen in 
Bezug auf Erntetechniken, Kühl- und Lagereinrichtun-
gen, Versorgungsinfrastrukturen sowie Verpackungs- 
und Vermarktungssysteme zum Verlust von Nahrungs-
mitteln bei (FAO, 2011).

4.1.1.3
Ernährungssicherheit, Ernährungssouveränität 
und Lebensmittelsicherheit
Die drei Zielvorstellungen Ernährungssicherheit, 
Ernährungssouveränität und Lebensmittelsicherheit 
sind derzeit global bei Weitem nicht erfüllt. Ernäh-
rungssicherheit (food security) beschreibt dabei einen 
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Zustand, in dem „alle Menschen zu jeder Zeit physisch, 
sozial und ökonomisch Zugang zu ausreichenden, 
sicheren und nahrhaften Nahrungsmitteln haben, wel-
che ihre diätetischen Bedürfnisse und Nahrungspräfe-
renzen erfüllen und so ein aktives und gesundes Leben 
ermöglichen“ (FAO, 1996). Vor allem ein gleichberech-
tigter (ökonomischer) Zugang zu (physisch) verfügba-
ren Nahrungsmitteln ist entscheidend für Ernährungs-
sicherheit (Sen, 1981). In vielen Ländern ist jedoch für 
sozioökonomisch benachteiligte Menschen der Zugang 
zu Nahrung nicht hinreichend gewährleistet (D‘Odorico 
et al., 2019). 

Der Begriff der Ernährungssouveränität (food sover-
eignty) wurde durch La Via Campesina geprägt, einem 
transnationalen Bündnis u.  a. von Kleinbäuer:innen, 
Landarbeiter:innen, Fischer:innen und Viehhirt:innen 
aus über 80 Ländern, das ca. 200 Mio. Menschen reprä-
sentiert (La Via Campesina, 2021; Sampson et al., 
2021). Ernährungssouveränität wurde in der Deklara-
tion von Nyéléni im Jahr 2007 definiert als „das Recht 
von Bevölkerungen auf gesunde und kulturell ange-
messene Nahrungsmittel, die durch ökologisch verträg-
liche und nachhaltige Methoden hergestellt wurden, 
und ihr Recht darauf, ihre Ernährungs- und Landwirt-
schaftssysteme selbst zu bestimmen“ (La Via Campe-
sina, 2007). Der Ansatz zielt also zum einen auf die 
Möglichkeit gesunder und nachhaltiger Ernährung für 
alle Menschen ab und betont zum anderen die Bedeut-
samkeit der Selbstbestimmung von Menschen über ihre 
Ernährung und Landwirtschaft. Die derzeitigen Ernäh-
rungssysteme gefährden diese Ziele. Ein Faktor hierbei 
ist der große Einfluss multinationaler Agrar- und 
 Nahrungsmittelkonzerne auf landwirtschaftliche Pro-
duktions- und die Ernährungsweisen vieler Menschen 
(Kap. 4.1.3.9). Ein zweiter Faktor ist die Abhängigkeit 
vieler Länder von internationalen Nahrungsmittelim-
porten (Suppan, 2008) bei gleichzeitig eingeschränkten 
Wahlmöglichkeiten in Bezug auf die importierten Nah-
rungsmittel. Ernährungssouveränität kann zu 
Ernährungs sicherheit und angemessener Ernährung 
beitragen,  insbesondere in Folge größerer Autonomie 
über  Produktionsprozesse durch die Einführung agrar-
ökologischer Praktiken (Sampson et al., 2021). 

Schließlich ist das Ziel von Lebensmittelsicherheit 
(food safety), dass keine gesundheitlichen Beeinträchti-
gungen durch den Verzehr kontaminierter Lebensmittel 
entstehen. Dieses Ziel wird derzeit u.  a. durch den mas-
siven Einsatz von Pestiziden und Antibiotika gefährdet, 
deren Rückstände zu gesundheitlichen Risiken führen 
können (Kap. 4.1.1.2). Im aquatischen Bereich sind im 
Klimawandel zunehmende toxische Algenblüten zu 
nennen (Pörtner et al., 2022a: 64).

Es ist klar, dass die Entwicklungen der letzten Jahr-
zehnte aus gesundheitlichen, ökologischen und sozia-

len Gründen nicht zukunftsfähig sind (Myers und 
Frumkin, 2020). Es sind dringend tiefgreifende Trans-
formationen von Ernährungssystemen erforderlich, um 
gesunde und ökologisch nachhaltige Ernährung zu 
befördern sowie Ernährungssicherheit, Ernährungssou-
veränität und Lebensmittelsicherheit zu gewährleisten. 
Hierfür müssen integrierte Lösungsansätze für ihre 
umfassende und globale Umsetzung entwickelt wer-
den. Dazu kann auch die moderne Lebensmittelchemie 
einen Beitrag leisten, indem sie beispielsweise die Halt-
barkeit von Lebensmitteln verlängert oder deren Trans-
portfähigkeit verbessert. Visionen und Strategien für 
Transformationen von Ernährungssystemen sollten 
Gesundheit, Gerechtigkeit, Nachhaltigkeit und Resili-
enz einbeziehen und zusammen denken (Kap. 4.1.2). 
So können aktuelle negative Trends und Entwicklungen 
abgeschwächt und umgekehrt sowie Ernährungs-
systeme so umstrukturiert werden, dass sie den kom-
plexen und miteinander in Wechselwirkung stehenden 
Herausforderungen gerecht werden.

4.1.2
Vision gesunder, resilienter und zukunftsfähiger 
Ernährungssysteme für alle

Die Vision gesunder, resilienter und zukunftsfähiger 
Ernährungssysteme weltweit beschreibt eine Welt, in 
der die bestehenden Widerstände überwunden wurden 
sowie gesunde und nachhaltige Ernährungsweisen für 
alle Menschen möglich sind. Auf Verhaltensebene bein-
haltet die Vision, dass Menschen und Gesellschaften – 
auch durch entsprechendes Wissen, Kompetenzen und 
Transparenz entlang der Wertschöpfungskette – in der 
Lage sind, nachhaltige und gesundheitsförderliche Ent-
scheidungen bezüglich ihrer Ernährungsweisen zu 
 treffen. Die Verhältnisse sollten so gestaltet sein, dass 
Ernährungsumgebungen (Umgebungen, in denen die 
persönliche Entscheidung über die Ernährung getroffen 
wird) eine gesunde und nachhaltige Ernährung für alle 
als einfachste Option ermöglichen. Alle relevanten 
Akteure setzen sich zur Maxime, eine nachhaltige und 
gesundheitsförderliche Ernährungsweise zu ermögli-
chen. Nachhaltige Ernährungsweisen vermeiden Treib-
hausgasemissionen und weitere Umweltschäden, scho-
nen die Wasserressourcen, vermeiden die Verschwen-
dung von Nahrungsmitteln und schützen bzw. wert-
schätzen Ökosysteme und Biodiversität (Lang, 2017). 

Auf der Ebene der Konsument:innen zeichnen sich 
gesunde, resiliente und zukunftsfähige Ernährungssys-
teme dadurch aus, dass die Nahrungsmittel für alle 
Menschen gesund, nahrhaft, sicher, verfügbar und 
erschwinglich sowie an kulturelle Gegebenheiten ange-
passt sind (Lang, 2017; Willett et al., 2019). Mit nach-
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haltigen Ernährungsweisen kann sich auch eine wach-
sende Weltbevölkerung auf gesunde Weise ernähren 
(Willett et al., 2019). Die Planetary Health Diet gilt 
hierbei als eine mögliche Referenzernährung (Kasten 
4.1-1). Zudem sind Ernährungssicherheit, Ernährungs-
souveränität und Lebensmittelsicherheit zentrale 
Bestandteile  dieser Vision. 

Auf der Produktionsebene stehen nicht nur die 
kurzfristige Erzeugung großer Mengen preisgünstiger 
Nahrungsmittel, sondern auch die langfristige Boden-
fruchtbarkeit sowie die Erhaltung von Ökosystemen 
und biologischer Vielfalt im Vordergrund, auf die auch 
unsere Ernährung angewiesen ist. Hierbei soll vor allem 
ein neues Verständnis der Nahrungsmittelproduktion 
geprägt werden: Die Landwirtschaft ist nicht nur Pro-
duzentin von Nahrungsmitteln. Landwirt:innen können 
sich im Rahmen des integrierten Landschaftsansatzes 
(WBGU, 2020) als wichtiger Bestandteil der Land-
schaftspflege und der Erhaltung und Stärkung von Bio-
diversität verstehen. Neben Landwirt:innen sollten 
auch Fischer:innen zu „Ressourcenwirt:innen“ werden, 
die Nachhaltigkeit ins Zentrum stellen und dafür Wert-
schätzung erfahren und angemessen entlohnt werden 
(Lang, 2017). Dies gilt darüber hinaus für alle ökonomi-
schen Akteure, die an der Herstellung und Weiterver-
arbeitung der Nahrungsmittel beteiligt sind. 

Die Vision geht auch mit einer gestärkten Resilienz 
des Ernährungssystems einher. Diese wurde definiert 
als die „Fähigkeit eines Ernährungssystems und seiner 
Bestandteile auf mehreren Ebenen, im Laufe der Zeit 
und angesichts verschiedener, auch unvorhergesehener 
Störungen ausreichende, angemessene und für alle 
zugängliche Nahrungsmittel bereitzustellen“ (Tendall et 
al., 2015). Resiliente Ernährungssysteme befähigen alle 
Akteure, Klimarisiken und -bedrohungen zu antizipie-
ren, den Auswirkungen negativer Ereignisse vorzubeu-
gen und sie zu verringern sowie sich anzupassen und 
langfristig Entwicklungspfade so zu verändern, „dass 
die wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Grund-
lagen für die Ernährungssicherheit und die Ernährung 
der heutigen und künftigen Generationen nirgendwo 
auf der Welt gefährdet sind“ (Hertel et al., 2021:  3; 
FAO, 2020c). Um diese Vision gesunder, resilienter und 
zukunftsfähiger Ernährungssysteme für alle möglichst 
zeitnah Realität werden zu lassen, müssen dringend 
bestehende Hemmnisse der Umsetzung wie beispiels-
weise die Subventionierung nicht nachhaltiger Produk-
tionsweisen überwunden werden (Kap. 4.1.3). 

4.1.3
Handlungsfelder und -empfehlungen für Wege zu 
einer gesunden Ernährung

Um global Ernährungssicherheit, Ernährungssouverä-
nität und Lebensmittelsicherheitt zu erreichen und 
gleichzeitig Klimaschutz, Biodiversitätsschutz und 
andere Ziele der Agenda 2030 zu adressieren, ist eine 
tiefgreifende Transformation der Ernährungssysteme 
notwendig (z.  B. Willett et al., 2019; HLPE, 2020; 
WBGU, 2020; Fanzo et al., 2022). In der Vergangenheit 
wurden bereits verschiedene Ansatzpunkte für eine 
Stärkung der Resilienz von Ernährungssystemen iden-
tifiziert, wovon im Folgenden zwei Aspekte vertieft 
betrachtet werden: (1) Stärkung der Rolle bzw. Position 
der Konsument:innen als zentrale Akteure im System 
(Burchi et al., 2011; WBGU, 2020), sowie (2) Aufbau 
der Resilienz in der Nahrungsmittelproduktion durch 
Schutz und nachhaltige Stärkung von Ökosystemleis-
tungen. Für letzteres müssen nachhaltige Produktions-
praktiken in der Landwirtschaft und in der Fischerei 
sowie lokale Märkte gefördert und Markt- und Macht-
konzentrationen transparent gemacht  werden.

Obwohl viele Ansatzpunkte bereits bekannt und 
Gegenstand wissenschaftlicher Diskurse und Veröf-
fentlichungen sind, mangelt es häufig noch an der 
Umsetzung der identifizierten Lösungsvorschläge. 
Durch die Komplexität der (globalen) Ernährungssys-
teme und der anstehenden Herausforderungen sowie 
deren regionale und lokale Unterschiede und unter-
schiedliche Kontexte existiert kein einheitlicher „golde-
ner Weg“ für eine zukunftsfähige Transformation, und 
eine Umgestaltung ist nur unter Einbeziehung aller 
Akteure entlang der Wertschöpfungsketten möglich 
(Willett et al., 2019; Leeuwis et al., 2021; Zurek et al., 
2022). Die jeweiligen Vernetzungen innerhalb der 
 Systeme und somit die spezifischen Synergien und Ziel-
konflikte von möglichen Minderungs- oder Anpas-
sungsstrategien müssen immer im spezifischen Kontext 
und anhand wissenschaftlicher Daten evaluiert werden 
(Zurek et al., 2022). Dies stellt eine Herausforderung 
für Wissenschaft, Politik und Gesellschaft dar. Insge-
samt lassen sich durch eine grundlegende Umstruktu-
rierung unserer Produktions- und Ernährungsweisen 
die Ziele einer für alle zugänglichen, verbesserten und 
gesünderen Ernährung der Bevölkerung bei gleichzeitig 
reduzierten Umweltauswirkungen erreichen bzw. mit-
einander kombinieren. Anhand von neun Handlungs-
feldern werden im Folgenden bestehende hinderliche 
und förderliche Faktoren auf dem Weg zu einer gesun-
den Ernährung für alle beschrieben sowie entspre-
chende Handlungsempfehlungen gegeben.
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4.1.3.1
Attraktivität und Wertschätzung von  gesunden, 
reichhaltigen und vielfältigen Lebensmitteln 
 stärken
Ressourcenintensive und überwiegend ungesunde 
Ernährungsstile sind global weit verbreitet. Fleischkon-
sum oder Nahrungsmittel, die hohe Mengen an Fetten, 
Zucker oder Salz enthalten, gelten weiterhin in vielen 
Regionen und Bevölkerungsgruppen mit wachsendem 
Einkommen als erstrebenswertes Zielbild, obwohl ihre 
negativen Gesundheitsfolgen hinreichend belegt sind 
(Kap. 4.1.1.1; Kasten 4.1-3). Stattdessen sollten die 
Prinzipien gesunder und nachhaltiger Ernährungsemp-
fehlungen wie beispielsweise der Planetary Health Diet 
zum globalen Leitbild erhoben werden, um darauf auf-
bauend regional und lokal angepasste Speisepläne zu 
entwickeln. Hierbei muss auch anerkannt werden, dass 
die traditionellen Ernährungsweisen in einigen Ländern 
diesen Prinzipien bereits entsprechen. Zu einem sol-
chen globalen Leitbild gehören auch ein wertschätzen-
der Umgang mit Lebensmitteln (von Auswahl über 
Zubereitung bis hin zum Verzehr, um auch Lebensmit-
telverschwendung zu vermeiden) sowie ein achtsames 
Ernährungsverhalten, das sich beispielsweise durch 
soziale Interaktion beim gemeinsamen Essen oder 
durch genügend Zeit für Essenszubereitung und -ver-
zehr äußert. Aktuell werden jedoch die Einsichten zur 
Attraktivität und Vielfalt einer reichhaltigen überwie-
gend pflanzenbasierten Ernährungsweise durch eine 
weit verbreitete Einschränkungs- und Verzichtsdebatte 
überdeckt. Dies geht zum Teil mit einem fortgesetzt 
verschwenderischen, nicht wertschätzenden Umgang 
mit Lebensmitteln einher. Eine positive Kommunikation 
und Bildung zu gesunder, nachhaltiger Ernährung, wel-
che die zuvor genannten Aspekte berücksichtigt, stellt 
eine wichtige übergeordnete Handlungsstrategie dar. 
Der WBGU empfiehlt:

 > Attraktivität von und Wertschätzung für gesunde 
Ernährung stärken: Die Vorteile und Vielfalt nach-
haltiger Ernährung (orientiert an den Prinzipien der 
Planetary Health Diet) und die damit verbundene 
und notwendige Wertschätzung von gesundheits-
förderlichen und nachhaltigen Nahrungsmitteln soll-
ten deutlicher vermittelt werden. Hierfür wird eine 
positive Ernährungskommunikation und -bildung im 
Rahmen von Bildungsmaßnahmen (Kap. 4.1.3.3) 
und Aufklärungskampagnen (Kap. 4.1.3.4), aber 
auch in der Werbung (Kasten 4.1-4) sowie in der 
Kommunikation und Umsetzung politischer Maß-
nahmen empfohlen. 

 > Ernährungsumstellung fördern: Unter Berücksichti-
gung lokaler, regionaler und nationaler Besonderhei-
ten sollte die Umstellung hin zu einer überwiegend 
pflanzenbasierten Ernährung gefördert werden, die 

in ausreichenden Mengen und gesunder, erschwing-
licher Vielfalt – den Leitlinien der Planetary Health 
Diet folgend – für alle möglich ist. 

4.1.3.2
Leitlinien und Empfehlungen für gesunde und 
nachhaltige Ernährung anpassen
Eine Anpassung der Empfehlungen der Deutschen 
Gesellschaft für Ernährung (DGE) an die Referenzkost 
der Planetary Health Diet ist zu empfehlen. Dies würde 
eine Reduktion der Empfehlungen für den Verzehr von 
Milchprodukten und rotem Fleisch um jeweils ca. zwei 
Drittel sowie eine positive Empfehlung für den Verzehr 
von Hülsenfrüchten und Nüssen beinhalten (Spring-
mann et al., 2020). Das Netzwerk „Gesund ins Leben“ 
empfiehlt beispielsweise eine ausgewogene, bedarfsge-
rechte und pflanzenbetonte Ernährungsweise im Kin-
desalter, zu der u.  a. eine höhere Lebensmittelvielfalt 
sowie gemeinsames Essen in möglichst ruhiger und 
freundlicher sozialer Atmosphäre gehören (Abou-Dakn 
et al., 2022). Gegenwärtig werden die lebensmittelbe-
zogenen Ernährungsempfehlungen der DGE unter 
Berücksichtigung von Ernährungs-, Gesundheits- und 
Umweltaspekten überarbeitet (Renner et al., 2021). 
Mit einer Anpassung nationaler, aber auch internatio-
naler Leitlinien und Empfehlungen hinsichtlich gesun-
der und nachhaltiger Ernährung sollten eine entspre-
chende Ernährungskommunikation und -bildung (Kap. 
4.1.3.3, 4.1.3.4) sowie politische Maßnahmen (Kap. 
4.1.3.5) einhergehen. Auch die gesundheitsförderli-
chen und nachhaltigen Aspekte des Stillens (Kasten 
4.1-2) können im Zuge einer solchen Anpassung, Kom-
munikation und Umsetzung von Empfehlungen stärker 
hervorgehoben werden. 

Der WBGU empfiehlt:
 > Ernährungsleitlinien anpassen: Nationale (z.  B. der 

Deutschen Gesellschaft für Ernährung) sowie inter-
nationale Ernährungs- und Stillleitlinien für alle 
Alters- und Bevölkerungsgruppen sollten an die 
Leitlinien der Planetary Health Diet für eine gesunde 
und nachhaltige Ernährung (Kasten 4.1-1) ange-
passt werden – unter Berücksichtigung lokaler, regi-
onaler und nationaler Besonderheiten. 

4.1.3.3
Lebensbegleitende Bildung zu gesunder und 
nachhaltiger Ernährung in Theorie und Praxis 
In der bestehenden Bildungslandschaft von frühkind-
licher über Hochschul- und berufliche Bildung bis hin 
zur Erwachsenenbildung spielt das Thema gesundheits-
förderliche und nachhaltige Ernährung kaum eine Rolle 
(Kap. 8.1). Dabei sind Kindertagesstätten, Kindergär-
ten und Schulen wichtige Bildungsorte, um die Basis für 
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Kasten 4.1-4

Werbung für gesunde und nachhaltige 
Lebensstile

Wie wäre es, wenn attraktiv und erfolgreich wirkende Men-
schen auf Werbeplakaten mit Aktentaschen auf stylishen 
E-Bikes durch ansprechende Landschaften oder verkehrsbe-
ruhigte Stadtteile fahren würden – anstatt in schnellen und 
großen Autos durch Großstadtkulissen zu fahren? Oder wenn 
glücklich wirkende Kinder beim Biss in einen saftigen Apfel 
regionalen Ursprungs in der Werbung große und leuchtende 
Augen bekommen – anstatt beim Verzehr eines Schokorie-
gels? Bei vielen Produkten aus den Bereichen Ernährung und 
Mobilität spielen Gesundheitsförderung und Nachhaltigkeit 
kaum eine Rolle. Um eine gesundheitsförderliche und nach-
haltige Lebensweise attraktiv zu bewerben, brauchen wir aber 
auch ansprechende Bilder und Inhalte, die dazu einladen, sich 
für „andere“ Produkte zu entscheiden.

Welche Kommunikationsinhalte und -formate können das 
positive Narrativ und die positive Vision vermitteln und zu 

transformativem Handeln sowie gesundheitsförderlichem 
und ökologisch nachhaltigem Verhalten einladen? Beispiels-
weise können gesunde und nachhaltige Verhaltensweisen und 
Produkte durch Aufklärungskampagnen und positive Bilder 
in der Werbung gestärkt werden (Abb. 4.1-3 a, b). Zwar kön-
nen Unternehmen prinzipiell selbst entscheiden, wie sie für 
welche Produkte werben, solange sie sich innerhalb gesetzli-
cher Vorgaben bewegen. Allerdings könnten öffentlich-recht-
liche Medien verstärkt entsprechende Inhalte vermitteln 
sowie den gesetzlichen Rahmen zur unterschiedlichen Beprei-
sung verschiedener Werbeinhalte nutzen. Darüber hinaus 
sollten Produkte, die sowohl gesundheits- als auch umwelt-
schädlich sind, in ihrer Bewerbung stärker reglementiert wer-
den. Als Beispiel hierfür kann das Tabakwerbeverbot dienen, 
aber auch die in Frankreich seit März 2022 gültige Verpflich-
tung zur Bewerbung von Zufußgehen oder Radfahren auf 
Autowerbung (Abb. 4.1-3 c). Darüber hinaus gibt es die Mög-
lichkeit, Verbraucher:innen über weiterentwickelte Nachhal-
tigkeits- und Gesundheitslabels Informationen zur Verfügung 
zu stellen (Brown et al., 2020; Asioli et al., 2020).

Abbildung 4.1-3
Beispiele für Gesundheit und Nachhaltigkeit fördernde Kommunikationsstrategien: (a) Aufklärungskampagnen zu 
 gesundheitsförderlichem und umweltverträglichem Verhalten, hier zu den Vorteilen von aktiver Mobilität; (b) positive 
 Nahrungsmittelwerbung, z.  B. Kind mit regionalen Früchten/Gemüse; (c) verpflichtende Hinweise in Werbung für potenziell 
 Gesundheit und Nachhaltigkeit gefährdende Produkte, z.  B. Autos.
Quelle: WBGU

Zu Fuß gehen:

Weitere Informationen zu den Vorteilen 
aktiver Bewegung für Gesundheit und 
Umwelt finden sie unter: 

klimafreundlich
gesund
umsonst

FRISCH FÜR DICH UND MICH!
Der Wochenmarkt – immer mittwochs 
auf dem Marktplatz.

DER NEUE XY: 
EIN TRAUM 
VON EINEM 
AUTO

Autos fördern Bewegungsmangel, 
Gehen und Radfahren fördern 

Ihre Gesundheit
(a)

(b)

(c)
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gesundheitsförderliche und nachhaltige Ernährung in 
Theorie und Praxis zu legen (z.  B. durch gemeinsame 
Zubereitung von Mahlzeiten in einer der gesunden 
Ernährung förderlichen Umgebung). Solche Maßnah-
men werden in einigen Ländern bereits durchgeführt, 
z.  B. in Deutschland im Rahmen der Gesundheitsförde-
rung und Prävention in Lebenswelten (Kasten 6.4-3). 
So können bereits ab dem frühen Kindesalter entspre-
chende Ernährungsgewohnheiten vermittelt und über 
die heranwachsenden Generationen eine langfristige 
gesellschaftliche Wirkung erzielt werden. In Hochschu-
len sowie in der beruflichen und Erwachsenenbildung 
sind gesundheitsförderliche und nachhaltige Ernäh-
rungsumgebungen (Umgebungen, in denen die persön-
liche Entscheidung über die Ernährung getroffen wird) 
sowie das Vermitteln entsprechender Inhalte wichtig, 
da sie die Ernährungsgewohnheiten von Erwachsenen 
aller Altersgruppen positiv beeinflussen können. Eine 
entscheidende Rolle für die Förderung gesunder und 
nachhaltiger Ernährungsgewohnheiten können darüber 
hinaus Gesundheitsfachkräfte einnehmen, die in der 
Beratung von Patient:innen zielgerichtet entspre-
chende Kenntnisse und Fähigkeiten vermitteln sollten 
(Kap. 6.4.1.1).

Ziele sollten dabei sowohl die theoretische Wissens-
vermittlung als auch die Ausbildung von Fähigkeiten 
bei Nahrungsmittelauswahl und -zubereitung sein, die 
gesunde und nachhaltige Entscheidungen ermöglichen. 
Ein wertschätzender Umgang mit Lebensmitteln, also 
deren achtsame Auswahl, Zubereitung und Verzehr und 
Vermeidung von Verschwendung, sollte ebenso Teil der 
theoretischen und praktischen Bildung sein. Im Sinne 
eines gesamtinstitutionellen Ansatzes spielen sowohl 
der Umbau der Nahrungsmittelversorgung und -verar-
beitung (in Großküchen öffentlicher Einrichtungen, 
von Kindergärten, Schulen, Universitäten und Kliniken 
und Betrieben) als auch von Ernährungsumgebungen 
eine wesentliche Rolle. Beispiele für entsprechende 
Empfehlungen sind der überarbeitete DGE-Qualitäts-
standard für die Verpflegung in Schulen (DGE, 2022) 
sowie bestehende Leitfäden zur Etablierung gesunder 
und nachhaltiger Verpflegung in Krankenhäusern 
(Hünninghaus und Dobos, 2022; Kap. 6.5.2.2). 

Der WBGU empfiehlt:
 > Theoretisches Wissen vermitteln und praktisches 

Handeln für gesunde und nachhaltige Ernährung för-
dern: Flächendeckende Bildungsmaßnahmen sollten 
zum einen Wissen über gesunde und nachhaltige 
Ernährung vermitteln. Zum anderen sollten sie zur 
Ausbildung einer handlungsorientierten planetaren 
Gesundheitskompetenz befähigen, die bei der Nah-
rungsmittelauswahl und -zubereitung nachhaltige 
Entscheidungen ermöglicht und mit entsprechend 

transformativem Handeln in der Praxis einhergeht. 
Neben der flächendeckenden Bildung für alle Alters-
gruppen wird ein Fokus auf die Aus-, Fort- und Wei-
terbildung von Multiplikator:innen wie Köch:innen, 
Ernährungsberater:innen, Hebammen, Kinder- und 
Jugendärzt:innen, Erzieher:innen usw. empfohlen 
(Kap. 8.1, 6.4.2.2).

 > Gemeinschafts- und Außer-Haus-Verpflegung gesund-
heitsförderlich und nachhaltig gestalten: Die Nah-
rungsmittelversorgung und -verarbeitung sowie 
Ernährungsumgebungen in der Gemeinschaftsver-
pflegung bzw. in der Außer-Haus-Verpflegung all-
gemein – in Großküchen öffentlicher Einrichtungen, 
von Kindergärten, Schulen, Universitäten, Kliniken 
und Betrieben – sollte im Sinne eines gesamtinstitu-
tionellen Ansatzes hin zu einer gesundheits-, klima- 
und biodiversitätsförderlichen Ernährung umgebaut 
werden. 

4.1.3.4
Aufklärungsinitiativen als Beitrag zu  
gesundheitsförderlichem 
Konsument:innenverhalten
Zusätzlich zu Maßnahmen in Bildungseinrichtungen 
(Kap. 4.1.3.3) können Aufklärungskampagnen der 
gesundheitsförderlichen und nachhaltigen Ernährung 
kurzfristig Aufschwung verleihen. Das Thema Ernäh-
rung wird in der Öffentlichkeit zumeist nur im Rahmen 
kleinskaliger Initiativen zur Vorbeugung von Überge-
wicht oder Essstörungen bzw. in Bezug auf die allge-
meine Rolle von Ernährung für die menschliche 
Gesundheit adressiert. Eine umfassende und flächen-
deckende Aufklärungskampagne zu den Folgen des 
Ernährungsverhaltens könnte zum einen die in Kap. 
4.1.3.1 genannte Attraktivität und Notwendigkeit 
eines neuen globalen Speiseplanstandards in den Blick 
der Bevölkerung rücken als auch über die gesundheits- 
und umweltschädlichen Wirkungen aktueller Ernäh-
rungsmuster aufklären. Aufklärungskampagnen zu 
einem umsichtigeren Umgang mit Mindesthaltbarkeits- 
und Verbrauchsdaten, wie die bundesweite Strategie 
„Zu gut für die Tonne“ des BMEL (BLE, 2023a), können 
außerdem zur Reduktion von Lebensmittelabfällen 
 beitragen.

Eine Kennzeichnung von Lebensmitteln durch die 
Industrie, die über Nährwert, gesundheitliche Folgen 
und Umweltwirkungen informiert, kann Verbrau-
cher:innen bei gesundheitsförderlichen und nachhalti-
gen Kaufentscheidungen unterstützen (Shangguan et 
al., 2019; Asioli et al., 2020; Brown et al., 2020). Bei 
bestehenden Kennzeichnungen gibt es aber, z.  B. auf-
grund der vielen unterschiedlichen Siegel und der Kom-
plexität der Nachhaltigkeitsbewertung, noch Verbesse-
rungspotenzial (WBGU, 2020:  197; Gwozdz et al., 
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2020; Brown et al., 2020). Hinzu kommt, dass die 
Kennzeichnung von Lebensmitteln zum Teil missver-
standen wird und beispielsweise Mindesthaltbarkeits- 
und Verbrauchsdaten zu unnötigen Lebensmittelabfäl-
len führen (Toma et al., 2017). Darüber hinaus wirkt 
sich Werbung für gesundheitsschädliche Lebensmittel 
nachteilig auf das Konsumverhalten insbesondere von 
Kindern aus (Boyland et al., 2016). Dabei könnte Wer-
bung Menschen zu einer vielfältigen, gesundheitsför-
derlichen und zukunftsfähigen Ernährungsweise anre-
gen (Kasten 4.1-4). 

Der WBGU empfiehlt:
 > Bestehende Strukturen und Vorhaben zur Ernäh-

rungswende nutzen bzw. konkretisieren: Die Bundes-
regierung sollte ihre Vorhaben zur Unterstützung 
einer Ernährungswende konkretisieren. So könnte 
beispielsweise eine Kampagne, die auf nachhaltigere 
Ernährung und Bewegung in den ersten 1.000 
Lebenstagen abzielt und mit der Umsetzung von 
entsprechenden Maßnahmen einhergeht, an beste-
hende Strukturen wie das Netzwerk „Gesund ins 
Leben“ (BLE, 2023b) oder „IN FORM“ (BMEL und 
BMG, 2008) anknüpfen.

 > Aufklärungskampagnen für Ernährungswende ein-
setzen: Nationale und internationale zielgruppen-
orientierte Aufklärungskampagnen sollten die 
Attraktivität und Notwendigkeit eines neuen Spei-
seplanstandards für gesunde und nachhaltige Ernäh-
rung in den Blick der Bevölkerung rücken, über 
gesundheits- und umweltschädliche Wirkungen 
aktueller Ernährungsmuster informieren sowie einen 
achtsamen und wertschätzenden Umgang mit 
Lebensmitteln hervorheben und dadurch Lebens-
mittelverschwendung entgegenwirken.

 > Lebensmittel hinsichtlich ihrer Gesundheits- und 
Umweltwirkungen einheitlich kennzeichnen: Eine 
Verbraucher:innenfreundliche, integrierte und für 
Unternehmen verpflichtende Kennzeichnung von 
Lebensmitteln bezüglich ihres Nährwerts sowie ihrer 
Auswirkungen auf Gesundheit und Umwelt sollten 
Menschen beim Kauf von Nahrungsmitteln unter-
stützen. Dies erfordert auch, die Vielzahl aktuell 
vorhandener Siegel im Sinne der Übersichtlichkeit 
zu reduzieren und eine möglichst einheitliche Dar-
stellung anzustreben.

 > Werbung für ungesunde und nicht nachhaltige 
Lebensmittel eindämmen: In öffentlich-rechtlichen 
Medien sollte die Werbung für gesundheitsschädli-
che und nicht nachhaltige Lebensmittel eingedämmt 
werden. In Deutschland kann beispielsweise mit 
einer bundeseinheitlichen Regelung nicht nur Wer-
bung für Lebensmittel mit hohem Zucker-, Fett- 
oder Salzgehalt gegenüber Kindern weiter einge-

schränkt, sondern auch die Kommunikation von 
Aspekten ökologischer Nachhaltigkeit bei Lebens-
mitteln gefördert werden.

4.1.3.5
Beitrag staatlicher Akteure zu gesunden, 
gerechten und resilienten Ernährungsumgebungen
Um Konsument:innen ein nachhaltiges und gesund-
heitsförderliches Ernährungsverhalten nahezulegen, 
sind grundlegende Umstellungen in den Ernährungs-
umgebungen (Verkauf, Kantinen, Mensen, Märkte) 
notwendig. Staatliche Akteure spielen eine maßgebli-
che Rolle bei der Gestaltung von entsprechenden 
Ernährungssystemen und -umgebungen. Allerdings 
trifft hier die Freiheit der Einzelnen auf die Schutzauf-
gabe und Verantwortung des Staates, durch gesunde 
und resiliente Ernährung zur Gesundheit des Menschen 
auf einem gesunden Planeten beizutragen. Der Club of 
Rome sieht „staatlich verordnete nachhaltige und 
gesunde Ernährung [als] ein eher unwahrscheinliches 
Szenario“ an (Club of Rome, 2022: 162), appelliert aber 
zugleich an Regierungen, mutig zu sein sowie regulie-
rend und unterstützend für ein nachhaltiges, gesund-
heitsförderliches und gerechtes Ernährungssystem ein-
zustehen. Nur durch die Wahrnehmung dieser staatli-
chen Verantwortung und entsprechendes Handeln 
kann es gelingen, den Zugang zu gesunder und nach-
haltiger Ernährung für alle Menschen sicher zu stellen. 
Durch die Regulierung von Lebensmittelwerbung, 
Kennzeichnung von Lebensmitteln und Verbraucher:in-
neninformationen (Kasten 4.1-4) können Regierungen 
einen wesentlichen Beitrag für gesunde und gerechte 
Ernährungsumgebungen und zur Stärkung der Rolle 
von Konsument:innen leisten. Auch wenn sich die 
Umwelt- und Gesundheitskosten von Lebensmitteln in 
ihren Preisen widerspiegeln, hat dies eine Lenkungs-
wirkung auf Ernährungs- und Einkaufsverhalten 
(Andreyeva et al., 2010; Bock et al., 2022; White et al., 
2020). Dazu können Steuern oder andere Abgaben bei-
tragen, die z.  B. in der landwirtschaftlichen Produktion 
erhoben werden (wo die Umweltkosten entstehen) und 
zum Teil an Konsument:innen weitergegeben werden 
(Kap. 4.1.3.6; Fesenfeld et al., 2022). Die Abgaben 
können aber auch direkt verbrauchsbezogen sein, wenn 
z.  B. Umweltabgaben in der Produktion nicht ausrei-
chend sind (Funke et al., 2022) oder um Gesundheits-
kosten zu adressieren. So hat beispielsweise eine Steuer 
auf zuckerhaltige Getränke in Großbritannien zu einer 
Reduktion ihres Zuckergehalts geführt (Sasse und Met-
calfe, 2022). Dass eine solche Steuer durch ihre Len-
kungswirkung insbesondere den Zuckerkonsum durch 
die Einnahme zuckerhaltige Getränke reduzieren kann, 
zeigen auch Beispiele aus weiteren Ländern wie Chile 
und Südafrika (WHO, 2022c; WHO Europe, 2022). Im 
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multilateralen Kontext kann das Rahmenübereinkom-
men der WHO zur Eindämmung des Tabakgebrauchs als 
(ausbaufähiges) Beispiel dafür dienen, wie Staaten den 
Konsum von gesundheitsschädlichen und nicht nach-
haltigen Genussmitteln in globaler Kooperation adres-
sieren können (Kasten 4.1-5). 

Der WBGU empfiehlt:
 > Umwelt- und Gesundheitskosten in Lebensmittelprei-

sen abbilden: Durch Steuern und andere Abgaben 
sollten die gesellschaftlichen Folgekosten von 
Lebensmitteln, beispielsweise aus Umweltbelastung 
und THG-Emissionen in der Produktion sowie 
Gesundheitsfolgen des Verbrauchs, eingepreist und 
sichtbar gemacht werden. Nachhaltige Produkte 
werden entsprechend im Verhältnis günstiger und 
attraktiver. Ein Beispiel für solche Lenkungssteuern 
stellt die Zuckersteuer dar, die die Kosten eines 
hohen Zuckerkonsums sichtbar macht. Eine Subven-
tionierung von Lebensmitteln sollte nur dann erfol-
gen, wenn ihr Konsum mit positiven Effekten auf die 
Gesundheit und Nachhaltigkeit verbunden ist.

4.1.3.6
Förderung ökologischer Produktionsweisen und 
lokaler Märkte
Die Bewahrung traditioneller und lokaler Ernährungs-
gewohnheiten wird als Möglichkeit gesehen, bessere 
Ernährungsweisen zu fördern. Die Umstellung auf 
„nachhaltig intensivierende“ Produktionsweisen ist 
eine Kernempfehlung zur Transformation des Ernäh-
rungssystems, die auch im Kunming-Montreal Rah-

menwerk für die Biodiversität (CBD, 2022), beschlos-
sen im Dezember 2022, unter Target 10 wieder bestä-
tigt wurde. Dies umfasst insbesondere in Niedrigein-
kommensländern auch den Ausbau des Marktzugangs 
für Kleinproduzent:innen und somit von Kanälen der 
Direktvermarktung an Endkonsument:innen. Auch auf 
die Rolle traditioneller und lokaler Ernährungsgewohn-
heiten zur Förderung gesunder Konsummuster wird 
wiederholt hingewiesen (Reyes et al., 2021; Gaupholm 
et al., 2022). Existierende Expansionspläne vieler 
Unternehmen der Nahrungsmittelindustrie, sich auf 
Grund einer niedrigen Marktsättigung im Bereich hoch-
verarbeiteter Nahrungsmittel und von Wachstumspo-
tenzialen auf Länder niedrigen und mittleren Einkom-
mens zu konzentrieren (Milsom et al., 2021), sind somit 
mit Vorsicht zu betrachten (Moodie et al., 2013).

Ökologische Produktionsweisen würden von einer 
konsequenteren Einpreisung externer Effekte und einer 
Umlenkung bzw. Abschaffung aktueller Subventionen 
profitieren. In der landwirtschaftlichen Produktion sind 
nach wie vor viele externe Effekte nicht oder nicht aus-
reichend reguliert, bepreist oder anderweitig adressiert 
(WBGU, 2020; Fesenfeld et al., 2022). Ein Sektor, wel-
cher hiervon ebenfalls und besonders betroffen ist, 
 beispielsweise durch fehlgeleitete Subventionen, ist die 
Fischerei (Skerritt und Sumaila, 2021). Die Kosten, wel-
che durch aktuelle Produktionsweisen für die Umwelt, 
aber auch für die Menschen durch ungesunde Ernährung 
entstehen, werden derzeit überwiegend von der Allge-
meinheit getragen und nicht von den Akteuren, die von 
diesen Produktionsweisen profitieren (Myers, 2017). 
Subventionierung nicht nachhaltiger Produktions-

Kasten 4.1-5

Tabak und Alkohol im Kontext der Vision „Gesund 
leben auf einer gesunden Erde“

Ebenso wie ungesunde Ernährung und Bewegungsmangel 
zählen Tabak- und Alkoholkonsum zu den beeinflussbaren, 
lebensstilbedingten Risikofaktoren, die mit schwerwiegenden 
gesundheitlichen und sozialen Folgen einhergehen können. 
Zudem kann die Produktion von Tabak- und alkoholischen 
Produkten mit zahlreichen negativen Umwelteffekten ein-
hergehen (WHO, 2017f, 2020k). Insgesamt gehen heute 
weltweit rund 8,7 Mio. Todesfälle pro Jahr auf Tabakkonsum 
zurück (Murray et al., 2020). Rund 2,4 Mio. Todesfälle gehen 
jährlich auf den Konsum von Alkohol zurück (Murray et al., 
2020). Schwerwiegende gesundheitliche Folgen für das Indi-
viduum führen zu einer hohen Krankheitslast für die Gesell-
schaft, einer hohen Belastung des Gesundheitssystems und 
dadurch teils schweren sozialen und ökonomischen Folgen 
(WHO, 2018k). 

Analog zur Ernährungskrise sind mittlerweile vorwiegend 
die Länder von Umwelt- und Gesundheitsfolgen der Tabak-

produktion und des Tabakkonsums betroffen, die sie am 
wenigsten bewältigen können. Transnationale Tabakunter-
nehmen aus Industrieländern profitieren vom weltweiten 
Tabakkonsum. Im Jahr 2003 wurde das Rahmenübereinkom-
men der WHO zur Eindämmung des Tabakgebrauchs als völ-
kerrechtlicher Vertrag für 179 Vertragsparteien rechtlich bin-
dend (WHO, 2003a). Darin verpflichten sich die Vertragspar-
teien, Maßnahmen zur Verringerung von Tabakangebot und 
-nachfrage zu ergreifen. Das Tabakrahmenübereinkommen 
wird zunehmend auch als Beschleuniger für nachhaltige Ent-
wicklung betrachtet (Small und Linou, 2017). Durch die 
Schaffung und Umsetzung ähnlicher Rahmenübereinkommen 
könnten auch die Risikofaktoren Alkoholkonsum, ungesunde 
Ernährung sowie Bewegungsmangel transparent gemacht und 
Mehrgewinne für Umwelt und Gesundheit generiert werden. 
Beispielsweise könnte geregelt werden, welche Standards für 
die Bewerbung von alkoholischen Getränken, ungesunden 
Nahrungsmitteln und Autos gelten sollten (Kasten 4.1-4). 
Zudem ließen sich die Einflussnahme der jeweiligen Industrie 
und anderer Akteure sowie etwaige Interessenskonflikte von 
Akteuren über die Verpflichtung zur Transparenz besser steu-
ern (Kap. 4.2.5.2). 
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weisen, beispielsweise im Bereich der Fischerei (Sumaila 
et al., 2021) oder der gemeinsamen Agrarpolitik der EU 
(WBGU, 2020), stellen eine Form des Governancever-
sagens dar. Andere Subventionen beschleunigen den 
Verlust an tropischen Wäldern (Ding et al., 2021). Eine 
Trendumkehr zu vielfältiger nachhaltiger Produktions-
weise kann entsprechend durch die Abschaffung oder 
Umlenkung aktueller Subventionen befördert werden. 

Der WBGU empfiehlt:
 > Landwirtschaftliche Betriebe zertifizieren: Eine Zerti-

fizierung von Nachhaltigkeit auf der Ebene land-
wirtschaftlicher Betriebe sollte schrittweise ver-
pflichtend gemacht werden (WBGU, 2020: 272ff.). 
Lebensmittelverarbeitung und -handel sollten auf 
Nachweispflichten und die Zertifizierungen land-
wirtschaftlicher Betriebe zurückgreifen können, um 
die gesellschaftlichen Kosten von Ernährung darzu-
stellen und informierte Konsument:innenentschei-
dungen zu unterstützen. 

 > Lieferkettengesetze und Transparenzvorschriften 
aus bauen: Lieferkettengesetze und Transparenzvor-
schriften über alle Stufen der Nahrungsmittelpro-
duktion und unter Beachtung regionaler Schwer-
punktthemen bieten einen wichtigen Ansatzpunkt 
für verbesserte Transparenz (Reyes et al., 2021; 
EEAC, 2022).

 > Bepreisung und Regulierung von Externalitäten und 
Anpassung von Subventionen in der Landwirtschaft: 
Das Ernährungssystem in seiner aktuellen Ausge-
staltung verursacht hohe Kosten, welche von der 
Gemeinschaft getragen werden müssen. Ein konsis-
tentes System, das Externalitäten in der Landwirt-
schaft durch Lenkungssteuern einpreist und u.  a. für 
Verbraucher:innen sichtbar macht (Kap. 4.1.3.5), 
ggf. reguliert sowie Subventionen primär an öffent-
liche Güter knüpft (WBGU, 2020), kann zu einem 
nachhaltigen Umgang mit Land und einer gesunden 
nachhaltigen Ernährung beitragen. 

 > Fischerei nachhaltig gestalten: Dies umfasst insbe-
sondere die Umsetzung des WTO-Beschlusses zum 
gezielten Abbau von Subventionen für die Industrie-
fischerei (WTO, 2022). So wurden allein im Jahr 
2018 weltweit Fischereisubventionen in Höhe 
35,4 Mrd. US-$ bereitgestellt (Skerritt und Sumaila, 
2021) – mit weitreichenden Folgen für die Nutzung 
der Ressource Meer. Hingegen sollten Niedrigein-
kommensländer verstärkt beim Aufbau einer eige-
nen Blue Economy gefördert werden. Laut OECD 
beträgt der Anteil der Official Development Assis-
tance (ODA), welcher für eine nachhaltigkeitsorien-
tierte Weiterentwicklung der Blue Economy einge-
setzt wurde, im Zeitraum 2013–2018 lediglich 1,6  % 
der gesamten ODA und ist bedeutend kleiner als die 

Subventionen für die Industriefischerei (OECD, 
2020). Angelehnt an Hornidge und Keijzer (2021) 
empfiehlt der WBGU des Weiteren die gezielte Ent-
wicklung von lokalen fischverarbeitenden Indust-
rien und transregionalem Marketing zur Stärkung 
von lokalen Wertschöpfungsketten.

4.1.3.7
Landwirtschaftliche Produktion umweltschonend 
und resilient gestalten 
Eine Diversifizierung der Landwirtschaftssysteme stellt 
ein sinnvolles Instrument für eine Transformation hin 
zu resilienten und „nachhaltig intensiven“, d.  h. multi-
funktionalen und auf Nachhaltigkeit ausgerichteten 
Landwirtschaftssystemen dar (WBGU, 2020). Hierzu 
gehört neben einer Ökologisierung der industriellen 
Landwirtschaft auch eine nachhaltige Produktivitäts-
steigerung und Anpassung an den Klimawandel, ins-
besondere in der Subsistenzlandwirtschaft (WBGU, 
2020). Viele dieser integrierten landwirtschaftlichen 
Ansätze, wie z.  B. die Agrarökologie, umfassen außer 
ökologischen Produktionspraktiken zunehmend auch 
soziale Aspekte und können daher helfen, das Ziel der 
Ernährungssicherheit zu erreichen und gleichzeitig die 
Resilienz gegenüber Umweltveränderungen zu erhöhen 
(Wezel et al., 2020). Agrarökologische Ansätze dienen 
neben nachhaltiger Nahrungsmittelproduktion auch 
der Kohlenstoffspeicherung in Böden, Graslandschaf-
ten, Agrar- und Mischwäldern. Sie erhöhen die Klima-
resilienz der Nahrungspflanzen und sichern dadurch 
Nahrungsgrundlage und Einkommen der Bevölkerung. 
Nachhaltige Landwirtschaft verhindert auch die Boden-
degradation bzw. ermöglicht den Wiederaufbau degra-
dierter Böden, unter anderem durch Stärkung und 
 Nutzung des Bodenmikrobioms (Kasten 4.1-6). Eine 
standortangepasste Diversifizierung landwirtschaftlicher 
Produktionsmethoden, etwa durch eine erhöhte Anzahl 
Kulturarten (räumliche Mischung und Fruchtfolgen) 
sowie durch den Anbau von vergessenen oder zu wenig 
genutzten Kulturarten kann Risiken in der Produktion 
verringern, der Anpassung an den Klimawandel dienen, 
Ökosystemleistungen stärken und genetische Vielfalt 
aufrecht erhalten (IPCC, 2019c; WBGU, 2020:  153). 
Insbesondere der Anbau von Leguminosen (Hülsen-
früchte, beispielsweise Erbsen, Linsen usw.) fördert die 
biologische Fixierung von Stickstoff und könnte die 
Nutzung von synthetischen Düngemitteln reduzieren 
(Drinkwater et al., 1998; Pörtner et al., 2022b). Schließ-
lich setzt die Reduktion des Fleischkonsums Kulturflä-
chen frei, sowohl für den Anbau pflanzlicher Nah-
rungsmittel und die vermehrte Produktion alternativer 
Proteine als auch für die Ausweitung und Renaturie-
rung von natürlichen Ökosystemen und Wäldern. Pro-
duktionsanpassungen in der Tierhaltung umfassen z.  B. 
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die Integration mit Ackerbau, gemischte Herden, 
erhöhte Mobilität bei der Beweidung, Boden-, Nähr-
stoff-, und Wassermanagement sowie eine Diversifizie-
rung des landwirtschaftlichen Betriebs. 

Die Transformation zu einer regenerativen Landwirt-
schaft stößt jedoch auf eine Reihe von Hindernissen: 
Für die Landwirt:innen stellt die Umstellung auf nach-
haltige Produktionspraktiken ein Übergangsrisiko dar 
und aktuelle staatliche Subventionen unterstützen oft 
intensivere Formen der Landwirtschaft (FOLU, 2019; 
WBGU, 2020; Kap. 4.1.3.6). Auch wurden neue Ansätze 
bislang hauptsächlich in kleinbäuerlichen Gemein-
schaften bzw. Gemeinden angewandt. Ob und wie diese 
auf Großbetriebe übertragen werden können, hängt 
nach Dong (2020) von den Akteuren der landwirt-
schaftlichen Wertschöpfungskette, den Regierungen, 
den wissenschaftlichen Erkenntnissen sowie der 
öffentlichen Unterstützung ab. Auch die Entwicklung 
neuer Praktiken sowie deren Finanzierung und der 
dazugehörige, weltweite Austausch von Wissen erfolgt 

nicht in ausreichendem Maße (FOLU, 2019; WBGU, 
2020). Hierbei gilt es besonders, alle Akteure in diesem 
Übergangsprozess durch Beratung, Ausbildung und 
Weiterbildung zu unterstützen (Lampkin et al., 2020). 

Der WBGU empfiehlt: 
 > Nachhaltige Raum- und Landschaftsplanung sowie 

Landnutzung zum Erhalt von Biodiversität und Öko-
systemleistungen stärken, z.  B. im Rahmen eines inte-
grierten Landschaftssansatzes (WBGU, 2020). Vor 
dem Hintergrund des neuen globalen Kunming-Mon-
treal Rahmenwerks für die Biodiversität ist der Bedarf 
an integrierter Landschaftsplanung weiter gestiegen. 
Dies gilt insbesondere für bevölkerungsstarke Länder 
Afrikas mit hohem Bedarf an Nahrungsmitteln zur 
Ernährungssicherung und gleichzeitig einer bedeu-
tenden Rolle im Bereich des Artenschutzes, z.  B. 
Äthio pien, Nigeria oder Somalia. Nachhaltige Raum- 
und Landschaftsplanung kann u.  a. bedeuten, natur-
nahe Mosaiklandschaften bzw. Land-Sharing Ansätze 

Kasten 4.1-6

Mikrobiome: Mikroorganismen als Verbündete

Mikroorganismen formen seit Milliarden von Jahren alles 
Leben auf unserem Planeten: Die Gesundheit von Tieren, 
Pflanzen, Menschen und Ökosystemen insgesamt ist direkt 
von ihnen abhängig (Blaser et al., 2016). Mikroorganismen 
treiben den Kohlenstoffzyklus der Erde an (Blaser et al., 
2016). Sie sind mitverantwortlich für ein breites Spektrum 
von Ökosystemleistungen, bis hin zur Etablierung komplexer 
Nahrungsnetze und der natürlichen Wasseraufbereitung aus 
Flüssen oder Seen (Blaser et al., 2016). Die Mikroorganis-
men im Boden unterstützen Pflanzen bei der Nährstoffauf-
nahme, beschützen sie vor Insekten oder Pathogenen, sind 
verantwortlich für die Stickstofffixierung (Blaser et al., 2016) 
und stellen somit eine landwirtschaftlich wichtige, natürli-
che Bioressource dar (Suman et al., 2022). Die industrielle 
Landwirtschaft hat jedoch negative Auswirkungen auf die 
Bodenqualität, z.  B. auf den Nährstoffgehalt, die Diversität 
der Bodenfauna und des Bodenmikrobioms, die Fruchtbar-
keit des Bodens und die Resilienz gegenüber Stress (WBGU, 
2020; Kap. 4.1.1.2). Eine Gesundung des Bodenmikrobioms 
könnte beispielsweise die Notwendigkeit für den Einsatz von 
Pflanzenschutzmitteln und Dünger verringern. Durch das 
Mikrobiom vermittelte Resistenzen gegen abiotischen und 
biotischen Stress und die Beeinflussung der Nährstoffverfüg-
barkeit unter derzeitigen sowie insbesondere unter zukünf-
tigen Klimabedingungen könnten für die zukünftige Nah-
rungsmittelproduktion mit entscheidend sein (Blaser et al., 
2016). Auch die Gesundheit des Pflanzenmikrobioms spielt 
eine Rolle für die Resilienz der landwirtschaftlichen Produk-
tion (Gupta et al., 2021a) 

Auch nahezu alle inneren und äußeren Oberflächen 
des Körpers von Tieren und Menschen sind von Milliarden 
Mikro organismen kolonisiert (Bosch, 2019). Diese beein-

flussen unsere Gesundheit, Entwicklung, Verhalten und auch 
Gefühle (z.  B. im Sinne des „Bauch-Hirns“; Bosch, 2019; Bla-
ser et al., 2016). Das Mikrobiom des menschlichen Darms 
beispielsweise ist ein individuelles, dynamisches Ökosystem, 
das aus mehr als 1.000 unterschiedlichen Bakterienstämmen 
besteht, wobei die Mikroorganismen eine Biomasse von bis 
zu 1,5  kg ausmachen können (Bosch, 2019). Das Darmmikro-
biom beeinflusst die Gesundheit des Menschen auf vielfältige 
Weise: Es produziert Vitamine und essenzielle Aminosäu-
ren, unterstützt die natürliche Verdauung und übernimmt 
Schutzfunktionen gegenüber Krankheitserregern (Stecher 
und Hardt, 2008; Singh et al., 2017). Zudem hat die Koevo-
lution des Menschen und seiner Mikroben beispielsweise die 
Entwicklung unseres erworbenen (adaptiven) Immunsys-
tems entscheidend beeinflusst (Lee und Mazmanian, 2010). 
Abhängig von Ernährung (Kau et al., 2011; Wastyk et al., 
2021), Infektionen und der Einnahme von Medikamenten 
(z.  B. Antibiotika) kann sich das Mikrobiom des Menschen 
verändern. Auch systemischer Stress und Entzündungen sind 
mit akuten und manchmal irreversiblen Veränderungen des 
Mikrobioms verbunden. Die Verarmung der Diversität des 
Mikrobioms des menschlichen Darms wird u.  a. auf einseiti-
ge Ernährung und übermäßigen Antibiotikaeinsatz zurück-
geführt sowie als ursächlich für gesundheitliche Probleme 
diskutiert. Auch der Verlust des Kontakts mit dem Umwelt-
mikrobiom und einer biodiversen Umwelt tragen dazu bei 
(Stanhope et al., 2022; Haahtela, 2022). 

Die Verflechtung zwischen Menschen, Tieren, Pflanzen, 
Pilzen und der Umwelt spiegelt sich in dieser vermittelnden 
Rolle der Mikrobiome und betont die Notwendigkeit, das Ver-
hältnis des Menschen zur Natur (Kap. 2.1) systemübergrei-
fend „neu zu denken“ (Bosch, 2019). Im Allgemeinen lässt 
sich schlussfolgern, dass das Wohlergehen aller vielzelligen 
Organismen von ihren spezifischen Gemeinschaften mit 
diversen Mikroorganismen abhängig ist. Viele Umweltein-
flüsse auf das Mikrobiom sind dabei noch unerforscht.
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zu erhalten und auszubauen, Pflanzen- und Tierpro-
duktion zu koppeln sowie mehr diversifizierte, multi-
funktionale landwirtschaftliche Produktionssysteme 
anzuwenden. Hierzu gehört insbesondere auch, 
gesunde und degradierte Böden durch entsprechen-
des Management und Maßnahmen zu erhalten bzw. 
wieder aufzubauen, beispielsweise durch eine 
erhöhte Vielfalt und Rotation der Nutzpflanzen oder 
den Einsatz alternativer Düngemittel. 

 > Förderung der (Weiter-)Entwicklung und Implemen-
tierung wissenschaftlicher und technischer Innovatio-
nen und der Digitalisierung in der Landwirtschaft: An 
die jeweiligen Landwirtschaftssysteme angepasste, 
bereits existierende technische Innovationen für die 
Nachhaltigkeit, insbesondere im Bereich der Digita-
lisierung, sollten weiterentwickelt und implemen-
tiert werden (WBGU, 2020). Sowohl Regierungen 
als auch Unternehmen und Investoren sollten daher 
die Ausgaben für Forschung, Entwicklung und Inno-
vationen erhöhen (FOLU, 2019). 

 > Transfer von Wissen sowie Aus- und Weiterbildung in 
Bezug auf nachhaltige Produktionspraktiken fördern: 
Ziel ist eine Förderung von aktiver Teilnahme und 
Verständnis, von Wissenstransfer und einem Lernen 
voneinander (z.  B. über nachhaltige Produktionsme-
thoden lokaler Gemeinschaften) sowie der gemein-
samen Produktion von Wissen durch alle beteiligten 
Akteure (FOLU, 2019; WBGU, 2020), beispielsweise 
durch den Aufbau von Netzwerken und die Durch-
führung von Schulungen.

 > Nahrungsmittelverluste und Ineffizienzen in der land-
wirtschaftlichen Produktion reduzieren: Die Verringe-
rung von Nahrungsmittelverlusten direkt nach der 
Produktion sowie entlang der weiteren Verarbei-
tungs- und Lieferketten (Kap. 4.1.1.2) würde Treib-
hausgasemissionen und die Notwendigkeit einer 
Produktivitätssteigerung in der Landwirtschaft 
 verringern und insbesondere auch zur Ernährungs-
sicherheit beitragen.

4.1.3.8
Fischerei und Aquakultur umweltschonend und 
resilient gestalten
Die Übernutzung und Gefährdung aquatischer Ökosys-
teme hat erhebliche Auswirkungen auf die Bereitstel-
lung von Ökosystemleistungen auch für den Menschen, 
auf die Ernährungssicherheit und den Erhalt von 
Lebensgrundlagen (Kap. 4.1.1.2; Gattuso et al., 2015; 
Bezner Kerr et al., 2022; IPBES, 2019). Eine Reduktion 
des Fischereidrucks und die bestands- und ökosystem-
gerechte Anpassung und Entwicklung nachhaltiger 
Fischereimethoden ist notwendig, um die Regeneration 
der Bestände zu fördern und die zerstörerischen Ein-
flüsse auf die Ökosysteme zu reduzieren (Bezner Kerr 

et al., 2022: 767). Im Aquakultursektor können techni-
sche Innovationen vor allem bei der Fütterung (z.  B. 
Fütterung mit alternativen Proteinquellen), der Digita-
lisierung sowie der ortsspezifischen Förderung effizien-
ter und umweltfreundlicher Praktiken die Umweltbe-
lastungen verringern und die Resilienz gegenüber dem 
Klimawandel erhöhen (WBGU, 2013; FAO, 2022c). 

Effektive Instrumente für eine nachhaltige Fischerei 
sind vorhanden, müssen aber an die lokalen und regio-
nalen Bedingungen und Systeme (z.  B. industrielle 
Fischerei oder Kleinfischerei) angepasst sowie intelli-
gent kombiniert und angewandt werden (WBGU, 2013; 
Rätz und Lloret, 2016; Pauly und Froese, 2017; Ekau, 
2017). Auch in der Fischerei und in der Aquakultur ist 
ein Abbau von schädlichen Subventionen notwendig, 
die Überfischung und Überkapazitäten anstatt nach-
haltiger Produktionspraktiken fördern (Kap. 4.1.3.6; 
Hornidge und Keijzer, 2021). Eine Veränderung im 
Fischereimanagement kann neben ökologischer Resili-
enz und Aufrechterhaltung der Ökosystemleistungen 
zu einer erhöhten Flexibilität der Akteure und somit zu 
einer Sicherung von Existenzen beitragen (Free et al., 
2020; FAO, 2022c). Dies gilt insbesondere für die Ver-
schiebung der Verbreitungsgebiete der Fischbestände 
mit zunehmender Ozeanerwärmung und die damit ein-
hergehende globale Umverteilung des maximalen Fang-
potenzials (Bindoff et al., 2019). Hierauf sollte sich die 
lokale, nationale, regionale und internationale Fischerei 
z.  B. durch dynamische, kooperative Managementan-
sätze vorbereiten (Bindoff et al., 2019; Bezner Kerr et 
al., 2022; Ojea et al., 2020). Die Vergabe und Auftei-
lung von Fischereirechten muss in Abhängigkeit von 
Bestandsaufbauplänen generell gerechter geschehen, 
um die Ernährungssicherheit von Kleinfischer:innen 
und ihren Gemeinden sicherzustellen und sie mit den 
wirtschaftlichen und ökologischen Zielen kommerziel-
ler Fischer:innen in Einklang zu bringen (FOLU, 2019). 
Eine Verringerung von Verlusten und Abfällen entlang 
der Wertschöpfungskette im Fischerei- und Aquakul-
tursektor trägt nicht nur zur Ernährungssicherheit bei, 
sondern verringert ebenfalls den Druck auf die Fisch-
bestände (FAO, 2020b). 

Der WBGU empfiehlt:
 > Nachhaltige Fangmethoden fördern: Dies beinhaltet 

sowohl die Förderung und Anpassung ökosystemge-
rechter Fangmethoden als auch ein Verbot bzw. die 
Durchsetzung von Verboten und eine effektivere 
Überwachung z.  B. hinsichtlich zerstörerischer Fang-
methoden oder des Umgangs mit Beifang.

 > Umweltbelastungen durch Aquakultur verringern 
und Systeme an den Klimawandel anpassen: Durch 
die Förderung und Umsetzung umweltfreundlicher 
Praktiken und technischer Innovationen können 
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sowohl die Umweltbelastungen verringert als auch 
die Resilienz von Aquakultursystemen gegenüber 
dem Klimawandel erhöht werden. 

 > Flexibles und nachhaltiges Fischereimanagement för-
dern: Bewirtschaftungsstrategien und Schutzmaß-
nahmen im Klimawandel sollten flexibel geplant und 
umgesetzt werden sowie, in Anbetracht wissen-
schaftlicher Unsicherheiten zu den Auswirkungen 
des Klimawandels, beispielsweise Kapazitäten des 
regionalen Fischereimanagements gestärkt und ent-
wickelt werden (Hornidge und Keijzer, 2021). 

 > Kleinfischerei und Küstenfischerei stärken, insbeson-
dere in Ländern niedrigen und mittleren Einkommens: 
Dies kann beispielsweise durch ein Verbot jeglicher 
Fischereiaktivitäten außerhalb der Ausschließlichen 
Wirtschaftszone (AWZ; auch 200-Meilen-Zone; 
Sumaila et al., 2015; Hornidge und Keijzer, 2021) 
oder eine gerechtere Aufteilung von Fischereirech-
ten erfolgen (FOLU, 2019).

 > Technologie- und Wissenstransfer fördern: Dies 
umfasst die verstärkte Erzeugung von Daten, die 
allen Akteuren zugänglich sind, z.  B. durch Wissen-
schaft und Monitoring, den Transfer von Technolo-
gien, den Aufbau digitaler Infrastruktur (Winther et 
al., 2020) sowie die Förderung von Wissenstransfer 
und -austausch und die gemeinsame Produktion von 
Wissen durch alle beteiligten Akteure.

 > Nahrungsmittelverluste und -verschwendung in 
Fischerei und Aquakultur minimieren: Dies kann z.  B. 
erfolgen durch technologische Verbesserungen ent-
lang der Wertschöpfungskette (etwa im Hinblick auf 
Fangmethoden und die Kühlkette), eine effizientere 
Infrastruktur für Logistik und Verarbeitung sowie 
die Reduktion von Beifang bzw. der übermäßigen 
Nutzung von Wildfängen als Futter in der Aqua-
kultur (FAO, 2020b). 

4.1.3.9
Berücksichtigung von Markt- und 
Machtkonzentration 
Multinationale Agrar- und Nahrungsmittelkonzerne 
vereinen substanzielle Marktanteile und Marktmacht 
entlang der Wertschöpfungskette auf sich (Sexton und 
Xia, 2018) und haben einen großen Einfluss auf die 
Ernährungsweise vieler Menschen (Walls et al., 2020; 
FAO, 2022). Bei unzureichender Regulierung können 
Profitinteressen durch die Art wie produziert wird zu 
negativen ökologischen Auswirkungen führen, durch 
eine Fokussierung auf hochverarbeitete Produkte (Kap. 
4.1.1.1) soziale und gesundheitliche Konsequenzen 
haben und stellen allgemein einen Anreiz dar, auf 
Regulierungen Einfluss zu nehmen (White et al., 2020; 
Swinburn et al., 2019; Walls et al., 2020).

Konzentrationsprozesse gibt es nicht nur bei Agrar-

land, sondern auch entlang der weiteren Wertschöp-
fungskette von Nahrungsmitteln (Clapp, 2022; Sexton 
und Xia, 2018), z.  B. bei der Herstellung hochverarbei-
teter Lebensmittel (Yates et al., 2021; White et al., 
2020), der Trinkwasserproduktion, oder im Bereich 
Saatgut oder Pestizidproduktion (Folke et al., 2019; 
OECD, 2019b). Die hohe Marktkonzentration spiegelt 
sich in einer geringen Anzahl an Unternehmen und Pro-
dukten (Clapp, 2021). Dies kann einer nachhaltigen 
Transformation der Landwirtschaft, des Lebensmittel-
sektors und ihrer Produkte entgegenstehen, z.  B. bei 
Einflussnahme auf Regulierungsprozesse oder miss-
bräuchliche Nutzung von Verhandlungsmacht (Garton 
et al., 2021; WBGU, 2020; FAO, 2022: 119ff.). Einfluss-
nahme erstreckt sich aber auch auf einschlägige wis-
senschaftliche Forschung (Fabbri et al., 2018; Sacks et 
al., 2020) sowie den Innovationsfokus im Ernährungs-
bereich (Clapp, 2021). Gegenwehr gegen verstärkte 
Regulierung von Produzenten vor allem von stark ver-
arbeiteten Lebensmitteln stellt nach Swinburn (2019) 
und Yates et al. (2021) einen der Hauptwiderstände 
gegen eine stärkere Verbreitung gesunder Ernährungs-
weisen dar. Eine Auswertung von Berichten verschie-
dener multilateraler Organisationen (FAO, IPES-Food, 
UNEP) im Zeitraum 2016 bis 2020 zeigt aber, dass 
Marktkonzentration und Machtgefälle aktuell nur 
 selten durch Handlungsempfehlungen zur Transforma-
tion adressiert werden (Slater et al., 2022). Kartell-
ämter, die Marktmacht und deren potenziell miss-
bräuchliche Nutzung überwachen sollen, sind insbe-
sondere in Niedrigeinkommensländern zum Teil nicht 
mit ausreichend Ressourcen ausgestattet oder Korrup-
tion schwächt ihre Aufsichtsrolle (Waked, 2010; Grajzl 
und Baniak, 2018). 
Der WBGU empfiehlt:

 > Transparenz der Rolle von Nahrungs- und Agrarkon-
zernen erhöhen: Die Rolle von Nahrungs- und Agrar-
konzernen in Ernährungssystemen und ihr Einfluss 
(Walls et al., 2020), z.  B. auch auf die multilaterale 
Agendensetzung zu Ernährungssystemen, sollte 
transparenter gemacht werden. Treffen wie der UN 
Food System Summit sollten den starken Einfluss 
von Unternehmen (auch auf die Konferenzen selbst; 
Canfield et al., 2021) diskutieren und nach struktu-
rellen Lösungen für mehr Ausgewogenheit suchen 
(Clapp, 2021). Erste Entwürfe der WHO (2017d) 
hierzu werden als noch nicht ausreichend wahrge-
nommen (Rodwin, 2022). Verstärkte internationale 
Zusammenarbeit in Form einer von Swinburn (2019) 
vorgeschlagenen „Framework Convention on Food 
Systems“ kann hierbei die diversen Akteursgruppen 
zusammenbringen.
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4.1.4
Forschungsempfehlungen 

Aufeinander abgestimmte Forschung in den Bereichen 
Produktion und Konsum kann und soll über das schon 
Bekannte hinaus richtungsweisend sein, um Ernäh-
rungssysteme zum Nutzen von Menschheit, Arten und 
Ökosystemen zu transformieren und somit auch einen 
wesentlichen Beitrag zu deren Zukunftsfähigkeit zu 
leisten.

4.1.4.1
Forschung zu den Gesundheits- und 
Umweltwirkungen nachhaltiger Ernährung stärken
Der WBGU empfiehlt, den Zusammenhang zwischen 
einem Übergang zu gesunder, nachhaltiger Ernährung 
(im Sinne der Planetary Health Diet) und der Verbesse-
rung menschlicher Gesundheit (z.  B. Reduktion von 
Übergewicht/Adipositas im Kindes- und Erwachsenen-
alter, Diabetes mellitus Typ 2, Herz-Kreislauf-Erkran-
kungen, Krebserkrankungen, Lebensqualität) besser zu 
erforschen. Diese Forschung sollte Länder mit unter-
schiedlichen Einkommen betrachten und auch durch 
verschiedene Länder durchgeführt werden. Hierfür 
können auch laufende große Kohortenstudien wie die 
NAKO Gesundheitsstudie oder die COPLANT-Studie 
genutzt werden. Zudem sollten die Auswirkungen von 
Nahrungsmitteln und insbesondere Nahrungsmittelin-
novationen (z.  B. pflanzenbasierte Milch- und Fleisch-
ersatzprodukte) auf Gesundheit und Umwelt simultan 
erforscht werden (Musicus et al., 2022). Dabei ist zwi-
schen verschiedenen pflanzenbasierten Ernährungs-
weisen zu differenzieren, da nicht alle gleich positiv auf 
Gesundheit und Umwelt wirken (Musicus et al., 2022).

Des Weiteren empfiehlt der WBGU, an bestehende 
Studien anzuknüpfen – z.  B. die „Studie zur Ernäh-
rungsbildung (inklusive Stillen) von Kinder- und 
Jugendärztinnen und -ärzten sowie kooperierenden 
Gesundheitsberufen“ des BMEL (BLE, 2022) – und 
auch bei künftigen Studien die Bildung und Kompeten-
zen im Bereich Ernährung und Bewegung (aus Gesund-
heitsperspektive) zu thematisieren sowie Aspekte öko-
logischer Nachhaltigkeit zu integrieren.

4.1.4.2
Transdisziplinäre Forschung zur Effektivität von 
Maßnahmen zur Veränderung von Ernährungs-
gewohnheiten stärken
Der WBGU empfiehlt, die Effektivität von Maßnahmen 
für gesundheitsförderliche und nachhaltige Ernährung 
in der Kantinenversorgung auf Gesundheit und Lebens-
qualität transdisziplinär zu untersuchen, auch unter 
Beachtung gesundheitsökonomischer Aspekte. Sowohl 
die Kantinenversorgung von Kindern und Jugendlichen 

in Bildungseinrichtungen inkl. frühkindlicher Betreu-
ung als auch von Erwachsenen sollte betrachtet wer-
den. Hierbei sollten insbesondere die Faktoren erhoben 
werden, die eine Anpassung aktueller Verzehrmuster 
an die Zielvorgaben in den verschiedenen Settings 
befördern bzw. behindern. Bei erfolgreich implemen-
tierten, effektiven Maßnahmen sollte zudem die beglei-
tende Kommunikation evaluiert werden.

Systematische Übersichtsarbeiten zeigen, dass sich 
die Ernährungsgewohnheiten von Menschen während 
des COVID-19-bedingten Lockdowns im Vergleich zur 
Zeit davor verändert haben (Mignogna et al., 2022). Die 
Gründe für solche kurzfristigen Änderungen der Ernäh-
rungsgewohnheiten sollten verstanden werden, um bei 
zukünftigen Krisen den negativen Auswirkungen vor-
zubeugen und die positiven Auswirkungen für Transfor-
mationen zur Nachhaltigkeit nutzbar zu machen.

Der WBGU empfiehlt zudem transdisziplinäre For-
schung zu institutionellen Innovationen über nationale, 
regionale und internationale Steuerungsebenen hin-
weg, die eine Ernährungswende in unterschiedlichen 
Weltregionen ermöglichen. 

4.1.4.3
Kennzeichnung von Lebensmitteln und Effekte auf 
Konsument:innenentscheidungen untersuchen
Aktuelle Forschungsergebnisse aus Großbritannien und 
Irland zeigen, dass (verarbeitete) Lebensmittel, die laut 
Nährwertkennzeichnung (wie z.  B. den NutriScore) 
über einen eher günstigen Nährwert verfügen, meis-
tens auch umweltverträglicher in der Herstellung sind 
(Clark et al., 2022). In Deutschland und den meisten 
anderen Ländern wurden solche Berechnungen noch 
nicht durchgeführt. Neben der Kombination von Nähr-
wert und ökologischen Auswirkungen sollte auch das 
komplexe Zusammenspiel mit Erschwinglichkeit und 
Zugänglichkeit gesunder und umweltfreundlicher 
Lebensmittel untersucht werden, vor allem im Hinblick 
auf Kaufentscheidungen, Gesundheit und Wohlerge-
hen von Bevölkerungsgruppen.

4.1.4.4
Forschung zu Machtkonzentration und deren 
 Auswirkungen auf die Verfügbarkeit gesunder 
Lebensmittel
Die Forschung zu Machtkonzentrationen in der Lebens-
mittelproduktion und deren Auswirkungen auf die Ver-
fügbarkeit gesunder Lebensmittel sollte gestärkt wer-
den. Der WBGU empfiehlt die Erforschung wirksamer 
Maßnahmen zur Förderung resilienter Strukturen in der 
Lebensmittelproduktion und vorgelagerten Bereichen, 
wie der Agrochemie oder Saatgutproduktion (White et 
al., 2020), in unterschiedlichen Weltregionen. Hierbei 
sollten zum einen potenzielle Synergieeffekte bzw. 
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betriebswirtschaftliche Vorteile von Marktkonzentra-
tion und zum anderen negative Effekte wie eine damit 
möglicherweise einhergehende geringere Verbreitung 
gesunder Ernährungsweisen untersucht werden. 

4.1.4.5
Reformoptionen für Steuer- und Subventions-
systeme erforschen
Aktuelle Produktionsweisen erzeugen negative externe 
Effekte für Mensch und Umwelt, welche sich nicht in 
Produktpreisen widerspiegeln. Teilweise werden die 
negativen Effekte durch Subventionen noch weiter ver-
schärft (Fesenfeld et al., 2022). Der WBGU empfiehlt 
daher eine verstärkte Erforschung von Optionen, wie 
sowohl auf europäischer als auch auf multilateraler 
Ebene negative gesellschaftliche und ökologische Kos-
ten internalisiert werden können. Dazu sollten die 
jeweiligen ökologischen, ökonomischen und sozialen 
Implikationen unterschiedlicher Maßnahmen zur Inter-
nalisierung externer Kosten verglichen werden (z.  B. 
Besteuerung, Regulierung; White et al., 2020). Ebenso 
müssen Möglichkeiten zur Reform von aktuellen 
 Subventionssystemen untersucht werden, so dass Sub-
ventionen für nicht nachhaltige Produktion schnellst-
möglich identifiziert und abgebaut werden können 
(WBGU, 2020). Der WBGU empfiehlt weiterhin, Agrar-
subventionen immer auch an ökologischen Maßstäben 
zu orientieren und hierfür geeignete Beurteilungs- und 
Transformationsmechanismen zu entwickeln.

4.1.4.6
Up-Scaling von nachhaltigen Produktionspraktiken 
in der Landwirtschaft erforschen 
Neue Ansätze wurden bislang hauptsächlich in klein-
bäuerlichen Strukturen bzw. Gemeinschaften ange-
wandt. Angesichts der ambitionierten Klima- und Bio-
diversitätsziele ist es erforderlich, die Eignung verschie-
dener Betriebsformen für bedarfsgerechte und nach-
haltige Produktionsweisen in Land- und Forstwirtschaft 
sowie Aquakultur und Fischerei zu ermitteln und ggf. 
erforderliche Umstrukturierungen zu fördern. 

4.1.4.7
Resilienzforschung in Landwirtschaft und  Fischerei 
stärken
Zur Steigerung der ökologischen, sozialen und ökonomi-
schen Resilienz in der Nahrungsmittelproduktion gehö-
ren eine nachhaltige Produktivitätssteigerung und 
gleichzeitige Anpassung an den Klimawandel sowie die 
Sicherung von Nahrungsgrundlage und Einkommen der 
Bevölkerung in den Schlüsselsektoren Landwirtschaft 
und Fischerei. Beide Sektoren sind komplexe sozial-
ökologische Systeme. Ob und wie sich Resilienz auf allen 
Ebenen operationalisieren und aufeinander abstimmen 

lässt, bleibt daher eine grundlegende Forschungsfrage. 
Der WBGU empfiehlt eine Stärkung der Resilienzfor-
schung, unterstützt durch lokales Wissen (traditionelle 
Praktiken, traditionelles ökologisches Wissen). Wis-
senslücken in Landwirtschaft und Fischerei, insbeson-
dere zur praktischen Umsetzung von Maßnahmen und 
Hindernissen für diese, sollten frühzeitig und proaktiv 
bewertet und aufgeklärt werden. Dabei sollten Wege zur 
Stärkung der ökologischen Gesundheit von Böden, 
Landschaften und Gewässern sowie zur Klimaresilienz 
einer bedarfsgerechten Produktion bei gleichzeitiger 
Minimierung klimaschädlicher Emissionen erarbeitet 
werden. Auf diese Weise sollte es gelingen, nicht nach-
haltigen Wasserverbrauch, Eutrophierung, Landdegra-
dation und Biodiversitätsverlust sowie den Einbruch 
von Ökosystemleistungen zu vermeiden (WBGU, 2020; 
IPCC, 2019c, 2022d; IPBES, 2019).
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4.2 
Bewegungsfreundliche Umwelt, 
umweltfreundliche Bewegung

Bewegung in grünen Umgebungen ist eine der besten 
Strategien für Gesundheit, Klima und Umwelt. Drei 
Viertel der Jugendlichen weltweit und ein Drittel der 
Erwachsenen in Hocheinkommensländern bewegen 
sich zu wenig. Aktive Mobilität bindet Bewegung in 
den Alltag ein und entlastet die Umwelt. Der WBGU 
empfiehlt, mehr Bewegung in alle Lebensbereiche zu 
integrieren – durch angepasste Infrastrukturen, Regu-
lierungen und öffentliche Angebote. Aktive Fortbewe-
gung sollte gefördert und Autoverkehr weniger attrak-
tiv gemacht werden. Die Bedürfnisse von Kindern sind 
ein guter Gestaltungsmaßstab.

Der Alltag vieler Menschen in allen Erdteilen, Alters-
gruppen und sozialen Schichten ist durch Bewegungs-
mangel und zu viel sitzende Tätigkeiten gekennzeich-
net, mit erheblichen direkten Gesundheitsfolgen. 
Neben Bewegungsmangel – d.  h. die WHO-Empfehlun-
gen, zu denen umfangreiche moderate und intensive 
Bewegung gehört, werden nicht erfüllt (Kasten 4.2-1) 
– gilt langes und unterbrochenes sedentäres Verhalten 
als eigenständiger Risikofaktor für die menschliche 
Gesundheit. Sedentäres Verhalten beschreibt einen 
wachen Zustand mit niedrigem Energieverbrauch in 
einer Sitz- oder Liegeposition (Tremblay et al., 2017). 
Bewegung wird durch technische Hilfsmittel verdrängt, 
die vor allem im Verkehr auch stark zu lokalen Umwelt-
schäden und Klimawandel beitragen und zusammen 
mit Unfällen die Gesundheitsrisiken weiter erhöhen 
(Kap. 4.2.1). Alle Bevölkerungsgruppen sind betroffen, 
auch Kinder und Jugendliche, die z.  T. in naturfernen, 
bewegungsfeindlichen Umgebungen aufwachsen. Das 
Bewegungsverhalten in der Schule, am Arbeitsplatz, bei 
der Mobilität, im Haushalt und in der Freizeit lässt sich 
neben individuellen und sozialen Faktoren vor allem 
durch äußere Rahmenbedingungen erklären (positiv 
wirken z.  B. attraktive Fußwege, kompakte Städte und 
sichere Radwege, Kap. 4.2.2). Der Schlüssel zur Reinte-
gration gesunder und umweltfreundlicher Bewegung in 
alle Lebensbereiche ist daher eine bewegungsfreundli-
che Umwelt. Rahmenbedingungen und Anreize müssen 
verändert werden, vor allem für eine aktive Fortbewe-
gung, da sich dort besonders große Potenziale für 
Gesundheit, Umwelt und Klima bieten. Dabei die 
Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen ins Zent-
rum zu stellen, ist ein für mehrere gesellschaftliche 
Ziele wirksamer Hebel (Kap. 4.2.3). 

Es gibt bereits viele lokale, nationale und globale 
Ziele und Ansätze zur Bewegungsförderung einerseits 

und zur Mobilitätswende bzw. Emissionsreduzierung 
des Verkehrs andererseits. Sie stehen aber meist neben-
einander, fördern vorrangig z.  B. Freizeitsport bzw. 
Elektrofahrzeuge statt aktiver Fortbewegung und erzie-
len insgesamt kaum Fortschritte (Kap. 4.2.4). Der 
WBGU empfiehlt daher (1) Zielsysteme, Strategien und 
Governancestrukturen für mehr körperliche Aktivität, 
Umwelt- und Klimaschutz besser zu integrieren, ebenso 
die entsprechenden Forschungs-communities; (2) 
aktive Mobilität strategiebasiert durch bessere Rah-
menbedingungen zu fördern, kombiniert mit attrakti-
ven geteilten Mobilitätsangeboten und konsequenten 
Zufahrtsbeschränkungen, Bepreisung und Regulierung 
des Autoverkehrs; sowie (3) Kinder und Jugendliche 
mit ihren Bewegungs- und Autonomiebedürfnissen als 
Gestaltungsmaßstab für Schulen, Mobilitätssysteme 
und Städte heranzuziehen (Kap. 4.2.5 und 4.2.6).

4.2.1
Die „doppelte Mobilitätskrise“: Unser 
Bewegungsverhalten fügt unserer Gesundheit 
und der Umwelt massive Schäden zu

Es ist weithin bekannt, wie wichtig viel Bewegung, 
wenig Sitzen und Kontakt zur Natur für die Gesundheit 
und das Wohlbefinden der Einzelnen sind, und welche 
Vorteile aktive (Fort-)Bewegung in einladenden öffent-
lichen Räumen für soziale Interaktion, Umwelt und das 
Verhältnis der Menschen zur Natur hat. Dennoch ste-
cken wir mitten in einer „doppelten Mobilitätskrise“: 
Erstens bewegen wir uns aufgrund von Veränderungen 
in der Arbeitswelt, beim Freizeitverhalten und durch 
die übermäßige Nutzung motorisierter Fahrzeuge und 
Geräte zu wenig. Bewegungsmangel und sedentäres 
Verhalten, z.B. ununterbrochenes Sitzen haben massive 
Gesundheitsfolgen und inzwischen pandemische Aus-
maße erreicht. Zweitens schaden wir durch die Art 
unserer Fortbewegung der Umwelt (Luftverschmut-
zung, Klimawandel, Ressourcenverbrauch, Flächenver-
siegelung) und durch Verkehrsunfälle der Gesundheit 
anderer. 

4.2.1.1
Bewegungsmangel und langes Sitzen sind weltweit 
auf dem Vormarsch
Wenngleich es zwischen verschiedenen Ländern und 
Regionen deutliche Unterschiede im Bewegungs- und 
Sitzverhalten gibt (sowie in verschiedenen Lebensberei-
chen, Kap. 4.2.2), lassen sich globale Trends f  eststellen.

Die meisten Kleinkinder können ihrem natürlichen 
Bewegungsdrang freien Lauf lassen und verbringen nur 
relativ wenig Zeit am Stück mit sitzenden Tätigkeiten 
(Bauman et al., 2018). Doch bereits im Alter von 3 bis 
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6 Jahren erreicht etwa die Hälfte der Kinder die WHO-
Empfehlungen für körperliche Aktivität (Kasten 4.2-1) 
nicht und die tägliche Sitzzeit beträgt rund 4  h (Finger 
et al., 2018; Bauman et al., 2018). Eine deutliche 
Abnahme der körperlichen Aktivität und ein gleichzei-
tiger Anstieg des sedentären Verhaltens ist in vielen 
Ländern bei Kindern ab dem Alter von 6 bis 7 Jahren zu 
beobachten (Steene-Johannessen et al., 2020). Von den 
7- bis 10-Jährigen sind nur noch rund 30  % ausrei-
chend körperlich aktiv, wobei Mädchen sich deutlich 
weniger bewegen als Jungen (Cooper et al., 2015). Bei 

Jugendlichen ist der Bewegungsmangel am höchsten: 
Weltweit erreichen mehr als drei Viertel der Jugendli-
chen (84,7  % der Mädchen und 77,6  % der Jungen) die 
WHO-Empfehlung nicht (Guthold et al., 2020). Zudem 
verbringen sie rund 9  h pro Tag mit sitzenden Tätigkei-
ten (Bauman et al., 2018). Unter den Erwachsenen 
erreicht global etwa ein Viertel die WHO-Empfehlun-
gen nicht, wobei signifikant mehr Frauen (31,7  %) als 
Männer (23,4  %) an Bewegungsmangel leiden. Der 
Anteil körperlich inaktiver Erwachsener in Hochein-
kommensländern steigt stetig und ist mit 36,8  % mehr 

Kasten 4.2-1

Globale Empfehlungen der WHO zu körperlicher 
Aktivität, sedentärem Verhalten und Schlaf

Die aktuellen Richtlinien der WHO zu körperlicher Aktivität 
und sedentärem Verhalten geben evidenzbasierte Public-
Health-Empfehlungen für Kinder ab fünf Jahren, Jugendliche, 
Erwachsene und ältere Erwachsene, sowie für Schwangere, 
chronisch kranke Erwachsene und Kinder bzw. Erwachsene 
mit Behinderung (WHO, 2020b). Für Kinder bis zum fünften 
Lebensjahr gelten separate Empfehlungen, auch zum Schlaf 
(WHO, 2019e). Beide Richtlinien gelten unabhängig vom 
Geschlecht. Erwachsene sollten z.  B. mindestens 150–300  min 
pro Woche mit moderater Intensität körperlich aktiv sein, z.  B. 
zügig gehen oder radfahren. Alternativ werden mindestens 
75–150  min pro Woche körperliche Aktivität hoher Intensi-
tät wie z.  B. Joggen empfohlen. Zusätzlich sollten Erwachse-
ne an mindestens zwei Tagen pro Woche muskelkräftigende 
Aktivitäten von moderater bis hoher Intensität durchführen, 

z.  B. Krafttraining (WHO, 2020b). Sedentäres Verhalten sollte 
begrenzt und seinen negativen Effekten durch zusätzliche, 
zumindest moderate körperliche Aktivität – über die obigen 
Empfehlungen hinaus – entgegengewirkt werden.

Zur besseren Umsetzung dieser Empfehlungen hat die 
WHO (WHO, 2018d) den Global Action Plan on Physical Acti-
vity 2018-2030 (GAPPA) veröffentlicht. Dieser ergänzt den 
Aktionsplan zur Bekämpfung nicht übertragbarer Krankhei-
ten (WHO, 2013a) und erweitert dessen Ziel, Bewegungs-
mangel bis 2025 um 10  % zu reduzieren, um eine Reduktion 
von 15  % bis 2030. Der WHO-Aktionsplan schlägt vier stra-
tegische Ziele (aktive Gesellschaften, Umgebungen, Men-
schen und Systeme) mit insgesamt 20 Politikmaßnahmen vor 
und identifiziert Grundprinzipien und wichtige Akteure der 
Umsetzung, um eine gesundheitsförderliche, aktive Lebens-
weise unter Berücksichtigung der SDGs zu erreichen. Der 
neue Global Status Report on Physical Activity zeigt jedoch, 
dass die Umsetzung dieser Maßnahmen sehr langsam und 
ungleich geschieht (WHO, 2022t). 

EVERY MOVE COUNTS

Children &
adolescents

Limit
sedentary time

Replace
with some
physical activity

minutes
per week

minutes
per week

minutes
per day

On at least On at least

Any
is better

than none

Pregnant &
postpartum
women

Adults &
older adults

Adults Older adults Everyone who can

more than

More
is better

muscle
strengthening
activities

multicomponent
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balance and
strength

days
a week

days
a week
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week

Abbildung 4.2-1
Zusammenfassung der WHO-Empfehlungen zu körperlicher Aktivität und sedentärem Verhalten. Sedentäres Verhalten (rot) 
sollte begrenzt werden; stattdessen sollten sich z.  B. Erwachsene mindestens 150-300  min pro Woche mit  moderater Aus-
daueraktivität bewegen (grün) oder mindestens 75–150  min intensive körperliche Belastungen durchführen sowie zusätzlich 
an mindestens zwei Tagen pro Woche ihre Muskeln kräftigen (blau). Dabei zählt jede zusätzliche Bewegung, sowohl auf nied-
rigem als auch auf bereits höherem Niveau (gelb). 
Quelle: WHO, 2021m
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als doppelt so hoch wie in Niedrigeinkommensländern 
(Guthold et al., 2018). Körperliche Inaktivität ist jedoch 
weltweit ein zunehmendes Problem – durch ökonomi-
schen Wandel und Urbanisierung und damit einher 
gehende Lebensstilveränderungen auch in Ländern mit 
niedrigen oder mittleren Einkommen (Ding, 2018). 
Dort bewegen sich Menschen in Städten weniger als auf 
dem Land (im Gegensatz zu Hocheinkommensländern; 
Sallis et al., 2016a). Bei den über 60-Jährigen ist das 
Ausmaß des Bewegungsmangels sehr unterschiedlich. 
So erreichen rund 5 bis 30  % der älteren Menschen in 
Europa die Bewegungsempfehlungen nicht (Gomes et 
al., 2017). Erwachsene verbringen mit zunehmendem 
Alter immer weniger Zeit mit intensiver körperlicher 
Aktivität und stattdessen mehr mit wenig bewegungs-
intensiven Aktivitäten (Jaeschke et al., 2020). Über alle 
Altersgruppen hinweg erreichen Menschen mit einer 
körperlichen oder psychischen Beeinträchtigung die 
WHO-Empfehlungen deutlich seltener als gleichaltrige 
gesunde Personen (Martin Ginis et al., 2021). 

Erwachsene, auch ältere Erwachsene über 65 Jahre, 
verbringen rund 8  h pro Tag mit sedentären Aktivitäten 
(Bauman et al., 2018). Um die durch sedentäres Ver-
halten erhöhte Sterblichkeit wieder auszugleichen, sind 
60 bis 75  min moderater körperliche Aktivität pro Tag 
notwendig (Ekelund et al., 2016). Ein Drittel der 
Erwachsenen weltweit erreicht aber noch nicht einmal 
die von der WHO empfohlenen 150 bis 300  min mode-
rater körperlicher Aktivität pro Woche (Kasten 4.2-1).

4.2.1.2
Gesundheitliche Auswirkungen und Kosten von 
Bewegungsmangel und langem Sitzen
Im Jahr 2019 waren weltweit ca. 0,8 Mio. Todesfälle auf 
Bewegungsmangel zurückzuführen (Murray et al., 
2020; Kap. 2.2). Bewegungsmangel begünstigt die Ent-
stehung weit verbreiteter nicht übertragbarer Erkran-
kungen wie Diabetes, Krebs (z.  B. Dickdarm-, Brust- 
und Gebärmutterschleimhautkrebs), Herz-Kreislauf-
Erkrankungen und Bluthochdruck (Lee et al., 2012; 
WHO, 2020b). Die WHO rechnet im Zeitraum von 
2020–2030 mit rund 500 Mio. vermeidbaren, nicht 
übertragbaren Erkrankungen, wenn der Bewegungs-
mangel nicht abnimmt (WHO, 2022t). Langes und 
ununterbrochenes Sitzen erhöht das Risiko für die Ent-
stehung von Krebs- sowie tödlichen Herz-Kreislaufer-
krankungen (Ekelund et al., 2019; Hermelink et al., 
2022). Bewegungsmangel ist auch ein Risikofaktor für 
viele weitere Erkrankungen, z.  B. sind schwere Verläufe 
bei COVID-19-Infektionen häufiger (Sallis et al., 2021). 
Die Krankheitslast durch Bewegungsmangel und seden-
täres Verhalten ist weltweit unterschiedlich verteilt. Die 
Prävalenz in Hocheinkommensländern ist doppelt so 
hoch wie in Niedrigeinkommensländern, wobei die 

meisten Todesfälle auf Länder mittleren Einkommens 
entfallen (Katzmarzyk et al., 2022). 

Die negativen Gesundheitsfolgen von Bewegungs-
mangel und sedentärem Verhalten durch Entstehung 
nicht übertragbarer Erkrankungen schlagen sich auch 
in hohen monetären Kosten nieder. Die weltweiten 
Kosten im Gesundheitssystem liegen bei 27 Mrd. US-$ 
pro Jahr (WHO, 2022t); für Großbritannien werden 
z.  B. die Kosten allein durch übermäßiges sedentäres 
Verhalten auf 0,8 Mrd. Pfund pro Jahr geschätzt (Heron 
et al., 2019). Die Gesundheitssystemkosten werden 
z.  B. in Europa größtenteils (75  %) durch den öffentli-
chen Sektor, in Nordamerika zu 40  % durch den priva-
ten Sektor wie freiwillige Krankenversicherungen und 
in Südostasien fast zur Hälfte durch Haushalte getragen 
(Ding et al., 2016). Hinzu kommen Folgekosten durch 
verlorene Produktivität. 

Im Vergleich zum Bewegungsmangel sind bei seden-
tärem Verhalten die Datenlage und der aktuelle 
 Forschungsstand hinsichtlich der gesundheitlichen Fol-
gen, der zugrundeliegenden biologischen Mechanismen 
sowie der assoziierten Kosten noch zu verbessern. 

4.2.1.3
Negative Wirkungen des Autoverkehrs auf 
Umwelt, Klima, Gesundheit
Die aktuellen Bewegungsmuster haben neben direkten 
Gesundheitsfolgen und -kosten auch schwerwiegende 
Folgen für Umwelt und Klima, die wiederum auf 
menschliche Gesundheit zurückwirken: Körperliche 
Aktivität wird in allen Lebensbereichen durch techni-
sche Hilfsmittel ersetzt (Kap. 4.2.2), mit entsprechen-
dem Energie- und Ressourcenverbrauch und Schad-
stoffemissionen. Das wichtigste Beispiel ist die Mobili-
tät. Durchschnittlich wird etwas mehr als eine Stunde 
täglich für Fortbewegung aufgewendet – dies ist unab-
hängig vom Transportmittel und über die Zeit, Länder 
und Städte hinweg relativ stabil (Ahmed und Stopher, 
2014; Stopher et al., 2017; Metz, 2008, 2021). Dabei 
nutzen Menschen, die es sich leisten können, weiterhin 
überwiegend das eigene Auto (in Nordamerika und 
Europa und in zunehmendem Umfang auch in nicht-
OECD-Ländern, vor allem in China; SLoCaT, 2018; 
Fountas et al., 2020). Zwischen 2000 und 2015 hat der 
Personenverkehr weltweit um 75  % zugenommen, vor 
allem in nicht-OECD-Ländern, und etwa die Hälfte die-
ses Verkehrs entfällt auf Städte (SLoCaT, 2018). Das 
Verhältnis von motorisiertem Individualverkehr zu 
nicht motorisiertem Verkehr liegt in Städten in Indust-
rieländern bei 2:1, in Städten in Entwicklungsländern 
bei 3:4 (Sustainable Mobility for All, 2017: 50). Aber 
auch dort nimmt der Anteil des motorisierten Indivi-
dualverkehrs zu, vor allem aufgrund des stark steigen-
den Fahrzeugbesitz – dieser nahm zwischen 2005 und 
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2015 weltweit um 45  % zu, in Afrika und Südamerika 
um rund 80  % (Jaramillo et al., 2022). Dabei werden die 
Antriebe zwar effizienter, aber die Autos auch immer 
größer, schwerer und stärker motorisiert: 2019 waren 
rund 40  % der weltweit verkauften Fahrzeuge SUVs 
(Jaramillo et al., 2022), das durchschnittliche Fahr-
zeuggewicht hat z.  B. in der EU von 1975 bis 2015 um 
40  % zugenommen (ITF, 2017).

Dabei schädigt motorisierter Individualverkehr die 
menschliche Gesundheit und die Umwelt über Luftver-
schmutzung, Lärm, Umweltzerstörung für Ressourcen-
extraktion und Infrastruktur sowie seinen Beitrag zum 
Klimawandel (sowie Unfälle, Kap. 4.2.1.4). Luftver-
schmutzung ist einer der wichtigsten Risikofaktoren für 
viele nicht übertragbare Erkrankungen – in Europa ver-

ursacht sie jährlich 400.000 frühzeitige Todesfälle 
(EEA, 2019b). Fast alle Menschen in Städten sind Luft-
schadstoffen jenseits der WHO-Empfehlungen ausge-
setzt (EEA, 2022b). Weltweit hat Luftverschmutzung 
im Außenbereich, z.  B. Feinstaub mit Partikeln unter 
2,5 μm und in deutlich geringerem Umfang Ozon, im 
Jahr 2019 zu über 4 Mio. vorzeitigen Todesfällen 
geführt, 55  % mehr als im Jahr 2000 (Fuller et al., 2022; 
Kap. 2.2). In Hocheinkommensländern ist bis zu einem 
Drittel solcher Todesfälle den Straßenverkehrsemissio-
nen zuzurechnen (Lelieveld et al., 2015). Diese Gesund-
heitsschäden sind ungleich verteilt: Weniger wohl-
habende Menschen wohnen oft an Orten mit hoher 
Luftverschmutzung (Hajat et al., 2015; Barnes et al., 
2019; Jbaily et al., 2022; UBA, 2020a). Ähnliches gilt 

Kasten 4.2-2

Wechselwirkungen zwischen Kurz- und 
Langstrecken sowie Güterverkehr

Lange PKW-Fahrten und Güterverkehr sind für einen großen 
Teil der Treibhausgasemissionen, anderen Abgasen und Lärm 
des Verkehrs verantwortlich. Mobilität auf mittleren und lan-
gen Strecken beeinflusst aber auch das Verhalten auf Kurz-
strecken, z.  B. wenn PKW für tägliches Pendeln angeschafft, 
dann aber auch häufiger anderweitig genutzt werden – und 
umgekehrt, wenn die PKW-Anschaffung in Städten unattrak-
tiv ist und daher auch auf längeren Strecken z.  B. die Bahn 
genutzt wird. Wechselwirkungen bestehen auch zwischen 
privaten Einkaufsfahrten, zunehmenden Online-Einkäufen 
und Güterverkehr. Diese Zusammenhänge unterstreichen die 
Bedeutung systemischer Politikansätze. 

Fahrzeuganschaffungen und 
 Langstreckenpersonenverkehr
In Europa werden lange Strecken über Land vor allem mit 
dem PKW zurückgelegt (Joint Research Centre et al., 2015). 
Langstreckenpersonenverkehr (Distanzen über 100  km) 
macht nur ca. 3  % der Touren aus (Shepherd et al., 2019), aber 
etwa die Hälfte der CO2-Emissionen des Personenverkehrs 
(van Goeverden et al., 2016). Vorrangig für längere Strecken 
angeschaffte PKW verdrängen z.  T. andere, aktive Verkehrs-
mittel auch auf Kurzstrecken (Reichert und Holz-Rau, 2015; 
Van Acker und Witlox, 2010) und fördern so Bewegungsman-
gel. Sie sind außerdem häufig größer, umweltschädlicher und 
für andere Verkehrsteilnehmende gefährlicher als primär für 
die Stadt angeschaffte PKW (Niklas et al., 2019). Eine Verla-
gerung von Langstreckenverkehr auf Züge und Busse (durch 
Infrastrukturausbau, attraktive Angebote, Straßen- und 
Externalitätenbepreisung usw.; Kap. 4.2.4.2; SRU, 2017), in 
Kombination mit komfortablen ÖPNV- und Sharing-Angebo-
ten mit kleinen Fahrzeugen für die erste und letzte Meile, hat 
so mehrfachen Nutzen für Klima, Umwelt und Gesundheit. 
Da längere Fahrten oft beruflich bedingt sind (in Deutsch-
land 27  % der Wege und 38  % der zurückgelegten Strecken; 
Follmer und Gruschwitz, 2019) und Fahrzeuge häufig als 
Dienstwagen oder für Firmenflotten erstzugelassen  werden 

(in Deutschland 64  %; Statista, 2022a), können auch die 
Abschaffung der Dienstwagenförderung, Anreize des Arbeit-
gebers und der Ausbau digitaler Infrastruktur für Telearbeit 
einen großen Nutzen haben. Zudem muss zur Erreichung 
der Pariser Klimaziele der Flugverkehr einbezogen und vor 
allem in Hocheinkommensländern drastisch reduziert werden 
(Åkerman et al., 2021).

Einkaufsfahrten und Güterverkehr
Der globale Güterverkehr wird durch weltweite Lieferketten 
und internationalen Handel voraussichtlich weiter stark 
ansteigen – stärker als der Personenverkehr – und spielt für 
die Umweltwirkungen und die Treibhausgasemissionen des 
Verkehrssektors eine bedeutende Rolle (Jaramillo et al., 
2022). 40  % der CO2-Emissionen im Straßenverkehr entste-
hen durch Warentransport (Axsen et al., 2020). Einige Strate-
gien des Personenverkehrs sind auch für den Güterverkehr 
relevant (z.  B. Verlagerung auf die Schiene, alternative Treib-
stoffe bzw. Antriebe), die Verknüpfung mit wirtschaftlicher 
Aktivität macht aber z.  T. gesonderte Politikansätze erforder-
lich (Axsen et al., 2020). Einen direkten Zusammenhang mit 
Alltagsverhalten und Gesundheit gibt es aber bei nach Hause 
gelieferten Online-Einkäufen. Sie ersetzen z.  T. zu Fuß oder 
mit dem Rad zurückgelegte Einkaufswege, aber z.  T. auch 
Autofahrten, was Emissionen reduzieren kann (Jaller und 
Pahwa, 2020). Online-Einkäufe haben ambivalente Umwelt-
wirkungen (Rai, 2021), die u.a. von der Verkehrsmittelwahl, 
Versanddistanz, sowie Retouren und Verpackungsabfällen 
abhängig ist. Bei der Optimierung des zunehmenden „letzte-
Meile“-Lieferverkehrs in Städten erfordern kleine, elektrisch 
angetriebene Fahrzeuge oder E-Lastenräder (LNC, 2019; DPD 
Deutschland, 2022) zwar Anpassungen der Logistikketten 
und Depotstrukturen, bieten aber erhebliches Potenzial, 
Energieverbrauch, Klima- und Umweltwirkungen und z.  T. 
auch Kosten zu senken (Browne et al., 2011; Melo und Bap-
tista, 2017; Oliveira et al., 2017; Patella et al., 2020; LNC, 
2019). Sie können auch das Unfallrisiko für Fußgänger und 
Radfahrende in Wohngegenden reduzieren, das bei Zusam-
menstößen mit großen Fahrzeugen vor allem bei Kindern um 
ein Vielfaches höher ist als bei kleineren Fahrzeugen (Edwards 
und Leonard, 2022), und so aktive Fortbewegung attraktiver 
machen. Hierzu ist weitere Forschung sinnvoll.       
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für die Lärmbelastung durch Autoverkehr, der z.  B. in 
Europa die meisten Menschen in städtischen Räumen 
ausgesetzt sind (EEA, 2020b; Kap. 4.3.1.2). Luftver-
schmutzung schädigt zudem die lokale Umwelt, z.  B. die 
Gesundheit von Tieren (EEA, 2020b). Dazu kommt die 
Zerstörung von Naturräumen für den Straßenverkehr 
und Ressourcen: Auf Straßen und Parkplätze können in 
autoabhängigen Städten 35-50  % der Fläche entfallen, 
weltweit bedecken sie bereits ca. 1,5–2  % der Landflä-
che (Rodrigue, 2020). Das liegt auch daran, dass die 
meisten privaten PKW den größten Teil der Zeit stehen 
– z.  B. in Deutschland im Mittel 97  % des Tages (Nobis 
und Kuhnimhof, 2018). Das Straßennetz könnte bis 
2050 noch um fast 25  % anwachsen, vor allem auch in 
Biodiversitätshotspots wie dem Amazonas, dem Kon-
gobecken oder Neuguinea (Meijer et al., 2018), mit ent-
sprechenden Risiken für menschliche Gesundheit. Der 
Straßenverkehr verbraucht die Hälfte der globalen 
Ölproduktion (IEA, 2020) und die Fahrzeugherstellung 
12  % des Stahls in (2019; Statista, 2021). Schließlich 
trug der gesamte motorisierte Straßenverkehr 2019 
zum Klimawandel mit 16  % der globalen CO2-Emissio-
nen direkt aus der Verbrennung fossiler Energieträger 
bei, hinzu kommen indirekte Emissionen aus Kraft-
stoffherstellung und -transport, Fahrzeugherstellung 
und -entsorgung (bei mittelgroßen PKW in der Grö-
ßenordnung eines Drittels der Treibhausgasemissionen 
aus Kraftstoffen über die Fahrzeuglebensdauer) sowie 
Infrastruktur (Jaramillo et al., 2022). Diese Emissionen 
entstehen zwar z.  T. auch auf langen Fahrten außerhalb 
von Städten sowie durch Güterverkehr, sollten aber bei 
primär auf Kurzstreckenmobilität ausgerichtete Politik-
maßnahmen trotzdem berücksichtigt werden, da sich 
das Mobilitätsverhalten auf Kurz- und Langstrecken 
gegenseitig beeinflusst (Kasten 4.2-2).

4.2.1.4
Motorisierter Verkehr gefährdet aktive Mobilität
Bei Unfällen im Straßenverkehr wurden im Jahr 2016 
weltweit 1,35 Mio. Menschen getötet, hinzu kommen 
zwischen 20 und 50 Mio. Verletzte pro Jahr; dabei ist 
das Risiko, im Straßenverkehr zu sterben, in Niedrig-
einkommensländern dreimal so hoch wie in Hochein-
kommensländern (WHO, 2018b; UN, 2021c; Abb. 4.2-
2). Verkehrsunfälle sind die Haupttodesursache für 
Menschen zwischen 5 und 29 Jahren (UN, 2021c). 
Fußgänger:innen und Fahrradfahrende sind besonders 
verwundbar und machen etwa ein Viertel aller Todes-
fälle aus, vor allem bei unzureichender Infrastruktur 
(WHO, 2018b). Dabei sind große Fahrzeuge besonders 
gefährlich: Daten aus den USA zeigen u.  a., dass ein 
Kind mit achtmal höherer Wahrscheinlichkeit stirbt, 
wenn es von einem SUV statt einem kleineren PKW 
angefahren wird (Edwards und Leonard, 2022). Über-
proportional gefährdet sind auch Nutzer zwei- oder 
dreirädriger Motorfahrzeuge, die in Ländern mit niedri-
gen und mittleren Einkommen besonders häufig sind 
(WHO, 2018b; Abb. 4.2-2). 

Fußgänger:innen und Radfahrende sind neben Ver-
kehrsunfällen oft auch stärker von Luftverschmutzung 
beeinträchtigt (Cepeda et al., 2017). Mit Blick auf die 
Gesamtbevölkerung überwiegen die gesundheitlichen 
Vorteile der Verknüpfung von Mobilität mit körperli-
cher Aktivität allerdings bei weitem. Fuß- und Radver-
kehr auch in Kombination mit öffentlichen Verkehrs-
mitteln sind deutlich gesünder als die Fortbewegung 
mit dem Auto (Cepeda et al., 2017; Mueller et al., 2015; 
Howse et al., 2021; Cissé et al., 2022). Für die individu-
elle Verkehrsmittelwahl spielen das subjektive Sicher-
heitsempfinden und die im Einzelfall ggf. schweren 
Verletzungen und Todesfolgen von Unfällen vor allem 

Abbildung 4.2-2
Opfer von Verkehrsunfällen 
weltweit, links: Anzahl der 
jährlichen Todesfälle und Ver-
letzungen im Straßenverkehr; 
mittig; Länder mit niedrigen und 
mittleren Einkommen haben 
einen deutlich höheren Anteil 
an den globalen Unfalltoten als 
an der globalen Fahrzeugflotte; 
rechts: junge Erwachsene sowie 
Menschen zu Fuß, auf Fahrrä-
dern oder Motorrädern machen 
global jeweils mehr als 50  % der 
Unfalltoten aus.
Quelle: UN, 2021c
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von Radfahrenden bei Zusammenstößen mit Autos 
(Javaid et al., 2020: Félix et al., 2019) sowie die Luft-
qualität (Zhao et al., 2018) dennoch eine erhebliche 
Rolle. Eine sichere Infrastruktur, adäquate Verkehrs-

regeln und -überwachung sowie die Verbesserung der 
Luftqualität (Howse et al., 2021) sind daher von zent-
raler Bedeutung für eine Mobilitätswende und die Ver-
meidung von Unfällen, Verletzten und Toten.
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Abbildung 4.2-3
Beispielhafte, stilisierte Bewegungsmuster einer Büroangestellten über 24  h im Ist-Zustand mit wenig Bewegung (a; Kap. 4.2.3; 
H.: Haushalt, T.: Transport, F.: Freizeit) und im Soll-Zustand mit ausreichender, über den Tag verteilter Bewegung (b; Kap. 
4.2.4.1). Unten hervorgehoben zwei weitere Schwerpunktthemen, die in Kap. 4.2.4 ausgearbeitet werden: die wichtige Rolle 
äußerer Verhältnisse für aktive Mobilität (c) und ein beispielhaftes Bewegungsmuster eines Grundschulkinds (d). In verschie-
denen Bereichen im Tagesablauf (jeweils in der Mitte) führen individuelle Faktoren, soziale und kulturelle Determinanten sowie 
äußere Rahmenbedingungen wie gebaute und natürliche Umwelt, Preise und Regulierung (mittlerer Ring) zu mehr oder weniger 
intensiver Bewegung oder Sitzen (äußerer Ring). Ungünstige Einflussfaktoren und lange, zusammenhängende Sitzzeiten sind 
orange bzw. rot eingefärbt. Günstige Einflussfaktoren bzw. Zeiten körperlicher Aktivität sind blau bzw. grün gefärbt (je dunkler, 
desto günstiger bzw. intensiver). Bei den drei Schwerpunktthemen (b-d) sind nur die jeweils fokussierten Teile eingefärbt. 
Quelle: WBGU 
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4.2.2
Drei Beobachtungen zu Bewegung und Mobilität

4.2.2.1
Der Mensch ist für Bewegung gemacht, verdrängt 
sie aber aus dem Alltag 
Der menschliche Körper ist optimal für Bewegung aus-
gestattet, die in der Menschheitsgeschichte immer viel-
fältig in alle Alltagsbereiche integriert war. Mit dem 
technischen Fortschritt, vor allem der Veränderung von 
Arbeitsplätzen und Transportmitteln im Zuge von 
Industrialisierungs- und Automatisierungsprozessen, 
wird Bewegung aber immer mehr aus allen Lebensbe-
reichen verdrängt, während sedentäres Verhalten 
zunimmt (Ng und Popkin, 2012). Bewegung als optio-
nale Freizeitbeschäftigung bzw. als Selbstzweck (z.  B. 
bei Sport oder Spaziergängen) hat zwar in manchen 
Ländern leicht zugenommen, konnte aber auch dort die 
absolut gesehen deutlich größere Abnahme von Bewe-
gung in anderen Bereichen nicht ausgleichen (z.  B. in 
den USA, UK, Brasilien, China und Indien; Ng und Pop-
kin, 2012). EU-weit ist auch sportliche Aktivität leicht 
rückläufig (Europäische Kommission, 2018a).

Regional und sozial unterschiedliche 
Bewegungsmuster 
Das tägliche Bewegungsspektrum aus körperlicher 
Aktivität unterschiedlicher Intensität, sedentärem Ver-
halten und Schlaf ist zwischen Menschen sehr unter-
schiedlich und variiert auch bei jedem Einzelnen sowohl 
von Tag zu Tag als auch im Laufe eines Lebens. Dennoch 
gibt es grundlegende Muster: Ein Großteil der Erwach-
senen in Hocheinkommensländern verbringt z.  B. neben 
einer durchschnittlichen Schlafzeit von ca. acht Stun-
den etwa acht bis zwölf Stunden mit sedentärem Ver-
halten. Die übrigen vier bis acht Stunden werden mit 
körperlicher Aktivität verbracht, mit überwiegend 
leichter Intensität und nur zu einem geringen Teil 
moderater bis hoher Intensität (Bauman et al., 2018; 
Abb. 4.2-3). 

Die Bewegungsintensität in den verschiedenen 
 Alltagsbereichen ist auch regional sowie zwischen 
Bevölkerungsgruppen unterschiedlich (für Kinder siehe 
Kap. 4.2.2.3): 

Die (Erwerbs-)Arbeit vieler Menschen in Hochein-
kommensländern, aber zunehmend auch in Ländern 
mit niedrigem oder mittlerem Einkommen, ist durch 
einen hohen Anteil von sedentärem Verhalten am 
Arbeitsplatz geprägt (Bauman et al., 2018; Finger et al., 
2017a), in verschiedensten Berufen, von Büroange-
stellten bis zu Fernfahrer:innen. In Subsahara-Afrika 
sind gerade Tätigkeiten von Frauen, beispielsweise der 
Verkauf auf lokalen Märkten, z.  T. mit langen Sitzzeiten 

verbunden (Yiga et al., 2020). Bei Menschen mit nied-
rigerem Ausbildungsniveau und geringerem sozioöko-
nomischem Status ist Erwerbsarbeit aber auch häufig 
durch körperlich beanspruchende aktive Tätigkeiten 
gekennzeichnet (z.  B. Fabrikarbeiter:innen, Handwer-
ker:innen, Kleinbäuer:innen). In Niedrigeinkommens-
ländern findet der größte Teil moderater körperlicher 
Aktivität bei der Erwerbsarbeit und im Haushalt statt 
(Strain et al., 2020). Allerdings können bei körperlicher 
Aktivität im Rahmen der Erwerbsarbeit je nach Tätig-
keit und Arbeitsbedingungen auch negative Gesund-
heitsfolgen auftreten (Cillekens et al., 2020). Bei sit-
zenden Tätigkeiten sind regelmäßige Wechsel z.  B. in 
stehende Positionen und ausreichend aktive Bewe-
gungspausen wichtig (baua, 2011). Auch wenn die 
Potenziale für intensivere körperliche Aktivität hier 
meist überschaubar sind, können dadurch zumindest 
die negativen Folgen von sedentärem Verhalten redu-
ziert werden, mit positiven Auswirkungen auf das 
Wohlergehen des Einzelnen. Arbeitgeber, Gewerk-
schaften und Berufsgenossenschaften sowie ggf. der 
Gesetzgeber tragen besondere Verantwortung für die 
Schaffung gesunder Arbeitsplätze und -verhältnisse. 
Firmen können und sollten hierbei auch auf ihre Zulie-
ferer Einfluss nehmen (Kap. 7.6.2).

In den meisten privaten Haushalten ist durch techni-
sche Hilfsmittel der Arbeitsaufwand insgesamt und 
damit auch körperliche Aktivität zurückgegangen. 
Dadurch wurden vor allem Frauen und z.  T. auch Kinder 
entlastet und z.  B. Erwerbsarbeit oder Ausbildung 
ermöglicht. Potenziale für mehr Bewegung sind daher 
im Zusammenhang mit diesen Lebensbereichen zu 
betrachten sowie regional und individuell unterschied-
lich. Die Umweltrelevanz ist hier eher gering, aber 
Tätigkeiten wie Gartenarbeit können durch Naturkon-
takt die mentale Gesundheit (Bratman et al., 2019) 
sowie das Mensch-Natur-Verhältnis verbessern. 

In Hocheinkommensländern findet mittlerweile ein 
großer Teil der körperlichen Aktivität in der Freizeit statt 
(28  % der körperlichen Aktivität mit moderater oder 
hoher Intensität; Strain et al., 2020). Menschen, die sich 
im empfohlenen Umfang bewegen und nicht überwie-
gend körperlich arbeiten, erreichen dies hier häufig vor 
allem mit Sport (Europäische Kommission, 2018a; 
Repenning et al., 2020). Menschen mit höherem Bil-
dungs- und sozioökonomischem Status sind in ihrer 
Freizeit häufiger sportlich aktiv (O’Donoghue et al., 
2018), während sedentäre Aktivitäten wie Bildschirm-
medienkonsum bei niedrigerer Bildung und sozioökono-
mischem Status in der Freizeit einen höheren Anteil 
haben (Bauman et al., 2018). In Deutschland z.  B. trei-
ben 34  % der Menschen ab 16 Jahren genug Sport, um 
die WHO-Empfehlungen zu Ausdaueraktivitäten zu 
erfüllen. Insgesamt werden diese Empfehlungen von 
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46  % der Erwachsenen erreicht; 29  % erreichen die 
Empfehlungen zur Muskelkräftigung und nur 22  % 
erfüllen beide Empfehlungen (Repenning et al., 2020; 
Finger et al., 2017b). Auch EU-weit wird Sport oder 
regelmäßige moderate körperliche Aktivität nur noch 
von rund der Hälfte der Menschen ausgeübt, vor allem 
von jüngeren Menschen mit höherem Bildungsstatus 
und ohne finanzielle Schwierigkeiten, während Zeit-
mangel als wichtigste Barriere angegeben wird (Euro-
päische Kommission, 2018a). Frauen sind in den meis-
ten Ländern weniger körperlich aktiv als Männer, vor 
allem auch in der Freizeit, z.  B. weil sichere Umgebun-
gen fehlen, oder aufgrund kultureller Normen (Guthold 
et al., 2018; Kap. 4.2.2.2). In Subsahara-Afrika stellen 
auch finanzielle Engpässe und lange Arbeitszeiten für 
Frauen häufige Hemmnisse für körperliche Aktivität 
dar (Yiga et al., 2020). Ältere Menschen sind ebenfalls 
deutlich weniger aktiv (Sallis et al., 2016a), wobei 
neben persönlichen Faktoren auch die Attraktivität und 
Zugänglichkeit der Umgebung eine wichtige Rolle spie-
len (Chastin et al., 2015). Eine Ausnahme ist China, wo 
eine Gesamtzunahme von Bewegung in der Freizeit mit 
einer gestiegenen Aktivität der schnell wachsenden 
älteren Bevölkerung in Verbindung gebracht wird (Gut-
hold et al., 2018). Somit trägt Sport bei denjenigen, die 
ihn ausüben wollen und können zwar substanziell zum 
regelmäßigen Bewegungspensum bei; Sport und Frei-
zeitaktivitäten, vor allem in der Natur, können und soll-
ten aber eine noch größere Rolle spielen. Dafür müsste 
der Sport umweltfreundlich und klimaangepasst gestal-
tet werden (Kasten 4.2-3) und zu Fuß erreichbare, 
sichere, attraktive Orte, Grünräume und Angebote für 
Sport und Freizeitaktivitäten für alle Bevölkerungs-
gruppen geschaffen werden (Sallis et al., 2016a, b; 
Bonaccorsi et al., 2020). Allein dadurch kann aber der 
Bewegungsmangel der Gesamtbevölkerung in allen 
Bereichen voraussichtlich nicht ausgeglichen werden. 

Damit kommt der Mobilität eine zentrale Bedeutung 

sowohl für gesunde Bewegung als auch für die Umwelt 
zu (Kap. 4.2.1). Zwar ist die Mobilität nicht der Bereich, 
in dem absolut gesehen am meisten Bewegung verlo-
ren gegangen ist (Ng und Popkin, 2012) – aber aktive 
Fortbewegung zu Fuß oder mit dem Rad bietet die 
Chance, mit individuell relativ wenig Aufwand deutlich 
mehr Bewegung im Alltag zu integrieren. So kann 
Bewegungsmangel bei der Arbeit bzw. in der Schule 
und zuhause ausgeglichen werden, mit großen Syner-
gien zwischen der Erreichung von Gesundheits-, 
Umwelt- und Klimazielen (Hamilton et al., 2021; Jara-
millo et al., 2022; Flint et al., 2016; Stevenson et al., 
2016; Guthold et al., 2018; WHO, 2018d). Daher sollte 
neben Emissionsreduktion und Effizienzsteigerung 
eine signifikante Steigerung aktiver Fortbewegung zu 
einem weiteren Ziel der notwendigen Mobilitätswende 
werden. Sie kann allerdings nur mit systemischen 
Ansätzen und Maßnahmenbündeln zur Veränderung 
des Mobilitätsverhaltens insgesamt erreicht werden 
(Kap. 4.2.4.2; Jaramillo et al., 2022; Giles-Corti et al., 
2016, 2022a, b).

4.2.2.2
Äußere Rahmenbedingungen spielen eine zentrale 
Rolle für Bewegungs- und Mobilitätsverhalten 
Neben individuellen Faktoren wie Alter, Geschlecht, 
Bildungs- und sozioökonomischem Status beeinflussen 
auch soziale und kulturelle Faktoren sowie Umge-
bungsfaktoren wie die gebaute und natürliche Umwelt, 
Angebots- und Kostenstrukturen maßgeblich das 
Bewegungs-, Sitz- und Mobilitätsverhalten (Abb. 4.2-
3, 4.2-4; Sallis et al., 2006; Bonaccorsi et al., 2020; 
Jaramillo et al., 2022).

Auf sozialer und kultureller Ebene sind z.  B. der 
Familienstand und die Kinderzahl, aber auch soziale 
Normen relevant – beispielsweise zeigen Erwachsene 
mit mehreren Kindern insgesamt weniger sedentäres 
Verhalten, sitzen dafür aber länger bei Transporten 

Kasten 4.2-3

Handlungsbedarf im Sport in Zeiten des 
Klimawandels

Verglichen mit den zahlreichen positiven Auswirkungen von 
Sport auf die menschliche Gesundheit spielen die Risiken, 
denen Sportler:innen seit jeher auch ausgesetzt sind – z.  B. 
durch Verletzungen – aus Bevölkerungsperspektive eine 
untergeordnete Rolle. Sportorganisationen sollten jedoch 
gesundheitliche Folgen des Klimawandels auf Sportler:innen, 
z.  B. durch thermische Belastung, Extremwetter, UV-Expositi-
on und Luftschadstoffe, stärker thematisieren (Schneider und 
Mücke, 2021; Schneider et al., 2022). Mögliche Anpassungs-
maßnahmen betreffen Sportanlagen, Tages- und Jahreszeiten 

von Veranstaltungen, Trainerausbildung und personenbe-
zogene Maßnahmen, z.  B. durch Kühlung (Schneider et al., 
2022). Das deutsche Umweltministerium hat ein erstes sport-
artenübergreifendes Projekt gefördert, das Sportvereinen 
Handreichungen zur Klimaanpassung gibt (BMUV, 2023b).
Sport, vor allem bei Großveranstaltungen, greift aber seiner-
seits auch in natürliche Lebensräume ein und kann erhebli-
chen Verkehr und Energieverbrauch erzeugen. Dies sollte u.  a. 
durch multifunktionelle, energieverbrauchsarme Sportstätten 
und die Vermeidung reisebedingter CO2-Emmissionen (Abu-
Omar et al., 2020) adressiert werden. Abseits vereinzelter 
Konzepte (z.  B. DOSB, 2023) wird diese Verantwortung von 
Vereinen, nationalen und vor allem internationalen Verbän-
den noch nicht annähernd ausreichend wahrgenommen.
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(O‘Donoghue et al., 2016). Kulturelle Werte und 
Geschlechterstereotypen können wichtige Hemmnisse 
für Bewegung darstellen, z.  B. die bei Frauen in einigen 
Ländern in Subsahara-Afrika verbreitete Wahrneh-
mung, dass körperliche Aktivität nicht feminin sei und 
prestigeträchtiger Gewichtszunahme entgegenstehe 
sowie die Beschränkung auf häusliche Tätigkeiten (Yiga 
et al., 2020). Auch Angst vor Gewalt hemmt körperliche 
Aktivität im Freien, und Zufußgehen wird häufig als 
Zeichen von Armut wahrgenommen (Yiga et al., 2020). 

Bei der Mobilität wird ein Umstieg auf bewegungs- 
und umweltfreundliche Fortbewegung neben individu-
ellen Faktoren (Informationsstand, persönliche Werte 
und Normen, wahrgenommene Freiheit über Transport-
entscheidungen) auch durch das Mobilitätsverhalten 
anderer Menschen beeinflusst (deskriptive soziale Nor-
men), vor allem wenn dies mit einer Wahrnehmung 
entsprechender normativer Haltungen anderer einher-
geht (injunktive Normen) – der Gesamteffekt individu-
eller und sozialer Faktoren ist im Vergleich zum Einfluss 
der Infrastruktur allerdings begrenzt (Abb. 4.2-5; 
Javaid et al., 2020).

Rahmenbedingungen wie Preisstrukturen oder die 
gebaute und natürliche Umwelt haben einen wesentli-
chen Einfluss auf das Bewegungs- und Sitzverhalten. 
Wichtige Faktoren sind die Verfügbarkeit und Gestal-
tung öffentlicher Räume (inklusive Natur und Sportan-
geboten), die Erreichbarkeit der wichtigsten Alltags-
ziele mit verschiedenen Fortbewegungsarten und deren 
Attraktivität (Zeitbedarf, Kosten, Sicherheit gegenüber 
Verkehrsunfällen und Straftaten, Komfort usw.) sowie 

lokale Witterungsbedingungen (Turrisi et al., 2021; 
Bonaccorsi et al., 2020). 

Die Verfügbarkeit attraktiver, grüner Erholungs- 
und Freizeitflächen im öffentlichen Raum sowie leicht 
zugänglicher Sportangebote kann zu mehr Bewegung 
und einer Reduktion von Sitzzeiten führen (Bonaccorsi 
et al., 2020; Sallis et al., 2016b). Dies ist insbesondere 
für Mädchen, Frauen, ältere Menschen, benachteiligte 
Gruppen sowie Menschen mit Behinderungen oder 
chronischen Erkrankungen wichtig, denen in vielen 
Ländern sichere, bezahlbare und passende Programme 
und Orte für körperliche Aktivität fehlen (WHO, 2018d).

Infrastrukturfaktoren wie sichere Fuß- und Rad-
wege, aber auch die Dichte von Zielen und Kreuzun-
gen, haben großen Einfluss auf die Verkehrsmittelwahl 
(Javaid et al., 2020; Ewing und Cervero, 2010, 2017; 
Stevens, 2017; Aston et al., 2021; Abb. 4.2-5) und 
körperliche Aktivität (Sallis et al., 2016b). Mangel-
hafte, fehlende oder unsichere Infrastruktur für Fuß-
gänger:innen und Radfahrer:innen sowie fehlende 
ÖPNV-Angebote schränken die Wahlfreiheit und 
Attraktivität häufig ein. Der motorisierte Individual-
verkehr wird dagegen in der Regel städtebaulich und 
finanziell gefördert, etwa durch Subventionen bei 
Anschaffung, Kraftstoffen und Steuern, Parkraum 
sowie nicht eingepreiste Umwelt- und Klimakosten. 
Dies beeinflusst tägliche Entscheidungen, die dann zu 
Gewohnheiten werden, mittelfristige Anschaffungen 
wie Führerschein, Auto, ÖPNV-Abonnements oder 
Zweiräder sowie langfristige Entscheidungen zu Wohn-
ort, Arbeitsplatz und Freizeitorten und hindert viele 
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Abbildung 4.2-4
Einflussfaktoren auf körperliche Aktivität. Hier nicht dargestellt sind ökonomische Einflussfaktoren wie Preise und Einkommen. 
Quelle: Edwards und Tsouros, 2006
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Menschen daran, aktive Fortbewegungsmittel zu wäh-
len (UNECE, 2021; für Frauen in Subsahara-Afrika: 
Yiga et al., 2020). Neue Shared-mobility-Angebote, 
Telearbeit und Online-Shopping vergrößern die Aus-
wahl, haben aber bisher keinen großen Effekt auf das 
Mobilitätsverhalten (Javaid et al., 2020; Creutzig et al., 
2021). 

Auch Umweltbedingungen, vor allem Hitze – die 
durch den Klimawandel zunimmt und durch dichte 
Bebauung und Versiegelung lokal extrem verstärkt wird 
– und Luftverschmutzung, aber auch Naturkatastro-
phen haben negative Auswirkungen auf körperliche 
Aktivitäten, wobei ältere Menschen und Menschen mit 
chronischen Krankheiten oder Übergewicht besonders 
betroffen sind (Bernard et al., 2021). 

Insgesamt können kurze Wege zu Alltagszielen 
sowie sichere und angenehme öffentliche Räume und 
Infrastrukturen körperliche Aktivität in allen gesell-
schaftlichen Gruppen fördern, wenn sie an lokale Gege-
benheiten angepasst sind (Bonaccorsi et al., 2020).

4.2.2.3
Der aktuelle Bewegungsmangel von Kindern 
und Jugendlichen spiegelt nicht den natürlichen 
 Bewegungsdrang und ihre Bedürfnisse wider
Kinder und Jugendliche halten sich in verschiedenen 
sozialen Zusammenhängen (Settings bzw. Lebenswel-
ten) auf, z.  B. in Bildungsstätten wie Kitas oder Schulen, 
aber auch in geographischen Settings wie Stadtteilen 
oder Quartieren. Diese Lebenswelten haben - zusam-
men mit dem familiären Kontext von Kindern und 
Jugendlichen - ihrerseits einen maßgeblichen Einfluss 
auf ihr Bewegungs- und Mobilitätsverhalten, sowohl 
während der Schul- als auch während der  Freizeit. 

Kleine Kinder folgen ihrem natürlichen 
Bewegungsdrang
Bewegung stellt für Kinder (und Erwachsene) ein wich-
tiges Mittel dar, um sich selbst und den eigenen Körper 
in der Umwelt zu begreifen und zu spüren sowie mit 
anderen und der Umwelt zu kommunizieren. Die ersten 
Lebensjahre jedes Menschen sind, neben der Entwick-
lung z.  B. sprachlicher und kognitiver Fertigkeiten, 
durch Meilensteine der motorischen Entwicklung 

Kasten 4.2-4

Effekte der Digitalisierung auf Bewegungsmuster 

Neue virtuelle Möglichkeiten verändern Bewegungsmuster 
und soziale Interaktionen und ersetzen z.  T. Mobilität, etwa 
in der Arbeitswelt. Wie können sie langfristig zugunsten von 
Gesundheit und Umwelt genutzt werden, und wie groß ist 
der Effekt? 
Digitalisierung verändert alle Lebensbereiche (WBGU, 
2019a), inklusive der jeweiligen Bewegungsmuster. Bei Arbeit 
und Ausbildung nehmen die Bildschirmarbeit im Sitzen und 
die Arbeit von zu Hause bzw. Telecommuting zu, während die 
Automatisierung der Industrie und z.  T. auch im Handwerk 
fortschreitet. Haushaltstätigkeiten werden durch eCommerce 
und Lieferdienste für Lebensmittel und Essen, durch Digi-
talisierung organisatorischer Aufgaben und Haushaltshelfer 
wie Saug- und Mähroboter bequemer. Neue Medienange-
bote und Online-Spiele beeinflussen das Freizeitverhalten. 
Beim Transportverhalten gibt es gegenläufige Effekte: u.  a. 
durch Teleworking und Online-Versandhandel werden einige 
kürzere, bisher aktiv zurückgelegte Wege überflüssig, aber 
auch auf längere, sitzend und mit Umweltschäden im Auto 
zurückgelegte Wege kann z.  T. verzichtet werden (Jaramillo 
et al., 2022: 1063) – dies kann aber auch Zersiedelung för-
dern. Multimodale Mobilität sowie Sharing- und On-demand-
Dienste werden attraktiver, was ÖPNV und die Nutzung klei-
nerer Fahrzeuge wie Fahrräder, E-Roller oder E-Bikes fördern 
und Autos ersetzen kann – andererseits können Carsharing, 
Ridesharing und insbesondere Ridehailing auch auf Kos-
ten von Fuß-, Rad- und öffentlichem Verkehr gehen (SRU, 
2020). Der Gesamteffekt der sich schnell entwickelnden 
Systeme ist noch unklar (Jaramillo et al., 2022: 1061). Ein 

weiterer wichtiger Trend ist die zunehmende technische Ver-
fügbarkeit hochautomatisierter und in der Zukunft absehbar 
autonomer Fahrzeuge. Diese können große Effekte auf das 
Transportverhalten entfalten – von der Verkehrsmittelwahl 
bis zur Ortswahl für Wohnen und Arbeiten – und damit auf 
körperliche Aktivität oder Unfälle. Sie beeinflussen zudem 
den Energie- und Ressourcenverbrauch des Verkehrs – dieser 
kann durch einen besseren Verkehrsfluss energieeffizienter 
werden, andererseits aber auch ein höheres Volumen errei-
chen. Nur durch eine geeignete Regulierung können positive 
Effekte gestärkt und negative vermieden werden (Milakis et 
al., 2017; Dean et al., 2019; Rojas-Rueda et al., 2020; SRU, 
2020). 

Der Wandel von Bewegungsmustern durch neue digitale 
Technologien und digitalisierte Dienstleistungen hat während 
der COVID-19-Pandemie einen Schub erhalten, vor allem im 
Bereich der Kommunikation und der Virtualisierung und des 
Einkaufsverhaltens, während körperlicher Aktivität ab- und 
sedentäres Verhalten in allen Altersgruppen zugenommen hat 
(Stockwell et al., 2021; Runacres et al., 2021; Rivera et al., 
2021). Auch wenn einige Dienste nun zunächst wieder weni-
ger intensiv genutzt werden, hat sich die grundlegende 
Akzeptanz erhöht und neue Gewohnheiten sind entstanden. 
Zudem hat sich der Handlungsdruck zu besserer Digitalisie-
rung, etwa in der öffentlichen Gesundheitsvorsorge und bei 
grundlegender Infrastruktur in Niedrigeinkommensländern 
nochmals erhöht. Es wird damit umso wichtiger, der Digitali-
sierung und insbesondere auch neuen digital basierten Mobi-
litätsoptionen durch Politikmaßnahmen eine Richtung zu 
geben, so dass sie der Umwelt und Gesundheit dienen statt 
schaden (WBGU, 2019a). 
Quelle: Krasnova et al., 2023
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gekennzeichnet. Diese umfassen Bewegungsmuster wie 
Krabbeln oder Laufen, die dem Kind die selbständige 
Fortbewegung ermöglichen. Kinder im Alter von drei 
bis sechs Jahren verbringen noch deutlich mehr Zeit mit 
Bewegung im Vergleich zu älteren Kindern und Jugend-
lichen. Längeres und ununterbrochenes sedentäres 
Verhalten findet überwiegend auf Transportwegen (in 
Kinderwagen, Auto- oder Fahrradsitzen) und beim 
Konsum von Bildschirmmedien statt und entspricht 
nicht dem natürlichen Bewegungsdrang von Kindern. 
Insgesamt haben Kinder vor dem Schulalter zwar meist 
noch deutlich mehr Bewegungsspielraum als Kinder ab 
dem Schulalter. Dennoch spielen frühkindliche Bildung 
und Betreuung – familiär, in Kitas oder Kindergärten – 
eine wesentliche Rolle für ihr Bewegungsverhalten. Sie 
können ein bewegungsförderliches Umfeld bieten und 
damit gesundheitsförderliches Verhalten fördern. 

Schüler:innen sitzen zu viel 
Mit Schulbeginn nimmt sedentäres Verhalten bei Kin-
dern weltweit deutlich zu. Dies liegt zum einen am All-
tag in der Schule, wo Kinder und Jugendliche täglich 
viel Zeit verbringen – und davon mehr als die Hälfte im 
Sitzen (Kuzik et al., 2022; Egan et al., 2019). Damit 
findet bei Kindern und Jugendlichen rund 40  % des 
gesamten sedentären Verhaltens an Schultagen in der 
Schule statt (Grao-Cruces et al., 2020). Schüler:innen 
verbringen zum anderen einen nicht unerheblichen Teil 
ihrer Freizeit mit Hausaufgaben und schulbezogenem 
Bildschirmmedienkonsum, und damit wiederum mit 

sedentärem Verhalten: Bei 15-Jährigen variiert die 
Dauer der Hausaufgaben zwischen 30  min pro Tag und 
2  h pro Tag (Hynynen et al., 2016).

Für Kinder und Jugendliche ist die Schule eine zen-
trale Lebenswelt, in der ihre Gesundheit und ihr Wohl-
befinden positiv beeinflussen werden können, z.  B. 
durch Vermittlung von gesundheitsrelevantem Wissen 
und Kompetenzen (Kap. 7.1), aber auch indem die 
Schule selbst gesundheitsförderlich gestaltet wird. So 
kann auch das außerschulische Bewegungsverhalten 
von Kindern, deren Familien und sozialem Umfeld 
beeinflusst werden. Um das hohe Maß an sedentärem 
Verhalten im Kontext der Schule zu reduzieren wurden 
im Jahr 2022 erstmals Empfehlungen zum schulbezoge-
nen sedentären Verhalten für Kinder und Jugendliche 
veröffentlicht. Ein gesunder Schultag beinhaltet dabei 
unter anderem häufige Unterbrechungen von langen 
Sitzeinheiten und sieht mehr Bewegung während der 
Hausaufgaben vor (Saunders et al., 2022).

Schüler:innen bewegen sich auch außerhalb der 
Schule zu wenig
Auch in anderen Lebenswelten von Kindern und 
Jugendlichen – auf dem Schulweg und anderen Wegen, 
in der Freizeit und zuhause im familiären Umfeld – 
 findet immer weniger Bewegung und mehr sedentäres 
Verhalten statt. Der Bewegungsradius wird immer klei-
ner, da bewegungsfreundliche und sichere Umgebungen 
fehlen (SRU, 2020; Pooley et al., 2005). Körperliche 
Aktivität findet häufig konzentriert im Rahmen von 
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Abbildung 4.2-5
Bedeutung verschiedener Determinanten für die individuelle Verkehrsmittelwahl, nach Verkehrsmitteln (privater PKW, 
 öffentliche Verkehrsmittel, Fahrrad, zu Fuß gehen) und Gruppen von Determinanten. Die Größe des Kreises repräsentiert die 
Stärke des Einflusses der jeweiligen Determinante auf die Entscheidung, das jeweilige Verkehrsmittel zu wählen (in fünf Stufen: 
sehr schwach – schwach – mittel – stark – sehr stark). Leere Felder zeigen das Fehlen ausreichender empirische Belege an.
Quelle: Javaid et al., 2020
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organisiertem Freizeitsport statt. Insbesondere jüngere 
Kinder werden oft mit dem Auto zur Schule, zu Freun-
den oder zu Freizeitaktivitäten gebracht. Hinzu kommt 
auch während der Freizeit eine Zunahme an sedentären 
Aktivitäten durch Bildschirmmedienkonsum z.  B. bei 
Videospielen und Nutzung sozialer Medien (Kasten 4.2-
5). Diese ungünstige Entwicklung hin zu mehr sedentä-
rem Verhalten und weniger Bewegung in dieser Alters-

gruppe ist weltweit zu beobachten (Felez-Nobrega et al., 
2020; Guthold et al., 2020).

Zusammenfassend bieten die Lebenswelten Schule, 
Familie und Wohnumfeld wichtige Ansatzpunkte für 
Mehrgewinnstrategien, die eine bewegungsfreundliche 
Umwelt für Kinder und Jugendliche schaffen und damit 
umweltfreundliches (Fort-)Bewegungsverhalten von 
klein auf fördern.

Kasten 4.2-5 

Kinder und Bildschirmmedien: Green Time und 
physische Aktivität als Ausgleich zu Screen Time

Die Nutzung von Bildschirmmedien kann Kindern und 
Jugendlichen zwar Vorteile bieten, sie birgt aber auch eine 
Reihe von Gefahren und kann zu mehr sedentärem Verhalten 
führen. Positiv ist zu sehen, dass z.  B. der Unterricht durch 
den Einsatz von Computern, Tablets oder Laptops interaktiver 
und interessanter gestaltet werden kann. E-Learning ermög-
licht Kindern und Jugendlichen, sich Wissen eigenständig 
und selbstbestimmt anzueignen. In sozialen Netzwerken kön-
nen sie Kontakte zu Menschen aus verschiedenen Kulturen 
und gesellschaftlichen Schichten knüpfen und pflegen. Doch 
Kinder und Jugendliche verbringen mehr Zeit mit Bildschirm-
medien (Smartphones, Tablets, Laptops, Computer, Fernseher 
usw.) und bewegen sich weniger. Dieser Trend zeigte sich 
vor allem in der Pandemie mit dem verstärkten Einsatz von 
digitalem Lernen statt Präsenzunterricht und dem notwen-
digen Verzicht auf viele persönliche Kontakte und Freizeit-
angebote. Lange Bildschirmzeiten bergen gerade für Kinder 
und Jugendliche aufgrund ihrer noch nicht abgeschlossenen 
physischen, kognitiven, sozialen und emotionalen Entwick-
lung Risiken (Domingues-Montanari, 2017), insbesondere im 
Zusammenhang mit zu wenig Bewegung (Oswald et al., 2020; 
Page et al., 2010). Auf diese Risiken fokussieren die folgen-
den Abschnitte. 

Durchschnittlich 4,1  h täglich verbrachten Kinder und 
Jugendliche in der Pandemie mit digitalen Medien, fast 1,5  h 
mehr als vor der Pandemie (Madigan et al., 2022). Lange Bild-
schirmzeiten sind mit einer Reihe negativer Auswirkungen 
auf die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen assoziiert 
(Madigan et al., 2019; Radesky und Christakis, 2016). So zei-
gen Studien beispielsweise einen Zusammenhang mit einem 
allgemein reduzierten Wohlbefinden und Depressionen (Liu 
et al., 2016; Trott et al., 2022), mit physischen Problemen 
wie Schlafstörungen (Calamaro et al., 2012; Martin et al., 
2021) oder Gewichtsproblemen (Fang et al., 2019; Wijga et 
al., 2010). Auch werden sozial-emotionale Probleme (Page 
et al., 2010) und kognitive Beeinträchtigungen wie z.  B. die 
Aufmerksamkeitsdefizit-Hyperaktivitätsstörung (ADHS) 
(Nikkelen et al., 2014) und eine verminderte Sprachkom-
petenz (Madigan et al., 2020) mit übermäßigem Medien-
konsum in Verbindung gebracht. Dabei kann die Nutzung 
digitaler Medien bereits bei Kindern im Alter von 10 Jahren 
ein Suchtverhalten hervorrufen (Schulz van Endert, 2021). 
Dieses sehen Studien im Zusammenhang mit psychologischen 
und Verhaltensauffälligkeiten (Cho und Lee, 2017; Sahu et 
al., 2019). Besonders gefährdet durch die Entwicklung hin zu 
mehr Bildschirmzeit scheinen Kinder aus Familien mit nied-

rigem sozioökonomischem Status. Sie verbringen mehr Zeit 
mit Bildschirmmedien und nutzen Apps mit manipulativeren 
Designs (Radesky et al., 2022). 

Wenn Kinder und Jugendliche viel Zeit mit sozialen Medi-
en verbringen, birgt dies nicht nur Gesundheitsrisiken durch 
lange Bildschirmzeiten als solcher, sondern auch aufgrund 
der konsumierten Inhalte. Eine ernstzunehmende Gefahr 
insbesondere für die psychische Gesundheit stellt antisozia-
les Verhalten in sozialen Netzwerken dar. Zu nennen ist hier 
etwa Cybermobbing. Opfer von Cybermobbing zeigen eine 
verstärkte Neigung zu Depressionen und Drogenmissbrauch, 
bis hin zu Selbstmordgedanken (Kowalski et al., 2014). Aktu-
elle Forschungsergebnisse legen nahe, dass nicht nur Opfer, 
sondern auch Zeugen von Cybermobbing leiden (Doumas und 
Midgett, 2021; Wright et al., 2018). Auch stellt sich die Frage, 
wie Kinder und Jugendliche am besten vor pornographischen 
Inhalten und dem Risiko, online Opfer von Sexualstraftätern 
zu werden, geschützt werden können.

Positiv kann sich Studien zufolge dagegen Zeit im Freien 
und in der Natur - auch als „Green Time“ bezeichnet (Oswald 
et al., 2020) – auf die physische und mentale Gesundheit von 
Kindern und Jugendlichen auswirken (Oswald et al., 2020; 
Jackson et al., 2021; McCurdy et al., 2010; Tillmann et al., 
2018; Tremblay et al., 2015; Dadvand et al., 2019), unter 
anderem, weil sich Kinder und Jugendliche im Freien mehr 
bewegen (Gray et al., 2015; Raustorp et al., 2012; Skala et al., 
2012; Vanderloo et al., 2013; Tremblay et al., 2015). Green 
Time kann neuen Erkenntnissen zufolge sogar möglicher-
weise den Gesundheitsrisiken zu langer Bildschirmzeiten ent-
gegenwirken (Oswald et al., 2020). Doch die meisten Kinder 
und Jugendliche bewegen sich zu wenig (Kap. 4.2.1.1). Insbe-
sondere in der Pandemie nahm die physische Aktivität unter 
Kindern und Jugendlichen im Durchschnitt um etwa 20  % ab 
(Neville et al., 2022). Auch verbrachten Kinder und Jugend-
liche weniger Zeit draußen und in der Natur (Larson et al., 
2019).

Aus diesen Beobachtungen folgt vor allem eine Empfeh-
lung, um einen gesunden Umgang von Kindern und Jugend-
lichen mit digitalen Medien zu erreichen: Erziehungsberech-
tigte sollten die Bildschirmzeit begrenzen und bildschirmfreie 
Zeit und Bewegung fördern (Madigan et al., 2022; WHO, 
2020g), möglichst im Freien und in der Natur. Auch die Poli-
tik kann bei einer Trendwende hin zu weniger Bildschirmzeit 
und mehr Bewegung unterstützen, z.  B. in der Gestaltung des 
Schulalltags.

Erziehungsberechtigte und politische Entscheider sollten 
zudem dafür Sorge tragen, dass Kinder- und Jugendliche 
altersgerechte Apps und Plattformen nutzen und bereits ab 
dem Kindergartenalter in ihrer Medienkompetenz gestärkt 
werden. 
Quelle: Krasnova et al., 2023
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4.2.3
Reintegration von Bewegung in allen 
Alltagsbereichen: Vision und Strategie für 
Gesundheit und Wohlbefinden, Klima und 
Umwelt

Voraussetzung für einen grundlegenden Wandel hin zu 
mehr Bewegung im Alltag (Abb. 4.2-6) sind äußere 
Verhältnisse und Angebote, die gesundheits- und 
umweltfreundliches Verhalten für alle attraktiv machen 
oder überhaupt erst ermöglichen. In Anlehnung an die 
Planetary Health Diet (Willett et al., 2019) sind „Plane-
tary Health Activity Patterns and Environments“ vor-
stellbar, als Vision mit folgenden Kerncharakteristika:

 > Bewegungsbewusste Gesellschaft: Die vielfältigen 
Funktionen von Bewegung – über körperliche Arbeit 
oder Fortbewegung hinaus, als grundlegendes phy-
siologisches Bedürfnis, Voraussetzung für individu-
elles Wohlergehen, soziale Interaktionen, Naturerle-
ben und viele Freude bringende Tätigkeit – werden 
in allen Bereichen des Alltags und der Gesellschaft 
explizit berücksichtigt. Dies trägt zu individuellem 
und gesellschaftlichem Wohlergehen, Gesundheits-
förderung und Krankheitsprävention bei, ab dem 
Kindesalter.

 > Gesunde Bewegung im Alltag integriert: Jeder 
Mensch hat attraktive Möglichkeiten und Anreize, 
ausreichend Bewegung in den Alltag zu integrieren, 
langes Sitzen zu reduzieren sowie genug und regel-
mäßig zu schlafen (entsprechend WHO-Empfehlun-
gen: Kasten 4.2-1; Abb. 4.2-3b). Individuell verteilt 
sich ausreichende Bewegung je nach Vorlieben, 
Berufs- und Lebenssituation und lokalen bzw. regio-
nalen Gegebenheiten auf verschiedene Alltagsberei-
che (Erwerbsarbeit bzw. Schule, Haushalt, Trans-
porte, Freizeit) – aber in jedem Bereich gibt es ent-
sprechende Möglichkeiten für jeden, die z.  T. aufein-
ander abgestimmt sind und zusammenwirken. 
Beispiele sind regelmäßige Unterbrechungs- und 
Bewegungsmöglichkeiten sowie Fahrradstellplätze 
und Umkleiden am Arbeitsplatz; Bewegungsange-
bote in Schulpausen; fußläufige, barrierefreie Ein-
kaufsmöglichkeiten und Grünräume mit vielfältigen 
Bewegungsmöglichkeiten; öffentliche Räume mit 
hoher Aufenthaltsqualität und sichere Orte und 
Angebote, an denen Mädchen und Frauen Sport 
ausüben können. 

 > Umweltfreundliche Bewegung insbesondere im Trans-
port: Körperliche Aktivität kann viele technische 
Hilfsmittel ersetzen, in erster Linie im Transport. 
Vom gesenkten Ressourcen-, Energie- und Flächen-
verbrauch sowie geringeren Schadstoff-, Treibhaus-
gas- und Lärmemissionen profitieren Umwelt und 
Klima und damit wiederum jede:r Einzelne. Aktive 

Fortbewegung birgt großes Potenzial, mit relativ 
wenig Aufwand deutlich mehr Bewegung im Alltag 
zu integrieren: Laufen und Radfahren, vor allem auf 
langen Strecken ergänzt durch öffentliche Verkehrs-
mittel, ersetzen viele Autofahrten, bilden für viele 
Menschen einen wichtigen „Grundstock“ leichter, 
moderater oder intensiver körperlicher Aktivität und 
bieten Kontakt zur natürlichen Umwelt.

 > Bewegungsfreundliche physische und soziale Umwelt: 
Äußere Rahmenbedingungen wie die natürliche und 
gebaute Umwelt (räumliche Verteilung und Qualität 
von Wohn-, Arbeits-, Freizeit-, Naturräumen sowie 
öffentlichen Räumen und Infrastrukturen), Regulie-
rungen, wirtschaftliche Anreize (inklusive Steuer- 
und Abgabesystemen, Einpreisung externer Kosten 
und Subventionsreformen, Förderprogramme) und 
gezielt eingesetzte Technologien (Digitalisierung, 
Elektrifizierung) prägen gesundheits- und umwelt-
freundliche Bewegungsmuster, Mobilitätsgewohn-
heiten und langfristig auch soziale Normen – auch 
unter herausfordernden Umweltbedingungen (z.  B. 
Hitzestress, Luftverschmutzung, Pandemien). Sie 
schaffen sichere, inklusive und naturnahe Räume, in 
denen sich alle Bevölkerungs- und Altersgruppen 
gerne bewegen. Sie machen persönliche und soziale 
Kosten bei individuellen Entscheidungen transpa-
rent bzw. preisen sie ein und machen körperlich 
aktive Fortbewegung zur einfachsten, günstigsten, 
schnellsten sowie sicheren Option. Die Gestaltung 
von Bewegungs- und Mobilitätsangeboten berück-
sichtigt wirtschaftliche, soziale und psychologische 
Aspekte (z.  B. die Rolle von sozialen Normen, Sta-
tus- und Gewohnheitseffekten im Verkehr) sowie 
das jeweilige kulturelle Umfeld. 

4.2.4
Übergreifende Ansätze für 
bewegungsfreundliche Umwelt und 
umweltfreundliche Bewegung

Zur Umsetzung der Vision (Kap. 4.2.3) empfiehlt der 
WBGU drei miteinander verschränkte Ansätze: Ausrei-
chend Bewegung ergibt sich über verschiedene Alltags-
bereiche hinweg und in deren Zusammenspiel, daher 
sind erstens Querschnittstrategien erforderlich, die Bei-
träge zur umwelt- und klimafreundlichen Bewegungs-
förderung in mehreren entscheidenden Politikberei-
chen verbindlich verankern und koordinieren. Dadurch 
sollte zweitens in allen Alltagsbereichen die Schaffung 
echter Wahlmöglichkeiten und verbesserter Rahmen-
bedingungen angestoßen werden, die persönliche und 
soziale Kosten transparent und gesunde, umwelt-
freundliche Optionen für jede:n attraktiv machen. Dies 
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wird anhand des für Umwelt und Gesundheit gleicher-
maßen wichtigen Verkehrssektors illustriert. Drittens 
sollten die Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen 
bei der Gestaltung von öffentlichen Räumen und Infra-
strukturen ins Zentrum gestellt werden, da dies zu 
bewegungsfreundlichen Lebensräumen für alle führt 

und Beiträge zu Umwelt-, Klima- und Gesundheitszie-
len in idealer Weise verbindet. Konkrete Handlungs- 
und Forschungsempfehlungen zu den drei Ansätzen 
folgen in den Kapiteln 4.2.5 und 4.2.6.

Reduces risks of developing
dementia (including
Alzheimer’s disease) and
reduces risk of depression

Brain Health

Lowers risk of heart disease,
stroke, and type 2 diabetes

Heart Health

Improves bone health
Bone Strength

Reduces risks of falls

Balance and 
Coordination

Lowers risk of eight cancers:
bladder, breast, colon,
endometrium, esophagus,
kidney, lung, and stomach

Cancer Prevention

Reduces risk of weight gain
Healthy Weight

Improves sleep quality
Sleep

A single bout of moderate-to
vigorous physical activity provides
immediate benefits for your health.

Regular physical activity provides
important health benefits for
chronic disease prevention.

I M M E D I AT E L O N G - T E R M

Reduces blood pressure
Blood Pressure

Reduces feelings of anxiety
Less Anxiety

Emerging research suggests physical activity 
may also help boost immune function.

Nieman, “The Compelling Link,” 201–217.
Jones, “Exercise, Immunity, and Illness,” 317–344.

Health Benefits of Physical Activity for Adults

Abbildung 4.2-6
Vorteile von Bewegung für Gesundheit und Wohlbefinden. 
Quelle: CDC, 2020
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4.2.4.1
Querschnittsstrategie zur umweltfreundlichen 
Bewegungsförderung in allen Bereichen und über 
Governanceebenen hinweg
Im Gesundheitsbereich gibt es bereits viele politische 
Ziele, Strategien und Maßnahmen auf verschiedenen 
Ebenen zu körperlicher Aktivität, gleiches gilt im 
Umwelt- und Klimabereich mit Blick auf aktiven Ver-
kehr, klimasensiblen Städteumbau usw. Um deren 
Wirksamkeit zu erhöhen, sollten sie aber stärker 
 verknüpft werden und individuelle, soziokulturelle 
und Umgebungsfaktoren (Kap. 4.2.2) gleichermaßen 
adressieren.

In der Bewegungsförderung mangelt es vor allem 
an sektorübergreifender Zusammenarbeit zur 
Verhältnisprävention
Zur Bekämpfung des Bewegungsmangels existiert mit 
dem Global Action Plan on Physical Activity der WHO 
(kurz GAPPA; WHO, 2018d; Kasten 4.2-1) ein inter-
nationales Programm, das Bewegungsförderung bereits 
gut mit den Umwelt-, Klima- und Nachhaltigkeitsagen-
den verbindet. Es enthält ein quantifiziertes Ziel, näm-
lich die Verringerung des Bewegungsmangels bis 2030 
um 15  % gegenüber 2010, sowie alle wichtigen Umset-
zungsaspekte – inklusive der Förderung aktiver Fort-
bewegung durch entsprechende Infrastruktur. Mit 
lokalen Schwerpunkten und besonderer Betonung akti-
ver Mobilität, die große Begleitnutzen für Umwelt- und 
Klimaziele bietet, sollte es in jedem Land umfassend 
und auf allen Ebenen umgesetzt werden. 

Dafür kann vor allem auf regionaler und nationaler 
Ebene an eine Vielzahl von Programmen speziell zur 
Bewegungsförderung oder zur Bekämpfung nicht über-
tragbarer Krankheiten angeknüpft werden, z.  B. die EU-
Strategie für mit Ernährung, Übergewicht und Adiposi-
tas zusammenhängenden Gesundheitsfragen (Europäi-
sche Kommission, 2007), zu der der Rat der EU u.a. 
2014 und 2020 mit einem Schwerpunkt auf Sport 
Schlussfolgerungen gefasst hat (Rat der Europäischen 
Union, 2014, 2020). In 2015 hatten 80  % der Länder 
Pläne zur Bewegungsförderung (Sallis et al., 2016a), 
explizit auf sedentäres Verhalten zielende Strategien 
sind seltener (Klepac Pogrmilovic et al., 2020). Bei-
spiele sind z.  B. die IN FORM-Initiative in Deutschland 
(BMEL und BMG, 2008), die nationalen Aktionspläne 
von Irland und Kenia zu körperlicher Aktivität (Healthy 
Ireland, 2022 bzw. Ministry of Health, 2018), oder die 
spezifischeren „Sport 2030“- und „Girls make your 
move“-Programme in Australien (Australian Govern-
ment, 2018a, b). Allerdings müssen diese in vielen Fäl-
len erst noch implementiert werden (nur 56  % befan-
den sich in der Umsetzung, Sallis et al., 2016a) oder 
angesichts nahezu unveränderter oder sich verschlech-

ternder Indikatoren zur körperlichen Aktivität (Kap. 
4.2.1, 4.2.2) erheblich weiterentwickelt werden. Dies 
gilt auch in Hocheinkommensländern (inklusive 
Deutschland, Niestroj et al., 2019), in denen im globa-
len Vergleich sogar die stärkste Zunahme von Bewe-
gungsmangel zwischen 2001 und 2016 erfolgte (Gut-
hold et al., 2018; Kap. 4.2.1), obwohl sie in der Regel 
bereits über vergleichsweise gut entwickelte Strategien 
verfügen (Klepac Pogrmilovic et al., 2020). 

Auf subnationalen Ebenen wird Bewegungsmangel 
allgemein eher als Teil breiterer Strategien adressiert: So 
haben sich in der Shanghai-Erklärung zu gesunden 
Städten (WHO, 2017b) über hundert Städte u.  a. dazu 
bekannt, „nachhaltige urbane Mobilität, Zufußgehen 
und körperliche Aktivität durch attraktive, grüne Nach-
barschaften, Infrastruktur für aktive Fortbewegung, 
starke Verkehrssicherheitsgesetze sowie zugängliche 
Spiel- und Freizeitanlagen zu fördern“. Dies wird z.  B. 
auch relevant für die „Mission für 100 klimaneutrale 
und intelligente Städte bis 2030“ der Europäischen 
Kommission (2021k) und die inhaltlich ähnliche, aber 
global angelegte „Urban Transitions Mission“ des Glo-
bal Covenant of Mayors for Climate & Energy (2022). 

Folgende Hemmnisse und Einschränkungen treten 
auf nationaler Ebene häufig auf:

 > Kein ausreichendes Monitoring von körperlicher Akti-
vität und sedentärem Verhalten und ihren Determi-
nanten in den verschiedenen Alltagsbereichen, die 
Agendasetting und Maßnahmendesign informieren 
könnten, vor allem in Ländern mit niedrigen und 
mittleren Einkommen (Sallis et al., 2016a; Reis et al., 
2016; Pratt et al., 2015; Gelius et al., 2021).

 > Keine quantifizierten Ziele: So hatten z.  B. von 76 
durch Klepac Pogrmilovic et al. (2020) untersuchten 
Ländern zwar 92  % Politikdokumente zu körperli-
cher Aktivität und 62  % zu sedentärem Verhalten, 
aber nur 52  % bzw. 11  % hatten entsprechende 
quantifizierte nationale Ziele formuliert, und die 
Strategien wurden in den meisten Ländern nicht 
ausreichend umgesetzt.

 > Mangelnde sektor- bzw. ressortübergreifende Umset-
zung und Verhältnisprävention: Aktuelle Strategien 
zur Bewegungsförderung wie der GAPPA wollen alle 
Lebensbereiche ansprechen und dort neben dem 
individuellen Verhalten auch grundlegende Verän-
derungen der äußeren Verhältnisse und Rahmenbe-
dingungen adressieren, was relativ große Anstren-
gungen in den entsprechenden Sektoren bzw. Res-
sorts erfordert. In vielen Ländern bekennen sich 
auch mehrere Ressorts in gemeinsamen oder eige-
nen Strategien und Policy-Dokumenten zur Bewe-
gungsförderung. Eine substanzielle Umsetzung z.  B. 
in Form von Gesetzen oder umfangreichen, gut 
 ausgestatteten Programmen erfolgt aber letztlich 
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nur in wenigen Ressorts – z.  B. in EU-Ländern vor 
allem bei Gesundheit, Sport und Bildung, mit Nach-
holbedarf im Transport-, Stadtplanungs- und 
Umweltbereich (Bull et al., 2015; Breda et al., 2018; 
Gelius et al., 2021; Klepac Pogrmilovic et al., 2020). 
Gerade in der Raum- und Stadtplanung sowie in der 
Verkehrspolitik liegen aber wesentliche Hebel zur 
(Um-)Gestaltung von Lebenswelten (Kap. 4.2.4.2), 
die z.  B. durch Informationskampagnen aus dem 
Gesundheitsbereich oder Sportförderung nicht 
ersetzt werden können (Kap. 4.2.2). Umsetzungs-
partnerschaften, die über den Gesundheitsbereich 
hinaus gehen und die wichtigsten Bereiche und (vor 
allem verhältnispräventiven) Hebel gemeinsam 
identifizieren und adressieren sowie entsprechende 
Mittel bereitstellen, sind daher ein wesentlicher 
Erfolgsfaktor der Bewegungsförderung (Reis et al., 
2016; Sallis et al., 2016a; Pratt et al., 2015; Niestroj 
et al., 2019). So sind z.  B. an der deutschen Strategie 
IN FORM nur BMG und BMEL (für gesunde Ernäh-
rung) beteiligt. Bei der Bewegungsförderung, die in 
dem Programm bisher zu kurz kommt (Niestroj et al., 
2019), sollten zur Bearbeitung aller Lebensbereiche 
das BMDV (Transport), BMI (Sport), BMAS (Arbeits-
plätze, auf spezielle soziale Gruppen zugeschnittene 
Programme), BMBF und BMFSFJ (Schulen, Familien, 
Senioren) sowie BMUV und BMWSB (Grün- und 
Blauräume, Stadtentwicklung) ebenfalls mitwirken.

 > Fehlende Koordination: Strukturen zur Koordination 
von Strategien und Maßnahmen zum Wissensauf-
bau und Erfahrungsaustausch sind häufig zu 
schwach und werden zu spät oder nie verstetigt. 
Zudem behindert ein Mangel an Ressourcen und 
Finanzmitteln häufig die Umsetzung auf nationaler 
Ebene (Reis et al., 2016; Pratt et al., 2015; Niestroj 
et al., 2019).

 > Fehlende oder mangelhafte Evaluation von Strategien 
und Maßnahmen, keine Rückübertragung der Ergeb-
nisse (Reis et al., 2016; Gelius et al., 2021; Niestroj 
et al., 2019): Da Maßnahmen oft nicht isoliert, son-
dern in Paketen durchgeführt und von komplexen 
lokalen und nationalen Gegebenheiten beeinflusst 
werden (Gelius et al., 2020), sind quantitative Wir-
kungsvergleiche schwierig und die Übertragung in 
andere Kontexte immer mit einer Anpassungsphase 
verbunden. Um dennoch gute Startpunkte wählen 
und schnell lernen zu können, sind regelmäßige, von 
vornherein eingeplante Evaluationen (z.  B. bei Daten-
sammlung, Kommunikations- und Partizipationsstra-
tegien), systematische Rückübertragung der Erkennt-
nisse und Bereitstellung für andere bei der Auswahl, 
Weiterentwicklung und Skalierung von Maßnahmen 
und Strategien von essenzieller  Bedeutung.

 > Geringe Kapazität: Für Bewegungsförderung und 

Public Health fehlen qualifiziertes Personal, Techno-
logien, Strukturen sowie Finanzmittel für Monitoring, 
Forschung und Umsetzung, vor allem in Ländern 
niedrigen und mittleren Einkommens (Reis et al., 
2016; Sallis et al., 2016a). Zur Gestaltung bewegungs-
freundlicher städtischer Räume und Infrastrukturen 
fehlen Planungs- und Umsetzungskapazitäten in 
Ämtern und Kommunen (Jáuregui et al., 2021). 

Die Umsetzungsprobleme der Bewegungsförderung auf 
kommunaler Ebene sind häufig analog zu den nationa-
len Programmen (Lowe et al., 2022): Absichtserklärun-
gen in Strategiepapieren werden nicht mit messbaren 
Zielen unterlegt; Mittel und Fähigkeiten zur Umsetzung 
werden nicht bereitgestellt bzw. fehlen, vor allem in 
Ländern mit niedrigen und mittleren Einkommen; 
Gesundheit und Bewegungsförderung werden etwa in 
der Stadtplanung und Verkehrspolitik nur unzurei-
chend berücksichtigt (z.  B. Entscheidungen ohne 
Gesundheits- und Umweltfolgenabschätzung vorab, 
keine verpflichtende Vorgaben zur Dichte und Qualität 
bewegungsfreundlicher Umgebungen und Infrastruk-
turen) oder sogar konterkariert (z.  B. durch mehr Stra-
ßen und Parkplätze). Hinzu kommen häufig Probleme 
der Kompetenzaufteilung zwischen verschiedenen 
staatlichen Ebenen, mit teilweise inkonsistenten Zielen 
und Maßnahmen und unklarer politischer Verantwor-
tung (Jáuregui et al., 2021). 

Umgekehrt werden auch in den relevanten Sektoren 
bzw. Politikfeldern wie der Verkehrs- bzw. Mobilitäts-
politik und Stadtplanung die Bewegungsförderung und 
ihre möglichen Synergien mit dem Umwelt- und Klima-
schutz noch vernachlässigt (Kap. 4.2.4.2). 

Bündelung von Kräften durch gemeinsame Ziele und 
Querschnittsstrategie
Durch die unzureichende Abstimmung der Strategien 
zur Bewegungsförderung, der Verkehrspolitik und 
Stadtplanung können Stärken (wie der Blick für Indivi-
duen und deren Motivation bzw. für Rahmenbedingun-
gen) nicht ergänzt und Kräfte nicht gebündelt werden. 
Mehrgewinnstrategien sollten vor allem auf mehr kör-
perliche Aktivität in allen Alltagsbereichen und insbe-
sondere im Verkehr setzen. Dafür ist neben den bishe-
rigen verhaltens- und technologieorientierten Maß-
nahmen in Gesundheits- bzw. Verkehrsstrategien eine 
gemeinsame Anstrengung zur grundlegenden Verände-
rung der Verhältnisse, also der Infrastrukturen, öffent-
lichen Räume und Bewegungsangebote, Preisstruktu-
ren und Regulierungen, notwendig (Kap. 4.2.4.2; zu 
Wohnumgebungen und öffentlichen Räumen: Kap. 
4.3). Nationale Strategien zur Bewegungsförderung 
sollten dabei eine Querschnittsfunktion einnehmen, 
indem sie übergreifende quantifizierte Ziele und 
Lösungsansätze definieren, Beiträge verschiedener 
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Politikbereiche (Kap. 7.1.3.2) verbindlich festschreiben 
und nachverfolgen – ähnlich wie das deutsche Klima-
schutzgesetz, das eine gemeinsame Strategie mit klarer 
Verantwortungszuordnung und Nachsteuerungsme-
chanismen etabliert – sowie subnationale Aktivitäten 
einbetten. 

Daher und mit Blick auf die oben identifizierten Pro-
bleme der Bewegungsförderung schlägt der WBGU in 
Kapitel 4.2.5 acht Prioritäten für Querschnittsstrate-
gien zur integrierten, umweltbewussten Bewegungs-
förderung vor und fasst sie unter dem Akronym 
 E-MOTIONkids zusammen. In ähnlicher Weise haben 
Wen und Wu (2012) einen Vorschlag zur Bewegungs-
förderung analog der „MPOWER“-Initiative (WHO, 
2008) für Tabak gemacht.

Parallel dazu sollte ein umfassendes Forschungspro-
gramm zum Zusammenspiel von Bewegung, Umwelt- 
und Klimaschutz angestoßen werden (wie es z.  B. für 
Ernährung mit der EAT-Lancet Commission on Food, 
Planet, Health bereits existiert; Kap. 4.2.6). 

4.2.4.2
Bewegungsfreundliche Verhältnisse für die 
Mobilitätswende 
Eine Reintegration von Bewegung in alle Alltagsberei-
che bringt große Vorteile für die Gesundheit, und – vor 
allem bei Transporten – auch für Umwelt, Klima und 
Lebensqualität. Allerdings sind die Funktionen von und 

Anforderungen an Verkehrssysteme vielfältig, und das 
individuelle Mobilitätsverhalten ist in komplexer Weise 
von individuellen und sozialen Faktoren und insbeson-
dere äußeren Verhältnissen abhängig (Kap. 4.2.2.2). 
Für grundlegende Verbesserungen im Mobilitätsbereich 
empfiehlt der WBGU daher einen systemischen Ansatz, 
der gleichermaßen auf Gesundheitsförderung durch 
aktive Fortbewegung, auf Emissionsreduktionen sowie 
auf Effizienz bei Energie-, Ressourcen- und Flächen-
verbrauch abzielt und insbesondere auf Lösungen setzt, 
die zu allen drei Zielen beitragen. Im Folgenden wird 
zunächst ein solches Zielbild skizziert und dann auf 
wichtige Umsetzungsaspekte und Maßnahmenoptio-
nen eingegangen.

Mobilitätssysteme von aktiver Fortbewegung  
aus denken 
Umgestaltete oder neue Mobilitätssysteme sollten aus 
Gesundheits-, Klima- und Umweltgründen aktiv, effizi-
ent und emissionsfrei/-arm sein. Ein möglicher 
Lösungsansatz kombiniert Fuß- und Radverkehr mit 
gemeinsam genutzten, verbesserten Verkehrsmitteln 
(Abb. 4.2-7): 
1. Fortbewegung sollte soweit wie möglich aktiv erfol-

gen können, zu Fuß oder mit dem Rad – für län-
gere Strecken, hügeliges Relief und Lasten ggf. auch 
mit E-Bikes und Lastenrädern. Dies ist gesund für 
den Einzelnen, lokal emissionsfrei und minimiert 

aktiv emissions-
frei/arm& möglichst

naturnah

Lange Strecken:
(oder schwere Lasten,
köperliche Einschränkung)

ÖP(N)V
(intermodal, elektrifiziert,
erschwinglich)

+punktuell: Sharing
(kleine, leichte E-Fahrzeuge)

Kurze & mittlere
Distanzen:
(zu allen wesentlichen
Alltagszielen, 15min.-Stadt)

zu Fuß oder per Rad
(ggf. mit E-Motor, als
Lastenrad, im Sharing-
Betrieb)

auch Kinder & Ältere

CO2, 
PM, NOx, ...,

Lärm

effizient
Energie,

Ressourcen,
Fläche

Abbildung 4.2-7
Drei Anforderungen an gesunde, umwelt- und klimaverträgliche Verkehrssysteme (hier nur Personenverkehr) und ihre mögliche 
Umsetzung auf kurzen und langen Strecken. Außerhalb der Überschneidungsbereiche liegen Ansätze, die nur zu einem der Ziele 
beitragen – z.  B. private Elektroautos (emissionsarm, aber passiv und bei üblicher Bauart, Größe, Motorisierung und Nutzung 
nicht effizient) oder mit Verbrennungsmotoren angetriebene öffentliche Busse (Treibhausgasemissionen, bis auf den Zuweg 
keine körperliche Aktivität). 
Quelle: WBGU
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den Raum-, Material- und Energiebedarf (zentra-
ler Überschneidungsbereich in Abb. 4.2-7). Damit 
dies für möglichst viele Menschen und Strecken 
attraktiv, sicher und alltagstauglich ist, sollten Sied-
lungen und Städte kompakt sein („15-Minuten-
Stadt“; Kap. 4.3.3.3); Fuß- und Radwegenetze soll-
ten flächendeckend, attraktiv und lückenlos sicher 
sein (Zukowska et al., 2022; Mölenberg et al., 2019; 
Panter et al., 2019; Stappers et al., 2018), auch für 
unbegleitete Kinder sowie für Ältere und Frauen. 
Sie sollten zudem auch als sicher empfunden wer-
den; z.  B. ist Frauen eine räumliche Trennung von 
Radwegen vom Autoverkehr oft besonders wich-
tig (Aldred et al., 2017). Andere Fahrzeuge dür-
fen Radfahrende nicht gefährden, sie sollten daher 
möglichst klein, leicht und ihre Geschwindigkeit 
begrenzt sein; sie sollten zudem emissionsarm sein 
(Kap. 4.2.1.4). 

2. Effizienter Umgang mit knappem Raum sowie Ener-
gie und Materialien bei Stadtplanung, Infrastruktur 
und Fahrzeugen (unterer Kreis in Abb. 4.2-7), um 
die Klima- und Umweltwirkung des Verkehrs wei-
ter zu reduzieren: Für Strecken, die für aktive Fort-
bewegung zu lang sind, für den Transport schwe-
rerer Lasten sowie für Menschen mit Mobilitäts-
einschränkungen sind motorisierte Verkehrsmittel 
erforderlich. Für hohe Effizienz sollten diese mög-
lichst gemeinsam genutzt werden, damit weniger 
Fahrzeuge benötigt und diese bei jeder Fahrt mög-
lichst gut ausgelastet werden, und in der Größe an 
den jeweiligen Transportzweck angepasst sein. Das 
erfordert vernetzte, flächendeckende öffentliche 
Mobilitätsangebote: vor allem öffentlichen Perso-
nen(nah-)verkehr (ÖP(N)V), der für Menschen mit 
niedrigen Einkommen und ohne Auto essenziell ist 
und erschwinglich sein sollte (WBGU, 2016a; WHO, 
2010: 111). Bei geringerer Bevölkerungsdichte kann 
dieser auf kürzeren Strecken ergänzt werden durch 
Ridesharing-Angebote mit kleineren Rufbussen 
(Tikoudis et al., 2021) sowie punktuell verschiedene 
Fahrzeugsharing-Angebote (Räder, Lastenräder, 
kleine PKW und Nutzfahrzeuge). Allerdings kön-
nen zusätzliche Maßnahmen nötig sein, damit die 
Angebote tatsächlich private PKW und deren Fahr-
ten ersetzen und nicht z.  B. Radfahrten. 

3. Emissionen senken: Schließlich sollten alle verblei-
benden motorisierten Fahrzeuge emissionsfrei bzw. 
emissionsarm sein (rechter oberer Kreis in Abb. 4.2-
7), d.  h. in der Regel elektrifiziert werden („Energie-
wende im Verkehr“: Agora Verkehrswende, 2017), 
um Treihbausgasemissionen, lokale Luftverschmut-
zung und Lärm zu reduzieren sowie die Energieeffi-
zienz zu erhöhen. 

Verbesserungen bei Fahrzeugen durch eine 
grundlegende Mobilitätswende komplementieren 
Aktuelle Reformversuche in der Verkehrs- bzw. Mobili-
tätspolitik fokussieren auf Emissionsreduktionen, wäh-
rend Effizienz in Bezug auf Energie, Material und Flä-
chen sowie Gesundheit durch körperliche Aktivität 
(und ihre Synergien mit Emissionsminderung und Effi-
zienz) bisher vernachlässigt werden. Die dringend 
nötige Senkung der Treibhausgasemissionen im Verkehr 
wird bisher vorrangig mit technischen Veränderungen 
bei Fahrzeugen und Antrieben verfolgt („Antriebs-
wende“), bzw. durch entsprechende Regulierungen und 
finanzielle Anreize; z.  B. sind Elektroautos eine wichtige 
Strategie zur Emissionsvermeidung (Jaramillo et al., 
2022; Creutzig et al., 2016, 2022; Pojani und Stead, 
2015). Doch obwohl der Marktanteil elektrischer Fahr-
zeuge vor allem in China, der EU und den USA wächst 
(Paoli und Gül, 2022), steigen die Treibhausgasemissio-
nen des Straßenverkehrs durch mehr Autos und Ver-
kehr, höhere Motorleistungen und Fahrzeuggewichte 
weiter an (Jaramillo et al., 2022). Auch die lokale Luft-
verschmutzung vor allem durch Feinstaub, die Zahl der 
im Verkehr getöteten Fußgänger:innen, Rad- und 
Motorradfahrende sowie die Belastung und wirtschaft-
lichen Schäden durch Staus bleiben hoch (Europäische 
Kommission, 2021i; Kap. 4.2.1).

Daher müssen zum einen die Anstrengungen zu 
fahrzeugseitigen Verbesserungen verstärkt und z.  B. in 
Deutschland auch Rebound-Effekte bei Fahrzeugen 
und Fahrleistungen und die fossile Fahrzeugflotte ver-
ringert werden (ERK, 2022). Zum anderen sollten 
grundlegende Veränderungen des Mobilitätsverhaltens 
künftig einen signifikanten Beitrag zur schnellen Emis-
sionsminderung leisten (Jaramillo et al., 2022). Zum 
Beispiel könnten die Treibhausgasemissionen des Land-
verkehrs durch Vermeidung und Verlagerung von 
motorisiertem Straßenverkehr um etwa ein Viertel, im 
optimistischsten Fall um die Hälfte reduziert werden 
(Creutzig et al., 2021) – und umgekehrt mehr aktive 
Mobilität und gemeinsame Fahrzeugnutzung zudem 
der Gesundheit zu Gute kommen sowie Flächen- und 
Materialverbrauch senken. Diese Fokusverschiebung 
schlägt sich zunehmend in Stadt- und Mobilitätsleitbil-
dern nieder (UN, 2021c; WBGU, 2016a), z.  B. von der 
WHO (2010), dem europäischen Programm THE PEP 
(UNECE, 2022) und dem deutschen Umweltbundesamt 
(UBA, 2017b) sowie in Verkehrsstrategien der Europäi-
schen Kommission (2020h, 2021f), muss aber national 
und kommunal erst noch umgesetzt werden.

Bewegungsfördernde und Autos verdrängende 
Maßnahmen in Mobilitätsstrategien kombinieren
Grundlegende Veränderungen des Mobilitätsverhaltens 
herbeizuführen ist komplex und erfordert vor allem die 
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Veränderung äußerer Verhältnisse (z.  B.  Infrastrukturen) 
im Rahmen langfristiger Strategien, die verschiedene 
Maßnahmen kombinieren.

Mobilitätsverhalten und Gewohnheiten – tägliche 
Ziele, Verkehrsmittel- und Streckenwahl sowie länger-
fristig Fahrzeuganschaffungen und Wohnort – werden 
von äußeren Verhältnissen, persönlichen und sozialen 
Aspekten geprägt. Wesentliche Einflussfaktoren sind 
räumliche Strukturen und Distanzen, Infrastruktur und 
weitere gebaute und natürliche Umwelt, verfügbare 
Fahrzeuge bzw. Mobilitätsangebote, Preise, Fahrzeiten 
und Komfort sowie individuelles Wissen, Fähigkeiten, 
Gewohnheiten, Überzeugungen bzw. Peer-Group-
Effekte, Statusbedürfnis und kulturelle Normen (Javaid 
et al., 2020; Zukowska et al., 2022; Kap. 4.2.2.2). Viele 
dieser Faktoren haben sich gemeinsam entwickelt, 
bedingen sich gegenseitig und sind auch ökonomisch, 
politisch und kulturell tief verankert (Mattioli et al., 
2020; Urry, 2004). Beispielsweise funktionieren Fahr-
zeugflotten, Infrastrukturnetzwerke und räumliche 
Muster als System, sind teuer und zeitaufwändig aufzu-
bauen und sehr langlebig (Shalizi und Lecocq, 2009). 
Ihr Umbau oder ihr angepasster Aufbau z.  B. in noch 
wachsenden Städten (WBGU, 2016a) und die ggf. 
nötige vorzeitige Stilllegung von Teilen der fossilbasier-
ten Fahrzeugflotte (Tong et al., 2019; ERK, 2022) erfor-
dern eine starke Koordination und verlässliche langfris-
tige Investitionssignale.

Entsprechend sind zur Veränderung von Mobilitäts-
mustern Kombinationen von Maßnahmen sinnvoll 
(Jaramillo et al., 2022; Axsen et al., 2020), die in lang-
fristige Mobilitätsstrategien für alle Verkehrsträger auf 
nationaler und subnationaler Ebene eingebettet wer-
den sollten. Dazu gehören eine veränderte Stadt-
planung und Infrastrukturmaßnahmen, verschiedene 
Regulierungen und Preisinstrumente oder Informa-
tionskampagnen. Insbesondere sollten aktive und 
geteilte Mobilität als attraktive Alternativen zum Auto 
flächendeckend gefördert und Autos und Autoverkehr 
weniger attraktiv gemacht werden (Pull- bzw. Push-
Instrumente, Hrelja und Rye, 2022; SRU, 2020). 

Solche Mobilitätsstrategien sollten nationale mobili-
täts- und klimapolitische sowie kommunale Planungen 
integrieren und wegen des z.  T. langen Vorlaufs und zur 
Vermeidung weiterer Lock-Ins schnellstmöglich in 
Angriff genommen werden. In Europa soll der „Neue 
europäische Rahmen für urbane Mobilität“ (Europäi-
sche Kommission, 2021k) u.  a. Mitgliedsstaaten und 
Städte stärker in die Pflicht nehmen. Er fordert und 
unterstützt die Erstellung von Sustainable Urban Mobi-
lity Plans (SUMPs) für städtische Knotenpunkte des 
transeuropäischen Verkehrsnetzes, wobei die Schwer-
punkte neben der Entwicklung des ÖPNV auch auf 
aktiver Mobilität (explizit auch aus Gesundheitsgrün-

den), Mikromobilität sowie vernetzten Mobilitäts-
diensten liegen. Die Verbindlichkeit bzw. der Anreiz 
sollte allerdings noch erhöht werden, z.  B. über Förder-
bedingungen. Auch Städte jenseits der definierten 
Knotenpunkte sollten einbezogen werden. 

Zur Berücksichtigung politischer und gesellschaftli-
cher Umsetzungshindernisse sollten erstens die gesund-
heitlichen Vorteile und Potenziale für individuelle 
Lebensqualität auch in nationalen und kommunalen 
Mobilitätsstrategien stärker genutzt und betont sowie 
Verknüpfungen mit Strategien zur Bewegungsförde-
rung gestärkt werden. Zweitens ist eine geschickte 
Sequenzierung der Maßnahmen in langfristigen Mobili-
tätsstrategien entscheidend für deren Erfolg (Creutzig 
et al., 2022): Zum Beispiel sollten Regulierungen, 
Bepreisung und Einschränkungen für den Autoverkehr 
parallel zur Schaffung und Verbesserung von Alternati-
ven verschärft werden. Drittens sollte die Strategieer-
arbeitung transparent und unter breiter Beteiligung von 
Akteuren auch außerhalb der Auto-, Kraftstoff- und 
Straßenbauindustrie erfolgen. 

Niedrigeinkommensländer brauchen schnelle 
Unterstützung bei Strategieentwicklung und 
Umsetzung, um Lock-Ins zu vermeiden
Die Europäische Kommission (2021k) möchte die inter-
nationale Zusammenarbeit im Bereich der urbanen 
Mobilität stärken, z.  B. mit dem Global Covenant of 
Mayors for Climate & Energy (2022), was angesichts 
des Städtewachstums vor allem in Afrika und Asien 
(Kap. 4.3; Jaramillo et al., 2022) auch notwendig ist. 
Insgesamt sollten Länder mit niedrigen und mittleren 
Einkommen bei der Entwicklung aktiver, geteilter 
Mobilität – ggf. bis hin zu lokal hergestellten elektri-
schen Fahrrädern oder Bussen – umfassend unterstützt 
werden (Kap. 4.2.5.2). 

Aktive Mobilität direkt und indirekt fördern: 
Stadtplanung, Infrastruktur und öffentliche 
Verkehrsmittel 
Zu den wichtigsten Maßnahmen zur Förderung eines 
aktiveren Mobilitätsverhaltens (Gelius et al., 2020; 
Zukowska et al., 2022; Jaramillo et al., 2022: 1058; 
Creutzig et al., 2021, 2022: 527; Pojani und Stead, 
2015; Pucher und Buehler, 2008) gehören die Entwick-
lung kompakter, gemischter Städte, in denen z.  B. mög-
lichst viele Alltagsziele gut zu Fuß oder mit dem Rad 
erreicht werden können; die Schaffung sicherer, attrak-
tiver öffentliche Räume und Infrastruktur, z.  B. vom 
Autoverkehr getrennte Radwege, gute Fußwege und 
Grünflächen statt Hitzinseln (hohe „walkability“: Sae-
lens et al., 2003; Cerin et al., 2006; Bonaccorsi et al., 
2020); sowie indirekt die Bereitstellung flächendecken-
der, komfortabler und schneller öffentlicher Verkehrs-
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mittel, die private PKW auch für längere Strecken ver-
zichtbar machen und deren Nutzung mit körperlicher 
Aktivität verbunden ist (Morency et al., 2011).

Zur direkten Förderung aktiver Fortbewegung kön-
nen auch Interventionen im Arbeitsumfeld beitragen 
(Petrunoff et al., 2016), z.  B. sichere Abstellplätze und 
Duschen am Arbeitsort, um die Fahrradnutzung attrak-
tiver zu machen (Hamre und Buehler, 2014; Heinen 
und Buehler, 2019). Bikesharing-Systeme haben z.  B. in 
Städten in Brasilien, Korea und China zu mehr Fahrrad-
nutzung geführt, wenn auch nicht zu weniger Autover-
kehr (Pojani und Stead, 2015). Eine weitere Option ist 
die Förderung von E-Bikes (Pojani und Stead, 2015). 

Die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel wird unter 
anderem von der Erreichbarkeit wichtiger Ziele, der 
Distanz zur nächsten Haltestelle, Preisen und Fahrzei-
ten beeinflusst (Taylor und Fink, 2013; Shen et al., 
2016; Ewing und Cervero, 2017; Javaid et al., 2020). 
Darüber hinaus sind vielen Nutzer:innen integrierte, 
multimodale Planungs- und Ticketsysteme wichtig 
(Europäische Kommission, 2020g). Neben schienenge-
bundenen Systemen sind auch Busse auf separaten 
Spuren effizient, aber günstiger und damit für Städte in 
Ländern niedrigen und mittleren Einkommens und dort 
für wiederum für ärmere Menschen besonders relevant 
(Pojani und Stead, 2015; Venter et al., 2018; Ingvard-
son und Nielsen, 2018). Lokal können auch Ride-
sharing- (Rufbus-) und Fahrzeugsharing-Angebote in 
den ÖPNV integriert werden, die mit digitalen Kommu-
nikationsmitteln und Algorithmen mittlerweile komfor-
tabel und effizient möglich sind (Shaheen und Cohen, 
2019). Im Sinne des obigen Leitbilds (Abb. 4.2-7) ist 
dies insbesondere als Zubringer bzw. für die „letzte 
Meile“ in Gebieten mit niedrigerer Bevölkerungsdichte 
(Tikoudis et al., 2021) und für Lastentransporte sinn-
voll. Carsharing kann indirekt die Nutzung aktiver und 
geteilter Verkehrsmittel erhöhen (Amatuni et al., 2020), 
z.  B. wenn die Verfügbarkeit von Carsharing für gele-
gentliche Fahrten die Anschaffung eines eigenen Autos 
verhindert (Nijland und van Meerkerk, 2017). Aller-
dings sollte sichergestellt werden, dass solche Angebote 
vor allem anstelle privater PKW und nicht des ÖPNV 
oder aktiver Fortbewegung genutzt werden (Becker et 
al., 2018). Bei niedriger Bevölkerungsdichte kann eine 
an Verfügbarkeits- und Qualitätskriterien gebundene 
Subventionierung beim ÖPNV und eingebundenen 
lokalen Sharing-Systemen notwendig und auch als Teil 
der Daseinsvorsorge sinnvoll sein. 

Die Verbesserung aktiver und öffentlicher Mobili-
tätsoptionen sollte durch intensive politische Kommu-
nikation und Informationskampagnen zu Gesundheits- 
und Umweltwirkungen flankiert werden (Mulley und 
Ho, 2017), wobei positive persönliche Einstellungen 
gefördert und gesellschaftliche Normen, Machbarkeit 

und Wirksamkeit der Maßnahmen betont werden soll-
ten (UBA, 2022b).

PKW-Nutzung nicht länger bevorteilen
Die Förderung aktiverer Mobilität ist vor allem wirksam 
im Zusammenspiel mit Maßnahmen, die die PKW-Nut-
zung weniger attraktiv machen und die Abwälzung der 
Kosten auf andere Verkehrsteilnehmer und die Allge-
meinheit verhindert, so dass die aktive Option für die 
meisten Wege zur angenehmeren und günstigeren 
Option wird. Aufgrund der verschiedenen negativen 
Auswirkungen des PKW-Verkehrs auf Dritte sind auch 
hier Kombinationen mehrerer Maßnahmen sinnvoll: 

 > Bepreisung von Straßennutzung, Parken und loka-
len Emissionen insbesondere in Städten (Pojani und 
Stead, 2015; Creutzig et al., 2020) sowie von Kraft-
stoff- bzw. Stromverbrauch und Treibhausgasemis-
sionen entsprechend der tatsächlichen gesellschaft-
lichen Kosten, was aus politischen Gründen bisher 
vermieden wird (Axsen et al., 2020) oder zumindest 
der Effizienzsteigerungen.

 > Emissionssenkung und Effizienzsteigerungen durch 
Regulierungen wie Schadstoff- oder Treibhausgas-
obergrenzen für Fahrzeuge bzw. Flotten oder Kraft-
stoffe (z.  B. EU, Kalifornien, Kanada), verpflichtende 
Absatzquoten für „Nullemissionsfahrzeuge“ (einige 
US-Bundesstaaten, China) bis hin zum kompletten 
Verbot der Neuzulassung von Verbrennungsmoto-
ren (z.  B. in der EU ab 2035: Rat der Europäischen 
Union, 2022; in British Columbia für 2040 veran-
kert: Axsen et al., 2020) sowie Kraftstoffeffizienz-
standards (z.  B. in den USA, China und Japan: Lip-
man, 2017). Bisherige Regulierungen enthalten z.  T. 
Ausnahmen und Lücken, z.  B. gibt es in der EU in 
den Flottenemissionszielen Erleichterungen für 
schwerere PKW, die abgebaut werden sollten (Axsen 
et al., 2020; SRU, 2017), und bisher keine effektive 
Regulierung der Energieeffizienz (auch bei Elektro-
autos), die ergänzt werden sollte. Da Firmenwagen 
einen großen Teil der Neuwagen ausmachen – z.  B. in 
Europa ca. 60  % (Transport & Environment, 2023) 
– können auch Elektrifizierungs- und Effizienzvor-
gaben für Firmenflotten sinnvoll sein.

 > Abbau von Steuervorteilen und Subventionen bei 
PKW-Kauf und -Nutzung, inklusive ineffizienter 
Subventionen beim Kauf von Elektroautos, und z.  B. 
nach CO2-Emissionen, Effizienz und Gewicht gestaf-
felte fahrzeugbezogene Steuern. Zur gezielten sozia-
len Abfederung höherer Preise eignen sich einkom-
mensabhängige Pro-Kopf-Zahlungen und bessere 
ÖPNV-Angebote (Creutzig et al., 2020).

 > Umverteilung von Verkehrs- und Parkflächen, Ver-
änderung von Verkehrsregeln und -management, z.  B. 
Tempolimits und fußgänger- und fahrradfreundliche 

       
       

       
       

       
       

       
       

 

ENTWURF



Bewegungsfreundliche Umwelt, umweltfreundliche Bewegung  4.2 

131

Ampelschaltungen (Pucher und Buehler, 2008). 
 > Einschränkung befahrbarer Strecken insbesondere 

für den Durchgangsverkehr, z.  B. in Wohngebieten 
(wie „Superblocks“ in Barcelona und Vitoria-Gasteiz 
ebenfalls in Spanien, „Kiezblocks“ in Berlin) oder 
zwischen Stadtteilen. So ist z.  B. Groningens Innen-
stadt seit 1977 in vier Sektoren aufgeteilt, die für 
Autos jeweils nur von einer Ringstraße aus zugäng-
lich sind, während Fußgänger:innen und Radfahre-
nde die direkten, schnelleren Wege nehmen können. 
Durch diese und weitere Maßnahmen wie Radwege, 
Radstellplätze und Ampelschaltungen macht dort 
der Radverkehr fast 60  % der lokalen Fahrten aus 
(Pucher und Buehler, 2007), und der Autoverkehr 
hat sich halbiert. In Den Haag und Gent wurden 
2009 bzw. 2017 ähnliche Konzepte eingeführt (Tsu-
bohara, 2018; Engels, 2020). 

 > Schutz von Radfahrenden und Fußgänger:innen 
durch Verkehrsmanagement, Verkehrsanlagen, 
Geschwindigkeits- und Gewichtsobergrenzen und 
verpflichtende Sicherheitssysteme für PKW und 
LKW, z.  B. beim Abbiegen oder Tempolimitüber-
schreitung.

Diese Regulierungs- und Preisinstrumente machen ins-
gesamt die Nutzung privater und geteilter PKW weniger 
attraktiv als aktive Fortbewegung, Bussen und Bahnen. 
Wo dennoch weiter PKW genutzt werden, kommen bei 
privaten Fahrzeugen die Regulierung und Bepreisung 
von Parkmöglichkeiten sowie fahrzeug-bezogene Steu-
ern stärker zum Tragen als bei Ride- und Carsharing-
Angeboten, so dass sich letztere als attraktivere Option 
und als Geschäftsmodelle besser etablieren können. In 
Gebieten mit hoher Bevölkerungs- und ÖPNV-Dichte 
könnten Sharing-Dienste zudem eingeschränkt werden, 
um Verlagerungen weg von aktiver Mobilität und ÖPNV 
zu verhindern (Tikoudis et al., 2021). 

Politökonomische und gesellschaftliche Barrieren 
adressieren
Bisher wird gerade auf Maßnahmen, die die Bevor-
zugung des Autos abbauen und so die relative Attrakti-
vität der Fortbewegungsoptionen maßgeblich verschie-
ben könnten, weitgehend verzichtet – selbst wenn 
Alternativen zum Auto vorhanden sind. Dies liegt an 
verschiedenen politökonomischen und gesellschaftli-
chen Barrieren, die bei der Maßnahmenwahl und 
-abfolge berücksichtigt und sukzessive abgebaut wer-
den sollten: 

 > Spürbare finanzielle Belastungen für Autofahrer 
durch Steuern und Gebühren gelten als politisch ris-
kant und aufwändig zu vermitteln (Axsen et al., 
2020; Creutzig et al., 2020), weil sie z.  B. primär als 
Einnahmequelle des Staates aufgefasst und ihre 
Lenkungswirkung nicht gesehen wird, oder auf-

grund ihrer erwarteten Verteilungswirkungen 
(Maestre-Andrés et al., 2019). Alternativ können 
zunächst Regulierungen, z.  B. Verkehrs- und 
Zufahrtsregeln, und Infrastrukturmaßnahmen mit 
Lenkungswirkung statt zur Nachfragebefriedigung 
eingesetzt werden. 

 > Automobil-, Öl- und Straßenbauwirtschaft, deren 
Geschäftsmodelle auf Verkauf und Nutzung mög-
lichst vieler und großer Fahrzeug beruht, haben in 
vielen Staaten erhebliches ökonomisches Gewicht 
und politische Macht. Sie werden teils immer noch 
als Schlüsselindustrien einer wachstumsorientierten 
Wirtschaftspolitik gesehen und besonders gefördert 
(Mattioli et al., 2020). Diese Verflechtungen und die 
Verteilung von Profiten und gesellschaftlichen Kos-
ten sollten transparent gemacht, der Lobbyeinfluss 
begrenzt sowie aktive und geteilte Transporte ent-
sprechend ihres Beitrags zu gesellschaftlichen Zielen 
in staatlichen Strukturen, Budgets und Prozessen 
stärker gewichtet werden. Dies betrifft z.  B. auch 
administrative Institutionen der Raum- und Ver-
kehrsplanung, die z.  T. um- oder neu aufgebaut wer-
den sollten um neue Praktiken etablieren zu können 
(Hrelja und Rye, 2022). 

 > Das Auto ist tief mit gesellschaftlichen Strukturen 
und Narrativen verwoben, die wenig bewusst sind 
und kaum hinterfragt werden. In autoorientierten 
Gesellschaften werden dem privaten Auto neben 
dem Transport weitere Funktionen zugeschrieben 
(Mattioli et al., 2020; Urry, 2004). Es ist Teil von 
individuellen und kollektiven Identitäten und wird 
als kulturelles Symbol – z.  B. auch in Filmen, Litera-
tur und Musik – für Freiheit und Unabhängigkeit, 
Erfolg, Status und Klasse, Macht und Männlichkeit 
verwendet. Es wird z.  T. wahrgenommen als privater 
Raum und Schutz gegen die Außenwelt und wurde 
zum integralen Bestandteil und flexiblen Werkzeug 
zur Bewältigung eines Alltagslebens gemacht, das 
wiederum auf die Autonutzung abgestimmt ist und 
diese erzwingt (coercive flexibility: Urry, 2004). 
Gegenentwürfe zur autoorientierten Gesellschaft – 
und z.  B. auch Leitbilder für Städte (wie z.  B. Paris; 
Kap. 4.3) – sollten daher nicht nur auf aktive und 
gesunde, effiziente und saubere Verkehrsmittel 
abzielen, sondern ebenfalls in ein breiteres gesell-
schaftliches Narrativ eingebettet werden. Dies sollte 
auch andere Alltagsbereiche, soziale und politische 
Aspekte adressieren wie Begegnungsorte, Teilhabe, 
öffentliche Güter, Macht, Partizipation, Konsum, 
Status, soziale Vorbilder und Normen, Wohlstands-
messung usw. (Kap. 3.2, 4.2.2; WBGU, 2016a).

Zusammenfassend sollten also umfassende Langfrist-
strategien mit Infrastruktur- und komplementären Maß-
nahmen entwickelt werden, die Rahmenbedingungen 
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für aktive und geteilte Fortbewegung setzen und Auto-
fahren weniger attraktiv machen – als Einstieg und 
Katalysator für neue Gewohnheiten und breite gesell-
schaftliche Trends.

4.2.4.3
Kinder als Gestaltungsfokus und Indikator 
für grüne, sichere Bewegungsräume und 
Infrastrukturen für alle
Kinder und Jugendliche sind angesichts ihres in vielen 
Ländern erschreckenden Bewegungsmangels eine der 
wichtigsten Zielgruppe bei der Förderung körperlicher 
Aktivität (Kap. 4.2.1, 4.2.2.3), auch als langfristige, 
nachhaltige Investition in Gesundheit und Umwelt. Das 
Wohnumfeld, die Schule und Familie bieten wesentli-
che Ansatzpunkte für Verhältnis- und Verhaltens-
prävention. 

Im Wohnumfeld sind das Bewegungs- und Mobili-
tätsverhalten sowie der selbstständige Aktionsradius 
von Kindern und Jugendlichen gute Indikatoren für zur 
Bewegung einladende, sichere, umweltfreundliche und 
z.  T. auch naturnahe öffentliche Räume und Verkehrs-
infrastrukturen die allen zu Gute kommen, z.  B. auch 
Menschen mit Mobilitätseinschränkungen durch 
Behinderung, Alter oder Kinderwagen. Städte und Inf-
rastrukturen weiträumig und nicht nur auf eingezäun-
ten Flächen wie Spielplätzen und Schulhöfen für Kin-
der und Jugendliche angemessen zu gestalten und an 
deren natürlichen Bewegungsdrang anzupassen, ist 
daher ein für mehrere gesellschaftliche Ziele wirksamer 
Hebel. Es ist zudem ein nützlicher Leitgedanke, der 
auch viele weltweit bereits vorhandene Konzepte für 
nachhaltigen Stadtumbau und Verkehr noch bereichern 
kann (Gill, 2021). So spricht auch die Unvereinbarkeit 
der Sicherheit von Kindern mit starkem Autoverkehr 
dafür, beim Klimaschutz im Verkehr viel stärker auf 
eine „echte“ Mobilitätswende zu setzen, also auf eine 
massive Verlagerung auf aktive oder öffentliche Ver-
kehrsmittel sowie kleinere, leichtere und langsamere 
Fahrzeuge (Kap. 4.2.4.2). Bei gemeinwohlorientierten 
Politikmaßnahmen die Vorteile für Kinder aufzuzeigen 
kann außerdem die Zustimmung zu solchen Maßnah-
men steigern (Toossi, 2022). Kindern den Zugang zu 
geeigneten Bewegungs- und Spielräumen in der Natur 
und der gebauten Umwelt zu ermöglichen, ihre Selbst-
bestimmtheit, aber auch ihre Erfahrung von Raum, 
Zeit, und körperlichen sowie natürlichen Grenzen durch 
freies und naturnahes Spiel zu stärken, kann wiederum 
Kompetenzen fördern, die sich positiv auf Gesundheit, 
soziale Interaktion und Mensch-Natur-Verhältnis 
 auswirken.

Im Setting Schule bzw. auch in frühkindlichen Bil-
dungsstätten wie Kitas und Kindergärten kommt einer 
umfassend bewegungsorientierten Gestaltung der 

Lebenswelten Kindergarten und Schule eine zentrale 
Rolle zu, die wiederum Einfluss auf das familiäre Umfeld 
haben kann: Zum Eintritt in den Kindergarten und zur 
Einschulung, aber auch bereits mit Geburt eines Kindes, 
entwickeln viele Familien neue Transportgewohnheiten 
(Lanzendorf, 2010; Müggenburg et al., 2015; Plyush-
teva und Schwanen, 2018). Dies ist eine Gelegenheit, 
Mobilitätsbiografien nicht nur der Kinder zu prägen 
bzw. zu verändern. Dies erfordert eine Verkehrs- und 
Infrastrukturpolitik, Stadtplanung und kleinräumige 
Gestaltung, die Eltern und Kindern einen sicheren, akti-
ven und angemessen selbstständigen Schulweg ermög-
licht sowie flankierende Informationen und „Peer-
Aktionen“ für die Eltern schon ab den ersten Kontakten 
mit Kindergarten bzw. Schule. Darüber hinaus können 
Förderprogramme für öffentliche Transporte oder z.  B. 
auch (Lasten-)Räder für Haushalte mit niedrigem Ein-
kommen sinnvoll sein. Dies sollte im Setting Schule 
bzw. Bildungsstätte mit einer ganzheitlichen „Bildung 
für Planetare Gesundheit“ verbunden werden, zu der 
auch mit Bewegung aufgelockerte Unterrichtsformate, 
Bewegungsangebote in den Pausen, Sportunterricht 
und weitere niedrigschwellige Sportangebote in Schu-
len aber auch bereits in der frühkindlichen Bildung 
gehören (Kap. 8.1). 

4.2.5
Handlungsempfehlungen 

Die folgenden Handlungsempfehlungen beziehen sich 
überwiegend auf die nationale und subnationale Ebene. 
Allerdings brauchen einige Länder Unterstützung bei 
der Umsetzung, z.  B. bei der Gestaltung von Städten, 
Mobilitätssystemen und der Gesundheitsförderung, die 
von internationalen Institutionen der Entwicklungszu-
sammenarbeit, Finanzinstitutionen wie der Weltbank 
und regionalen Entwicklungsbanken geleistet wird. 
Daher empfiehlt der WBGU übergreifend, dass auch 
diese Institutionen sich das Leitbild zu eigen machen (1) 
in allen Alltagsbereichen Verhältnisse für umwelt-
freundliche Bewegung zu schaffen, insbesondere (2) für 
eine echte Mobilitätswende, und dabei (3) die Bedürf-
nisse von Kindern zum Gestaltungsmaßstab zu machen. 

4.2.5.1
Bewegung in alle Alltagsbereiche reintegrieren 
und mit Klima- und Umweltschutz verbinden
Bewegungsförderung, Umwelt- und Klimaschutz unter-
stützen sich gegenseitig und sollten als gemeinschaftli-
ches Projekt mit direkt erlebbaren, positiven Eindrü-
cken eines gesunden, mobilen Lebens in gesunder 
Umwelt kommuniziert und angegangen werden. Dies 
erfordert äußere Verhältnisse – Regulierung, Steuern 
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und Preise, Infrastrukturen und Raumplanung, öffent-
liche Angebote – in denen gesundes, umweltgerechtes 
Verhalten das attraktivste ist und sich nachhaltige 
Geschäftsmodelle z.  B. im Verkehr überall durchsetzen 
können. Dafür müssen verschiedene Politikbereiche 
sowie internationale, nationale und kommunale Ebe-
nen eng zusammenarbeiten, um übergreifende Strate-
gien zu entwickeln und lokal angepasste Lösungen zu 
implementieren. 

Integrativen 24-h-Ansatz und Umweltperspektive in 
Empfehlungen zu körperlicher Aktivität verankern
Nationale sowie internationale Empfehlungen zu kör-
perlicher Aktivität und sedentärem Verhalten, wie bei-
spielsweise die der WHO (Kap. 4.2.4.1), sollten um 
Hinweise zu Lebensbereichen und Umweltfolgen 
ergänzt werden und explizit auf die Mehrgewinne von 
aktiver Mobilität für Umwelt und Gesundheit verwei-
sen. Folgende Fragen sollten im Zentrum stehen: Wie-
viel Bewegung kann erreicht werden (Größenord-
nung)? Auf welche Weise? Welche Effekte auf die indi-
viduelle Gesundheit sowie die SDGs hätten die Verän-
derungen in den jeweiligen Lebensbereichen? Welche 
Indikatoren sollten für Monitoring, Maßnahmenaus-
wahl und Umsetzung genutzt werden? Darauf basierend 
könnten die WHO und andere internationale Organisa-
tionen (z.  B. UN Habitat, Weltbank) Länder bei der Defi-
nition, Quantifizierung und Umsetzung detaillierter 
nationaler Ziele und Strategien unterstützen sowie Mul-
tiplikator:innen wie z.  B. Gesundheitfachkräften eine 
fundierte Empfehlungsbasis liefern (Reis et al., 2016). 

Querschnittsstrategien zur Bewegungsförderung 
stärken – E-MOTION kids 
Großskalige, systemische Ansätze für mehr umwelt-
freundliche körperliche Aktivität erfordern national-
staatliche Koordination, Rahmensetzungen und öffent-
liche Güter, unterstützt von Kommunen, Zivilgesell-
schaft, Unternehmen und Individuen. Daher empfiehlt 
der WBGU, in nationalen Querschnittsstrategien zur 
umwelt- und klimafreundlichen Bewegungsförderung 
übergreifende quantifizierte Ziele und Lösungsansätze 
zu definieren, Beiträge und Verantwortung verschiede-
ner Politikbereiche verbindlich festzuschreiben und 
nachzuverfolgen (ähnlich der gemeinsamen Verantwor-
tungsübernahme, konkreten Beiträge und Nachsteue-
rungsmechanismen im deutschen Klimaschutzgesetz) 
und für Konsistenz mit subnationalen Aktivitäten zu 
sorgen (Jáuregui et al., 2021). Erste Schwerpunkte 
können „opportunistisch“ nach kurzfristigen nationa-
len und lokalen Bedürfnissen gesetzt und Experimen-
tierräume geschaffen werden (SRU, 2020), um schnell 
direkt erlebbare, positive Eindrücke eines gesunden, 
mobilen Lebens in gesunder Umwelt und Akzeptanz zu 

schaffen (z.  B. durch nationale Politik- und Förderpa-
kete für kommunal umzusetzende Spielstraßen, öffent-
liche Plätze, Parks, Radwege, Sportplätze), die dann 
thematisch erweitert werden. Folgende Kernelemente 
sollten in den Strategien enthalten sein: 

 > Environment – bewegungsfreundliche Umwelt schaf-
fen, um umwelt- und gesundheitsfreundliche Bewe-
gung zu erreichen: Die Gestaltung der physischen, 
regulatorischen und sozialen Umgebung (sowie von 
Preisstrukturen) zur Verhältnisprävention sollte in 
allen Lebensbereichen in den Fokus rücken. Alle 
Menschen sollten attraktive Optionen für gesundes 
und umweltfreundliches Verhalten haben. Alltags-
bewegung fördernde Strukturen werden durch 
attraktive, sichere und möglichst naturnahe Sport-
angebote ergänzt, vor allem auch für Mädchen und 
Frauen, Ältere sowie Menschen mit Behinderungen.

 > Monitoring and evaluation: (1) Sammlung, öffentli-
che Bereitstellung und Analyse von Daten zu kör-
perlicher Inaktivität und sedentärem Verhalten, wie 
es bereits teilweise durch das Global Observatory for 
Physical Activity durchgeführt wird (Varela et al., 
2017) und der dahinter liegenden Faktoren, mög-
lichst aufgeschlüsselt nach Lebensbereichen sowie 
(2) Datensammlung und -bereitstellung zu Strate-
gien und Maßnahmen zur Bewegungsförderung und 
Evaluation von deren Effektivität. Darauf basierend 
sollten Best Practices geteilt und aktiv skaliert wer-
den, z.  B. durch dauerhafte Koordinierungsstellen.

 > COmpetences: Kompetenzaufbau in der Bevölkerung 
und bei Fachpersonal durch (1) Gesundheits- und 
Umweltbildung in Theorie und Praxis ab der Schule, 
verbesserte Informationen, Kampagnen usw., (2) 
Ausbildung von Public-Health-Fachkräften und (3) 
Fortbildung von Fachkräften in allen medizinischen 
Sektoren (Kap. 6.2, 8).

 > Targets: Das von der WHO verabschiedete Ziel von 
10  % bzw. 15  % weniger Bewegungsmangel bis 2025 
bzw. 2030 im Vergleich zu 2010 (WHO, 2013a; 
2018d) sollte in nationalen Strategien verankert 
werden. Es sollte dabei gesetzlich festgeschrieben 
werden, welche Beiträge in verschiedenen Lebens-
bereichen erwartet werden, welches Ressort dafür 
jeweils verantwortlich ist und wie dies nachverfolgt 
und ggf. nachgesteuert wird. Für Kinder sollten 
eigene quantifizierte Ziele zu Bewegung und deren 
Voraussetzungen definiert werden, z.  B. zur Nähe zu 
öffentlichen Bewegungsräumen und -angeboten, 
„kindersichere“ Verkehrsanlagen oder zu Fuß oder 
mit dem Rad zurückgelegte Wege.

 > Incentives and financing: Es sollten Anreize zur 
Bewegung gesetzt werden, Externalitäten bepreist 
und gesundheits- und umweltschädliche Subventio-
nen in allen Lebensbereichen abgeschafft werden. 
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Zudem sollten umweltbewusste Programme zu kör-
perlicher Aktivität und sedentärem Verhalten finan-
ziert werden.

 > Organizational structures / Koordinierungs- und 
Durchführungsstrukturen: Aufbau, Stärkung und 
lokale Umsetzung von Strukturen und Prozessen zur 
umweltbewussten Bewegungsförderung, die All-
tagsbereiche, Sektoren und Ressorts übergreifende 
Programme koordinieren. Dauerhafte nationale 
Koordinierungsstellen können (1) Akteure vernet-
zen, (2) nationale und kommunale Strategien parti-
zipativ entwickeln und aufeinander abstimmen und 
dabei international z.  B. den Global Action Plan on 
Physical Activity der WHO (Kasten 4.2-1), in Europa 
die Vorschläge von THE PEP (UNECE, 2022) und 
EU-Empfehlungen und -Vorgaben zu Bewegungs-
förderung und urbaner Mobilität berücksichtigen, 
(3) deren Umsetzung durch sektorübergreifende 
Partnerschaften und unabhängige Evaluation koor-
dinieren, (4) Verstetigung erfolgreicher Projekte 
durch rechtzeitige Finanzierung sicherstellen, (5) 
Wissen und Erfahrungen sammeln und in die Breite 
tragen. Für lokal angepasste, effektive Maßnahmen 
brauchen Städte und Kommunen ausreichende Ent-
scheidungsbefugnisse und Ressourcen, z.  B. zur 
Gestaltung öffentlicher Räume, der Umwidmung 
von Straßenraum, Parkraummanagement und Tem-
polimits.

 > Networks, cross-sector partnerships and policies: 
Effektive Bewegungsförderung, vor allem die grund-
legende Veränderung der äußeren Verhältnisse, 
erfordert sektor- und akteursübergreifende Koope-
ration, z.  B. zwischen der Gesundheits-, Verkehrs-, 
Raumplanungs-, Sport-, Bildungs- und Familienpoli-
tik bzw. entsprechenden Behörden von der nationa-
len bis zur kommunalen Ebene sowie wissenschaft-
lichen und zivilgesellschaftlichen Akteuren. Die 
gesetzliche Festlegung quantifizierter Sektorbeiträge 
(z.  B. des Verkehrs und der Stadtplanung) sowie von 
Abstimmungspflichten kann umweltfreundlicher 
Bewegungsförderung ausreichendes Gewicht und 
Ressourcen sichern. Die nationale Umsetzung des 
WHO-Aktionsplans zur Bewegungsförderung sollte 
mit Umwelt- und Klimastrategien, etwa zu Grün- 
und Naturräumen, Klimafolgenanpassung und Emis-
sionsminderung des Verkehrs abgestimmt werden. 
Lokal sollten z.  B. in der Raum- und Verkehrspla-
nung neben Klima- und Umweltfolgen auch Chan-
cen für mehr körperliche Bewegung – vor allem von 
Kindern und Jugendlichen – stark gewichtet wer-
den. Forschungsfelder mit Bewegungsbezug, z.  B. zu 
Physical Activity, Sedentary Behaviour, Schlaf, 
Umwelt/Klima und Mobilität, sollten mit einer 
gemeinsamen Agenda zu Gesundheit und Umwelt 

zusammengebracht werden (Kap. 4.2.6, 7). 
 > kids – Kinder als wichtiger Fokus: Bei der Berück-

sichtigung der genannten Aspekte für Strategien 
sollte jeweils der Gestaltungsfokus Kinder maßgeb-
lich beachtet werden (Kap. 4.2.5.3). 

4.2.5.2
Von Verkehrs- zu Mobilitätspolitik: Systemische 
Strategien für eine echte Mobilitätswende
Speziell im Mobilitätsbereich sind Kombinationen von 
Maßnahmen nötig, die alle Verkehrsträger betreffen 
und systemisch wirken, z.  B. zu Infrastruktur, Raum- 
und Stadtplanung, öffentlichen Angeboten, Regulie-
rung und Bepreisung von Fahrzeuggröße und -effizi-
enz, Emissionen, Lärm und Platzverbrauch. Mobilität 
sollte nicht nur emissionsarm und effizient in Bezug auf 
Energie, Ressourcen und Flächen werden, sondern vor 
allem auch viel aktiver. Sie sollte allen, die zu Fuß 
gehen, Rad fahren oder öffentliche Verkehrsmittel 
 nutzen, volle gesellschaftliche Teilhabe ermöglichen. 
Konsequent gesetzte Rahmenbedingungen für private 
PKW machen auch die ergänzende Nutzung von geteil-
ten Verkehrsmitteln deutlich attraktiver, d.  h. vor allem 
ÖP(N)V als „Rückgrat“ von Mobilitätsnetzwerken ohne 
eigenes Auto, lokal gegebenenfalls durch Sharing- 
Systeme ergänzt.

Langfristige Strategien für aktivere Mobilität 
entwickeln
Nationale und städtische Mobilitätsstrategien sollten 
weiterentwickelt werden und neben Emissionsminde-
rungen (Treibhausgase, lokale Luftverschmutzung, 
Lärm) und Effizienz (Energie, Ressourcen, Flächen) 
körperliche Aktivität für alle Bevölkerungsgruppen ins 
Zentrum stellen (Abb. 4.2-7). Sie sollten eingebettet 
werden in ein breiteres, inklusives Narrativ, das Indivi-
duen, Gesellschaft und Wirtschaft eine Alternative zur 
autozentrierten Gesellschaft bietet und neben Gesund-
heit und Lebensqualität auch andere Alltagsbereiche 
über den Verkehr hinaus sowie soziale und politische 
Aspekte adressiert. Die Strategien sollten quantifizierte 
Ziele für mehr aktive Fortbewegung enthalten, darun-
ter auch spezifische Ziele für Kinder zu aktiver Fortbe-
wegung sowie deren Voraussetzungen, z.  B. verkehrs-
beruhigte oder -freie Wohnumfelder und Schulwege. 
Klimaziele, die Reduktion von Verkehrstoten und die 
Begrenzung des Material- und Flächenverbrauchs 
sowie des Energieverbrauchs des Sektors – im Einklang 
mit dem Ausbau erneuerbarer Energien und der Defos-
silisierung aller Sektoren – sollten endlich entschlosse-
ner angegangen werden. Dafür sind Maßnahmenkom-
binationen erforderlich, die sowohl Bewegung fördern 
als auch Autoverkehr einschränken sowie dies kommu-
nikativ begleiten. Bei der Abstimmung und Reihenfolge 
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der Maßnahmen sollten gesellschaftliche und politöko-
nomische Barrieren (Mattioli et al., 2020) sowie die 
Entwicklung neuer Gewohnheiten und sozialer Normen 
in verschiedenen Bevölkerungsgruppen (z.  B. Familien, 
Pendler) berücksichtigt werden (Creutzig et al., 2022). 
Für Städte in der EU sollten Fördermittel aus dem 
„Neuen europäischen Rahmen für urbane Mobilität“ 
(Europäische Kommission, 2021k) an die Erstellung 
von nachhaltigen urbanen Mobilitätsplänen (SUMPs) 
geknüpft werden (European Court of Auditors, 2020). 
Um weitere private und öffentliche Fehlinvestitionen 
zu vermeiden, sollten Straßenneubaupläne und viele 
Instrumente der Verkehrs- und einschlägiger Steuer-
politik sofort geprüft, strategisch neu ausgerichtet und 
ggf. gestoppt werden. 

Einfluss von Interessengruppen vollständig 
transparent machen und Nachhaltigkeitsakteure 
stärker beteiligen
Um Mobilitätsstrategien ausgewogen im gesamtgesell-
schaftlichen Interesse (Abb. 4.2-7) entwickeln und 
umsetzen zu können, muss für aktuelle und mögliche 
zukünftige Mobilitätssysteme und Geschäftsmodelle 
diskutiert werden, wer profitiert, wer die internen und 
externen Kosten, Gesundheits- und Umweltrisiken 
trägt und wie breite Teilhabemöglichkeiten gesichert 
werden können. Politische Einflussnahme aller Interes-
senvertreter sollte vollständig für die Öffentlichkeit 
transparent gemacht werden. Fälle, in denen spezielle 
Akteure, beispielsweise der Auto-, Kraftstoff- und 
Straßenbauindustrien (inklusive deren Arbeitnehmer-
vertreter), besonderen Zugang zu Politikern und Behör-
den erhalten, überproportional an Gremien beteiligt 
werden bis hin zu personellen Überschneidungen und 
Spenden (Mattioli et al., 2020; Traufetter, 2019), müs-
sen so offengelegt und verhindert werden. Maßnah-
menbeispiele sind Lobby- und Nebeneinkünfteregister 
ohne Ausnahmen, für alle politischen Ebenen und 
gehobene Positionen in Ministerien, lokalen Behörden 
und der Justiz (Europarat, 2022; Lobbycontrol et al., 
2021). Eine ausgewogene politische Beteiligung öffent-
licher und privater Mobilitätsanbieter, zivilgesellschaft-
licher und öffentlicher Umwelt- und Gesundheitsak-
teure und z.  B. Stadtplanern sowie der Wissenschaft 
sollte sichergestellt werden. 

Aktive Fortbewegung fördern: durch 
Infrastrukturen, kompakte Siedlungsräume und 
Verkehrsregulierung
Zentral für die Förderung aktiver Fortbewegung sind 
sichere, attraktive Infrastrukturen wie Rad- und Fuß-
wege, Abstellplätze und Verkehrsanlagen. Sie sollten 
als flächendeckende Netzwerke entwickelt werden, die 
vor allem auch für unbegleitete Kinder, Frauen, ältere 

Menschen sowie Menschen mit körperlichen und geis-
tigen Beeinträchtigungen lückenlos sicher sind. Die 
Rolle insgesamt attraktiver öffentlicher Räume insbe-
sondere für den Fußverkehr und der Einfluss veränder-
ter Umweltbedingungen, sollte mitgedacht werden, 
z.  B. Stadtgrün, Schatten und Trinkwasser, Sitz- und 
Spielmöglichkeiten (Kap. 4.3). Zur Verkürzung der 
Wege sollte die Raumplanung auf kompakte, nutzungs-
gemischte Siedlungsräume ausgerichtet werden (Kap. 
4.3). Verkehrsregeln und Verkehrsmanagement wie 
Tempolimits oder Ampelschaltungen sollten an der 
sicheren, effizienten Fortbewegung aktiver Verkehrs-
teilnehmer ausgerichtet werden. 

ÖP(N)V-Angebote flächendeckend ausbauen, 
intermodal und mit integrierten Pooling- und 
Sharing-Angeboten vor allem in nicht-urbanen 
Gebieten
Der öffentliche Personenverkehr auf kurzen und langen 
Strecken sollte weiter gestärkt werden. Er sollte schnell 
und sicher sein, eine hohe räumliche und zeitliche 
Abdeckung aufweisen und mit barrierefreien Zugängen 
sowie attraktiven, einfachen Tarifstrukturen ausgestat-
tet sein. Vor allem außerhalb urbaner Räume sollten 
ergänzende Ridepooling- bzw. Fahrzeugsharing-Ange-
bote komfortabel integriert werden, z.  B. mit digitalen 
Mitteln und vorrangig für kleinere Fahrzeuge. ÖP(N)V 
und flexible Ergänzungsangebote in nicht urbanen 
Gebieten sollten als Teil der öffentlichen Daseinsvor-
sorge behandelt werden, da nur ein flächendeckendes 
Netz hochverfügbarer Angebote für viele Menschen 
eine Alternative zu privaten PKW bieten und deren 
Anschaffung unattraktiv machen kann. Dies kann über 
Ausschreibungen bzw. Betreibermodelle erfolgen, mit 
Subventionen vor allem für Gebiete mit niedriger Ein-
wohnerdichte. Eine enge Abstimmung von Mobilitäts-
strategien und Raumplanung ist notwendig um effizi-
ente Mobilitätssysteme mit der Vermeidung von Zer-
siedelung und Bewahrung von Naturräumen zu kombi-
nieren. Entwicklung, Bau und effizienter Betrieb 
integrierter Mobilitätssysteme haben darüber hinaus 
erhebliches wirtschaftliches Potenzial. 

Flächen zunehmend umwidmen, bepreisen und 
Zufahrt für Autos reduzieren
Parallel zum Ausbau von Alternativen zum Auto sollten 
öffentliche Parkplätze stark reduziert und entspre-
chend der Flächenopportunitätskosten zunehmend 
bepreist werden. Die Preise sollten zeitabhängig sein, 
auch um geteilte Fahrzeugnutzung zu fördern. Jede 
Straßennutzung durch Autos sollte bepreist werden, 
nach Möglichkeit zeit-, streckenlängen- und ortsab-
hängig, um Klima-, Umwelt-, Gesundheitseffekte sowie 
den Verkehrsfluss und Zersiedelung zu adressieren. In 
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Wohngebieten sollte Autoverkehr kindersicher redu-
ziert, auf Schrittgeschwindigkeit begrenzt und Durch-
gangsverkehr mit physischen Barrieren ausgesperrt 
werden. Mittelfristig sollte der Autoverkehr in städti-
schen Gebieten auf wenige Ring- und Stichstraßen 
beschränkt werden, wie z.  B. in Groningen. Freigesetzte 
Flächen sollten neben Fuß- und Radwegen z.  B. auch 
für aufenthalts- und bewegungsfreundliche grüne 
öffentliche Räume und öffentliche Wohnungspolitik 
genutzt werden (Kap. 4.3). 

Autonutzung nach Effizienzpotenzialen und 
gesellschaftlichen Kosten zunehmend regulieren 
und bepreisen, Anreize für kleine Fahrzeuge setzen
Die Kraftstoffpreise sollten Umwelt- und Klimaexter-
nalitäten von der Gewinnung bis zur Verbrennung 
widerspiegeln. Subventionen sollten abgebaut und 
Steuern bei Fahrzeugkauf und -besitz nach Gewicht, 
Energieverbrauch, Schadstoffklasse und Treibhausgas-
emissionen gestaffelt werden. Digitale Technologien 
z.  B. für Verkehrsmanagement, Sharing-Systeme und 
Fahrzeugautomatisierung können zu Effizienzsteige-
rungen, aber auch zu mehr Verkehr führen. Sie sollten 
daher mit proportional verschärften Zielen und Regu-
lierungen verknüpft werden – z.  B. zur Emissionsreduk-
tion, Energie- und Flächenverbrauch oder der Gesamt-
zahl der Fahrzeuge – um sie für Nachhaltigkeitsziele zu 
nutzen und Rebound zu verhindern (WBGU, 2019b). 
Zusammen mit Parkraum- und Straßenbepreisung trägt 
dies zur Kostengerechtigkeit gegenüber dem ÖP(N)V 
bei, macht geteilte Mobilität und entsprechende 
Geschäftsmodelle sowie kleinere Fahrzeuge attraktiver 
und ist wichtiger Teil eines lenkenden Rahmens für 
zukünftig höher automatisierte Fahrzeuge. Leichte 
Kleinstfahrzeuge, die effizienter sind und andere Ver-
kehrsteilnehmende weniger gefährden, sollten durch 
gelockerte Zulassungs- und Nutzungsregulierungen, 
Fördermittel und öffentliche Beschaffung gefördert 
werden.

Effekte öffentlicher Investitionen und 
Regulierung auf private Wohnkosten, Land- und 
Immobilienpreise für sozial Schwache ausgleichen, 
Landrenten abschöpfen 
Durch die Aufwertung von Stadtquartieren und Infra-
strukturen mit öffentlichen Mitteln, Verkehrsregulie-
rung und kompaktere Siedlungen können sich Wert-
steigerungen für Immobilien und Land („Landrenten“) 
und über Wohnraumpreise Verteilungseffekte ergeben. 
Diese sollten von vornherein eingeplant werden. Land-
renten sollten z.  B. durch Steuern abgeschöpft werden 
(WBGU, 2020, Kap. 4.2.6; Schwerhoff et al., 2020; 
Stiglitz, 2015a, b; Edenhofer et al., 2015) und können 
z.  B. für öffentliche Wohnungspolitik (Kap. 4.3) oder 

Direktzahlungen für Haushalte mit niedrigen Einkom-
men verwendet werden.

Nutzergruppenspezifische Förder- und 
Kommunikationsmaßnahmen entwickeln
Zur politischen Umsetzbarkeit und gesellschaftlichen 
Verstetigung sollten soziale und psychologische Effekte, 
gesellschaftliche Trends und demografische Verände-
rungen stärker berücksichtigt werden, z.  B. der PKW-
Verzicht junger Menschen, mehr ältere Verkehrsteil-
nehmer oder das Städtewachstum (WBGU, 2016a). 
Maßnahmen sollten z.  T. nutzergruppenspezifisch 
gebündelt werden, z.  B. für Studenten und Auszubil-
dende, Pendler oder Familien (Kap. 4.2.4.3) und als 
Paket kommuniziert werden. Dies kann durch Informa-
tionskampagnen oder große öffentliche Veranstaltun-
gen wie autofreie Tage unterstützt werden. Auch bei 
typischen Einschnitten im individuellen Lebenslauf wie 
Jobwechsel, Familiengründung, Umzug oder Renten-
eintritt, zu denen viele Änderungen gleichzeitig statt-
finden, können Anregungen und Anreize zu neuem 
Mobilitätsverhalten durch Kommunen, Bildungsinsti-
tutionen, Arbeitgeber oder nationale Förderprogramme 
effektiv ansetzen.

Autowerbung auf Hinweise zu negativen 
Umwelt- und Gesundheitseffekte sowie auf aktive 
Fortbewegung verpflichten
Da Autos sowohl gesundheits- als auch umweltschädlich 
sind, sollten die sie betreffende Werbung stärker regle-
mentiert werden. Als Beispiel hierfür kann das Tabak-
werbeverbot oder die in Frankreich seit März 2022 gül-
tige Verpflichtung zur Bewerbung von Zufußgehen oder 
Radfahren auf Autowerbung dienen  (Kasten 4.1-4).

LMIC bei der Entwicklung und Umsetzung von 
Mobilitätsstrategien unterstützen 
Länder niedrigen und mittleren Einkommens (LMIC) 
und ihre Städte werden zukünftige globale Emissions-
pfade stark prägen (Jaramillo et al., 2022). Daher soll-
ten sie auf nationaler und kommunaler Ebene bei der 
integrierten Mobilitäts- und Stadtplanung und deren 
Umsetzung unterstützt werden. Neben Infrastruktur 
und Rahmenbedingungen für Rad- und Fußverkehr 
gehören hierzu auch Verbesserungen der ortstypisch 
etablierten geteilten Mobilität sowie Mikromobilität, 
gegebenenfalls mit E-Bikes, Kleinstfahrzeugen usw. aus 
eigener Produktion. In Städtenetzwerken wie ICLEI – 
Local Governments for Sustainability (iclei.org), dem 
Global Covenant of Mayors für Climate & Energy (2022) 
oder C40.org sowie in zivilgesellschaftlichen Netzwer-
ken wie der Habitat International Coalition (hic-net.
org) sollten Programme zur aktiven Mobilität für alle, 
insbesondere auch für Kinder, Frauen und einkom-
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mensschwache Menschen, gestärkt werden. 

4.2.5.3
Bewegungs- und Autonomiebedürfnis von Kindern 
und Jugendlichen als Gestaltungsperspektive in 
allen Lebensbereichen nutzen
Die Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen sollten 
als stellvertretender Indikator und Gestaltungsfokus 
(„Proxy“) für natürlich grüne, bewegungsfördernde 
und sichere öffentliche (Bewegungs-)Räume und Infra-
strukturen für alle Menschen genutzt werden. Dies ist 
ein wichtiges Element eines neuen, integrierten Narra-
tivs zu Bewegung und Umwelt sowie ein griffiger stra-
tegischer Schwerpunkt, der viele Aspekte von Bewe-
gungsförderung, Umwelt- und Klimaschutz sowie Teil-
habe und sozialer Inklusion zusammenbringt.

Kindergerechte Raum- und Verkehrsplanung für 
bewegungs- und umweltfreundliche Wohnumfelder, 
Teilhabe und soziale Inklusion
Der selbständige, sichere Aktionsradius von Kindern 
und Jugendlichen sollte erhöht und ihnen Zugang zu 
geeigneten Spiel- und Bewegungsräumen in der Natur 
und der gebauten Umwelt ermöglicht werden. Im Tages-
ablauf von Kindern und Jugendlichen sollten Zeiten mit 
vorwiegend sedentärem Verhalten (z.  B. Screen Time) 
begrenzt und Ausgleichszeiten mit physischer Aktivi-
tät, insbesondere im Freien (Green Time) gefördert 
werden (Kasten 4.2-5). Dafür müssen Städte und Infra-
strukturen nicht nur auf eingezäunten Flächen und in 
der Nähe von Schulen sondern weiträumig für Kinder 
und Jugendliche angemessen gestaltet und an ihren 
natürlichen Bewegungsdrang angepasst werden. Dies 
sollte in vielen weltweit vorhandenen Konzepten für 
nachhaltigen Stadtumbau und Verkehr noch stärker ins 
Zentrum rücken. Ausgestaltungsbeispiele finden sich in 
Gill (2021). Nationale Koordinierungsstellen für 
umweltbewusste Bewegungsförderung (Kap. 4.2.5.1) 
könnten solche Aktivitäten übergreifend begleiten und 
fördern. In Deutschland können auch die kommunalen 
Spitzenverbände eine Rolle spielen. 

Lokale, nationale und UNESCO-Programme für die 
Lebenswelten Kita, Schule und Ausbildung 
Eine effektive Gesundheits- und Umweltbildung sowie 
Prägung von Bewegungs- und Mobilitätsbiografien 
erfordert einen integrierten, gesamtinstitutionellen 
Ansatz (Kap. 8.1). Zusammen mit theoretischen und 
praktischen Bildungsinhalten sollten Bildungsstätten 
und ihr Umfeld insgesamt neu ausgerichtet werden – 
Gebäude und Außenanlagen, Verwaltung, Ausstat-
tung, Zuwege, Verpflegung, Ausflüge usw.– um Kon-
sistenz und direkte Erlebbarkeit im Alltag vor Ort 
sicherzustellen. So sollten Schulgebäude, Höfe und 

Klassenräume bewegungsfreundlich gemacht werden, 
z.  B. mit Stehtischen, Auflockerungseinheiten im 
Unterricht, Bewegungsangeboten in Pausen und (Frei-
zeit-)Sportangeboten in Schulturnhallen. Außerhalb 
der Schulzeiten können Schulhöfe öffentlich zugäng-
lich gemacht werden. Selbstständig und aktiv zurück-
gelegte Zuwege erfordern Wissensvermittlung und 
Absprachen mit Eltern, deren Mobilitätsgewohnheiten 
dadurch ggf. umfassender beeinflusst werden können 
(Kap. 4.2.5.2). Zudem ist neben Verkehrssicherheits-
trainings für Kinder vor allem auch die Erfassung ihrer 
Belange in den Schulen und ihre Berücksichtigung in 
der Stadt- und Verkehrsplanung notwendig. Eine sol-
che Gestaltung der Lebenswelten Kita und Schule 
erfordert übergreifende Förderprogramme auf lokaler 
und nationaler Ebene (Kap. 8.1.4.1), z.  B. für die Ent-
wicklung der Curricula, Schulbau, Erzieher- und Leh-
rerfortbildung. Diese könnten z.  B. auch durch die 
UNESCO begleitet und gefördert werden.

Weltweite Programme für kinderfreundliche Städte 
stärken 
Weltweite Programme für kinderfreundliche Stadtpla-
nung sowie die Umsetzung solcher Pläne, auch im Rah-
men nachhaltiger Mobilitätsstrategien (Kap. 4.2.5.2) 
sollten schnell unterstützt und ausgedehnt werden. 
Beispiele sind die Child Friendly Cities Initiative 
(UNICEF, 2022b), die Urban95-Initiative (Bernard van 
Leer Foundation, 2021) und das Streets for Kids-Pro-
gramm (GDCI, 2022).

4.2.6
Forschungsempfehlungen

4.2.6.1
Muster und Determinanten von körperlicher 
Aktivität, sedentärem Verhalten und Mobilität

Muster körperlicher Aktivität in 
Niedrigeinkommensländern, bei Älteren und 
Veränderungen durch den Klimawandel 
Aktuelle Muster, Trends und Determinanten körperli-
cher Aktivität wurden in Hocheinkommensländern 
bereits relativ gut untersucht, auch in Ländern mit 
mittleren Einkommen gibt es Fortschritte, aber in Nied-
rigeinkommensländern besteht noch erheblicher For-
schungsbedarf (Sallis et al., 2016a). Darüber hinaus 
fehlen zu bestimmten Bevölkerungsgruppen, z.  B. älte-
ren Menschen, in den meisten Ländern qualitativ hoch-
wertige Studien (Sun et al., 2013). Schließlich sollten 
mögliche Auswirkungen von Umweltveränderungen, 
z.  B. durch den Klimawandel, auf Bewegungsmuster im 
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Tagesverlauf (Zisis et al., 2021; Abb. 4.2-3) und auf das 
Mobilitätsverhalten erforscht werden sowie entspre-
chende Gesundheits- und Umweltfolgen und voraus-
schauende Politikmaßnahmen.

Grundlagenforschung zu sendentärem Verhalten 
weltweit
Die Datenlage und Forschung zu sedentärem Verhalten 
als eigenständigem Risikofaktor, seinen Ursachen und 
Folgen ist international noch sehr begrenzt (WHO, 
2020b) und sollte verbessert werden. Standardisierte 
bzw. vergleichbare Messmethoden, z.  B. durch tragbare 
Geräte sowie kontextspezifische Erfassung sind dabei 
wichtig. 

Determinanten von Mobilitätsverhalten in Ländern 
mit niedrigen und mittleren Einkommen 
Vor allem für Länder mit niedrigen und mittleren Ein-
kommen fehlen weiterhin umfassende Daten und Stu-
dien zu Determinanten von kurz- und langfristigem 
Mobilitätsverhalten, z.  B. zu Verkehrsmittelwahl, 
Anschaffungen oder Wohnortwahl, auch jenseits urba-
ner Räume. Diese sollten individuelle und soziokultu-
relle Faktoren wie Wissen und Erwartungen zu Gesund-
heitseffekten sowie äußere Rahmenbedingungen wie 
Infrastrukturen, Natur, Regulierungen oder Preisstruk-
turen einbeziehen. Die Effektivität von Maßnahmen, 
die auf die Reduktion von sedentärem Transportverhal-
ten abzielen, sollte verstärkt evaluiert werden.

4.2.6.2
Politikprozesse und -strukturen der 
Bewegungsförderung und ihre Integration 
mit anderen Politikfelder, Assessments von 
Interventionen

Vergleichende Forschung zu Governance 
und Strukturen der umweltbewussten 
Bewegungsförderung
Die Forschung zu effektivem “policymaking” für körper-
liche Aktivität, also nicht nur zu einzelnen Interventio-
nen und vor allem auch außerhalb des angelsächsischen 
Raums, ist noch relativ unterentwickelt (Rütten et al., 
2016). Um die Effektivität von Querschnittsstrategien 
zur Bewegungsförderung sicherzustellen, wird verglei-
chende Forschung zur Governance und Strukturen der 
Bewegungsförderung und Integration mit Umweltbe-
langen benötigt, z.  B. zu institutionellen Möglichkeiten, 
Gesundheitsbelange besser in die Stadt- und Raumpla-
nung zu integrieren. Sowohl verschiedene Länder – vor 
allem auch mit niedrigen und mittleren Einkommen 
(Reis et al., 2016) – als auch föderale Zwischenebenen 
und Kommunen sollten verglichen und ihre ebenen-
übergreifende Zusammenarbeit in die Analyse einbezo-

gen werden (Bull et al., 2015; Breda et al., 2018; Gelius 
et al., 2021; Messing et al., 2022). Wo, von wem, wie 
und wie effektiv werden Bewegungs-, Klima- und 
Umweltthemen in nationaler und kommunaler und 
Politik und Verwaltung verschiedener Länder integriert? 
Was sind Hemmnisse, was kann verbessert werden?

Methodisch sorgfältige Evaluationen spezifischer 
Interventionen zur Bewegungsförderung, 
insbesondere im Schulkontext
Auch bezüglich einzelner Interventionen zur Bewe-
gungsförderung sind mehr methodisch sorgfältige Eva-
luationen notwendig. Insbesondere auf die Übertrag-
barkeit der Methoden und Ergebnisse auf andere Kon-
texte sollte geachtet werden (Reis et al., 2016). In die-
sem Forschungsfeld gab es zwar z.  B. in Ländern mit 
niedrigeren und mittleren Einkommen einen Zuwachs, 
allerdings sollten hier weitere Forschungskapazitäten 
aufgebaut werden (Sallis et al., 2016a). Insbesondere 
ist mehr Forschung zur Effektivität von Maßnahmen, 
die auf eine Verringerung von sedentärem Verhalten 
und Steigerung von körperlicher Aktivität bei Kindern 
und Jugendlichen in der Schule abzielen, nötig. Diese 
sollte auch eine gesundheitsökonomische Evaluation 
beinhalten.

Erhebungsmethoden für Bewegungs- und 
Mobilitätsverhalten
Methoden, internationale Standards und Datenbanken 
zur Erfassung von Bewegungs- und  Mobilitätsverhalten 
sollten weiterentwickelt werden (Breda et al., 2018), 
um vor allem auch Daten aus mobilen Endgeräten bes-
ser, effizienter und sicher nutzen zu können (Huang et 
al., 2019) und z.  B. Alltagsbewegung und nicht motori-
sierten Verkehr besser und vergleichbar zu erfassen.

4.2.6.3
Systemische Mobilitätsforschung zu 
Gesundheitseffekten und neuen Angeboten sowie 
Forschung zu politökonomischen Verflechtungen 

Gesundheitsaspekte in der systemischen 
Mobilitätsforschung stärker berücksichtigen
In der systemischen, transdisziplinären Mobilitätsfor-
schung, wie sie z.  B. unter der Forschungsagenda 
„Nachhaltige Urbane Mobilität“ des Bundesministeri-
ums für Bildung und Forschung (BMBF, 2018) verfolgt 
wird, werden gesundheitliche Aspekte aktiver Fortbe-
wegung noch zu wenig berücksichtigt. Entsprechend 
des Zielbilds eines aktiven, effizienten und emissions-
armen Mobilitätssystems (Abb. 4.2-7) sollten bei der 
„Bewertung und Modellierung von Maßnahmen, Tech-
nologien und Transformationspfaden“ auch gesund-
heitliche Wirkungen für den Einzelnen und Dritte, z.  B. 
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körperliche Aktivität, Emissionsminderung und -expo-
sition oder Unfälle sowie entsprechende Synergien 
nutzende Strategien stärker betrachtet werden. Dabei 
sollten auch die Wechselwirkungen von aktiver Fort-
bewegung mit körperlicher Aktivität bzw. sedentärem 
Verhalten insgesamt erforscht werden: Wie verändert 
sich z.  B. sedentäres Verhalten in Dauer und Frequenz, 
wenn Menschen zur Fortbewegung das Fahrrad oder 
den ÖPNV statt das Auto nutzen? 

Effekte neuer Mobilitätsangebote auf 
wechselwirkende Kurz- und Langstreckenmobilität 
sowie „Fernwirkungen“ von Politikmaßnahmen 
Die Forschung zu Effekten neuer Verkehrsmittel (z.  B. 
E-Bikes, E-Lastenräder, autonome Fahrzeuge), Mobili-
tätsangebote (z.  B. digital gestützte Scooter-, Bike-, 
Carsharing-Systeme, Rufbusse, Mitfahrgelegenheiten) 
und digitaler Mobilitätsplattformen (zur Planung und 
Buchung, auch integriert in ÖP(N)V-Angeboten) auf 
kurzfristige Mobilitätsentscheidungen, Transportmit-
telketten sowie Fahrzeuganschaffungen und langfristi-
ges Mobilitätsverhalten und -biografien sollten weiter 
gestärkt werden. Dabei sollten Umwelt- und Gesund-
heitswirkungen mitbewertet und Politikmaßnahmen 
abgeleitet bzw. evaluiert werden. Auch Wechselwir-
kungen zwischen Mobilitätsverhalten auf kurzen und 
auf langen Strecken und entsprechende „Fernwirkun-
gen“ von neuen Angeboten und Politikmaßnahmen in 
Städten und ländlichem Raum, z.  B. durch veränderten 
Fahrzeugbesitz, sollten besser erforscht werden. 

Auswirkungen von Fahrradabstellmöglichkeiten 
und Parkraumgestaltung für Autos auf 
Mobilitätsverhalten und Gesundheit 
Die Auswirkungen von Parkplätzen im städtischen 
Raum bzw. von stadtplanerischen Optionen wie gebün-
delten Parkmöglichkeiten in fußläufiger Entfernung 
von Wohngebieten auf Gesundheit und Lebensqualität 
sind noch untererforscht (Kirschner und Lanzendorf, 
2020). Ebenso bestehen Forschungslücken zu den 
Effekten von sicheren Fahrradabstellmöglichkeiten, am 
Arbeitsplatz oder ÖPV-Stationen, aber vor allem auch 
am Wohnort und in der Stadt verteilt (Heinen und 
Buehler, 2019).

Neue Narrative für ein aktiveres, nachhaltiges 
Mobilitätssystem und politökonomische 
Transformationsforschung 
Die sozialwissenschaftliche Forschung zu neuen Narra-
tiven und Visionen nachhaltiger, aktiverer Mobilität 
und möglichen Umsetzungspfaden sollte gestärkt wer-
den, in Ergänzung z.  B. zu technologiefokussierten Kli-
maschutzszenarien. Benötigt werden vor allem auch 
politökonomische Analysen zu Transformationsstrate-

gien für autozentrierte Transportsysteme und Gesell-
schaften, wenig hinterfragter hoher Mobilität, Zersie-
delung und Pendelverkehren sowie autobezogenen 
Praktiken und kulturellen Bildern (Mattioli et al., 2020; 
Urry, 2004).

4.2.6.4
Lokale Mobilitätskonzepte und Transportmittel, 
Verkehrs- und Fahrzeugtechnik 

Mobilitätskonzepte und -strategien sowie lokale 
Transportmittel in Ländern mit niedrigen und 
mittleren Einkommen
Länder mit niedrigen und mittleren Einkommen sollten 
bei der Erforschung und Entwicklung alternativer 
Mobilitätskonzepte und -strategien unterstützt wer-
den. Diese sollten auch alternative Transportmittel 
beinhalten, die an lokale Bedürfnisse angepasst, sau-
ber, robust und reparaturfreundlich sind und mit loka-
len Ressourcen entwickelt und produziert werden.

Gesundheitsaspekte in Verkehrsleitsystemen und 
fahrzeugseitige Sicherheitssysteme
Technische Innovationspotenziale bieten Verkehrsleit-
systeme, die neben Effizienz- und Umweltaspekten 
auch Gesundheitsauswirkungen und die Förderung 
aktiver Fortbewegung berücksichtigen sowie fahrzeug-
seitige Sicherheitssysteme mit Eingriffsmöglichkeiten. 
Systeme zur automatischen Geschwindigkeitsbegren-
zung (Pyta et al., 2020) und Abbiegeassistenten sollten 
für alle PKW und LWK verpflichtend gemacht werden.
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4.3
Wohnen in gesundheitsfördernden und 
nachhaltigen Siedlungen

Die Art wie Städte gebaut werden prägt die Möglich-
keiten, sich in seinem Wohnumfeld aktiv zu bewegen 
und zu erholen. Mehr Grün- und Blauräume mindern 
nicht nur die Bodenversiegelung, sie dämpfen auch den 
Hitzeinseleffekt und erhöhen die Aufenthaltsqualität. 
Da bis Mitte des Jahrhunderts für rund 2,5 Mrd. Men-
schen neue Siedlungsräume gebaut werden müssen, 
bietet sich ein Gelegenheitsfenster, in kurzer Zeit nach-
haltiges und gesundes Bauen mit klimaverträglichen 
Baustoffen in großem Maßstab voranzubringen und 
nicht nachhaltige Pfadabhängigkeiten zu vermeiden. 
Diese Chance darf nicht verpasst werden.

Die Art und Weise, wie Siedlungen gebaut werden 
bestimmt auch darüber, wie gesund Menschen darin 
leben. Städte und Siedlungen sind zudem Verursacher 
und Betroffene von Klimawandel, Verschmutzung und 
Biodiversitätsverlust. Gebäude sind für etwa 31  % der 
weltweiten CO2-Emissionen verantwortlich (Cabeza et 
al., 2022: 955). Diese entstehen bei der Herstellung der 
Baustoffe, dem Bau und vor allem beim Betrieb der 
Gebäude (z.  B. Heizen und Stromverbrauch). Gleich-
zeitig sind viele negative Gesundheitswirkungen des 
Klima wandels in Städten besonders stark ausgeprägt, 
etwa durch den Hitzeinseleffekt. Der Städte- und Sied-
lungsbau muss daher gesundheitsorientiert, klimaresi-
lient sowie möglichst emissionsarm und umweltfreund-
lich gestaltet werden. 

Eine weitere große Herausforderung der nächsten 
Jahrzehnte besteht darin, dass global für etwa 2,5 Mrd. 
zusätzliche Stadtbewohner:innen Wohnraum geschaf-
fen werden muss (UN DESA, 2018): Bis 2050 wird mit 
einem globalen Bevölkerungszuwachs auf etwa 9,4–
10,2 Mrd. Menschen gerechnet, wobei rund zwei Drit-
tel der globalen Bevölkerung voraussichtlich in Städten 
leben werden. Die Bandbreite variiert regional zwi-
schen 58,9  % für Afrika und 89  % für Nordamerika (UN 
DESA, 2018; Statista, 2022b). Die Vereinten Nationen 
schätzen, dass mehr als 90  % des künftigen städtischen 
Bevölkerungswachstums in Ländern niedrigen und 
mittleren Einkommens stattfinden wird (Tonne et al., 
2021), insbesondere in Asien und Afrika. Der erforder-
liche massive und rasche Neubau von Wohnraum ist ein 
Gelegenheitsfenster für nachhaltiges, gesundes Bauen, 
birgt aber bei falschen Entscheidungen auch das Risiko 
jahrzehntelanger Pfadabhängigkeiten (WBGU, 2016b; 
Creutzig et al., 2016; Tonne et al., 2021). Urbanisie-
rungsprozesse, die unter hohem Druck stattfinden, 
könnten zu uniformen Reißbrettstädten führen, in 

denen Umwelt, Gesundheit und lokale Bedingungen 
nur unzureichend berücksichtigt werden; sie gehen 
häufig auch zu Lasten der Qualität von Gebäuden und 
Infrastrukturen, etwa durch das Verbauen großer Men-
gen emissionsintensiver Baustoffe (WBGU, 2016b, 
2020). Es gilt daher vor allem, nicht nachhaltige Lock-
In-Effekte in der Stadtplanung und bei Bauwerken bzw. 
im Bausektor zu vermeiden. Zugleich müssen auch die 
bereits bestehenden urbanen Räume umwelt- und 
gesundheitsfördernd umgestaltet werden. 

Schließlich ist auch die Sicherstellung ausreichender 
Hygienestandards in verdichteten Siedlungsräume ein 
Thema (Verbreitung von Infektionskrankheiten), das 
beim künftigen Siedlungs- und Wohnungsbau berück-
sichtigt und mit dem Ziel der Verdichtung in Einklang 
gebracht werden sollte. Informelle Siedlungen, für 
deren Entstehung in Ländern niedrigen und mittleren 
Einkommens ein besonderes Risiko besteht, weisen oft 
weder ausreichende Hygienebedingungen noch eine 
adäquate Versorgung mit Grünräumen auf, zudem sind 
sie oft nicht klimaresilient gebaut. Aus diesen Gründen 
sollte ihrer Entstehung unbedingt sozialverträglich vor-
gebeugt werden. Zugleich muss bei Verdichtungspro-
zessen die ausreichende Versorgung mit Grünräumen 
sichergestellt werden („doppelte Innenentwicklung“). 
Hinzu kommen Anforderungen an ökologisch nachhal-
tiges Bauen in Bezug auf Planung, Gebäudebau, Nut-
zungsphase und Rückbau.

Durch regionale Wirtschaftskrisen (z.  B. im rust belt 
in den USA, etwa in Detroit), politische Umbrüche (z.  B. 
Ende des Kalten Krieges in den ehemalige Sowjetstaa-
ten Osteuropas) und demographische Veränderungen 
(z.  B. Überalterung in Japan, Teilen Europas, zuneh-
mend auch in China) existiert in einigen Weltregionen 
auch das Phänomen der schrumpfenden Städte. Dem 
wird meist durch Neuansiedlungskampagnen, wirt-
schaftliche Wiederbelebungskonzepte, Erschließung 
von (Industrie-)Brachen für Erholungszwecke (z.  B. 
Uferpromenaden in vormaligen Hafenanlagen) oder 
Rückbau begegnet. Insbesondere die Erschließung 
ungenutzter Flächen, Rück- und Umbau schaffen neue 
Möglichkeiten für eine umwelt- und gesundheitsorien-
tierte Gestaltung von Stadträumen, bei abnehmendem 
Nutzungsdruck auf die natürliche Umwelt.

Die Erschwinglichkeit von Wohnraum sowie sichere 
Wohnverhältnisse sind für die Gesundheit der Stadt-
bevölkerung von zentraler Bedeutung. Vielerorts steigt 
jedoch der Anteil des Einkommens, der für Wohnen 
aufgewendet werden muss. Wer sich Wohnraum auf-
grund der Immobilienpreisentwicklung in den Zentren 
nicht mehr leisten kann, muss oft an den Stadtrand 
bzw. in schlechtere Lagen ausweichen. Dies kann mit 
negativen psychischen und physischen Gesundheitsfol-
gen einhergehen. Sozioökonomisch benachteiligte und 
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von Diskriminierung betroffene Bevölkerungsgruppen 
sind durch benachteiligte Wohnlagen tendenziell ver-
mehrt Gesundheitsrisiken wie Luftverschmutzung und 
Hitze ausgesetzt und leiden oft unter einer Mehrfach-
belastung (Hajat et al., 2015; Barnes et al., 2019; Jbaily 
et al., 2022; UBA, 2020a). Zugleich sind sie gegenüber 
diesen Belastungen oft besonders vulnerabel, weshalb 
benachteiligte Bevölkerungsgruppen und die Verringe-
rung sozioökonomischer Disparitäten in der Stadtpla-
nung hinreichend berücksichtigt werden sollten.

Angesichts dieser Entwicklungen gilt es, zum einen 
die potenziellen Vorteile von Siedlungen und Städten 
für Umwelt und Gesundheit zu nutzen (z.  B. leichterer 
Zugang zu öffentlichen Verkehrsmitteln und Gesund-
heitsdienstleistungen), und zum anderen ihre nachteili-
gen Effekte zu minimieren. Gesundheitsfördernde und 
nachhaltige Wohnbedingungen zu schaffen umfasst 
eine große Bandbreite an Handlungsfeldern und Inter-
ventionsmöglichkeiten, die im Folgenden näher unter-
sucht werden. 

Kapitel 4.3.1 nimmt eine Bestandsaufnahme der 
gesundheitsbelastenden Faktoren vor, deren Auswir-
kungen für viele Menschen im Alltag direkt spürbar 
sind. Anschließend behandelt Kapitel 4.3.2 Infrastruk-
turen, die in ihrer heutigen Form zur Gesundheitsbe-
lastung im Wohnumfeld beitragen: klassischer Beton-
bau, Wasser und Abwasser, Energieversorgung und 
Abfallmanagement. Die Vision des WBGU für gesundes 
und nachhaltiges Wohnen (Kap. 4.3.3) zeigt  schließlich, 
wie diese Herausforderungen bewältigt werden  können. 

4.3.1
Gesundheitsbelastende Faktoren im Wohnumfeld

Im Folgenden werden die gesundheitsbelastenden Fak-
toren beschrieben, für die derzeit am meisten Evidenz 
besteht: Luftverschmutzung, Lärm, Klimawandel, und 
unsichere Wohnverhältnisse. Ein aufkommendes wei-
teres Thema, wozu es bisher allerdings wenige Studien 
gibt, ist die Lichtverschmutzung. Die global zunehmen-
den Emissionen von künstlichem Licht (mit einem jähr-
lichen Anstieg um 2,2  % zwischen 2012 und 2016) ste-
hen im Verdacht, schädlich für die Gesundheit und 
Umwelt zu sein (TAB, 2020). Aufgrund der geringen 
Datenlage wird das Thema nicht an dieser Stelle, son-
dern in den Forschungsempfehlungen aufgegriffen. 

Gesundes Wohnen (Kasten 4.3-2; Kap. 4.3.3) ist 
nicht für alle Menschen gewährleistet und wird durch 
verschiedene, sich gegenseitig bedingende Faktoren im 
Wohnumfeld beeinträchtigt (Abb. 4.3-1; WHO, 2021e). 
Viele Gesundheitsrisiken sind mit Umwelt- und Klima-
veränderungen sowie einer nicht nachhaltigen Gestal-
tung des Stadt- und Wohnumfelds assoziiert. Am stärks-
ten betroffen von ungesunden Wohnbedingungen sind 
Menschen, die in ärmeren Quartieren leben, insbeson-
dere in informellen Siedlungen bzw. Slums. Global  lebten 
2020 etwa 24  % der urbanen Bevölkerung in Slums; in 
Afrika südlich der Sahara sind es 50  % und in Zentral- 
und Südasien 48  % (Statista, 2022b). Unzureichende 
Wohnverhältnisse stellen aber auch in wohlhabenderen 
Teilen der Welt eine große gesundheitliche Belastung 

Gesunde Häuser sollten
sicher und frei von
umweltbedingten
Gesundheitsrisiken sein.

Überfüllung

Mangelnder Zugang
zu Geh- und
Radwegen

Außenluft-
verschmutzung

Haushaltsgeräte und
Produkte für den
Hausgebrauch

Mangelnder
Zugang
zu Wasser
und sanitären
Anlagen

Lärmverschmutzung

Baulich nicht intakt oder
unsicher

Mangel an
Grünräumen

Raumluftverschmutzung

Raumtemperatur

Infektionen

verminderte
Hirnentwicklung

Verletzungen
Kardiovaskuläre
Erkrankungen

Auswirkungen
auf Atemwege

Abbildung 4.3-1
Die Wohnung und die Wohnlage können unterschiedliche Gesundheitsrisiken aufweisen. Die gesundheitliche Qualität von Innen-
räumen hängt z.  B. ab von der Raumtemperatur, der verwendeten Brennstoffe zum Kochen, der sanitären Ausstattung oder der 
Zahl der Menschen, die sich eine Fläche teilen (Überbelegung). Die Qualität der Wohnlage wird u.  a. beeinträchtigt durch Lärm-
belastung, Luftverschmutzung, fehlende Grünräume und fehlende Möglichkeiten, sich zu Fuß oder per Fahrrad zu bewegen.
Quelle: WHO, 2019b 
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dar. Nach Schätzungen der WHO sind unzureichende 
Wohnverhältnisse in Europa für mehr als 100.000 
Todesfälle pro Jahr verantwortlich (WHO, 2016b: 173). 

4.3.1.1
Luftverschmutzung: eines der wichtigsten 
umweltbedingten Gesundheitsrisiken
Jährlich sind über 7 Mio. vorzeitige Todesfälle auf Luft-
verschmutzung zurückzuführen (UN-Habitat, 2022), 
davon über 3 Mio. auf Luftverschmutzung in Innen-
räumen (WHO, 2022l; erhoben 2020) und über 4 Mio. 
auf Luftverschmutzung in Außenräumen (WHO, 
2022e; erhoben 2019). Zusätzlich wird die Zahl der 
gesunden Lebensjahre erheblich reduziert (WHO, 
2023c, i). Damit ist Luftverschmutzung das größte 
umweltbezogene Gesundheitsrisiko weltweit (Tonne et 
al., 2021; WBGU, 2016a: 79; Kap. 2.2). Luftverschmut-
zung kann durch verschiedene Quellen in Außen- und 
Innenräumen entstehen. Von verschmutzter Außenluft 
sind vor allem dicht besiedelte und große Städte betrof-
fen (WBGU, 2016a). Die wichtigsten Emissionsquellen 
sind die Verbrennung fossiler Energieträger durch 
Kraftwerke, Fahrzeuge, Industrieanlagen und Gebäu-
deheizungen. Verschmutzte Außenluft stellt in urbanen 
Verdichtungsräumen von Ländern niedrigen und mitt-
leren Einkommens ein besonderes Problem dar, die eine 
schnelle Industrialisierung und rasche Zunahme des 
motorisierten Verkehrs erleben. Sie ist jedoch auch in 
Ländern hohen Einkommens weiterhin das größte 
umweltbedingte Gesundheitsrisiko (EEA, 2022a). Die 
große Mehrheit der europäischen Stadtbevölkerung ist 
Luftverschmutzung oberhalb der empfohlenen Grenz-
werte ausgesetzt. In Ländern niedrigen und mittleren 
Einkommens sind wichtige Verschmutzungsquellen in 

Innenräumen das Kochen und Heizen mit festen Brenn-
stoffen und Kerosin. Etwa 2,5 Mrd. Menschen haben 
keinen Zugang zu „sauberen“ Kochmöglichkeiten (IEA, 
2021a).

Luftverschmutzung umfasst Belastungen durch Par-
tikel und verschiedene Gase (z.  B. CO, SO2, NOX, O3). 
Feinstaub stellt hierbei das größte Gesundheitsrisiko 
dar. In Zentral- und Südasien, Afrika und Teilen Süd-
amerikas ist die Feinstaubkonzentration in Städten 
besonders hoch (Abb. 4.3-2). Die Toxizität und damit 
die Gefährlichkeit der Partikel variiert je nach Emissi-
onsquelle und Zusammensetzung (SRU, 2023: 52). So 
gibt es beispielsweise Hinweise, dass Dieselemissionen 
besonders gesundheitsgefährdend sind (Longhin, 2016; 
Thomson, 2015). Luftverschmutzung begünstigt das 
Auftreten und die Verschlechterung von Erkrankun-
gen, u.  a. des Herz-Kreislauf-Systems (die führende 
Todesursache weltweit), der Atmungsorgane und des 
Nervensystems (Landrigan et al., 2018; SRU, 2023: 
52 f.). Kinder sowie ältere und vorerkrankte Menschen 
sind besonders durch diese Gesundheitsrisiken bedroht 
(Kurt et al., 2016). Zudem wohnen sozioökonomisch 
benachteiligte Menschen oft in Stadtteilen mit beson-
ders hoher Luftverschmutzung (erhöhte Exposition) 
und weisen aufgrund verschiedener Mechanismen eine 
besonders hohe Vulnerabilität für die beschriebenen 
Gesundheitsrisiken auf (Bolte und Kohlhuber, 2009; 
SRU, 2023: 40 ff).

Im Jahr 2021 hat die WHO ihre Richtlinien für die 
Luftqualität deutlich verschärft (WHO, 2021f). Durch 
die Einhaltung der neuen Grenzwerte würden die vor-
zeitige Sterblichkeit und Morbidität deutlich reduziert 
(UN-Habitat, 2022). Gleichwohl werden sie weltweit 
vielfach überschritten.
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Abbildung 4.3-2
Durchschnittliche jährliche Feinstaub-
konzentration (PM2,5) in Städten in 2019 
(zum Vergleich: der Richtwert der WHO 
liegt bei einem jährlichen Durchschnitt 
von 5 μg/m³; WHO, 2021f). 
Quelle: WHO, 2022g
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4.3.1.2
Gesundheitliche Auswirkungen von Lärm 
Lärm wird hauptsächlich durch Verkehr und Industrie 
verursacht und ist nach Luftverschmutzung in Europa 
die zweithäufigste Ursache für umweltbedingte 
Gesundheitsauswirkungen (Europäische Kommission et 
al., 2016; WHO, 2018i, 2011; Hänninen et al., 2014). 
Lärm gilt laut UNEP als „emerging issue of environmen-
tal concern“ (UNEP, 2022b). 

In Deutschland waren 2017 nach der Lärmkartie-
rung 19  % der Bevölkerung durch ganztägigen und 
13  % durch nächtlichen Lärm betroffen, insbesondere 
in Ballungsräumen (UBA, 2020d). Innerhalb Europas 
sind etwa 113 Mio. Menschen potenziell gesundheits-
schädlichem Lärm durch Straßenverkehr ausgesetzt, 
und über 20 Mio. Menschen leiden an Lärm durch Zug- 
und Flugverkehr und Industrie (mit Lärmpegeln über 
55  dB, gemittelt über alle Tage und Nächte in einem 
Jahr; EEA, 2019c; Kasten 4.3-1). Nachts sind etwa 
78 Mio. Menschen einem Lärmpegel von über 50  dB 
ausgesetzt (EEA, 2019c, 2021). Dabei sind europäische 
Städte im Vergleich zu vielen afrikanischen und asiati-
schen Städten in der Regel sogar noch relativ leise. 
Durch das UNEP wurden 61 Städte weltweit auf Lärm-
belastung untersucht (UNEP, 2022b; Abb. 4.3-3). 

Die gesundheitlichen Auswirkungen von Lärmbelas-
tungen sind erheblich: Europaweit sind sie für schät-
zungsweise 43.000 Krankenhauseinweisungen und 
10.000 vorzeitige Todesfälle pro Jahr verantwortlich 
(EEA, 2014; Europäische Kommission et al., 2016). 
Durch Lärm werden unter anderem Herz-Kreislauf-
Erkrankungen begünstigt (WHO, 2011; EEA, 2014; 
Europäische Kommission et al., 2016). Weiterhin kann 
Lärm negative Auswirkungen auf das Lernverhalten 
und die kognitive Entwicklung von Kindern haben, 
etwa durch Beeinträchtigungen des Erinnerungsvermö-
gens, und er kann Gehörschäden wie Tinnitus und 
Schlafstörungen verursachen (WHO, 2011; Hygge, 
2011; Europäische Kommission et al., 2016). Die durch 
Lärm verlorenen gesunden Lebensjahre (Disability-
Adjusted Life Years, DALYs; Kasten 2.2-1) wurden 
durch die WHO für die EU und andere westliche Länder 
wie folgt eingeschätzt: für koronare Herzerkrankungen 

ca. 61.000 DALYs, für kognitive Störungen wie das 
Langzeitgedächtnis und Leseverständnis durch Flug-
lärm bei Kindern 45.000 DALYs, 22.000 DALYs für Tin-
nitus und 903.000 DALYs für Schlafstörungen (WHO, 
2011). Eine Übersicht der gesundheitlichen Schäden 
durch Lärm ist in der Pyramide der Lärmeffekte in 
Abb. 4.3-4 dargestellt.

4.3.1.3
Gesundheitsrisiken durch Klimawandel in urbanen 
Verdichtungsräumen 
Der Klimawandel hat in vielen Städten und dicht besie-
delten Gebieten bereits erhebliche gesundheitliche 
Auswirkungen (Dodman et al., 2022; UN-Habitat, 
2022). Der IPCC hat die wichtigsten Gesundheitsrisi-
ken, denen insbesondere vulnerable Bevölkerungs-
gruppen in Städten und Siedlungen durch den Klima-
wandel ausgesetzt sind und sein werden, im sechsten 
Sachstandsbericht ausgewertet. Steigende Temperatu-
ren und Hitzewellen werden beim Menschen verschie-
dene nicht übertragbare Krankheiten wie Herz-Kreis-
lauf- und Atemwegserkrankungen begünstigen bzw. 
verschlimmern sowie eine erhöhte Sterberate bewirken. 
Durch hohe Temperaturen können zudem auch Infra-
strukturen wie Straßen, Schienen oder Stromleitungen 
beeinträchtigt werden und gegebenenfalls ausfallen. In 
dicht besiedelten Regionen kommt häufig auch die 
Wasserversorgung unter Druck, verursacht durch eine 
Kombination von abnehmenden Niederschlägen mit 
einer Übernutzung der Grundwasservorräte und maro-
den Wasserinfrastrukturen mit hohen Leckageverlus-
ten. Insbesondere einkommensschwache Bevölke-
rungsgruppen in Ländern niedrigen und mittleren Ein-
kommens stehen bereits jetzt vor großen Herausforde-
rungen beim Zugang zu sauberem Wasser in 
ausreichenden Mengen. Hinzu kommen gesundheitli-
che Risiken durch Überschwemmungen, die durch 
Starkniederschläge verursacht und durch hohe Oberflä-
chenversiegelung verstärkt werden können. Bei Was-
serknappheit und bei Überschwemmungen wird ver-
mehrt kontaminiertes Wasser zum Trinken, Kochen und 
für die Hygiene genutzt, wodurch Infektionskrankhei-
ten wie Typhus und Cholera begünstigt werden. Nach 

Kasten 4.3-1

Richtlinien für Lärmbelastung

Das 7. Europäische Umweltaktionsprogramm definiert einen 
„hohen Lärmpegel“ als Lärmpegel über 55  dB am Tag und 
50  dB nachts (EU, 2013). Dabei werden unterschiedliche 
 Frequenzen entsprechend des menschlichen Hörvermögens 
(„A-Bewertung“; EEA, 2023b) und beim Wert für den gesam-

ten Tag (Tag-Abend-Nacht-Lärmindex, Lden) auch Belastungen 
zu verschiedenen Tageszeiten unterschiedlich gewichtet 
(WHO, 1999, 2018i; EEA, 2023a). Nach den Richtlinien der 
WHO (2018i) sollte die Belastung aber je nach Quelle bzw. 
Art des Lärms zum Teil deutlich unter diesen Werten liegen. 
Zum Vergleich: 20  dB Blätterrauschen, 80  dB starker Verkehr 
in Städten, 130  dB Presslufthammer (jenseits der Schmerz-
schwelle; (UNEP, 2022b). 
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Starkniederschlägen können sich zudem durch Vekto-
ren übertragen Infektionskrankheiten wie Malaria ver-
mehrt ausbreiten. In Küstenzonen drohen durch den 
Anstieg des Meeresspiegels, teilweise in Kombination 
mit Sturmereignissen, Landverluste und Versalzung des 
Grundwassers (WBGU, 2008). Auch hiervon werden 
insbesondere Menschen aus niedrigen Einkommens-
gruppen und anderen vulnerablen Gruppen wie Frauen 
oder Kinder am stärksten betroffen sein, weil sie häufi-
ger in Gefährdungszonen wohnen und nur über 
begrenzte Anpassungsmöglichkeiten  verfügen. 

Die beschriebenen Gesundheitsrisiken durch stei-
gende Temperaturen und Hitze gehören zu den gesund-
heitlichen Hauptrisiken des Klimawandels für den 
Menschen und sind in Städten besonders ausgeprägt 
(Abb. 4.3-5). Der städtische Wärmeinseleffekt (Urban 
Heat Island Effect) erhöht die Temperaturen innerhalb 
von Städten im Vergleich zu ihrer Umgebung. 

Je nach Verlauf der Konzentrationen verschiedener 
Treibhausgase in der Atmosphäre (die IPCC-Szenarien 
verwenden sogenannte Representative Concentration 
Pathways (RCP), siehe Glossar) könnte bis 2100 die 
Hälfte (RCP2.6) bis drei Viertel (RCP8.5) der mensch-
lichen Bevölkerung lebensbedrohlichen Klimabedin-

gungen ausgesetzt sein (Dodman et al., 2022: 923). 
Städte in mittleren Breitengraden sind im Vergleich zu 
ihrer ländlichen Umgebung unter allen heute verwen-
deten Szenarien bis 2050 potenziell doppelt so starkem 
Hitzestress ausgesetzt (Dodman et al., 2022: 22). Ein 
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Abbildung 4.3-3 
Städte mit hoher Lärmbelastung (Auswahl). 
Die Abbildung zeigt die Über- und Unterschreitung der empfohlenen Obergrenzen für Lärm (Kasten 4.3-1) nach den WHO-
Leitlinien von 1999 (WHO, 1999) für ausgewählte Städte: 55  dB wird dort als Grenzwert für Lärm für Wohngebiete im Freien 
genannt, 70  dB für Gewerbegebiete und verkehrsreiche Bereiche. Zum Vergleich: 70  dB entsprechen etwa dem Lärmpegel eines 
Staubsaugers. Der Lärmpegel kann innerhalb einer Stadt deutlich variieren, wobei sozioökonomisch benachteiligte Personen 
tendenziell stärker belastet sind.
Quelle: UNEP, 2022b
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Abbildung 4.3-4 
Lärmeffekte auf die Gesundheit. Die Breite bezieht sich auf 
die Anzahl betroffener Personen. Der Schweregrad der Effekte 
nimmt nach oben zu. 
Quelle: EEA, 2014
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besonders hohes Maß an Hitzestress wird in Städten in 
den Subtropen mit ganzjährig warmen Temperaturen 
und oft höherer Luftfeuchtigkeit erwartet. Besonders 
Städte in Nordafrika und dem Nahen Osten werden ext-
remen Hitzewellen ausgesetzt sein (Pörtner et al., 2022).

4.3.1.4
Gesundheitswirkungen unsicherer Wohn-
verhältnisse 
Der Nexus gesundes Wohnen und Wohlbefinden 
umfasst auch psychosoziale Aspekte wie Autonomie, 
Sicherheit und Status sowie das Eingebundensein in die 
Nachbarschaft (Rolfe et al., 2020). Hier spielen die Ver-
lässlichkeit des Wohnverhältnisses (tenure security) 
und die Erschwinglichkeit von Wohnraum eine wichtige 
Rolle. Durch hohe oder stark steigende Hauspreise und 
Mieten können Wohnkosten eine große finanzielle 
Belastung sein (Deb et al., 2022; Elfayoumi et al., 
2021). Da Wohnen zu den elementaren menschlichen 
Bedürfnissen zählt, bedeutet die Angst vor dem Verlust 
des eigenen Zuhauses oder vor Verdrängung durch 
Gentrifizierung zudem auch psychischen Stress, mit 
negativen Gesundheitsfolgen. 

UN-Habitat bezeichnet die Erschwinglichkeit von 
Wohnraum in der New Urban Agenda von 2016 (Habi-
tat III) als zentrales Element des (nicht verbindlichen) 
„Rechts auf angemessenes Wohnen“ (Right to Ade-
quate Housing; UN, 2017). Diese „Vision“ ist nicht 
erreichbar, wenn die Wohnkosten den Zugang zu Nah-
rung, Gesundheitsversorgung, Bildung und Transport 
gefährden oder beeinträchtigen. Eine Erhebung von 
UN-Habitat kommt zu dem Ergebnis, dass es in rund 
80  % der Städte weltweit für die Hälfte der Bevölke-
rung keine erschwinglichen Wohnmöglichkeiten zur 
Miete oder zum Kauf gibt (Sharif, 2020). 

In den zur Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD) gehörenden Staa-
ten machen die Mieten im Durchschnitt mehr als ein 
Drittel des Einkommens aus, wobei die Wohnungs-
preise in den letzten 20 Jahren dreimal schneller gestie-
gen sind als die Einkommen (Sharif, 2020; Abb. 4.3-6). 
Unsichere Besitzverhältnisse, insbesondere in infor-
mellen Siedlungen, tragen zudem über verschiedene 
Wege zu Ausgrenzung bei und verstärken die durch 
Umweltstress bedingten Erkrankungsrisiken. Insbeson-
dere Zwangsräumungen können zu einer Unterbre-
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Abbildung 4.3-5 
Gesundheitsrisiko Hitze in urbanen Verdichtungsräumen. Die Abbildung zeigt am Beispiel der 15 größten urbanen Agglome-
rationen die Zahl der Tage, an denen die Temperatur- und Luftfeuchtebedingungen ein Todesrisiko darstellen – historisch für 
1991-2005 und für eine Erwärmung der globalen Mitteltemperatur um 2°C (bis 2041-60). Hitze ist aufgrund der zunehmenden 
Verstädterung und steigender Temperaturextreme ein wachsendes globales Gesundheitsrisiko. In Städten führt der städtische 
Wärmeinseleffekt zu einem weiteren Anstieg der Temperaturen. Einzelne Bevölkerungsgruppen sind dort besonders stark 
gefährdet, darunter einkommensschwache Gruppen in informellen Siedlungen, Kinder, ältere Menschen, Behinderte, Menschen, 
die im Freien arbeiten und ethnische Minderheiten. Die Daten berücksichtigen keine Hitzewellen, für die ebenfalls eine Zunah-
me prognostiziert wird und die höheren Breitengraden Tausende von Todesfällen verursachen können.
Quelle: Pörtner et al., 2022a: 80
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chung der Lebensgrundlagen und sozialen Netzwerke, 
eskalierendem Stress und psychischen Erkrankungen 
sowie dem Verlust von Sachwerten führen und so 
Armut und Ausgrenzung verstärken. Derzeit leben über 
1 Mrd. Menschen in Slums (Zahlen für 2018), im globa-
len Durchschnitt entspricht dies 23,9  % der Stadtbevöl-
kerung (UNSD, 2022; Abb. 4.3-7).

Sozioökonomisch benachteiligte und von Diskrimi-
nierung betroffene Menschen leiden nicht nur oft unter 
prekären Wohnsituationen und ihren gesundheitlichen 
Folgen, sie sind tendenziell auch vermehrt gesundheits-
gefährdenden Stressoren wie Lärm, Luftverschmutzung 
und Hitze ausgesetzt (UN-Habitat, 2022; Bolte und 
Kohlhuber, 2009). Diese gesundheitliche Mehrfachbe-
lastung in benachteiligten Stadtquartieren lässt sich 
sozialräumlich kartieren (Senatsverwaltung für Umwelt, 
2022; SRU, 2023: 39 ff.). Hinzu kommen ein tenden-
ziell schlechterer Zugang zu Gesundheitsressourcen wie 
Grün- und Blauräumen (Kap. 4.3.3.4) sowie zu Gesund-
heitsdienstleistungen. Die Zusammenhänge zwischen 
sozialen und gesundheitlichen Ungleichheiten in Bezug 
auf umweltbezogene Gesundheitsfaktoren werden 
durch Modelle wie das Stress-Exposure Disease Frame-
work (Gee, 2004) oder das Modell der sozialen Deter-
minanten von Gesundheit und umweltbezogener 
Gesundheitsförderung beschrieben (Schulz, 2004). 
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Abbildung 4.3-6 
Veränderung des Verhältnisses von Preisen für Wohnimmobilien zum Einkommen im Vergleich zu 2015 (2015 Index = 100). 
In vielen Ländern stiegen die Preise für Wohnimmobilien stärker als die Einkommen (Zahlen für 4. Quartal 2021).
Quelle: IMF, 2022
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4.3.2
Umwelt- und gesundheitsbelastende Gebäude 
und Siedlungsinfrastrukturen

4.3.2.1
Beton in Gebäuden und Infrastrukturen mit 
bedeutenden Auswirkungen auf Gesundheit und 
Umwelt
Beton ist der am meisten genutzte Baustoff: Wohnhäu-
ser, Industriegebäude, die Infrastruktur für Transport, 
Energieversorgung, Wasseraufbereitung, Wasserver-
sorgung und Abwasserentsorgung wurden und werden 
überwiegend aus Beton gebaut (Abb. 4.3-8; Huang et 
al., 2020). Es wird erwartet, dass der Bedarf an Beton 
als Baustoff substanziell zunehmen wird (Habert et al., 
2020). Die Nutzung von Beton im konventionellen 
Stahlbetonbau ist mit einem sehr hohen Energiever-
brauch sowie mit erheblichen CO2-Emissionen aus der 
Zementherstellung verbunden: Im Jahr 2019 machten 
die Herstellung, der Transport, die Nutzung und der 
Abriss von Zement und Beton schätzungsweise 6–10  % 
der weltweiten CO2-Emissionen aus (9–10  % laut Cao et 
al., 2021 bzw. etwa 6  % basierend auf den IPCC-Daten 
aus Cabeza et al. (2022: 955), wenn der 18  %-Anteil der 
Materialnutzung an den gesamten THG-Emissionen 
auch für die reinen CO2-Emissionen angenommen 
wird). Zusätzlich zu den hohen Treibhausgasemissionen 

führt die Herstellung von Beton zu einer Verknappung 
lokaler, nicht erneuerbarer Ressourcen, zu einem hohen 
Wasserverbrauch sowie zu Staub-, Partikel- und Queck-
silberemissionen (Habert et al., 2020). Das Einatmen 
solcher kleinen Partikel begünstigt Atemwegsinfektio-
nen, Lungenkrebs und andere Lungenerkrankungen, 
Herzinfarkte sowie weitere Krankheiten. Zudem schä-
digt die Ressourcengewinnung (Sand, Kies) für die 
Betonherstellung Ökosysteme und verringert die Bio-
diversität (Habert et al., 2020). Sand und Kies sind 
nach Wasser die am stärksten genutzten Ressourcen, 
die gewonnen Mengen haben sich in den letzten 20 
Jahren verdreifacht (40-50  Mrd.  t pro Jahr; UNEP, 
2022a). Für den Abbau von Kies und Sand werden 
große Landflächen benötigt und dafür in vielen Fällen 
Wälder gerodet. Der weiterhin wachsende Bedarf stellt 
im Rahmen der Nachhaltigkeit und Einhaltung der pla-
netaren Leitplanken eine große Herausforderung dar 
(UNEP, 2022b).

4.3.2.2
Gesundheitsrisiken durch unzureichende 
Wasserversorgung und Abwasserentsorgung
Eine zuverlässige Versorgung mit sauberem Trinkwasser 
und die adäquate Behandlung und Entsorgung von 
Abwasser sind grundlegende Voraussetzungen für die 
Entwicklung prosperierender Siedlungen. In der Agenda 
2030 wird die Gewährleistung der Verfügbarkeit und 
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Abbildung 4.3-8 
Jährlicher globaler Verbrauch von Baumaterialien im Zeitraum 2000–2017 nach Material und Region. 
Quelle: Huang et al., 2020
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die nachhaltige Bewirtschaftung von Wasser und sani-
tären Einrichtungen als eines der 17 Ziele für nachhal-
tige Entwicklung formuliert. Dieses Ziel gerät zuneh-
mend unter Druck: Bis 2050 wird der gesamte welt-
weite Wasserbedarf um voraussichtlich etwa 20–30  % 
ansteigen (Burek et al., 2016), während bereits heute 
schätzungsweise ein Viertel der Weltbevölkerung in 
Regionen mit akuter und extremer Wasserknappheit 
lebt (Hofste et al., 2019).

Trotz der Fortschritte in den vergangenen 20 Jahren 
haben 2,2 Mrd. Menschen noch immer keinen Zugang 
zu einer sicheren Trinkwasserversorgung. In Ländern 
mit niedrigen Einkommen haben weniger als 60  % der 
urbanen Bevölkerung Zugang zu Leitungswasser (Dod-
man et al., 2022). Auch in Hocheinkommensländern 
zeigt sich keine uneingeschränkt positive Situation: 
Sogenannte „Plumbing Poverty“, also fehlender Zugang 
zu sicherem Trinkwasser, der durch strukturelle soziale 
Ungleichheit bedingt ist, gibt es z.  B. auch in den USA 
(Meehan et al., 2020). Neben der unzureichenden Was-
serversorgung stellt auch die mangelhafte Abwasser-
entsorgung ein Problem dar: Weltweit fehlt 2  Mrd. 
Menschen der Zugang zu grundlegenden sanitären Ein-
richtungen und 673 Mio. Menschen praktizieren offene 
Defäkation (UN, 2020a). Außerdem werden schät-
zungsweise 80  % aller industriellen und kommunalen 
Abwässer weltweit ohne vorherige Behandlung in die 
Umwelt geleitet (WWAP, 2017). Die zunehmende Ver-
schmutzung von Süßwasserressourcen bedeutet gleich-
zeitig die Abnahme der Verfügbarkeit von Wasser mit 
ausreichender Qualität für die Trinkwasserversorgung 
(Boretti und Rosa, 2019). Fehlende adäquate sanitäre 
Einrichtungen und die Nutzung kontaminierten Was-
sers begünstigen eine Vielzahl von Infektionskrankhei-
ten. Diese Risiken werden durch Wasserknappheit in 
Folge des Klimawandels noch verstärkt (Boretti und 
Rosa, 2019).

4.3.2.3
Energieversorgung als dringende Voraussetzung 
für Gesundheit
Weltweit haben 2,5 Mrd. Menschen keinen Zugang zu 
sauberen Kochmöglichkeiten und nutzen traditionell 
vor allem Biomasse und Holzkohle sowie (fossile) Kohle 
oder Kerosin in ineffizienten Kochstellen (IEA, 2021a), 
die die Raumluft verschmutzen und die Gesundheit 
schwer belasten (Kap. 4.3.1.1). Dies verbraucht zudem 
in Afrika 90  % und in Asien 66  % der Holzernte, die vor 
allem in Ostafrika und Südasien zu großen Teilen nicht 
nachhaltig ist und zu Walddegradation, Entwaldung 
und CO2-Emissionen führt (Bailis et al., 2015; Masera et 
al., 2015; WBGU, 2020: 224). Etwa 733 Mio. Menschen 
haben auch keine Stromversorgung (UN, 2022b), ins-
besondere in Subsahara-Afrika sowie einigen Staaten in 

Nordafrika, dem Mittleren Osten und Asien (z.  B. 
Libyen, Myanmar, Jemen, Pakistan; World Bank, 2023). 
Eine zuverlässige Stromversorgung von Haushalten 
kann Gesundheit direkt beeinflussen, neben der saube-
ren Zubereitung sicherer Nahrung z.  B. auch durch die 
Möglichkeit zur Kühlung von Lebensmitteln. Indirekt 
wird die Gesundheit z.  B. durch Beleuchtung und Kom-
munikationsmittel beeinflusst, die Bildungs- und 
Erwerbsmöglichkeiten mitbestimmen. In Krankenhäu-
sern ist sie zum Betrieb von Geräten und Kühlung z.  B. 
von Medikamenten notwendig (WHO, 2023e). 

Zwischen urbanen und ländlichen Gebieten von 
Niedrigeinkommensländern zeigt sich ein deutliches 
Gefälle des Zugangs zu sauberen Kochmöglichkeiten 
(im Jahr 2020 28  % bzw. 8  % der Bevölkerung) und 
Strom (70  % bzw. 30  % der Bevölkerung; World Bank, 
2023). In Subsahara-Afrika wuchs nach Fortschritten 
zwischen 2015 und 2019 zuletzt die Anzahl der Men-
schen ohne Zugang zu Strom wieder an, da viele wegen 
der COVID-19-Pandemie und der steigenden Preise den 
Strom nicht bezahlen können (IEA, 2021b, 2022a). 
Selbst Gesundheitseinrichtungen haben in einigen Län-
dern keine zuverlässige Stromversorgung, z.  B. in Bang-
ladesh, Simbabwe, Kenia, Senegal, Tansania und in 
Äthiopien rund die Hälfte der Krankenhäuser (WHO, 
2023b).

Bei der nachhaltigen Überwindung der Energiear-
mut (SDG 7) sind aus Gesundheitssicht also zum einen 
verstärkte Anstrengungen nötig, traditionelle Bioener-
gienutzung durch effizientere, sauberere Alternativen 
zu substituieren. Dabei müssen lokale Kochgewohnhei-
ten und weitere Funktionen z.  B. zur Heizung, Beleuch-
tung oder zur Konservierung von Nahrungsmitteln und 
Baumaterialien berücksichtigt werden (Masera et al., 
2015). Zum anderen sollten bei der weiteren Verbesse-
rung der Stromversorgung neben Klima-, Umwelt- und 
Gesundheitsbelastungen auch die lokale Gesundheits-
versorgung und -förderung eine wichtige Rolle spielen: 
beim Auf- und Ausbau dezentraler Stromerzeugung aus 
erneuerbaren Quellen sollten Investitionen in eine 
zuverlässige Stromversorgung von Gesundheitseinrich-
tungen hohe Priorität haben. Sie können auch einen 
wichtigen Beitrag zur Stabilisierung lokaler Stromsys-
teme leisten. In Subsahara-Afrika ist vor allem die 
Stromerzeugung durch Photovoltaik im Vergleich z.  B. 
zu Dieselgeneratoren und vielerorts im Rahmen von 
„Inselnetzen“ auch gegenüber einem Übertragungs-
netzausbau mittlerweile attraktiver (IEA, 2022b; 
BMWi, 2020). Da der Klimawandel eine zunehmende 
Herausforderung sowohl für die Energie- als auch für 
die Gesundheitsversorgung darstellt (IEA, 2021a; 
WHO, 2015c; 2020h), sollten Strategien für resiliente 
Energie- und Gesundheitssysteme (Kap. 6) integriert 
entwickelt werden.
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4.3.2.4
Gesundheitsrisiken durch unzureichendes 
Abfallmanagement und Abfallentsorgung
Mit zunehmender Verstädterung wird die weltweite 
Gesamtmenge der Siedlungsabfälle von 2 Mrd.  t in 2016 
auf 4 Mrd.  t in 2050 wachsen (UN, 2019c) und könnte 
sich bis zum Jahr 2100 sogar verdreifachen (WBGU, 
2016a). 

Derzeit haben 2 Mrd. Menschen keinen Zugang zu 
Abfallentsorgung durch Abfallsammlungen und 3 Mrd. 
Menschen keine Möglichkeit, ihren Abfall kontrolliert 
zu entsorgen (UN, 2019c). Zwar werden insgesamt 
81  % der Festabfälle gesammelt (2010-2018; Abb. 4.3-
9), aber vor allem in Ländern niedrigen und mittleren 
Einkommens findet oft keine sachgerechte Entsorgung 
statt (UN, 2019c). Dies hat weitreichenden Folgen für 
menschliche Gesundheit und Umwelt. 

Abfälle aus Hocheinkommensländern werden teil-
weise illegal in ärmere Länder exportiert, wo sie lokale 
Umwelt- und Gesundheitsschäden verursachen können 
(WHO, 2015b). Hinzu kommt, dass die CO2- und 
Methanemissionen der Deponien einen nicht unerheb-
lichen Anteil der globalen Treibhausgasemissionen aus-
machen: im Jahr 2010 waren es 3  % (WBGU, 2016a; 
IPCC, 2014b). Zwar sinkt in Europa der Anteil von 
Abfällen an den Treibhausgasemissionen, doch 2017 
betrug der Anteil für festen Abfall in Europa immer 
noch etwa 100  Mio.  t  CO2  eq (Eurostat, 2020), was 
ungefähr den Jahresemissionen Belgiens entspricht.

Aufgrund mangelhafter Schutzvorkehrungen wer-
den Luft, Wasser und Böden verschmutzt, insbeson-
dere bei der Lagerung auf offenen Müllhalden (WBGU, 
2016a; UN, 2019c). Die Verschmutzung erfolgt insbe-
sondere durch Müllverbrennungsanlagen, unkontrol-
lierte Gasemissionen und Sickerwasser der Anlagen 
(UN-Habitat, 2021b). Hinzu kommt die dezentrale Ver-

brennung am Straßenrand oder auf Deponien, insbe-
sondere in Ländern niedrigen und mittleren Einkom-
mens (WBGU, 2016a: 241). Die dabei entstehenden 
Gase sind stark gesundheitsgefährdend (WBGU, 2016a: 
212ff.). Vor allem Menschen, die in der Nähe von 
Deponien und Müllverbrennungsanlagen leben und oft 
zu sozial benachteiligten Gruppen gehören (WHO, 
2015b) sowie Menschen, die auf den Deponien Abfall 
trennen, verkaufen oder selbst verwenden („waste 
picker“), sind von den schädlichen Emissionen betrof-
fen sowie erhöhten Infektionsrisiken ausgesetzt 
(D-Waste, 2014), wobei Kinder eine besonders vulne-
rable Gruppe darstellen.

Es wurden verschiedene Gesundheitsrisiken nach-
gewiesen, die insbesondere in unmittelbarer bzw. nähe-
rer Umgebung von Abfalldeponien lebende Menschen 
betreffen (WHO, 2015b; Njoku et al., 2019). Hierzu 
zählen etwa Atemwegserkrankungen, Lärmbelastung 
mit ihren Folgen sowie angeborene Fehlbildungen. 
Weiterhin konnten neurologische Schäden bei Kindern 
mit Wohnort im direkten Umfeld von Abfallanlagen 
gezeigt werden. Speziell für ältere Müllverbrennungs-
anlagen wurde bei Anrainer:innen das vermehrte Auf-
treten von Krebserkrankungen berichtet. Bei moder-
nen Anlagen wurden bisher vermehrte angeborene 
Anomalien der Harnwege sowie Früh- und Fehlgebur-
ten nachgewiesen. Für Deponien, die speziell zur Ent-
sorgung von Gefahrstoffen genutzt werden, konnte 
nachgewiesen werden, dass die Entstehung von Krebs-
erkrankungen und Lungenkrankheiten begünstigt wird 
(WHO, 2015b). 
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Abbildung 4.3-9 
Anteil der festen Siedlungsabfälle, die 
gesammelt werden (nach Weltregionen). 
Der Anteil der regelmäßig gesammelten 
Festabfälle stieg von 76  % (2001–2010) 
auf 81  % (2010–2018).
Quelle: UN, 2019c; © Vereinte Nationen. 
Nachdruck mit Genehmigung der 
Vereinten Nationen
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4.3.3
Gesundes und nachhaltiges Wohnen: Merkmale 
und Voraussetzungen

Der Zugang zu angemessenem Wohnraum ist für 
menschliche Gesundheit und Wohlbefinden von grund-
legender Bedeutung, da schlechte Wohnqualität Infek-
tionskrankheiten, chronische Erkrankungen, Verlet-
zungen, Fehlernährung und psychische Erkrankungen 
begünstigt (WHO, 2018e). Eine unzureichende Wohn-
situation beeinträchtigt die Gesundheit von Milliarden 
von Menschen weltweit. Wie wird gesundes Wohnen 
definiert? Was macht angemessenen Wohnraum aus? 
Welche räumliche Gestalt und Infrastrukturen müssen 
Städte aufweisen, damit sie gesundheitsfördernd und 
nachhaltig sind? Diese Fragen und die daraus folgenden 
Herausforderungen für Stadt- und Raumplanung sind 
Gegenstand dieses Abschnittes. 

4.3.3.1
Gesundes Wohnen
Entscheidende Elemente, die gesunde Wohnbedingun-
gen kennzeichnen, sind die Qualität des Wohnraums 
(etwa Schutz vor Witterung, Qualität der Innenluft, 
Wohnklima und Wohnfläche), die Verfügbarkeit von 
Dienstleistungen und Infrastrukturen (z.  B. Wasserver-
sorgung und -entsorgung), die Umgebungsqualität, die 
Exposition gegenüber Gesundheitsrisiken wie Luftver-
schmutzung, Lärm oder Wetterextremen, die Erreich-
barkeit (etwa durch befestigte Straßen oder ÖPNV), die 
Sicherheit des Wohnverhältnisses (tenure) sowie die 
Erschwinglichkeit des Wohnraums (WHO, 2018e; Kas-
ten 4.3-2). Eine Verbesserung der Wohnbedingungen 
zur Gesundheitsförderung sowie für den Umwelt- und 
Klimaschutz, wie sie etwa im Rahmen von Stadterneue-
rungsprogrammen oder bei der Verbesserung der 
Lebensverhältnisse in informellen Stadtquartieren 
(slum upgrading) erzielt werden können, würde insbe-
sondere für sozioökonomisch benachteiligte Haushalte 

mehrfache Zusatznutzen erbringen. Investitionen zur 
Verbesserung der energetischen Struktur von Wohn-
gebäuden können beispielsweise durch optimierte 
Dämmung die klimatischen Bedingungen im Wohn-
raum verbessern und so positive Gesundheitswirkun-
gen haben, zugleich Energiekosten einsparen und THG-
Emissionen verringern. Bei beengten Wohnverhältnis-
sen verbessern räumliche Erweiterungen sowohl das 
Raumklima als auch das soziale Klima, ermöglichen 
mehr Privatsphäre und verbessern so beispielsweise die 
Voraussetzungen für konzentriertes Lernen.

4.3.3.2
Baulich-räumliche Gestalt von Städten 
Nach UN-Habitat sollte die öffentliche Gesundheit als 
Schlüsselkomponente des städtischen Entwicklungs-
rahmens mit hoher Priorität bei Planungsprozessen 
behandelt werden (UN-Habitat, 2022). Die baulich-
räumliche Gestalt von Städten (urban form) ist hierfür 
der zentrale Hebel, weil sie maßgeblich und langfristig 
darüber bestimmt, in welchem Umfang gesundes Woh-
nen möglich ist (WHO, 2016b; de Sa et al., 2022). Dies 
umfasst auch die Gestaltung von Grün- und Blauräu-
men (Kap. 4.3.3.4).

Die Gestalt einer Stadt hat auch starken Einfluss auf 
die Umsetzbarkeit von Klimaschutz- und Klimaan-
passungsmaßnahmen, die Art der Ressourcennutzung 
sowie Zugang zu adäquaten Wohnbedingungen und 
öffentlichen Plätzen (WBGU, 2016b: 167  f.). Da 
Gebäude, Straßennetze und Infrastrukturen eine lange 
Lebensdauer haben, kann es bei nicht nachhaltigen 
Entscheidungen über die baulich-räumliche Gestalt von 
Städten zu jahrzehntelangen nicht nachhaltigen 
 Pfadabhängigkeiten kommen. Umso wichtiger sind die 
frühzeitige planerische Berücksichtigung der gesund-
heitlichen, umweltbezogenen und sozialpolitischen 
Effekte der Erweiterung bzw. des Neubaus von Städten 
und Stadtquartieren. Allerdings gibt es hier kein uni-
versell und zeitunabhängig gültiges Optimum baulicher 

Kasten 4.3-2

Gesundes Wohnen – Definition der WHO

„Gesundes Wohnen bezeichnet eine Unterkunft, die ein 
umfassendes körperliches, geistiges und soziales Wohlbefin-
den fördert. Gesunde Wohnungen vermitteln ein Gefühl von 
Zuhause, einschließlich eines Gefühls der Zugehörigkeit, 
Sicherheit und Privatsphäre. Gesundes Wohnen bezieht sich 
auch auf die physische Struktur der Wohnung und das Aus-
maß, in dem sie körperliche Gesundheit ermöglicht, indem sie 
strukturell solide ist, Schutz vor Witterung und vor übermä-
ßiger Feuchtigkeit bietet und angenehme Temperaturen, 
angemessene sanitäre Einrichtungen und Beleuchtung, aus-

reichend Platz, sicheren Brennstoff oder Stromanschluss 
sowie Schutz vor Schadstoffen, Verletzungsgefahren, Schim-
mel und Schädlingen bietet. Ob eine Wohnung gesund ist, 
hängt auch von Faktoren außerhalb ihrer Mauern ab. Sie 
hängt von der örtlichen Gemeinschaft ab, die soziale Inter-
aktionen ermöglicht, die Gesundheit und Wohlbefinden för-
dern. Schließlich hängt gesundes Wohnen auch von der 
unmittelbaren Wohnumgebung ab und davon, inwieweit 
diese Zugang zu Dienstleistungen, Grünräumen, aktiven und 
öffentlichen Verkehrsmitteln sowie Schutz vor Abfall, Ver-
schmutzung und den Auswirkungen von Natur- oder vom 
Menschen verursachten Katastrophen bietet“ (WHO, 2018e: 
2; eigene Übersetzung). 
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Lösungen. Nachhaltiger und gesunder Siedlungs- und 
Städtebau ist immer auch von den lokalen geographi-
schen und kulturellen Bedingungen sowie soziodemo-
graphischen Trends abhängig, wie z.  B. Veränderungen 
der Bevölkerungsstruktur und von Lebensstilen. Daher 
ist die Offenhaltung einer gewissen Flexibilität der 
Siedlungsgestaltung in Kombination mit der Einbin-
dung der Wohnbevölkerung bei planerischen Entschei-
dungen eine weitere Gelingensbedingung für gesunden 
und nachhaltigen Siedlungsbau und Siedlungsentwick-
lung. UN-Habitat hat fünf Prinzipien zur Gestaltung 
nachhaltiger Stadtquartiere entwickelt: ausreichend 
Platz für Straßen und ein effizientes Straßennetz, hohe 
Dichte, gemischte Flächennutzung, soziale Mischung 
und begrenzte Spezialisierung der Flächennutzung 
(UN-Habitat, 2014). Diese Prinzipien sollen die Schlüs-
selmerkmale einer nachhaltigen und gesunden Stadt 
verwirklichen helfen: ein lebendiges Straßenleben, 
Begehbarkeit (walkability) und Erschwinglichkeit (UN-
Habitat, 2014). 

4.3.3.3
Siedlungs- und Wohnstrukturen für ein 
gesundes Leben: 15-Minuten-Stadt, Stadt nach 
menschlichem Maß und altersgerechte Stadt
Zur Konzeption nachhaltiger und gesunder Siedlungs-
strukturen liegen verschiedene Ansätze vor, von denen 
hier drei häufiger diskutierte exemplarisch vorgestellt 
werden. Die 15-Minuten-Stadt soll sicherstellen, dass 
ein großer Teil von dem, was die Stadtbewohner:innen 
im Alltag benötigen, innerhalb von 15 Minuten zu Fuß, 
mit dem Fahrrad oder mit öffentlichen Verkehrsmitteln 

erreicht werden kann (Weng et al., 2019; Moreno et al., 
2021; UN-Habitat, 2022; Abb.  4.3-10). Längere 
Arbeitswege sollten möglichst mit dem ÖPNV zu bewäl-
tigen sein. Für die 15-Minuten-Stadt bedarf es vor 
allem der Verbesserung der Fuß- und Fahrradwege-
netze sowie des Angebots und der Qualität öffentlicher 
Verkehrsverbindungen (Kap. 4.2). Ziele sind die Förde-
rung urbaner Lebensqualität und die Minderung der 
Krankheitslasten durch nicht übertragbare Krank-
heiten, die wesentlich durch Übergewicht (Kap.  4.1) 
und Bewegungsmangel (Kap. 4.2) mitverursacht wer-
den (UN-Habitat, 2022; Moreno et al., 2021; Weng et 
al., 2019). In den letzten Jahren erfuhr das Konzept der 
15-Minuten-Stadt viel Aufmerksamkeit, ähnliche 
 Leitbilder wie die „Stadt der kurzen Wege“ wurden 
bereits in den 1980er Jahren in Deutschland und den 
USA propagiert.

Die „Stadt nach menschlichem Maßstab“ (cities on a 
human scale) ist ein 2010 entwickeltes stadtplaneri-
sches Konzept, das auf eine verbesserte Anpassung 
einer Stadt oder eines Quartiers an menschliche Bedürf-
nisse abzielt (Gehl, 2010). Nach Gehls Vorstellung von 
einer lebendigen, sicheren, nachhaltigen und gesunden 
Stadt („cities for people“) ist eine Stadt dann lebens-
wert, wenn sie das menschliche Maß respektiert. Eine 
lebendige Stadt erkenne man z.  B. daran, wie viele Kin-
der und ältere Menschen auf Straßen und Plätzen 
unterwegs sind. Dies bedeutet, dass Menschen in einer 
lebenswerten Stadt die Möglichkeit haben sich zu Fuß 
oder auf dem Fahrrad zu bewegen, und sich auf über-
schaubaren Plätzen und Straßen begegnen können. 
Mehr und breitere Straßen verstärken innerstädtischen 
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Abbildung 4.3-10 
Fußläufige Erreichbarkeit von Versorgungsinfrastrukturen innerhalb von 5-15 Minuten in einem Stadtquartier (Beispiele). 
Quelle: Weng et al., 2019
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Autoverkehr; schmalere Straßen sowie weniger Park-
plätze schaffen Platz für Radfahrer:innen, Fußgän-
ger:innen, Cafés und öffentliche Freiräume (Gehl, 
2010). 

Eine ähnliche Perspektive nehmen Ansätze zur 
altersgerechten (Kinder, Senioren oder beide Gruppen) 
bzw. behindertengerechten Stadtgestaltung ein; auch 
hier stehen Wohlbefinden, urbane Lebensqualität und 
Gesundheit im Zentrum. Das Buch „Urban Playground: 
How Child-Friendly Planning and Design Can Save 
Cities“ (Gill, 2021) zeigt beispielsweise, wie Städte aus 
Sicht von Kindern gebaut sein müssten (Kap. 4.2), damit 
sie ihren Bedürfnissen und ihrer Gesundheit gerecht 
werden. Hieraus können dann Rückschlüsse auch für 
Menschen anderer Altersgruppen oder mit Mobilitäts-
einschränkungen gezogen werden. Andere Untersu-
chungen fragen allgemein nach der Ausgestaltung einer 
altersgerechten Stadt oder nach einer Stadtplanung für 
alle Altersgruppen (Warner und Zhang, 2019). 

Unabhängig von den jeweils verfolgten Ansätzen 
geht es in allen Fällen um die Verbesserung von Lebens-
qualität, Gesundheit und Wohlbefinden im Städte- und 
Siedlungsbau. Dabei zeigen Untersuchungen (WHO, 
2016b), dass der Bau fußgängerfreundlicher Straßen 
und Stadtquartiere, eine hohe Wohndichte, Diversität 
und Durchmischung der Stadtraumnutzung, ein engma-
schiges Wegenetz sowie angemessene Beleuchtung und 
Sichtbarkeit (z.  B. zur Beseitigung von Angsträumen) 
auch regelmäßige körperliche Aktivität deutlich stei-
gern können, was weitere gesundheitliche Vorteile mit 
sich brächte (Kap. 4.2). Innerhalb von Gebäuden kön-
nen zudem Hinweisschilder an Aufzügen und Treppen 
die Nutzung von Treppen steigern und Bewegung beför-
dern. Auch die Steigerung der Attraktivität von Trep-
penhäusern durch bessere Erreichbarkeit, eine attrak-
tive Innengestaltung z.  B. mit Musik und Kunst sowie 
natürliche Beleuchtung führt nachweislich zu einer ver-
stärkten Treppennutzung (WHO, 2016b: 91 f.).

4.3.3.4
Grün- und Blauräume: Mehrgewinne für Umwelt 
und menschliche Gesundheit 
Städte sind zumeist ein Mosaik aus gebauter Infra-
struktur sowie Grün- und Blauräumen. Diese haben 
vielfältige positive Auswirkungen auf das Stadtklima, 
die menschliche Gesundheit sowie die urbane Biodiver-
sität, und sind ein wichtiger Resilienzfaktor für den 
urbanen Wasserhaushalt. Zu Grünräumen gehören 
Parks jeglicher Art und Größe, Rand- und Mittelstrei-
fen an Straßen, begrünte Straßenbahngleise, Gärten, 
urbane Wälder sowie Dach- und Fassadenbegrünung. 
Blauräume umfassen Flüsse, Seen, Teiche und Bäche, 
künstlich geschaffene Wasseranlagen wie Springbrun-
nen sowie Wasserstraßen und Hafenanlagen. 

Grün- und Blauräume tragen substanziell zur Ver-
besserung des städtischen Mikroklimas bei. Aufgrund 
des urbanen Hitzeinseleffekts kann die Temperatur in 
städtischen Gebieten um 3 bis 4°C höher liegen als im 
Umland (Abb. 4.3-5). Durch die Begrünung des Stadt-
raums kann nicht nur die Oberflächentemperatur 
gesenkt werden (Edmondson et al., 2016); schatten-
spendende Bäume verringern auch die direkte Sonnen-
einstrahlung in städtischen Aufenthaltsräumen. Gerin-
gere Temperaturen verringern den Einsatz von Klima-
anlagen und tragen somit zusätzlich zur Senkung von 
Energieverbrauch und Emissionen bei. Zudem verbes-
sert Vegetation durch Filterung von Feinstaub und 
sonstiger Luftverschmutzung die Luftqualität in ihrer 
näheren Umgebung (Kumar et al., 2019). Darüber hin-
aus haben Grün- und Blauräume als Orte mit hoher 
Aufenthaltsqualität verschiedene weitere positive 
Gesundheitseffekte (Abb. 4.3-11; SRU, 2023: 94  ff.). 
Grünräume bieten den in ihrer Umgebung wohnenden 
und arbeitenden Menschen Möglichkeiten für Bewe-
gung und Sport (Lee und Maheswaran, 2011), dienen 
als Räume zur Entspannung und fördern gesunde 
Lebensstile. Parks, Gartenanlagen und öffentliche 
Beete (urban gardening) ermöglichen zudem gesell-
schaftliche Teilhabe und soziales Miteinander. All dies 
wirkt sich positiv auf die mentale und physische 
Gesundheit von Menschen aus (Chen und Yuan, 2020; 
Methorst et al., 2021), was insbesondere für Kinder, 
Jugendliche und ältere Menschen relevant ist (Enge-
mann et al., 2019; Dzhambov et al., 2018). Zudem 
konnten in verschiedenen Studien unmittelbare posi-
tive Wirkungen des Aufenthaltes in Grünräumen auf 
psychologische und physiologische Gesundheitspara-
meter gezeigt werden (Kabisch et al., 2021). Die Begrü-
nung des Stadtraums und die Nutzung bzw. Renaturie-
rung von Flüssen (z.  B. urbane Fluss bäder) und Seen als 
Badegewässer lädt darüber hinaus zum Erholen vor Ort 
ein, so dass auch der Freizeit verkehr ins Umland gemin-
dert werden kann. Bei entsprechendem Management 
können Uferlebensräume zudem besonders biodivers 
sein (Kasten  4.3-3) und neben ihrer Bedeutung für 
Tourismus, Wirtschaft und Gesundheit unschätzbaren 
wissenschaftlichen, kulturellen und pädagogischen Wert 
haben (Albert et al., 2021). 

Eng verbunden mit der Schaffung von Grünräumen 
zur Verbesserung des städtischen Mikroklimas und 
menschlichen Wohlbefindens ist die Ertüchtigung von 
Städten zu „Schwammstädten“ bzw. water-sensitive 
cities (Nguyen et al., 2019). Die Kernidee dieses Kon-
zepts ist es, den in Städten anfallenden Niederschlag 
nicht oberflächlich abzuführen, sondern aufzunehmen 
und dezentral zu speichern. Neben oben genannten 
Grünräumen, in denen Niederschlag versickern kann, 
sind dafür wasserdurchlässiger Belag von Straßen, 
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 Plätzen und Gehwegen, natürliche Überflutungsflächen 
im Umfeld von Flüssen und Bächen, Flächen zur dezen-
tralen Versickerung von Regenwasser wie Rigolen, 
Mulden und Teiche sowie (unterirdische) Rückhalte-
räume entscheidend. Dadurch wird die Resilienz bei 
Extremniederschlägen erhöht und urbane Sturzfluten 
und Überschwemmungen, die eine direkte Gefahr für 
die menschliche Gesundheit darstellen, können vermie-
den werden. Durch die Versickerung wird eine lokale 
Grundwasserneubildung aus Niederschlag ermöglicht 
und so die urbane Verfügbarkeit von Wasser zur Trink-
wasserbereitstellung und Bewässerung gewährleistet. 

In Europa sind Grün- und Blauräume zumeist bereits 
Bestandteil der Stadtplanung. Dennoch haben europäi-
sche Städte im Durchschnitt nur 3  % öffentlich zugäng-

liche Grünräume (Hauptstädte 7  %; EEA, 2022a). In 
schnell wachsenden urbanen Gebieten in Ländern nied-
rigen und mittleren Einkommens bestehen noch grö-
ßere Potenziale zur Schaffung, Vergrößerung und Auf-
wertung von Grün- und Blauräumen. Weltweit ist Sin-
gapur Vorreiter darin, Grün- und Blauräume effektiv zu 
planen, ihre Vorteile zu nutzen und zu fördern (Abdul-
lah et al., 2022; Kumar et al., 2019). Um die vielfältigen 
Potenziale von Grün- und Blauräumen bestmöglich 
auszuschöpfen und ungewollte negative ökologische 
und gesundheitliche Konsequenzen zu vermeiden, sind 
eine adäquate und zielgerichtete Planung und ein sorg-
fältiges Management von Grün- und Blauräumen unter 
Einbezug aktueller wissenschaftlicher Erkenntnisse 
von zentraler Bedeutung.

Leben, Arbeiten,
Ausbildung in Umgebung

mit Grün- bzw. Blauflächen

Verbesserte mentale
Gesundheit

Verbesserte kognitive
Leistungsfähigkeit

Verminderte kardio-
vaskuläre Sterblichkeit

Vermindertes Auftreten
von Diabetes Typ 2

Verminderte Sterblichkeit

Verbesserte Gesundheit
von Mutter und Kind

Erhöhte
körperliche

Aktivität

Verbesserte
Immunfunktion

Verbesserte
Entspannung und

Regeneration

Verbesserter
sozialer
Zusammenhalt

Abbildung 4.3-11 
Vorteile von Grün- und Blauräumen in Siedlungsräumen für Gesundheit und menschliches Wohlbefinden. 
Quelle: EEA, 2019b: 44
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4.3.3.5
Voraussetzungen einer auf Gesundheitsförderung 
und Nachhaltigkeit ausgerichteten Stadt- und 
Raumplanung
Die systematische Integration von Gesundheitsaspek-
ten in urbane Planungsprozesse ist eine grundlegende 
Voraussetzung, um das Wohlbefinden der Stadtbevöl-
kerung zu gewährleisten (WHO, 2020a; Giles-Corti et 
al., 2016; Böhme et al., 2021). Der im Zuge der globalen 
Urbanisierungsdynamik erforderliche umfassende 
Siedlungsneubau bzw. Maßnahmen zur Stadterneue-
rung, die der Förderung von Gesundheit, Wohlergehen 
und Umweltschutz gerecht werden, erfordern eine 
 Planungspolitik, die

 > eine baulich-räumliche Gestalt priorisiert, die gesun-
des Wohnen sowie Umwelt- und Klimaschutz 
ermöglicht,

 > in der Bauvorhaben so beschleunigt werden, dass 
mit dem rapiden Wachstum der städtischen Bevölke-
rung Schritt gehalten und ungeplantes Städtewachs-
tum weitgehend vermieden wird,

 > in der partizipative Planungsprozesse zur Schaffung 
gesunder und lebenswerter Städte und Stadtquar-
tiere beitragen (Böhme et al., 2021; Tonne et al., 
2021; ein Beispiel aus Singapur beschreibt Kas-
ten 4.3-6),

 > Siedlungs- und Wohnstrukturen fördert, die sich 
möglichst flexibel an die sich ändernden Wohnbe-
darfe der Stadtbevölkerung anpassen lassen, etwa 
durch modulares Bauen,

 > eine an die jeweiligen regionalen Bedingungen ange-
passte Balance findet zwischen baulicher Verdich-
tung, Mobilität und der Schaffung von Grün- und 

Blauräumen („dreifache Innenentwicklung“; UBA, 
2022a),

 > bei Mobilität und Transport Fußgänger:innen, Rad-
fahrer:innen und öffentlichen Nahverkehrsangebo-
ten Priorität einräumt (Kap 4.2),

 > konsequent die planerischen Voraussetzungen zur 
Einhaltung von Grenzwerten für Luftverschmutzung 
und Lärmbelastung schafft, 

 > Anpassungsmaßnahmen an den Klimawandel vor-
sieht (SRU, 2023),

 > Siedlungs- und Landschaftsplanung im Sinne eines 
integrierten Landschaftsansatzes fördert (WBGU, 
2020),

 > ausreichenden Zugang zu erschwinglichem Wohn-
raum, gesunden Wohnbedingungen und Schutz vor 
Verdrängung sichert, etwa durch rechtzeitige Schaf-
fung von Milieuschutzgebieten, Förderung bzw. Auf-
bau kommunaler Wohngenossenschaften und Regu-
lierung von Immobilienspekulation, etwa durch 
Diversifizierung urbaner Eigentumsmodelle (WBGU, 
2016b: 182; z.  B. Sozialverträglichkeitsprüfung bei 
Grundstückserwerb),

 > sich um den Abbau innerstädtischer sozioökonomi-
scher Disparitäten und die Verbesserung der Wohn- 
und Lebensverhältnisse in den wachsenden infor-
mellen Siedlungen kümmert, vor allem in Slums in 
Ländern niedrigen und mittleren Einkommens, und

 > die die Anwendung gemeinwohlorientierter Stadt-
planungsinstrumente fördert (Kasten 4.3-4).

Kasten 4.3-3

Die Bedeutung von Grün- und Blauräumen für 
urbane Biodiversität und Ökosystemleistungen

Ursprünglich und eher technisch wurden Grün- und Blauräu-
me in Siedlungsräumen als „grüne Infrastruktur“ bezeichnet 
(Ying et al., 2021). Heute ist der Begriff „Stadtnatur“ verbrei-
tet und hat in der Stadtplanung Einzug gefunden. So gibt es 
diverse Projekte in städtischen und ländlichen Siedlungsräu-
men, die spezifisch einzelne Tier- und Pflanzenarten und ihre 
Lebensräume fördern und Informationen über biologische 
Vielfalt in Siedlungsräumen bereitstellen. Darüber hinaus gibt 
es verschiedene Ansätze um Grün- und Blauräume besser in 
die gebaute Infrastruktur zu integrieren. Sie bieten Möglich-
keiten, den integrierten Landschaftsansatz (WBGU, 2020) auf 
kleinstem Raum umzusetzen und sicherzustellen, dass Öko-
systemleistungen (Kap. 2.3) erbracht werden können. 

Grünräume wie beispielsweise Parks können auch Schutz-
möglichkeiten bieten, so dass Wildtiere Siedlungsräume 
gänzlich zu ihrem Lebensraum machen können (Magle et al., 
2021). Es ist also wichtig, die gesellschaftliche Akzeptanz zu 

fördern, Siedlungsräume mit Wildtieren zu teilen und diese 
weder als Gefahr zu betrachten noch zu gefährden. Dazu 
gehört auch, angemessenen Abstand zu Wildtieren zu halten, 
um beispielsweise einer möglichen Übertragung von Krank-
heiten vorzubeugen. Denn in Siedlungsräumen kommen 
Wildtiere dem Menschen näher, was die Übertragung von 
Zoonosen begünstigen kann (Felappi et al., 2020; Gibb et al., 
2020a; Kap. 5.1.1.3).

Ein für die Förderung des Zusammenlebens von Wildtie-
ren und Menschen in Siedlungsräumen vorgeschlagenes Kon-
zept ist das der tierunterstützten Planung („Animal-Aided 
Design“; Hauck und Weisser, 2015) bzw. der tierfreundlichen 
Planung („wildlife-inclusive urban design“, Apfelbeck et al., 
2019), bei dem in Siedlungsräumen vorkommende Tiere und 
deren Bedürfnisse in der Stadtplanung berücksichtigt werden.
Grün- und Blauräume in Siedlungsräumen können dem Bio-
diversitätsverlust durch großflächige Landnutzungsänderun-
gen jedoch insgesamt nicht entgegenwirken und das Arten-
sterben nicht stoppen (Popkin, 2022). Dennoch hat Stadtna-
tur viele positive Effekte für Umwelt und Gesundheit, und 
kann sowohl in urbanen als auch in ländlichen Räumen geför-
dert und umgesetzt werden.
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4.3.4
Handlungsempfehlungen 

Neben der Landnutzung und den Energiesystemen 
(einschließlich Verkehr) ist Urbanisierung das dritte 
vom WBGU identifizierte Transformationsfeld für 
Nachhaltigkeit (WBGU, 2011b, 2016b, 2020). Weitere 
Transformationsfelder sind beispielsweise die Ozeane 
und die Digitalisierung. Gesundes Wohnen ist eng mit 
diesen Transformationsfeldern verbunden: die urbane 
Energienutzung und die Gestaltung des Verkehrs 
bestimmen wesentlich, wie Menschen z.  B. Luftver-
schmutzung oder Lärmbelastung ausgesetzt sind. Die 
Art wie Städte gebaut werden prägt die Möglichkeiten, 
sich in seinem Wohnumfeld aktiv zu bewegen und zu 
erholen. Mehr Grün- und Blauräume in Städten min-
dern nicht nur die Bodenversiegelung, sie dämpfen 
auch den gesundheitsschädlichen Hitzeinseleffekt und 
verstärken die Aufenthaltsqualität. Da bis Mitte des 
Jahrhunderts für rund 2,5 Mrd. Menschen neue Sied-
lungsräume gebaut werden müssen (UN DESA, 2018), 
bietet sich ein Gelegenheitsfenster, in kurzer Zeit nach-
haltiges und gesundes Bauen mit klimaverträglichen 
Baustoffen in großem Maßstab voranzubringen und 
nicht nachhaltige Pfadabhängigkeiten zu vermeiden 
(WBGU, 2016b; Creutzig et al., 2016; Tonne et al., 
2021). Die 90 Mrd. US-$, die bis 2030 voraussichtlich 

in Siedlungs- und Städteneubau investiert werden 
(NCE, 2018), sind eine Chance, Gesundheitsbelange 
sowie Anpassung an den Klimawandel und Klimaschutz 
direkt in die städtische Infrastruktur und Planung, die 
Sozialpolitik einschließlich Bildungs- und Gesundheits-
infrastruktur sowie das städtische Umweltmanagement 
zu integrieren. Wenn diese Chance verpasst wird, dann 
bedeutet dieses Städtewachstum nicht nur die Versteti-
gung nicht nachhaltiger, ungesunder Wohnstrukturen, 
sondern voraussichtlich auch eine weitere signifikante 
Beschleunigung der globalen Erwärmung.

Aufbauend auf diesen auf einem salutogenetischen 
Ansatz (Kasten 4.3-5) beruhenden Empfehlungen sol-
len hier vertiefende Anregungen für gesundheitsför-
dernde und umweltgerechte Siedlungsentwicklung 
gegeben werden. Dabei geht es insbesondere um die 
internationale Zusammenarbeit Deutschlands, etwa im 
Rahmen internationaler Institutionen wie WHO, Welt-
bank, UNEP, UNDP oder UN-Habitat. Insofern sind die 
folgenden Empfehlungen vorrangig als Anregungen für 
internationale Richtlinien, Strategien oder Programme 
gedacht. Dabei sollte aber nicht vergessen werden, dass 
die Umsetzung solcher Empfehlungen im eigenen Land 
auch die Glaubwürdigkeit Deutschlands auf der inter-
nationalen Bühne stärkt.

Um Akteuren in verschiedenen Bereichen und auf 
verschiedenen Handlungsebenen einen übersichtlichen 

Kasten 4.3-4

Die Reform der brasilianischen Stadtplanung im 
Jahr 2001 als Beispiel gemeinwohlorientierter 
Planung

Ein Beispiel für die Anwendung gemeinwohlorientierter 
Stadtplanungsinstrumente findet sich in Brasilien, wo 2001 
mit dem „Stadtstatut“ (Estatuto de Cidade) die Vorgaben zur 
Stadtplanung reformiert wurden. Seitdem ist u.  a. das „Recht 
auf Stadt“ in der nationalen Verfassung verankert und ein 
wichtiger Bezugspunkt und Leitprinzip für Stadtplanungs-
maßnahmen (WBGU, 2016b). Um die sozialen Funktionen 
einer Stadt sicher zu stellen soll u.  a. städtisches Eigentum 
zugunsten des Gemeinwohls, zur Sicherheit und zum Wohl-
ergehen der Stadtgesellschaft sowie zum Schutz der Umwelt 
verwendet werden. Leitende Prinzipien sind neben der sozia-
len Funktion von Immobilien- und Grundbesitz die faire Ver-
teilung der Kosten und Nutzen der Urbanisierung sowie eine 
demokratische Verfassung der Stadt. 

Als gemeinwohlorientierte Stadtplanungsinstrumente 
werden in Brasilien Masterpläne, Zonierungen und Besteu-
erung der Nichtnutzung von Flächen eingesetzt (WBGU, 
2016b). So sind alle Städte über 20.000 Einwohner:innen 
dazu verpflichtet, Masterpläne unter Teilnahme der Bevöl-
kerung aufzustellen. Um adäquaten, bezahlbaren Wohnraum 
zu schaffen bzw. zu erhalten haben die Stadtverwaltungen 
das Recht, unbewohnte oder unbenutzte Gebiete sowie infor-

mell besiedelte Gebiete als „Zonen sozialen Interesses“ aus-
zuweisen. Städte können Besitzer:innen ungenutzter oder 
nicht ausreichend genutzter Flächen dazu zwingen, diese zu 
parzellieren und für sozialen Wohnungsbau zu verwenden. 
Die Stadt kann zudem eine am Grundstückswert orientierte 
Zwangssteuer erheben, die ansteigt, je länger den von der 
Stadt gesetzten Auflagen nicht nachgekommen wird. 

Auch wenn der Erfolg dieser Rahmensetzung bei konkre-
ten Planungsschritten noch nicht umfassend untersucht ist, 
kommt eine Bewertung 20 Jahre nach Verabschiedung des 
brasilianischen Stadtstatutes zu dem Schluss, dass diese 
Gesetzgebung den Stellenwert des „Recht auf die Stadt“ welt-
weit spürbar stärkte, insbesondere in Ländern niedrigen und 
mittleren Einkommens (Rossbach et al., 2021): Viele Länder 
haben ähnliche Gesetzgebungen verabschiedet und Werkzeu-
ge ähnlich den Zonen sozialen Interesses entwickelt. Auch der 
weltweite Verband von Städten, Gemeinden und anderer 
lokaler Gebietskörperschaften (United Cities and Local 
Governments, UCLG) bekennt sich zum Recht auf Stadt und 
wirbt auf internationaler Ebene für dessen Anerkennung 
(UCLG, 2019). Eine wesentliche Wirkung des Stadtstatutes in 
Brasilien bestand in der wachsenden Anerkennung der Rech-
te der Bewohner:innen informeller Siedlungen und der Ein-
führung umfassender Programme zur Verbesserung der 
Lebensbedingungen in den Favelas (Rossbach et al., 2021). 
2015 trat ergänzend das Metropolenstatut in Kraft, in der 
auch Metropolregionen erfasst werden. 
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Zugang zu den entwickelten Handlungsempfehlungen 
zu bieten, wurden diese in die Bereiche „Planung und 
Governance“ sowie „Infrastruktur und Bauen“ geglie-
dert (dies gilt ebenso für die Forschungsempfehlungen 
in Kap. 4.3.5). 

4.3.4.1
Planung und Governance

Visionen wünschenswerter Zukünfte für das eigene 
Wohnumfeld entwickeln
Neben Kommunen, Stadtregierungen und regionalen 
Verwaltungen bedarf es auch der Teilhabe zivilgesell-
schaftlicher Akteure, um gemeinsam einen Prozess 
reflexiven und experimentellen Lernens anzustoßen 
mit dem Ziel, Visionen wünschenswerter Zukünfte für 
das eigene Wohnumfeld zu entwickeln: Wie wollen wir 
zukünftig wohnen und was muss heute für gesundes 
Wohnen initiiert werden? Dafür gibt es keine allge-
meingültigen Lösungen, vielmehr spielen geographi-
sche, soziale und kulturelle Faktoren eine große Rolle 
(WBGU, 2016b). Umso wichtiger ist die Bereitschaft 
politischer Entscheidungsträger:innen, sich auf einen 
reflexiven und experimentellen Prozess des „Learning 
by Doing“ in Reallaboren einzulassen. Auf diese Weise 
können die Machbarkeit verschiedener innovativer 
Ansätze nachhaltiger Siedlungsentwicklung und Mög-
lichkeiten zur Überwindung von Zielkonflikten getestet 
werden (UNEP, 2019c: 429; Kasten 4.3-6). 

Institutionelle und disziplinäre Grenzen in 
Planungsprozessen überwinden
Die Zielvorgaben für eine auf Gesundheitsförderung 
und Nachhaltigkeit ausgerichtete Stadt- und Raumpla-
nung sollten so ambitioniert wie möglich formuliert 
werden. Damit die Umsetzung dieser Ziele für lebens-
werte Städte gelingt, bedarf es der Überwindung der 
immer noch bestehenden institutionellen und diszipli-
nären Grenzen in Planungsprozessen. Beispielsweise 
erfordert Planung über städtische Gemarkungsgrenzen 
hinaus, etwa zum Erhalt oder der Erschaffung von 

Grüngürteln, eine Zusammenarbeit mit Raumplanungs-
behörden des Umlands. Bei urbanen Planungsprozes-
sen bedarf es nicht nur behördenübergreifender 
Zusammenarbeit, sondern auch der aktiven Teilhabe 
der Stadtgesellschaft und der Einbindung informeller 
Strukturen (z.  B. ist der informelle Sektor meist der 
dominierende Part der urbanen Wirtschaft in Ländern 
niedrigen und mittleren Einkommens). Auch Initiati-
ven, Ideen und Innovationen „von unten“ sollten Ent-
faltungsmöglichkeiten und Raum für Experimente in 
Planungsprozessen im Sinne von „Reallaboren“ einge-
räumt werden (Welling et al., 2022), so dass Stadtpla-
ner:innen auch als Moderator:innen für transformati-
ven Wandel wirken können (facilitators of change; 
WHO, 2020a: 32). 

Lokal angepasste Indikatoren und Zielgrößen für 
umwelt- und gesundheitsorientierte Stadtplanung 
etablieren
Es bedarf regional und lokal angepasster Indikatoren 
und Zielgrößen und damit auch der Möglichkeit zur 
Messung von Fortschritten der Umsetzung umwelt- 
und gesundheitsorientierter Stadtplanung (WHO, 
2010, 2020a; UN-Habitat, 2021a). Dies unterstreicht 
die Notwendigkeit, die Datenbasis für Städte bis zur 
Ebene der Stadtquartiere zu verbessern und bessere 
Indikatoren für Monitoring und Benchmarking zu nut-
zen. Dennoch sind Monitoring und Benchmarking, 
selbst innerhalb von Ländern, oft schwierig zu realisie-
ren. Räumliche Daten sind oft nicht ohne weiteres ver-
fügbar. Wo Daten verfügbar sind, verwenden verschie-
dene Städte häufig leicht unterschiedliche Daten und 
Erfassungsmethoden, was Vergleiche erschwert. Daher 
sollten einheitliche Datenstandards, flächendeckende 
Datenerfassungen und vergleichbare Methoden für 
Monitoring und Benchmarking entwickelt werden, die 
auf regional und lokal angepassten Indikatoren und 
Zielgrößen beruhen.

Kasten 4.3-5 

Salutogenetische Perspektive des WBGU

Der WBGU hat sich in seinem Gutachten „Der Umzug der 
Menschheit: Die transformative Kraft der Städte“ (2016) 
bereits zu Stadtentwicklung und Gesundheit geäußert und 
festgestellt, dass gesundheitsbezogene Interventionen in 
vielen Städten bisher überwiegend sektoral und pathogene-
tisch, d.  h. krankheitsfokussiert, ausgerichtet sind. Stattdes-
sen wurde die Förderung der Gesundheit in Städten aus einer 

salutogenetischen Perspektive, also mit Fokus auf der Ent-
stehung von Gesundheit, empfohlen. Dazu nannte der WBGU 
fünf Ansatzpunkte (WBGU, 2016b: 435):

 > die Stärkung integrativer, holistischer und partizipativer 
Planungsansätze,

 > die Förderung urbaner Armutsgruppen,
 > die Förderung von Gesundheitswissen und -handeln,
 > die Förderung der Ernährungssicherung und gesunder 

Ernährungsstile, sowie
 > die Schaffung und Sicherung von Räumen für Erholung, 

Aktivität und soziale Interaktion.
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Relevanten Anteil des Stadtraums einer 
gemeinwohlorientierten Nutzung vorbehalten
Eine zentrale Gelingensbedingung für transformative 
Planungsprozesse, also Prozesse die von bisherigen 
Planungsmustern deutlich abweichen und neue Wege 
zur Nachhaltigkeit öffnen, ist entsprechende urbane 
Flächennutzungsgestaltung. Hierfür bedarf es der 

Diversifizierung urbaner Eigentumsmodelle, der Siche-
rung von Flächen für Kommunen bzw. die öffentliche 
Hand, der Berücksichtigung lokaler Bedingungen bei 
der Nutzungsgestaltung, der Verknüpfung informeller 
und formeller Aspekte von Flächennutzung sowie Vor-
sorge gegen Korruption bei der Vergabe und Nutzung 
von Flächen (WBGU, 2016b:181). Ein relevanter Anteil 

Kasten 4.3-6

Partizipative Aushandlung von Zukunftsplänen: 
Singapurs Umgang mit den Auswirkungen des 
Klimawandels auf Gesundheit und Wohnqualität

Wie die meisten südostasiatischen Länder ist auch Singapur 
mit seinen rund 5,5 Mio. Einwohner:innen aufgrund seiner 
geographischen Lage besonders von den Auswirkungen des 
Klimawandels betroffen. Der Anstieg des Meeresspiegels stellt 
hierbei eine der größten zukünftigen Bedrohungen des nied-
rig liegenden Stadtstaates dar. Neben Stürmen, immer häu-
figer auftretenden Starkregenereignissen und Überflutungen 
hat Singapur zudem besonders mit den Folgen des urbanen 
Wärmeinseleffekts zu kämpfen: Das Aufheizen eng bebauter 
und großräumig versiegelter Flächen im Zusammenspiel mit 
z.  B. mangelnder Luftzirkulation und höherer Absorption von 
Sonnenstrahlung ist ein gut erforschtes Phänomen (Heaviside 
et al., 2017). Die Jahresmitteltemperatur ist in Singapur in 
den letzten vierzig Jahren, auch aufgrund der urbanen Ver-
dichtung, bereits um mehr als ein Grad gestiegen (Roth et al., 
2022). Die Folge ist u.  a. ein Anstieg der Hospitalisierungs-
rate aufgrund von Hitzeschlag und Kreislaufkollaps. Die ver-
änderten klimatischen Bedingungen begünstigen zudem die 
Verbreitung von Infektionskrankheiten und ermöglichen 
beispielsweise der ägyptischen Tigermücke, welche die Den-
guefieberviren überträgt, eine deutlich schnellere Brut. Die 
Übertragungswahrscheinlichkeit ist hier von den Jahren 
1951–1960 bis 2012–2021 um 12  % gestiegen (Romanello 
et al., 2022).

Hitzebedingte Gesundheitsrisiken werden im öffentlichen 
Diskurs Singapurs besonders thematisiert. Die Regierung 
verlässt sich nicht nur auf die medizinischen Standards des 
öffentlichen und gut ausgestatteten Gesundheitssystems, 
sondern investiert in eine Vielzahl von Aktionsplänen, Infor-
mationskampagnen und wissenschaftlichen Projekten. In 
Anlehnung an die Agenda 2030 wurde mit dem Singapore 
Green Plan 2030 eine nationale Agenda entwickelt. Damit 
wird eine gemeinsame Gestaltung der Zukunft Singapurs 
durch fünf Ministerien gefördert. Bürger:innen können 
jederzeit ihre Ideen teilen und sich an der Weiterentwicklung 
dieses „living plans“ beteiligen. Hierfür werden unter ande-
rem Veranstaltungen zum regelmäßigen Austausch zwischen 
diversen Vertreter:innen aus Politik und Gesellschaft organi-
siert. Zur medialen Verbreitung von Kampagnen werden sozi-
ale Netzwerke sowie Apps genutzt, gleichzeitig führen frei-
willige Helfer:innen Hausbesuche durch oder tragen die Slo-
gans auf Transparenten durch die Straßen. Trotz berechtigter 
Kritik am „überfürsorglichen Staat“ (Nanny-State-Syndrom) 
oder des Umgangs mit Meinungsfreiheit in Singapur scheint 
diese Strategie beim Thema klimawandelbedingter Gesund-
heitsrisiken zu funktionieren und den sozialen Zusammen-
halt zu stärken. Ein Beispiel ist ein auf Youtube veröffent-

lichtes populäres Musik- und Tanzstück zur Bekämpfung von 
Denguefieber, in dem Möglichkeiten der Mückenbekämpfung 
erklärt werden („Do the Mozzie Wipeout“, Kin Mun Lee). 
Dabei wurden auch die Hinweise der Regierung aufgegriffen. 
Sich auf erfolgreiche, gemeinsame Anstrengungen angesichts 
von Unsicherheit zu berufen ist tief in der postkolonialen 
Geschichte und Identitätsfindung der jungen Nation verwur-
zelt und wird auch im Sinne der Green Transition bemüht: 
„Just like how we confronted many national challenges in 
the past, we can turn our constraints into strategic oppor-
tunities and be pioneers [...] we can be a living laboratory 
[...] Having come from mudflats to a metropolis, we will turn 
our metropolis into a global city of sustainability“(Singapore 
Government Agency, 2021). Nur gemeinsam könne man auch 
trotz widriger Umstände eine Vorreiterrolle in evidenzbasier-
ter Klimapolitik in Kombination mit wirtschaftlicher Entwick-
lung einnehmen. 

Als Stadtstaat hebt Singapur wiederholt seinen Laborcha-
rakter hervor, der dazu einlade, neue Konzepte auszuprobie-
ren und weiterzuentwickeln, bevor sie dann in anderen Teilen 
Ost- und Südostasiens aufgegriffen werden können (Hornid-
ge et al., 2020; Hornidge und Antweiler, 2012). Die wissen-
schaftliche Begleitung von Versuchsprojekten spielt dabei 
eine zentrale Rolle. So wurden im Rahmen des Zehnjahres-
plans „HDB Green Towns Programme“ nach zwei kleineren 
Testphasen 130 staatlich geförderte Wohnkomplexe in einem 
groß angelegten Pilotprojekt mit einer Sonnenstrahlung 
reflektierenden Farbe bestrichen (Singapore Government 
Agency, 2021). In Verbindung mit zusätzlicher Begrünung 
soll die Umgebungstemperatur um bis zu 2°C reduziert wer-
den können. Auch hier sind die Bewohner:innen aktiv in die 
Projektgestaltung und -implementierung miteinbezogen, 
sammeln Daten und geben Rückmeldung. Darüber hinaus 
wird versucht, die Solar- und Umgebungswärme zum Betrei-
ben von Klimaanlagen zu nutzen. Hierdurch können bis zu 
32  % Energie pro Jahr gespart und der CO2-Ausstoß um bis zu 
97 t gemindert werden (CLC, 2019; Phillipp und Chow, 2020). 
Schließlich ist das kontinuierlich ansteigende Aufheizen 
durch die intensive Nutzung von Klimaanlagen Teil des Prob-
lems: ihr Verbrauch macht in Singapur 60  % des CO2-Fußab-
drucks aus (The Straits Times, 2022). Im interdisziplinären 
Cooling-Singapore-Projekt werden solche Daten anhand von 
Szenarien und Modellierungen gewonnen. Hier wird ein Ver-
fahren angewendet, dass auch in der Zukunftsstrategie For-
schung und Innovation der deutschen Bundesregierung vor-
gesehen ist (BMBF, 2022b: 20): Mit einem digital erstellten 
„Zwilling“ der Stadt wird simuliert und erforscht, welche 
Maßnahmen sich für nachhaltige Lösungen eignen und wie 
effektiv bereits umgesetzte Pläne sind. Grüne Verbindungs-
korridore, Dachgärten, Fassadenbepflanzung und Regenwas-
serrecycling wie in Singapur sind auch für Städte außerhalb 
der Tropen sinnvolle Ansätze.
Quelle: Dippel, 2023a
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des Stadtraums sollte einer gemeinwohlorientierten 
Nutzung vorbehalten sein (WBGU, 2016b: 180). Dies 
sollte sowohl für öffentliche als auch teilweise für pri-
vate Flächen gelten, auch für von privaten Investoren 
durchgeführte Bauprojekte. Insbesondere beinhaltet 
dies die Ausweisung und den Schutz öffentlich zugäng-
licher Räume, wie z.  B. Wegen und Durchgängen, Parks, 
Plätzen, Spielplätzen, kulturellen Zentren und anderen 
Begegnungsräumen. Vor dem Hintergrund einer welt-
weit zu verzeichnenden Dominanz von Privatinvesto-
ren in der Stadtentwicklung (etwa der Innenstädte) ist 
die Wiedererlangung öffentlicher Gestaltungsmacht 
zentral (WBGU, 2016b).

Innerstädtische Lärmbelastung durch motorisierten 
Verkehr konsequenter sanktionieren
Der motorisierte Straßenverkehr ist die Lärmquelle Nr.1 
in Städten. Lärm macht krank und ist UNEP (2022b) ein 
„emerging issue of environmental concern“ (UNEP, 
2022a). Neben der Luftverschmutzung sollte insbeson-
dere auch die Lärmbelastung in verdichteten Siedlungs-
räumen regulatorisch konsequent unter den Grenzwer-
ten gehalten werden. Für einzelne Fahrzeugtypen und 
Motorräder, die einen bestimmten Grenzwert für Lärm 
überschreiten, sollten für Städte Geschwindigkeitsbe-
grenzungen bis hin zu Fahrverboten verhängt werden 
(UNEP, 2022b). Allgemein kann die Lärmbelastung 
durch häufigeren Verzicht auf motorisierten Verkehr 
reduziert werden: durch Fortbewegung zu Fuß oder mit 
dem Fahrrad bei gleichzeitigem Mehrwert für die 
Gesundheit (Kap. 4.2), durch die gemeinsame statt indi-
viduelle Nutzung von Verkehrsmitteln bei gleichzeitiger 
Einsparung von CO2-Emissionen, den Einsatz leiserer 
Fahrzeuge, die Anpassung von Straßenoberflächen und 
den Bau von Lärmbarrieren und schallisolierten Gebäu-
den. Auch der gezielte Einsatz von Vegetation z.  B. in 
Form von Baumgürteln kann die Lärmbelastung redu-
zieren und dabei Mehrwerte für das Lebensgefühl und 
die Biodiversität in Siedlungen liefern: Ein Baumgürtel 
von 15  m Breite kann in 50  m Entfernung die Lärmbe-
lastung etwa um 6 dBA reduzieren (The HOSANNA pro-
ject, 2013; Europäische Kommission et al., 2016).

Mehrfachbelastungen benachteiligter Stadtteile und 
Bevölkerungsgruppen berücksichtigen
Benachteiligte Stadtteile und Bevölkerungsgruppen 
sind oft zugleich durch unsichere Wohnverhältnisse, 
multiple Umweltstressoren und mangelhafte Gesund-
heitsressourcen betroffen. Diese Mehrfachbelastungen 
sollten nach Bevölkerungsgruppe evaluiert und in allen 
stadtplanerischen Prozessen besonders berücksichtigt 
werden. Bestehende Evaluationswerkzeuge wie der 
Berliner Umweltgerechtigkeitsatlas, in dem Lärm, Luft-
verschmutzung, bioklimatische Belastung, Versorgung 

mit Grün- und Freiflächen und soziale Benachteiligung 
in integrierten Mehrfachkarten dargestellt werden, 
können hierbei als Orientierung dienen. Umwelt- und 
Gesundheitsgerechtigkeit sollten als Leitprinzipien der 
nachhaltigen Stadtgestaltung etabliert werden (siehe 
auch SRU, 2023: 146 ff.). 

Sicheren, bezahlbaren und gesundheitsfördernden 
Wohnraum für alle Bevölkerungsgruppen 
gewährleisten
Durch Aufwertung städtischer Quartiere durch Sanie-
rung bzw. Umbau mit daraus folgenden steigenden 
Immobilien- und Mietpreisen wird sehr häufig die 
angestammte Wohnbevölkerung aus einem Stadtquar-
tier verdrängt (Gentrifizierung). Bei allen Maßnahmen 
zur Verbesserung der Wohnbedingungen und gesund-
heitsfördernden Gestaltung von Stadtteilen sollte daher 
sichergestellt werden, dass diese Bevölkerungsgruppen 
angemessen vor Verdrängung geschützt sind und die 
soziale Durchmischung erhalten bleibt. Um Segregati-
onsprozesse zu vermeiden können etwa Instrumente 
zum Milieuschutz (z.  B. Verbot von Luxussanierungen) 
eingesetzt werden. Um sicherzustellen, dass sich die 
bestehenden sozialen und gesundheitlichen Ungleich-
heiten nicht noch weiter verstärken, sollte steigenden 
Mietpreisen entgegengewirkt sowie genossenschaftli-
ches Wohneigentum gefördert  werden.

Neue Position eines Urban Chief Health Officer 
etablieren
Die Verankerung einer kohärent gesundheitsorientier-
ten Siedlungs- und Stadtentwicklung erfordert eine 
durchsetzungsfähige Institution auf der administrati-
ven Ebene. Analog zu den Funktionen des Chief Digital 
Officer oder des Chief Sustainability Officer sollten 
Städte daher die Position des Chief Health Officer eta-
blieren, um bei allen Fragen der Stadt- und Quartiers-
entwicklung die Beachtung der Gesundheitsdimension 
sicherzustellen. Bestehende Strukturen öffentlicher 
Gesundheitsdienste können hierbei genutzt werden 
(z.  B. ärztliche Mitarbeitende in Gesundheitsämtern; 
Kap. 6.6.1.3). 

4.3.4.2
Infrastruktur und Bauen

Urbane Grün- und Blauräume ausweiten, vernetzen 
und aufwerten
Grün- und Blauräume wirken sich substanziell positiv 
auf menschliche Gesundheit und Wohlbefinden aus, 
haben regulierende Wirkung auf Umweltstressoren wie 
Hitze, Luftverschmutzung und Lärm und erbringen 
wichtige weitere Ökosystemleistungen. Daher sollten 
bestehende Grün- und Blauräume wo möglich vergrö-
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ßert sowie qualitativ aufgewertet und vernetzt werden, 
etwa durch Entsiegelung von Flächen und Renaturie-
rung degradierter und verschmutzter Grün- und Blau-
räume. Dabei ist die Verwendung einheimischer Pflan-
zen aus regionaler Herkunft wichtig, wobei auch die 
sich ändernden klimatischen Bedingungen bedacht 
werden sollten. Bei der Planung von Grün- und Blau-
räumen sollten bestehende Instrumente zur Evaluation 
der Verfügbarkeit, Qualität und Zugänglichkeit genutzt 
werden, um besondere Handlungsbedarfe zu identifi-
zieren. Benachteiligte Stadtteile und Bevölkerungs-
gruppen sollten bei Evaluation und Planung besonders 
berücksichtigt werden, da diese über weniger Grün- 
und Blauräume verfügen. Die Wirkung von Grün- und 
Blauräumen ist entscheidend davon abhängig, wie sie 
gestaltet sind. Daher sollte ihre Gestaltung so erfolgen, 
dass ihre Potenziale für die Reduktion von Umwelt-
stressoren als Erholungs- und Bewegungsräume sowie 
bei der Bereitstellung weiterer Ökosystemleistungen 
bestmöglich ausgeschöpft werden. 

National und international Schutz der Biodiversität 
in städtischen Grün- und Blauräumen fördern
Grün- und Blauräume können bei entsprechender 
Gestaltung als Schutzräume für die Erhaltung der Bio-
diversität wirken. Dafür sollte der Masterplan „Stadtna-
tur“ der Bundesregierung (BMU, 2019) konsequent 
umgesetzt, finanziell gestärkt und inhaltlich weiterent-
wickelt werden. Gleiches gilt für den Förderschwerpunkt 
„Stadtnatur“ des Bundesprogramms Biologische Viel falt. 
Dieser sollte zudem im Rahmen der internationalen Kli-
maschutzinitiative internationalisiert werden. „Animal-
Aided Design“ und „wildlife-inclusive urban design“ 
sollten im Rahmen der Stadtplanung gefördert und als 
Teil stadtplanerischer Leistungen honoriert werden.

Öffentliche Stadtflächen außerhalb von Grün- und 
Blauräumen zu Erholungs- und Bewegungsräumen 
aufwerten und begrünen
Durch die Steigerung der Aufenthaltsqualität öffentli-
cher Stadtflächen außerhalb von Grün- und Blauräume 
können allgemein zugängliche Flächen zu Gesundheits-
ressourcen aufgewertet werden. Vielfach geht der Auf-
enthalt auf öffentlichen Plätzen und in öffentlichen 
Straßenräumen mit negativen physischen und psychi-
schen Gesundheitseffekten einher, sowohl durch Lärm 
und Verschmutzung als auch durch sensorische Über-
lastung und sozialen Stress, insbesondere in dicht 
bebauten Gebieten. Eine gesundheitsfördernde Umge-
staltung öffentlicher Räume würde unter anderem dazu 
beitragen, dass Menschen auf ihren alltäglichen Wegen 
im Wohnumfeld und darüber hinaus keinen vermeid-
baren Gesundheitsbelastungen ausgesetzt sind. Die 
Schaffung von großzügigeren Flächen für den Fußver-

kehr und den Aufenthalt auf öffentlichen Plätzen, die 
Begrünung von Flächen, Straßenräumen und Gebäude-
fassaden, die Schaffung von Sitzgelegenheiten und die 
ausreichende Bereitstellung grundlegender sanitärer 
Infrastruktur (Trinkbrunnen, öffentliche Toiletten) sind 
hierfür denkbare Maßnahmen. Bei der Begrünung soll-
ten die spezifischen Eigenschaften der ausgewählten 
Pflanzenarten berücksichtigt werden, um die erzielten 
Ökosystemleistungen zu maximieren und die Vegeta-
tion möglichst resilient gegenüber Umweltstressoren 
und -veränderungen zu gestalten. In öffentlichen Räu-
men sind zudem vielfach ungenutzte bzw. brachlie-
gende Flächen zu finden, die durch eine gesundheits-
fördernde Umgestaltung in Wert gesetzt werden könn-
ten, ohne dass anderen Nutzungen Flächen entzogen 
werden müssten. Diesen ungenutzten Flächen sollte 
daher besondere Aufmerksamkeit zukommen. 

Holzbau als nachhaltige Alternative im Hochbau 
fördern, öffentliche Gebäude in Holzbauweise 
errichten
Moderner Ingenieurholzbau entspricht den Anforde-
rungen, die wir heute an Gebäude stellen – Tragfähig-
keit, Höhe, Bauzeit, Feuerbeständigkeit (Crawford und 
Cadorel, 2017) und Erdbebensicherheit (Pei et al., 
2019). Außerdem werden bei der Herstellung und Ver-
arbeitung von üblichen Bauhölzern weniger Treibhaus-
gase emittiert als bei konventionellem Stahlbeton 
(Churkina et al., 2020). Insbesondere ist in Bauholz das 
durch Bäume beim Wachstum aufgenommene CO2 
langfristig gespeichert, es kann so einen viel größeren 
CO2-Speicher darstellen als konventioneller Stahlbeton 
(Churkina et al., 2020). Daher könnten durch eine 
Bereitstellung zukünftig benötigten Wohnraums in 
Holzbauweise bis 2100 einer Modellrechnung zufolge 
weltweit bis zu 106 Gt CO2 eingespart werden (Mishra 
et al., 2022). Der Flächenbedarf für die Gewinnung von 
Bauholz, etwa aus Plantagen, kann auch zulasten 
natürlicher biodiversitätsreicher Wälder gehen; das glo-
bal nachhaltige Potenzial bedarf hier noch einer genau-
eren Abschätzung (WBGU, 2009). Um den Holzbau als 
nachhaltige Bauweise aktiv zu fördern, sollten Umwelt-
kosten im konventionellen Bau eingepreist und Bau-
vorschriften (also Normen und Standards) angepasst 
werden (WBGU, 2020: 238). Die öffentliche Hand kann 
durch die Errichtung öffentlicher Gebäude in Holzbau-
weise eine Vorreiterfunktion übernehmen – unter Ver-
wendung von Bauholz aus nachhaltiger Forstwirtschaft. 
Für weiterführende Handlungsempfehlungen zum 
Holzbau siehe das WBGU-Gutachten „Landwende im 
Anthropozän: Von der Konkurrenz zur Integration“ 
(WBGU, 2020). 
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Treibhausgasemissionen des Betonbaus verringern
Die gegenwärtige Dominanz des Betonbaus bei der 
Schaffung neuen Wohnraums und der dafür benötigten 
Infrastruktur wird womöglich selbst bei einer Auswei-
tung der Nutzung von Holz und anderen nachhaltigen 
Baustoffen in den kommenden Jahrzehnten weiter 
bestehen (Habert et al., 2020). Daher ist es notwendig, 
durch Energie- und Ressourceneffizienz in allen Schrit-
ten der konventionellen Zement- und Betonherstellung 
und -verwendung die Treibhausgasemissionen deutlich 
zu reduzieren. Dies sollte auf Materialebene über den 
Einsatz von supplementary cementitious materials 
(SCM) oder modernen Recyclingbetonarten erfolgen. 
Zudem ist international eine Verbesserung der Baupra-
xis erforderlich, insbesondere in Ländern niedrigen und 
mittleren Einkommens, wo zukünftig der größte 
Anstieg an Betonbedarf erwartet wird: Beispielsweise 
kann durch die Verwendung von Transportbeton aus 
Betonwerken der Zementanteil in Beton gesenkt wer-
den; eine stärkere Kontrolle der Aushärtezeit und Was-
serverwendung sowie die Fortbildung von Bauarbei-
ter:innen können zudem die Ressourceneffizienz auf 
Baustellen erhöhen (Habert et al., 2020). 

Wiederverwendbarkeit und Rezyklierbarkeit von 
Baustoffen fördern
Um die Wiederverwendbarkeit von Baustoffen zu erhö-
hen, bedarf es u.  a. eines Designs von Gebäuden, wel-
ches eine modulare Zerlegung z.  B. durch einfachere 
Verbindungen (Kleinhenz et al., 2016) zulässt und 
gleichzeitig Verluste und chemische Verschmutzungen 
während des Rückbaus minimiert (Bertino et al., 2021; 
Hopkinson et al., 2018; Eberhardt et al., 2019; Ghisel-
lini et al., 2022). Durch die Wahl zirkulärer Materialien 
und Materialkombinationen, die leicht separierbar und 
wiederverwendbar sind, kann die Nachhaltigkeit 
zusätzlich erhöht werden (Eberhardt et al., 2019). Auch 
die Änderung der Betonstruktur hin zu leichteren Bau-
teilen (z.  B. Gradientenbeton) und Holzhybriddecken 
würden die CO2-Bilanz der Gebäude verbessern 
(Schmeer und Sobek, 2018; Sobek et al., 2019; Huber 
et al., 2019). Zur Umsetzung einer zirkulären Wirt-
schaft von Baumaterialien sollte an Datenbanken für 
Materialien und Komponenten weitergearbeitet wer-
den, die Baustoffe sowie das Maß der Wiederverwend-
barkeit und Rezyklierbarkeit unter Einbezug geeigneter 
und standardisierter Methoden zur Lebenszyklusana-
lyse erfassen. Dabei bedarf es Informationen über alte 
und neue Gebäude, die Kommunen, Bauunternehmen 
und Privatpersonen zur Verfügung gestellt werden 
(RessStadtQuartier, 2021; Cai und Waldmann, 2019). 
Auch für die Dekonstruktion alter Gebäude ist eine 
Bewertung der Wiederverwendbarkeit der Baustoffe 
erforderlich (z.  B. Projekt DIN SPEC 91484, DIN, 2022). 

Die Sekundärprodukte sollten ortsnah und hochwertig 
aufbereitet werden, um energieintensive Logistikpro-
zesse und Downcycling – bei dem Stoffe einen Quali-
tätsverlust durch die Prozessierung erfahren (Helbig et 
al., 2022) – zu reduzieren. Für sekundäre Baustoffe 
und Komponenten bedarf es einer qualitativen Zertifi-
zierung (Braun et al., 2022; UBA, 2022a). Neben dieser 
Zertifizierung kann auch ein Nachweis über die Fähig-
keit zum Recycling und zur Wiederverwendbarkeit 
eines Primär- und Sekundärbaustoffs als Vorausset-
zung für die Baustoffzulassung bei der Förderung eines 
nachhaltigen Bauens helfen (UBA, 2022a). 

Nachhaltiges und effizienteres Wassermanagement 
durch Wasserwiederverwendung fördern
Durch eine effizientere Wassernutzung können das 
Risiko von Wasserknappheit reduziert und sowohl die 
wirtschaftliche als auch die ökologische Resilienz 
erhöht werden. Wasserwiederverwendung ist dabei 
eine vielversprechende Option, da für viele Anwen-
dungen keine Trinkwasserqualität nötig ist. Daher soll-
ten Ansätze zur Wasserwiederverwendung in kleinem 
(z.  B. Grauwasserrecycling für Toilettenspülung und 
Waschmaschine) und größerem Maßstab (z.  B. Bewäs-
serung von Grünräumen durch weitergehend behan-
deltes Abwasser) gefördert werden. Eine effizientere 
Wassernutzung und ein geringerer Wasserbedarf resul-
tieren gleichzeitig auch in weniger Energiebedarf und 
damit in verringerten Treibhausgasemissionen 
(UNESCO, 2020b).

Vorsorgende Strategien zum Schutz von 
Wasserressourcen auf kommunaler und regionaler 
Ebene entwickeln und anwenden
Vor dem Hintergrund des fortschreitenden Klimawan-
dels sollte insbesondere in Städten, die künftig verstärkt 
von Dürren betroffen sein werden, vorsorgende Was-
serressourcenstrategien auf kommunaler und regionaler 
Ebene entwickelt werden (bevorzugt im Bereich des 
jeweiligen Wassereinzugsgebietes). Ein Kernelement 
solcher Strategien ist eine umfassende Risikobewertung 
anhand aktueller hydrologischer Daten und Modelle, 
die verschiedene Klimaszenarien berücksichtigen. Dar-
über hinaus sind auch technische Anpassungen erfor-
derlich: Jegliche Art von Abwasser (industriell, kommu-
nal, landwirtschaftlich) sollte dringend technisch oder 
naturbasiert soweit aufbereitet werden, dass es zu kei-
nen gesundheits- oder umweltrelevanten Emissionen 
von Schad- und Nährstoffen in Oberflächengewässer 
(z.  B. Seen und Flüsse) kommt, um diese als Wasserquel-
len zu erhalten. Zur Diversifizierung der Wasserquellen 
sollte Wasserwiederverwendung geprüft werden. Maß-
nahmen zur dezentralen Versickerung von Regenwasser 
können nicht nur eine lokale Grundwasserneubildung 
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ermöglichen, sondern auch zum Schutz vor Hochwasser 
und urbanen Sturzfluten beitragen. Eine Einbeziehung 
der Bevölkerung, insbesondere bei der Klärung von 
sozial sensiblen Fragen wie der Wasserverteilung, ist für 
die Akzeptanz einer vorsorgenden Wasserressourcen-
strategie unabdingbar.

Energieversorgung und Gesundheit integriert 
stärken
Energiestrategien sollten mit Strategien für resiliente 
Gesundheitssysteme (Kap. 6.5.1) verknüpft und um 
eine auf Gesundheitssysteme ausgerichtete Kompo-
nente ergänzt werden. Dafür bedarf es vor allem einer 
Stärkung von Programmen der Entwicklungszusam-
menarbeit für verbesserten Zugang zu „sauberer“ Ener-
gie und Strom. Dafür bieten sich bestehende Plattfor-
men wie EnDev oder GET.pro an (GiZ, 2021, 2023). In 
Niedrigeinkommensländern sollte ein Schwerpunkt auf 
der Verbreitung sauberer und effizienter Kochgelegen-
heiten liegen. Diese sollten lokal angepasst und war-
tungsarm sein sowie durch robuste Lieferketten breit 
verfügbar und ggf. durch Subventionen erschwinglich 
gemacht werden (Pattanayak et al., 2019; Bensch und 
Peters, 2019; Jeuland et al., 2020; Bensch et al., 2021). 
Ein weiterer Schwerpunkt sollte auf einer zuverlässigen 
Stromversorgung von Gesundheitseinrichtungen lie-
gen. Um diese herum können fallweise lokale Strom-
netze entwickelt oder gestärkt werden. Die Nutzung 
lokaler Lieferketten und Kapazitäten zur Montage 
sowie Instandhaltung trägt zudem zu einer besseren 
Resilienz, Akzeptanz und Einbettung in die breitere 
Entwicklungsagenda bei. Dabei sind Möglichkeiten zur 
wirtschaftlichen Teilhabe der lokalen Bevölkerung an 
dezentralen Stromerzeugungsanlagen wichtig. Auch in 
Industrieländern ist vielfach noch eine Bewertung der 
bestehenden Energieinfrastruktur notwendig, um 
Schwachstellen und Anpassungsprioritäten zu bestim-
men sowie Wiederherstellungspläne bei Störungen zu 
entwickeln (IEA, 2022a, c). Ein Abgleich mit den Her-
ausforderungen und Strategien für resiliente und an 
den Klimawandel angepasste Gesundheitssysteme 
(Kap. 6.5.1) sollte ebenfalls erfolgen. 

4.3.5
Forschungsempfehlungen

Die Förderung und Sicherstellung gesunder und nach-
haltiger Wohnbedingungen ist angesichts der weltwei-
ten Urbanisierungsdynamik und des fortschreitenden 
Klimawandels mit neuen Herausforderungen für die 
Stadt- und Siedlungsentwicklung verbunden. Forschung 
kann und sollte wichtige Antworten dazu liefern, wie 
nachhaltiges, klimaresilientes und gesundheitsfördern-

des Bauen und Wohnen gelingen, miteinander verzahnt 
und global beschleunigt werden kann, auch damit sich 
ungeplante Siedlungen möglichst wenig ausbreiten. For-
schung kann darüber hinaus Synergiepotenziale bei der 
Bewältigung der verschiedenen Herausforderungen 
identifizieren. 

Bereits 2016 hat der WBGU Forschungsbedarf zu 
„urbaner Gesundheit“ gesehen, etwa zu den Bedingun-
gen eines Paradigmenwechsels von einer nachsorgen-
den zu einer vorsorgenden, gesundheitsfördernden 
Perspektive. Zudem hat der WBGU festgestellt, dass 
gesundheitliche Disparitäten innerhalb von Städten 
erst langsam in den Fokus von Forschung und Politik 
rücken. Insbesondere fehlen disaggregierte Daten die 
urbane Gesundheit beschreiben, d.  h. Daten zu Morbi-
dität, Mortalität und Risikofaktoren, die mit demogra-
phischen, sozioökonomischen und räumlichen Variab-
len verknüpft sein sollten (WBGU, 2016b: 459). Diese 
Daten sind grundlegend für eine gesundheitsfördernde 
und umweltgerechte Raum- und Siedlungsplanung. 
Weiterhin liegen bislang nur wenige Erkenntnisse vor, 
wie sich der Klimawandel vor allem in Ländern niedri-
gen und mittleren Einkommens auf die Gesundheit in 
Städten auswirkt und wie Resilienz gefördert werden 
kann. Auch zum Zugang zu Gesundheitsdienstleistun-
gen der verschiedenen Bevölkerungsgruppen gibt es 
nur wenig Daten. Schließlich empfahl der WBGU 
(2016a) Forschung zu der Frage, wie nicht übertragbare 
Erkrankungen in Städten reduziert und Verhaltens-
änderungen in der Bevölkerung zielgruppenspezifisch 
angestoßen werden können.

Die folgenden Forschungsempfehlungen bauen auf 
diesen auf einer salutogenetischen Perspektive (Kas-
ten 4.3-5) beruhenden Empfehlungen des WBGU auf 
und konzentrieren sich auf die Schnittstelle von 
Umwelt, Klima und Gesundheit. 

4.3.5.1
Planung und Governance

Forschung zur Integration von Gesundheit in 
übergreifende städtische Agenden
Die WHO hat Ansätze zur Integration der Gesundheit in 
übergreifende städtische Agenden als ein prioritäres 
Forschungsthema für die nächsten zehn Jahre identifi-
ziert (WHO, 2022f). Dazu gehört erstens Forschung 
zum Aufbau der Fähigkeit von Gesundheitsexpert:in-
nen, Gesundheit in wirtschaftliche, soziale und andere 
Entwicklungspläne und politische Entscheidungspro-
zesse zu integrieren. Zweitens sollte auf Stadtebene der 
Zusammenhang zwischen politischen, ökologischen, 
wirtschaftlichen und sozialen Faktoren im städtischen 
Umfeld und gesundheitlichen Ergebnissen erforscht 
werden. Drittens besteht Forschungsbedarf zu den 
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Auswirkungen räumlicher Ungleichheiten innerhalb 
von Städten auf vulnerable Gruppen sowie des Zugangs 
zu Gesundheitsdienstleistungen und gesundheitlicher 
Chancengleichheit (WHO, 2022d).

Methoden zur Umsetzung der 15-Minuten-Stadt im 
Rahmen von Stadterneuerung untersuchen
Die 15-Minuten-Stadt gewinnt in der Stadtgestaltung 
immer mehr an Akzeptanz und Attraktivität. Daher 
sollte weitere Forschung zeigen, wie dieser Ansatz in 
der Breite, insbesondere im Rahmen von Stadterneue-
rungsmaßnahmen, umgesetzt werden kann und welche 
Planungs- und Anreizmodelle hierfür förderlich sind 
(Moreno et al., 2021). Dabei sollte die Durchsetzungs-
fähigkeit von Planungsmaßnahmen gegenüber dem pri-
vatwirtschaftlich dominierten Wohnungssektor beson-
dere Beachtung finden. Zur Operationalisierung der 
15-Minuten-Stadt sind weitere Studien erforderlich, 
um die jeweilige Bedeutung und die Zusammenhänge 
von Dichte, Nähe, Vielfalt und Digitalisierung zu ver-
stehen. Interdisziplinäre Teams können urbane Systeme 
und Gesundheit am besten erforschen sowie verfei-
nerte Maßnahmen und Forschungsansätze entwickeln, 
um geeignete Interventionen und Anreize für private 
Investoren in Richtung einer 15-Minuten-Stadt zu 
ermitteln.

Wissen über Gesundheitsrisiken vulnerabler 
Gruppen verbessern
Es besteht Forschungsbedarf zu den Gesundheitsrisiken 
vulnerabler Gruppen (WHO, 2022f). Hierzu zählt ers-
tens Forschung zu städtischen Ungleichheiten, ihrer 
Rolle bei der Verschärfung von Gesundheitsrisiken auf 
Quartiersebene und der Frage, wie ihre Beseitigung die 
gesundheitliche Chancengleichheit verbessern kann. 
Dabei sollten Faktoren wie Sozialgruppenzugehörig-
keit, Geschlecht, Behinderung, Alter sowie ethnische 
Zugehörigkeit berücksichtigt werden. Zweitens bedarf 
es der Sammlung, Bewertung und ggf. Entwicklung 
lokaler und globaler Indikatoren zur Überwachung und 
Bewertung städtischer Gesundheitsmaßnahmen, die 
sich an bestimmte Bevölkerungsgruppen richten (z.  B. 
altersgerechte Städte) und Chancengleichheit erhöhen 
sollen (z.  B. im Hinblick auf Migrant:innen und ethni-
scher Zugehörigkeit, nach Geschlecht oder sozioökono-
mischem Status).

Forschung zu Klimawandel und urbaner Gesundheit 
verstärken
Die Beziehungen zwischen Klimawandel und städti-
scher Gesundheit (WHO, 2022f) sowie Eingriffsmög-
lichkeiten wurden bisher wenig untersucht. Dazu zäh-
len vor allem gesundheitsfördernde Maßnahmen in 
unterschiedlichen geografischen Kontexten wie z.  B. in 

Inselstaaten, Küstengebieten, Trockenzonen oder in 
den Tropen. Forschungsbedarf besteht auch zu den 
Auswirkungen des Klimawandels auf gefährdete Bevöl-
kerungsgruppen, den Möglichkeiten zur Verringerung 
der Gefährdung und zur Verbesserung der Gesundheit 
dieser Gruppen. Schließlich sind die Wechselwirkungen 
zwischen Klimawandel und anderen Gesundheitsgefah-
ren ein weiteres Feld mit hohem Forschungsbedarf.

Wechselwirkungen verschiedener Stressoren 
urbanen Lebens untersuchen und Potenziale für 
Stressminderung identifizieren
Gleichzeitige soziale Dichte und soziale Isolation wer-
den als soziale Stressoren und wichtige psychische 
Belastung in Städten diskutiert (Adli, 2020). Zudem 
konnten negative Effekte des Aufenthalts in belebten 
Straßenräumen auf physiologische Gesundheitspara-
meter festgestellt werden (Kabisch et al., 2021). Zu den 
Wechselwirkungen verschiedener Stressoren, unter 
welchen Bedingungen sie die Morbidität und Mortalität 
psychischer und physischer Erkrankungen erhöhen, 
und zu vulnerablen Bevölkerungsgruppen besteht wei-
terhin großer Forschungsbedarf (Adli, 2020). Dies ist 
insbesondere vor dem Hintergrund zunehmender Ver-
dichtung relevant. Zudem sollte erforscht werden, wie 
Städte so gestaltet werden können, dass sie möglichst 
stressfrei und gesundheitsfördernd wirken. Hierfür 
können Kenntnisse zu den mit Stadtstress verbunde-
nen Erkrankungen wichtige Grundlagen liefern.

Erfahrungen mit innovativer urbaner Gesetzgebung 
untersuchen 
In einer vor allem in Ländern niedrigen und mittleren 
Einkommens viel beachteten Reform der brasilianischen 
Stadtplanung wurde u.  a. das „Recht auf Stadt“ in der 
nationalen Verfassung verankert (Kap. 4.3.3.5). Es sollte 
untersucht werden, inwieweit damit den Belangen mar-
ginalisierter und ärmerer Bevölkerungsgruppen in der 
Stadtentwicklung Rechnung getragen werden konnte, 
insbesondere Frauen, Menschen mit Behinderungen, 
obdachlosen Menschen und Menschen mit Migrations-
hintergrund. Auch die Erfahrungen anderen Länder mit 
daran orientierten ähnlichen Gesetzgebungen und 
Werkzeugen, wie z.  B. „Zonen sozialen Interesses“, soll-
ten untersucht werden. Dazu könnten auch Süd-Süd-
Forschungskooperationen angestoßen werden. 

Stärkung der Verbindung zwischen 
Forschungsergebnissen und ihrer Anwendung
Eine wichtige Empfehlung der WHO (2022f) in ihrer 
Zehnjahresstrategie für Forschungsschwerpunkte zu 
urbaner Gesundheit ist die stärkere Verbindung zwischen 
Forschungsergebnissen zur städtischen Gesundheit und 
ihrer Anwendung bzw. passenden Maßnahmen. Dazu 
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sollten insbesondere Methoden für einen verbesserten 
Wissenstransfer von der Forschung zur Anwendung 
identifiziert werden. Dies umfasst die gemeinsame Nut-
zung von Wissen, die Erstellung und Verbreitung von 
Datenbanken, die Anwendung von Systemdenken und 
vorausschauenden Methoden, den Einsatz vergleichen-
der städtischer Gesundheitsforschung und die Überwa-
chung der Auswirkungen von Strategien und Maßnah-
men. Dazu zählt auch Forschung zur Kartierung beste-
hender städtischer Gesundheitsmaßnahmen sowie zu 
ihrer Wirksamkeit und begünstigenden Faktoren (Rah-
menbedingungen und Maßnahmendesign). Beispiele 
sind die Wirksamkeit von Maßnahmen zur Flächennut-
zungsplanung, öffentlichen Räumen, Grün- und Frei-
flächen, Ernährungsumgebungen, Verkehrssicherheit, 
aktiver Mobilität, kinder- und altersfreundlichen 
Umgebungen, der Aufwertung informeller Siedlungen, 
Wasser- und Sanitärversorgung, Wohnraum sowie 
Luft-, Boden- und Wasserverschmutzung. Schließlich 
ist auch Forschung zu bestehenden Instrumenten der 
Gesundheitsbewertung (z.  B. Health Impact Assess-
ment, Urban HEART) erforderlich. Dies betrifft insbe-
sondere ihre Anwendung in verschiedenen städtischen 
Umgebungen.

4.3.5.2
Infrastruktur und Bauen

Gesundheitseffekte urbaner Grün- und Blauräume 
untersuchen
Die positiven Gesundheitseffekte urbaner Grün- und 
Blauräume wurden in den letzten Jahren zunehmend 
untersucht, jedoch besteht hierzu weiterhin großer 
Forschungsbedarf. Aufgrund der großen Diversität von 
Städten ergeben sich sehr unterschiedliche Anforde-
rungen. Daher sollte untersucht werden, wie Grün- und 
Blauräume gestaltet werden sollten, um spezifische 
Anforderungen an Ökosystemleistungen, Gesundheits-
vorteile sowie soziale und kulturelle Bedürfnisse zu 
erfüllen. Zudem sollten Grün- und Blauräume ange-
sichts der zunehmenden Umweltveränderungen mög-
lichst resilient sein. Hier bedarf es insbesondere trans-
disziplinärer und praxisnaher Studien zu ihrer gesund-
heitsfördernden und resilienten Gestaltung. 

Datengrundlage zu Grün- und Blauräumen 
verbessern und urbane Observatorien einrichten
Die Datengrundlage zu Grün- und Blauräumen sollte 
verbessert werden. Zudem bedarf es einer Zusammen-
führung bereits vorhandener und künftig aufgenom-
mener Daten sowie eine Standardisierung der Metho-
den des Datenmanagements. Dazu zählt auch der 
Kapazitätsaufbau zur Fernerkundung mittels Satelliten 
oder Drohnen. Außerdem sollte ein globales Netz 

„urbaner Observatorien“ eingerichtet werden, die auch 
kleinräumiges Monitoring von Luft- und anderen Ver-
schmutzungsformen durchführen. Nur so können 
Grün- und Blauräume zielgerichtet geplant und einge-
richtet werden.

Gesundheitliche Wirkungen von Stadtnatur 
untersuchen
Den eindeutigen Vorteilen von Stadtnatur wie der Stär-
kung der psychischen und körperlichen Gesundheit 
oder der Verbesserung des Mikroklimas stehen poten-
ziell negative Effekte wie Pandemierisiken oder 
Mensch-Wildtier-Konflikte gegenüber. Die Forschung 
zur Vermeidung solcher Konflikte und Risiken, aber 
auch zur Rolle stadtplanerischer Konzepte wie des 
„Animal-Aided Design“ sollte finanziell gestärkt und 
ausgeweitet werden.

Entwicklung nachhaltiger und zirkulärer Baustoffe 
fördern
Die moderne Materialforschung bzw. neue Materialien 
mit geeigneten physikalischen und chemischen Eigen-
schaften können maßgeblich zu besserer Ressourcen-
effizienz und Umweltschutz im Bau und gleichzeitig 
zum Gesundheitsschutz beitragen. Lärm, Licht, Feuch-
tigkeit bzw. Trocknungseigenschaften, Temperaturen 
und Raumklima sowie Filtrationseffekte können durch 
Baustoffe mit verschiedenen Eigenschaften beeinflusst 
werden; zudem wird z.B. auch zu „selbstheilenden“ 
Baustoffen geforscht (Kanellopoulos und Norambuena-
Contreras, 2021; Wang et al., 2022). Geeignete Mate-
rialeigenschaften und „Design für Recycling“ (z.  B. 
Refurbishment, Reuse, Altbausanierung mit Aerosolen) 
können neben nachwachsenden Rohstoffen und rezyk-
liertem Beton weltweit eine wichtige Rolle für langle-
bige Bauweisen, Wiederverwendung und -verwertung 
spielen. Die Erforschung und Entwicklung geeigneter 
Materialien und der Konzepte für langlebige Bauweisen 
sollten gefördert werden.

Vergleichende Studien zu klimaverträglichen 
Bauweisen und Naturbaustoffen initiieren
Neben dem Bauen mit Holz stellen moderne Materia-
lien, Rezyklate, Strohballenbau, Lehmbau (als Ziegel 
oder Stampflehm) oder Steinbau weitere Möglichkeiten 
dar, den Einsatz von klimaschädlichen Baustoffen zu 
verringern. Im Gegensatz zum Holzbau werden sie 
allerdings seltener als gangbare Alternativen wahrge-
nommen. Vergleichende Studien zu Treibhausgasemis-
sionen verschiedener Bauweisen oder zur lokal ange-
passten Verwendung verschiedener Naturbaustoffe 
(Ressourcenverfügbarkeit, wirtschaftliche Rahmenbe-
dingungen für Produktion und Transport, benötigte 
technische Eigenschaften des Baustoffs, Langlebigkeit, 
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Wiederverwendung, Skalierbarkeit) können hier Klar-
heit schaffen. Auch die Alterung von Material sollte in 
Lebenszyklusanalysen berücksichtigt werden. Dies gilt 
nicht nur für Alternativen zu umweltschädlichen 
Betonarten, sondern u.  a. auch für alternative Stoffe zur 
Gebäudeisolation, wie z.  B. moderne nachhaltige 
Dämmstoffe oder Kork, Hanf und Jute. Neben Treib-
hausgasemissionen sollten dabei stets Schadstoffemis-
sionen in den Blick genommen werden, gerade für 
Stoffe die in Innenbereichen ausdünsten können und 
somit zu Luftverschmutzung beitragen. Forschungsbe-
darf besteht insbesondere in Ländern niedrigen und 
mittleren Einkommens. In diesem Zusammenhang soll-
ten Bau- und Baumaterial forschungsinstitute interna-
tional noch stärker vernetzt werden.

Zielkonflikt zwischen Nutzung von Naturbaustoffen 
und Schutz von Biodiversität untersuchen
Laut einer Modellrechnung (Mishra et al., 2022) würde 
ein Übergang zur intensiven Nutzung von Holz als Bau-
stoff zu einer Zunahme von Forstplantagen vor allem 
auf Kosten ungeschützter Naturwälder und anderer 
natürlicher Vegetation führen. Zu möglichen Zielkon-
flikten zwischen dem Schutz der Biodiversität und der 
vermehrten Nutzung von Holz und anderen Naturbau-
stoffen (z.  B. Lehm, Stroh) sind weitere Studien erfor-
derlich, insbesondere zum jeweiligen global nachhalti-
gen Potenzial, den verfügbaren und benötigten Flächen 
sowie zukünftigen Veränderungen durch den Klima-
wandel.

Potenzielle Auswirkungen von Lichtverschmutzung 
untersuchen
Für Auswirkungen von Lichtverschmutzung auf 
Gesundheit und Umwelt gibt es bereits Hinweise (TAB, 
2020), jedoch noch keine ausreichenden Daten um 
einen kausalen Zusammenhang mit Gesundheitsrisiken 
nachzuweisen. Neben den akuten Auswirkungen von 
Licht in der Nacht (wie Schlafmangel) wird vermutet, 
dass künstliches Licht im Innenbereich auch die Syn-
chronisation der körpereigenen Rhythmen mit dem 
natürlichen Wechsel von Tag und Nacht beeinflussen 
kann. Die Folge können zirkadiane Schlaf-Wach-
Rhythmus-Störungen sein. Forschungsbedarf besteht 
hier vor allem zur Lichtverschmutzung im Außenbe-
reich und zum Ausmaß der Rhythmusverschiebung, ab 
dem gesundheitliche Gefährdungen entstehen können. 
Lichtverschmutzung steht auch im Verdacht, das Ver-
halten und die Zusammensetzung der Arten in Flora 
und Fauna zu verändern. Davon könnten sowohl nacht-
aktive als auch indirekt tagaktive Arten und ganze Öko-
systeme betroffen sein; kaskadenartige, noch nicht 
abschätzbare Auswirkungen auf Ökosysteme und die 
Biodiversität könnten die Folge sein. Hinweise darauf 

geben bisher überwiegend Laborversuche. Inwiefern 
Ökosysteme im Freiland durch Lichtverschmutzung 
verändert werden könnten, ist unklar und bedarf weit-
reichender Forschung. Unklarheiten bestehen u.  a. bei 
der Wirkung unterschiedlicher Lichtquellen, der Aus-
wirkung auf hormonelle Veränderungen, Verschiebun-
gen in den Artengemeinschaften, invasive Arten, die 
Wirkung des Verlusts von Bestäubern auf Pflanzenge-
meinschaften und die Bedeutung der Lichtverschmut-
zung in Kombination mit Faktoren wie der Urbanisie-
rung und dem Klimawandel (TAB, 2020).
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5
Planetare Risiken bewältigen: 
Klimawandel, Biodiversitätsverlust, 
Verschmutzung 

Gesundheit erfordert, dass Klimawandel, Biodiversitätsverlust und weltweite 
Verschmutzung aufgehalten werden. Das impliziert u.  a. einen Stopp der 
Exploration fossiler Energieträger und verstärkten Naturschutz zur Prävention 
zoonotischer Pandemien. Zudem sollten geregelte Formen der Migration 
von Menschen entwickelt sowie die Migration von Arten durch vernetzte 
Schutzgebiete erleichtert werden. Verschmutzung sollte politisch stärker 
adressiert und ein weltweites Rahmenübereinkommen zu gefährlichen Stoffen 
verhandelt werden, das dem Leitbild „Zero Pollution“ folgt.

Die Dringlichkeit der Erhaltung natürlicher Lebens-
grundlagen wird angesichts der heute bereits spürbaren 
massiven Auswirkungen globaler Umweltveränderun-
gen auf die menschliche Gesundheit und das mensch-
liche Wohlbefinden besonders deutlich (Kap. 2.3). Bei 
der Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen geht 
es aber nicht nur um die planetare Dimension, sondern 
immer auch um die Vermeidung lokaler Umweltprob-
leme, beispielsweise durch die Verhinderung schädli-
cher Emissionen. Beide Dimensionen des Umweltschut-
zes, die globale wie die lokale, sind für die enge Ver-
bundenheit von Mensch und Natur von essenzieller 
Bedeutung und entscheidende Voraussetzung für 
menschliche und planetare Gesundheit. Der WBGU 
fokussiert in diesem Kapitel auf den Klimawandel und 
den Biodiversitätsverlust (Kap. 5.1) und die zuneh-
mende weltweite Verschmutzung mit gefährlichen 
Stoffen (Kap. 5.2).

5.1
Ein stabiles Klima und hohe Biodiversität für 
gesunde Ökosysteme und gesunde Menschen

Der Klimawandel und der Verlust der Biodiversität 
beeinträchtigen die Gesundheit von Arten, Ökosyste-
men und Menschen. Die Wirkungen betreffen das 
nachhaltige Funktionieren von Ökosystemen, mensch-
lichen Gesellschaften und des Planeten Erde (Kap. 2.3). 

Gesund zu leben auf einer gesunden Erde wird daher 
langfristig nur möglich sein, wenn sowohl der Klima-
wandel als auch der Verlust biologischer Vielfalt 
gestoppt werden. Kapitel 5.1.1 fasst die wichtigsten 
Empfehlungen für Klima- und Biodiversitätsschutz 
zusammen und macht deutlich, wie sie interagieren. 
Kapitel 5.1.2 setzt Schwerpunktthemen, die aus Sicht 
des WBGU erhöhte politische Aufmerksamkeit verdie-
nen: Die Beendigung der Exploration und Extraktion 
fossiler Ressourcen (Kap. 5.1.2.1), die Prävention zoo-
notischer Pandemien (Kap. 5.1.2.2) sowie der Umgang 
mit zunehmendem Lebensraumverlust für Mensch und 
Natur (Kap. 5.1.2.3). 

5.1.1
Klima- und Biodiversitätsschutz integriert 
betrachten 

Ein stabiles Klima ist ohne gesunde Ökosysteme und 
ihre Fähigkeit, das Klima auf langen Zeitskalen zu regu-
lieren, nicht denkbar. Der Stopp der weltweiten Ent-
waldung und der exzessiven Haltung von Nutztieren, 
die Renaturierung übernutzter und degradierter Böden 
sowie die Wiederherstellung zerstörter Ökosysteme 
sind wesentliche Beiträge zur langfristigen Stabilisie-
rung des globalen Klimas. Voraussetzung für eine sol-
che Stabilisierung ist allerdings der Stopp des anthro-
pogenen Klimawandels durch weitgehende Beendigung 
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der CO2-Emissionen aus der Verbrennung fossiler Ener-
gieträger, die noch immer etwa 80  % der globalen Pri-
märenergie beitragen (Clarke et al., 2022:  698). Von 
2020 an gerechnet dürfen maximal noch 500 
(400)  Gt  CO2 in die Atmosphäre gelangen, wenn die 
Erwärmung mit einer Wahrscheinlichkeit von 50  % 
(67  %) bei 1,5°C gestoppt werden soll, und noch maxi-
mal 1.150 Gt CO2, wenn sie mit einer Wahrscheinlich-
keit von 67  % bei 2°C gestoppt werden soll (IPCC, 
2021a: 29, 2022b). Bei derzeitigen jährlichen Emissio-
nen von mehr als 37 Gt CO2 aus fossilen Energieträgern 
und 4 Gt CO2 aus Landnutzungsänderungen (Friedling-
stein et al., 2022) könnten diese Budgets bereits in 
einem guten Jahrzehnt bzw. in knapp drei Jahrzehnten 
aufgebraucht sein. Aufgrund der klimatischen Variabili-
tät wird die globale Erwärmung wahrscheinlich bereits 
in der zweiten Hälfte dieses Jahrzehnts zeitweise einen 
Durchschnittswert von 1,5°C erreichen (IPCC, 2021b). 

Russlands Invasion in die Ukraine hat eine weltweite 
Energiekrise ausgelöst, unter anderem mit der Konse-
quenz, dass zum ersten Mal seit zehn Jahren die Zahl 
der Menschen ohne Zugang zu moderner Energie wie-
der steigt (IEA, 2022a:  29), mit entsprechenden 
Gesundheitsgefährdungen durch die wieder zuneh-
mende Nutzung ungesunder Brennstoffe zum Kochen 
(z.  B. traditionelle Bioenergie wie Holz oder Holzkohle). 
Die für Klimaschutz und Gesundheit notwendige glo-
bale Energiewende ist daher immer als eine zweifache 
zu verstehen: Zum einen geht es um einen sicheren 
Zugang zu moderner, nicht gesundheitsschädlicher 
Energie für alle Menschen, zum anderen um einen voll-
ständigen Ausstieg aus der energetischen Nutzung fos-
siler Energieträger. Hoffnung bieten die enorm gefalle-
nen Kosten von Technologien, die für die Energiewende 
relevant sind: Zwischen 2010 und 2019 sind z.  B. die 
Stückkosten für Solarenergie um 85  % gefallen, für 
Windenergie um 55  % und für Lithium-Ionen-Batterien 
um 85  % (IPCC, 2022b: 12). 

Die Reduktion anderer Treibhausgasemissionen, wie 
derjenigen aus der Land- und Forstwirtschaft, ist essen-
zielle Voraussetzung, um die 1,5°C Leitplanke zu halten 
– sie kann den Klimawandel aber alleine nicht aufhal-
ten, solange weiterhin nennenswert CO2 aus fossilen 
Brennstoffen in die Atmosphäre eingetragen wird. 
Ähnliches gilt für die Entfernung von CO2 aus der 
Atmosphäre: Für die Begrenzung des Klimawandels auf 
1,5°C wird sie voraussichtlich notwendig sein, kann 
aber die entschlossene Reduktion der anthropogenen 
CO2-Emissionen in keiner Hinsicht ersetzen (WBGU, 
2021). Auch der Beitrag der Ökosysteme zum Klima-
schutz durch Kohlenstoffspeicherung kann nur dann 
wirklich zum Tragen kommen, wenn die Erwärmung auf 
1,5°C begrenzt wird – denn die Gesundheit der Öko-
systeme ist nicht nur durch die fortschreitende Umwelt-

zerstörung, sondern zunehmend auch durch den Klima-
wandel bedroht (Kap. 2.3; IPCC, 2022d).

Ökosystemzerstörung und Biodiversitätsverlust 
haben fundamentale Auswirkungen auf die menschli-
che Gesundheit. Es gehen wichtige regulierende Öko-
systemleistungen verloren, unter anderem das Sicher-
stellen stabiler Klimaverhältnisse, sauberer Luft, sau-
beren Wassers und produktiver Böden sowie die Ver-
sorgung mit biologischen Ressourcen wie Nahrung, 
Bioenergie, Baustoffen und Medikamenten. Zudem 
nimmt dadurch die Resilienz der Ökosysteme ab, also 
ihre Fähigkeit, nach Störungen wieder ein ökologisches 
Gleichgewicht herzustellen. Leidtragende sind nicht nur 
die Menschen, sondern auch alle anderen Lebewesen 
wie Tiere und Pflanzen. So sind derzeit rund 1  Mio. 
Arten vom Aussterben bedroht (IPBES, 2019), deren 
Funktion in den Ökosystemen teilweise noch gar nicht 
verstanden wurde. 

Die wesentlichen Faktoren für Ökosystemzerstörung 
und Biodiversitätsverlust sind Nutzungsänderungen von 
Land, Süßgewässern und Ozean, vor allem durch Land- 
und Forstwirtschaft sowie für Infrastruktur – z.  B. Berg-
bau, Städtebau, Verkehr und Energie – und die Über-
nutzung natürlicher Ressourcen – z.  B. Holzeinschlag, 
Jagd, Fischerei (WBGU, 2020: 91; IPBES, 2019). Auch 
der negative Einfluss des Klimawandels auf biologische 
Vielfalt wird zunehmend sichtbar (IPCC, 2022d). Die 
Dimension der Bedrohung wird durch den Verlust von 
Lebensräumen infolge des Klimawandel deutlich. So ist 
z.  B. endemische marine Fauna in den Polargebieten vom 
Aussterben bedroht (Penn und Deutsch, 2022). Insofern 
ist es unabdingbar, die noch vorhandenen intakten Öko-
systeme vor weiterer Zerstörung zu bewahren, langfris-
tig zu schützen und ihre Resilienz gegenüber dem Klima-
wandel zu stärken (Kasten 5.1-1). 

Hierzu wurden 2022 im Rahmen der Biodiversitäts-
konvention umfangreiche Beschlüsse gefasst: Das Kun-
ming-Montreal Rahmenwerk für die Biodiversität sieht 
vor, Schutzgebiete zum Biodiversitätsschutz bis 2030 
weltweit auf mindestens 30  % der Landökosysteme und 
Binnengewässer sowie der Küstengebiete und Ozeane 
auszuweiten (30×30-Ziel; CBD, 2022). Der Fokus soll 
auf Flächen liegen, die besondere Bedeutung für die 
Biodiversität und Ökosystemleistungen haben, und 
darauf, dass die Flächen ein effektives Management 
menschlicher Aktivitäten haben (CBD, 2022). Auch 
außerhalb von Schutzgebieten brauchen genutzte 
 Ökosysteme ein effektives Management und eine 
 nachhaltige Bewirtschaftung (d.  h. nachhaltige Land- 
und Forstwirtschaft sowie Fischerei), um ihre Funktio-
nalität und Ökosystemleistungen aufrechtzuerhalten 
(CBD, 2022). Renaturierung bereits beschädigter 
oder  zerstörter Ökosysteme in und außerhalb von 
 Schutzgebieten soll hinzukommen (CBD, 2022), wobei 
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Kasten 5.1-1

Gesundheit für Arten und Ökosysteme 
mitdenken 

Für einen effektiven Klima- und Biodiversitätsschutz ist es 
notwendig, Kriterien für die Gesundheit von Arten und Öko-
systemen zu entwickeln, auf dieser Basis Ziele für den Schutz 
der Artenvielfalt sowie die Entfaltung gesunder und somit 
resilienter Ökosysteme zu formulieren und diese umzusetzen. 
Eine Übertragung des Gesundheitsbegriffs auf Arten und 
Ökosysteme wird auch durch integrative Gesundheitskonzep-
te wie One Health, Planetary Health und EcoHealth vorge-
schlagen und durch den WBGU in seiner Vision aufgegriffen 
(Kap. 3.3). Für die Erreichung entsprechender Gesundheits-
ziele stehen aber bislang noch keine klaren Konzepte zur 
Umsetzung zur Verfügung. Analog zu den Gesundheitssys-
temen des Menschen wären den entsprechenden Akteuren 
(z.  B. unter Einbindung des Naturschutzes) Kriterien an die 
Hand zu geben, um für Arten, Gemeinschaften und Biodiver-
sität eine gesunde Umwelt und, in der Summe, gesunde Öko-
systeme zu erhalten bzw. wieder herzustellen.

Was ist ein „gesundes Ökosystem“?
Ein natürliches Ökosystem ist eine Gemeinschaft von Arten 
und ihrer Individuen, mit charakteristischer Biodiversität und 
charakteristischen Wechselwirkungen bzw. Interaktionen 
von Arten, etwa im Nahrungsnetz oder durch Konkurrenz. 
Dabei kann die Gesundheit von Individuen dieser Arten ana-
log zur physischen und mentalen Gesundheit eines Menschen 
physiologisch und biochemisch definiert werden. Bei Tieren 
sind veterinärmedizinische Ansätze relevant, bei Pflanzen die 
Phytomedizin. Beide konzentrieren sich jedoch hauptsäch-
lich auf Arten von Nutztieren oder Nutzpflanzen, die in vom 
Menschen gestalteten Umgebungen wie Ställen, Käfigen oder 
Gartenanlagen leben, wobei aktuell vor allem das Tierwohl 
bei möglichst artgerechter Unterbringung diskutiert wird. In 
der Natur kommt der natürlichen Umwelt einer Art große 
Bedeutung für ihre Gesunderhaltung zu. Hier summieren sich 
zunächst die körperliche Gesundheit und das Wohlbefinden 
von Individuen auf Populationsebene zur Gesundheit des 
Bestandes in einer Region. Für Tiere und Pflanzen ist dabei 
die Fläche relevant, die eine Population für die Gemeinschaft 
und Interaktionen mit Populationen anderer Arten oder für 
den Rückzug in Ruheräume benötigt. Nach neueren Erkennt-
nissen umfassen Gemeinschaften auch diverse Arten von 
Mikroorganismen, die in Mikrobiomen des Tier- bzw. Pflan-
zenkörpers und der Umgebung (z.  B. von Böden) zusammen-
gefasst werden (Kasten 4.1-6). Das Zusammenwirken der 
Organismen sichert Nahrungs- bzw. Nährstofferwerb und 
-verarbeitung, Immunität sowie Lebensäußerungen wie Ver-
halten und Fortpflanzung, schließlich genetische Vielfalt und 
somit den Erhalt von Populationen und Arten. Dabei sind 
Gemeinschaften auch auf Charakteristika ihrer unbelebten 
Umwelt spezialisiert, z.  B. die Klimazone. 

Die menschliche Gesellschaft wird in ihren Strukturen 
gelegentlich mit einem Ökosystem verglichen. Der mensch-
lichen Gesellschaft analog ist aber eher die spezifische Aus-
bildung von Gesellschaften einer Art (z.  B. Ameisen, Bienen) 
mit ihren (Siedlungs-) Strukturen in natürlicher Umgebung. 
Auch diese Gesellschaften treten mit anderen Arten in Inter-
aktion. Die Begriffe Gesundheit und Krankheit sind also auf 
Individuen einer Art und darüber hinaus auch auf Struktur, 
Verhalten, Ernährungszustand, Stressniveau, Umgebung oder 
den Befall einer Population mit Krankheitserregern anwend-

bar (für das Verhalten siehe z.  B. Tregenza et al., 2022; für 
das Stressniveau siehe z.  B. Newediuk und Bath, 2023). Dabei 
sind allgemein anwendbare und vergleichbare Kriterien für 
Gesundheit auch durch entsprechende Forschung noch aus-
zuarbeiten, insbesondere im Hinblick auf die Gesundheit 
von Populationen (und Ökosystemen, siehe unten). In der 
Anwendung besteht aufgrund der starken Umgestaltung 
vieler Landschaften durch den Menschen besonderer For-
schungsbedarf für die Charakterisierung, Messung und Wie-
derherstellung der natürlichen Umgebung und ihrer Bedeu-
tung für Gemeinschaften wilder Arten, begleitet durch die 
Messung der Gesundheitskriterien an Individuen und Popu-
lationen (Kophamel et al., 2022). 

Die Befunde für Individuen und Populationen fließen 
über die Gemeinschaftsebene schließlich in das Konzept der 
Ökosystemgesundheit ein (ecosystem health; z.  B. Costanza 
und Mageau, 1999; Rapport et al., 1998), das den qualitati-
ven Zustand eines Ökosystems beschreibt. Hier kann Gesund-
heit als „Zustand und Potenzial eines Ökosystems zur Selbst-
erhaltung seiner Organisationsstruktur und Biodiversität, 
sowie seiner Funktionsfähigkeit, Belastbarkeit und der ihm 
eigenen Kapazität definiert werden, kontinuierlich hochwer-
tige Ökosystemleistungen für gegenwärtige und zukünftige 
Generationen zu erbringen“ (Lu et al., 2015: 3, eigene Über-
setzung). Eine Referenz für unterschiedliche Qualitätsstufen 
der Gesundheit kann das idealisierte Ökosystem im weitestge-
hend ursprünglichen, vom Menschen (und invasiven Arten) 
unbeeinflussten Zustand bieten. Da dieser Zustand aber 
häufig nicht mehr existiert, kann man sich ihm durch ver-
schiedene Konzepte wie „Rewilding“ oder „Potential Natu-
ral Vegetation“ und andere Referenzmodelle annähern, auch 
unter Bewertung bisheriger menschlicher Einflüsse und Nut-
zungsmöglichkeiten (IPBES, 2019; WBGU, 2020, Abb. 3.1-4). 
Angesichts des menschlichen Nutzungsinteresses beinhaltet 
die Definition von ökosystemarer Gesundheit in diesem Fall 
jedoch möglicherweise ein mehr oder weniger starkes Wert-
urteil und ist oft kein rein objektives, wissenschaftliches, 
sondern auch ein normatives Konzept, das spezifische gesell-
schaftliche Ziele beinhaltet (Costanza, 2012; Lu et al., 2015). 

Die Gesundheit von Ökosystemen ist über die Jahre 
zu einem aktiven Bereich der Forschung und des Dialogs 
geworden und hat sich, beispielsweise bei der Charakterisie-
rung und Bewertung von Mangrovenökosystemen (Faridah-
Hanum et al., 2019), Agrarökosystemen (Ashok et al., 2020) 
oder anderen marinen Ökosystemen (Yang et al., 2021), zu 
einem „guiding framework“ (Costanza, 2012) und nützlichen  
Instrument entwickelt. Dies gilt beispielsweise für die Cha-
rakterisierung des Zustands von Meeres- und Küstenökosys-
temen mit dem Ziel, die Öffentlichkeit und Entscheidungs-
träger zu informieren (Harwell et al., 2019). Zwar existieren 
verschiedene Indikatoren für die Beurteilung der Gesundheit 
bzw. des Gesundheitszustandes von Ökosystemen (z.  B. Tab. 
5.1-1), jedoch ist die Gesundheit von Populationen (siehe 
oben) ebenso wie die ökosystemare Gesundheit bisher nicht 
durch einen oder mehrere generell anwendbare Indikatoren 
messbar. Eventuell können umfassendere Indikatorensysteme 
hier in Zukunft beitragen, wie etwa die Essential Bio diversity 
Variables (Schmeller et al., 2018) oder eine Weiterentwick-
lung davon. Ausgewählte Indikatoren spiegeln aber not-
wendigerweise nur Facetten des jeweiligen Ökosystems auf 
einer räumlich-zeitlichen Skala (Kelly und Harwell, 1990). 
Ein tieferes kausales Verständnis von Beeinträchtigungen der 
ökosystemaren Gesundheit ist dadurch meist noch nicht hin-
reichend gegeben.
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Wege zu gesunden Ökosystemen 
Es sind demnach ökosystemspezifische Kriterien zur Wie-
derherstellung und zum Erhalt der Gesundheit erforderlich. 
Strukturelle Organisation, Vitalität und Resilienz spiegeln 
die Struktur, Funktion und Widerstandsfähigkeit des Öko-
systems (Costanza und Mageau, 1999; Costanza, 2012). Die 
sogenannten biophysikalischen Dimensionen (physikalische 
Umgebung, Artenzusammensetzung, Populationsdichte) und 
– in von Mensch und Natur gemeinsam genutzten Lebensräu-
men – sozioökonomischen Dimensionen (Beiträge der Natur 
für den Menschen) charakterisieren die Gesundheit der in 
unterschiedlichem Maße naturnahen Ökosysteme. Sie kön-
nen ggf. auch den Beitrag eines Ökosystems zur menschlichen 
Gesundheit beinhalten (Rapport et al., 1998; Lu et al., 2015; 
IPBES, 2019). Dabei besteht die größte Herausforderung in 
der „effektiven Integration von ökologischem Verständnis mit 
sozioökonomischen, biophysikalischen, biogeochemischen 
und politischen Dimensionen“ (Lu et al., 2015: 1), als Vor-
aussetzung für die Umsetzung. Die sozioökonomischen und 
politischen Dimensionen umfassen dabei die menschlichen 
Interessen. Dieses Konzept der Ökosystemgesundheit kann 
nach Buse et al. (2018) als Vorläuferkonzept für das EcoHe-
alth-Konzept angesehen werden. Jedoch konzentrieren sich 
EcoHealth, One Health oder Planetary Health (Kasten 3.3-3) 
noch zu sehr auf Umweltrisikofaktoren für die menschliche 
Gesundheit und (aus menschlicher Sicht) die gewünschte 
Integration der menschlichen Gesundheit in ihr ökologisches 

Umfeld. Sie versäumen es aber bisher ebenfalls, die verschie-
denen Dimensionen zu integrieren (Morand et al., 2020), 
beispielsweise in den erfolgreichen Gesundheitsschutz von 
Ökosystemen. 

Für die Umsetzung der Vision „Gesund leben auf einer 
gesunden Erde“ ist daher, analog zu den Gesundheitssyste-
men des Menschen und deren Gesundheitsdienstleistungen 
(Kap. 6.1.1), eine systematische Förderung der ökosystema-
ren Gesundheit (die Gesundheit der Individuen und Popula-
tionen von Arten dabei mitdenkend) durch Bekämpfung von 
„Krankheiten“, Vorbeugung, Raumplanung, Renaturierung 
und Resilienzbildung notwendig (Kasten 3.1-1). Für die 
Gesundung degradierter Ökosysteme sollten die Maßnahmen 
nach Möglichkeit zu einer Annäherung an den ursprünglichen 
Zustand führen, oder an einen historisch nachhaltig genutz-
ten Zustand hoher Biodiversität. Dabei resultiert für die 
Sicherung resilienter ökosystemarer Gesundheit zunächst ein 
räumlicher Anspruch von Arten und Ökosystemen, der dem 
Erhalt von Biodiversität mit hoher genetischer Vielfalt und 
selbst erhaltenden Populationsgrößen (Hoban et al., 2022) 
und einer geringstmöglichen Aussterberate dient. Als erster 
Schritt wird bis 2030 global die Förderung von Biodiversi-
tät auf 30  % der Land- und Ozeanflächen durch Schutz- oder 
andere wirksame flächenbasierte Maßnahmen angestrebt 
(CBD, 2022). Ziel ist auch der Erhalt wesentlicher Funk-
tionen wie die für den Klimaschutz notwendige Sicherung 
gespeicherten Kohlenstoffs und die Fähigkeit, diese Speiche-

Tabelle 5.1-1 
Beispiel einer Klassifizierung der Indikatoren für die Bewertung von Ökosystemgesundheit. Die beschriebenen biologischen, 
physikochemischen und sozioökonomischen Indikatoren werden als die drei wichtigsten Kategorien für die Bewertung der 
Gesundheit von Ökosystemen vorgeschlagen.
Quelle: Lu et al., 2015: 5; eigene Übersetzung

Klassifikation Wichtigste Indikatoren

Biologische Indikatoren

Ökosystemlevel Vitalität, Organisation, Resilienz

Gemeinschaftsebene Biomasse, Produktivität, Biodiversität, Organisationsstruktur, 
 trophische Struktur, Beziehungen innerhalb und zwischen Spezies

Populations- und individuelle Ebene Individuelle Organisation, biochemische Reaktionen, Altersstruktur, 
Größenstruktur, Geburtenrate und Mortalität, individuelle Wachs-
tumsrate, Ertrag, geographische Ausbreitung 

Physikochemische Indikatoren

Luft Zusammensetzung der Luft, Grad der Luftverschmutzung

Wasser Wasserverfügbarkeit, Niederschlag, Grad der Eutrophierung,  
Grad der Wasserverschmutzung, Grad der Sedimentverschmutzung

Boden Physikalische Merkmale, chemische Merkmale, Bodenstruktur, 
 Aktivität der Bodenenzyme, Grad der Bodenverschmutzung

Sozioökonomische Indikatoren

Menschliche Gesundheit Mortalitätsrate, Inzidenz relevanter Krankheiten, potenzielle Risiken 
für die menschliche Gesundheit aufgrund von Umweltfaktoren

Ökosystemdienstleistungen Nutzung natürlicher Ressourcen, Schutz von Wasser und Boden, 
Erholung und Ästhetik, Nachhaltigkeit der Dienstleistungserbrin-
gungen

Beeinflussung durch menschliche 
 Aktivitäten

Industrielle Emissionen, Landnutzung, Gesetzgebung, Beteiligung 
der Öffentlichkeit

       
       

       
       

       
       

       
       

 

ENTWURF



Ein stabiles Klima und hohe Biodiversität für gesunde Ökosysteme und gesunde Menschen  5.1

171

rung kontinuierlich fortzusetzen oder durch Renaturierung 
zu verstärken. Das Erreichen der Ziele hängt auch von der 
(Wieder-)Herstellung angemessener Lebensbedingungen für 
die Gemeinschaft der Arten ab, die diese Leistungen erbringt 
(„Ausstattung“ mit Raum, Mikroklima, Artenzusammenset-
zung, Nährstoffen und Ernährung). Der räumliche Anspruch 
ist je nach Ökosystem zu spezifizieren und kann auch über 
dem Wert von 30  % geschützter Fläche für den Erhalt und 
die Regeneration von Biodiversität liegen. Für den Amazo-
nas-Regenwald wird sogar ein Bedarf von 80  % geschützter 
Fläche postuliert, um die Fähigkeit zur Selbstregulation sei-
ner klimatischen Bedingungen zu erhalten (Pörtner et al., 
2023). Die spezifischen Kriterien und Ziele für diverse, von 
geschützten bis nachhaltig genutzten Ökosystemen sollten 
Gegenstand weiterer Forschung sein. Schließlich kann die 
in Abbildung 5.1-7 beschriebene gesunde Mosaiklandschaft 
eine produktive Nachbarschaft von weitgehend geschützten 
und ursprünglichen Ökosystemen, nachhaltig und gemeinsam 
von Natur und Mensch genutzten Räumen (shared spaces) 
sowie intensiv genutzten Räumen wie Siedlungsbereichen 
beinhalten (Pörtner et al., 2023). Im städtischen Bereich 
würden auch Planungen für die Gestaltung von Grün- und 
Blauräumen entsprechenden Kriterien folgen. 

Für ein abgestimmtes nationales und internationales Vor-

gehen sollte eine koordinierte, multilaterale Strategie ange-
strebt werden, deren Umsetzung durch Berichterstattungen 
(z.  B. in der nationalen Berichterstattung zum Aktionsziel 1 
des Kunming-Montreal Rahmenwerks für die Biodiversität) 
und Informationsaustausch gefördert wird. Für den Aufbau 
von Gesundheitskompetenz für Ökosysteme, auch unter Ein-
bindung der oben genannten veterinär- und phytomedizini-
schen Disziplinen sowie conservation physiology und conser-
vation ecology könnten in einem bereichsübergreifenden 
Aktionsprogramm zunächst Naturschutzbehörden, Planungs- 
und Landschaftspflegebüros, unterstützt durch privat organi-
sierte Verbände und NGOs, eingebunden werden. So kann 
entsprechendes Wissen gebündelt und die Umsetzung koor-
diniert werden. Abbildung 5.1-1 verdeutlicht, dass mensch-
liche und ökosystemare Gesundheit zeitlich parallel und sich 
gegenseitig verstärkend erreicht werden können. Dabei bie-
ten die Kenntnisse zur Physiologie und Pathophysiologie des 
Menschen, der Nutztiere und der Nutzpflanzen Ansatzpunkte 
für die Identifikation von Gesundheitskriterien für Arten, 
Populationen und möglicherweise (durch ihre integrative 
Betrachtung) von Ökosystemen. Durch gegenseitiges Lernen 
zwischen den Gesundheitssystemen für Arten und Ökosyste-
me und den menschlichen Gesundheitssystemen (Kap. 6) ist 
eine für beide optimierte Umsetzung denkbar. 

Abbildung 5.1-1
Allgemeine Methodik zur Ableitung von Indikatoren und Maßnahmen (management responses) zur parallelen Erreichung 
von menschlicher und ökosystemarer Gesundheit. Der konzeptionelle Rahmen besteht aus den Elementen Treiber – 
 Belastungen – Stressoren – Zustand – Reaktionen. Über einen umfassenden Satz von „Sieben“ (Filtern) werden Informatio-
nen über das gekoppelte Mensch-Ökosystem systematisch unterteilt und gefiltert, um einen spezifischen Satz von Indikato-
ren und Maßnahmen abzuleiten. Auf dieser Basis kann ein Bericht über die Gesundheit des Ökosystems erstellt werden.
Quelle: Harwell et al., 2019; überarbeitet.
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die Wiederherstellung naturnaher und standortgerech-
ter Ökosysteme angestrebt werden sollte (WBGU, 
2020; Geschke und Fischer, 2021). Indigene Völker und 
lokale Gemeinschaften sollen am Management von für 
die Biodiversität wichtigen Flächen angemessen betei-
ligt sein bzw. werden (CBD, 2022) – aus Gründen der 
Menschenwürde, um Interessenskonflikte aufzulösen, 
um traditionelles Wissen und entsprechende Praktiken 
einzusetzen und um Konflikte zwischen Menschen und 
Wildtieren zu vermeiden. Die nachhaltige Nutzung 
natürlicher Ressourcen durch indigene Völker und 
lokale Gemeinschaften darf dabei nicht unterdrückt 
werden (CBD, 2022).

Bei der Formulierung von Strategien und Maßnah-
men zum Klima- und Biodiversitätsschutz können Syn-
ergien, aber auch Zielkonflikte entstehen. Dies kann 
zum Beispiel im Energie- oder im Nahrungsmittelsektor 
der Fall sein. Eine Umsetzung des integrierten Land-
schaftsansatzes, verschiedene Nutzungsformen auf 
einer Fläche mosaikartig miteinander zu verbinden, 
bietet Optionen und Instrumente, Synergien zu reali-
sieren und Zielkonflikten konstruktiv zu begegnen 
(WBGU, 2020: 46; Pörtner et al., 2021).

Parallel ist die Anpassung von Mensch und Natur an 
den Klimawandel unerlässlich. Das Ausschöpfen ent-
sprechender Handlungsoptionen erlaubt es, einige, vor 
allem gesellschaftliche (weiche) Anpassungsgrenzen zu 
verschieben und künftige Risiken zu mindern (IPCC, 
2022d). Für einige Gemeinschaften und Ökosysteme 
(Warmwasserkorallen, Hochgebirge) sind allerdings 
harte Anpassungsgrenzen bereits überschritten, die 
betreffenden Ökosysteme sind auf dem Rückzug, 
 Menschen verlieren Lebensgrundlagen und sehen sich 
mit der Notwendigkeit konfrontiert, angestammte 
Gebiete aufzugeben. Klar formulierte Anpassungsgren-
zen und Risikoschwellen (Kasten 2.3-1) bieten Orien-
tierung für ambitioniertes Handeln im Klima- und Bio-
diversitätsschutz.

5.1.1.1
Übergreifende Empfehlungen zu Klimaschutz und 
Biodiversitätserhaltung

 > Schädliche Subventionen abschaffen, Bilanzen korri-
gieren: Schädliche Subventionen, die den Klimawan-
del oder den Biodiversitätsverlust vorantreiben, soll-
ten umgewidmet oder abgeschafft werden. Dies 
betrifft z.  B. Subventionen fossiler Energieträger, die 
unter Ausgleich sozialer Härten unverzüglich abge-
schafft werden sollten, oder auch Subventionen für 
den Anbau von Futter- oder Energiepflanzen, der zu 
Entwaldung und Biodiversitätsverlust führt. In 
öffentlichen und privatwirtschaftlichen Berichter-
stattungen, in Steuern, Abgaben und Zöllen sollten 
die bisher externalisierten Umwelt- und Gesund-

heitskosten berücksichtigt werden.
 > Infrastrukturinvestitionen mit Klima- und Biodiversi-

tätsschutz in Einklang bringen, Pfadabhängigkeiten 
vermeiden: Wichtiger Erfolgsfaktor für die globale 
Energiewende ist die Vermeidung unerwünschter 
Pfadabhängigkeiten bzw. Lock-In-Effekte. Infra-
strukturinvestitionen können z.  B. die Emissionsent-
wicklung über Jahrzehnte prägen. Der Ausstieg aus 
der Nutzung fossiler Energieträger und der Ausbau 
erneuerbarer Energien müssen daher Hand in Hand 
gehen, um Versorgungsengpässe zu vermeiden, die 
zu einer Rückkehr zu fossilen Energieträgern führen 
könnten. Lock-in-Effekte durch neue Investitionen 
in die Exploration und Extraktion fossiler Energie-
träger sind zu vermeiden (Kap. 5.1.2.1). Zudem 
sollte jeweils der Biodiversitätsschutz berücksichtigt 
werden. Der Landschaftsverbrauch für neue Infra-
struktur (Wohnungen, Straßen, Industrie) sollte am 
30×30-Ziel und der integrierten Mosaik-Land-
schaftsplanung orientiert werden, um Naturräume 
und Biodiversität zu schützen. 

 > Globale Energiewende vorantreiben: Die aus dem 
russischen Angriffskrieg auf die Ukraine resultie-
rende Verknappung fossiler Energieträger sollte 
aktiv zur Beschleunigung einer erfolgreichen Trans-
formation der Energiesysteme genutzt werden, 
Emissionen sollten auf einen mit 1,5°C Klimaerwär-
mung verträglichen Pfad reduziert werden. Eine 
abgestimmte Mischung marktbasierter und ord-
nungspolitischer Maßnahmen kann die Transforma-
tion voneinander abhängiger Sektoren koordinieren, 
Energiemangel vermeiden helfen, Marktkräfte 
mobilisieren und dazu beitragen, die Klima-, 
 Biodiversitäts- und davon abhängigen Gesundheits-
ziele – z.  B. durch Vermeidung von Luftverschmut-
zung oder Klimaextreme – zu erreichen. 

 > Ökosysteme erhalten: Der Schutz von Ökosystemen 
hat über die Sicherung von Ökosystemleistungen 
vielfache Mehrgewinne für menschliche Gesund-
heit. Lebensräume von Menschen und Wildtieren 
können entzerrt und so das Risiko neuer Pandemien 
gemindert werden (Kap. 5.1.2.2). Die Erhaltung von 
Ökosystemen vermeidet die Freisetzung von CO2 
und erhält ihre Fähigkeit aufrecht, weiteren Kohlen-
stoff aufzunehmen, was dem Klimawandel entge-
genwirkt. Dazu sollten Schutzgebietssysteme drin-
gend entsprechend dem Kunming-Montreal Rah-
menwerk für die Biodiversität auf 30  % der Land- 
und Ozeanflächen ausgeweitet werden (CBD, 2022; 
WBGU, 2020). Dies kann auch dazu beitragen, 
Landnutzungsänderungen und Entwaldung zu ver-
ringern (Dobson et al., 2020; Bernstein et al., 2022). 
Neben der Umsetzung des Schutzgebietsziels ist 
auch das Ziel, degradierte Ökosysteme zu renaturie-
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ren, besonders wichtig, sowohl für die Wiederher-
stellung biologischer Vielfalt (WBGU, 2020:  53ff.) 
als auch zur Anpassung an den Klimawandel (z.  B. 
Migrationskorridore; Kap. 5.1.2.3). 

 > Für eine nachhaltige Bewirtschaftung genutzter Öko-
systeme sorgen: Ökosysteme sollten auf eine Weise 
bewirtschaftet werden, die sowohl dem Biodiversi-
tätsschutz als auch dem Klimaschutz Rechnung 
trägt, z.  B. durch diversifizierte, multifunktionale 
Landwirtschaftssysteme (WBGU, 2020) oder klima- 
und biodiversitätsförderliche Forstwirtschaft (Smith 
et al., 2022b). Dies umfasst auch die Produktion 
gesunder, entsprechend zertifizierter Nahrung für 
Mensch und Tier, beispielsweise durch Nutzung 
nachhaltiger, biodiversitätsförderlicher Methoden 
und Praktiken in Landwirtschaft und Fischerei (Kap. 
4.1) und verbessertes, flexibleres Management. Die 
Reduktion tierbasierter Ernährung kann hier neue 
Spielräume eröffnen und Mehrgewinne ermöglichen 
(Kap. 4.1). Öffentliche Gelder sollten nur unter 
Berücksichtigung von Nachhaltigkeitskriterien ein-
gesetzt werden. 

 > Anpassung und Umgang mit Schäden und Verlusten: 
Hocheinkommensländer müssen ihrer Verantwor-
tung für Klimawandel und Biodiversitätsverluste 
durch Förderung von Anpassungsmaßnahmen und 
Ausgleichsmaßnahmen insbesondere in Niedrigein-
kommensländern endlich gerecht werden, auch um 
dort negative Gesundheitsauswirkungen zu  vermeiden. 

 > Nachhaltige Sicherung der Gesundheit von Arten und 
Ökosystemen: Die Gestaltung einer gesunden Umwelt 
(nach physikochemischen und biologischen Krite-
rien) ist Voraussetzung für die nachhaltige Sicherung 
der Gesundheit von Arten und Ökosystemen, auch 
als Voraussetzung für die Gesundheit des Menschen. 
Die Definition akuter Handlungsfelder sollte die 
Herstellung unbelasteter (z.  B. von Schmutz und 
Lärm) Bedingungen in Siedlungsräumen und Öko-
systemen, letzteres zunächst unter Anwendung des 
Naturschutzrechtes, umfassen. Es sollten in der 
Raumplanung Flächen ausgewiesen werden, in 
denen Arten gesunde Bestände entwickeln können, 
Ökosysteme resilient funktionieren und Menschen 
Erholung finden können, teils in unmittelbar benach-
barten oder gemeinsam von Arten und Mensch 
genutzten Räumen. Bei der Renaturierung degra-
dierter Ökosysteme sollten sich die Maßnahmen am 
ursprünglich nachhaltigen Zustand orientieren und 
sich ihm nach Möglichkeit annähern. In intensiver 
bewirtschafteten Räumen umfasst nachhaltige Nut-
zung durch den Menschen die Nahrungsmittelpro-
duktion und Forstwirtschaft, die aber mit dem Ziel 
nachhaltiger Biodiversität auch in den Böden ver-
bunden bleibt. Schutz- und Gestaltungsregeln sowie 

Kriterien für Gesundheit sollten, abgestimmt mit 
einschlägigen Forschungsaktivitäten, weiterentwi-
ckelt werden. Akteure der Gesundheitssysteme für 
Ökosysteme und Arten und der menschlichen 
Gesundheitssysteme sollten in ständigem Austausch 
stehen, so dass Entscheidungen und Aktionen 
sowohl der Gesundheit des Menschen als auch der 
Gesundheit der Natur dienen.

5.1.1.2
Forschungsempfehlungen

 > Grundlagen für die Gesundheit von Ökosystemen 
erforschen: Über die Anerkennung des räumlichen 
Bedarfs für Arten und Ökosysteme und die Stärkung 
natürlicher Pflanzen- und Tiergesellschaften hinaus 
gibt es wenige verallgemeinerbare und quantifizier-
bare Kriterien für die Gesundung und Gesunderhal-
tung bzw. Resilienz von Ökosystemen. Daraus resul-
tiert entsprechender Forschungsbedarf. Solche Kri-
terien setzen Erkenntnisse zu den Ursachen und 
Therapiemöglichkeiten von Störungen der Funktio-
nalität, Artenvielfalt und Artenbestände in Ökosys-
temen sowie ihrer räumlichen Bedarfe voraus. Es gilt 
zu erforschen, wie Ökosystemgesundheit gemessen 
und umgesetzt werden kann, auch unter Einbindung 
von Naturschutzbehörden und Weiterentwicklung 
ihrer Handlungsfelder. Gesundungsmaßnahmen 
umfassen (1) diagnostische Kompetenz (z.  B. Stress-
niveau und Krankheitsbelastung von Populationen), 
(2) die Reinigung von Ökosystemen (Beseitigung 
umweltschädlicher Substanzen und Einflüsse), (3) 
die Stärkung der Regenerationsfähigkeit und Resili-
enz, (4) die Wiederherstellung und Stabilisierung 
ursprünglicher Zustände und Artenbestände sowie 
der Balance zwischen den Arten und (5) die Vermei-
dung von Krankheiten durch gesunde Umweltbe-
dingungen für Arten, Biodiversität und Interaktio-
nen zwischen den Arten und (6) die Balance zwi-
schen Gesundheitsschutz und menschlichem Nut-
zungsdruck im Sinne einer nachhaltigen Nutzung. 
Dabei sollte jeweils auf einem vertieften physiologi-
schen Verständnis der Funktionen des Ökosystems 
im stabilen Fließgleichgewicht aufgebaut werden. 
Analog zum medizinischen Gesundheitssystem soll-
ten Behörden, die wesentlich zur Ökosystemgesund-
heit beitragen können, entsprechend transformiert 
werden; insbesondere sollten durch Anschluss an die 
Forschungslandschaft neue Erkenntnisse aus Tier-, 
Pflanzen- und mikrobieller Physiologie, Pathophy-
siologie und Ökologie zeitnah in den Therapiemaß-
nahmen Berücksichtigung finden.
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5.1.2
Fokusthemen

Im Folgenden greift der WBGU einige Schwerpunktthe-
men heraus, die erhöhte politische Aufmerksamkeit 
verdienen: Die Beendigung der Exploration und Extrak-
tion fossiler Ressourcen (Kap. 5.1.2.1), die Prävention 
zoonotischer Pandemien (Kap. 5.1.2.2) sowie der 
Umgang mit zunehmendem Lebensraumverlust für 
Mensch und Natur (Kap. 5.1.2.3). Die ausgewählten 
Themen spiegeln zudem den übergreifenden, existen-
ziellen Handlungsdruck.

5.1.2.1
Fokus fossile Energieträger: Exploration und 
Extraktion stoppen 
Ein Stopp des Klimawandels ist eine conditio sine qua 
non für den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen 
und die Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“. 
Zu diesem Zweck müssen die CO2-Emissionen aus fos-
silen Quellen gestoppt und ihre stoffliche Nutzung auf 
Fälle begrenzt werden, in denen keine nachhaltigen 
Alternativen entwickelt werden können. 

Der Fokus internationaler Verhandlungen und natio-
naler Klimaschutzstrategien liegt dabei bisher auf der 
Reduktion der Nutzung fossiler Energieträger. Dieser 
Fokus ist zwar richtig und wichtig, aber auch der Explo-
ration und Extraktion fossiler Ressourcen bzw. deren 
Planung sollte mehr Aufmerksamkeit gewidmet wer-
den: Zwischen den Klimaschutzzielen des Pariser Über-
einkommens und den trotzdem fortlaufenden Investi-
tionen in die Erschließung fossiler Energieressourcen 
ist eine wachsende Diskrepanz zu beobachten. Explora-
tion und Extraktion sowie die Verbrennung fossiler 
Energieträger haben zudem erhebliche direkte negative 
Auswirkungen auf Ökosysteme sowie auf die Gesund-
heit von Menschen. Zu langsam rückt die Notwendig-
keit in den Fokus, sich über die Zukunft fossiler Ener-
gieträger insgesamt zu verständigen. Im Glasgow Cli-
mate Pact (UNFCCC, 2021) werden die Vertragsparteien 
des Pariser Übereinkommens erstmals explizit dazu 
aufgerufen, die energetische Nutzung von Kohle (die 
Rede ist von „unabated coal“, gemeint ist die Nutzung 
von Kohle ohne CCS) (möglichst schnell) herunter zu 
fahren, wenn auch nicht dazu, aus der Kohlenutzung 
auszusteigen. Über die Verminderung der Nutzung von 
Öl und Gas gibt es bisher nicht einmal derartige Verein-
barungen – diese konnten auch 2022 auf der 27. Ver-
tragsstaatenkonferenz der UNFCCC (COP27) in Ägyp-
ten nicht getroffen werden.

Der Production Gap Report (SEI, 2021) macht ein-
dringlich deutlich, dass bisher keine Anpassung der 
Planung der Produktionskapazitäten fossiler Energie-
träger an die erforderlichen Nutzungs- und Emissions-

reduktionen erfolgt: Bis 2030 planen die Staaten etwa 
doppelt so viele fossile Energieträger zu fördern, wie 
mit der Begrenzung des Klimawandels auf 1,5°C ver-
einbar wäre, und 45  % mehr, als mit 2°C vereinbar wäre 
(Abb. 5.1-2). Die erforderlichen Emissionsreduktionen 
betragen von 2020 bis 2030 mehr als 7  % pro Jahr 
(UNEP, 2019b: 26), wobei der Anteil von Kohle, Gas 
und Öl an der Reduktion unterschiedlich ausfallen 
kann. Der Production Gap Report (SEI, 2021) geht für 
diesen Zeitraum unter den getroffenen Annahmen von 
einer jährlich notwendigen Reduktion der Kohle-, Öl- 
und Gasförderung um 11  %, 4  % bzw. 3  % aus. Diese 
findet allerdings nicht statt, sondern die Produktions-
planungen für 2030 umfassen 240  % mehr Kohle, 57  % 
mehr Öl und 71  % mehr Gas als mit dem Ziel vereinbar 
ist, die Erwärmung auf 1,5°C zu begrenzen. Die geplan-
ten Produktionsvolumina fossiler Energieträger über-
steigen in der Summe sogar die Mengen, die mit den 
angekündigten (und noch nicht ausreichenden) natio-
nalen Beiträgen zum Klimaschutz vereinbar wären.

Abgesehen davon, dass die geplante Produktion fos-
siler Energieträger nicht mit den zukünftig noch mög-
lichen CO2-Emissionen vereinbar ist, ist sie noch mit 
weiteren Problemen verbunden: Fossile Energieträger 
setzen nicht nur bei ihrer Nutzung CO2 frei, sondern 
bereits ihre Förderung geht mit erheblichen klima-
schädlichen Methanemissionen einher (Saunois et al., 
2020; Plant et al., 2022). Für die Biodiversität hat die 
Extraktion fossiler Energieträger neben den indirekten 
Auswirkungen über den Klimawandel auch direkte 
negative Folgen durch Habitatzerstörung und Ver-
schmutzung (Harfoot et al., 2018). Relevante Vorkom-
men fossiler Energieträger befinden sich in bislang 
durch den Menschen noch wenig berührten Gebieten, 
in Gebieten mit Ökosystemen von besonderer globaler 
Bedeutung für Biodiversität und Klima (z.  B. DR Kongo), 
oder auch Gebieten mit besonders fragilen Ökosyste-
men wie der Arktis. Der IPBES nennt Bergbau (darunter 
den Abbau fossiler Energieträger) als Treiber von Öko-
systemzerstörung (Balvanera et al., 2019). Die Extrak-
tion fossiler Energieträger ist zudem mit zahlreichen 
weiteren direkten Umwelt- und Gesundheitsfolgen ver-
bunden (z.  B. Öl: O’Rourke, 2003; unkonventionelles Öl 
und Gas: Li et al., 2022). Die Verminderung der Ver-
schmutzung durch petrochemische Substanzen und 
davon abgeleitete Industrieprodukte verbessert die 
menschliche Gesundheit (Howard et al., 2022). Zu den 
lokalen Gesundheitsgefährdungen durch die Extraktion 
fossiler Energieträger besteht weiterer Forschungsbe-
darf (Howard et al., 2022).

Die fossilen Reserven (d.  h. diejenigen Vorkommen, 
die technisch und ökonomisch sofort nutzbar sind) sind 
durch fortdauernde Exploration weiter gewachsen, 
häufig unterstützt durch hohe staatliche Subventio-
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nierung (Clarke et al., 2022: 646). Schon jetzt zeichnet 
sich ab, dass viele dieser Investitionen verloren sein 
werden, wenn der Klimaschutz ernst genommen wird. 
Etwa 30  % der Ölreserven, 50  % der Gasreserven und 
80  % der Kohlereserven müssen ungenutzt bleiben, 
wenn der Klimawandel auf 2°C begrenzt werden soll – 
bei einer Begrenzung auf 1,5°C noch wesentlich mehr 
(Clarke et al., 2022: 698). Welsby et al. (2021) schät-
zen, dass bis 2050 sogar fast 60  % der Öl- und Gasre-
serven sowie 90  % der Kohlereserven ungefördert blei-
ben müssen, um den Klimawandel auf 1,5°C zu begren-
zen. Die Menge fossiler Ressourcen insgesamt ist weit-
aus größer (wenn auch erheblich unsicherer) als die der 
fossilen Reserven und ihre Nutzung könnte potenziell 
CO2-Mengen freisetzen, die zwei Größenordnungen 
über den noch zulässigen CO2-Budgets liegen (WBGU, 
2011b: 122).

Die Internationale Energieagentur (IEA) zeigt in 
ihrer Klimaschutzanalyse von 2021, dass eine globale 
Energieversorgung, die im Einklang mit Netto-Null-

Emissionen bis 2050 steht, keine Investitionen in neue 
Öl- und Gasfelder oder Kohleminen erfordert, die über 
die bis 2021 bereits vereinbarten Projekte hinausgehen 
(IEA, 2021c). Die Neuordnungen auf den Märkten fos-
siler Energieträger im Zuge des russischen Angriffs-
kriegs gegen die Ukraine haben allerdings eine schnell 
wachsende Zahl an Vorhaben zur Erschließung neuer 
Erdgas- bzw. LNG-Kapazitäten ausgelöst, die die Ein-
haltung der 1,5°C-Grenze ernsthaft zu unterminieren 
drohen (CAT, 2022). Denn bislang ist unklar, ob und 
inwieweit diesen neuen Vorhaben tatsächlich Redukti-
onen der russischen Produktion gegenüberstehen, wie 
sie etwa die IEA derzeit erwartet (IEA, 2022a).

Grundsätzlich wäre das Fehlen expliziter Vereinba-
rungen über die Produktion fossiler Energieträger 
weniger problematisch, wenn Staaten sich glaubhaft 
und verbindlich auf die den Klimazielen entsprechende 
Reduktion der globalen Nachfrage nach fossilen Ener-
gieträgern verständigen würden. Das Pariser Überein-
kommen und die weiteren bisher getroffenen klimapo-
litischen Vereinbarungen lösen dies jedoch nicht ein. 
Das Pariser Übereinkommen setzt zwar globale Ziele, 
lässt den einzelnen Staaten aber weitgehende Freihei-
ten, ihre Beiträge zu gestalten. Die Unsicherheit über 
eine erfolgreiche Umsetzung der Klimaziele bleibt 
damit hoch. Die Explorations- und Extraktionsvorha-
ben spiegeln zum einen die Erwartung ressourcenrei-
cher Länder und der in Exploration und Extraktion täti-
gen Unternehmen, dass die Klimapolitik letztlich schei-
tern wird. Zum anderen sind sie Ausdruck eines gewis-
sen Wettlaufs der Anbieter darum, verbleibende 
Absatzmärkte möglichst noch für sich zu nutzen. 

Fortdauernde Investitionen in fossile Ressourcen-
vorkommen schaffen und verfestigen Interessen und 
Strukturen, die die Umsetzung der Klimaschutzziele 
wirtschaftlich und politisch erschweren, etwa durch 
politische Widerstände der investierenden Unterneh-
men oder der Menschen, die um ihre Arbeitsplätze in 
der Förderung fossiler Energieträger fürchten (Trout et 
al., 2022). Kommt es zukünftig zu einer ambitionierten 
Umsetzung der klimapolitischen Ziele, müssen diese 
Investitionen abgeschrieben werden. Darüber hinaus 
können sich gerade für ressourcenreiche Länder, deren 
Staatshaushalt in hohem Maße von den Einnahmen 
aus dem Verkauf und Export der fossilen Energieträger 
abhängt, gravierende strukturelle Probleme ergeben, 
wenn die Diversifizierung ihrer wirtschaftlichen Struk-
turen weg von fossilen Energieträgern zu lange aufge-
schoben wird. Ein unverändert hohes oder sogar wach-
sendes Angebot fossiler Energieträger wirkt zudem 
dämpfend auf ihre Preise und verringert dadurch die 
Wettbewerbsfähigkeit klimafreundlicher Alternativen. 
In der Folge müssen diese Alternativen stärker unter-
stützt werden, indem beispielsweise höhere CO2-Preise 

Abbildung 5.1-2
Das „Fossil Fuel Production Gap“ – d.  h. die Differenz zwi-
schen der projizierten weltweiten Produktion fossiler Ener-
gieträger, die sich aus den Regierungsplänen ergibt (rote 
Linie) und derjenigen, die mit einer Begrenzung der Klima-
erwärmung auf 1,5°C bzw. 2°C konsistent wäre (blaue und 
grüne Linie), dargestellt als CO2-Emissionen, die sich bei einer 
Verbrennung der geförderten fossilen Energieträger ergeben 
würden – ist groß.
Quelle: SEI, 2021
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politisch durchgesetzt werden. 
Aus Sicht des WBGU ist es höchste Zeit, diese Dis-

krepanzen endlich ernst zu nehmen und anzugehen, da 
andernfalls die Chancen weiter geschmälert werden, die 
international vereinbarte Begrenzung der Erwärmung 
zu halten und die Umsetzung der Vision „Gesund leben 
auf einer gesunden Erde“ zu gewährleisten (IPCC, 
2022c). Zentrale Akteure, um die Produktion fossiler 
Energieträger in Einklang mit den Klimaschutzzielen zu 
bringen, sind die Staaten: Mehr als die Hälfte der glo-
balen Produktion fossiler Energieträger liegt direkt in 
der Hand von Staaten, über den Rest haben sie durch 
Politiken und Konzessionen eine große Kontrolle (SEI, 
2021). Sie sind daher gefordert, einen Stopp der Explo-
ration und Extraktion fossiler Energieträger internatio-
nal durchzusetzen. 

Verhandlungen und Maßnahmen zur direkten 
Begrenzung von Exploration und Extraktion fossiler 
Energieträger sind dabei kein grundsätzlich einfacherer 
oder erfolgversprechenderer Weg in der Klimapolitik 
und nicht als Ersatz der internationalen Bemühungen 
zu verstehen, die CO2-Emissionen nachfrageseitig zu 
reduzieren. Sie können die emissionsbezogenen Verein-
barungen und Prozesse aber zusätzlich absichern und 
ihre Wirksamkeit erhöhen, indem sie der reinen Verla-
gerung von Emissionen in klimapolitisch weniger ambi-
tionierte Länder (Leakage) entgegenwirken (Asheim et 
al., 2019).

Die Verteilungsfrage, welches Land in welchem 
Umfang Vorkommen im Boden belässt, (Newell und 
Simms, 2020: 1047), könnte explizites Thema multila-
teraler Verhandlungen werden, was zugleich Chance 
und Herausforderung ist. Dabei stellen sich Fragen, wie 
ressourcenreiche Länder ihre Ökonomien und Wirt-
schaftsmodelle, die oft in hohem Maß von der Förde-
rung und dem Verkauf der fossilen Energieträger 
abhängen, transformieren und rechtzeitig diversifizie-
ren bzw. neu aufstellen können und für welche Länder 
und in welcher Form hierbei internationale Unterstüt-
zung angezeigt ist. Gleichzeitig können angebotsseitige 
Maßnahmen sogar bis zu einem gewissen Grad im 
Eigeninteresse ressourcenreicher Länder liegen. Denn 
effektive nachfrageseitige Klimaschutzpolitiken ent-
werten die Vorkommen fossiler Energieträger letztlich 
allein zu Lasten der Anbieter bzw. Produzenten. Ange-
botsseitige Maßnahmen wirken hingegen zumindest 
auf höhere Preise hin, die ressourcenreiche Länder für 
die verbleibenden Mengen fossiler Energieträger erzie-
len können (Asheim et al., 2019). 

Verschiedene Initiativen haben sich bereits gegrün-
det, um dieses Thema voranzubringen. Die Fossil Fuel 
Non-Proliferation Treaty Initiative ist ein Netzwerk 
zahlreicher zivilgesellschaftlicher Organisationen aus 
aller Welt, die ein Abkommen über den Ausstieg aus 

der Nutzung fossiler Energieträger fordern. Das gefor-
derte Abkommen soll ein Ende der Exploration und 
einen Ausstieg aus der bestehenden Produktion fossiler 
Energieträger beinhalten, sowie einen gerechten Über-
gang (just transition). Diese Forderung wird von zahl-
reichen Städten, Regierungen und individuellen Unter-
zeichnern unterstützt. Unter den Unterzeichnern fin-
den sich auch die WHO und das europäische Parlament 
(Fossil Fuel Non-Proliferation Treaty Initiative, 2022).

Die von Dänemark und Costa Rica gegründete 
„Beyond Oil and Gas Alliance“ (BOGA) hat sich zum Ziel 
gesetzt, den Ausstieg aus der Öl- und Gasproduktion 
voranzubringen und international zu diskutieren. Mit-
glieder sind außerdem Frankreich, Grönland, Schwe-
den, Quebec, Irland und Wales, weitere Staaten sind 
assoziierte Mitglieder oder „Freunde“ (BOGA, o.J.). 

Einzelne Staaten wie Frankreich, Grönland, Dänemark, 
Belize, Spanien und Irland haben bereits Gesetzgebun-
gen, um Exploration zu stoppen: Belize zum Beispiel mit 
dem Ziel, seine Korallenriffe zu schützen (Frost, 2022).

Auch UN-Generalsekretär António Guterres forderte 
anlässlich der Veröffentlichung des 6.  Sachstandbe-
richts des IPCC die Staaten auf, auf neue Exploration 
und Produktion fossiler Energieträger zu verzichten 
und Subventionen fossiler Energieträger für erneuer-
bare Energien umzuwidmen („This report must sound a 
death knell for coal and fossil fuels, before they destroy 
our planet. […] Countries should also end all new fossil 
fuel exploration and production, and shift fossil fuel 
subsidies into renewable energy.”; UN, 2021b)

Handlungsempfehlungen
 > Unerwünschte Pfadabhängigkeiten (Lock-in-Effekte) 

durch fossile Infrastrukturen vermeiden: Staaten soll-
ten den Ausbau fossiler Infrastrukturen entlang der 
gesamten Wertschöpfungskette von Exploration 
und Extraktion fossiler Energieträger bis hin zur 
Aufbereitung und Nutzung beschränken, um Pfad-
abhängigkeiten zu vermeiden, die den Klimazielen 
widersprechen.

 > Finanzielle Förderung und sonstige staatliche Unter-
stützung der Exploration und Extraktion beenden: 
Staaten sollten ihre Unterstützung der Produktion 
fossiler Energieträger auslaufen lassen. Sie sollten 
nicht nur die Subventionierung fossiler Energieträ-
ger selbst, sondern auch ihres Abbaus beenden und 
stattdessen die Finanzierung klimaresilienter Ent-
wicklungspfade mit erneuerbaren Energien priori-
sieren. Die Aufforderung, ineffiziente Subventionen 
fossiler Energieträger auslaufen zu lassen, findet sich 
z.  B. auch im Glasgow Climate Pact (UNFCCC, 2021) 

 > Transparenz über Explorations- und Extraktions-
vorhaben schaffen: Staaten sollten ihre Pläne bzw. 
die von ihnen erteilten Konzessionen zu Extraktion 
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und Exploration fossiler Ressourcen inklusive der 
entsprechenden Subventionen regelmäßig offenle-
gen und im Rahmen der UNFCCC berichten, etwa in 
ihren NDCs oder ihren Langfriststrategien (SEI, 
2021). Auch eine IPCC-Berichterstattung zu den 
Extraktionspfaden oder die Aufnahme von Maßnah-
men zur Kontrolle der Extraktion im Global Stock-
take wären denkbar.

 > Multilaterale Verhandlungen zum Ausstieg aus der 
Extraktion fossiler Energieträger aufnehmen: Der 
WBGU empfiehlt, die Beendigung der Exploration 
und Extraktion fossiler Energieträger auf internatio-
naler Ebene zum Thema zu machen. Es sollten multi-
laterale Verhandlungen angestrebt werden, um 
einen sofortigen Stopp der Exploration neuer Öl- 
und Gasfelder sowie Zeitpläne zur Beendigung der 
Extraktion fossiler Energieträger zu vereinbaren. 
Ziel sollte sein, die Extraktion fossiler Energieträger 
in Einklang zu bringen mit Ausstiegspfaden aus der 
energetischen und möglichst auch stofflichen Nut-
zung fossiler Rohstoffe, die sich an den noch mögli-
chen CO2-Budgets orientieren (WBGU, 2021). Die 
Ausgangslage und Bereitschaft verschiedener res-
sourcenreicher Länder zu solchen Verhandlungen 
sind unterschiedlich, insbesondere hinsichtlich ihrer 
wirtschaftlichen Abhängigkeit von den fossilen 
Energieträgern und ihres Entwicklungsgrads. Explo-
rationsmoratorien, Obergrenzen und Ausstiegspfade 
sind Verhandlungsoptionen im UNFCCC-Prozess 
(Asheim et al., 2019: 327). Ebenso können im Rah-
men von Klimaschutzallianzen oder -clubs, soweit 
sie Länder mit fossilen Vorkommen einschließen, 
explizit Ausstiegspfade und Moratorien zwischen 
den Mitgliedern der Allianz vereinbart werden. 

 > Ärmere Länder bei der Transition weg von fossilen 
Energieträgern unterstützen: Hocheinkommenslän-
der sollten Niedrigeinkommensländer dabei unter-
stützen, moderne Energieversorgungssysteme auf-
zubauen und zugleich unabhängig von der Extrak-
tion und Nutzung fossiler Energieträger zu werden. 
Für einen gerechten Übergang weg von fossilen 
Energieträgern können reichere ressourcenreiche 
Länder zugunsten ärmerer ressourcenreicher Länder 
auf die weitere Förderung ihrer fossilen Vorkommen 
verzichten und so den ärmeren Ländern mehr Zeit 
für den Übergang verschaffen. Zudem sollte gezielt 
finanzielle und technologische Unterstützung geleis-
tet werden, um ärmeren Ländern den Aufbau moder-
ner und klimafreundlicher Energieversorgungssys-
teme zu erleichtern. Auch ressourcenarme wirt-
schaftlich schwächere Länder sollten entsprechend 
unterstützt werden, um auf fossile Technologien 
ausgerichtete Energieversorgungsstrukturen mög-
lichst von vorneherein nicht entstehen zu lassen. 

Vielversprechende Ansätze hierfür sind etwa Just 
Energy Transition Partnerships (BMZ, 2022b), z.  B. 
die aktuell mit Südafrika für einen Kohleausstieg 
geschlossene Partnerschaft. Dieser Ansatz sollte mit 
entsprechenden Finanzierungsmodellen ausgewei-
tet werden (SEI und CEEW, 2022: 112)

Forschungsempfehlungen
 > Gerechtigkeit beim Ausstieg aus Exploration und 

Extraktion: Es sollte weiter erforscht werden, wie ein 
gerechter Umgang mit dem Ausstieg aus Exploration 
und Extraktion aussehen kann, auch unter Anwen-
dung unterschiedlicher Gerechtigkeitsprinzipien, 
und welche Instrumente auf nationaler und inter-
nationaler Ebene einen solchen Ausstieg unterstüt-
zen können. 

 > Ausgestaltung von Vereinbarungen über den Aus-
stieg aus Exploration und Extraktion: Eingehender 
untersucht werden sollte auch, wie Vereinbarungen 
über den Ausstieg aus Exploration und Extraktion 
ausgestaltet werden können, damit sie Ausstiegsbe-
schlüsse längerfristig und auch bei zwischenzeitlich 
steigenden Preisen für fossile Energieträger verläss-
lich absichern. Zu diskutieren sind insbesondere 
auch die Rolle finanzieller Anreizsysteme über Kom-
pensations- bzw. zielgerichtetere Unterstützungs-
zahlungen für ressourcenreiche Länder sowie deren 
Ausgestaltung, etwa hinsichtlich der Frage von Ein-
malzahlungen im Vergleich zu längerfristigen Zah-
lungsströmen. 

 > Wirtschaftspolitische Instrumente: Darüber hinaus 
sollten mögliche wirtschaftspolitische Instrumente 
entwickelt und untersucht werden, mit denen res-
sourcenreiche Länder die notwendige Diversifizie-
rung ihrer wirtschaftlichen Strukturen anstoßen und 
beschleunigen können. Tiefe Strukturbrüche sollten 
vermieden und Räume für neue wirtschaftliche Ent-
wicklungen geschaffen werden. Letztere sind aller-
dings nur sehr eingeschränkt (sinnvoll) planbar. Zu 
beachten sind dabei auch die finanziellen Hand-
lungsspielräume der Staaten, die durch den Ausstieg 
aus Extraktion und Verkauf der eigenen fossilen 
Vorkommen vorübergehend unter Druck geraten 
können.

5.1.2.2
Fokus zoonotische Pandemien: Prävention 
vorantreiben 
Die anthropogenen Veränderungen von Ökosystemen 
und des Klimasystems spiegeln sich auch in der Entste-
hung und zunehmenden Verbreitung von Infektions-
krankheiten. Neu entstehende Infektionskrankheiten 
und Pandemien werden aktuell häufiger und verursa-
chen große Schäden und Kosten (über 1.000 Mrd. US-$ 
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pro Jahr, ohne die Kosten durch COVID-19: IPBES, 
2020:  3; Dobson et al., 2020). Allein die COVID-
19-Pandemie könnte bislang zweistellige Billionenbe-
träge gekostet haben. Ähnlich wie beim Klima- und 
Biodiversitätsschutz sind die Kosten der erwartbaren 
Schäden (Verlust von Menschenleben und ökonomi-
sche Kosten) erheblich größer als die Kosten von Vor-
sorge bzw. Prävention (Bernstein et al., 2022).

Das pandemische Risiko steigt rapide an (IPBES, 
2020: 2). Das neue Auftreten von Pandemien wird von 
menschlichen Aktivitäten und von anthropogenen Ver-
änderungen in der Umwelt gefördert (Wu, 2021; Gibb 
et al., 2020a; Abb. 5.1-3). Die Mehrzahl aller neu auf-
tretenden Infektionskrankheiten (70    %) und nahezu 
alle Pandemien sind Zoonosen (IPBES, 2020: 2; Judson 
und Rabinowitz, 2021; Tab. 5.1-2), entstehen also 
durch die Übertragung von Krankheitserregern von 
Wildtieren auf Nutztiere und den Menschen. Der Über-
sprung kann direkt von Wildtieren auf den Menschen 
geschehen (z.  B. Ebola), oder indirekt von Wildtieren 
über Nutztiere auf den Menschen (z.  B. Grippe; Abb. 
5.1-3). Auch die nächste, noch unbekannte Pandemie 
wird also aller Wahrscheinlichkeit nach eine Zoonose 
sein. Zoonotische Übertragung wird umso wahrschein-
licher, je enger der Kontakt zwischen Menschen und 
Nutz- sowie Wildtieren ist (vor allem Säugetiere – Fle-
dermäuse, Nagetiere, Primaten – sowie Vögel). Men-

schen gelangen zunehmend in intakte Ökosysteme und 
Wildnisgebiete, jagen dort Wildtiere, roden Primärwäl-
der und Savannen, halten dort Nutzvieh (z.  B. Schweine, 
Rinder, Geflügel) und bauen Rohstoffe ab, was nicht 
nur zu Ökosystemdegradation führt, sondern auch 
neue Kontaktflächen und Pfade für den Übersprung 
von Krankheitserregern auf den Menschen und seine 
Nutztiere schafft (IPBES, 2020). 

Der Weltbiodiversitätsrat IPBES hat in einem Work-
shopbericht den wissenschaftlichen Sachstand zum 
Zusammenhang von Biodiversität und Pandemien 
zusammengestellt; dieser Bericht ist eine wesentliche 
Quelle dieses Kapitels (IPBES, 2020). Folgende Ursa-
chen für neu auftretende Pandemien werden diskutiert: 

Landnutzungsänderungen (ursächlich für mehr als 
30    % der seit 1960 neu entstehenden Infektionskrank-
heiten; IPBES, 2020: 11), vor allem für die Ausweitung 
der Landwirtschaft einschließlich der Nutztierhaltung, 
mit der dadurch verursachten Zerstörung natürlicher 
Ökosysteme und Entwaldung sowie Fragmentierung 
der verbliebenen Wildnisgebiete (Dobson et al., 2020) 
sind die wichtigsten Ursachen. Hinzu kommt eine 
starke Ausweitung von Wildtierjagd und -handel (Ver-
fünffachung in den letzten 14 Jahren; ein Viertel der 
Säugetierarten betroffen), die mit einem hohen Risiko 
für zoonotische Übersprünge einhergeht (Hilderink 
und de Winter, 2021). Biodiversitätsverlust scheint 

Abbildung 5.1-3
Herkunft und anthropogene Treiber neu entstehender Zoonosen und Pandemien. Mikroben haben sich im Laufe der Evolution 
innerhalb der Arten von Wildtieren entwickelt (links). Diese Mikroben werden zu neu auftretenden Infektionskrankheiten 
(emerging infectious diseases, EIDs), wenn anthropogene Umweltveränderungen die Populationsstruktur ihrer Reservoirwirte 
verändern und Wildtiere, Nutztiere und Menschen miteinander in Kontakt bringen (Mitte). Diese Wechselwirkungen kön-
nen zur Übertragung von Mikroben zwischen verschiedenen Arten, zum Übergreifen auf Nutztiere und Menschen und zum 
 Auftreten neuer Krankheiten führen (rechts). Einige EIDs können sich zu Pandemien entwickeln, wenn zoonotische Erreger 
leicht von Mensch zu Mensch übertragen werden und sich in Städten sowie Reise- und Handelsnetzen ausbreiten. 
Quelle: IPBES, 2020: 12; Bildunterschrift: eigene Übersetzung, gekürzt.
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ebenfalls das Risiko für die Ausbreitung zoonotischer 
Pathogene zu verstärken, denn in von Menschen 
geprägten Landschaften sind Tierpopulationen, die ein 
größeres zoonotisches Risiko mit sich bringen, häufiger 
als in naturnahen Ökosystemen (Keesing und Ostfeld, 
2021). Der Klimawandel verursacht geographische Ver-
schiebungen von Wirtspopulationen wie auch von 
Populationen der Erreger von Infektionskrankheiten 
(Kasten 2.3-2), was ebenfalls zu vermehrtem Kontakt 
zwischen Wildarten und menschlicher Population und 
somit zu mehr zoonotischen Übersprüngen führen 
kann (IPBES, 2020: 18ff.; Baker et al., 2022; Gupta et 
al., 2021b). Laut Carlson et al. (2022) könnte der Kli-
mawandel der dominante anthropogene Faktor beim 
zwischenartlichen Übersprung von Viren werden. 
Sowohl die Biodiversitäts- als auch die Klimakrise wir-
ken nicht nur additiv, sondern können sich auch gegen-

seitig in ihrer Wirkung verstärken. Auch Bevölkerungs-
wachstum und Urbanisierung können die Interaktionen 
zwischen Wildtieren und Menschen verstärken (Baker 
et al., 2022; Perrin et al., 2022; Gibb et al., 2020b)

Wesentliche indirekte Ursachen sind die veränder-
ten globalen Konsummuster sowie die erhebliche Nach-
fragesteigerung nach landwirtschaftlichen Erzeugnis-
sen und nach Produkten aus Wildtieren (z.  B. Fleisch, 
wild meat/bushmeat). Dies führt über die genannten 
direkten Ursachen zur Ausweitung und Intensivierung 
der Kontakte zwischen Menschen und Wildtieren, die 
eine sehr große Zahl noch unentdeckter, auf den Men-
schen übertragbarer Viren beherbergen.

Prävention und Mehrgewinnstrategien
Vorbereitende und reaktive Strategien auf zoonotische 
Pandemien sind unverzichtbar, aber nicht ausreichend. 

Tabelle 5.1-2
Zoonotische Krankheitserreger, die in der letzten Zeit Epidemien verursacht haben.
Quelle: Judson und Rabinowitz, 2021; eigene Übersetzung

Zoonotischer Krankheits-
erreger

Reservoirwirt bzw. Vektor Krankheit (Hauptsyndro-
me)

Größere Epidemien in der 
letzten Zeit

SARS-CoV wahrscheinlich Fleder-
mäuse

SARS (Pneumonie) Weltweit (2002–2003)

MERS-CoV Dromedarkamele MERS (Pneumonie) Saudi-Arabien, Südkorea 
(2012–2019)

SARS-CoV-2 unbekannt COVID-19 (Pneumonie) Weltweit (2020–heute)

Ebola-Virus wahrscheinlich Fleder-
mäuse

Ebola-Viruserkrankung 
(hämorrhagisches Fieber)

Westafrika (2013–2016); 
Demokratische Republik 
Kongo (2018–2020)

Lassa-Virus Natal-Vielzitzenmaus Lassa-Fieber (hämorrhagi-
sches Fieber)

Nigeria (2018)

Rifttalfieber-Virus Mücken der Gattungen 
Aedes und Culex

Rifttal-Fieber (hämorrhagi-
sches Fieber)

Ostafrika (2006–2007)

Zika-Virus Mücken der Gattung Aedes Zika-Viruserkrankung 
(Arthralgie/Myalgie, Aus-
schlag)

Brasilien, amerikanischer 
Kontinent (2015–2016)

Chikungunya-Virus Mücken der Gattung Aedes Chikungunya-Fieber (Arth-
ralgie/Myalgie, Ausschlag)

Inseln des Indischen Oze-
ans, Indien (2004–2007)

Dengue-Virus Mücken der Gattung Aedes Dengue-Fieber (Arthral-
gie/Myalgie, Ausschlag, 
Blutung)

Amerikanischer Kontinent 
(2010)

West-Nil-Virus Vögel/Mücken der Gattung 
Culex

West-Nil-Fieber (Meningi-
tis/ Enzephalitis, Lähmung)

USA (2002)

Influenza-A-Viren Wasservögel, Geflügel, 
Schweine

Influenza (Pneumonie) Weltweit (2009)

Yersinia pestis Ratten/Flöhe Pest (Sepsis, Pneumonie) Madagaskar (2017)

Brucella spp. Rinder, Schafe, Ziegen Bruzellose (undulierendes 
Fieber, Endokarditis)

China (2022)

Coxiella burnetii Rinder, Schafe, Ziegen Q-Fieber (Pneumonie, 
Hepatitis)

Niederlande (2007)       
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Viele Pandemiestrategien setzen erst nach dem Aus-
bruch der Infektionskrankheit an. Ein Beispiel ist der 
Bericht des Global Preparedness Monitoring Board von 
Weltbank und WHO „A World in Disorder“ (GPMB, 
2020), der wertvolle Empfehlungen zu Impfstoffen, 
Pharmazeutika und Diagnostik gibt, aber die präventive 
Strategie, zoonotische Übersprünge zu vermindern, 
nicht einmal erwähnt (Bernstein et al., 2022). Bisherige 
reaktive Strategien (frühe Erkennung und Einhegung 
der Pandemien, Forschung und Bildung, Quarantäne, 
Masken, Impfstoffe, Therapien; z.  B. Edwards et al., 
2022) sind unverzichtbar, aber nicht ausreichend. 
Zusätzlich ist Medikamentenentwicklung häufig auf 
Biodiversität, Naturstoffe, indigenes Wissen und tradi-
tionelle Medizin angewiesen.

Präventive Strategien müssen also hinzukommen 
(Kasten 3.1-1), vor allem der Biodiversitätsschutz. 
Diese setzen bereits vor dem Übersprung der Zoonosen 
auf den Menschen an, mit dem Ziel einer Minderung 
der Kontakte zwischen Menschen und Wildtieren (Ell-
wanger et al., 2021). Die Ansatzpunkte liegen bei den 
Ursachen, die zu verstärkten Kontakten zwischen Men-
schen und Wild- sowie Nutztieren und somit zur Ent-
stehung von Zoonosen (spillover) führen; dies sind vor 
allem Landnutzungsänderungen und Biodiversitätsver-
lust. Die Einrichtung von Schutzgebietssystemen, die 
Einhegung von Wildtierjagd und -handel – unter 
Berücksichtigung der Rechte indigener Völker und 
lokaler Gemeinschaften und möglicher Nebenwirkun-
gen auf andere Nachhaltigkeitsziele – sowie das Ein-
beziehen von Nachfrageseite und Konsument:innen-
verhalten und nicht zuletzt der Klimaschutz bieten 
wichtige Ansatzpunkte. Das Ziel dieser Maßnahmen ist 
eine Entzerrung an der Schnittstelle zwischen Men-
schen und Wildtieren, um Kontakte zu verringern. Die 
Kosten der Präventionsstrategien liegen um Größen-
ordnungen unter den Kosten der Pandemien (Bernstein 
et al., 2022), so dass sie auch dann kosteneffizient sind, 
wenn sie nur eine kleine Reduktion in der Häufigkeit 
viraler Zoonosen bedingen. 

Zur Minderung der Pandemierisiken sollten auch 
Synergien zwischen mehreren SDGs (Di Marco et al., 
2020) sowie Mehrgewinne zwischen den verschiede-
nen Maßnahmen genutzt werden. Hier zwei Beispiele: 

 > Ökosystemschutz ist auch eine Public-health-Strate-
gie (Ellwanger et al., 2021). Biodiversitätserhaltende 
Präventionsmaßnahmen (z.  B. Schutzgebietssys-
teme) gegen Zoonosen haben wichtige Mehrgewinne 
mit globalen Zielen der Erhaltung und Renaturie-
rung von Biodiversität und Ökosystemen, der nach-
haltigen Landnutzung und nicht zuletzt mit dem 
Klimaschutz (WBGU, 2020; IPBES, 2020; Dinerstein 
et al., 2020; Wu, 2021).

 > Ein geringerer Konsum tierischer Produkte beinhal-

tet Mehrgewinne. So hat die Reduktion tierbasierter 
Ernährung positive Wirkungen auf die menschliche 
Gesundheit (Kap. 4.1). Weniger Massentierhaltung 
führt aber auch zur Verbesserung des Tierwohls, ver-
mindert das Risiko zoonotischer Übersprünge und 
ist ein Beitrag zum Klima- und Biodiversitätsschutz. 
Denn Nutzvieh ist nicht nur Treiber von Zoonosen 
(Ellwanger et al., 2021) sondern auch von Klima-
wandel, von Landnutzungsänderungen (Ausweitung 
und Intensivierung der Landwirtschaft), von Biodi-
versitätsverlust, von Ernährungskrisen (auch durch 
den Landbedarf für die Tierfutterproduktion) und 
von Landnutzungskonkurrenzen (WBGU, 2020). 
Wildtierjagd bedroht in Entwicklungsländern mehr 
als 300 Säugetierarten mit Aussterben (Ripple et al., 
2016) und ist ein Faktor bei der Entstehung von 
Pandemien (Hilderink und de Winter, 2021). 

Handlungsempfehlungen
 > Anstrengungen für Schutzgebietssysteme verstärken: 

Nicht nur für den Biodiversitätsschutz, sondern auch 
für die Bekämpfung zoonotischer Pandemien ist die 
Umsetzung des Kunming-Montreal Rahmenwerks 
der CBD zentral (CBD, 2022b). Insbesondere das 
Ziel, 30    % der terrestrischen, limnischen und mari-
nen Flächen bis 2030 unter Schutz oder andere flä-
chenwirksame Naturschutzmaßnahmen zu stellen 
und in Schutzgebietssysteme zu integrieren, sollte 
jetzt mit großer Dynamik umgesetzt werden, denn 
Schutzgebiete können dazu beitragen, Landnut-
zungsänderungen und Entwaldung zu verringern 
(Dobson et al., 2020; Bernstein et al., 2022) sowie 
Lebensräume von Menschen und Wildtieren zu ent-
zerren. Strategien zur Renaturierung degradierter 
Ökosysteme sollten hinzukommen (WBGU, 
2020: 53ff.). Im Spannungsfeld zwischen integrier-
tem Landschaftsansatz und der notwendigen Ent-
zerrung von Mensch und Natur ist entsprechend 
dem Mosaikansatz geschützten Flächen ausreichend 
Raum zu geben.

 > Handel mit Wildtieren und deren Produkten regulie-
ren: Wildtierjagd in Niedrigeinkommensländern und 
Handel mit den Produkten ist ein Faktor bei der Ent-
stehung von Zoonosen und sollte daher stärker 
reguliert werden (IPBES, 2020; Vora et al., 2022; 
Dobson et al., 2020; Bernstein et al., 2022). Wegen 
der Komplexität der Sachverhalte sollte allerdings 
von pauschalen Verboten Abstand genommen wer-
den. Wegen möglicher Nebenwirkungen auf andere 
SDGs (z.  B. Proteinversorgung) sowie der Achtung 
der Lebensweisen indigener Völker sollte sich die 
Regulierung auf eine ganzheitliche Sicht der ökolo-
gischen und sozioökonomischen Zusammenhänge 
stützen (Booth et al., 2021).
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 > Bei Konsummustern und Lieferketten ansetzen: Stra-
tegien die z.  B. eine Verringerung des Konsums tier-
basierter Produkte im Fokus haben und so die Mas-
sentierhaltung und die damit verbundene Flächen-
nutzung für die Tierfutterproduktion verringern 
helfen, sollten gefördert werden. Entlang von Liefer-
ketten (Kap. 7.6) sollte vermehrt darauf geachtet 
werden, Zerstörungen durch Infrastrukturprojekte 
(z.  B. Straßenbau, Bergbau), weitere Zerstörungen 
von Primärwäldern und die Zerschneidung wesent-
licher Naturräume (vor allem in Biodiversitäts-Hot-
spots) zu vermeiden bzw. zu beheben sowie nach-
haltige Holzwirtschaft als Instrument zur Auswei-
tung natürlicher und naturnaher Waldgebiete zu 
nutzen.

 > Maßnahmen für Zoonosenprävention und -manage-
ment etablieren: Die Prävention zoonotischer Über-
sprünge durch Naturschutzmaßnahmen sollte 
gestärkt werden. Der von der Weltbank 2022 neu 
eingerichtete Financial Intermediary Fund for Pan-
demic Prevention, Preparedness and Response (FIF 
PPR; World Bank, 2022) scheint sich bislang vor 
allem auf die Förderung von Maßnahmen im 
Gesundheitsbereich zu fokussieren. Die in diesem 
Kapitel behandelten präventiv ausgerichteten Stra-
tegien zur Verhinderung zoonotischer Übersprünge 
durch Naturschutzmaßnahmen stehen nicht im 
Fokus. Daher sollte erstens geprüft werden, ob – in 
enger Kooperation mit der CBD sowie der GEF – die-
ser Schwerpunkt ergänzt werden kann oder ob im 
Rahmen der CBD zusätzliche Finanzierungsinstru-
mente eingerichtet werden sollten. Damit einher 
gehen sollte zweitens eine Stärkung der Kapazitäten 
regionaler Netzwerke und Behörden für Zoonosen-
prävention. Beim Monitoring und Regulierung des 
Wildtierhandels spielt das Washingtoner Arten-
schutzübereinkommen (CITES) eine wesentliche 
Rolle. Zur besseren Umsetzung sollte die finanzielle, 
organisatorische und personelle Kapazität von regi-
onalen Netzwerken und nationalen Behörden auf-
gestockt werden (Dobson et al., 2020). Drittens 
sollte in der Umsetzung des Kunming-Montreal 
Rahmenwerks der CBD (2022) generell die Rolle von 
Biodiversitätsschutz für die Prävention zoonotischer 
Pandemien besonders berücksichtigt werden (Vora 
et al., 2022). Die CBD sollte zum Hauptforum des 
Themas Pandemieprävention im Kontext von Biodi-
versitäts- bzw. Naturschutz werden, mit entspre-
chender finanzieller, kapazitätsaufbauender und 
regulatorischer Hinterlegung. Präventive Strategien 
sollten auch im noch auszuhandelnden multilatera-
len Pandemievertrag berücksichtigt werden (Kap. 
7.2.2). Hier wäre eine enge Zusammenarbeit mit 
CBD und CITES sinnvoll. Viertens bedarf es der 

Schaffung eines Pandemie-Frühwarnsystems, in 
dem Informationen über sporadische zoonotische 
Ereignisse bis hin zu großskaligen Epidemien schnell 
und transparent zugänglich sind (Holmes, 2022). 
Globale Datenbanken über Virusgenome und Sero-
logie sollten entwickelt und mit dem Frühwarnsys-
tem vernetzt werden (Bernstein et al., 2022). Fünf-
tens sollte der Weltbiodiversitätsrat prüfen, den 
Workshopbericht Biodiversity and Pandemics 
(IPBES, 2020) zu aktualisieren und ggf. gemeinsam 
mit dem IPCC zu einem Sonderbericht auszubauen, 
auch um relevante Forschungsaktivitäten zu beför-
dern. Schließlich nennt die WHO bei Infektions-
krankheiten fünf Phasen (pre-emergence, emer-
gence, localized transmission, epidemic, and pande-
mic). Zoonotischer Übersprung (spillover) sollte als 
weitere Phase hinzukommen (Bernstein et al., 2022).

Forschungsempfehlungen
Die Forschung für die oben genannten präventiven 
Strategien sollte generell gestärkt werden. Insbeson-
dere sollten Wissenslücken zu folgenden Punkten 
geschlossen werden: 

 > Forschung zu Erhaltung und Renaturierung von Bio-
diversität und Ökosystemen als Pandemieprävention 
stärken: Es sollte genauer geklärt werden, wie anth-
ropogene Faktoren (z.  B. Landnutzungsänderungen, 
Klimawandel, Übernutzung) die Entstehung von 
Zoonosen beeinflussen und ob Renaturierung die 
Häufigkeit zoonotischer Wirtstiere mindern kann 
(Keesing und Ostfeld, 2021). Wie beeinflussen von 
Klimawandel verursachte Artenverschiebungen die 
Entstehung und Ausbreitung von Zoonosen? Kann 
man die aus Sicht der Pandemieprävention erforder-
lichen spezifischen Flächenbedarfe für Biodiversität 
und Ökosystemleistungen abschätzen? Kann der 
integrierte Landschaftsansatz (WBGU, 2020: 46) bei 
der Rahmensetzung der hier im Zentrum stehenden 
präventiven Strategien gegen Zoonosen hilfreich 
sein, etwa bei der Prävention zoonotischer Über-
sprünge von Nutztieren auf den Menschen? 

 > Erforschung und Monitoring des Wildtierhandels ver-
bessern: Für bessere Erkenntnisse und Daten über 
Ursachen, Zusammenhänge und Eindämmung des 
Wildtierhandels sollten Forschung und Monitoring 
gestärkt werden. 

 > Mikrobielle Forschung zu Emergenzrisiken von Zoo-
nosen stärken: Längsschnittstudien zur Virusdyna-
mik in Reservoir- und Spillover-Wirtspopulationen 
könnten wesentlich zur Eindämmung des Zoonose-
risikos beitragen (Guth et al., 2022). Überwachung 
und Entdeckung von Viren und ihrer Übertragungs-
wege zwischen Wildtierarten sollten mit Unter-
suchungen zur klimabedingten Verschiebung des 
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Verbreitungsgebiets von Arten verbunden werden 
(Carlson et al., 2022). 

 > Ökonomische Forschung zum Kosten/Nutzen-Ver-
hältnis bei der Prävention von Zoonosen stärken: 
Gezielte ökonomische Forschung zum Kosten/Nut-
zen-Verhältnis bei der Prävention von Zoonosen 
mittels Erhaltung und Renaturierung von Biodiversi-
tät und Ökosystemen sowie nachhaltiger Landnut-
zung sollte gefördert werden. 

Bei all diesen Forschungsbemühungen sollte die Wert-
schätzung indigenen Wissens und die Aufnahme bzw. 
Berücksichtigung dieses Wissens in anderen Wissens-
systemen der Forschung und Bildung besonders 
berücksichtigt werden. 

5.1.2.3
Fokus Habitatverlust und neue Grenzen der 
Bewohnbarkeit 
Mensch und Natur sind gleichermaßen von einer 
zunehmenden Beeinträchtigung der natürlichen 
Lebensbedingungen in ihrem angestammten Lebens-
umfeld bzw. Habitat betroffen. Aufgrund zunehmend 
extremer Klimabedingungen und fortschreitender 
Degradation der Ökosysteme verschieben sich die 
Umgebungsbedingungen in einigen Regionen aus der 
bisherigen lebensfreundlichen Nische heraus (Kap. 2.1, 
2.3; Kasten 5.1-2). Dadurch verlieren sowohl Men-
schen als auch Tiere und Pflanzen ihre Lebensräume 
und -grundlagen, in niederen Breiten gehen sie mit 
fortschreitendem Klimawandel vor allem für höheres 
Leben unwiederbringlich verloren (Abb. 5.1-3). Die 
Besiedlung einer Region beruht dabei auf „Umweltbe-
dingungen […], welche für den Menschen und andere 
Arten ein gesundes Leben, produktive Lebensgrundla-
gen sowie nachhaltige generationenübergreifende Ent-
wicklungen ermöglichen“ (Horton et al., 2021: 1280). 

Klimawandel und Degradation der natürlichen 
Umwelt
Nicht nur die globalen Temperaturen eilen von Rekord 
zu Rekord, auch nehmen Extremwetterereignisse wie 
Hitzewellen, Dürreperioden, Stürme und Starkregener-
eignisse in ihrer Intensität, Dauer und teils auch in ihrer 
Häufigkeit zu (Kasten 5.1-2). Hinzu kommen ver-
mehrte Brände, Überschwemmungen entlang von Flüs-
sen und an Küsten sowie der fortschreitende Meeres-
spiegelanstieg. All dies sind Ursachen für einen zuneh-
menden Habitatverlust und neue Grenzen der Bewohn-
barkeit, die für Menschen, Tiere und Pflanzen in 
annähernd denselben Regionen bzw. Breiten stattfin-
den und vom Ausmaß der globalen Erwärmung abhän-
gen (IPCC, 2022d). Vor allem Hitzewellen mit Extrem-
temperaturen über den Toleranzgrenzen menschlichen 
Lebens und von Arten sind relevante Treiber (Kap. 2.3; 

Abb. 5.1-4). Der Habitatverlust steigt mit der Erwär-
mung weiter an (IPCC, 2022d). In der internationalen 
Klimapolitik wird dieser Zusammenhang als „Verluste 
und Schäden“ thematisiert (Abb. 5.1-5). 

Die derzeit zu beobachtende, durch klimatische Ver-
änderungen verursachte Abwanderung verschiedenster 
Arten aus ihren aktuellen Lebensräumen deutet darauf 
hin, dass der Klimawandel zu schnell erfolgt, als dass 
den Organismen eine Anpassung an die veränderten 
Bedingungen möglich wäre (Abb. 2.1-1, 2.3-5). Gleich-
zeitig existieren evolutionäre Grenzen der Anpassung, 
die sich nicht überwinden lassen (Pörtner, 2021). Dies 
hat bereits zu veränderten Verbreitungsmustern von 
marinen, terrestrischen und Süßwasserarten geführt, 
beeinflusst die Funktionalität von Ökosystemen und 
beeinträchtigt durch den Verlust von Ökosystemleis-
tungen auch direkt die Gesundheit und das Wohlerge-
hen von Menschen (Pecl et al., 2017; Beyer und Manica, 
2020). 

In absehbarer Zeit kann mit Klimaentwicklungen 
gerechnet werden, die in einigen Regionen der Welt 
menschliches Leben sowie das Leben von Tieren und 
Pflanzen dauerhaft unmöglich machen. Hinzu kommen 
Landflächenverluste durch den Meeresspiegelanstieg. 
Ein prominentes Beispiel ist die Überflutung von klei-
nen Inselstaaten und niedrig liegenden Küstenzonen 
(Kap. 2.3). Ohne Migration wird ein Drittel der Weltbe-
völkerung in 50 Jahren voraussichtlich außerhalb der 
dem Menschen zuträglichen thermischen Nische leben 
und einige Regionen werden zumindest saisonal unbe-
wohnbar sein (Kap. 2.3; Mora et al., 2017; Im et al., 
2017; Kang und Eltahir, 2018; IPCC, 2022d; Xu et al., 
2020). Neben direkten Auswirkungen auf die Gesund-
heit von Menschen, Tieren und Pflanzen wird dies auch 
zu negativen Folgen für die Land- und Forstwirtschaft 
führen. Die Gefährdung von Ernährungssicherheit und 
wirtschaftlichen Lebensgrundlagen trägt zur weiteren 
Einengung der menschlichen Nische bei. 

Auch die Überflutungsrisiken für Mensch und Öko-
systeme in Küstenzonen und entsprechende Lebens-
raumverluste werden wegen des steigenden Meeres-
spiegels im Laufe des Jahrhunderts deutlich zunehmen 
(Pörtner et al., 2022a:  62; Kap. 2.3). Bis 2050, auch 
getrieben durch Bevölkerungswachstum und Urbani-
sierung, werden mehr als eine Mrd. Menschen in nied-
rig gelegenen Städten und Siedlungen durch küsten-
spezifische Klimarisiken gefährdet sein, ein bedeuten-
der Teil davon in Asien (Pörtner et al., 2022a:  62). 
Rechtzeitige Anpassung kann hier zumindest vorüber-
gehend die meisten Schäden für Menschen und 
 Ökosysteme reduzieren. Bei ungebremstem Klimawan-
del wird in vielen Küstenstädten Rückzug allerdings die 
einzige mögliche Antwort sein (WBGU, 2016b:  85; 
IPCC, 2019a).
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Abbildung 5.1-4
Prospektiver Verlust von Lebensraum in terrestrischen und marinen Ökosystemen mit fortschreitendem Klimawandel. Ange-
stammter Lebensraum geht aufgrund der klimaabhängigen Auswanderung von Arten in allen Breiten verloren (Abb. 2.1-1, 
2.3-5). Teils können dort durch Neuzuwanderung aus wärmeren Gebieten neue Ökosysteme mit unbekannten Eigenschaften 
entstehen. Der Lebensraumverlust in niederen Breiten ist jedoch mit zunehmender Lebensfeindlichkeit der klimatischen Bedin-
gungen irreversibel und expansiv (violette Zonen). Dies gilt aufgrund der zunehmenden Kombination von Extremtemperaturen 
mit hoher Luftfeuchte auch für den Lebensraum des Menschen in niederen Breiten (Abb. 2.3-5).
Quelle: IPCC, 2022a: Fig. AI.15.
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Abbildung 5.1-5
Verluste und Schäden durch Klimawandel 2008-2020 (exemplarische Auswahl). Die Aufstellung belegt die Einschränkung der 
Lebensbedingungen und damit Qualität des natürlichen Lebensraums auf vielen Kontinenten, z.  B. durch zunehmende Extrem-
ereignisse. 
Quelle: Birkmann et al., 2022: Fig. 8.10
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Klimawandel als Ursache für Migration und Flucht
Künftig werden Klimawandel und daraus folgende 
Umweltveränderungen als Faktoren bei Migrationsent-
scheidungen deutlich an Gewicht gewinnen und welt-
weite Migrationsbewegungen wahrscheinlich immer 
stärker auch von Klima- und Umweltveränderungen 
geprägt werden. Unter der Bezeichnung „klimawandel-
bedingte (Im-)Mobilität des Menschen“ werden mitt-
lerweile Migration (freiwillige Entscheidung), Vertrei-
bung (unfreiwillig) und geplante Umsiedlung (freiwil-
lig) sowie die freiwillige und unfreiwillige („trapped“) 
Immobilität auf Grund verschiedener sozialer und öko-
nomischer Faktoren zusammengefasst. Immobilität bei 
Klimarisiken kann Ausdruck von mangelnder Hand-
lungsfähigkeit und damit einhergehend erhöhter bzw. 
hoher Verwundbarkeit sein. Gleichzeitig kann sie aber 
auch eine bewusste Entscheidung sein, um Lebens-
grundlagen, wirtschaftliches Handeln und soziale sowie 
kulturelle Bindungen an Orte aufrechtzuerhalten (Cissé 
et al., 2022). In den meisten Fällen verlassen Menschen 
ihre Heimat nur vorübergehend und kehren zurück, 
sobald dies möglich ist (sofern es sich nicht um irrever-
sible Verluste von Räumen mit zuträglichen Lebensbe-

dingungen handelt). 
Rund 80    % der weltweit klimabedingten Migration 

bzw. Fluchtbewegungen finden innerhalb nationaler 
Grenzen statt (Binnenmigration; WBGU, 2018; Pörtner 
et al., 2022a). Internationale, also grenzüberschreitende 
Bewegungen, verlaufen hauptsächlich zwischen Län-
dern mit gemeinsamen Grenzen (Pörtner et al., 2022a). 
Im Jahr 2021 haben wetterbedingte Extremereignisse, 
vor allem Stürme und Überschwemmungen, 22,3 Mio. 
Menschen zu Binnenvertriebenen gemacht (iDMC, 
2022). Geophysikalische Ereignisse, wie z.  B. Vulkan-
ausbrüche oder Tsunamis, führten zu 1,4 Mio. Binnen-
vertriebenen. Ostasien, Afrika und Südasien weisen 
global die höchste Anzahl an Binnenvertriebenen auf, 
wobei Naturkatastrophen in Südostasien und dem pazi-
fischen Raum die dominierende Ursache für Binnen-
flucht bzw. Binnenmigration waren (Abb. 5.1-6).

Gesundheitsrisiken für Migrant:innen
Der umfassende Bericht der UCL-Lancet Commission on 
Migration and Health von 2018 legt ausführlich die 
vielfältigen gesundheitlichen Risiken dar, von denen 
Menschen betroffen sind, die aktuell migrieren oder 

Abbildung 5.1-6
Binnenvertriebene aufgrund von Naturkatastrophen (wetterbedingte und geophysikalische) sowie aufgrund von Konflikten 
nach Weltregionen im Jahr 2021. Zur Methodik: Viele Menschen werden mehr als einmal vertrieben. Wenn eine Person inner-
halb eines Jahres z.  B. viermal flieht, wird dies als vier interne Vertreibungen gezählt.
Quelle: iDMC, 2022
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eine Migrationsgeschichte aufweisen (Abubakar et al., 
2018). Diese unterscheiden sich nach Art und Distanz 
der Migration (z.  B. regionale saisonale Migration, 
Flucht über große Entfernung), Phasen der Migration 
(vor Abreise, beim Transit, in der Ankunftssituation, 
nach einer eventuellen Rückkehr) sowie hinsichtlich 
spezifischer Personengruppen (z.  B. Kinder, Frauen, 
ältere Menschen; Abubakar et al., 2018). Die Gesund-
heit der betroffenen Menschen wird durch eine Viel-
zahl politischer, kultureller und struktureller Einfluss-
faktoren bestimmt: So können z.  B. sozialer und öko-
nomischer Ausschluss aufgrund rassistischer und kul-
tureller Diskriminierung, eingeschränkter Zugang zu 
Bildungs- und Gesundheitssystemen, Ernährungsunsi-
cherheit sowie mangelhafter Zugang zu gesundheitsre-
levanten technischen Infrastrukturen (z.  B. Versorgung 
mit sauberem Wasser, Energie) die gesundheitliche 
Situation von Menschen in verschiedenen Migrations-

situationen beeinträchtigen (Abubakar et al., 2018). 
Die Gesundheit von Migrant:innen kann dabei über den 
gesamten Lebensverlauf gefährdet sein. So besteht 
etwa ein höheres Risiko für Erkrankungen von Müttern 
und Neugeborenen vor, während und nach der Geburt 
(Bollini, 2009). Kinder und Jugendliche sind durch psy-
chische Erkrankungen, Fehlernährung und Entwick-
lungsdefizite gefährdet (Abubakar et al., 2018). Sie 
sind zudem vermehrt traumatisierenden Erlebnissen 
wie Kinderheirat, sexualisierter Gewalt und Missbrauch 
ausgesetzt (Mason-Jones und Nicholson, 2018; iDMC, 
2022). Die gesundheitlichen Folgen solcher Traumata, 
Lernverluste und verminderte soziale Interaktionen 
können langfristige negative Auswirkungen auf die 
sozioökonomische Situation der betroffenen Kinder 
haben und zu Armut im weiteren Lebensverlauf und 
über Generationen hinweg beitragen (Mason-Jones 
und Nicholson, 2018). Unbegleitete minderjährige 

Kasten 5.1-2

Neue Grenzen der Bewohnbarkeit durch 
Klimawandel: Aktuelle Beispiele 

Die folgenden Beispiele für Hitzewellen, Wald- und Moor-
brände sowie Trinkwasserknappheit illustrieren die bereits 
heute weltweit spürbaren Folgen des Klimawandels mit Blick 
auf sich verschiebende Grenzen der Bewohnbarkeit. Auf-
grund vergleichbarer physiologischer Auswirkungen sind 
gleichgerichtete gesundheitliche Belastungen zumindest auch 
in der Tierwelt zu erwarten. 

Hitzewellen in Indien und Großbritannien 2022: Im März 
2022 erlebte Indien den heißesten Monat seit Beginn der 
Wetteraufzeichnungen vor 122 Jahren (Zachariah et al., 
2022). Wenige Wochen später gab es erneut eine langanhal-
tende Hitzewelle mit Temperaturen von über 42°C in zahl-
reichen Städten des Landes (ESA, 2022). In vielen Teilen 
Indiens wurden im April 2022 Temperaturwerte von 43–46°C 
erreicht, die European Space Agency (ESA) ermittelte in 
mehreren Gebieten Indiens eine Oberflächentemperatur des 
Bodens von über 60°C (ESA, 2022). Der Klimawandel hat die 
Eintrittswahrscheinlichkeit eines solchen Ereignisses in Süd-
asien verdreißigfacht (Zachariah et al., 2022).

Die Hitzewelle im Juli 2022 in Großbritannien, bei der 
erstmals seit Beginn der Wetteraufzeichnungen über 40°C 
erreicht wurden, stellte das nationale Gesundheitssystem vor 
große Herausforderungen: Landesweit stieg die Zahl der Not-
rufe sprunghaft an. Das volle Ausmaß der Auswirkungen die-
ser Hitzewellen auf regionale Ökosysteme, Lebensgrundlagen 
von Menschen und Tieren und die Gesundheit von Menschen 
und anderen Lebewesen wird erst noch weiter untersucht 
werden müssen. Hitze und Hitzewellen stellen jedoch ein 
großes Gesundheitsrisiko dar und können für viele Erkran-
kungen und gehäufte Todesfälle verantwortlich sein (Kap. 
2.3; Phung, 2016; Song, 2017; Turner, 2012).

Wald- und Moorbrände in Sibirien 2020: Waldbrände sind 
im Sommer in Sibirien keine Seltenheit. Allerdings kam es 
aufgrund von hohen Temperaturen 2020 zu besonders groß-

flächigen Wald- und Torfmoorbränden, begleitet von einer 
massiven Freisetzung von Methan. Mit einer Temperatur von 
38°C wurde am 20. Juni 2020 in der Arktis der höchste bis-
her gemessene Wert registriert (WMO, 2021). Das Ereignis 
von 2020 war außergewöhnlich, weil es zu einer erheblichen 
Zunahme der Brandaktivität auch nördlich des Polarkreises 
führte. Die Zunahme des Ausmaßes, der Schwere und der 
Häufigkeit von Bränden bei fortgesetzter Klimaerwärmung 
wird sich auf die Vegetations- und Permafrostdynamik aus-
wirken und die Wahrscheinlichkeit eines irreversiblen Auf-
tauens des Permafrosts erhöhen, was neben einer giganti-
schen Methanfreisetzung auch zu einer Umwandlung von 
Wald in eine Strauchlandschaft führt (Talucci et al., 2022). 
Die Hitze und die massive Luftverschmutzung durch die groß-
flächige Rauchentwicklung führten zu spürbaren gesundheit-
lichen Belastungen der Bevölkerung (Ciavarella et al., 2021). 

Dürre in Kapstadt 2018 – Die „Tag Null“-Krise: Die südaf-
rikanische Provinz Western Cape litt 2015 bis 2017 unter 
extremem Niederschlagsmangel (Otto et al., 2018). Anfang 
2018 erreichte die Wasserkrise schließlich ein Ausmaß, das 
befürchten ließ, dass der Millionenstadt Kapstadt im März 
2018 das Wasser ausgeht, was als „Tag Null“-Krise bekannt 
wurde. Für diesen Fall hätte die Bevölkerung von zentralen 
Verteilstellen eine Tagesration Wasser von 25 l pro Person 
erhalten (der durchschnittliche Tagesverbrauch pro Kopf liegt 
bei etwa 200 l; Parks et al., 2019). Damit wäre Kapstadt die 
erste Stadt der Welt gewesen, der das Wasser ausgeht. Die 
Tagesration von nur 25 l pro Person und Tag wäre allerdings 
unzureichend gewesen, um hygienisch zu leben. Die Behör-
den warnten, dass durch Wasser übertragene Krankheiten 
wie Cholera, Hepatitis A und Typhus häufiger auftreten wür-
den, wenn Wasser aus verunreinigten Sammelbehältern zum 
Trinken verwendet würde (Parks et al., 2019). Starke Regen-
fälle entschärften schließlich die Lage im Juni 2018. Da sich 
die Wahrscheinlichkeit eines solchen Dürreereignisses durch 
den Klimawandel verdreifacht hat (Otto et al., 2018), wurde 
inzwischen die Wasserstrategie von Kapstadt überarbeitet 
(City of Cape Town, 2022).
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Migrant:innen und an Ausgangsorten zurückgelassene 
Kinder sind insgesamt besonders gesundheitlich 
gefährdet (Fellmeth G, 2018; Abubakar et al., 2018). 
Migrant:innen aller Altersgruppen, die unter chroni-
schen nicht übertragbaren Erkrankungen (z.  B. Herz-
Kreislauf-Erkrankungen) leiden, haben darüber hinaus 
während und nach dem Transit oft keinen ausreichen-
den Zugang zu den erforderlichen Gesundheitsdienst-
leistungen (WHO/Europe, 2018). Zunehmend sind 
Migrant:innen von einer doppelten gesundheitlichen 
Belastung durch nicht übertragbare und übertragbare 
Erkrankungen, also Infektionskrankheiten wie z.  B. 
Tuberkulose oder Malaria, betroffen (Abubakar et al., 
2018). Schließlich berichten ältere Menschen mit Mig-
rationsgeschichte oft von schlechteren Gesundheitszu-
ständen und weisen verstärkt gesundheitliche Risiko-
faktoren auf (Solé-Auró, 2008; Pudaric, 2000).

Der Verlust des Wohnortes und des gewohnten 
Lebensumfeldes durch Naturkatastrophen, Klimawan-
del und Umweltdegradation und die hieraus resultie-
rende Migration sind darüber hinaus einschneidende 
und traumatische Lebensereignisse, welche die mentale 
Gesundheit langfristig und tiefgreifend beeinträchtigen 
können (Shultz, 2019). Die betroffenen Personen 
erfahren einen plötzlichen und umfassenden Verlust 
ihrer materiellen Besitztümer, sozialen Netzwerke und 
Gemeinschaften sowie ihrer kulturellen Identitäten, 
Rollen und Funktionen. Menschen, die aufgrund von 
Umweltveränderungen zu Migration gezwungen wer-
den, sind auf ihrer Flucht zudem oft weiteren Traumata 
und Gewalt ausgesetzt (Shultz, 2019). Es kommt zu 
erhöhten Risiken für verschiedene psychische Erkran-
kungen wie z.  B. posttraumatische Belastungsstörung, 
Angststörungen und Depression, von denen Mig-
rant:innen besonders betroffen sind (Close, 2016). 
Zudem können Menschen auch bereits vor ihrer Ver-
treibung von psychischer Belastung in Folge erlebter 
Umweltzerstörungen in ihrem Lebensumfeld betroffen 
sein, was als Solastalgie oder ökologische Trauer (eco 
grief) bezeichnet wird (Albrecht et al., 2007; Cunsolo 
und Ellis, 2018). Insgesamt ist davon auszugehen, dass 
die gesellschaftliche Teilhabe von Migrant:innen sowie 
ihre individuellen Entfaltungsmöglichkeiten durch die 
genannten gesundheitlichen Risiken erschwert bzw. 
verringert werden. 

Organisierter Rückzug aus Gefährdungsgebieten: 
Migration als Strategie
Die Anpassung an Klimaänderungen sowie Maßnahmen 
zur Katastrophenvorsorge vor Ort werden in einigen 
Regionen künftig an ihre Grenzen stoßen und nur noch 
Abwanderung als sinnvolle Option für ein Leben in 
Wohlbefinden und Gesundheit erscheinen lassen. Vor 
diesem Hintergrund hat sich der Diskurs zur klimawan-

del- bzw. umweltbedingten Migration gewandelt, von 
der negativen Konnotation (z.  B. climate refugees, envi-
ronmental refugees) hin zu einer proaktiven und “posi-
tiv(er) besetzten“ Strategie, die gesteuert und gefördert 
werden sollte (Vinke et al., 2020). Hierbei ist eines der 
Hauptargumente, dass die Betroffenen im Vorhinein 
eine Wahl haben sollten, verfügbare Optionen gegenei-
nander abzuwägen, um eine bewusste, situations- und 
kontextspezifische Entscheidung treffen zu können 
(Vinke et al., 2020). Jedoch werden auch Defizite deut-
lich: nicht immer haben Betroffene eine solche Wahl- 
und Handlungsfreiheit, zudem können (geplante) Mig-
ration und auch Umsiedlung die Lebensqualität ver-
schlechtern und zu „Maladaption“ führen, einer erfolg-
losen Anpassung an neue Lebensbedingungen. Ein 
geplanter Rückzug muss nicht nur die Teilhabe und 
Unterstützung der Betroffenen bei der Planung einer 
Umsiedlung in sichere Siedlungsgebiete (planned relo-
cation) umfassen, sondern auch die Erleichterung einer 
sicheren, geordneten und regelmäßigen Migration durch 
reguläre Wege sowie eine umfassende Risikovorsorge, 
um negative Begleiterscheinungen von Flucht und Ver-
treibung zu minimieren (UNHCR, 2022). Dies unter-
streicht die wichtige Rolle der Planung und Umsetzung 
einer proaktiven Migrationspolitik sowie der Migration 
selbst durch die verantwortlichen Akteure, welche vor 
allem die Bedürfnisse der am meisten gefährdeten Men-
schen berücksichtigt (Ajibade et al., 2020; Nagle Alverio 
et al., 2021; Horton et al., 2021). Eine entscheidende 
Bedeutung kommt der umfassenden Bereitstellung von 
Gesundheitsdienstleistungen vor, während und nach 
der Migration zu (Abubakar et al., 2018), um den oben 
beschriebenen vielfältigen Gesundheitsrisiken zu begeg-
nen, denen Migrant:innen ausgesetzt sind. Gesund-
heitssysteme sollten dabei für alle Migrant:innen gleich-
berechtigt zugänglich sein (Universal Health Coverage), 
migrationsspezifische Anforderungen erfüllen (Abuba-
kar et al., 2018) und gesellschaftliche, darunter auch 
wirtschaftliche, Teilhabe ermöglichen. Wesentlich ist 
auch die erfolgreiche Anpassung an die klimatischen 
und sonstigen naturräumlichen Lebensbedingungen des 
neuen Siedlungsraums.

Erhaltung von Biodiversität und Ökosystem-
leistungen: Geplante bzw. gesteuerte Umsiedlung 
von Arten 
Gesundheitliche Belastungen des Menschen durch den 
Klimawandel sind eine spezielle Ausprägung der gesund-
heitlichen Belastungen, denen auch einzelne Arten und 
die Biodiversität im Klimawandel und  während der Mig-
ration ausgesetzt sind. Die vor allem temperatur- und 
niederschlagsgesteuerte Migration von Organismen 
führt zu einer Verschiebung und Veränderung der Öko-
systeme, neuen Begegnungen zwischen Arten und mit 
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Krankheitserregern sowie zu neuen Rollen von Arten in 
Ökosystemen. Daraus resultieren eine Destabilisierung 
des Funktionsgefüges von Ökosystemen, die stressbe-
dingte Abnahme von Biomasse und die Schwächung 
von Ökosystemleistungen. 

Analog zu einer gesteuerten Migration für mensch-
liche Gesellschaften kann eine geplante Umsiedlung 
oder erleichterte Migration von Arten die Auswirkun-
gen des Klimawandels mildern, zum Beispiel durch die 
Schaffung von Migrationskorridoren im Zuge der Rena-
turierung von Ökosystemen (Abb. 5.1-7). Dies gilt ins-
besondere für ortsgebundene, weil nicht mobile (ses-
sile), oder langsam wandernde Arten (z.  B. Bäume, 
Korallen, Muscheln), die ansonsten jenseits ihrer 
Anpassungsgrenzen vom Aussterben bedroht wären. 
Auf diese Weise kann die Funktionalität der Ökosys-
teme möglichst weitgehend erhalten sowie deren Resi-
lienz erhöht werden (Schwartz et al., 2012). Dies 
umfasst auch die Einführung von Arten, Populationen 
oder Genotypen außerhalb ihrer historischen Verbrei-
tungsgebiete (managed relocation of species, populati-
ons or genotypes; Richardson et al., 2009; Schwartz et 
al., 2012). Die Umgebungsbedingungen der neuen 
Standorte sollten dabei auch auf langfristige Sicht 
innerhalb der artspezifischen Nische liegen. Auch der 
Erhalt der Verbindung bzw. Konnektivität zwischen 
dem derzeitigen und dem zukünftigen Lebensraum 
(z.  B. Migrationskorridore für alle Lebensstadien) wird 
immer wichtiger, um einen dauerhaften Schutz der bio-
logischen Vielfalt auch über Generationen hinweg zu 
gewährleisten (Schloss et al., 2022). Dies erfordert etwa 
die Ausweisung genügend großer Schutzgebiete, eine 
frühe Einbeziehung von Informationen über Konnekti-
vität in die regionale Raumplanung und die Integration 
von Über- oder Unterführungen in die Verkehrsinfra-
strukturplanung. Auch die gesteuerte Rückkehr von 
Arten in früheren Lebensraum kann vom Klimawandel 
betroffen sein. Erfolgreiche (Wieder-)Ansiedlung kann 
nur innerhalb der artspezifischen Nische erfolgen, auf-
bauend auf der Kenntnis von Anpassungsgrenzen bzw. 
Kipppunkten der beteiligten Arten sowie ihrer Gemein-
schaften unter Einbezug der jeweiligen standort- und 
systemspezifischen Interaktionen. Dies umfasst die 
Verfügbarkeit und Art der Nahrung, Existenz von Prä-
datoren (Räuber) und anderer, neuer Interaktionen, 
sowohl für die Zielart als auch für das „Empfänger-Öko-
system“ (Schwartz et al., 2012). Auch müssen, abhän-
gig von der jeweiligen Region und den dort herrschen-
den Zuständigkeiten, Regierungsbehörden oder nicht 
staatliche Naturschutzorganisationen detaillierte Richt-
linien bzw. Strategien für die Umsiedlung entwickeln. 
Dies geschieht im besten Fall unter Einbeziehung der 
Öffentlichkeit, wird begleitet von interdisziplinärer 
fachlicher Beratung und der systematischen Überwa-

chung der umgesiedelten Arten sowie des Empfänger-
Ökosystems. So wird Ressourcenmanager:innen eine 
informierte Entscheidungsfindung ermöglicht, vor 
allem dann, wenn bestehende Managementpraktiken 
für zukünftige Veränderungen nicht mehr greifen 
(Schwartz et al., 2012). In bereits degradierten Öko-
systemen können Migrationskorridore (Abb. 5.1-7) 
auch die Wiederansiedlung vormals ausgestorbener 
Arten aus benachbarten Gebieten erleichtern, sofern 
der Klimawandel dies noch zulässt. Eine erfolgreiche 
Migration ist die Wiederansiedlung des Wolfes in 
Deutschland oder die Wiederausbreitung des Bibers 
und anderer Arten. Im Unterschied dazu ist bei klima-
wandelbedingter Migration und Umsiedlung letztend-
lich noch unklar, wie in von ursprünglichen Arten ver-
lassenem Habitat die neu entstehenden Ökosysteme 
ihre Funktionalität und Eigenschaften entfalten. 

Handlungsempfehlungen 
 > Geregelte Formen der Migration von Menschen ins-

besondere für künftig unbewohnbare Regionen ent-
wickeln: Für Regionen, in denen absehbar die Gren-
zen der Anpassung an Klima- und Umweltverände-
rungen erreicht werden, sollten geregelte Formen 
der Migration von Menschen entwickelt werden. 
Dies umfasst die Stärkung und den Ausbau regiona-
ler Migrationsregime in Afrika, Asien, Lateinamerika 
und der europäischen Nachbarschaft, die geregelte 
grenzüberschreitende Bewegungsmöglichkeiten för-
dern, Migration entwicklungsförderlich gestalten, 
Freiheit bei der Migrationsentscheidung gewährleis-
ten sowie Migrant:innen vor Gewalt und Missbrauch 
schützen. Bereits 2018 hat der WBGU empfohlen, 
für die Bevölkerung flacher Inselstaaten einen Kli-
mapass als starkes multilaterales Instrument zu 
schaffen, um frühzeitige, freiwillige und würdevolle 
Migrationsoptionen zu eröffnen (WBGU, 2018). Um 
die gesundheitlichen Risiken von Migrant:innen zu 
verringern, sollten negative politische, kulturelle 
und strukturelle Einflüsse auf Gesundheit reduziert 
und ein gleichberechtigter Zugang zu gesundheits-
relevanten Infrastrukturen, Bildungs- und Gesund-
heitssystemen gewährleistet werden. Diese sollten 
Gesundheitsdienstleistungen für alle Migrant:innen 
angemessen bereitstellen und migrationsspezifische 
Anforderungen erfüllen.

 > Schäden und Verluste – „Umzugskosten“ überneh-
men: Der Klimawandel führt bereits weltweit zu 
Schäden und Verlusten. Die absehbar notwendige 
Verlagerung (relocation) von Siedlungen und Städ-
ten erfordert den Erwerb von Land, den Neubau von 
Gebäuden und Infrastrukturen an anderer Stelle 
sowie die Schaffung von Einkommensmöglichkeiten 
für die betroffene Bevölkerung. Vor diesem Hinter-
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grund sollte sich die Bundesregierung zu den Zusa-
gen für den Globalen Flüchtlingspakt bekennen. 
Dies bedeutet, die bi- und multilateralen Instru-
mente von humanitärer Hilfe und Entwicklungszu-
sammenarbeit im Sinne des „Humanitarian-Develop-
ment-Peace-Nexus“ verstärkt dafür einzusetzen, 
nachhaltige Perspektiven der Integration und Anpas-
sung am Ort der Neuansiedlung zu unterstützen.

 > Migration von Arten durch vernetzte Schutzgebiete 
und Ökosysteme erleichtern: Aus der klimawandel-
bedingten Migration von Organismen resultiert eine 
reduzierte Funktionalität von Ökosystemen und 
eine Schwächung von Ökosystemleistungen. Eine 
geplante Umsiedlung oder erleichterte Migration 
von Arten/Organismen, z.  B. durch die Schaffung 
von Migrationskorridoren, kann die Auswirkungen 
des Klimawandels mildern. Daher sollten Schutzge-

biete und ihre Vernetzung durch Migrationskorri-
dore, unter Berücksichtigung der artspezifischen 
Ansprüche an die jeweiligen Umgebungsbedingun-
gen, entsprechend geplant und implementiert wer-
den. Im Einklang mit dem Konzept des integrierten 
Landschaftsansatzes (WBGU, 2020) empfiehlt der 
WBGU eine verbesserte Vernetzung der Schutzge-
biete untereinander und mit der umliegenden Land-
fläche, um biologische Vielfalt und Ökosystemleis-
tungen zu erhalten und zu erhöhen, die Resilienz 
gegenüber dem Klimawandel zu stärken sowie Güter 
und Dienstleistungen für den Menschen langfristig 
sicherzustellen (WBGU, 2020). Weiterhin sollten 
eine Ausweitung der Schutzgebiete auf 30    % der 
globalen Fläche und der Erhalt natürlicher Kohlen-
stoffspeicherung durch Ökosysteme in die Manage-
mentpläne integriert werden. 

Abbildung 5.1-7
Multifunktionale verbundene „Landschaften“ über Land-, Süßwasser- und Meeresbiome, einschließlich großer, intakter Wild-
nisräume (blaue Kreise), gemeinsam genutzter Räume (gelbe Kreise) und Anthrome (rote Kreise). In gemeinsam genutzten Räu-
men liefert das Mosaik intakter natürlicher Lebensräume kritische Beiträge der Natur für die Menschen (Nature‘s Contributions 
to Peoples). Korridore des natürlichen Lebensraums (gelbe Pfeile) erleichtern die Migration von Arten. Dieses multifunktionale 
Konzept kann dabei helfen, globale und groß angelegte Ziele in lokale Regionen zu integrieren.
Quelle: Pörtner et al., 2021        
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Forschungsempfehlungen
 > Ökosystemmanagement für Umsiedlung von Arten 

und Artengemeinschaften neu denken: Um Ökosys-
temleistungen und Biodiversität zu erhalten und zu 
stärken, bedarf es der Entwicklung neuer Manage-
mentansätze, die nicht nur die regionalen Aktivitä-
ten des Menschen, sondern auch die Auswirkungen 
des Klimawandels auf Arten und Ökosysteme 
berücksichtigen. Regionale wissenschaftliche Stu-
dien zu den Möglichkeiten der Migration von Arten 
bzw. Artengemeinschaften (etwa über natürliche 
Korridore) und insbesondere auch zu geplanter 
Umsiedlung sind notwendig, um die hierbei mögli-
cherweise auftretenden wissenschaftlichen, ethi-
schen und rechtlichen Fragen und Bedenken zu 
beantworten (Schwartz et al., 2012). Diese Studien 
sollten in direkter Zusammenarbeit mit den zustän-
digen Behörden und Interessensvertreter:innen 
durchgeführt werden. Forschungsinvestitionen in 
die Erstellung globaler Datensätze zum Zustand von 
Ökosystemen, bedrohten Arten und Schutzgebieten 
sowie zum „Status der Vernetzung von Schutzge-
bietssystemen, ihrer Integration in der Landschaft, 
sowie zur Abdeckung kritischer Ökosystemleistun-
gen und zu anderen wirksamen gebietsbezogenen 
Schutzmaßnahmen“ sollten ebenfalls verstärkt wer-
den (WBGU, 2020: 319).

 > Verständnis der Anpassungsgrenzen von Arten und 
Artengemeinschaften verbessern: Um zu beurteilen, 
ob eine Region für Arten besiedelbar ist, ist sowohl 
ein Verständnis der Anpassungsgrenzen bzw. Kipp-
punkte der beteiligten Arten als auch ihrer Gemein-
schaften unter Einbezug der jeweiligen, standort- 
und systemspezifischen Nahrungsketten und ggf. 
Symbiosen (z.  B. bei Warmwasserkorallen) erforder-
lich. Insbesondere im Hinblick auf die Auswahl 
neuer Standorte für die Umsiedlung von Arten und 
Artengemeinschaften beinhaltet dies die Kenntnis 
der Umgebungsbedingungen und ihrer Variabilität, 
bzw. auch das Vorkommen limitierender Umweltbedin-
gungen (mit Werten jenseits von Toleranz- bzw. Anpas-
sungsgrenzen, sowohl zeitweise als auch  permanent). 

 > Auf Grenzen der Bewohnbarkeit vorbereiten: Abseh-
bar wird die Zahl der Orte steigen, an denen Anpas-
sungsmaßnahmen an die Auswirkungen des Klima-
wandels aufgrund unzuträglicher natürlicher 
Lebensbedingungen (z.  B. Hitze, Überflutung) an 
ihre Grenzen stoßen. Daher sollte Klimamigration 
künftig auch als (eine) Strategie international aner-
kannt werden (Mach und Siders, 2021; Aleksand-
rova et al., 2020) und interdisziplinäre Forschung zu 
klimabedingter Migration gefördert werden, um ein 
besseres Verständnis sowie langfristige und flexible 
Schutzoptionen zu entwickeln (WBGU, 2018). Zen-

trales Element ist die Gewährleistung von sicherer 
und geordneter Bewegung von Menschen innerhalb 
und zwischen Ländern sowie die Gewährleistung 
von Freiheit der Betroffenen bei Migrationsent-
scheidungen. Der WBGU hat dazu die Option eines 
Klimapasses diskutiert (WBGU, 2018). Durch recht-
zeitige Vorbereitung auf die näher rückende Grenze 
der Bewohnbarkeit in einer Region sollte eine schlei-
chende Verschlechterung der Lebensgrundlagen und 
der damit einher gehenden negativen psychologi-
schen, gesundheitlichen und soziokulturellen 
Effekte möglichst frühzeitig verhindert werden. 

 > Verständnis über Migrationsprozesse verbessern: Es 
sollte verstärkt erforscht werden, nach welchen Kri-
terien Vorbereitungen für einen rechtzeitigen und 
geordneten Rückzug von Individuen oder Gruppen 
getroffen werden sollten, unter welchen Bedingun-
gen dieser stattfinden sollte und welche Rahmenbe-
dingungen hierfür geschaffen werden müssten. 
Zusätzlich sollte das Verständnis über den zu erwar-
tenden Umfang der Migration, über die Entschei-
dung zur Migration und zu den gesundheitlichen 
bzw. psychischen Auswirkungen der Migration ver-
bessert werden. Nach Horton et al. (2021) erfordert 
die Komplexität des Themas einen ganzheitlichen 
Ansatz unter Einbindung von Modellen, Datenag-
gregation und ethnografischen Erkenntnissen. Ein 
integriertes, ortsspezifisches Bewohnbarkeits-
Assessment ist notwendig, mit verstärktem Aus-
tausch innerhalb und zwischen den jeweiligen For-
schungsbereichen. Modelle müssen durch lokale 
Forschung vor Ort für eine verbesserte Datenlage 
validiert werden (z.  B. wann, wo und warum Men-
schen migriert sind oder dies in Erwägung ziehen, 
wie sie Bewohnbarkeit definieren usw.; Horton et al., 
2021). Integrative, interdisziplinäre Forschungsan-
sätze und nuanciertere Definitionen von Bewohn-
barkeit können ein breiteres, ortsspezifischeres 
Spektrum von politischen Empfehlungen bzw. Maß-
nahmen fördern, insbesondere auch für die recei-
ving communities (Horton et al., 2021).

5.2
Verschmutzung: Umgang mit Stoffen, die Mensch 
und Umwelt gefährden

Neben Klimawandel und Biodiversitätsverlust ist die 
weltweit zunehmende Verschmutzung ein großes 
Risiko für die Gesundheit von Mensch und Umwelt. 
Das Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP) 
unterstreicht durch den Begriff der dreifachen Krise die 
Bedeutung der globalen Verschmutzung (UNEP, 2021a). 
Die gegenwärtig weltweit vorherrschenden ressourcen-
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intensiven, nicht in geschlossenen Kreisläufen stattfin-
denden Produktions- und Konsumweisen verursachen 
diese Verschmutzung. Zur Verschmutzung tragen che-
mische Stoffe bei, die durch unkontrollierte Emission, 
Deposition und Dissipation, d.  h. Verbleib und feine 
Verteilung in der Umwelt, zu nachteiligen Einwirkun-
gen auf die Gesundheit von Menschen und Umwelt 
führen (Immission). Problematisch sind insbesondere 
solche Stoffe, die Gefahrstoffe gemäß Gefahrstoff- bzw. 
CLP-Verordnung (§  2 GefStoffV in Verbindung mit 
Art. 2 VO (EG) Nr. 1272/2008) oder Umweltchemika-
lien gemäß REACH-Verordnung (Art.  3 VO (EG) 
Nr.  1907/2006) sind (Kap. 5.2.1.3; Kasten 5.2-2). 
Daneben können aber auch als nicht toxisch geltende 
Stoffe (wie Stickstoff oder Phosphat) je nach Menge, 
Eigenschaften und Form zu problematischen Immissio-
nen führen. Neue synthetische Stoffe, modifizierte 
Organismen sowie natürliche Stoffe, die erst durch 
Menschen und dessen Nutzung in den Kreislauf 
gebracht wurden, werden im Konzept der Planetaren 
Grenzen auch als „neue Entitäten“ (novel entities) 
bezeichnet (Rockström et al., 2009b; Steffen et al., 
2015a; Persson et al., 2022; WBGU, 2014b).

Maßnahmen, die auf die Bewältigung anderer Her-
ausforderungen (wie z.  B. des Klimawandels) abzielen, 
könnten das Problem der Verschmutzung künftig wei-
ter verschärfen. Deshalb muss gerade jetzt, wo die 
Bekämpfung des Klimawandels hohe Priorität auf den 
politischen Agenden genießt, die weltweite Verschmut-
zung mit gesundheitsgefährdenden Stoffen politisch 
stärker adressiert werden. Technische Innovationen 
sind einerseits für die Energiewende hin zu einer defos-
silisierten Gesellschaft erforderlich und können dabei 
helfen, menschliche Gesundheit und die Lebensgrund-
lagen einer noch wachsenden Weltbevölkerung zu 
sichern. Sie bauen aber andererseits auf immer mehr 
neuen Stoffen auf, die bei unkontrollierter Freisetzung 
zu einer noch unabsehbaren Schädigung von Umwelt 
und menschlicher Gesundheit führen können. Die 
Bekämpfung von Verschmutzung bietet zudem Poten-
ziale für Mehrgewinne in Bezug auf den Schutz von 
Klima und Biodiversität. 

In Kapitel 5.2.1 wird zunächst ein Überblick über 
verschiedene Arten von Verschmutzung, ihre Ausmaße 
sowie über die bestehende Governance gegeben. Mög-
liche Implikationen der Produktion und des Konsums 
von Stoffen für Menschen und Umwelt werden in den 
folgenden Kapiteln 5.2.2 und 5.2.3 beispielhaft anhand 
zweier Stoffklassen verdeutlicht:
1. Per- und polyfluorierte Alkylsubstanzen (PFAS): 

Diese Industriechemikalien werden aufgrund ihrer 
besonderen technischen Eigenschaften in zahlrei-
chen industriellen Prozessen und Produkten für 
Verbraucher:innen eingesetzt. PFAS werden auf-

grund ihrer hohen Mobilität in der Umwelt und 
ihrer fehlenden biologischen Abbaubarkeit auch 
„Ewigkeitschemikalien“ genannt. Sie sind ein Bei-
spiel für eine Stoffklasse, die bereits ubiquitär ver-
breitet ist  (SRU, 2023: 70) und für die sich die 
Frage nach dem Umgang mit dieser Altlast sowie mit 
zukünftigen Anwendungen stellt. Zugleich besteht 
weiterhin Bedarf an ihrer An- und Verwendung im 
Rahmen der Energie- und Mobilitätswende, sodass 
ein umfassendes Verbot nicht zielführend wäre, 
sondern um Ausnahmen für wesentliche Verwen-
dungszwecke zu ergänzen ist (Kap. 5.2.2).

2. Pharmazeutische Reststoffe: Arzneimittel sind ein 
Beispiel für eine Stoffklasse, die für menschliche 
Gesundheit eine große Rolle spielt und die aufgrund 
der individuellen Anwendung in den meisten Fäl-
len nicht umfassend in Kreisläufen geführt werden 
kann (Kap. 5.2.3).

Die Belastung von Luft, Böden und Wasser durch den 
Einsatz von Pestiziden und Düngemitteln in der Land-
wirtschaft sowie Emissionen von Industrieanlagen und 
beim Ressourcenabbau sind mengenmäßig sehr bedeut-
sam. Die Konsequenzen dieser Belastungen für Mensch 
und Umwelt sowie Maßnahmen zu ihrer Reduktion 
werden durch Politik und Wissenschaft bereits seit Jah-
ren thematisiert. Daher fokussiert dieses Kapitel auf 
Stoffgruppen, die bisher weniger prominent diskutiert 
werden und für menschliche Gesundheit ebenfalls von 
erheblicher Relevanz sind. Die staatliche und interna-
tionale Verantwortungsübernahme im Stoffbereich ist, 
so wird im Folgenden aufgezeigt, ineffektiv aufgestellt 
und durch die Vielzahl verschiedener Stoffe überfor-
dert, wie vor allem das Beispiel PFAS zeigt. Zudem 
mangelt es an einer Verschränkung gesundheits- und 
umweltrechtlicher Anforderungen in den Regulie-
rungs- und Anwendungsrahmen von Stoffen, wie 
anhand des Beispiels von Arzneimitteln deutlich wird.

5.2.1
Verschmutzung als Herausforderung mit hoher 
Dringlichkeit und unzureichender Steuerung

5.2.1.1
Überblick über Arten und Ausmaß von 
Verschmutzung
Umweltverschmutzung kann die Umweltmedien Luft, 
Wasser und Boden sowie die Flora und Fauna (inklusive 
Menschen) betreffen. Die durch den Menschen verur-
sachte Verschmutzung der Umwelt umfasst verschie-
dene Stoffgruppen, die sich in ihrer zeitlichen und 
räumlichen Wirkung unterscheiden. Bei der Verbren-
nung fossiler Energieträger in Industrie, Haushalt und 

       
       

       
       

       
       

       
       

 

ENTWURF



5 Planetare Risiken bewältigen: Klimawandel, Biodiversitätsverlust, Verschmutzung 

192

Verkehr werden neben Treibhausgasen auch Luftschad-
stoffe (z.  B. CO, NOx, SO2, Feinstaub) emittiert, die – 
anders als Treibhausgase – insbesondere lokal die 
Gesundheit von Menschen beeinträchtigen. So wurde 
z.  B. ein direkter Zusammenhang zwischen erhöhter 
Feinstaubbelastung und Lungen- sowie Herz-Kreis-
lauf-Erkrankungen nachgewiesen (Landrigan et al., 
2018). Industrie, Berg- und Tagebau sowie Deponien 
führen weltweit zu einer Kontamination von Böden 
und Grundwasser mit Schwermetallen (vor allem Blei, 
Cadmium, Chrom und Quecksilber). Diese Verschmut-
zungen sind üblicherweise lokal begrenzt; die Summe 
der global betroffenen Menschen ist aufgrund der gro-
ßen Anzahl verschmutzter Standorte jedoch hoch 
(Landrigan et al., 2018).

Ein weiteres zentrales Umweltproblem ist die welt-
weite Stickstoffbelastung, die substanziell zu Klima-
wandel (z.  B. über die Emission von N2O aus Kunstdün-
ger) und Biodiversitätsverlust beiträgt sowie direkte 
negative Gesundheitsfolgen hat. Nährstoffeintrag aus 
Siedlungsabwässern, Industrie und Landwirtschaft 
führt zu Eutrophierung und Sauerstoffmangel in 
Gewässern. Auch der weltweit intensive Einsatz von 
Pestiziden trägt erheblich zum Verlust von Biodiversität 
bei: Der drastische Rückgang von Insektenpopulatio-
nen und damit die negative Wirkung auf wichtige Öko-
systemleistungen wie Bestäubung ist durch zahlreiche 
Studien belegt (UNEP, 2021c).

Darüber hinaus stellt die Wasserverschmutzung 
durch persistente, also biologisch nicht abbaubare, 
organische Verbindungen (persistent organic pollu-
tants, POP) ein wesentliches Problem dar. Das größte 
Risiko entsteht dabei durch persistente und zugleich 
toxische Substanzen, die in der Nahrungskette akku-
mulieren (PBT-Stoffe: persistent, bioakkumulativ, 
toxisch) oder sehr mobil sind (PMT-Stoffe: persistent, 
mobil, toxisch) und sich so über weite Entfernungen 
ausbreiten können. Zwar wurde die Verwendung eini-
ger Stoffe, z.  B. polychlorierter Biphenyle (PCB), verbo-
ten; aufgrund ihrer Persistenz und Mobilität sind sie 
jedoch immer noch weltweit verbreitet und sogar in 
entlegenen Regionen wie der Tiefsee nachweisbar 
(Jamieson et al., 2017). Viele solcher Stoffe werden 
weiterhin verwendet.

In jüngerer Vergangenheit hat außerdem die Ver-
schmutzung mit Plastik und insbesondere Mikroplastik 
viel Aufmerksamkeit erfahren (Kap. 2.3). Die Produk-
tion von Plastik ist von 2 Mio.  t im Jahr 1950 auf heute 
mehr als 400 Mio.  t jährlich gestiegen, wobei ca. 40    % 
davon auf Einwegplastikartikel entfallen und 98    % des 
neu produzierten Plastiks aus fossilen Rohstoffen her-
gestellt wird (OECD, 2022c; Ritchie und Roser, 2022a; 
Landrigan et al., 2022). In Verbindung mit der Langle-
bigkeit von Plastik und einer unzureichenden Abfall-

wirtschaft resultiert diese immens gestiegene Produk-
tion in zunehmender Plastikverschmutzung. Geschätzt 
landen jährlich mehr als 19 Mio.  t Plastik in der Umwelt. 
Für das Jahr 2060 wird mit einer Verdopplung dieser 
Menge gerechnet (EEA, 2020a).

Umweltverschmutzung ist für die menschliche 
Gesundheit höchst relevant. Die Weltgesundheitsorga-
nisation (WHO) schätzt, dass im Jahr 2019 Chemikalien 
zu 2 Mio. Todesfällen und 53 Mio. DALYs (disability-
adjusted life years) geführt haben (WHO, 2021d). 
DALYs umfassen die Anzahl verlorener Lebensjahre 
aufgrund vorzeitigen Todes sowie die mit Krankheit 
oder Behinderung gelebten Jahre bis zur Genesung 
oder zum Tod (Kap. 2.2.1; Kasten 2.2-1). Dies ist ein 
deutlicher Anstieg: Für das Jahr 2012 schätzte die 
WHO noch 1,3  Mio. Todesfälle und 43  Mio. DALYs 
(WHO, 2016a). Fast die Hälfte der genannten Todes-
fälle im Jahr 2019 ging auf die Belastung mit Blei 
zurück, zudem spielte auch die Belastung mit Stäuben 
und krebserregenden Stoffen am Arbeitsplatz eine 
bedeutende Rolle (WHO, 2021d). Allerdings betont die 
WHO, dass für ihre Einschätzung nur Daten zu einer 
kleinen Auswahl an Chemikalien vorlagen und Men-
schen täglich zahlreichen weiteren Chemikalien ausge-
setzt sind. Die tatsächlichen negativen Gesundheitswir-
kungen durch alle Chemikalien und Stoffgemische 
dürften also deutlich höher liegen. Chemische Ver-
schmutzung gilt als stille Bedrohung, da die Gefährlich-
keit zahlreicher Chemikalien nicht erhoben ist (Fuller et 
al., 2022) oder schwer zu erheben ist (Nanotoxizität).

5.2.1.2
International vereinbarte Leitbilder
Anders als im Bereich der Klimagovernance mit dem 
Ziel der Klimaneutralität und vereinbarten Temperatur-
zielen sind für den Bereich der chemischen Verschmut-
zung bisher kein prägnantes, multilaterales Leitbild 
oder Zielvorstellungen etabliert. Dabei hätten sie den 
Vorteil, eine gemeinsame, langfristige Vision festzu-
schreiben, auf die durch Einzelmaßnahmen hingewirkt 
werden könnte.

Auf internationaler Ebene finden sich lediglich 
unverbindliche Ziele für die Chemikalienregulierung, 
z.  B. im SDG 12.4, nach dem bis 2020 ein umweltver-
trägliches Management von Chemikalien und Abfällen 
über ihren gesamten Lebenszyklus hinweg gemäß den 
entsprechenden internationalen Rahmenwerken zu 
erreichen ist (UN, 2015a). Dieses Ziel ist bisher weiter-
hin nicht erreicht (UNEA, 2022a). In SDG  3.9 wird 
außerdem das Unterziel bestimmt, bis 2030 die Anzahl 
der Todesfälle und Erkrankungen durch gefährliche 
Chemikalien sowie durch Luft-, Wasser- und Bodenver-
schmutzung erheblich zu reduzieren. Im Rahmen des 
Europäischen Green Deal formulierte die Europäische 
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Kommission mit der neuen Chemikalienstrategie für 
Nachhaltigkeit (Europäische Kommission, 2020j) und 
dem Aktionsplan „Schadstofffreiheit von Luft, Wasser 
und Boden“ (Europäische Kommission, 2021j) zumin-
dest für die EU ein Zero-Pollution-Ziel bis zum Jahr 
2050. Zero Pollution bedeutet, dass die „Verschmut-
zung von Luft, Wasser und Boden auf ein Niveau 
gesenkt wird, das als nicht mehr schädlich für die 
Gesundheit und die natürlichen Ökosysteme gilt und 
die für unseren Planeten hinnehmbaren Grenzen res-
pektiert, sodass eine schadstofffreie Umwelt geschaf-
fen wird“ (Europäische Kommission, 2021j). Die 
Umsetzung von Zero Pollution soll insbesondere durch 
die Etablierung nicht toxischer Materialkreisläufe gesi-
chert werden (Europäische Kommission, 2021j). Das 
Leitbild der Kreislaufwirtschaft ist als Transformations-
bereich auch in der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie 
verankert und ist ein weiteres wichtiges Ziel des durch 
die Europäische Kommission ausgerufenen Green Deal 
(Europäische Kommission, 2019a, 2020m). Während 
sich auf europäischer Ebene mit den Zielen Zero Pollu-
tion und Kreislaufwirtschaft handlungsweisende Leit-
bilder etablieren, so bleibt das international verfolgte 
Leitbild des umweltverträglichen Umgangs mit Chemi-
kalien und Abfällen während ihres gesamten Lebens-
zyklus (SDG  12.4) mangels Konkretisierung dahinter 
zurück.

5.2.1.3
Punktuelle Governance von Verschmutzung
Produktionsprozesse sowie die Nutzung, der Abbau, 
die Zersetzung, die Lagerung und die Deponierung von 
Stoffen sind bislang nicht auf ihre Rückgewinnung und 
Wiederverwertung ausgerichtet. Dadurch gelangen sie 
häufig unkontrolliert in die Umwelt. Zudem werden als 
gesundheits- und umweltschädlich erkannte Stoffe oft-
mals durch Alternativen ersetzt, ohne dass deren Aus-
wirkungen für die Gesundheit von Menschen und 
Umwelt ausreichend abgeschätzt und bewertet werden 
können. Daher besteht die Gefahr einer Substitution 
mit noch gefährlicheren Stoffen. Aktuelle Studien wei-
sen darauf hin, dass neue Stoffe wie Chemikalien und 
technische Metalle bzw. Werkstoffe bereits fein verteilt 
und nicht wiedergewinnbar in der Umwelt vorliegen, 
weil ihre Produktion und Freisetzung wesentlich 
schneller voranschreitet als die verfügbaren Kapazitä-
ten für ihre Bewertung und Überwachung (Persson et 
al., 2022). Weiterhin besteht ein Verlagerungsproblem: 
Aus Ländern mit hohen Standards und Grenzwerten 
werden Produktions- und Entsorgungsprozesse in Län-
der ohne oder mit niedrigen Standards oder mit man-
gelndem Vollzug vorhandener Standards verlagert. 
Betroffen sind zudem oft marginalisierte Bevölkerungs-
gruppen, sodass toxische Stoffe und ihre Auswirkungen 

zu Umweltungerechtigkeit beitragen (Levinson und 
Taylor, 2008; Bullard, 1993; McIntyre-Brewer, 2019; 
Holifield, 2013). Außerdem werden z.  B. PFAS und 
radioaktive Stäube über die Luft selbst in entlegenste 
Regionen verbreitet.

Die Governance von Verschmutzung ist herausfor-
dernd, da alle Umweltmedien betroffen sind und sehr 
verschiedene Stoffe und Vorgänge Verschmutzung 
bedingen können. Die Gefährdung von Menschen und 
der Umwelt sind an ganz unterschiedlichen Stufen des 
Produktlebenszyklus möglich, wobei Freisetzung und 
individuelle Exposition oft nur sehr schwer kontrollier-
bar sind. Die Gefahr für Menschen variiert oft stark 
zwischen unterschiedlichen Produkten, in denen toxi-
sche Stoffe verarbeitet sind. Zusätzliche Risiken ent-
stehen aus der Vermischung toxischer Stoffe nach ihrer 
Freisetzung (Coria, 2018). Die Governance von Ver-
schmutzung unterscheidet sich nach verschiedenen 
Umweltmedien und Stofftypen. Dieses Kapitel fokus-
siert auf chemische Verschmutzung. Im Großen und 
Ganzen lässt sich feststellen, dass gerade im Stoffbe-
reich international und national überwiegend mit 
Negativlisten gearbeitet wird. Das bedeutet, dass 
umwelt- und gesundheitsschädliche Stoffe zunächst 
identifiziert, bewertet und als schädlich gelistet werden 
müssen, bis ihre Regulierung erfolgt. Des Weiteren 
setzt das internationale Recht auf Transparenz und 
Zustimmung beim Handel und der grenzüberschreiten-
den Verbringung gefährlicher Stoffe (Kasten 5.2-1).

Der Ausbau der nationalen und regionalen Chemika-
lienregulierung, die maßgeblich für das Feld der chemi-
schen Verschmutzung ist, ist weltweit sehr unterschied-
lich vorangeschritten (UNEP, 2019d: 251 ff.; Abb. 5.2-1).

In der Europäischen Union wurde mit der Verord-
nung (EG) Nr.  1907/2006 zur Registrierung, Bewer-
tung, Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe 
(REACH-Verordnung) ein Regulierungsansatz für Che-
mikalien gewählt, der neben einer Registrierungspflicht 
auch Vermarktungsbeschränkungen und -verbote 
ermöglicht (Kasten 5.2-2). Die REACH-Verordnung ist 
dabei Teil eines internationalen, rechtlichen Dialogs 
über Chemikalienregulierung. Sie wird international 
prominent diskutiert; verschiedene Länder bzw. Län-
dergruppen verfolgen einen vergleichbaren schrittwei-
sen Ansatz anhand von Registrierung, Bewertung, Fol-
genabschätzung und ggf. Regulierung, z.  B. Japan, Süd-
korea, die Türkei und die Eurasische Wirtschaftsunion.
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5.2.2
PFAS: eine gefährliche Stoffgruppe, bei der zu 
spät gehandelt wurde

PFAS sind per- und polyfluorierte organische Verbin-
dungen, die in der Vergangenheit auch als per- und 
polyfluorierte Chemikalien (PFC) bezeichnet wurden. 
Perfluoriert bedeutet, dass die Wasserstoffatome durch 
Fluoratome vollständig ersetzt sind; polyfluoriert 
bedeutet, dass sie teilweise ersetzt sind. Verschiedene 
PFAS unterscheiden sich in ihren funktionellen Grup-
pen, also weiteren im Molekül vorhandenen Struktu-
ren. Außerdem können sie nach der Länge ihrer Koh-
lenstoffketten in kurz- und langkettige PFAS eingeteilt 
werden. Zu den langkettigen PFAS zählen als bekann-
teste Vertreter PFOS (Perfluoroctansulfonsäure) und 
PFOA (Perfluoroctansäure). PFAS werden seit Mitte 
des 20. Jahrhunderts hergestellt (UBA, 2020b). Mitt-
lerweile gibt es mehr als 4.700 verschiedene PFAS-Ver-
bindungen (UBA, 2020b). Wegen negativer Wirkungen 
auf die Gesundheit hat die EU im Jahr 2011 PFOS und 
im Jahr 2020 PFOA verboten. Mittlerweile werden vor 
allem polyfluorierte Verbindungen verwendet. Sie 
wandeln sich in der Umwelt zu stabilen kurzkettigen 

perfluorierten Stoffen um, weshalb polyfluorierte Ver-
bindungen auch als Vorläufer für perfluorierte Stoffe 
gelten. Behörden und Wissenschaft wissen nur wenig 
darüber, wie die neueren PFAS verwendet werden, wie 
sie sich in der Umwelt verhalten oder wie sie auf Men-
schen und Umwelt wirken (Cousins et al., 2022). Als 
Ersatz für PFAS werden auch per- und polyfluorierte 
Etherverbindungen herangezogen, z.  B. ADONA und 
GenX.

5.2.2.1
Einsatzgebiete und Wege in die Umwelt und den 
menschlichen Körper
Bestimmte PFAS werden eingesetzt, um Fluorpolymere 
wie z.  B. Polytetrafluorethylen (PTFE) herzustellen. 
Fluorpolymere verbinden wichtige chemische und phy-
sikalische Eigenschaften: sie sind inert, also beständig 
gegen, die Reaktion mit anderen Chemikalien und Sau-
erstoff (Flammschutz), elektrisch isolierend sowie 
 wasser-, schmutz- und fettabweisend in einer einzigen 
chemischen Struktur. Aufgrund dieser breiten Palette 
von Stoffeigenschaften werden PFAS in verschiedens-
ten Produkten eingesetzt: In Automobilen und Flug-
zeugen, Druckerfarben, Wachsen und Schmierstoffen 

Abbildung 5.2-1
Überblick über nationale Chemikaliengesetzgebung weltweit: Längst nicht alle Staaten weltweit verfügen über eine 
Chemikalien regulierung. Gleichzeitig arbeiten zahlreiche Staaten an eigenen Chemikaliengesetzen. 
Quelle: OECD, 2022b

 

 

Gesetzgebung zum Umgang mit Industrie- und Konsumchemikalien

Gesetzgebung existiert keine Gesetzgebung in Entwicklung befindliche Gesetzgebung

unbekannt
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dienen sie z.  B. dazu, Reibungswiderstände zu verrin-
gern. Bei Kochgeschirr oder Teppichen können sie 
Anhaftungen reduzieren (UBA, 2020b). Auch in Wet-
terschutzkleidung findet sich PTFE als wasserdichte 
und atmungsaktive Membran. Aufgrund ihrer beson-
deren Stoffeigenschaften ergibt sich gerade mit Blick 
auf die Energie- und Materialwende auch in Zukunft 
ein Bedarf für fluorierte Polymere in Elektronik und 
Energiekonvertern wie Batterien, Brennstoffzellen und 
Elektrolyseuren. Die Elektrifizierung ganzer Industrie- 
und Energiesektoren wird in Zukunft eine große Menge 
dieser Spezialpolymere erfordern.

PFAS gelangen auf verschiedenen Wegen in die 
Umwelt (Abb. 5.2-2). Dabei werden punktuelle und 
diffuse Belastungen unterschieden. Punktuelle Belas-
tungen werden vor allem verursacht, indem wiederholt 
PFAS-haltige Feuerlöschschäume eingesetzt, die Stoffe 

über lange Zeit in Galvanikbetrieben genutzt werden 
oder belastete Materialien, wie z.  B. bestimmte Papier-
schlämme oder Kompostmaterialien, aufgebracht oder 
eingeleitet werden. Über das häusliche und gewerbliche 
Abwasser gelangen PFAS in Kläranlagen. Dort können 
auch langlebige PFAS aus strukturverwandten Verbin-
dungen entstehen. In der Folge können die Stoffe in 
Klärschlamm und Oberflächengewässern zu finden sein 
(UBA, 2020c). Bei Produktionsprozessen können PFAS 
zudem über die Abluft in umliegende Böden und 
Gewässer gelangen. Außerdem können PFAS über eine 
Anhaftung an Partikel in der Luft transportiert werden, 
so über weite Strecken bis in entlegene Gebiete gelan-
gen und über Niederschläge dann in Böden und Ober-
flächengewässer gelangen (UBA, 2020b). Diffuse Belas-
tungen durch PFAS sind noch schwieriger zu beherr-
schen. Sie entstehen durch den Einsatz von PFAS in 

Kasten 5.2-1

Internationale Chemikaliengovernance

Völkervertragsrecht
Den maßgeblichen Kern der internationalen Chemikalien-
governance bilden das Basler Übereinkommen, das Rotterda-
mer Übereinkommen und das Stockholmer Übereinkommen 
(BRS-Konventionen). Die drei Konventionen befinden sich 
seit 2010 in einem Synergieprozess, der sich u.  a. dadurch 
auszeichnet, dass ihre Sekretariate zusammengelegt wurden, 
sie über einen gemeinsamen Exekutivdirektor verfügen und 
ihre Vertragsstaatenkonferenzen gemeinsam tagen.

Das Basler Übereinkommen über die Kontrolle der grenz-
überschreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle und ihrer 
Entsorgung wurde 1989 verabschiedet. Es verpflichtet seine 
Mitgliedsstaaten, die Erzeugung gefährlicher und anderer 
Abfälle auf ein Mindestmaß zu beschränken. Vor allem erlegt 
es Exportregelungen auf: grenzüberschreitende Abfallver-
bringungen benötigen die Zustimmung aller beteiligten Staa-
ten, wodurch insbesondere die Staaten geschützt werden sol-
len, die nicht über die notwendigen technischen Vorausset-
zungen für den Umgang mit gefährlichen Abfällen verfügen.

Das Rotterdamer Übereinkommen über das Verfahren der 
vorherigen Zustimmung (prior informed consent, PIC) nach 
Inkenntnissetzung für bestimmte gefährliche Chemikalien 
sowie Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmittel im 
internationalen Handel wurde 1998 verabschiedet. Ziel ist 
der Informationsaustausch zu toxikologischen und ökotoxi-
kologischen Eigenschaften sowie zur sicherheitsbezogenen 
Bewertung dieser Stoffe. Für Stoffe, die von der Vertragsstaa-
tenkonferenz in einen Anhang des Übereinkommens aufge-
nommen werden, gilt das PIC-Verfahren. Bisher wurden 104 
Stoffe in diesem Anhang gelistet.

Für Verbote und Beschränkungen der Verwendung beson-
ders gefährlicher Stoffe ist das Stockholmer Übereinkommen 
über persistente organische Schadstoffe (persistent organic 
pollutants, POPs) von 2001 einschlägig. Im Gegensatz zu den 
beiden zuvor genannten Übereinkommen werden hier neben 
der grenzüberschreitenden Verbringung auch die Produktion, 
Verwendung und unbeabsichtigte Freisetzung von POPs aus 

industriellen Verfahren adressiert. Ähnlich wie beim Rotter-
damer Übereinkommen nutzt das Stockholmer Übereinkom-
men Listen von Stoffen, für die Verbots- und Beschränkungs-
regelungen gelten. Inzwischen sind 30 Stoffe in den Anhän-
gen des Übereinkommens gelistet: Ihre Aufnahme erfolgt 
nach einem langwierigen Verfahren, begonnen mit einem 
Vorschlag, über eine Bewertung und Empfehlung bis hin zur 
Entscheidung der Vertragsstaaten.

Darüber hinaus existieren spezifische Übereinkommen 
zum Arbeitsschutz bei der Arbeit mit chemischen Stoffen, 
zum Schutz der Atmosphäre vor ozonschädlichen Stoffen, 
zum Schutz der Biosphäre vor Quecksilber sowie Überein-
kommen zwecks Verbots des Verkehrs mit Suchtstoffen und 
psychotropen Substanzen sowie Chemiewaffen.

Multi-Stakeholder-Initiative der International Confe-
rence on Chemicals Management
Neben den umweltvölkerrechtlichen Konventionen wird seit 
dem Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung in Johannes-
burg 2002 alle fünf Jahre eine internationale Konferenz zum 
Chemikalienmanagement (International Conference on Che-
micals Management, ICCM) abgehalten. Diese Konferenzen 
haben zum Ziel, unter Beteiligung aller relevanten Akteure 
einen internationalen Ansatz für ein nachhaltiges, sektoren-
übergreifendes Chemikalienmanagement zu identifizieren. 
Bis 2020 bildete der „Strategische Ansatz zum internatio-
nalen Chemikalienmanagement“ (SAICM) den Mittelpunkt 
der Verhandlungen, der jedoch aufgrund seiner schwammi-
gen Zielsetzungen und weichen Indikatoren zu kritisieren ist 
(Simon, 2018). Die Verhandlung des Nachfolgeinstruments 
hat sich, wie die für 2020 geplante ICCM5, aufgrund der 
COVID-19-Pandemie verzögert. Die ICCM5 wird nun im Sep-
tember 2023 in Deutschland stattfinden. Sie ist ein Forum, 
um ein sinnhaftes Nachfolgeinstrument von SAICM unter 
Einbezug staatlicher Akteure, der Chemieindustrie und der 
Zivilgesellschaft zu verhandeln. Aufgrund dessen kann der 
SAICM-Nachfolge-Mechanismus vor allem als Möglichkeit 
gesehen werden, gemeinsames Handeln aller Akteursgrup-
pen im Sinne des umweltrechtlichen Kooperationsprinzips zu 
fördern.
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zahlreichen Konsumgütern wie Regenbekleidung, 
beschichteten Haushaltswaren, Farben, Lacken und 
Imprägniersprays sowie Medizinprodukten und 
Lebensmittelverpackungen. Da PFAS weltweit genutzt 
werden und verbreitet sind, ist eine globale Hinter-
grundbelastung nachweisbar, selbst in Regionen wie 
den Alpen, der Arktis und dem Himalaja, die fernab 
industrieller Produktionsstandorte liegen (Cousins et 
al., 2022).

Mit PFAS verunreinigte Böden und Gewässer führen 
dazu, dass sich PFAS in Pflanzen und Tieren anreichern 
und in der Folge durch die Nahrung auch von Men-
schen aufgenommen werden. PFAS können außerdem 
über die Luft in den menschlichen Körper gelangen.  
Sie sind bereits in Blut und Muttermilch zu finden 

(UBA, 2020b). Selbst im Blutplasma von Kindern und 
Jugendlichen konnten PFAS nachgewiesen werden 
(Duffek et al., 2020). Die Europäische Lebensmittelbe-
hörde (European Food Safety Authority, EFSA) und das 
Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) sehen Fisch, 
Wildfleisch, Eier und Früchte derzeit als die Hauptquel-
len für die Aufnahme von PFAS durch Nahrungsmittel 
an (BfR, 2018; BfR, 2021).

5.2.2.2
Auswirkungen auf die Gesundheit von Menschen 
und Umwelt
Freigesetzte PFAS haben negative Wirkungen auf die 
Gesundheit von Menschen und der Umwelt (SRU, 2023: 
70 ff.). Ein  Vergleich bisheriger Studien der human- und 

Abbildung 5.2-2
Der Lebenszyklus von PFAS von der Rohstoffextraktion bis zur Entsorgung und ihrem Verbleib in der Umwelt. PFAS werden in 
den verschiedenen Phasen ihres Lebenszyklus in die Umweltmedien Luft, Wasser und Boden emittiert, was zu einer Belastung 
von Menschen und Ökosystemen führt.
Quelle: Wahlström et al., 2021
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Kasten 5.2-2

Europäisches Chemikalienrecht

Das Chemikalienrecht der EU besteht im Schwerpunkt aus 
der Verordnung (EU) 2019/1021 über persistente organische 
Schadstoffe (POP-Verordnung) zur Umsetzung des Stockhol-
mer Übereinkommens, der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 
über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von 
Stoffen und Gemischen (CLP-Verordnung) sowie der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1907/2006 zur Registrierung, Bewertung, 
Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH-
Verordnung) aus dem Jahr 2006. Die REACH-Verordnung 
bildet den allgemeinen rechtlichen Rahmen für alle Chemi-
kalien, einschließlich PFAS, in der EU. Das Akronym REACH 
leitet sich aus der englischen Bezeichnung der Verordnung ab 
(Regulation concerning the Registration, Evaluation, Autho-
risation and Restriction of Chemicals).

Chemikalien unterliegen nach der REACH-Verordnung 
einer Registrierungspflicht, damit Stoffe, die in relevanten 
Mengen in die EU eingeführt, dort hergestellt oder vertrieben 
werden, bekannt sind (Art. 5 REACH-VO). Es handelt sich um 
ein Anmeldeverfahren mit nachträglichem Eingriffsvorbehalt 
(Pache, 2018), das sich von pflichtigen Vorab-Zulassungs-

verfahren unterscheidet, wie sie etwa durch die EU-Indus-
trieemissionsrichtlinie für Industrieanlagen normiert wer-
den. Der Anmeldung einer Chemikalie folgt eine Bewertung 
anhand des bei der Registrierung eingereichten Stoffdossiers 
(Art.  40  ff. REACH-VO). Gesundheitsgefährdende Stoffe 
können nach Art. 55 ff. REACH-VO durch Aufnahme in den 
Anhang XVI einer Zulassungspflicht unterworfen oder nach 
Art. 67 ff. REACH-VO beschränkt werden. Bei neuen Stoffen 
und Stoffgruppen erfolgt eine entsprechende Beschränkung 
aber erst nachgelagert zum Marktzugang. Die Zulassung 
bemisst sich insbesondere nach einer sozioökonomischen 
Bewertung der Vorteile gegenüber den gesundheitlichen und 
ökologischen Nachteilen des Einsatzes eines Stoffes. Daneben 
weist die REACH-Verordnung den Anwendenden eine Risiko-
managementpflicht zu (Art. 14 REACH-VO).

Neben der REACH-Verordnung existieren in der EU Rege-
lungen für bestimmte besonders verschmutzungsrelevante 
Stoffe, z.  B. die Verordnung (EU) 2019/1009 (EU-Düngepro-
dukteverordnung), auf die hier im Einzelnen nicht eingegan-
gen wird. Flankiert wird die stoffrechtliche Chemikaliengo-
vernance durch einen medialen Ansatz: So werden beispiels-
weise konkrete Grenzwerte für Schadstoffkonzentrationen, 
die im jeweiligen Medium gerade noch tolerierbar sind, defi-
niert.  

ökotoxiko logischen Wirkungen zeigt, dass das Schutz-
gut menschliche Gesundheit gegenüber allen untersuch-
ten PFAS empfindlicher ist als die zu schützende Nah-
rungskette der Gewässerorganismen. Nur für wenige 
PFAS sind die ökotoxikologischen (für die belebte 
Umwelt schädlichen) Effekte bisher jedoch umfassend 
untersucht. Die humantoxikologischen (für Menschen 
schädlichen) und hier insbesondere die zellschädigen-
den Wirkungen einzelner Substanzen wurden bereits 
umfangreich beschrieben, z.  B. von PFOA, PFOS, Perflu-
ornonansäure (PFNA) und Perfluorhexansulfonsäure 
(PFHxS). Die EFSA hat 2020 auf dieser Grundlage einen 
neuen Richtwert festgelegt: Die tolerierbare wöchentli-
che Aufnahmemenge (tolerable weekly intake, TWI) für 
die Summe dieser vier PFAS beträgt demnach 4,4  ng pro 
kg Körpergewicht pro Woche (EFSA, 2020). Die Festle-
gung dieses Wertes durch die EFSA beruht auf einer 
verminderten Reaktion des Immunsystems auf Impfun-
gen bei Kleinkindern (verminderter Antikörpertiter). 
Seine Überschreitung wird auch vom BfR als gesund-
heitsschädlich angesehen (BfR, 2021). Die deutliche 
Absenkung der EFSA-Richtwerte ist eine bedeutende 
Entscheidung mit noch ungeklärten Konsequenzen für 
Beurteilungswerte (wie Trinkwassergrenzwerte, gesund-
heitliche Orientierungswerte und Umwelt-
qualitätsnormen) oder auch die Emissions- und Immis-
sionsgrenzwerte sowie sich aus diesen ergebende Maß-
nahmen des Risikomanagements. Die meisten übrigen 
PFAS sind toxikologisch bisher weniger umfangreich 
charakterisiert, weshalb keine adäquaten Beurteilungs-
werte zur Verfügung stehen (BfR, 2021). Insbesondere 

ultrakurzkettige PFAS und PFAS-Substitutionsstoffe 
(ADONA, Gen-X) sind bisher überhaupt noch nicht 
gefasst, aber bereits in der Umwelt nachweisbar. Es wird 
deutlich, dass trotz existierender gesetzlicher Anforde-
rungen für das Inverkehrbringen insbesondere von PBT- 
und PMT-Stoffen (mit geringer biologischer Abbaubar-
keit, hoher Persistenz und Mobilität sowie toxischen 
Eigenschaften) eine substanzielle globale Gesundheits-
gefährdung entstanden ist. Diese erfordert eine deutli-
che Kurskorrektur im Zulassungsverfahren und Umgang 
mit gesundheitsgefährdenden Stoffen.

5.2.2.3
Status quo: PFAS-Regulierung voller Defizite 
Obwohl die Gefährlichkeit bestimmter PFAS-Verbin-
dungen wie PFOA und PFOS spätestens seit 2002 
bekannt ist (OECD, 2002), werden sie erst nach und 
nach im Rahmen nationaler und supranationaler Che-
mikalienregulierung sowie nach dem völkerrechtlich 
einschlägigen Stockholmer Übereinkommen verboten 
(Kasten 5.2-1). PFOS war die erste Substanz aus der 
Gruppe der PFAS, die chemikalienrechtlich als POP ein-
gestuft und entsprechend verboten wurde. Auf 
Beschränkungen von PFAS reagierte die chemische 
Industrie häufig mit der Entwicklung von Substituti-
onsstoffen wie z.  B. ADONA oder GenX. Einige Herstel-
ler (wie 3M und Dupont) haben sich (vermutlich aus 
Sorge um Produkthaftung) bereits frühzeitig aus der 
Produktion von PFOS und PFOA zurückgezogen (Gelles 
und Steel, 2021). Durch solche freiwilligen Selbstver-
pflichtungen der Wirtschaft konnte der Eintrag dieser 
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Verbindungen in die Umwelt insgesamt zwar verrin-
gert, aber nicht unterbunden werden (Brennan et al., 
2021).

Durch die Verordnung (EG) 850/2004 über persis-
tente organische Schadstoffe wurden die internationa-
len Vorgaben des Stockholmer Übereinkommens in der 
EU umgesetzt und die Herstellung, Verwendung und 
das Inverkehrbringen von PFOS mit wenigen Ausnah-
men europaweit verboten. Seit 2020 gilt dies auch für 
PFOA. In der EU sollen über PFOS und PFOA hinaus 
weitere PFAS nach der REACH-Verordnung verboten 
werden: Derzeit befinden sich Perfluorbutansulfon-
säure (PFBS) und Perfluorhexansulfonsäure (PFHxS), 
ihre jeweiligen Salze sowie verwandte Stoffe auf der 
nach Art.  59 REACH-VO zu veröffentlichenden Liste 
der besonders besorgniserregenden Stoffe, die für die 
Zulassung in Frage kommen (ECHA, 2020; ECHA, 
2017). Damit wird geprüft, für diese langkettigen PFAS 
eine Zulassungspflicht vorzusehen. PFHxS wurde aller-
dings 2022 auch in den Anhang des Stockholmer Über-
einkommens aufgenommen und dürfte somit bald nach 
der POP-Verordnung reguliert werden.

Die EU hat PFAS mittlerweile als ernsthaftes 
Umweltproblem anerkannt und darauf punktuell 
reagiert (Köck, 2022). Die novellierte EU-Trinkwasser-
richtlinie (Richtlinie (EU) 2020/2184) schreibt erstma-
lig einen Trinkwassergrenzwert für PFAS vor. Der 
Grenzwert für die Gesamtkonzentration 20 definierter 
PFAS (d.  h. die Summe aller 20 Einzelwerte, PFAS∑20) 
beträgt 100 ng pro Liter. Hierbei werden PFAS mit einer 
Kettenlänge von vier bis dreizehn Kohlenstoffatomen 
erfasst. Der Wert wurde als Vorsorgewert begründet, 
der allerdings die neuen toxikologischen Erkenntnisse 
der EFSA (Kap. 5.2.2.2) noch nicht berücksichtigt. 
Daher wurde in der Novelle der Trinkwasserverordnung 
(TrinkwV) in Deutschland ein weiterer Grenzwert für 
die vier durch den EFSA-Richtwert erfassten Verbin-
dungen (PFOA, PFOS, PFNA und PFHxS) von 20 ng pro 
Liter vorgesehen. In der deutschen Oberflächengewäs-
serverordnung (OGewV) wird als einziger Vertreter der 
PFAS bisher PFOS berücksichtigt: Dafür sind Umwelt-
qualitätsnormen (UQN) von 9,1 μg pro kg für Biota 
(Fische) und 0,65 ng pro Liter für Wasser festgelegt. Die 
UQN zielen auf den Schutz der menschlichen Gesund-
heit beim Fischverzehr, ausgehend von der im Jahr 
2008 von der EFSA festgelegten tolerierbaren wöchent-
lichen Aufnahmemenge (TWI) von PFOS in Höhe von 
1.050 ng pro kg Körpergewicht und Woche. Bereits 
heute liegt ein nicht unerheblicher Anteil der unter-
suchten Fische über dieser UQN. Als Konsequenz haben 
einige Bundesländer wie Niedersachsen ein Verzehr-
verbot von Fischen aus Oberflächengewässern ausge-
sprochen (Niedersächsisches Ministerium für Ernäh-
rung, 2020).

Trotz dieser begrüßenswerten rechtlichen Reaktio-
nen auf die schädlichen Auswirkungen von PFAS zei-
gen sich aber auch die Defizite der Chemikaliengover-
nance. Zentrale Herausforderungen für die nationale, 
europäische und internationale Regulierung sind die 
hohe Anzahl neuer Stoffe sowie mangelnde wissen-
schaftliche Erkenntnisse über deren Wirkungen (UNEP, 
2019d; Persson et al., 2022). Diese Herausforderungen 
treffen auf Governancemechanismen, die reaktiv, 
punktuell und langsam sind. In der internationalen 
Chemikaliengovernance fehlt es an einer Pflicht zur 
Identifizierung, Bewertung und ggf. Untersagung oder 
Beschränkung von weltweit verwendeten, potenziell 
riskanten (neuen) Stoffen sowie an einem umfassen-
den, weltweit geltenden Chemikalienregelwerk (Pers-
son et al., 2022). Die verschiedenen völkerrechtlichen 
Übereinkommen, vor allem das Stockholmer Überein-
kommen (Kasten 5.2-1), identifizieren nur eine kleine 
Anzahl besonders gefährlicher Stoffe, die in Listen 
reguliert, also beschränkt oder verboten, werden. Nicht 
gelistete Stoffe dürfen verwendet werden (Garnett und 
Van Calster, 2021). In Bezug auf PFAS zeigte sich, dass 
Schritt für Schritt erst PFOS und PFOA und dann auch 
PFHxS in die Listen aufgenommen worden sind. Die 
lediglich punktuellen Verbote oder Beschränkungen 
entfalten oftmals, wenn sie in Kraft treten, keine prak-
tische Relevanz mehr, weil die entsprechenden Stoffe 
dann bereits in die Umwelt gelangt sind und teilweise 
schon durch neue Stoffe mit unbekannten Risiken 
substituiert wurden (siehe auch SRU, 2023: 76 f.).

Die EU verfügt zwar mit der REACH-Verordnung 
und der POP-Verordnung über einen umfassenden 
gesetzlichen Rahmen für Chemikalien (Kasten 5.2-2), 
allerdings lässt sich hier nicht nur mit Blick auf PFAS 
ein Systemversagen feststellen (EEB, 2022). Die 
REACH-Verordnung verhindert nicht präventiv, dass 
schädliche Stoffe in den Verkehr kommen, sondern ist 
wie das Stockholmer Übereinkommen reaktiv ausge-
richtet. Stoffe werden erst nach der Registrierung (und 
wenn sie bereits auf dem Markt sind) evaluiert und 
bewertet. So kann zwar erkannt werden, welcher Stoff 
gesundheitsgefährdend ist und beseitigt werden muss, 
de facto handeln die europäischen Behörden aber erst 
mit erheblicher Verzögerung. Das Assessment von Che-
mikalien nach der REACH-Verordnung dauert im 
Schnitt 10 Jahre (EEB, 2022). Eine Registrierungs-
pflicht besteht zwar, ist aber sehr aufwändig. Verbote 
und Beschränkungen erfolgen zu spät: Gefährliche 
Stoffe sind bereits in die Umwelt gelangt und neue 
Stoffe bereits erfunden, die die verbotenen ersetzen. 
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5.2.2.4
Reformdimension zur EU-REACH-Verordnung: 
vom Phase-out einzelner Stoffe zum 
Gruppenverbot mit Ausnahmen
Im Zuge der EU-Chemikalienstrategie für Nachhaltig-
keit im Rahmen des Europäischen Green Deal sowie der 
anstehenden Evaluation der REACH-Verordnung auf 
EU-Ebene wird auch deren Weiterentwicklung disku-
tiert. Die EU-Kommission beabsichtigt, bei der Neuord-
nung der Chemikalienregulierung gruppenbezogene 
Stoffverbote einzuführen – mit der Möglichkeit, Aus-
nahmen nach dem Konzept der „wesentlichen Verwen-
dungszwecke“ zuzulassen (Essential Uses; Europäische 
Kommission, 2020j; Kasten 5.2-3). Nach dem Vorbild 
des Konzepts für das Risikomanagement, das die EU 
auf karzinogene Stoffe anwendet, sollen die schädlichs-
ten Chemikalien, darunter PMT-Stoffe wie PFAS, in 
Konsumprodukten standardmäßig verboten und nur 
noch für wesentliche Verwendungszwecke weiterhin 
eingesetzt werden dürfen (Europäische Kommission, 
2020j: 11 ff.). PFAS-Anwendungen sind der Präze-
denzfall für eine Klassifizierung nach wesentlichen 
Verwendungszwecken (Europäische Kommission, 
2022d; Cousins et al., 2019; Garnett und Van Calster, 
2021; Kasten 5.2-3); für diese ist die Entwicklung von 
entsprechenden Kriterien und Beschränkungen 
wesentlich (Europäische Kommission, 2020d; Monfort, 
2021). Ein erster Vorschlag für ein gruppenbezogenes 
Verbot von PFAS wurde im Februar 2023 von der Euro-
päischen Chemikalienagentur veröffentlicht. Die Euro-
päische Kommission wird voraussichtlich 2025 über 
diesen Vorschlag entscheiden (ECHA, 2023).

5.2.2.5
Zwischenfazit: von Negativlisten zu gemeinsamen 
Leitbildern und gruppenbezogenen Verboten
Der in der EU vorgeschlagene Übergang von Einzel-
stoffbewertungen hin zu gruppenbezogenen Verboten 
ist zu begrüßen. Der WBGU spricht sich für ein Verbot 
der gesamten Stoffgruppe PFAS aus (im Anschluss an 
Cousins et al., 2020), wobei begründete Ausnahmen für 
spezifische wesentliche Verwendungszwecke zulässig 
sein sollten. Dieser Ansatz sollte nicht nur auf die 
REACH-Verordnung, sondern auch auf das Stockhol-
mer Übereinkommen angewendet werden. Ausnahmen 
für wesentliche Verwendungszwecke sollten nur rest-
riktiv zugelassen werden. Um die negativen Auswir-
kungen auf die Gesundheit von Menschen und Umwelt 
möglichst gering zu halten, sollte für wesentliche Ver-
wendungszwecke eine Pflicht zu überwachten Kreis-
läufen mit Rücknahmepflichten und Nachsorgemaß-
nahmen seitens der herstellenden Firmen und Nut-
zer:innen eingeführt werden. Zu verbinden sind diese 
Governancereformen mit einer rechtlichen Veranke-

rung umfassender Leitbilder, die nicht nur auf kurzfris-
tige Reaktionen, sondern auf einen langfristigen siche-
ren Umgang mit Chemikalien zielen. Bestehende Leit-
bilder wie Zero Pollution und Kreislaufwirtschaft (Kap. 
5.2.1.2) deuten darauf hin, dass eine langfristige Pers-
pektive und ein möglichst einheitlicher regulatorischer 
Rahmen für die Chemikaliengovernance auf internatio-
naler Ebene erforderlich sind. 

5.2.3
Arzneimittel und pharmazeutische Reststoffe: 
eine umfassende Führung in Kreisläufen ist nicht 
möglich

Arzneimittel und Medizinprodukte sind für die Behand-
lung von Krankheiten und für die Erhaltung der 
menschlichen Gesundheit unverzichtbar. Gleichzeitig 
kann es durch mangelhafte Produktionsbedingungen, 
Anwendung und Entsorgung zu einer unkontrollierten 
Freisetzung pharmazeutischer Reststoffe in die Umwelt 
kommen. Dies trägt zum Klimawandel und zur Gefähr-
dung von Ökosystemen bei, was sich negativ auf die 
menschlichen Gesundheit auswirkt. Der Bereich Arz-
neimittel spielt eine wichtige Rolle bei Transformatio-
nen zu nachhaltigen und resilienten Gesundheitssyste-
men insgesamt (Kap. 6.3.4, 6.3.5).

5.2.3.1
Verschmutzung durch pharmazeutische 
Reststoffe: Ein weltweit zunehmendes Problem
Pharmazeutische Wirkstoffe und ihre Abbauprodukte 
können über den kompletten Lebenszyklus von der 
Produktion über die Verwendung bis hin zur Entsor-
gung in die Umwelt gelangen. Sie belasten insbeson-
dere die aquatische Umwelt, wo weltweit mit regiona-
len Unterschieden bis heute insgesamt 992 verschie-
dene pharmakologisch wirksame Stoffe festgestellt 
wurden (UBA, 2021). Dabei korreliert das Auftreten 
von Medikamenten in der Umwelt mit dem lokalen Ver-
brauch (Berliner Wasserbetriebe, 2019). Je nach Wirk-
stoff können bei der Anwendung bis zu 90    % als aktive 
Substanzen ausgeschieden werden (Europäische Kom-
mission, 2019b). Global finden sich in Oberflächen-
gewässern vor allem Diuretika (harntreibende Medika-
mente), Antidiabetika (blutzuckersenkende Medika-
mente), Antiepileptika (bei Epilepsie eingesetzte 
 Medikamente) und iodierte Röntgenkontrastmittel. 
Neben der direkten Einleitung von Produktionsabwäs-
sern sind die wichtigsten Eintragspfade für Humanarz-
neistoffe kommunale Kläranlagen und für Tierarznei-
stoffen die Ausbringung von Gülle (Abb. 5.2-3). Maß-
geblich für die Umweltrelevanz pharmazeutischer Rest-
stoffe sind ihre Toxizität, ihre Persistenz, ihr Potenzial 
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Kasten 5.2-3

Ausnahmen für wesentliche Verwendungszwecke 
(Essential Uses)

Das Konzept „wesentlicher Verwendungszwecke“ (Essential 
Uses) gilt als neuartiger Regulierungsansatz, der insbesonde-
re für PFAS diskutiert wird, aber auch auf andere chemische 
Stoffe mit Gefährdungspotenzial übertragbar sein könnte 
(Cousins et al., 2019; Garnett und Van Calster, 2021; Euro-
päische Kommission, 2020d).

Die Zulässigkeit der Nutzung bestimmter gesundheitsge-
fährdender Stoffgruppen wird demnach vom Verwendungs-
zweck abhängig gemacht und nur für wesentliche Verwen-
dungszwecke erlaubt. Auf Stoffgruppen bezogene Verbote 
sollen insofern verhältnismäßig umgesetzt werden. Das 
Konzept der Essential Uses hat seine Ursprünge im US-ame-
rikanischen Recht (Garnett und Van Calster, 2021). Zentral 
verankert ist ein solcher Ansatz auch auf internationaler 
Ebene im Montrealer Protokoll über Stoffe, die zum Abbau 
der Ozonschicht führen: Seit der Vierten Vertragsstaatenkon-
ferenz zum Montrealer Protokoll im Jahr 1992 werden für 
wesentliche Verwendungszwecke Ausnahmen ermöglicht, 
die mit besonderen Auflagen und Kriterien verbunden sind. 
Demnach gilt ein Verwendungszweck als wesentlich, „wenn:
1. [der Verwendungszweck] notwendig für die Gesundheit, 

Sicherheit oder entscheidend für das Funktionieren der 
Gesellschaft (einschließlich kultureller und intellektueller 
Aspekte) ist; und 

2. es keine technisch und wirtschaftlich machbaren Alterna-
tiven oder Ersatzstoffe gibt, die unter dem Gesichtspunkt 
der Umwelt und der Gesundheit akzeptabel sind“.

Die Zulassung darf nur erfolgen, „wenn: 
1. alle wirtschaftlich machbaren Schritte unternommen 

wurden, um die wesentliche Verwendung und jegliche 
damit verbundene Emissionen des geregelten Stoffes auf 
ein Minimum zu beschränken; und 

2. der geregelte Stoff nicht in ausreichender Menge und 
Qualität aus vorhandenen Beständen gelagerter oder 
recycelter geregelter Stoffe verfügbar ist, auch unter 
Berücksichtigung des Bedarfs der Entwicklungsländer an 
geregelten Stoffen“

(Dec. IV/25 der 4. Vertragsstaatenkonferenz zum Montrealer 
Protokoll; eigene Übersetzung).

Das Konzept der Essential Uses wird bereits implizit zur 
Bestimmung von Ausnahmen für Stoffverbote herangezogen, 
z.  B. nach dem Stockholmer Übereinkommen und der REACH-
Verordnung (Garnett und Van Calster, 2021). Allerdings 
bestehen hier keine dem Montrealer Protokoll vergleichbaren 
Kriterien zur Bestimmung eines wesentlichen Verwendungs-
zwecks oder für erforderliche Auflagen. Es gibt Vorschläge 
aus der Wissenschaft, das Konzept verstärkt auch für PFAS 
einzusetzen (Blum et al., 2015; Ritscher et al., 2018), sowie 
Vorschläge für die Kategorisierung unterschiedlicher Verwen-
dungszwecke (Tab. 5.2-1). Deutlich wird, dass insbesondere 
Konsumprodukte in der Regel nicht als wesentliche Verwen-
dungszwecke zu qualifizieren sind.

Die Feststellung, ob ein PFAS-Verwendungszweck wesent-
lich ist, ist keineswegs trivial, denn PFAS zeichnen sich durch 
eine große Vielfalt aus und ausreichende Informationen zu 
Alternativstoffen fehlen (Glüge et al., 2022). Vor allem in 
Industrieprozessen sind komplexe Abwägungen und die 
Abschätzung von Alternativen erforderlich (Glüge et al., 
2022). Zudem besteht kein einheitliches Verständnis darüber, 
welche Verwendungszwecke als wesentlich erachtet werden. 
Im Kontext des Montrealer Protokolls werden z.  B. einigen 
Ländern weiterhin Ausnahmen zur Nutzung vom Methylbro-
mid im Erdbeeranbau gewährt, darunter Australien und 
Kanada (Dec.  XXXIII/6 der 23.  Vertragsstaatenkonferenz 
zum Montrealer Protokoll). Eine ähnlich zurückhaltende Aus-
legung der ausnahmewürdigen Kriterien bei der Anwendung 
des Essential-Uses-Konzepts auf PFAS würde seine Wirksam-
keit deutlich einschränken.

Tabelle 5.2-1
Vorschlag zur Kategorisierung der Verwendungszwecke von Schadstoffen nach nicht wesentlich, ersetzbar und wesentlich. 
Die Wesentlichkeit sollte dabei nicht als dauerhaft festgestellt angesehen werden, sondern es sollte konstanter Druck 
bestehen, nach Alternativen zu suchen, um diese Verwendungszwecke in die Kategorie 2 zu verschieben.
Quelle: Cousins et al., 2019; eigene Übersetzung

Kategorie Definition PFAS-Beispiele

„Nicht  
wesentlich“

Verwendungszwecke, die für Gesundheit und Sicher-
heit sowie die Funktionsweise der Gesellschaft nicht 
wesentlich sind. Die Verwendung dieser Stoffe wird in 
erster Linie durch Marktchancen angetrieben

Zahnseide, wasserabweisende 
Surfer-Shorts, Ski-Wachs 

„Ersetzbar“ Verwendungszwecke, die als wesentlich angesehen 
werden, weil sie wichtige Funktionen erfüllen, für die 
jedoch inzwischen Alternativen entwickelt wurden, die 
eine gleichwertige Funktionalität und angemessene 
Leistung aufweisen, sodass die Verwendungszwecke 
der Stoffe nicht mehr wesentlich sind

Die meisten Verwendungszwecke 
wässriger filmbildender Schäume, 
bestimmte wasserbeständige 
Textilien

„Wesentlich“ Verwendungszwecke, die als wesentlich gelten, weil 
sie notwendig für Gesundheit, Sicherheit oder andere 
höchst wichtige Zwecke sind und für welche sich bis 
jetzt noch keine Alternativen etabliert haben

Bestimmte medizinische Geräte, 
Arbeitsschutzkleidung
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zur Bioakkumulation und ihre Wasserlöslichkeit. 
Da älteren Menschen im Durchschnitt häufiger und 

mehr Medikamente verordnet werden, wird der demo-
graphische Wandel voraussichtlich zu einem steigenden 
Arzneimittelverbrauch und damit zu höheren Einträgen 
in das kommunale Abwasser und damit in die Umwelt 
führen.

5.2.3.2
Auswirkungen auf Gesundheit und Umwelt
Für viele Arzneimittel kann das Ausmaß ihrer Risiken 
für die Umwelt vor allem wegen fehlender Wirkungs-
daten und Langzeituntersuchungen nicht genau einge-
schätzt werden. Allerdings legen zahlreiche Studien 
negative Auswirkungen auf die Biodiversität nahe. So 
konnte eine Feminisierung männlicher Fische durch 
weibliche Geschlechtshormone aus Rückständen von 
Verhütungsmitteln nachgewiesen werden (Kidd et al., 
2007). Auch konnte gezeigt werden, dass Rückstände 
von Antidepressiva zu Verhaltensänderungen bei 
Fischen führen (Dzieweczynski et al., 2016). Die 
Anwendung des Schmerzmittels Diclofenac bei Rindern 
wurde mit einem drastischen Rückgang von Geierpopu-
lationen in Verbindung gebracht, die den Wirkstoff 
über die Kadaver behandelter Rinder aufgenommen 
hatten (Oaks et al., 2004).

Es gibt zudem die begründete Besorgnis, dass eine 
Anreicherung von Arzneimittelrückständen in Lebens-
mitteln wie dem Trinkwasser (Langzeit-)Effekte auf die 
menschliche Gesundheit haben kann. Daher wurden in 
Deutschland bereits mehrere pharmazeutische Wirk-
stoffe durch das Umweltbundesamt mit gesundheitli-
chen Orientierungswerten (GOW) belegt, die die Expo-
sition durch Trinkwasser begrenzen sollen (UBA, 2022c).

Gut beschrieben sind die negativen Auswirkungen 
von Antibiotika: Unkontrollierte Einträge in die Umwelt 
können durch die Entstehung von Antibiotikaresisten-
zen zu einer Gefährdung der menschlichen Gesundheit 
führen. Ursache dafür ist zum einen die übermäßige 
und unsachgemäße Anwendung von Antibiotika bei 
Menschen, die verschiedene Gründe hat: Antibiotika 
sind in vielen Ländern nicht rezeptpflichtig, sie werden 
vielfach ohne vorliegende bakterielle Infektion ange-
wendet, zu niedrig dosiert oder für eine zu kurze Dauer 
eingenommen (Shrestha et al., 2018). Zum anderen 
trägt der Einsatz von Antibiotika in der industriellen 
Nahrungsmittelproduktion – sowohl bei Tieren als auch 
bei Pflanzen – zur Entstehung von Resistenzen bei 
(SRU, 2023: 65). Dort werden Antibiotika nicht nur 
eingesetzt, um Infektionskrankheiten vorzubeugen 
oder zu behandeln, sondern auch, um das Wachstum 
der Tiere zu fördern (Shrestha et al., 2018; Davies und 
Davies, 2010; McManus et al., 2002). Im Abwasser von 
Schlachtbetrieben konnten multiresistente Keime 
nachgewiesen werden, die selbst gegen das Reserve-
antibiotikum Colistin resistent waren (Exmer et al., 
2020). Für Aquakulturen wurde zwischen 2007 und 
2017 über den Einsatz von mehr als 5.500 t Antibiotika 
in der Lachsindustrie berichtet, was einer Menge von 
ca. 500 g Antibiotikum pro Fisch entspricht (Higuera-
Llanten et al., 2018). In der Landwirtschaft wurde die 
Weitergabe resistenter Bakterienstämme zwischen 
unterschiedlichen Nutztierarten und die Übertragung 
von Tieren auf Menschen nachgewiesen, z.  B. auf 
Beschäftigte von Farmen und im Schlachtgewerbe. 
Auch in den hergestellten Produkten wie Fleisch und 
Frischmilch wurden resistente Bakterien gefunden 
(Parisi et al., 2019; Salyers et al., 2004). Rund 700.000 

Abbildung 5.2-3
Eintragspfade von Human- und 
Tierarzneistoffen in die aquati-
sche Umwelt. Humanarzneistof-
fe können über Ausscheidungen 
und unsachgemäße Entsorgung 
ins Abwasser und von dort 
in Kläranlagen gelangen. Von 
dort werden sie über geklärtes 
Abwasser und Klärschlamm in 
den Boden, ins Oberflächenwas-
ser und von dort ins Grundwas-
ser eingetragen. Tierarzneimittel 
gelangen entweder direkt über 
Ausscheidungen oder über aus-
getragene Gülle in den Boden, 
ins Oberflächenwasser und von 
dort ins Grundwasser. Arznei-
stoffe im Grundwasser können 
zu einer verminderten Qualität 
des Trinkwassers führen.
Quelle: UBA, 2014
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Menschen sterben Schätzungen zufolge jedes Jahr an 
Infektionen mit multiresistenten Keimen, also solchen 
Bakterien, gegen die mehrere Antibiotikaklassen nicht 
mehr wirksam sind (Shrestha et al., 2018). Aufgrund 
der gravierenden Resistenzlage wird sogar davor 
gewarnt, dass wir uns mit Blick auf Infektionskrank-
heiten auf dem besten Weg in eine Zeit befinden, die 
mit jener vor der Entdeckung der Antibiotika zu ver-
gleichen ist (Davies und Davies, 2010). Die WHO 
spricht von einer der größten Bedrohungen für die glo-
bale Gesundheit (WHO, 2022s).

Arzneimittel haben darüber hinaus einen relevan-
ten Anteil an den Treibhausgasmissionen des Gesund-
heitssektors. In seinem Net Zero Plan berichtet der 
National Health Service (NHS) des Vereinigten König-
reiches, dass 20    % seiner CO2-Emissionen mit Arznei-
mitteln und Chemikalien zusammenhängen (NHS, 
2022). Hinzu kommen direkte Treibhausgasemissionen 
durch inhalative Anästhetika (gasförmige Narkosemit-
teln) und aus Dosieraerosolen, die bei Patient:innen 
mit Atemwegserkrankungen wie Asthma angewendet 
werden (Kasten 5.2-4).

5.2.3.3
Governance von Arzneimitteln: 
Herausforderungen und Defizite
International unterliegt die Herstellung von Arzneimit-
teln der „Good Manufacturing Practice“ (GMP). Dazu 
liegen unter anderem Leitlinien der EU, der WHO und 
des International Council for Harmonisation of Techni-
cal Requirements for Pharmaceuticals for Human Use 
(ICH) vor (WHO, 2014b; Europäische Kommission, 
2022g; ICH, 2000). In diesen Leitlinien werden Umwelt-
aspekte aber bislang – wenn überhaupt – nur am Rande 
berücksichtigt. Zumindest in Bezug auf Antibiotikare-
sistenzen gibt es erste Bestrebungen, diese Leerstelle zu 
füllen. So hat das WHO Expert Committee on Specifica-
tions for Pharmaceutical Preparations (ECSPP) im Jahr 
2019 ein Papier über die Umweltaspekte der guten 
Herstellungspraxis antimikrobieller Wirkstoffe verab-
schiedet, das spezifisch das Abfall- und Abwasserma-
nagement behandelt (Environmental Aspects of Good 
Manufacturing Practices; WHO, 2019c).

In der Europäischen Union unterliegt das EU-weite 
Inverkehrbringen von Arzneimitteln der Pflicht der 
Zulassung durch die Europäische Arzneimittel-Agentur. 
Im Rahmen des Zulassungsverfahrens eines Arzneimit-
tels erfolgt zwar eine systematische Erhebung von 
Nebenwirkungen für Patient:innen, Daten zu Arznei-
mittelrückständen in der Umwelt und zu damit verbun-
denen unbeabsichtigten Wirkungen werden aber nicht 
systematisch erhoben – Umweltschutz ist derzeit kein 
Ziel der Arzneimittelzulassung. Auch in der momenta-
nen Verschreibungspraxis von Ärzt:innen finden 

Umweltauswirkungen von Arzneimitteln in der Regel 
kaum oder keine Berücksichtigung. Pharmazeutische 
Wirkstoffe fallen darüber hinaus nicht unter die 
REACH-Verordnung (Art. 2 Abs. 5 f. REACH-VO; Kas-
ten 5.2-2), weshalb keine Registrierung und Zulassung 
notwendig ist.

In der EU existieren jüngst Bestrebungen, negative 
Auswirkungen von pharmazeutischen Reststoffen auf 
die Umwelt und damit mittelbar auf die menschliche 
Gesundheit in Zukunft zu verringern. Ein Abschnitt der 
Arzneimittelstrategie für Europa befasst sich mit der 
Stärkung der Resilienz, diversifizierten und sicheren 
Lieferketten sowie der Nachhaltigkeit von Arzneimit-
teln (Europäische Kommission, 2020f). Weitere Vorha-
ben auf europäischer Ebene finden sich im strategi-
schen Ansatz der EU für Arzneimittel in der Umwelt 
(Europäische Kommission, 2019b).

Zur Vermeidung von Antibiotikaresistenzen hat die 
EU im Europäischen Aktionsplan zur Bekämpfung 
 antimikrobieller Resistenzen sowie in der Verordnung 
(EU) 2019/6 über Tierarzneimittel verschiedene Maß-
nahmen festgelegt (Europäische Kommission, 2017a). 
Der Geltungsbereich dieser Verordnung bezieht sich 
dabei auch auf Tiere und tierische Produkte, die in die 
EU importiert werden. Als weiteren Bestandteil der 
Verordnung hat die EMA im Jahr 2022 Empfehlungen 
ausgesprochen, welche Antibiotika für die Behandlung 
spezieller Infektionskrankheiten bei Menschen reser-
viert bleiben sollten (EMA, 2022). Nach Veröffentli-
chung der Empfehlungen wurde kritisiert, dass manche 
in der Tiermast weit verbreitete Reserveantibiotika wie 
Colistin nicht in der Liste enthalten sind (HCWH, 2022).

5.2.3.4
Zwischenfazit: Erfassung und Regulierung der 
Umweltauswirkungen von Arzneimitteln stecken 
in den Kinderschuhen
Die Belastung der Umwelt durch Arzneimittelrück-
stände ist eine besondere Herausforderung: Durch die 
ubiquitäre Verwendung von Medikamenten lässt sie 
sich nur schwer eindämmen und wird in den nächsten 
Jahren durch einen erhöhten Verbrauch vermutlich wei-
ter zunehmen. Arzneimittel sind eine häufige Ausnahme 
in gesetzlichen Regelungen zur Verbreitung von Stoffen 
in der Umwelt. In Leitlinien und gesetzlichen Regelun-
gen, die speziell Arzneimittel betreffen, sind Umwelt-
aspekte häufig nicht oder nur unzureichend berück-
sichtigt. Auch bei der Anwendung von Arzneimitteln 
finden Umweltaspekte kaum oder keine Berücksichti-
gung. Erste Ansätze in der EU zur Regulierung negativer 
Umweltwirkungen von Arzneimitteln, wie die im Okto-
ber 2022 novellierte Richtlinie 91/271/EWG über die 
Behandlung von kommunalem Abwasser, sollten aus 
Sicht des WBGU ausgeweitet und bestehende Ausnah-
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men für Arzneimittel auf den Prüfstand gestellt werden.

5.2.4
Handlungsempfehlungen

Die Verschmutzung der Umwelt mit gefährlichen Stof-
fen bildet zusammen mit der Biodiversitäts- und der 
Klimakrise eine Dreifachkrise. Verschmutzung umfasst 
zahlreiche klassische Umweltherausforderungen, wie 
die Boden-, Luft- und Wasserverschmutzung. Sie wird 
jedoch politisch insgesamt zu niedrig priorisiert. Die 
Verschmutzung mit persistenten, bioakkumulativen 
und mobilen toxischen Stoffen sollte in der internatio-
nalen Politik einen gleichrangigen Stellenwert wie die 
Bereiche Klimawandel und Biodiversitätsverlust ein-
nehmen. Zudem fehlt es an einer Bündelung des welt-
weiten Sachverstands zum Thema Verschmutzung.

Um die ambitionierten Leitbilder und Prinzipien tat-
sächlich umzusetzen, ist ein neues System der Chemika-
liengovernance erforderlich, das national, in der EU und 

ähnlichen regionalen Verbünden, in Club-Ansätzen, 
bestenfalls aber international etabliert werden sollte.

5.2.4.1
Zero Pollution und Kreislaufwirtschaft als 
Leitbilder international etablieren
Der WBGU empfiehlt, ein weltweites Rahmenüberein-
kommen zur Bekämpfung von Verschmutzung durch 
gefährliche Stoffe und insbesondere durch toxische und 
persistente Chemikalien zu vereinbaren und dadurch 
die Leitbilder Zero Pollution und Kreislaufwirtschaft 
international zu etablieren. Damit kann insbesondere 
eine langfristige Perspektive in der Chemikaliengover-
nance verankert werden. Aktuelle Gelegenheitsfenster 
für die Stärkung dieser Leitbilder bieten außerdem z.  B. 
die Verhandlungen zum Nachfolgeinstrument des Stra-
tegischen Ansatzes zum internationalen Chemikalien-
management (SAICM), die Verhandlungen zum UN-
Abkommen über Plastikmüll sowie die Gesetzesinitiati-
ven der EU im Rahmen des Europäischen Green Deals. 
Darüber hinaus sollten die Leitbilder in der Umsetzung 

Kasten 5.2-4

Medikamente mit direkter Treibhauswirkung

Inhalative Anästhetika
Um eine Allgemeinanästhesie („Vollnarkose“) aufrecht zu 
erhalten, werden häufig inhalative Anästhetika verwendet. 
Sie werden im Körper nicht (oder nur zu einem sehr gerin-
gen Anteil) verstoffwechselt und über die Atemluft wieder 
abgegeben. Zu den inhalativen Anästhetika werden flüchtige 
Anästhetika (wie Sevofluran, Desfluran, Isofluran, Enfluran, 
Halothan) und Lachgas (N2O) gezählt. Sevofluran und Desflu-
ran sind Fluorkohlenwasserstoffe (FKW); Isofluran, Enfluran 
und Halothan sind Fluorchlorkohlenwasserstoffen (FCKW). 
Alle diese Gase haben ein deutlich stärkeres Treibhauspoten-
zial als CO2. FCKW und Lachgas haben zudem auch ozonschä-
digende Effekte (Vollmer et al., 2015; Andersen et al., 2012; 
Charlesworth und Swinton, 2017; Oyaro et al., 2005; Özelsel 
et al., 2019).

Aktuell werden diese Stoffe nach Verwendung unreguliert 
direkt in die Atmosphäre abgegeben. Der NHS quantifiziert 
den Anteil von inhalativen Anästhetika und Treibgasen aus 
Dosieraerosolen (siehe unten) an seinen gesamten Treibhaus-
gasemissionen mit 5    % (NHS, 2022). In der Atmosphäre ist 
vor allem Desfluran zu finden, welches um ein vielfaches 
treibhauswirksamer ist als die übrigen flüchtigen Anästhetika 
(Vollmer et al., 2015). Noch weniger Beachtung finden bisher 
die Emissionen, die durch die Anwendung in der Tierzucht 
und -mast (z.  B. bei der Ferkelkastration) sowie in Versuchs-
tierlaboren stattfinden. Auch dort werden relevante Mengen 
flüchtiger Anästhetika eingesetzt, genaue Erhebungen exis-
tieren allerdings bisher nicht.

Anästhesiologische Fachgesellschaften fordern, die Ver-
wendung der besonders treibhauswirksamen inhalativen 
Anästhetika Desfluran und Lachgas möglichst einzuschrän-

ken und stattdessen weniger klimaschädliche Alternativen zu 
nutzen, die in sehr vielen Fällen medizinisch geeignet sind. 
Außerdem könnten flüchtige Anästhetika die ersten Medika-
mente werden, die wiederverwendet werden: Sie in Filtern 
aufzufangen ist bereits technisch möglich, in Zukunft sollen 
sie auch wiedergewonnen, recycelt und erneut als Medika-
ment eingesetzt werden (Schuster et al., 2020; Hinterberg 
et al., 2022). Auch das Auffangen von Lachgas ist technisch 
möglich; es kann zwar nicht wiederaufbereitet, aber zumin-
dest durch Zerstörung sicher entsorgt werden (NHS, 2022).

Dosieraerosole
Zu Dosieraerosolen gibt es bisher noch keine globalen Über-
sichtsdaten, doch der NHS gibt an, dass sie 3,5    % seiner Treib-
hausgasemissionen verursachen (UK Parliament, 2018; 
DEGAM, 2022). Dosieraerosole werden vor allem zur Thera-
pie von chronischen Atemwegserkrankungen wie Asthma 
bronchiale und chronisch obstruktive Lungenerkrankung 
(COPD) eingesetzt. Die meisten Dosieraerosole verwenden 
Treibgase, die den Wirkstoff in ein Aerosol verwandeln. Dafür 
werden seit dem weitgehenden Verbot der FCKW entweder 
Norfluran oder Apafluran genutzt. Beide sind zwar nicht 
ozonschädigend, aber um ein vielfaches klimaschädlicher als 
CO2 (DEGAM, 2022; Myhre et al., 2013). Inzwischen gibt es 
zahlreiche Bestrebungen, auf die deutlich weniger klima-
schädlichen Pulverinhalatoren umzustellen. So wurde 2022 in 
Deutschland eine neue Leitlinie veröffentlicht, die in vielen 
Fällen den Gebrauch der weniger klimaschädlichen Alternati-
ve empfiehlt (DEGAM, 2022). Die Verwendung von Dosier-
aerosolen unterscheidet sich weltweit derzeit erheblich: in 
den USA und Großbritannien werden sie vergleichsweise 
häufig eingesetzt, in anderen Ländern wie Japan und Schwe-
den deutlich seltener (Janson et al., 2020; Pritchard, 2020). 
Allein durch eine Änderung der Verschreibungspraxis könn-
ten in England bis zu 550.000  t CO2-Äquivalent eingespart 
werden (Janson et al., 2020).
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der Agenda 2030 sowie in der Post-2030-Agenda pro-
minent verankert werden.

Zero Pollution sollte so interpretiert werden, dass 
ein Mensch-Umwelt-Verhältnis gestaltet wird, in dem 
durch Menschen verursachte Emissionen weder Men-
schen selbst noch der Umwelt schaden. Dies meint 
keine Nullemissionen, sondern dass die Verschmutzung 
von Luft, Wasser und Böden auf ein Niveau gesenkt 
wird, das kein Risiko für die Gesundheit und die natür-
lichen Ökosysteme darstellt und planetare Leitplanken 
respektiert, sodass eine schadstofffreie Umwelt 
geschaffen wird (angelehnt an Europäische Kommis-
sion, 2021j). Dies entspricht der vom WBGU vorge-
schlagenen planetaren Leitplanke zur Begrenzung der 
Gefährdung durch langlebige anthropogene Schad-
stoffe (WBGU, 2014b).

Um Zero Pollution zu erreichen, ist das Leitbild der 
Kreislaufwirtschaft entscheidend. Viele Chemikalien 
sind essenziell für wirtschaftliche Prozesse sowie die 
Funktionalität von technischen Produkten und teil-
weise (noch) nicht substituierbar. Zugleich führt ihre 
Freisetzung zu Umweltverschmutzung und Gesund-
heitsrisiken. Deshalb muss sichergestellt werden, dass 
sie in technischen Kreisläufen gehalten werden oder bei 
ihrer Verwendung nicht in die Umwelt gelangen. Dies 
muss in internationaler Zusammenarbeit geschehen, da 
sich die Verbreitung vieler Chemikalien in der Bio-
sphäre nicht lokal begrenzen lässt. Zu beachten ist 
dabei, dass schadstoffhaltige Materialien nicht unein-
geschränkt der Wiederverwertung und dem Recycling 
zugeführt werden können (Europäische Kommission, 
2018; Kummer, 2018). Die wegen fehlender Recycling-
fähigkeit angewandten Downcyclingverfahren können 
zudem zu besorgniserregenden Akkumulationen 
gesundheitsschädlicher Stoffe führen. Schadstoffhal-
tige Materialien und potenziell gefährliche Chemikalien 
in möglichst geschlossenen Kreisläufen zu führen 
erfordert dabei ein entsprechendes Design der Materia-
lien und Produkte. Zudem kann die Kreislaufführung 
durch Rücknahmepflichten der herstellenden Firmen 
verbessert werden. Für Stoffe, die auch in Zukunft 
nicht ohne Weiteres in Kreisläufen geführt werden 
können, wie Arzneimittel und Haushaltschemikalien, 
ist die Schaffung effektiver Senken zentral, z.  B. im 
Rahmen einer weitergehenden Abwasserreinigung 
durch entsprechend ausgerüstete Kläranlagen.

5.2.4.2
Prävention und Vorsorge als handlungsleitende 
Prinzipien umsetzen 
Das Präventions- und das Vorsorgeprinzip sollten der 
Chemikaliengovernance als handlungsleitende Prinzi-
pien dienen, um verspätete Reaktionen und die Not-
wendigkeit der nachträglichen Reparatur angerichteter 

Schäden zu vermeiden (Kasten 3.1-1). Hierfür ist ent-
sprechendes Wissen nötig, um Gefahren durch neue 
Stoffe rechtzeitig zu erkennen und entsprechende Risi-
ken abzuschätzen, sowie frühzeitiges Handeln zu 
ermöglichen (siehe auch SRU, 2023 [Kap. 6]). Das 
international anerkannte Vorsorgeprinzip ist bereits in 
der REACH-Verordnung (Art. 1 Abs. 3 REACH-VO) und 
im Stockholmer Übereinkommen (Art. 1 POP-Konven-
tion) verankert. Das Vorsorgeprinzip sollte aber gene-
rell für alle gesundheitsgefährdenden Chemikalien und 
Stoffe gelten. Der WBGU empfiehlt für die Gestaltung 
einer präventiven und vorsorgenden Chemikaliengo-
vernance:

 > Rechtlich verbindliche Grenzwerte, die Obergrenzen 
für in einem Umweltmedium messbare Stoffbelas-
tungen festlegen (= Immissionsgrenzwerte). Sie sind 
an vulnerablen Gruppen (z.  B. Säuglinge, Kinder, 
Senioren, chronisch kranke Personen) und an emp-
findlichen Ökosystemen ausgerichtet. Die Festle-
gung der Grenzwerte sollte in einem gemeinsamen 
Prozess durch Umwelt- und Gesundheitsexpert:in-
nen erfolgen. Sie sollten zudem in den Nachhaltig-
keitsindikatoren der SDG-Nachfolgeziele berück-
sichtigt werden.

 > Rechtlich verbindliche Minimierungsgebote sollten 
die Grenzwerte in Bezug auf den Einsatz schädlicher 
Stoffe, die unverzichtbar sind, flankieren.

 > Normierung der Herstellung und des Inverkehrbrin-
gens von Stoffen und Produkten, die auf Basis von 
Lebenszyklusanalysen sicher und nachhaltig ausge-
staltet sind (safe and sustainable by design; Europäi-
sche Kommission, 2020j; Caldeira et al., 2022). Dies 
beinhaltet die Maximierung der Wiederverwertbar-
keit von Stoffen und Produkten bei gleichzeitiger 
Minimierung der Risiken für Menschen und Umwelt 
– während Rohstoffabbau, Produktion, Lagerung, 
Konsum und Wiedergewinnung von Sekundärroh-
stoffen aus Auslaufprodukten (End-of-Life-Pro-
dukte). Hierbei muss der Einsatz besonders risiko-
reicher Stoffe ausgeschlossen und ihr Einsatz in 
unvermeidlichen Fällen (z.  B. Arzneimittel) so weit 
wie möglich reduziert werden.

5.2.4.3
Neue Chemikaliengovernance mit internationalem 
Zulassungsregime ausstatten
Die punktuelle Regulierung durch die Basler, Rotterda-
mer und Stockholmer Übereinkommen und andere sek-
torale Regelungen sind zu inkrementell, lückenhaft und 
langsam, um den Herausforderungen einer nachhalti-
gen Chemikaliengovernance gerecht zu werden. Für 
eine erfolgreiche Umsetzung von Zero Pollution und 
Kreislaufwirtschaft im Chemikalienbereich wäre ein 
weltweites Rahmenübereinkommen zur Bekämpfung 
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von Verschmutzungen durch gefährliche Stoffe erfor-
derlich. Ein Kernbestandteil davon sollte ein internatio-
nales Zulassungsregime für besonders besorgniserre-
gende Stoffe sein, das mit den hier vorgeschlagenen 
Mechanismen aber auch national, regional oder durch 
Club-Lösungen umgesetzt werden kann.

Das neue Zulassungsregime sollte ein präventives 
Verbot mit Erlaubnisvorbehalt für besonders gefährli-
che Stoffe beinhalten. Als besonders gefährlich gelten 
Stoffe, die persistente, mobile, bioakkumulative sowie 
toxische Eigenschaften aufweisen. Vorbild könnte ein 
weiterentwickeltes REACH-System sein, das gruppen-
bezogene Verbote für besonders gefährliche Stoffgrup-
pen mit der Möglichkeit einer ausnahmsweisen Zulas-
sung für wesentliche Verwendungszwecke (Essential 
Uses) vorsieht. Der Sachverständigenrat für Umwelt-
fragen (SRU) hat konkrete Möglichkeiten zur Weiter-
entwicklung der REACH-Verordnung vorgelegt, auf die 
hier verwiesen wird (SRU, 2023). Insbesondere sind 
Kriterien zu entwickeln, die bestimmen, wann ein 
wesentlicher Verwendungszweck vorliegt. Es ist dabei 
absehbar, dass Konsumprodukte keine solchen Ver-
wendungszwecke darstellen (Kasten 5.2-3). Ausnah-
men für wesentliche Verwendungszwecke sind mit 
einer Nebenbedingung zu versehen, die die Kreislauf-
führung und Schutzmaßnahmen in der Nutzungsphase 
erfasst, wie Nachsorge- und Rücknahmepflichten. Um 
diese zu erfüllen, sind durch die herstellenden Firmen 
Verfahren zu entwickeln, wie Stoffe so behandelt wer-
den können, dass sie ihre schädlichen Eigenschaften 
verlieren. Die Zulassung eines Stoffes mit gefährlichen 
Eigenschaften erfolgt nur, wenn bestimmte Zulassungs-
anforderungen erfüllt sind. Die Darlegungs- und Nach-
weispflicht, insbesondere in Bezug auf die Gesund-
heits- und Umweltverträglichkeit eines Stoffes, sollte 
dem Antragsteller und nicht der Zulassungsstelle oblie-
gen. Dies dient der Schonung von Regulierungskapazi-
täten. Im Gegenzug können die Zulassungsverfahren 
durch Fristsetzungen für Entscheidungen der Zulas-
sungsbehörden beschleunigt werden (EEB, 2022). Die 
vom Antragsteller zu erbringenden Nachweise können 
etwa durch Lebenszyklusanalysen der Produkte und 
Prozesse mit den entsprechenden Stoffen erfolgen. 
Hierfür müssen international einheitliche Bewertungs-
kriterien zur Prüfung des Gefährdungspotenzials von 
Stoffen festgelegt werden.

Die Verabschiedung einer globalen Vereinbarung ist 
ambitioniert, hat aber den Vorteil in diesem speziali-
sierten Bereich der Chemikalienentwicklung eine welt-
weit einheitliche Anlaufstelle zu schaffen. Gemeinsame 
Regulierungskapazitäten könnten auch Niedrigeinkom-
mensländer vom Aufwand der Chemikalienregulierung 
entlasten.

Um ein solches Regulierungssystem zu ermöglichen 

sind weitere Schritte erforderlich: 
 > Es ist eine vollständige Quantifizierung und Lokali-

sierung (Rohstoffproduktion, Bauteile) aller für 
wesentliche Verwendungszwecke (Essential Uses) 
eingesetzten Stoffe nötig. Die gewonnenen Daten 
sollten digitalisiert werden, z.  B. in Form eines Pro-
duktpasses, der einen Stoffpass enthält, aber auch 
für einzelne Industrieanlagen mit Nebenprodukten

 > Zudem bedarf es einer sicheren Datenbasis über in 
der Produktion eingesetzte Stoffe, um eine Kreis-
laufwirtschaft zu ermöglichen. Zentral für die 
Umsetzung ist die Zugänglichkeit der erforderlichen 
Daten für die jeweiligen Akteure an den unter-
schiedlichen Stellen im Lebenszyklus eines Produk-
tes oder Stoffes. Hierfür ist eine Stärkung der Daten-
erhebung und des Datenaustausches zwischen den 
verschiedenen Sektoren und zuständigen Behörden 
erforderlich: Sowohl die Regulierungsbehörden als 
auch die einzelnen Akteure in Lieferketten und 
Abfallwirtschaft benötigen umfangreiche Informa-
tionen über Inhaltsstoffe von Produkten, deren 
Zusammensetzung und regenerativen Eigenschaf-
ten. Hierfür müssen geeignete digitale Instrumente 
geschaffen werden, die eine Zugänglichkeit zu rele-
vantem Wissen unter Wahrung von geistigen Eigen-
tumsrechten gewährleisten. 

 > Darüber hinaus sind geeignete technische Barrieren 
bei der Produktion bzw. nach der Nutzung durch 
eine weitergehende Abwasserbehandlung (z.  B. Ozo-
nung gefolgt von Aktivkohlefiltration) nötig, durch 
die besonders gefährliche Chemikalien zu weniger 
gefährlichen und biologisch leichter abbaubaren 
Reaktionsprodukten transformiert oder zurückge-
halten werden.

5.2.4.4
Zwischenstaatliche Science-Policy-Plattform zu 
Verschmutzung einrichten
Zur wissenschaftlichen Begleitung der entsprechenden 
Transformationsprozesse sollten der Klima- und Biodi-
versitätsgovernance vergleichbare Risikowissensstruk-
turen geschaffen werden. Eine zwischenstaatliche 
Science-Policy-Plattform für Chemikalien, Kreislauf-
wirtschaft und Verschmutzung nach Vorbild von Welt-
klimarat (IPCC) und Weltbiodiversitätsrat (IPBES) 
könnte den Sachstand aufarbeiten und dabei eine Wis-
sensbasis für verschiedene Akteure bilden. Der WBGU 
begrüßt, dass die UN-Umweltversammlung die Einrich-
tung eines solchen Gremiums für das Thema Chemika-
lien, Abfall und Verschmutzung bereits beschlossen hat 
(UNEA, 2022b). Inhaltlich sollte sich dieses u.  a. mit 
Lebenszyklusanalysen im Stoffbereich und Kriterien 
für wesentliche Verwendungszwecke (Essential Uses) 
befassen.
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5.2.4.5
Arzneimittelregulierung um die Berücksichtigung 
von Umweltaspekten erweitern
Bei Arzneimitteln und anderen Stoffen, bei denen eine 
vollständige Kreislaufführung nur schwer zu realisieren 
ist, sollte eine Zulassung nur nach einer positiven 
 Nutzen-Risiko-Abwägung erfolgen, die auch Umwelt-
aspekte einbezieht. Arzneimittel, die dennoch ein 
hohes Umweltrisiko aufweisen, sollten rezeptpflichtig 
sein. Ärzt:innen sollten speziell auf die Umweltrisiken 
solcher Arzneimittel hingewiesen werden, z.  B. in Form 
eines deutlichen Warnhinweises in der Fachinforma-
tion. Umweltwirkungen sollten auch in die Über-
wachung nach der Zulassung einbezogen werden. 
 Ausnahmen für Arzneimittel bei bestehenden und 
 geplanten  Regulierungen von Chemikalien und Liefer-
ketten sollten auf den Prüfstand gestellt werden. Für 
Arzneimittel, die in Europa zugelassen werden, sollten 
Umweltstandards für die Herstellung implementiert 
werden, z.  B. im Rahmen der guten Herstellungspraxis.

5.2.5
Forschungsempfehlungen

International einheitliche Kriterien für Life-Cycle 
Assessments von Chemikalien festlegen
Für Lebenszyklusanalysen müssen international ein-
heitliche Kriterien festgelegt werden, die weiter zu 
erforschen sind. Dafür eignet sich insbesondere das 
wissenschaftliche Beratungsgremium für Chemikalien, 
Abfall und Verschmutzung, dessen Einrichtung die UN-
Umweltversammlung beschlossen hat (UNEA, 2022b).

Wirkungs- und Langzeitdaten zu gefährlichen 
Stoffen sammeln
Für die Einschätzung des Umweltrisikos gefährlicher 
Stoffe (z.  B. PFAS und Arzneimittel) sind die Sammlung 
von Wirkungsdaten und Langzeituntersuchungen 
essenzielle Grundlagen.

Lösungen für den Zielkonflikt zwischen geistigen 
Eigentumsrechten und der Zugänglichkeit privater 
Daten entwickeln
Der erforderlichen Zugänglichkeit der nötigen Daten 
könnten rechtlich geschützte Betriebs- und Geschäfts-
geheimnisse sowie Rechte am geistigen Eigentum ent-
gegenstehen. Es besteht Forschungsbedarf, inwieweit 
diese subjektiven Rechte die Transparenz und Zugäng-
lichkeit der Daten einzuschränken vermögen.

Öffentliche Forschung zur Chemikaliengovernance 
stärken
Die nationale und internationale Forschung zur Chemi-
kaliengovernance wird erheblich durch Praktiker:innen 
aus der Chemiebranche dominiert. Es wäre wünschens-
wert, die öffentlich finanzierte Forschung in diesem 
Bereich zu stärken, um eine mögliche Beeinflussung 
von Forschungsergebnissen durch wirtschaftliche Ein-
zelinteressen zu vermeiden.

Treiber und Hemmnisse der PFAS-Regulierung 
aufdecken
Es besteht ein Forschungsdefizit zu Treibern und 
Hemmnissen der PFAS-Regulierung auf internationaler 
Ebene (Brennan et al., 2021).

Regulierungsübergreifende Instrumente entwickeln
Es sind übergreifende Instrumente zu entwickeln, die 
Sektoren instrumentell verschränken, z.  B. in Form 
einer PFAS-Regulierung des Wasserrechts, in Bezug auf 
Luftverschmutzung oder durch die REACH-Verordnung 
– und zwar in der EU und weltweit. Wie genau dies aus-
sehen kann, ist offen und sollte untersucht werden.

Chemikalienrecht international vergleichen
Um gegenseitige Lerneffekte zu ermöglichen und über 
Auswirkungen europäischer Rechtsänderungen auf 
andere Staaten zu lernen ist rechts- und policyverglei-
chende Forschung zum Chemikalienrecht (insbeson-
dere zum REACH-Ansatz) erforderlich. 

PFAS toxikologisch charakterisieren
Es sollte eine umfangreiche toxikologische Charakteri-
sierung von bisher weniger gut untersuchten PFAS 
erfolgen (z.  B. kurzkettige PFAS und Substitutions-
stoffe), die als Grundlage für adäquate Beurteilungs-
werte genutzt werden kann.

Substitutionsmöglichkeiten entwickeln
Es sollte Forschung zur Entwicklung nachhaltiger Subs-
tanzen und Materialien zur Substitution gesundheits-
gefährdender Stoffe und Forschung zum effizienten, 
emissionsfreien Recycling von zu ersetzender gesund-
heits- und umweltgefährdender Infrastruktur erfolgen.

Bedingungen für den Einsatz von 
Sekundärmaterialien erforschen
Zur Umsetzung von Nachsorgepflichten sollten Bedin-
gungen für den Einsatz von Sekundärmaterialien, die 
schädliche Stoffe enthalten, erforscht werden. Zudem 
sollten Verfahren entwickelt werden, die bereits frei-
gesetzte Stoffe den natürlichen Kreisläufen wieder ent-
ziehen (z.  B. durch weitergehende Verfahren der Was-
seraufbereitung).
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Konsument:innenverhalten bei Chemikalien und 
Arzneimitteln erforschen
Darüber hinaus sollte Forschung zur Förderung von 
Verhaltensänderungen in Bezug auf die Nutzung von 
Chemikalien und Arzneimitteln durch Konsument:in-
nen verschiedener Altersgruppen erfolgen.
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Nachhaltige und resiliente Gesundheitssysteme sollen Gesundheit unter Be-
achtung planetarer Leitplanken schützen und verbessern. Sie sind auf System-
schocks vorbereitet, haben starke öffentliche Gesundheitsdienste und nutzen 
integrierte Umwelt- und Gesundheitsinformationssysteme. Sie stoßen Trans-
formationen in anderen Sektoren an, indem sie gesunde und nachhaltige Le-
bensstile sowie die Gestaltung gesunder Lebensbedingungen fördern. Zentral 
ist die Verankerung von umweltsensibler Gesundheitsförderung und Präven-
tion als Leitprinzipien, die die Bedeutung gesunder Ökosysteme anerkennen.

Gesundheitssysteme sind durch die globalen Gesund-
heitskrisen (Kap.  2.2) mit neuen Herausforderungen 
konfrontiert, die es zu bewältigen gilt. Zugleich hat die 
Weiterentwicklung von Gesundheitssystemen das 
Potenzial, Hebelwirkungen für Transformationspro-
zesse in anderen Handlungsfeldern zu entfalten. In die-
sem Kapitel werden zunächst Gesundheitssysteme als 
Gegenstand definiert und abgegrenzt, grundlegende, 
klassische Anforderungen an sie beschrieben sowie die 
Konzepte Universal Health Coverage und Primary 
Health Care erläutert, die diese Anforderungen adres-
sieren. Danach werden neue Herausforderungen für 
Gesundheitssysteme vorgestellt, die sich aus globalen 
Umweltveränderungen ergeben, sowie Hemmnisse auf-
gezeigt, die der Bewältigung dieser Herausforderungen 
entgegenstehen. Als möglicher Lösungsansatz werden 
fünf Leitprinzipien entwickelt, die der WBGU für die 
Weiterentwicklung von Gesundheitssystemen als zen-
tral erachtet. Sie bieten Orientierung, damit Gesund-
heitssysteme auch in Zukunft ihre Kernaufgaben erfül-
len und darüber hinaus Transformationen in anderen 
Sektoren anstoßen können, z.  B. durch Verhältnisprä-
vention in der Stadtplanung. Im Anschluss werden 
Strategien aufgezeigt, wie Gesundheitsförderung und 
Prävention als transformative Hebel genutzt werden 
können, um gesunde und nachhaltige Lebensstile und 
-bedingungen zu befördern. Danach werden Optionen 
entwickelt, um Nachhaltigkeit und Resilienz in Gesund-
heitssystemen systematisch umzusetzen. Schließlich 

werden aus den vorangehenden Analysen Handlungs- 
und Forschungsempfehlungen abgeleitet.

6.1
Beschreibung von Gesundheitssystemen

Es existiert eine Vielzahl verschiedener Definitionen 
von Gesundheitssystemen. In Abhängigkeit vom jewei-
ligen Kontext werden unterschiedliche Anforderungen 
an diese herangetragen. Zudem existiert eine große 
Diversität von Zielvorstellungen, Prioritäten und Hand-
lungsansätzen, mittels derer Gesundheit weltweit 
geschützt und verbessert werden soll. Im Folgenden 
wird das diesem Gutachten zugrundeliegende Ver-
ständnis von Gesundheitssystemen geklärt.

6.1.1
Definition und Aufgaben von 
Gesundheitssystemen

Die Kernaufgaben von Gesundheitssystemen sind der 
Schutz und die Verbesserung menschlicher Gesundheit 
(zur WHO-Definition von Gesundheit siehe Kap. 2.2.4), 
was eine Grundlage für soziale und ökonomische Ent-
wicklung sowie für ein Leben in Würde und Wohlstand 
bildet (Erklärung von Alma-Ata; WHO, 1978). Ohne 
leistungsstarke und stabile Gesundheitssysteme sind 

Die transformativen Potenziale von 
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diese Ziele nicht zu erreichen (Winkelmann et al., 
2021). Leistungsstarke und stabile Gesundheitssys-
teme dienen der Absicherung des Menschenrechts auf 
Gesundheit, das z.  B. in Art. 12 des UN-Sozialpakts und 
Art.  2 Abs.  2 S.  1 GG verankert ist, und sind neben 
gesunden Lebensbedingungen Voraussetzung für 
Health Equity (Kap. 3.2). Durch den Fokus auf mensch-
liche Gesundheit wird klar, dass aktuelle Gesundheits-
systeme für Menschen gemacht sind. Die Gesundheit 
anderer Arten und die Gesundheit von Ökosystemen 
finden in aktuellen Gesundheitssystemen nur unzurei-
chend Berücksichtigung.

Die Lebensbedingungen und -stile von Menschen 
und damit soziale, ökonomische, politische und ökolo-
gische Determinanten von Gesundheit hängen auch 
von Faktoren ab, die nicht unmittelbar von Gesund-
heitssystemen bestimmt werden (WHO, 2022m). 
Handlungsfelder außerhalb von Gesundheitssystemen 
stellen beispielsweise die Lebensbereiche Ernähren 
(Kap. 4.1), Bewegen (Kap. 4.2) und Wohnen (Kap. 4.3), 
der Umgang mit den planetaren Gefahren durch 
 Klimawandel, Biodiversitätsverlust (Kap. 5.1) und Ver-
schmutzung (Kap.  5.2), Globale Governance (Kap.  7) 
sowie Bildung und Wissenschaft (Kap. 8) dar.

Nach einem von der WHO aufgestellten Rahmen-
werk (WHO, 2010b) sind Gesundheitssysteme durch 
sechs Kernkomponenten gekennzeichnet:
1. Bereitstellung von Gesundheitsdienstleistungen,
2. Gesundheitspersonal,
2. Gesundheitsinformationssysteme,
3. essenzielle Medikamente und wesentliche Techno-

logien,
4. Finanzierungsstrukturen und
5. Governance.
Gesundheitsdienstleistungen lassen sich darüber hinaus 
in gesundheitsfördernde, präventive (Krankheit vor-
beugende), kurative (auf Heilung ausgerichtete), reha-
bilitative (in die Gesellschaft wieder eingliedernde) und 
palliative (auf Symptomlinderung ausgerichtete, insbe-
sondere bei fortgeschrittener unheilbarer Krankheit) 
Gesundheitsdienstleistungen gliedern (WHO, 2010b).

Zusätzlich zu Gesundheitsdienstleistungen, die auf 
einzelne Individuen ausgerichtet sind, bestehen auch 
öffentliche Gesundheitsdienste, deren Ziel es ist, 
Gesundheit auf Bevölkerungsebene zu schützen und zu 
fördern, unter anderem durch die Ermöglichung gesun-
der Lebensbedingungen. Dies entspricht der Umsetzung 
des Ansatzes von Public Health (Kasten 2.1-2). In einem 
verbreiteten Rahmenwerk wurden zehn essenzielle 
Dienstleistungen für öffentliche Gesundheitsdienste 
definiert, die alle Gemeinden sicherstellen sollten. Dazu 
zählen unter anderem die Erfassung und Überwachung 
des Gesundheitsstatus der Bevölkerung und von Fakto-
ren, die Gesundheit beeinflussen, sowie beispielsweise 

die Untersuchung und Bewältigung von Gesundheits-
problemen und -gefahren und die Information der 
Bevölkerung über Gesundheitsthemen (CDC, 2023).

Die verschiedenen Komponenten von Gesundheits-
systemen greifen ineinander und beeinflussen sich 
gegenseitig. Der WBGU sieht eine besondere transfor-
mative Hebelwirkung in den Komponenten Gesund-
heitsdienstleistungen und Gesundheitspersonal; inso-
weit werden sie nachfolgend im Schwerpunkt behan-
delt. Daneben werden auch Gesundheitsinformations-
systeme, Finanzierungsstrukturen und Governance 
adressiert, da auch sie für Transformationen von 
Gesundheitssystemen in Richtung Nachhaltigkeit, Prä-
vention und Gesundheitsförderung notwendig sind. 
Erforderlich ist zudem ein umweltverträglicher Umgang 
mit Arzneimitteln und Technologien (Kap. 5.2.3).

Der Fokus dieses Kapitels liegt darüber hinaus auf 
Gesundheitssystemen in Hocheinkommensländern. 
Dort ist, verglichen mit vielen Ländern mit niedrigem 
und mittlerem Einkommen, eine grundlegende Gesund-
heitsversorgung zumeist weitgehend gewährleistet. 
Zudem besteht eine starke Steuerung des Staates durch 
Planung, Regulierung und Finanzierung von Gesund-
heitssystemen sowie durch Errichtung öffentlicher 
Gesundheitsdienste (Kasten  6.2-1). In Ländern mit 
niedrigem und mittlerem Einkommen stehen oft 
zunächst grundlegende Herausforderungen wie die 
ausreichende Bereitstellung von Gesundheitsdienst-
leistungen im Vordergrund, die nicht spezifisch durch 
globale Umweltveränderungen entstehen, wenngleich 
ihre Bewältigung durch diese erschwert wird 
(Kap. 6.2.2). Herausforderungen, die spezifisch durch 
globale Umweltveränderungen für gut ausgebaute und 
differenzierte Gesundheitssysteme bestehen, sowie 
Lösungsstrategien, die eine effiziente Governance vor-
aussetzen, lassen sich anhand von HICs daher besser 
veranschaulichen. Mit entsprechenden Anpassungen 
an länderspezifische Rahmenbedingungen lassen sich 
diese Lösungsstrategien auch auf Länder mit niedrigem 
und mittlerem Einkommen übertragen. Spezifische 
Handlungsmöglichkeiten für diese Ländergruppe im 
Hinblick auf die Bewältigung globaler Umweltverände-
rungen werden in einem gesonderten Abschnitt 
beschrieben (Kap. 6.5.1.3).

6.1.2
Anforderungen an Gesundheitssysteme

Funktionierende und effektive Gesundheitssysteme 
sollten u.  a. Gesundheitsdienstleistungen in bedarfsge-
rechter Quantität zur Verfügung stellen. Diese sollten 
zudem für alle Menschen gleichermaßen zugänglich 
sein, d.  h. physisch zugänglich, barrierefrei und ohne zu 
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große Distanzen, ohne Diskriminierung, erschwinglich 
für alle sowie mit freiem Zugang zu Informationen über 
die Gesundheitsdienstleistungen. Diese sollten außer-
dem angemessen bereitgestellt werden, d.  h. entspre-
chend medizinethischen Prinzipen, sowie mit Respekt 
für und unter Beachtung von spezifischen soziokultu-
rellen, geschlechterbezogenen und individuellen 
Gesundheitsbedürfnissen. Die bereitgestellten Gesund-
heitsdienstleistungen sollten darüber hinaus qualitativ 
aktuellen wissenschaftlichen und medizinischen 
 Standards entsprechen (WHO, 2017c; Toebes, 1999; 
 Broerse und Grin, 2017). Inwiefern Gesundheitsdienst-
leistungen diese Anforderungen erfüllen können, hängt 
wesentlich von einer entsprechenden Gestaltung aller 
anderen Komponenten von Gesundheitssystemen ab, 
für die jeweils spezifische Anforderungen gelten.

6.1.2.1
WHO-Ziel: Universal Health Coverage 
Universal Health Coverage (UHC) ist eine wesentliche 
Zielsetzung globaler Gesundheitspolitiken und greift 
die soeben beschriebenen Anforderungen auf: UHC 
bedeutet, dass „alle Menschen Zugang zu den Gesund-
heitsdienstleistungen haben, die sie benötigen, und 
zwar in hoher Qualität, wann und wo Bedarf besteht, 
ohne finanzielle Not über den gesamten Lebensverlauf 
hinweg […]“ (WHO, 2021q). Das Erreichen von UHC, 
inklusive des Schutzes vor finanziellen Risiken, des 
Zugangs zu qualitativ hochwertigen essenziellen 
Gesundheitsdienstleistungen und des Zugangs zu 
sicheren, effektiven, qualitativ hochwertigen und 
erschwinglichen Arzneimitteln und Impfstoffen für alle 
ist auch eines der Unterziele der SDGs (SDG 3.8; UN, 
2015a). Es wird zunehmend kritisiert, dass UHC eine 
hegemoniale Rolle im globalen Gesundheitsdiskurs ein-
nimmt und andere Lösungsansätze in den Hintergrund 
drängt (Smithers und Waitzkin, 2022). Die WHO hat 
UHC jedoch eine strategische Priorität zugewiesen: Bis 
2025 sollen eine Milliarde Menschen von UHC profitie-
ren (WHO, 2023f). Wie UHC erreicht werden kann, 
unterscheidet sich zwischen verschiedenen Ländern 
und hängt von den spezifischen lokalen Bedürfnissen 
und Ressourcen ab (WHO, 2023f).

6.1.2.2
WHO-Strategie: Primary Health Care
Primary Health Care (PHC) gilt als zentrale Strategie um 
UHC zu erreichen (WHO, 2022a). PHC wurde in der 
Deklaration von Alma-Ata 1978 (WHO, 1978) inter-
national als Ziel verabschiedet und seither vielfach neu 
interpretiert und umgedeutet. Der begriffliche Fokus 
lag zunächst auf einer medizinischen Grundversorgung 
der gesamten Bevölkerung, Gesundheitsförderung und 
Prävention (Kap. 6.3.2) sowie sozialen und Umweltde-

terminanten von Gesundheit, vor allem in Ländern mit 
niedrigem und mittlerem Einkommen. Gemeinden und 
Kommunen sollten direkt in die Planung und Erbrin-
gung von Gesundheitsdienstleistungen eingebunden 
werden. Ethische Grundlage war die Interpretation von 
Gesundheit als Menschenrecht (Kap. 7.1), mit dem zen-
tralen Ziel der sozialen Gerechtigkeit und des gleich-
berechtigten Zugangs zu Gesundheitsdienstleistungen 
für alle (Hone et al., 2018; WHO, 1978). Diese ganz-
heitliche Sichtweise beschrieb damals zum ersten Mal, 
was heute als Health-in-All-Policies-Ansatz bezeichnet 
wird: die Forderung, dass Gesundheitsförderung der 
Bevölkerung innerhalb aller Sektoren stattfinden muss 
(Hone et al., 2018; Kasten 7.1-5). 

PHC wurde schnell als zu unscharf, zu idealistisch 
und zu wenig messbar kritisiert und der Fokus auf 
selektive Gesundheitsprogramme („selective PHC“) 
verschoben, welche sich auf die Bekämpfung bestimm-
ter weit verbreiteter Erkrankungen konzentrieren, für 
die effektive Präventions- und Interventionsmaßnah-
men zur Verfügung stehen (Amofah, 1994). Diese Pro-
gramme waren klar abgegrenzt und leicht messbar 
(Hone et al., 2018; Walraven, 2019). Ein zunehmend 
neoliberaler entwicklungspolitischer Ansatz, getrieben 
durch die Weltbank und den Internationalen Wäh-
rungsfonds, förderte die Entstehung freier Gesund-
heitsmärkte und privater Stiftungen sowie die weitere 
Fokussierung auf mess- und erreichbare erkrankungs-
spezifische Ziele. Diese werden heute als vertikale Ziele 
bezeichnet, im Gegensatz zum horizontalen Ansatz der 
allgemeinen Förderung funktionierender Gesundheits-
systeme. In Abwesenheit solcher Gesundheitssysteme 
in vielen Ländern mit niedrigem und mittlerem Einkom-
men stießen die selektiven Gesundheitsprogramme 
zunehmend an ihre Grenzen, gerieten immer stärker in 
die Kritik und die Forderungen nach horizontalen Pro-
grammen wurden lauter. 

Im Jahr 2018 wurde PHC mit der Deklaration von 
Astana 2018 schließlich neu bekräftigt und wieder wei-
ter gefasst (WHO, 2018h; Kraef und Kallestrup, 2019). 
Der Begriff PHC wird heute definiert als „übergreifen-
der Ansatz für die Organisation von Gesundheitssyste-
men, der die folgenden drei Aspekte umfasst: (1) sek-
torenübergreifende Politik und Maßnahmen zur 
Berücksichtigung von Gesundheitsdeterminanten im 
weiteren Sinne, die (2) Einzelpersonen, Familien und 
Gemeinschaften ermächtigt und (3) die grundlegenden 
Gesundheitsbedürfnisse der Menschen während ihres 
gesamten Lebens erfüllt“ (WHO, 2021b; eigene Über-
setzung). Es wurden drei wesentliche Säulen von PHC 
festgelegt: die Stärkung von Kommunen und Gemein-
den, multisektorale politische Strategien und Umset-
zungskonzepte sowie eine integrative medizinische 
Grund- und öffentliche Gesundheitsversorgung (WHO, 
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2018a; Kraef und Kallestrup, 2019). Die Bundeszentrale 
für gesundheitliche Aufklärung übersetzt PHC in der 
deutschen Sprache mit „Primäre Gesundheitsversor-
gung“ und versteht diese als „erste, niedrigschwellige 
Ansprechebene für Patientinnen und Patienten bei 
Erkrankungen, die a) häufig vorkommen, b) weite Teile 
der Bevölkerung betreffen und c) entweder vorüberge-
hend oder chronisch ausgeprägt sind“ (Zimmermann, 
2021). Sie merkt zugleich an, dass eine adäquate Über-
setzung des Begriffs nicht einfach sei. Konkret werden 
entsprechende ambulante medizinische und psychoso-
ziale Gesundheitsdienstleistungen in hausärztlichen 
Praxen, Community Health Centers oder Clinics, Poli-
kliniken oder Ambulanzen in Krankenhäusern durchge-
führt, je nach Gesundheitssystem (Zimmermann, 2021).

6.2
Gesundheitssysteme im Kontext globaler 
Umweltveränderungen

Die in Kapitel 6.1 definierten Gesundheitssysteme mit 
ihren Aufgaben und Anforderungen werden im folgen-
den Abschnitt in den Kontext globaler Umweltverände-
rungen eingebettet, ihre hieraus resultierenden neuen 
Herausforderungen dargestellt und bestehende Hemm-
nisse für deren Bewältigung identifiziert.

6.2.1
Neue Herausforderungen für 
Gesundheitssysteme

Durch globale Umweltveränderungen wie Klimawan-
del, Biodiversitätsverlust und Verschmutzung sowie 
durch die weltweit weiterhin voranschreitende 
Zunahme ungesunder Lebensstile entstehen zuneh-
mend Gesundheitsrisiken, die in internationalen Ziel-
setzungen wie UHC oder SDG 3.8 (Kap. 6.1.2.1) derzeit 
nicht konkret berücksichtigt werden. Diese Risiken 
umfassen die erhöhte Anfälligkeit für verschiedene 
Erkrankungen, ihr vermehrtes und zunehmend verbrei-
tetes Auftreten sowie die Zunahme durch sie verur-
sachter Beschwerden und Todesfälle (Kap.  2.2, 5.1). 
Dies betrifft nahezu alle medizinischen Fachdisziplinen 
(Traidl-Hoffmann et al., 2021). Globale Umweltverän-
derungen verstärken die bestehenden sozialen und 
gesundheitlichen Ungleichheiten. Sie können als soge-
nannte „threat multiplier“ den individuellen sozioöko-
nomischen Status betroffener Personen und die über-
greifende politische Lage verschlechtern und so Lebens-
unterhalt, Sicherheit und Frieden bedrohen (Baunach, 
2023; Romanello et al., 2021). Auch wenn Gesund-
heitssysteme bereits heute mit Systemschocks kon-

frontiert sind, werden akute, zum Teil auch überlap-
pende Systemschocks (z.  B. Pandemien, Hitzewellen, 
gewaltsame Konflikte) in Zukunft noch häufiger auf-
treten, wodurch Gesundheitssysteme an die Grenzen 
ihrer Kapazitäten bis hin zum Komplettversagen 
gebracht werden könnten. Klimaänderungen, der Ver-
lust natürlicher Lebensgrundlagen und die drohende 
Unbewohnbarkeit in einigen Weltregionen (Kap.  5.1) 
gefährden außerdem zunehmend die Funktion gesell-
schaftlicher Systeme allgemein, was auch direkt 
Gesundheitssysteme und ihre verschiedenen Kompo-
nenten betrifft (Kap. 6.2.2.2). Aufgrund der Akkumu-
lation immer häufiger auftretender Krisen bleibt 
Gesundheitssystemen dabei immer weniger Zeit zur 
Erholung und zum Wiederaufbau. Aufgrund der drin-
genden Notwendigkeit der Verringerung von Ressour-
cenverbrauch und Emissionen (Kap.  5.1) müssen 
außerdem Transformationen zur Nachhaltigkeit auch in 
Gesundheitssystemen umgesetzt werden. Gesundheits-
systeme sind deshalb gleich dreifach von Umweltver-
änderungen herausgefordert: Sie sind selbst strukturell 
betroffen (z.  B. durch die Zerstörung von Gesundheits-
infrastruktur; Baunach, 2023; WHO, 2015a), erfahren 
eine zunehmende Auslastung durch eine erhöhte Krank-
heitslast in der Bevölkerung und bedürfen selbst syste-
mischer Transformationen in Richtung Nachhaltigkeit.

6.2.2 
Drei Hemmnisse für die Bewältigung 
umweltbedingter Herausforderungen durch 
Gesundheitssysteme weltweit

Aus Sicht des WBGU hemmen drei Aspekte die Bewäl-
tigung der zuvor beschriebenen neuen Herausforde-
rungen für Gesundheitssysteme. Sie bestehen für ver-
schiedene Länder in unterschiedlicher Ausprägung: 
Erstens sind in vielen Gesundheitssystemen die 
Gesundheitsdienstleistungen stark kurativ ausgerich-
tet, konzentrieren sich also vor allem auf die Behand-
lung von Erkrankungen, und tun zu wenig für deren 
Prävention und die Förderung von Gesundheit. Zwei-
tens sind Gesundheitssysteme oft nur mangelhaft auf 
die neuen Gesundheitsrisiken durch Umweltverände-
rungen vorbereitet. Drittens haben viele Gesundheits-
systeme in ihrer aktuellen Form einen großen ökologi-
schen Fußabdruck und tragen so selbst zu den globalen 
Umweltveränderungen bei. Diese Hemmnisse betref-
fen prinzipiell sowohl gut ausgebaute Gesundheitssys-
teme als auch solche, die eine grundlegende Gesund-
heitsversorgung bisher nicht in hinreichendem und 
angemessenem Maße bereitstellen. In vielen Ländern 
mit niedrigem und mittlerem Einkommen stellt eine 
ungenügende grundlegende Gesundheitsversorgung 
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oft das wichtigste Hemmnis überhaupt dar, zudem 
werden die neuen Gesundheitsrisiken noch schwieri-
ger zu bewältigen sein, da sie dort teilweise noch stär-
ker ausgeprägt sind und nur begrenzte Ressourcen zur 
Verfügung  stehen (Kap. 6.2.2.2). Weitere Herausfor-
derungen für Gesundheitssysteme in Ländern mit 
niedrigem und mittlerem Einkommen werden in Kas-
ten 6.2-1 dargestellt. Die drei genannten Hemmnisse 

von Gesundheitssystemen im Hinblick auf die Bewälti-
gung globaler Umweltveränderungen werden im Fol-
genden näher erläutert.

Kasten 6.2-1

Weltweite Diversität von Gesundheitssystemen

Gesundheitssysteme können sehr unterschiedlich organisiert 
sein (Winkelmann et al., 2021): Es zeigen sich Unterschiede 
zwischen Ländern mit hohem und solchen mit niedrigem und 
mittlerem Einkommen, jedoch auch zwischen verschiedenen 
Ländern innerhalb dieser Gruppen. Um die Bedeutung der 
neuen Herausforderungen für verschiedene Gesundheitssys-
teme sowie ihre spezifischen Defizite zu verstehen und ziel-
gerichtete Lösungen für diese zu entwickeln, ist eine Kenntnis 
ihrer jeweiligen Charakteristika notwendig.

Gesundheitssysteme in Ländern mit hohem 
 Einkommen
In Ländern mit hohem Einkommen werden Gesundheits-
dienstleistungen in der Regel durch den Staat geplant, regu-
liert, finanziert und gegebenenfalls selbst erbracht. Ihre kon-
krete Organisation erfolgt jedoch unterschiedlich und kann 
sowohl in öffentlicher als auch in privater Hand liegen. Eine 
grobe Einteilung kann in sechs Modelle bzw. Ländergruppen 
erfolgen (Schölkopf und Gimmeisen, 2021): (1) Länder mit 
einem nationalen Gesundheitsdienst, staatsverwalteten und 
steuerfinanzierten Gesundheitseinrichtungen (z.  B. Großbri-
tannien, Irland, Portugal); (2) Länder mit regional organisier-
ten steuerfinanzierten Gesundheitsdiensten (z.  B. Spanien, 
Australien, Kanada); (3) Länder mit kommunal organisierten 
steuerfinanzierten Gesundheitsdiensten (z.  B. Dänemark, 
Finnland, Norwegen); (4) Länder mit Sozialversicherungs-
systemen (z.  B. Krankenkassen) und Leistungserbringung 
durch öffentliche und private Einrichtungen (z.  B. Deutsch-
land, Frankreich, Japan); (5) Länder mit einkommensunab-
hängig finanzierten Versicherungssystemen und Leistungser-
bringung durch öffentliche und private Einrichtungen (z.  B. 
Schweiz, Niederlande); (6) Länder mit freiwilliger, teils steu-
erlich geförderter Privatversicherung und steuerfinanzierter 
Versicherung für bestimmte Bevölkerungsgruppen sowie 
Leistungserbringung durch öffentliche und private Einrich-
tungen (z.  B. USA).

Gesundheitssysteme in Ländern mit niedrigem und 
mittlerem Einkommen
Länder mit niedrigem Einkommen verfügen oft über schwä-
chere staatliche Gesundheitsdienste. Teilweise haben weite 
oder sogar überwiegende Teile der Bevölkerung keinen 
Zugang zu einer adäquaten Gesundheitsversorgung; oft sind 
keine ausreichenden Kranken- und Pflegeversicherungen 
vorzufinden (Berkhout und Oostingh, 2008). Die Bevölke-
rung trägt vielfach selbst die finanziellen Risiken von Krank-
heit und Patient:innen müssen Gesundheitsdienstleistungen 

selbst bezahlen (WHO, 2010c). Diese Notwendigkeit kann 
dazu beitragen, dass betroffene Personen bzw. Familien 
Umweltveränderungen selbst aktiv vorantreiben, z. B. durch 
illegale Entwaldung; die Verbesserung der grundlegenden 
Gesundheitsversorgung kann, neben Prävention und Aufklä-
rung, hier entgegenwirken (Duff et al., 2020a; Kap. 6.4.1.2). 
Zunehmend werden im Rahmen von Naturschutzprojekten in 
Ländern mit niedrigem und mittlerem Einkommen zusätzlich 
Interventionen vorgenommen, die direkt auf die Verbesse-
rung von Gesundheit zielen. In Ländern mit mittlerem Ein-
kommen sind staatliche Dienste vielfach besser aufgestellt, 
jedoch ist eine flächendeckende, qualitativ angemessene 
Gesundheitsversorgung auch hier oft nicht gewährleistet 
(Egger und Habermann-Horstmeier, 2021; Kumah, 2022).

Rolle privater Gesundheitseinrichtungen
Private Gesundheitseinrichtungen, welche weder in staatliche 
Strukturen integriert sind noch ihrer direkten Kontrolle 
unterliegen, gewinnen vor allem in Ländern mit niedrigem 
und mittlerem Einkommen zunehmend an Bedeutung und 
tragen dort signifikant zur Bereitstellung von Gesundheits-
dienstleistungen bei (Mills, 2014; Kumah, 2022). Sie lassen 
sich anhand der Kriterien gewinnorientiert/nicht gewinnori-
entiert, formell/informell und national/international unter-
teilen (Klinton, 2020). Private Gesundheitseinrichtungen 
werden in Ländern mit niedrigem und mittlerem Einkommen 
aus finanziellen und kulturellen Gründen und wegen einer 
niedrigen Angebotsschwelle oft durch ärmere Personen 
genutzt (Patouillard et al., 2007; Sudhinaraset et al., 2013). 
Zugleich bestehen aufgrund von Beeinflussungen der 
Gesundheitsmärkte durch private Akteure, eingeschränkte 
staatliche Regulierungsmöglichkeiten und teils mangelhafte 
Qualifikationen jedoch auch Risiken für die gesundheitliche 
Primärversorgung (Cross und MacGregor, 2010). Die zuneh-
mende Bedeutung privater Gesundheitseinrichtungen in Län-
dern mit niedrigem und mittlerem Einkommen macht effekti-
ve Regulierungsmechanismen durch Ordnungsrecht und 
finanzpolitische Instrumente dringend erforderlich, um die 
Erbringung von Gesundheitsdienstleistungen im öffentlichen 
Interesse zu lenken (Clarke et al., 2019; WHO, 2018f). Ver-
einzelt findet eine Zusammenarbeit mit staatlichen Gesund-
heitseinrichtungen statt, es treten jedoch auch Konkurrenz-
situationen zwischen beiden Sektoren auf (Patouillard et al., 
2007; Mills et al., 2002). Es fehlen dabei Standard- und Rah-
menwerke zur Integration des privaten Sektors in staatliche 
Gesundheitssysteme, die als Orientierung dienen könnten 
(WHO, 2018f). Weitere Herausforderungen in gemischten 
Gesundheitssystemen in Ländern mit niedrigem und mittle-
rem Einkommen sind die große Variabilität in der Versor-
gungsqualität, Schwierigkeiten bei der Evaluation und eine 
unzureichende Selbstkontrolle (WHO, 2020c).
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6.2.2.1
Kurativer Schwerpunkt von 
Gesundheitsdienstleistungen
Insbesondere in westlich geprägten Gesundheitssyste-
men liegt das Augenmerk medizinischer Behandlungen 
und Diagnosen stärker auf biologischen Parametern, 
z.  B. Laborwerten, als auf Verhaltensweisen und Lebens-
umständen (Greene, 2007; Kleinman, 1997). Vor dem 
Hintergrund eines pathogenetischen Verständnisses 
von Gesundheit soll Medizin der Reparatur und Kor-
rektur kranker Zustände dienen. Die zahlreich vorhan-
denen Therapiemöglichkeiten lassen Möglichkeiten der 
Gesunderhaltung und Prävention von Krankheit in den 
Hintergrund treten. Es ist anzunehmen, dass sich das 
Gesundheits- bzw. Krankheitsverständnis auch in den 
Erwartungen von Patient:innen an Gesundheitsdienst-
leistungen widerspiegelt, z.  B. in einer unterschiedli-
chen Bewertung von Ärzt:innen – je nachdem ob sie 
vor allem Medikamente und Medizintechnologie zur 
Genesung oder Symptomlinderung einsetzen, oder ob 
sie auch präventiv tätig sind und die Lebensweise von 
Patient:innen zwecks ganzheitlicher Behandlung in den 
Fokus nehmen. Abschließende Evidenz hierzu fehlt 
jedoch bisher.

Anhand der Verteilung der Ausgaben, die innerhalb 
eines Gesundheitssystems für verschiedene Arten von 
Gesundheitsdienstleistungen (Kap. 6.1.1) aufgewendet 
werden, sind Rückschlüsse über den Schwerpunkt des 
jeweiligen Gesundheitssystems möglich. Daten hierzu 
stehen derzeit vor allem für Länder mit hohem Einkom-
men zur Verfügung. Maßnahmen zur Prävention von 
Erkrankungen können zwar bei vergleichsweise gerin-
gen Kosten dazu beitragen Gesundheit zu verbessern 
(Gmeinder et al., 2017), derartige Ausgaben machen in 
den OECD-Ländern jedoch im Durchschnitt lediglich 
2,7    % der Gesamtausgaben in Gesundheitssystemen 
aus (OECD, 2021). Ähnlich ist die Situation bei Primary 
Health Care (Kap.  6.1.2.2): Nach Einschätzung der 
OECD wird das volle Potenzial von PHC für die Verbes-
serung menschlicher Gesundheit derzeit nicht genutzt 
(OECD, 2019a). In den OECD-Ländern werden für die 
primäre Gesundheitsversorgung nur 14    % der Gesamt-
ausgaben für Gesundheit aufgewandt (OECD, 2019a). 
Ähnlich stellt die Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung fest, dass das Potenzial von Gesundheits-
förderung und Prävention im Rahmen einer primären 
Gesundheitsversorgung derzeit noch nicht ausge-
schöpft sei (Zimmermann, 2021). Für Deutschland 
wurde festgestellt, dass ein systematischer Ansatz zur 
Sicherung und Förderung der Gesundheit auch auf 
Bevölkerungsebene fehlt, obwohl er dringend notwen-
dig wäre (Zukunftsforum Public Health, 2021).  Deutlich 
mehr Geld wird hingegen für (kurative) Krankenhaus-
behandlungen ausgegeben (OECD, 2021). Solche sind 

zudem sehr ressourcenintensiv (Reddemann, 2021). 
Zusätzlich brachen in den OECD-Ländern in Folge der 
Finanzkrise 2008 die Ausgaben zur Vermeidung von 
Erkrankungen stärker ein als die übrigen Gesundheits-
ausgaben (Gmeinder et al., 2017).

In den bestehenden kurativ ausgerichteten Gesund-
heitssystemen findet zudem stellenweise eine Überver-
sorgung statt, insbesondere in Ländern mit hohem Ein-
kommen (OECD, 2017; Schenk et al., 2019). Überver-
sorgung wird unterschiedlich definiert, wie beispiels-
weise als „Erbringung von Gesundheitsdienstleistungen, 
deren potenzielle Schädlichkeit ihren potenziellen Nut-
zen übersteigt“ (Chassin und Galvin, 1998; eigene 
Übersetzung). Diese und andere engere Definitionen 
von Überversorgung beziehen sich in erster Linie auf 
das Wohl der betroffenen Patient:innen. Da Überver-
sorgung zusätzlich auch mit vermeidbaren ökonomi-
schen und ökologischen Belastungen einhergeht, 
schließen breitere Definitionen gesellschaftliche 
Aspekte mit ein. Ein Beispiel ist die Definition als „Ver-
sorgung, die zu Schaden führen kann und Ressourcen 
verbraucht, ohne den Patient:innen einen zusätzlichen 
Nutzen zu stiften“ (Levinson et al., 2015; eigene Über-
setzung). Es wird deutlich, dass die bestehende Über-
versorgung zum großen ökologischen Fußabdruck 
 vieler Gesundheitssysteme (Kap.  6.2.2.3) beiträgt, 
ohne einen zusätzlichen Nutzen für den Schutz und die 
Verbesserung von Gesundheit zu erbringen. 

6.2.2.2
Mangelnde Vorbereitung auf globale 
Umweltveränderungen
Die meisten Gesundheitssysteme sind derzeit nur unzu-
reichend auf die Gesundheitsrisiken durch globale 
Umweltveränderungen vorbereitet, insbesondere in 
Ländern mit niedrigem und mittlerem Einkommen 
(Baunach, 2023). Extremwetterereignisse wie Hitze-
wellen, aber auch andere Gesundheitsschocks wie Pan-
demien oder gewaltsame Konflikte, können zu Ausfäl-
len in Gesundheitssystemen führen: durch Stromaus-
fälle, zerstörte Gesundheitseinrichtungen, Unterbre-
chungen von Zulieferungs- und Versorgungswegen, 
Mangel an essenziellen medizinischen Produkten, 
Medikamenten und Technologien sowie Personalaus-
fälle in Folge beeinträchtigter und unsicherer Arbeits-
bedingungen (Baunach, 2023; WHO, 2015c). Es fehlt 
zudem oft an Datenerhebungssystemen, die den aktu-
ellen epidemiologischen Status der Bevölkerung erfas-
sen. Umwelt- und Klimadaten sind häufig nicht vor-
handen, werden nicht ausreichend verschränkt oder 
sind für Gesundheitssysteme unzugänglich. In Ländern 
mit niedrigem und mittlerem Einkommen operieren 
Gesundheitssysteme häufig an der Grenze ihrer Kapazi-
täten und leiden unter mangelnden Ressourcen und 
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Finanzierung (Kasten  6.2-1; Baunach, 2023). Zudem 
sind sie von einer doppelten Krankheitslast durch 
Infektionskrankheiten und nicht übertragbare Erkran-
kungen betroffen (Kap. 2.2.1), und in ihren Bevölke-
rungen existieren oft zugleich Übergewicht, Unterge-
wicht und Mangelzustände in Bezug auf Mikronähr-
stoffe (triple burden of malnutrition; Kap. 4.1), woraus 
zusätzliche Vulnerabilitäten gegenüber Umweltverän-
derungen resultieren. Darüber hinaus sind eine ausrei-
chende Verfügbarkeit und ein gleichberechtigter 
Zugang zu qualitativ hochwertigen und angemessenen 
Gesundheitsdienstleistungen oft nicht gegeben (Kas-
ten 6.2-1), weshalb die Anpassung an die neuen Her-
ausforderungen für diese Gesundheitssysteme noch 
schwieriger zu bewältigen ist (Baunach, 2023). Sich 
überlagernde Umweltveränderungen und Gesundheits-
krisen können zu akuten, aber auch langfristigen Über-
lastungen von Gesundheitssystemen führen, insbeson-
dere in Ländern mit niedrigem und mittlerem Einkom-
men (Baunach, 2023; MSF, 2021). Entsprechende 
Gegenmaßnahmen sind daher in diesen Ländern beson-
ders dringlich geboten (Kap. 6.5.1.3).

Laut WHO Health and Climate Change Global Sur-
vey, in dem insgesamt 95 Länder aus allen WHO-Regio-
nen und aus allen Einkommensklassen befragt wurden, 
haben bisher 51    % der befragten Länder eine Vulnera-
bilitäts- und Anpassungsanalyse durchgeführt. In nur 
neun Ländern hatte diese jedoch einen wesentlichen 
Einfluss auf die Ressourcenverteilung innerhalb des 
Gesundheitsministeriums und in nur einem Land wur-
den die Erkenntnisse auf die Ebene der Gesundheits-
einrichtungen übertragen (WHO, 2021r). Vor allem 
Länder mit niedrigem und mittlerem Einkommen sind 
dabei mit eingeschränkter Datenverfügbarkeit und feh-
lenden Ressourcen für die Durchführung der Analysen 
konfrontiert. Zumindest 27    % der befragten Länder 
haben die Klimaresilienz, d.  h. die Resilienz gegenüber 
den Auswirkungen des Klimawandels (Kap.  6.3.5), 
wenigstens einer ihrer Gesundheitseinrichtungen 
untersucht. Gesundheitsfrühwarnsysteme, die auf Kli-
madaten zurückgreifen, existieren je nach Krankheits-
bild in 10    % (für psychische Erkrankungen) bis 35    % 
(für vektorübertragene Erkrankungen) der befragten 
Länder. Weiterhin haben zwar 52    % der befragten Län-
der eine nationale Gesundheits- und Klimawandelstra-
tegie, jedoch berichten 70    % der Länder von mangeln-
der Finanzierung als Umsetzungsbarriere (WHO, 
2021r). 62    % der von der WHO befragten Länder mit 
niedrigem und niedrigem mittlerem Einkommen geben 
an, bei der Umsetzung ihrer nationalen Klima- und 
Gesundheitsstrategie abhängig von internationaler 
Unterstützung zu sein; 29  % berichten, über keinerlei 
Finanzierung hierfür zu verfügen.

Auch in Ländern mit hohem Einkommen sind 

Gesundheitssysteme oft nicht hinreichend auf 
Gesundheitskrisen vorbereitet, etwa in Deutschland: 
Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der Ent-
wicklung im Gesundheitswesen und in der Pflege 
(SVR) stellt fest, dass das deutsche Gesundheitssys-
tem weder auf die Folgen des Klimawandels noch auf 
Pandemien ausreichend vorbereitet ist, obwohl dies 
angesichts der generell guten finanziellen Ausstattung 
des Gesundheitssystems zu erwarten wäre (SVR, 
2023). Eine gute finanzielle Ausstattung allein genügt 
also nicht zur Vorbereitung von Gesundheitssystemen 
auf globale Umweltveränderungen. Politischer Wille 
und eine gute Regierungsführung mit strategischer 
Ausrichtung sind kritische Determinanten (Baunach, 
2023). Die Auswirkungen globaler Umweltverände-
rungen finden in der Regel auch keine Berücksichti-
gung in medizinischen Leitlinien (Herrmann et al., 
2022) und Gesundheitspersonal fehlt es oft an ent-
scheidender Kompetenz, da die Zusammenhänge von 
Umweltveränderungen und Gesundheit nicht in den 
existierenden Curricula verankert sind und dement-
sprechend nicht gelehrt werden (Kap. 8.1). 

6.2.2.3
Großer ökologischer Fußabdruck von 
Gesundheitssystemen
Der Ressourcenverbrauch von Gesundheitssystemen ist 
erheblich: In Deutschland beispielsweise werden ca. 
107 Mio. t Rohstoffe pro Jahr durch den Gesundheits-
sektor konsumiert, was etwa 5  % des gesamten deut-
schen Rohstoffkonsums entspricht (Ostertag et al., 
2021). Gesundheitssysteme tragen in der Folge selbst 
zu eben jenen Umweltveränderungen bei, die zuneh-
mend Gesundheit gefährden (WHO, 2017e). Dies gilt 
nicht nur, aber insbesondere, für Gesundheitssysteme 
in Ländern mit hohem Einkommen und geschieht im 
Wesentlichen durch vier Mechanismen: (1) durch ihren 
hohen Energieverbrauch und die hiermit einhergehen-
den Treibhausgasemissionen, (2) durch ihren hohen 
Wasserverbrauch und die Erzeugung großer Mengen 
Schmutzwasser, insbesondere im Bereich der Gesund-
heitsdienstleistungen und der Medikamentenherstel-
lung, (3) durch die Erzeugung großer Mengen, teils 
medizinischer, Abfälle und (4) durch den Einsatz toxi-
scher Chemikalien (WHO, 2017e). Die Verschmutzung 
durch Arzneimittel und pharmazeutische Reststoffe 
sowie ihre Umwelt- und Gesundheitsfolgen werden 
ausführlich in Kap.  5.1.2.3 dargestellt. Die Ausmaße, 
Umwelt- und Gesundheitsrisiken von medizinischen 
Abfällen werden in Kasten 6.2-2 diskutiert. Im Folgen-
den wird sich daher auf die Darstellung des Beitrags 
von Gesundheitssystemen zu Klimawandel und Luft-
verschmutzung konzentriert.

Die Gesundheitssysteme der OECD-Länder, Chinas 
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und Indiens waren im Jahr 2014 mit 1,6 Gt zusammen 
für ca. 4,4  % der globalen CO2-Emissionen verantwort-
lich (Pichler et al., 2019). Die Gesundheitssysteme Chi-
nas (601  Mio.  t CO2) und der USA (480 Mio.  t CO2) besa-
ßen den größten absoluten CO2-Fußabdruck (Pichler et 
al., 2019), wobei die Pro-Kopf-Emissionen (gerechnet 
auf die Gesamtbevölkerung) in den USA mit 1,5  t CO2 
pro Person deutlich höher ausfielen als in China, wo sie 
0,44  t CO2 pro Person betrugen (Pichler et al., 2019). 
Das Gesundheitssystem in den USA war 2007 für 8    % 
der landesweiten Treibhausgasemissionen verantwort-
lich (Chung und Meltzer, 2009). Bis 2018 stiegen die 
Emissionen zudem weiter an (Eckelman et al., 2020). 
Die Treibhausgasemissionen des US-Gesundheitssys-
tems sind jährlich für ca. 209.000  DALYs (disability-
adjusted life years, d.  h. die von gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen betroffenen Lebensjahre; Kas-

ten  2.2-1) verantwortlich (Eckelman und Sherman, 
2018). Hinzu kommen ca. 405.000  DALYs durch die 
Gesundheitsfolgen der erzeugten Luftverschmutzung 
(Eckelman und Sherman, 2018). Die Hälfte der Varianz 
der Pro-Kopf-CO2-Emissionen zwischen verschiedenen 
Ländern ist durch Unterschiede der jeweiligen Energie-
systeme, der Energieintensität der jeweiligen Wirt-
schaftssysteme und die unterschiedlichen Gesundheits-
ausgaben pro Kopf zu erklären; hieraus lässt sich ablei-
ten, dass sowohl innerhalb als auch außerhalb von 
Gesundheitssystemen wichtige Ansatzpunkte für eine 
Reduktion ihres CO2-Fußabdrucks existieren (Pichler et 
al., 2019). Bisher steigen die Treibhausgasemissionen 
der Gesundheitssysteme weltweit weiter an, zuletzt um 
ca. 5    % von 2018 bis 2019 (Romanello et al., 2022). 
Zugleich erfassen die Gesundheitssysteme der meisten 
Länder ihren eigenen CO2-Fußabdruck nicht systema-

Kasten 6.2-2

Abfall aus Gesundheitseinrichtungen

Gesundheitssysteme tragen unter anderem durch die Produk-
tion großer Mengen von Abfällen zur Umweltverschmutzung 
bei. Die anfallenden Abfallmengen unterscheiden sich je nach 
Land erheblich. Spitzenreiter sind die USA und Kanada mit 
8,4 bzw. 8,2  kg Abfall pro Krankenhausbett und Tag. In Euro-
pa ist Spanien mit 4,4  kg pro Bett und Tag führend. Deutsch-
land liegt bei 3,6  kg pro Bett und Tag. In Afrika und Asien 
reicht die Spanne von 0,3–0,5  kg pro Bett und Tag (Pakistan, 
Korea, Laos, Mauritius, Marokko) bis zu 3,7 und 5,4  kg pro 
Bett und Tag in Iran und in Kasachstan (Singh et al., 2021). 
Die COVID-19-Pandemie hat weltweit zu einer Zunahme der 
Krankenhausabfälle geführt, vor allem durch beachtliche 
Mengen persönlicher Schutzkleidung. Diese stellten viele 
Länder und ihre Infrastrukturen vor große Probleme, überlas-
teten die lokalen Entsorgungssysteme und drohten vor allem 
in einigen Ländern mit niedrigem und mittlerem Einkommen 
eine ökologische und gesundheitliche Krise hervorzurufen 
(Singh et al., 2020; Ogunseitan, 2020).

Abfall aus Gesundheitseinrichtungen hat die Besonder-
heit, dass er neben haushaltsabfallähnlichen Abfällen (ca. 
85  % des Abfalls aus Gesundheitseinrichtungen) auch gefähr-
liche Abfälle enthält (ca. 15  % des Abfalls aus Gesundheits-
einrichtungen). Zu letzteren gehören neben Pharmazeutika 
und zellschädigenden Stoffen, die besondere Umwelt- und 
Gesundheitsgefahren bergen, weitere toxische Substan-
zen und Chemikalien, radioaktive Stoffe, spitze und scharfe 
Gegenstände, Körperteile und Blutkonserven sowie  infektiöse 
Abfälle.

Herausforderungen bei der Entsorgung von Abfällen in 
Gesundheitseinrichtungen
Da globale Regelverfahren zur Entsorgung medizinischer 
Abfälle nicht existieren (mit Ausnahme von Sonderabfällen 
und Quecksilber enthaltenden Abfällen), unterscheiden sich 
die nationalen Richtlinien erheblich. Für den haushaltsab-
fallähnlichen Abfall existieren keine spezifischen Anforde-
rungen. Er kann genau wie jeder andere Abfall entsorgt bzw. 

der Wiederverwertung zugeführt werden, was bisher durch 
viele Krankenhäuser jedoch unzureichend umgesetzt wird 
(Richter und Pecher, 2021, Wyssusek et al., 2019, Axelrod et 
al., 2015, Azouz et al., 2019). Weltweit bestehen allerdings 
Probleme der Fehlkategorisierung. In Deutschland werden 
erhebliche Mengen der haushaltsabfallähnlichen Kranken-
hausabfälle fehlerhaft dem gefährlichen Abfall zugeordnet 
und produzieren durch die hohen Entsorgungsanforderungen 
unnötige CO2-Emissionen (Richter und Pecher, 2021, WHO, 
2018g). Die Verbrennung von gefährlichem Abfall erfolgt 
unter sehr hohen Temperaturen sowie zusätzlicher Abgasrei-
nigung und hat daher einen CO2-Fußabdruck, der 3–6 mal so 
hoch ist (Daten aus Großbritannien) wie bei haushaltsabfall-
ähnlichen Abfällen in herkömmlichen Verbrennungsanlagen 
(Rizan et al., 2021). 

In vielen Ländern, in denen es kein gut reguliertes Ent-
sorgungssystem für Krankenhausabfall gibt, ist allerdings das 
gegenteilige Problem zu beobachten. Dieser wird, inklusive 
des gefährlichen Abfalls, mit herkömmlichen Siedlungsabfäl-
len vermischt und gemeinsam verbrannt oder auf herkömm-
lichen Deponien entsorgt. In einer Erhebung aus 24 afrika-
nischen, amerikanischen und südostasiatischen Ländern mit 
niedrigem Einkommen wurde festgestellt, dass nur 58  % der 
untersuchten Gesundheitseinrichtungen ihre Abfälle einer 
sicheren Entsorgung zugeführt haben (WHO, 2015). In vie-
len Ländern mit niedrigem und mittlerem Einkommen sind 
die Verbrennungsanlagen zudem veraltet und nicht adäquate 
Technologien führen zu Verschmutzungen durch Schwer-
metalle oder Dioxine (Singh et al., 2021, Singh et al., 2020). 
Insgesamt produzieren Länder mit hohem Einkommen mehr 
medizinischen Abfall, setzen aber auch besser regulierte und 
damit umweltverträglichere Entsorgungsstrategien um (Singh 
et al., 2021).

Gesundheitliche und Umweltrisiken durch Kranken-
hausabfälle
Die unsachgemäße Entsorgung von Krankenhausabfällen 
birgt zahlreiche spezifische Umwelt- und Gesundheitsrisiken 
(Singh et al., 2021; WHO, 2018g). Obwohl die Anzahl nicht 
adäquat entsorgter Kanülen in Ländern mit niedrigem und 
mittlerem Einkommen zurückgeht, sind diese weiterhin für        
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tisch. Eine Ausnahme bildet der National Health Ser-
vice im Vereinigten Königreich, der einen detaillierten 
Fahrplan zum Erreichen von CO2-Neutralität bis 2040 
aufgestellt hat (NHS, 2020); die Verpflichtung zur 
Emissionsreduktion ist seit 2022 auch gesetzlich ver-
ankert (NHS, 2022). Zuletzt stammten 62    % der Treib-
hausgasemissionen des britischen Gesundheitssystems 
aus der Produktion und dem Transport von Arzneimit-
teln, medizinischer Ausrüstung und anderen Gütern 
(NHS, 2022). Zu berücksichtigen sind darüber hinaus 
für Gesundheitssysteme spezifische Treibhausgasemis-
sionen durch den Einsatz bestimmter Arzneimittel, ins-
besondere inhalative Anästhetika und Dosieraerosole 

(Kasten 5.2-4). Im neuesten Bericht des Lancet Count-
down wird anhand einer Gegenüberstellung der 
 Pro-Kopf-Emissionen von Treibhausgasen verschiede-
ner Gesundheitssysteme und der durchschnittlichen 
Lebens erwartung in den jeweiligen Ländern festge-
stellt, dass eine hochwertige Gesundheitsversorgung 
auch mit geringeren Emissionen erzielt werden kann 
(Romanello et al., 2022).

eine nennenswerte Anzahl an HIV-, Hepatitis-B- und Hepati-
tis-C-Infektionen verantwortlich, was insbesondere Men-
schen gefährdet, die Deponien durchsuchen oder Abfälle von 
Hand sortieren (WHO, 2018b). Durch infektiöse Abfälle kön-
nen Infektionen und Antibiotikaresistenzen entstehen bzw. 
sich verbreiten. Viele der in Gesundheitssystemen verwende-
ten Stoffe wie Medikamente, zytotoxische Produkte und 

Quecksilber können bei Entsorgung durch Deponierung 
Oberflächen-, Grund- und Trinkwasser kontaminieren. Die 
unsachgemäße Verbrennung der Abfälle (z.  B. aufgrund ver-
alteter Anlagen oder zu geringer Temperaturen) oder die Ver-
brennung von nicht dafür vorgesehenen Materialien führt zu 
Luftverschmutzung, z.  B. mit krebserregenden Stoffen (WHO, 
2018g; Shen et al., 2022).
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Abbildung 6.2-1
Abfallmengen aus dem Gesundheitssektor pro Land (oben) sowie der Environmental Performance Index (EPI, unten). 
Der EPI kann Werte von 0 bis zum Maximalwert von 100 für die beste ökologische Umsetzung annehmen.
Quelle: Singh et al., 2021
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6.3
Vision für die Weiterentwicklung von 
Gesundheitssystemen

In den vorhergehenden Abschnitten wurden Heraus-
forderungen für Gesundheitssysteme durch globale 
Umweltveränderungen dargestellt und drei wesentliche 
Hemmnisse aufgezeigt, die aus Sicht des WBGU für 
deren Bewältigung bestehen: die starke kurative Aus-
richtung von Gesundheitsdienstleistungen, die mangel-
hafte Vorbereitung von Gesundheitssystemen auf 
Gesundheitsrisiken durch Umweltveränderungen sowie 
ihr großer ökologischer Fußabdruck. Dem wird hier 
eine Vision für die Weiterentwicklung von Gesund-
heitssystemen gegenübergestellt, damit diese den 
neuen Herausforderungen gerecht werden. Diese Vision 
knüpft an bestehende Zukunftsstrategien für Gesund-
heitssysteme wie z.  B. die Public-Health-Strategie für 
Deutschland (Zukunftsforum Public Health, 2021) an 
und setzt diese in den Kontext globaler Umweltverän-
derungen. Sie steht im Einklang mit der übergreifenden 
Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ 
(Kap.  3), greift deren Eckpunkte auf (Kap.  3.1) und 
beruht auf fünf Leitprinzipien, die im Folgenden näher 
erläutert werden.

6.3.1
Anerkennung der Bedeutung gesunder 
Ökosysteme

Ein Eckpunkt der übergreifenden Vision „Gesund leben 
auf einer gesunden Erde“ ist, dass die natürlichen 
Lebensgrundlagen als Basis menschlicher Gesundheit 
anerkannt werden (Kap.  3.1) und jede Veränderung 
bzw. Zerstörung demnach Auswirkungen auf mensch-
liche Gesundheit hat. Gerade für Gesundheitssysteme 
ist diese Anerkennung wichtig, da ihre Kernaufgaben 
der Schutz und die Verbesserung menschlicher Gesund-
heit sind. Damit Gesundheitssysteme zu systemischen 
Ansätzen beitragen können, welche gesundheits- und 
umweltschädliche Lebensweisen und die Gestaltung 
gesunder Lebenswelten adressieren (Kasten  3.1-1), 
müssen sie die Interdependenz menschlicher Gesund-
heit und der Gesundheit von Arten und Ökosystemen 
anerkennen und Umweltveränderungen hinreichend 
berücksichtigen. Auf die Bedeutung gesunder Ökosys-
teme für menschliche Gesundheit wurde bereits in der 
Ottawa-Charta zur Gesundheitsförderung der WHO 
(WHO, 1986) hingewiesen: Dort wurden Determinan-
ten wie die Übernutzung natürlicher Ressourcen, Emis-
sionen gesundheitsgefährdender Stoffe oder Luftver-
schmutzung thematisiert (Kasten  3.3-1). Dies wurde 

auch später in der Geneva Charter for Well-being 
(WHO, 2022a) aufgegriffen. Welchen Determinanten 
von Gesundheit die größte Bedeutung zugemessen 
wird, hängt von gesellschaftlichen Prägungen, Konven-
tionen, Werten und Normen ab: In einigen indigenen 
Kulturen wird menschliche Gesundheit als mit der 
Umwelt und anderem Leben verbunden begriffen, als 
in Beziehung stehend mit Pflanzen und Tieren, von 
denen Menschen und ihr Wohlbefinden abhängen 
(Escobar, 2019, Duff et al., 2020b). Diese Betrach-
tungsweise und die Bedeutung gesunder Ökosysteme 
für menschliche Gesundheit sollten dringlichst umfas-
send anerkannt werden. Die zunehmende wissen-
schaftliche Evidenz hierzu sowie bestehende integra-
tive und transdisziplinäre Gesundheitskonzepte wie 
One Health und Planetary Health (Kap.  3.3) müssen 
systematisch berücksichtigt werden. 

6.3.2
Umweltsensible Gesundheitsförderung und 
Prävention

Aufgrund der komplexen Wechselwirkungen von glo-
balen Umweltveränderungen, Lebensbedingungen, 
Lebensstilen und Gesundheit ergibt sich die Notwen-
digkeit, alle Determinanten von Gesundheit systema-
tisch zu adressieren. Prävention und die umfassende 
Förderung von Widerstandsfähigkeit und Entwick-
lungspotenzialen sollten gestärkt werden, was einen 
Eckpunkt der übergreifenden Vision „Gesund leben auf 
einer gesunden Erde“ darstellt (Kap. 3.1). Für Gesund-
heitssysteme bedeutet dies, umweltsensible Gesund-
heitsförderung und Prävention als zentrale Leitprinzi-
pien zu verankern und umzusetzen. Während bei der 
Gesundheitsförderung eine Stärkung von Gesundheits-
ressourcen und -potenzialen im Vordergrund steht, 
geht es bei der Prävention darum, die Entstehung und 
das Fortschreiten von Krankheiten zu verhindern und 
die Krankheitslast zu reduzieren. Umweltsensibel 
bedeutet in Bezug auf diese beiden Ansätze: Bei der 
Gesundheitsförderung werden gesunde Ökosysteme als 
wichtige Voraussetzung und Ressource für Gesundheit 
und bei der Prävention Umweltveränderungen als 
wesentliche Determinanten von Krankheit berücksich-
tigt. Im Folgenden werden zunächst die beiden Ansätze 
allgemein vorgestellt. Beispiele für konkrete Maßnah-
men umweltsensibler Gesundheitsförderung und Prä-
vention werden in Kapitel 6.4 dargestellt.

Gesundheitsförderung wird definiert als „Prozess, 
der Menschen dazu befähigt, die Kontrolle über ihre 
Gesundheit zu erhöhen und diese zu verbessern“ (WHO, 
2021q; eigene Übersetzung). Sie trägt zur Stärkung und 
Erhaltung von Gesundheit sowie zur Vermeidung von 
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Krankheit bei. Sie beruht auf dem Konzept der Saluto-
genese (Antonovsky, 1987; Kasten  3.3-1), das jene 
Faktoren in den Vordergrund stellt, die Gesundheit 
schützen und fördern – im Gegensatz zum Konzept der 
Pathogenese, das auf die Entstehung und Entwicklung 
von Krankheit fokussiert. Die drei zentralen Bereiche 
der Salutogenese sind: Widerstandsressourcen, Kohä-
renzsinn des Individuums, und gesellschaftliche Vor-
aussetzungen und Ressourcen. Gesundheitsförderung 
wurde 1986 in der Ottawa-Charta  definiert (WHO, 
1986) und spielt heute als gesund heitspolitisches Leit-
bild der WHO eine zentrale Rolle. Sie sollte jedoch durch 
Gesundheitssysteme dringend stärker fokussiert und 
umgesetzt werden, indem gesundheitsförderliche 
Strukturen geschaffen und gesundheitsförderliches 
Handeln ermöglicht werden (Kasten 3.3-1). Bereits in 
der Ottawa-Charta wurde Nachhaltigkeit als ein wichti-
ger Bereich der Gesundheitsförderung benannt (WHO, 
1986) und spielt in der Geneva Charter for Well-being, 
welche das Konzept der Gesundheitsförderung weiter-
entwickelt, eine noch deutlich größere Rolle (WHO, 
2022a). „An der Erhaltung der natürlichen Lebens-
grundlagen im Hinblick auf ihre Bedeutung für die 
Gesundheit der Menschen mitzuwirken“ ist auch in der 
Musterberufsordnung für die in Deutschland tätigen 
Ärzt:innen der Bundesärztekammer als ärztliche Auf-
gabe verankert (Bundesärztekammer, 2011).

Prävention bezeichnet „Maßnahmen, die das Ein-
treten von Risikofaktoren reduzieren, das Auftreten 
von Krankheiten verhindern sowie ihren Fortschritt 
stoppen und ihre Folgen reduzieren, wenn sie einmal 
festgestellt sind“ (WHO, 2021q; eigene Übersetzung). 
Je nach Zeitpunkt ihres Einsetzens wird unterschieden 
zwischen Primär-, Sekundär- und Tertiärprävention. 
Primärprävention bezeichnet Maßnahmen wie Imp-
fungen, die bei bislang gesunden Personen ohne fest-
gestellte Krankheitssymptome ansetzen. Sekundärprä-
vention beinhaltet Maßnahmen, die das Fortschreiten 
von Erkrankungen in einem frühen, klinisch noch 
unauffälligen, aber bereits feststellbaren Stadium ver-
hindern. Beispiele hierfür sind das Neugeborenen-
Screening und Krebsfrüherkennungs-Untersuchun-
gen. Tertiärprävention bezeichnet Maßnahmen bei 
bereits vorhandener bzw. fortgeschrittener Krankheit, 
wie z.  B. eine Rehabilitationsmaßnahme nach einem 
Herzinfarkt. Allerdings sind diese verschiedenen 
Bereiche nicht immer scharf zu trennen: Eine primär-
präventive Maßnahme, z.  B. verringerte Hitzeexposi-
tion, kann gleichzeitig auch tertiärpräventiv wirksam 
sein, weil sich vorbestehende Herz-Kreislauf-Erkran-
kungen bei Hitze verschlimmern können. Für Präven-
tion ist die Kenntnis von Risikofaktoren für die Ent-
stehung von Krankheiten entscheidend. So können 
sowohl im Bereich der Verhaltensprävention (auf das 

Verhalten von Individuen abzielend) als auch im Rah-
men von Verhältnisprävention (auf die Lebensverhält-
nisse einer Vielzahl von Menschen abzielend) Maß-
nahmen ergriffen werden, um krankmachende Fakto-
ren zu reduzieren (Habermann-Horstmeier und Lippke, 
2021). Kombinierte Strategien wie z.  B. in der betrieb-
lichen Prävention oder in Kindergärten und Schulen 
sind besonders effektiv (Kasten  6.4-3; Habermann-
Horstmeier und Lippke, 2021; Lippke und Hessel, 
2018). Bekannt ist zudem die besondere Effektivität 
von Maßnahmen, die gezielt Risikopopulation fokus-
sieren oder sich auf jüngere Altersgruppen wie Kinder 
oder Jugendliche beziehen (Walter et al., 2011; König 
et al., 2011).

Die beiden Ansätze Gesundheitsförderung und Prä-
vention können sich gegenseitig befruchten (Haber-
mann-Horstmeier und Lippke, 2021). Sie sollten in 
ihrer Umsetzung nicht, wie lange geschehen, als kont-
räre Konzepte diskutiert werden. Auf Grundlage des 
gemeinsamen Ziels, Gesundheit zu verbessern, sollten 
sie integriert betrachtet und in eine ganzheitliche 
 Strategie überführt werden (Prümel-Philippsen und 
Grossmann, 2021) – verzahnt mit dem Leitprinzip der 
Nachhaltigkeit (Kap. 6.3.4). 

6.3.3
Solidarität und Teilhabe

Ein weiterer Eckpunkt der Vision „Gesund leben auf 
einer gesunden Erde“ besteht darin, dass vulnerable 
Gruppen weltweit Solidarität erfahren und Ungleich-
heiten in der materiellen, ökonomischen und politi-
schen Teilhabe verringert werden (Kap.  3.1). Diese 
Ungleichheiten stehen nicht zuletzt auch in Zusam-
menhang mit ungleich verteilten Gesundheitschancen, 
so dass sich die Weiterentwicklung von Gesundheits-
systemen unbedingt am Leitprinzip Solidarität und Teil-
habe orientieren sollte. Konkret bedeutet dies, dass die 
Zielsetzung Universal Health Coverage weltweit erreicht 
wird (Kap. 6.1.2.1) und alle Menschen an den gesund-
heitlichen Vorteilen medizinischer Fortschritte teilha-
ben. Es sollte zudem allen Menschen ermöglicht 
 werden, an der Verbesserung, Erhaltung und Wieder-
herstellung ihrer Gesundheit selbst aktiv und eigenver-
antwortlich mitzuwirken. Hierfür sollten Gesundheits-
systeme inklusiv gestaltet sein und Gesundheitsperso-
nal auf Augenhöhe mit Patient:innen agieren.

Darüber hinaus sollten Gesundheitssysteme solida-
risch finanziert werden: Gesundheitliche Ungleich-
heiten werden maßgeblich durch soziale Ungleichhei-
ten erzeugt, zugleich ist Krankheit jedoch unplanbar 
und existenziell bedrohlich und kann prinzipiell alle 
 Menschen treffen. Deshalb sollten die finanziellen 
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 Risiken, die mit Krankheit und daraus resultierender 
Inanspruchnahme von Gesundheitsdienstleistungen 
einhergehen, gerecht auf die Gesamtbevölkerung und 
somit auf alle Einkommensgruppen verteilt werden. In 
 einigen Gesundheitssystemen, wie beispielsweise in 
Deutschland, ist Solidarität bereits als Leitprinzip ver-
ankert. Hier wird die Krankenversicherung als Solidar-
gemeinschaft definiert (§ 1 SGB V). In vielen Gesund-
heitssystemen weltweit besteht jedoch der Bedarf, Soli-
darität stärker zu verankern und umzusetzen.

Aufgrund ihrer besonderen Vulnerabilitäten, gerin-
geren Gesundheitsressourcen und der drohenden 
 Verschärfung gesundheitlicher Ungleichheiten durch 
globale Umweltveränderungen sollten sozial benachtei-
ligte Menschen bei allen Maßnahmen der Gesundheits-
förderung und Prävention sowie bei der Stärkung von 
Anpassung und Resilienz besonders berücksichtigt und 
aktiv eingebunden werden. 

6.3.4
Transformationen in Richtung Nachhaltigkeit

Die übergreifende Vision „Gesund leben auf einer 
gesunden Erde“ beinhaltet, dass planetare Leitplanken 
eingehalten werden, um die Gesundheit von Menschen, 
Arten und Ökosystemen zu schützen (Kap. 3.1). Dabei 
haben Gesundheitssysteme selbst oft einen großen 
ökologischen Fußabdruck (Kap. 6.2.2.3) und sind somit 
Mitverursacher gesundheitsschädigender Umweltver-
änderungen. Um angesichts dessen ihrer Kernaufgabe 
des Schutzes und der Verbesserung von Gesundheit so 
wenig wie möglich entgegenzuwirken, sind tiefgrei-
fende Transformationen in Richtung Nachhaltigkeit 
geboten. Hierfür sollten in Bezug auf die Bereitstellung 
von Gesundheitsdienstleistungen drei Aspekte berück-
sichtigt werden, wie sie beispielsweise durch MacNeill 
et al. (2021) formuliert wurden: (1) Verringerung der 
Nachfrage nach Gesundheitsdienstleistungen (was sich 
als Mehrgewinn aus der Umsetzung der Leitprinzipien 
umweltsensibler Gesundheitsförderung und Prävention 
ergeben kann; Kap. 6.4.1.4), (2) Anpassung des Ange-
bots von Gesundheitsdienstleistungen an die Nach-
frage, Gewährleistung einer angemessenen Versorgung 
und Vermeidung unnötiger Untersuchungen und 
Behandlungen (Kap.  6.5.2.1), sowie (3) Verringerung 
der Emissionen sowie Optimierung der Effizienz und 
Umweltverträglichkeit von erbrachten Gesundheits-
dienstleistungen (Kap. 6.5.2.2). Neben der Bereitstel-
lung von Gesundheitsdienstleistungen in Gesundheits-
einrichtungen tragen auch die anderen Komponenten 
zu den Emissionen von Gesundheitssystemen bei, ins-
besondere der Bereich Medikamente und Technologien. 
Nachhaltige Transformationen sind daher unbedingt bei 

der Medikamentenentwicklung, -herstellung und -ver-
sorgung notwendig. Dies betrifft z.  B. die Berücksichti-
gung von Nachhaltigkeitskriterien bei der Herstellung 
von Medikamenten im Rahmen der guten Herstellungs-
praxis oder die Berücksichtigung von Umwelteffekten 
bei der Zulassung von Medikamenten (Kap. 5.2).

Nachhaltige Gesundheitssysteme können zudem 
nachhaltige Transformationen auch in anderen Hand-
lungsfeldern anstoßen, z.  B. durch ihre Vorbildfunktion, 
die Verhaltensänderungen bei Patient:innen motivieren 
könnte, und Effekte auf der Nachfrageseite, wenn z.  B. 
ökologische Kriterien bei der Verordnung von Medika-
menten oder bei der Beschaffung von Medizinproduk-
ten herangezogen werden (Kap. 6.5.2.3).

Besondere Herausforderungen bei Transformationen 
in Richtung Nachhaltigkeit sind zum einen, dass die Ver-
fügbarkeit, der Zugang, die Angemessenheit und die 
Qualität von Gesundheitsdienstleistungen nicht vermin-
dert werden dürfen (Kap. 6.1.2), und zum anderen, dass 
in Gesundheitseinrichtungen besondere Maßgaben der 
Hygiene eingehalten werden müssen. Als Grundsatz 
muss bei allen Transformationen stets gelten: Es darf zu 
keinem Zeitpunkt entgegen dem Wohl und der Gesund-
heit von Patient:innen und Mitarbeitenden gehandelt 
werden, um Ressourcen und Emissionen einzusparen. 
Notwendige und sinnvolle medizinische Maßnahmen 
müssen stets angemessen durchgeführt werden. Durch 
die Berücksichtigung von Nachhaltigkeitskriterien kön-
nen zudem negative Umweltwirkungen sowie die mit 
ihnen einhergehenden Krankheitsfälle verhindert und 
so zusätzliche Mehrgewinne erzielt werden.

6.3.5
Stärkung von Anpassung und Resilienz

Die beiden Handlungsfelder Anpassung an Umweltver-
änderungen und Stärkung der Resilienz können nicht 
voneinander getrennt werden, denn sie überschneiden 
sich wesentlich. Sie setzen jedoch unterschiedliche 
Schwerpunkte (WHO, 2015c), wie im Folgenden erläu-
tert wird. Die Stärkung von Anpassung und Resilienz 
sollte als Leitprinzip für die Weiterentwicklung von 
Gesundheitssystemen dienen, da durch sie die Gesund-
heit von Menschen auch angesichts neuer und zukünf-
tiger Gesundheitsrisiken und -krisen geschützt und 
verbessert werden kann; denn dies ist die Grundlage, 
um Entwicklungspotenziale für Wohlergehen, Vielfalt 
und Eigenart zu ermöglichen, was ein wesentlicher 
Aspekt der übergreifenden Vision „Gesund leben auf 
einer gesunden Erde“ ist (Kap. 3.1).

Anpassung zielt darauf ab, Gesundheitssysteme auf 
die sich kontinuierlich verändernden Umweltbedingun-
gen und mit ihnen einhergehende Gesundheitsrisiken 
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und Herausforderungen vorzubereiten. Hierbei sollen 
Schaden abgewendet und vorteilhafte Gelegenheiten 
(Begleitnutzen, Co-benefits) genutzt werden, die sich 
aus den entsprechenden Maßnahmen auch in Bezug 
auf andere Ziele ergeben, z.  B. die Erhaltung der natür-
lichen Lebensgrundlagen. Anpassungsmaßnahmen 
betreffen sowohl die unmittelbare Erbringung von 
Gesundheitsdienstleistungen als auch technische 
Strukturen und organisatorische Prozesse in Gesund-
heitseinrichtungen. Beispielsweise sollten angesichts 
steigender Durchschnittstemperaturen veränderte 
Erkrankungswahrscheinlichkeiten und spezifische Vul-
nerabilitäten berücksichtigt werden. Zudem sollten die 
baulichen und technischen Gegebenheiten sowie diag-
nostischen Prozedere angepasst werden, um etwa wei-
terhin ein für die Gesundheit förderliches Raumklima 
zu gewährleisten und den regelrechten Ablauf von 
Laboruntersuchungen sicherzustellen. 

Resilienz zielt vor allem auf Krisensituationen und 
Systemschocks ab: Gemäß der WHO ist Resilienz in 
Gesundheitssystemen „die Fähigkeit von Akteuren, 
Einrichtungen und Bevölkerungsgruppen, sich auf Kri-
sen vorzubereiten und wirksam darauf zu reagieren, die 
Kernfunktionen aufrechtzuerhalten, wenn eine Krise 
eintritt, sowie durch die während der Krise gewonne-
nen Erkenntnisse informiert zu bleiben und sich neu zu 

organisieren, wenn die Bedingungen es erfordern“ 
(WHO, 2020h; eigene Übersetzung). Ziel der Stärkung 
von Resilienz ist es also, dafür zu sorgen, dass Gesund-
heitssysteme bei Krisen hinreichend leistungsfähig 
bleiben und sich danach wenigstens zu ihrem vorheri-
gen Zustand erholen, oder besser noch gestärkt aus 
ihnen hervorgehen, indem sie für die Bewältigung 
zukünftiger Krisen dazulernen (Abb.  6.3-1; WHO, 
2020h; Hanefeld et al., 2018). Neben einer gesicherten 
Energieversorgung (Kap. 4.3.4.2) sollte insbesondere 
die Versorgungssicherheit im Hinblick auf Arzneimittel 
und Medizinprodukte auch während Systemschocks 
gewährleistet sein, was z.  B. durch die Diversifizierung 
globaler Lieferketten und Sicherung lokaler Produkti-
onskapazitäten gelingen kann (SVR, 2023). Bestehende 
WHO-Strategien zur Klimaresilienz (WHO, 2020h), die 
insbesondere auf Resilienz gegenüber den Auswirkun-
gen des Klimawandels abzielen, müssen insofern erwei-
tert werden, als dass sie auch Gesundheitsrisiken adres-
sieren sollten, die in Zusammenhang mit Verschmut-
zung, Biodiversitätsverlust und anderen Umweltverän-
derungen stehen. Beispiele sind großräumige Smog- und 
Haze-Ereignisse, die etwa durch massive Torfbrände 
entstehen sowie Pandemien z.  B. zoonotischer Infekti-
onskrankheiten (Kap. 6.5.1.1). 

Da eine kontinuierliche Anpassung von Gesundheits-
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Abbildung 6.3-1
Klimaresilienz von Gesundheitseinrichtungen. Es werden verschiedene Phasen vor, während und nach einem Systemschock 
sowie mögliche Entwicklungspfade dargestellt, die von der Resilienz der Gesundheitseinrichtung abhängen. Die dargestellten 
Systemzustände und Entwicklungspfade können auch auf Gesundheitssysteme allgemein übertragen werden.
Quelle: WHO, 2020h basierend auf WHO, 2020d; IPCC, 2012; Cimellaroa et al., 2010
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systemen an Klima- und Umweltveränderungen zur 
Verbesserung der Resilienz bei Systemschocks bei-
trägt, sollten Anpassung und Resilienz stets gemein-
sam adressiert und Synergien genutzt werden 
(Abb. 6.3-1). Die gleichzeitig bestehenden Notwendig-
keiten der kontinuierlichen Anpassung an dynamische 
Umweltveränderungen sowie der Verbesserung der 
Resilienz im Hinblick auf akute Gesundheitskrisen und 
Systemschocks sollten trotz aller Überschneidungen 
und Synergien dennoch stets im Blick behalten  werden. 
Anpassung und Resilienz gehen über eine reine Reak-
tion auf Umweltveränderungen hinaus und umfassen 
auch die vorausschauende Vorbereitung auf zu erwar-
tende Risiken und Krisen sowie die Verringerung von 
Vulnerabilitäten. 

6.3.6
Von der Vision zur Umsetzung – von 
Leitprinzipien zu Empfehlungen

In den vorherigen Abschnitten wurden fünf Leitprinzi-
pien hergeleitet: die Anerkennung der Bedeutung 
gesunder Ökosysteme, umweltsensible Gesundheitsför-
derung und Prävention, Solidarität und Teilhabe, Trans-
formationen in Richtung mehr Nachhaltigkeit sowie die 
Stärkung von Anpassung und Resilienz. Diese stehen in 
enger Wechselwirkung miteinander und ihre Umset-
zung kann die Realisierung der jeweils anderen Leit-
prinzipien befördern. Ferner kann eine konzertierte 
Umsetzung der Leitprinzipien zusätzliche Synergieef-
fekte entfalten. Sie können zu transformativen Moto-
ren in Gesundheitssystemen werden und von dort in 
weitere Handlungsfelder hineinwirken, wie etwa 
Ernähren, Bewegen und Wohnen (Kap. 4). Systemüber-
greifende Kooperation ist hierfür wesentlich und auch 
als Eckpunkt der übergreifenden Vision „Gesund leben 
auf einer gesunden Erde“ verankert (Kap.  3.1). Das 
Leitprinzip „Anerkennung der Bedeutung gesunder 
Ökosysteme“ ist für die Umsetzung der anderen Leit-
prinzipien durchgehend eine notwendige Vorausset-
zung und wird in den folgenden Abschnitten wieder-
kehrend aufgegriffen. Das Leitprinzip „Solidarität und 
Teilhabe“ sollte bei der Umsetzung der anderen Leit-
prinzipien stets konsequent verwirklicht werden. Die 
Leitprinzipien „Umweltsensible Gesundheitsförderung 
und Prävention“, „Transformationen in Richtung Nach-
haltigkeit“ und „Stärkung von Anpassung und Resili-
enz“ dienen dazu, in den folgenden Abschnitten Mehr-
gewinne aufzuzeigen und Umsetzungsstrategien zu 
entwickeln (Kap.  6.4, 6.5), um abschließend Hand-
lungs- und Forschungsempfehlungen abzuleiten 
(Kap.  6.6). Sie können dazu beitragen, dass Gesund-
heitssysteme eine Hebelwirkung für nachhaltige Trans-

formationen auch in anderen gesellschaftlichen Syste-
men entfalten.

6.4
Gesundheitsförderung und Prävention als 
transformative Hebel nutzen

Damit Gesundheit auch angesichts globaler Umweltver-
änderungen geschützt und verbessert werden kann, 
schlägt der WBGU umweltsensible Gesundheitsförde-
rung und Prävention als allgemeines Leitprinzip für die 
Weiterentwicklung von Gesundheitssystemen vor 
(Kap. 6.3.2). Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, 
Gesundheitsförderung und Prävention als transforma-
tive Hebel zu nutzen, da sie Transformationen zur 
Nachhaltigkeit auch in anderen Handlungsfeldern 
befördern können. Um das transformative Potenzial 
von Gesundheitsförderung und Prävention zu nutzen, 
sind nicht nur Anpassungen in den Bereichen Gesund-
heitsdienstleistungen, Gesundheitspersonal, Gover-
nance und Finanzierungsstrukturen nötig, welche vor 
allem in diesem Unterkapitel angesprochen werden, 
sondern auch die Anpassung von Gesundheitsinforma-
tionssystemen (Kap. 6.5.1.2; Kasten 6.5-1). Im Folgen-
den werden zunächst Mehrgewinne beschrieben, die 
sich durch umweltsensible Gesundheitsförderung und 
Prävention ergeben können (Kap. 6.4.1) und anschlie-
ßend Strategien aufgezeigt, mittels derer die Entfaltung 
dieser Mehrgewinne befördert werden kann (Kap. 6.4.2).

6.4.1
Mehrgewinne durch umweltsensible 
Gesundheitsförderung und Prävention

Für die Umsetzung der übergreifenden Vision „Gesund 
leben auf einer gesunden Erde“ sind drei komplemen-
täre Strategien zentral (Kasten 3.1-1): erstens die För-
derung und Stärkung von Widerstandsfähigkeit und 
Entwicklungspotenzialen, zweitens die Prävention von 
Risiken und Gefahren sowie drittens die Reaktion und 
Reparatur von Schäden. Für Gesundheitssysteme ent-
sprechen diese Strategien der Umsetzung von Gesund-
heitsförderung und Prävention sowie der Behandlung 
von Krankheiten (Abb.  3.11). Angesichts der neuen 
Herausforderungen durch globale Umweltveränderun-
gen (Kap.  6.2.1) sind zwar auch für die erfolgreiche 
Behandlung von Krankheiten umfangreiche Anpas-
sungsmaßnahmen verschiedener Komponenten von 
Gesundheitssystemen nötig (Kap. 6.5.1). Hinzu kommt, 
dass viele Menschen weltweit derzeit keinen Zugang zu 
einer hinreichenden Gesundheitsversorgung haben 
(Kap.  6.2.1). Prinzipiell wird die Behandlung von 
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Krankheiten jedoch durch Gesundheitssysteme auf-
grund ihres kurativen Schwerpunkts (Kap.  6.2.2.1) 
bereits adressiert. Für die Förderung gesunder und 
nachhaltiger Lebensstile und -bedingungen mit ihren 
zahlreichen Mehrgewinnen für die Gesundheit von 
Menschen und Ökosystemen sind hingegen insbe-
sondere die Stärkung und zielgerichtete Umsetzung 
von Gesundheitsförderung und Prävention zentral 
(Kap. 6.4.1.1, 6.4.1.2). Zudem würden sich durch die 
Anwendung umweltsensibler Gesundheitsförderung 
und Prävention in Gesundheitssystemen auch Mehrge-
winne für die Stärkung von Anpassung und Resilienz in 
der Bevölkerung ergeben (Kap.  6.4.1.3). Zusätzlich 
besteht das Potenzial zur Senkung des Bedarfs an res-
sourcenintensiven medizinischen Behandlungen, was 
zur Verringerung des ökologischen Fußabdrucks von 
Gesundheitssystemen beitragen könnte (Kap. 6.4.1.4). 
Diese Mehrgewinne werden in den folgenden Abschnit-
ten erläutert.

6.4.1.1
Förderung gesunder und nachhaltiger Lebensstile
Durch die Förderung gesunder und nachhaltiger 
Lebensstile im Rahmen umweltsensibler Gesundheits-
förderung und Prävention können Menschen zu nach-
haltigem Handeln in verschiedenen Lebensbereichen 
befähigt werden. Dies kann z.  B. im Rahmen individuel-
ler Beratungsgespräche durch Gesundheitsfachkräfte 
geschehen, in welchen die Lebenssituation von 
 Menschen aufgegriffen wird und ihnen persönlich 
zugeschnittene Vorschläge für gesundheitsförderliches 
und nachhaltiges Verhalten unterbreitet werden 
(Kap. 6.4.2.1, 6.4.2.2). Entsprechende Aufklärung ist 
aber auch in Gruppensettings mit Lebensweltbezug 
denkbar, etwa in Gemeindezentren. 

Beispielsweise kann über die Ernährungsempfehlun-
gen der „Planetary Health Diet“ aufgeklärt werden: 
Diese umfassen tägliche Maximalmengen für Fleisch, 
Fisch und Milchprodukte, die nicht überschritten wer-
den sollten, sowie Mindestempfehlungen für den Ver-
zehr von Obst, Gemüse, Hülsenfrüchten, Nüssen und 
Vollkorngetreide (Kasten 4.1-1). Eine pflanzenbasierte 
Ernährung ist dabei sowohl gesünder als auch nachhal-
tiger: Ein beträchtlicher Teil der ernährungsbedingten 
vorzeitigen Todesfälle durch nicht übertragbare Erkran-
kungen ist auf zu hohe Anteile von Fleisch und zu 
geringe Anteile pflanzlicher Nahrungsmittel im tägli-
chen Speiseplan zurückzuführen (Micha et al., 2021; 
Kap.  4.1.1.1). Zudem trägt die Produktion tierischer 
Nahrungsmittel unverhältnismäßig zu den Umweltver-
änderungen bei, welche durch die weltweite Landwirt-
schaft verursacht werden (Kasten 4.1-3). Auch kann im 
Rahmen umweltsensibler Ernährungsberatung auf die 
gesundheitlichen und ökologischen Vorteile durch den 

Konsum von Bio-Lebensmitteln hingewiesen werden, 
die sich z.  B. aus dem Verzicht auf synthetische Pflan-
zenschutzmittel ergeben (Kap.  4.1.1.2, 4.1.1.3). Im 
Rahmen von Informationsangeboten könnte darüber 
hinaus auf Gesundheitsrisiken durch Bewegungsman-
gel hingewiesen werden (z.  B. erhöht langes und unun-
terbrochenes Sitzen das Risiko für die Entstehung von 
Krebs- sowie tödlichen Herz-Kreislauferkrankungen 
(Ekelund et al., 2019; Hermelink et al., 2022; 
Kap. 4.2.1.2) und zugleich über die ökologischen und 
gesundheitlichen Risiken von Autoverkehr aufgeklärt 
werden (z.  B. durch Klimawandel und Luftverschmut-
zung; Kap. 4.2.1.3). Werden hierbei auch die ökologi-
schen und gesundheitlichen Mehrgewinne aktiver 
Mobilität (z.  B. Radfahren) thematisiert und Bezüge zur 
individuellen Krankheits- bzw. Gesundheitsgeschichte 
hergestellt, kann eine entsprechende Verhaltensände-
rung angestoßen werden. 

Ein weiteres Beispiel ist die Empfehlung zur Nutzung 
von Grünräumen als persönliche Gesundheitsressource: 
Ein Aufenthalt im Park, möglichst in Verbindung mit 
körperlicher Aktivität und gemeinschaftlichen Unter-
nehmungen, kann die Funktion des Immunsystems 
verbessern, zu einer verbesserten sozialen Kohäsion 
führen, Vorteile für die mentale Gesundheit bringen 
und zur Vorbeugung von Herz-Kreislauf-Erkrankungen 
beitragen (Kap.  4.3.3.4; Abb.  4.3-11). Die bewusste 
Nutzung von Grünräumen bzw. der bewusste Aufent-
halt in der Natur sowie das Wissen um ihre positiven 
Effekte kann dann zu einer erhöhten Wertschätzung 
anderer Lebewesen und einer intakten Biosphäre bei-
tragen, wodurch die Motivation, sich nachhaltig zu ver-
halten oder sich für Nachhaltigkeit zu engagieren, 
gestärkt werden kann. 

Darüber hinaus gibt es eine Vielzahl möglicher Akti-
vitätsangebote, die im Rahmen umweltsensibler 
Gesundheitsförderung und Prävention eingesetzt wer-
den können, welche zugleich sowohl der Gesundheit der 
Teilnehmenden dienen als auch zum Umweltschutz bei-
tragen (z.  B. im Rahmen von „Green Care“ oder „nature-
based interventions“; Cook et al., 2019). Beispiele rei-
chen von gesundheitsförderlichen Aktivitäten in biodi-
versen und ökologischen Gemeinschaftsgärten bis hin 
zur Durchführung von Aktivitäten im Naturschutz als 
körperliche Ertüchtigung; es gibt zunehmend auch 
Bestrebungen, Patient:innen naturnahe Aktivitäten 
direkt zu verschreiben (Nature bzw. Green Prescripti-
ons; SRU, 2023: 100). Eine Reihe von Aktivitäten an der 
Schnittstelle von Gesundheitssystemen und Natur-
schutz wird in Abbildung 6.4-1 dargestellt. Ferner wer-
den in  Kapitel 4 gesunde und nachhaltige Lebensstile 
und dafür notwendige Rahmenbedingungen am  Beispiel 
der Lebensbereiche Ernähren, Bewegen und Wohnen 
 ausführlicher diskutiert.
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Abbildung 6.4-1
Beispiele für Aktivitäten an der Schnittstelle von Gesund-
heitssystemen und Naturschutz [Abb. noch in Bearbeitung]

6.4.1.2
Anstoß von Maßnahmen zur Verhältnisprävention
Umweltsensible Gesundheitsförderung und Prävention 
können nicht nur durch die Förderung nachhaltiger 
Lebensstile und positive ökologische Effekte von Akti-
vitäten an der Schnittstelle mit dem Naturschutz zu 
gesunden Lebensbedingungen beitragen. Im Rahmen 
von Informations- und Beratungsangeboten könnten 
Menschen zudem über Möglichkeiten der nachhaltigen 
und gesundheitsförderlichen Gestaltung ihrer Lebens-
welten aufgeklärt und so ihre entsprechenden Gestal-
tungspotenziale gezielt aktiviert werden. Beispiels-
weise könnten Eltern im Rahmen von Vorsorgeunter-
suchungen für ihre Kinder darüber aufgeklärt werden, 
dass der Aufenthalt in Grünräumen bzw. Kontakt mit 
Natur sich positiv auf das Wohlbefinden und die kör-
perliche und geistige Entwicklung ihrer Kinder aus-
wirkt (Dadvand et al., 2019). In diesem Rahmen könnte 
über Möglichkeiten informiert werden, wie sich Eltern 
(und Kinder) aktiv für eine gesundheitsförderliche und 
nachhaltige Gestaltung ihres Stadtquartiers einsetzen 
bzw. sich daran beteiligen können (z.  B. Planung und 
gemeinschaftliche Pflege von urbanen Grünräumen).
 Derartige partizipative Aktivitäten der nachhaltigen 
Stadtgestaltung (Kap.  4.3) können durch kommunale 
öffentliche Gesundheitsdienste gefördert, angestoßen 
und koordiniert werden: Sie können sektorübergrei-
fend Maßnahmen zur Schaffung gesundheitsförderli-
cher und nachhaltiger Stadträume anstoßen und kon-
krete Projekte in den Quartieren zur Verhältnispräven-
tion durchführen, z.  B. in den Bereichen Verkehrsberu-
higung und Ausweitung bzw. Aufwertung von 
Grünräumen. Zur bedarfsgerechten Planung können 
partizipative Instrumente eingesetzt werden (z.  B. 
Stadtraummonitor) und kommunale Gesundheitsämter 
können von einer transnationalen Vernetzung profitie-
ren: Beispielsweise ist die Stadt Dresden Mitglied im 
europäischen WHO-Netzwerk „Healthy Cities“ und die 
Koordination entsprechender Maßnahmen ist im Sach-
gebiet „Strategische Gesundheitsplanung“ des Amts für 
Gesundheit und Prävention angesiedelt, das den kom-
munalen öffentlichen Gesundheitsdienst der Stadt dar-
stellt (Landeshauptstadt Dresden, 2023). 

Wenn darüber hinaus öffentliche Gesundheits-
dienste als Schnittstelle von Gesundheitssystemen mit 
Verwaltung, Politik und anderen Sektoren etabliert 
werden, können sie auch weitere ressortübergreifende 
Kooperationen zur Beförderung von Verhältnispräven-
tion im Sinne des Health-in-All-Policies-Ansatzes 
(„Gesundheit in allen Politikfeldern“; Kasten  7.1-5) 

anstoßen, welche über die unmittelbare Gestaltung 
kommunaler Lebenswelten hinausgehen, z.  B. im 
Bereich von Ernährungssystemen, in der Industrie oder 
der Verkehrsplanung. 

Auch einzelne Gesundheitseinrichtungen können – 
über die Verringerung ihres ökologischen Fußabdrucks 
hinaus – aktiv zur Verhältnisprävention beitragen, 
indem sie neben der Bereitstellung von Gesundheits-
dienstleistungen den lokalen Naturschutz direkt adres-
sieren: 

Ein Beispiel hierfür ist die medizinische Klinik zweier 
NGOs (Alam Sehat Lestari und Health in Harmony) im 
Gulung Palung National Park auf Borneo (Indonesien), 
die zum einen grundlegende Gesundheitsdienstleistun-
gen bereitstellt und sich zum anderen für den Schutz 
und die Renaturierung des lokalen Regenwaldes enga-
giert (Duff et al., 2020a; Webb et al., 2018; Jones et al., 
2020). Auch die Patient:innen der Klinik können indi-
rekt zur Wiederaufforstung beitragen, z.  B. indem sie 
ihre medizinischen Behandlungen mit selbst gezüchte-
ten Setzlingen bezahlen. Darüber hinaus werden sie im 
Wartezimmer und im Rahmen von Beratungsgesprä-
chen über die gesundheitlichen Vorteile eines intakten 
Regenwaldes aufgeklärt (Duff et al., 2020a). Ergänzend 
werden die Menschen in ökologischer Landwirtschaft 
geschult, was im Rahmen partizipativer Methoden 
(radical listening) als Wunsch der ansässigen Bevölke-
rung identifiziert wurde (Duff et al., 2020a). Zudem 
konnte festgestellt werden, dass eine Motivation der 
Lokalbevölkerung zur illegalen Abholzung des Regen-
waldes vormals darin bestand, medizinische Behand-
lungskosten (und damit verbundene Reisekosten) zu 
begleichen (Duff et al., 2020a) und von vielen befrag-
ten Gemeinschaften wurde angegeben, dass sie die 
Abholzung einstellen könnten, wenn sie Zugang zu 
einer hochwertigen, erschwinglichen Gesundheitsver-
sorgung bekämen und in alternativen Lebensgrundla-
gen ausgebildet würden (Webb et al., 2018; Duff et al., 
2020a). Die Abholzung wurde seit der Einrichtung der 
Klinik und Verbesserung der medizinischen Grundver-
sorgung auch deutlich reduziert; zudem konnten signi-
fikante Gesundheitsvorteile für die lokale Bevölkerung 
gemessen werden (Jones et al., 2020). Derartige Pro-
jekte an der Schnittstelle von Gesundheit und Natur-
schutz haben teilweise Finanzierungsprobleme zu 
überwinden, die mit ihrer multisektoralen Ausrichtung 
in Zusammenhang stehen (Duff et al., 2020c).

6.4.1.3
Verringerung von Vulnerabilität und Stärkung von 
Anpassung und Resilienz in der Bevölkerung
Durch Gesundheitsförderung und Prävention kann 
auch die Vulnerabilität von Menschen gegenüber 
Gesundheitsrisiken durch Umweltveränderungen ver-
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ringert werden: Beispielsweise sind Menschen mit 
bestehenden Lungen- oder Herz-Kreislauf-Erkrankun-
gen besonders vulnerabel gegenüber Hitzestress, der 
diese Erkrankungen verschlimmern kann. Würde die 
Verbreitung solcher Vorerkrankungen durch Maßnah-
men der Gesundheitsförderung und Prävention verrin-
gert (z.  B. durch Lebensstilinterventionen wie Pro-
gramme zur Gewichtsreduktion, Bewegungsförderung 
und Tabakentwöhnung; Kasten  6.4-3), würden damit 
vulnerable Bevölkerungsgruppen verkleinert und Men-
schen vor Krankheit geschützt. Dies ist auch auf andere 
Gesundheitsrisiken übertragbar, die mit Umweltverän-
derungen in Zusammenhang stehen, beispielsweise 
Pandemien infektiöser Atemwegserkrankungen wie 
COVID-19, für die ähnliche Risikofaktoren bestehen 
(z.  B. chronische Lungenerkrankungen durch Tabak-
konsum, Übergewicht, schlechter Allgemeinzustand). 
Zusätzlich bieten individuell angepasste Angebote der 
Gesundheitsförderung und Prävention die Möglichkeit, 
Menschen gezielt und auf ihre individuellen Bedürf-
nisse zugeschnitten über für sie besonders relevante 
umweltbedingte Gesundheitsrisiken aufzuklären und 
ihnen Möglichkeiten der Verhaltensanpassung zu ver-
mitteln. Ein Beispiel ist die Beratung schwangerer Per-
sonen über die schädigende Wirkung von Luftver-
schmutzung im Zuge von Waldbränden während Hitze-
perioden. Durch solche Aufklärungsmaßnahmen und 
die Verringerung von Vorerkrankungen würden die 
Anpassung und Resilienz in der Bevölkerung gegen-
über den Gesundheitsrisiken globaler Umweltverände-
rungen gestärkt. Die Fähigkeit von Bevölkerungsgrup-
pen, sich auf Krisen vorzubereiten und wirksam darauf 
zu reagieren, ist explizit in der Beschreibung der WHO 
von Klimaresilienz in Gesundheitssystemen enthalten 
(Kap. 6.3.5). 

6.4.1.4
Senkung des Bedarfs an ressourcenintensiven 
Behandlungen
Als weiterer Mehrgewinn der umfassenden Umsetzung 
von Gesundheitsförderung und Prävention könnten 
auch ressourcen- und emissionsintensive diagnostische 
und therapeutische Maßnahmen eingespart werden. 
Hieraus könnten sich einerseits ökonomische Vorteile 
ergeben und andererseits der ökologische Fußabdruck 
von Gesundheitssystemen verkleinert werden (Mac-
Neill et al., 2021). Für den National Health Service 
(NHS) in Großbritannien konnte beispielsweise gezeigt 
werden, dass die Treibhausgasemissionen pro Kranken-
hausaufenthalt zwar von 1990 bis 2019 um 64    % 
gesunken sind, sich daraus jedoch für die Gesamtemis-
sionen des NHS nur eine Reduktion um 26    % ergab 
(Tennison et al., 2021). Eine steigende Nachfrage nach 
Gesundheitsdienstleistungen könnte hierfür eine Ursa-

che sein (MacNeill et al., 2021). Ohne langfristig die 
Inanspruchnahme medizinischer Leistungen zu reduzie-
ren, ist es kaum denkbar, die Umweltauswirkungen von 
Gesundheitssystemen drastisch zu reduzieren (SAMW, 
2022). Obwohl allgemein anerkannt wird, dass Präven-
tion die effektivste Maßnahme zur Verbesserung der 
Nachhaltigkeit von Gesundheitssystemen ist (Sherman 
et al., 2020), fehlt es derzeit an konkreten Projektionen 
bzw. empirischer Evidenz für das Einsparpotenzial an 
Ressourcen und Emissionen durch die verringerte Nach-
frage nach Gesundheitsdienstleistungen. Darüber hin-
aus werden ökologische Aspekte in Überlegungen zu 
den Vorteilen von mehr Gesundheitsförderung und 
 Prävention bisher nicht umfassend einbezogen.

6.4.2
Strategien für die Entfaltung von Mehrgewinnen

Aus Sicht des WBGU können die Umsetzung umwelt-
sensibler Gesundheitsförderung und Prävention in 
Gesundheitssystemen sowie die Entfaltung der soeben 
beschriebenen Mehrgewinne insbesondere durch vier 
zentrale Strategien befördert werden, die im Folgen-
den näher erläutert und anhand von Beispielen 
 verdeutlicht werden: die gezielte Anpassung des durch 
die WHO vorangetriebenen Ansatzes Primary Health 
Care, die Befähigung von Gesundheitsfachkräften zur 
 Förderung gesunder und nachhaltiger Lebensstile, die 
entsprechende Anpassung von Vergütungssystemen 
sowie den Ausbau öffentlicher Gesundheitsdienste, 
damit diese stärker zur Verhältnisprävention beitragen 
können. Diese vier Strategien werden im Folgenden 
näher  erläutert.

6.4.2.1
Den Ansatz von Primary Health Care gezielt 
anpassen 
Primary Health Care (PHC) gilt als zentraler Ansatz, um 
die Zielvorstellung Universal Health Coverage (UHC) zu 
erreichen und seine Umsetzung wird unter anderem 
durch die WHO vorangetrieben (WHO, 2022a), auch 
wenn der Ansatz kritisch diskutiert wird (Kap. 6.1.2). 
Aus Sicht des WBGU sollte der bestehende PHC-Ansatz 
modifiziert werden, um gezielt umweltsensible Gesund-
heitsförderung und Prävention zu stärken, dabei 
 globale Umweltveränderungen zu adressieren sowie 
gesunde und nachhaltige Lebensstile zu fördern. Hier-
für bietet der PHC-Ansatz verschiedene Ansatzpunkte, 
die im Folgenden beschrieben werden.
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Medizinische Grundversorgung mit Schwerpunkt 
auf umweltsensibler Gesundheitsförderung und 
Prävention
Primary Health Care (PHC) beinhaltet einen Fokus auf 
die medizinische Grundversorgung, die zu Verbesse-
rungen bei der Verfügbarkeit, dem Zugang und der 
Qualität von Gesundheitsdienstleistungen führen soll. 
Die Grundversorgung sollte um individuelle und bevöl-
kerungsbasierte Gesundheitsförderung ergänzt werden 
sowie regional, patient:innennah und ganzheitlich 
unter Berücksichtigung von Lebensbedingungen und 
Umweltfaktoren erfolgen. Globale Umweltveränderun-
gen und ihre Gesundheitsrisiken müssen hierbei expli-
zit berücksichtigt werden. Durch die Verbesserung der 
medizinischen Grundversorgung kann darüber hinaus 
aktiv Umweltschutz betrieben werden, wie in einer 
Fallstudie gezeigt werden konnte (Duff et al., 2020a; 
Kap. 6.4.1.2).

Um die medizinische Grundversorgung zu stärken, 
sollten gut erreichbare und niedrigschwellige Versor-
gungsstrukturen innerhalb von Kommunen ausgebaut 
werden, anstatt nur auf zentral gelegene und schwieri-
ger erreichbare Krankenhäuser zu setzen. Dies kann 
beispielsweise durch integrierte regionale Gesundheits-
zentren erfolgen, deren Leistungsspektrum an regio-
nale Bedarfe angepasst werden kann, wodurch auch die 
strukturelle Resilienz gestärkt würde (SVR, 2023). So 
können unnötige Krankenhauseinweisungen und damit 
verbundene Belastungen für die betroffenen Men-
schen, finanzielle Kosten für die Allgemeinheit und 
externe Kosten für die Umwelt vermieden werden 
(Kap. 6.4.1.4). Ein weiteres Beispiel für niedrigschwel-
lige kommunale Versorgungsstrukturen sind Gemein-
dekrankenpfleger:innen (Community Health Nurses), 
die bereits in einigen Ländern zum Einsatz kommen 
(Kasten 6.4-1). Neben ambulanten kommunalen Ver-

sorgungsstrukturen können jedoch gleichsam auch 
Krankenhäuser zu Gesundheitsförderung beitragen 
und dabei globale Umweltveränderungen berücksichti-
gen, z.  B. indem sie den Patient:innen während ihres 
Aufenthaltes Beratungen zu gesunder und nachhaltiger 
Ernährung anbieten oder in ihrer Gemeinde Maßnah-
men zur Verhältnisprävention wie die Ausweitung von 
Grünräumen anstoßen (Kasten 6.4-2).

Im Rahmen der verschiedenen Einrichtungen und 
Dienstleistungen der medizinischen Grundversorgung 
sollte dann eine individuelle lebensstilspezifische Bera-
tung realisiert werden, welche explizit mögliche Mehr-
gewinne für die Vermeidung globaler Umweltverände-
rungen und den Schutz vor ihren Gesundheitsrisiken 
einschließt (Kap. 6.4.1). Durch individuell angepasste 
Prävention könnten zudem umweltbedingte Erkran-
kungen verhindert oder in sehr frühen Krankheitssta-
dien erkannt und damit kosteneffizienter behandelt 
werden. Um dies zu ermöglichen, ist eine interdiszipli-
näre Zusammenarbeit (z.  B. mit Sozialarbeit, psychoso-
zialen und psychotherapeutischen Versorgungsstruktu-
ren, öffentlichen Gesundheitsdiensten und Natur-
schutz) hilfreich. Zudem ist eine entsprechende 
 Anpassung von Gesundheitsinformationssystemen 
notwendig, weil diese Daten für personalisierte Risiko-
abschätzungen und Frühwarnsysteme bereitstellen 
können (Kap.  6.5.1.2). Um Patient:innen gezielt und 
unkompliziert anzusprechen und für Maßnahmen der 
umweltsensiblen Gesundheitsförderung und Präven-
tion zu rekrutieren, wäre eine enge Verschränkung mit 
kurativen Behandlungen sinnvoll (Werdecker und Esch, 
2021). Zudem können Ansätze der Patient:innenver-
sorgung wie die integrative Medizin genutzt werden, 
die bereits geeignete Ansatzpunkte beinhalten, um glo-
bale Umweltveränderungen und ihre Gesundheitsrisi-
ken stärker zu adressieren: Die integrative Medizin 

Kasten 6.4-1

Community Health Nurses

Der Begriff Community Health Nurse (Gemeindekrankenpfle-
ger:in) bezieht sich auf eine Pflegekraft, deren Aufgabenbe-
reich über klassische pflegerische Tätigkeiten hinausgeht. 
Community Health Nurses werden oft in der lokalen Primär-
versorgung außerhalb von Krankenhäusern sowie im Rahmen 
öffentlicher Gesundheitsdienste tätig, aktuell etwa in vielen 
skandinavischen Ländern, aber auch in Kanada und Austra-
lien (Iversen et al., 2022; Hartzler et al., 2018; DBfK, 2018). 
Die spezialisierten Fachkräfte dienen häufig als erste 
Ansprechpersonen und Versorgungsinstanz in der Primärver-
sorgung. Hierbei sind sie auch für die Versorgungskoordina-
tion und Behandlung von Patient:innen mit (multiplen) chro-
nischen Erkrankungen zuständig. Sie bilden zudem eine 
Schnittstelle für den multidisziplinären Versorgungsprozess 

unterschiedlicher medizinischer Fachdisziplinen sowie ande-
rer gesundheitsrelevanter Berufsgruppen. Sie setzen auch 
Maßnahmen der Gesundheitsförderung und Prävention um 
(z.  B. Screeningprogramme, Tabakentwöhnung, Förderung 
sportlicher Aktivität), inklusive Angebote der Gesundheits-
bildung. Dies fördert nicht nur die Gesundheitskompetenz in 
der Bevölkerung, sondern auch die Möglichkeit von Pati-
ent:innen, Eigenverantwortung für ihre Gesundheit zu über-
nehmen (Kap. 6.3.3, 6.4.2.1). Darüber hinaus können Com-
munity Health Nurses epidemiologische Daten erheben und 
spezifische Gesundheitsrisiken oder Versorgungsdefizite früh 
erkennen. Sie sind kommunal verortet und bieten so einen 
niedrigschwelligen Zugang zum Gesundheitssystem für alle 
Bevölkerungsgruppen. So können marginalisierte Gruppen 
besonders gut erreicht werden, für die aufsuchende Strate-
gien zur Aufklärung und Information z.  B. im Hinblick auf 
Umweltveränderungen besonders erforderlich sind (SVR, 
2023; Kap. 6.4.1.3).
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„wird durch Evidenz informiert und bedient sich aller 
geeigneten therapeutischen, präventiven, gesundheits-
fördernden oder Lifestyle-Ansätze, Fachkräfte und Dis-
ziplinen des Gesundheitswesens, um eine optimale 
Gesundheit und Heilung zu erreichen“ und „basiert auf 
einer sozialen und demokratischen sowie natürlichen 
und gesunden Umwelt“ (Esch und Brinkhaus, 2020). 
Die integrative Medizin bietet somit auch Ansatz-
punkte, um in verschiedenen lokalen Kontexten tradi-
tionelles und indigenes Wissen bzw. Heilmethoden ein-
zubinden, sofern für ihre Wirksamkeit Evidenz besteht; 
entsprechende Forschungsprojekte fehlen jedoch der-
zeit noch vielfach. Die traditionelle Heilkunde Indone-
siens namens Jamu als Beispiel für ein lokales Wissens-
system an der Schnittstelle von Umwelt und Gesund-
heit wird in Kasten 8.2-2 vorgestellt. Die systemische 
und multidisziplinäre Herangehensweise der integrati-
ven Medizin, die darauf abzielt, neben der Behandlung 
von Krankheitssymptomen auch ihre Ursachen zu 
bekämpfen, und die die Verflechtung verschiedener, 
auch ökologischer, Voraussetzungen von Gesundheit 
anerkennt, weist Ähnlichkeiten zum Ansatz der trans-
disziplinären Gesundheitskonzepte auf (z.  B. One Health, 
Planetary Health; Kap. 3.3). 

Menschen und Gesellschaften zu 
gesundheitsförderlichen und nachhaltigen 
Entscheidungen befähigen
Der Primary-Health-Care-Ansatz beinhaltet außerdem 
die Befähigung von Individuen, ihre eigene Gesundheit 
zu erhalten und zu verbessern, also ihre Gesundheits-
kompetenzen zu stärken, wodurch auch ihre Möglich-
keiten zur gesellschaftlichen Partizipation und politi-
schen Teilhabe gefördert werden. Dies entspricht einem 

der Leitprinzipien für die Weiterentwicklung von 
Gesundheitssystemen (Kap. 6.3.3) und stellt auch eine 
Dimension des normativen Kompasses des WBGU dar 
(Kap.  3.2). Die Befähigung von Menschen, für ihre 
gesundheitlichen Belange einzutreten, kann transforma-
tives Handeln anstoßen, wenn sie mit einer umfassenden 
Aufklärung über globale Umweltveränderungen, ihre 
Ursachen und Gesundheitsrisiken einhergeht – im Sinne 
einer planetaren Gesundheitskompetenz (Kap.  8.1.3). 
Gesundheitsfachkräfte können bei einer solchen Befähi-
gung von Menschen eine zentrale Rolle einnehmen und 
transformativen Wandel in der  Bevölkerung initiieren, 
insbesondere im Rahmen der Förderung gesunder und 
nachhaltiger Lebensstile (Kap. 6.4.2.2). Darüber hinaus 
können Teilhabe und planetare Gesundheitskompetenz 
Menschen auch ermöglichen, sich politisch und beruflich 
für Nachhaltigkeit zu engagieren sowie zur gesundheits-
förderlichen und nachhaltigen Gestaltung ihrer Lebens-
welten beizutragen.

Zur Orientierung werden in Kasten 6.4-3 Praxisbei-
spiele für bereits bestehende Maßnahmen der Gesund-
heitsförderung und Prävention in verschiedenen Berei-
chen erläutert, die in Deutschland durch die gesetz-
lichen Krankenkassen finanziert werden. Es werden 
zudem Möglichkeiten aufgezeigt, wie die bestehenden 
Maßnahmen stärker zur Förderung gesunder und nach-
haltiger Lebensstile und -bedingungen beitragen könn-
ten: Beispielsweise könnte in strukturierten Behand-
lungsprogrammen für Menschen mit chronischen 
 Herz-Kreislauf-Erkrankungen neben den gesundheitli-
chen auch die ökologischen Vorteile einer pflanzen-
basierten Ernährung thematisiert werden. In Kinder-
gärten (die Eltern und Kinder) sowie in Seniorenzent-
ren könnte über die gesundheitlichen und ökologischen 

Kasten 6.4-2

Gesundheitsfördernde Krankenhäuser

Das Netzwerk „Health Promoting Hospitals“ setzt sich zum 
Ziel, das Aufgabenspektrum von Krankenhäusern zusätzlich 
zu kurativen Gesundheitsdienstleistungen auch um solche 
aus dem Bereich der Gesundheitsförderung zu erweitern 
(Pelikan et al., 2022). Der entsprechende Ansatz wird bereits 
in zahlreichen Krankenhäusern umgesetzt und mittlerweile 
werden auch weitere Arten von Gesundheitseinrichtungen 
adressiert (HPH Network, 2023). Dabei sollen: (1) die 
Gesundheit der Patient:innen sowie (2) der Angestellten 
gefördert werden, (3) die Organisationsstruktur des Kranken-
hauses so verändert werden, dass eine gesundheitsförderliche 
Umgebung geschaffen wird, sowie (4) Gesundheitsförderung 
in der Gemeinde, in welchem das Krankenhaus verortet ist, 
etabliert werden. Somit werden individuelle medizinische 
und auf persönliches Verhalten fokussierte Maßnahmen (also 
Lebensstile betreffend, z.  B. Rauchen, Ernährung, Bewegung) 

inklusive Information und Gesundheitsbildung mit weiteren 
Strategien auf Gemeindeebene integriert. Zusätzlich werden 
die Aufenthalts- und Arbeitsbedingungen in Krankenhäusern 
selbst adressiert, welche vielfach die Gesundheit der eigenen 
Angestellten gefährden, indem sie Überarbeitung fördern, 
hohe Belastungen erzeugen und dadurch Krankheit und 
Abwesenheit begünstigen bzw. das persönliche Engagement 
der Angestellten langfristig schmälern (WHO, 2005). In 
Bezug auf die Berücksichtigung und Vermeidung von Umwelt-
veränderungen könnte das Konzept gewinnbringend erwei-
tert werden, indem es mit Ansätzen für mehr Resilienz und 
Nachhaltigkeit von Gesundheitseinrichtungen (Kap.  6.5.1, 
6.5.2) kombiniert und um entsprechende Aspekte auf ver-
schiedenen Handlungsebenen ergänzt wird, z.  B. Auswirkun-
gen von Hitze in den Krankenhäusern auf das Personal sowie 
den Heilungsprozess von Patient:innen, die Förderung von 
nachhaltigem Verhalten mit gesundheitlichen Begleitnutzen 
und die Etablierung der Planetary Health Diet (Kap. 4.1). So 
könnten gesundheitsfördernde Krankenhäuser zu Vorbildern 
für eine nachhaltige und gesunde Lebensweise werden.
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Kasten 6.4-3

Beispiele für Maßnahmen der 
Gesundheitsförderung und Prävention in 
Deutschland

In Deutschland gehören die Verringerung existierender Krank-
heitsrisiken für gesunde Menschen (Primärprävention) sowie 
die Unterstützung gesunder Lebensumfelder und -bedingun-
gen in Betrieben (betriebliche Gesundheitsförderung) unter 
anderem zum Aufgabenkatalog der Krankenkassen (Wanek 
und Schreiner-Kürten, 2021). Im Folgenden werden beispiel-
haft Maßnahmen der Gesundheitsförderung und Prävention 
beschrieben, die derzeit durch die gesetzlichen Krankenkas-
sen in Deutschland finanziert werden, sowie Möglichkeiten 
für die stärkere Berücksichtigung globaler Umweltverände-
rungen und ihrer Gesundheitsrisiken dargestellt.

Leistungen zur individuellen verhaltensbezogenen 
 Prävention
Aktuell werden Kurse und Beratungen angeboten, die sich an 
bekannten Risiken und Schutzfaktoren sowie an den bekann-
ten Gesundheitsproblemen der Bevölkerung orientieren, u.  a. 
werden Lebensstilinterventionen zur Prävention nicht-über-
tragbarer Erkrankungen durchgeführt, etwa Gewichtsreduk-
tions- und Tabakentwöhnungsprogramme. 2017 wurden 
durch solche Kurse allerdings nur 2,3  % der Versicherten 
erreicht (Wanek und Schreiner-Kürten, 2021).
Bestehende Maßnahmen zur individuellen verhaltensbezo-
genen Prävention könnten globale Umweltveränderungen 
adressieren, indem sie zielgruppenspezifisch auf relevante 
umweltbedingte Gesundheitsrisiken eingehen (z.  B. Aufklä-
rung über die besonderen Risiken von Hitze und Luftver-
schmutzung für Menschen mit Herz-Kreislauf-Erkrankun-
gen) und die Aufklärung über individuelle Anpassungsmaß-
nahmen (z.  B. Meiden von durch Hitze und Luftverschmut-
zung besonders belasteten Stadträumen) beinhalten. Struk-
turierte Behandlungsprogramme, die für Patient:innen mit 
chronischen Erkrankungen bestehen (z.  B. Disease-Manage-
ment-Programme) können hierfür entsprechend ergänzt und 
neue „Gesundheitsmanagementprogramme“ (Kap.  6.6.1.2) 
etabliert werden.

Gesundheitsförderung und Prävention in 
 Lebenswelten
Diese Angebote orientieren sich an den Lebenswelten der 
Menschen und können in Kommunen, Bildungseinrichtun-
gen, Jugend-, Frauen- und Seniorenzentren, Vereinen, Ein-
richtungen für Menschen mit Behinderungen oder Einrich-
tungen der pflegerischen Versorgung stattfinden. Die haupt-
sächliche Umsetzung findet tatsächlich jedoch in Kitas und 
Grundschulen statt und insgesamt werden nur ca. 6  % aller 
Versicherten erreicht (Wanek und Schreiner-Kürten, 2021). 
Beispiele in Kitas sind die aktive und begleitete Beteiligung 
der Kinder an der Zubereitung von Mahlzeiten, um ihnen 
Lernerfahrungen im Umgang mit Lebensmitteln zu ermögli-
chen, sowie die Bereitstellung vielfältiger, sicherer und natur-
naher Bewegungsräume durch den Kita-Träger (GKV-Spit-
zenverband, 2023). In der Lebenswelt Kommune sollen z.  B. 

arbeitslose Menschen durch die Jobcenter für die Relevanz 
von Gesundheit zur Verbesserung der individuellen (Wieder)
eingliederungschancen ins Erwerbsleben sensibilisiert und zu 
einer gesundheitsförderlichen Lebensweise motiviert werden 
(GKV-Spitzenverband, 2023).
Prinzipiell bietet der aufsuchende Lebenswelten-Ansatz die 
Möglichkeit, sozial benachteiligte bzw. vulnerable Gruppen 
zu erreichen, etwa solche mit Zugangsbarrieren zum Gesund-
heitssystem und höheren gesundheitlichen Risiken. Für 
diese Gruppen sind aufsuchende Strategien zur Aufklärung 
und Information im Hinblick auf Gesundheitsrisiken durch 
Umweltveränderungen besonders erforderlich (SVR, 2023). 
Bei bestehenden Angeboten in den Lebenswelten könnten 
jeweils Gesundheitsrisiken und Anpassungsmaßnahmen 
sowie gesundheitsförderliche Maßnahmen thematisiert wer-
den, die für die spezifische Zielgruppen besonders relevant 
sind. In Seniorenzentren könnte z.  B. über die Notwendig-
keit einer (auf ärztliche Anweisung zu erfolgende) Medika-
mentenanpassung bei Hitze und die gesundheitlichen Vor-
teile sozialer Aktivitäten in Grünräumen aufgeklärt werden. 
Zudem könnte über Möglichkeiten zur nachhaltigen und 
gesundheitsförderlichen Gestaltung der Lebenswelten auf-
geklärt und die entsprechenden Gestaltungspotenziale der 
beteiligten Akteure gezielt aktiviert werden, etwa indem in 
Kindergärten Eltern über die gesundheitlichen Vorteile von 
mehr Grünräumen für ihre Kinder aufgeklärt werden.

Betriebliche Gesundheitsförderung
Die Strategien zur betrieblichen Gesundheitsförderung durch 
die Krankenkassen gehen über den gesetzlich vorgeschrie-
benen Arbeitsschutz hinaus. Aktuell sind sie als freiwilliger 
Leistungskomplex ausgestaltet mit dem Ziel, Gesundheit und 
Wohlbefinden am Arbeitsplatz zu verbessern. Ein Schwer-
punkt liegt auf der gesundheitsförderlichen Gestaltung von 
Arbeitstätigkeiten und -bedingungen sowie der Stärkung 
gesundheitsförderlicher Arbeits- und Lebensstile (GKV-
Spitzenverband, 2023). Beispiele sind Kursangebote zur 
Vermittlung von Methoden zur Ressourcenstärkung, etwa 
durch Achtsamkeitstraining und „Selbstfürsorge“, und die 
Bereitstellung gesunder Verpflegung für die Belegschaft, ver-
bunden mit Informationskampagnen über ihre gesundheitli-
chen Vorteile (GKV-Spitzenverband, 2023). Auch in diesem 
Bereich werden bisher nur wenige Menschen (2,6  % der Ver-
sicherten) erreicht (Wanek und Schreiner-Kürten, 2021).
Die betriebliche Gesundheitsförderung wird in Deutschland 
zum betrieblichen Gesundheitsmanagement (BGM) gezählt. 
Es gibt bereits Bestrebungen einiger gesetzlicher Krankenkas-
sen, BGM nachhaltig und klimasensibel zu gestalten, z.  B. die 
Initiative „BBK Green Health“ der Betriebskrankenkassen, 
ihrer Landes- und Dachverbände (Philippi und König, 2022). 
Im Rahmen eines Projekts werden derzeit entsprechende 
Handlungsempfehlungen erarbeitet. Beispielsweise könnten 
in den Betrieben Möglichkeiten des nachhaltigen und res-
sourcensparenden Arbeitens und einer gesundheitsförderli-
chen Pausengestaltung thematisiert werden. Möglich wäre 
auch, über die kostenlose Bereitstellung von Fahrrädern und 
Duschkabinen aktive Mobilität zu fördern sowie über die 
ökologischen Vorteile einer gesunden Ernährung aufzuklären.
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Vorteile biodiverser Grünräume aufgeklärt und durch 
Betriebe könnten im Rahmen des betrieblichen Gesund-
heitsmanagements kostenlose Fahrräder für die Ange-
stellten zur Verfügung gestellt werden.

6.4.2.2
Gesundheitsfachkräfte zur Förderung gesunder 
und nachhaltiger Lebensstile befähigen 
Gesundheitsfachkräfte gelten als vertrauenswürdige 
Berufsgruppe (GfK Verein, 2016), die im Rahmen ihrer 
Tätigkeit zudem Menschen aus allen Bereichen der 
Gesellschaft erreicht. Als Multiplikator:innen planetarer 
Gesundheitskompetenz können sie nicht nur die eigenen 
Patient:innen, sondern den gesamten Gesundheitssektor 
und die Öffentlichkeit adressieren, weshalb ihnen eine 
Schlüsselrolle beim Anstoß nachhaltiger Transformatio-
nen zugeschrieben werden kann (Broerse und Grin, 
2017). In dieser Rolle als Pioniere des Wandels sollten sie 
in Gesundheitssystemen institutionell gefördert werden:

Ärzt:innen, Pflegekräfte, Hebammen, Apotheker:in-
nen, Ernährungsberater:innen, Physiotherapeut:innen, 
medizinische Fachangestellte, Gemeindekrankenpfle-
ger:innen (Community Health Nurses) und weitere 
Gesundheitsfachkräfte spielen eine wesentliche Rolle 
bei der Umsetzung von Gesundheitsförderung und Prä-
vention (SAMW, 2022). Spezifische primär- und sekun-
därpräventive Maßnahmen werden vor allem in ambu-
lanten Versorgungsstrukturen erbracht (z.  B. Impfun-
gen, Lebensstilberatung bei Prädiabetes). In Deutsch-
land werden viele der Maßnahmen durch Hausärzt:innen 
durchgeführt, die auch weiterhin mit ihrem Praxisteam 
(z.  B. Medizinische Fachangestellte) eine Schlüsselrolle 
einnehmen könnten. Darüber  hinaus sollten jedoch 
auch alle anderen Heilberufe einbezogen werden, wie es 
in vielen Ländern bereits der Fall ist (z.  B. Community 
Health Nurses; Kasten  6.4-1). Die Aufgaben von 
Gesundheitsfachkräften sollten dringend um eine 
Lebensstilberatung im Sinne einer ganzheitlichen 

Gesundheitsbildung (planetare Gesundheitskompetenz; 
Kap.  8.1.3) erweitert werden, welche die individuelle 
Lebenssituation und die besonderen Bedürfnisse von 
Menschen berücksichtigt. Dies schließt je nach Region 
beispielsweise eine umfassende Information der Pati-
ent:innen zu den Themen Hitze und Hitze schutz, Aller-
gien, Luftverschmutzung oder neu auftretende Infekti-
onskrankheiten ein, sowie Maßnahmen des individuel-
len Umwelt- und Klimaschutzes, die gleichzeitig Vorteile 
für die eigene Gesundheit bringen können (Kap. 6.4.1.1), 
z.  B. pflanzenbasierte  Ernährung. Ein Beispiel für eine 
solche Lebensstilberatung und Aufklärung stellt das 
Konzept der „Klima-Sprechstunde“ dar (Kasten 6.4-4). 
Um dies zu ermöglichen, ist eine Integration der ent-
sprechenden Inhalte in die Aus-, Fort- und Weiterbil-
dung von Heilberufen nötig (Kap.  8.1), wie auch der 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der Entwicklung 
im Gesundheitswesen und in der Pflege in seinem 
 Gutachten zu Resilienz im Gesundheits wesen empfiehlt 
(SVR, 2023). Zudem sind Anpassungen von Vergü-
tungssystemen (Kap 6.4.2.3) und eine deutliche Verbes-
serung der Personalsituation nötig.

Um Gesundheitsfachkräfte zur Umsetzung umwelt-
sensibler Gesundheitsförderung und Prävention zu 
befähigen, kann als zentraler Hebel die umfassende 
Verankerung in klinischen Leitlinien dienen. Diese 
werden in Gesundheitssystemen als Richtwerke allge-
mein anerkannt und definieren Handlungsstandards, 
entlang derer sich der praktische Alltag bei der Bereit-
stellung von Gesundheitsdienstleistungen orientiert. 
Leitlinien können wesentlich mitbestimmen, welche 
Bedeutung Gesundheitsförderung und Prävention bei-
gemessen wird. Gleiches gilt für die Berücksichtigung 
von Nachhaltigkeitskriterien bei der Wahl diagnosti-
scher und therapeutischer Maßnahmen sowie für die 
Beachtung der Auswirkungen von Umweltveränderun-
gen. Für eine solche Integration in Leitlinien werden 
acht zu berücksichtigende Dimensionen vorgeschlagen 

Kasten 6.4-4

Klima-Sprechstunde

Erste Studien zeigen einen positiven Einfluss zielgerichteter 
ärztlicher Beratung auf das Wissen von Patient:innen zu kli-
mawandelbezogenen Gesundheitsrisiken sowie auf ihre kli-
maspezifische Gesundheitskompetenz (Reismann et al., 
2021). Dies kann gesundheitsförderliches und nachhaltiges 
Verhalten befördern. In Deutschland hat der Allgemeinmedi-
ziner Dr. Ralph Krolewski das „(Be-)Handlungskonzept“ der 
Klima-Sprechstunde entwickelt und in die alltägliche Bera-
tung und Versorgung seiner Patient:innen integriert (Krolew-
ski, 2022). Das Konzept basiert auf einem salutogenetischen 
und patient:innenzentrierten Ansatz und nutzt eine motivie-

rende, nicht direktive Gesprächsführung (Krolewski, 2022). 
Hierbei werden die Vorteile von klimafreundlichen und 
gesunden Lebensstilen (vor allem in Bezug auf Ernährung 
und Bewegung) im ärztlichen Gespräch thematisiert. Aber 
auch die aufklärende Vorbereitung von Risikogruppen in 
Bezug auf Hitzewellen und Extremwetterereignisse ist Ziel 
der Klima-Sprechstunde. Ein Fallbeispiel: Eine 54-jährige 
Patientin, die unter Übergewicht, Bluthochdruck und Diabe-
tes mellitus Typ 2 leidet, wird über die Vorteile aufgeklärt, die 
Bewegung im Alltag, aktive Mobilität (Kap.  4.2) und eine 
Ernährung im Sinne der Planetary Health Diet (Kap. 4.1) für 
ihre individuelle Gesundheit, aber auch für Umwelt- und Kli-
maschutz haben. Sie wird zudem über Verhaltensmaßnahmen 
bei Hitze informiert.
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(Herrmann et al., 2022), u.  a. der Einbezug von Begleit-
nutzen (Co-benefits), eine patient:innenzentrierte Ver-
sorgung sowie den bevorzugten Einsatz medizinischer 
Therapien und Interventionen mit geringeren negati-
ven Umweltwirkungen. 

6.4.2.3
Vergütungssysteme anpassen und Kosten-Nutzen-
Analysen erweitern
Eine Hürde für die Umsetzung von Gesundheitsförde-
rung und Prävention bilden Vergütungssysteme, die 
einen kurativen Schwerpunkt von Gesundheitsdienst-
leistungen begünstigen (Kap. 6.2.2.1). Ein Beispiel aus 
dem deutschen Gesundheitssystem ist die mangelhafte 
Vergütung beratender Tätigkeiten und Gespräche über 
Gesundheitsförderung und Prävention im Gegensatz zu 
kurativen medizinischen Interventionen (Osterloh, 
2022). In Deutschland bieten aktuelle Vergütungssys-
teme zudem Anreize für Über-, Unter- und Fehlversor-
gung und führen zur Einsparung von Personal (Bundes-
ärztekammer, 2022). Über-, Unter- und Fehlversor-
gung können die zielgerichtete Umsetzung von Gesund-
heitsförderung und Prävention erschweren sowie direkt 
(durch unnötige medizinische Maßnahmen) und indi-
rekt (durch die Notwendigkeit ressourcenintensiver 
Folgebehandlungen) die Emissionen von Gesundheits-
systemen erhöhen (Kap.  6.5.2.1). Vergütungssysteme 
sollten so angepasst werden, dass die beschriebenen 
Fehlanreize vermieden werden. Auch Personalmangel 
und der große Zeitdruck, unter dem Gesundheitsperso-
nal häufig steht, sind relevante Umsetzungshindernisse 
für Gesundheitsförderung und Prävention, die adres-
siert werden müssen (Kap. 6.4.2.2). Während ein spar-
samer Umgang mit begrenzten Ressourcen in Gesund-
heitssystemen durchaus geboten ist, muss jedoch ver-
hindert werden, dass ökonomische Zielsetzungen ärzt-
liches Handeln zu Ungunsten der Gesundheit von 
Patient:innen beeinflussen. 

Aufgrund von Herausforderungen bei der (ökono-
mischen) Evaluation von Maßnahmen der Gesund-
heitsförderung und Prävention (deutlich verzögertes 
Auftreten der Effekte; unterschiedliche Akteure, wel-
che die Kosten der Maßnahmen tragen bzw. Kosten 
durch diese einsparen; Krauth und Oedingen, 2021; 
Walter et al., 2011) fehlen häufig fundierte Kosten-
Nutzen-Schätzungen, die für die Anpassung von Ver-
gütungssystemen sprechen würden. Solche könnten 
jedoch die Zugewinne an Gesundheit und Lebensquali-
tät durch die Verzögerung und Verhinderung von 
Erkrankungen, welche die primären Argumente für 
entsprechende Anpassungen darstellen, ergänzen. Die 
Evidenz zur Kosteneffektivität von Maßnahmen der 
Gesundheitsförderung und Prävention beschränkt sich 
auf selektive Maßnahmen, wie die vorbeugende Medi-

kation von Erkrankungen des Herz-Kreislauf-Systems 
oder Rauchentwöhnungs-Programme (Brown und Gar-
ber, 1998; Schwappach et al., 2007; Walter et al., 2011). 
Komplexere Ansätze, welche die Lebenswelten, -stile 
und -bedingungen von Patient:innen umfassender 
adressieren, werden seltener evaluiert (Schwappach et 
al., 2007; Walter et al., 2011). Kosten-Nutzen-Analy-
sen sollten entsprechend erweitert werden.

6.4.2.4
Öffentliche Gesundheitsdienste ausbauen und zur 
Verhältnisprävention ertüchtigen
Öffentliche Gesundheitsdienste (ÖGD; Kap.  6.1.1) 
haben die Bevölkerungsgesundheit im Blick und kön-
nen entscheidend zur Nutzung von Gesundheitsförde-
rung und Prävention als transformative Hebel beitra-
gen. Ihre Kapazität und Ausstattung sollten hierfür 
deutlich verbessert werden. In Deutschland wurde dies 
im Zuge der COVID-19-Pandemie durch den „Pakt für 
den Öffentlichen Gesundheitsdienst“ realisiert, in des-
sen Rahmen die Gesundheitsämter „personell aufge-
stockt, modernisiert und vernetzt“ (BMG, 2023) wer-
den sollen. Für den gestärkten ÖGD müssen nun kon-
krete Ziele, Aufgabenbereiche und Maßnahmen defi-
niert werden: Im Hinblick auf umweltsensible 
Gesundheitsförderung und Prävention können sie z.  B. 
als Schnittstelle mit Politik und Verwaltung etabliert 
werden, um ressort- und sektorübergreifende Initiati-
ven zur Verhältnisprävention und gesundheitsförderli-
chen Gestaltung von Lebenswelten anzustoßen und zu 
koordinieren (Kap. 6.4.1.2; SRU, 2023: 151 ff.). 

Sie können zudem dazu beitragen, individuelle Maß-
nahmen der Gesundheitsförderung und Prävention 
(z.  B. aufsuchende Angebote der Lebensstilberatung) 
stärker und bedarfsgerecht an besonders vulnerablen 
Personengruppen auszurichten, sowohl durch die 
Bereitstellung notwendiger Ressourcen als auch durch 
die Möglichkeit direkter Kontaktaufnahme (SVR, 
2023). Darüber hinaus kommt öffentlichen Gesund-
heitsdiensten eine Schlüsselrolle bei der Stärkung von 
Umweltresilienz (Resilienz gegenüber anthropogenen 
Umweltveränderungen; Kap. 6.3.5) zu: Sie sollten inte-
grierte Umwelt- und Gesundheitsinformationssysteme 
betreiben, regelmäßig Expositions-, Vulnerabilitäts- 
und Anpassungsanalysen durchführen und zielgerich-
tete Frühwarn- und Informationssysteme implementie-
ren (Kap. 6.5.1.2). 

Für Deutschland existiert ein 2018 durch die 
Gesundheitsminister:innenkonferenz verabschiedetes 
„Leitbild für einen modernen ÖGD“, nach dem der ÖGD 
„orientiert an prioritären Bedarfen der Bevölkerungs-
gesundheit, ethisch reflektiert und in Respekt vor der 
Würde des einzelnen Menschen, mit Blick auf gesund-
heitliche Chancengleichheit, frei von kommerziellen 
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Interessen, auf aktueller wissenschaftlicher Basis, bür-
gernah, vernetzt und partnerschaftlich mit vielen ande-
ren Akteuren, multiprofessionell und interdisziplinär, 
ergebnisorientiert, verantwortlich und transparent“ 
arbeiten soll (BVÖGD, 2018). Dieses Leitbild sollte ent-
sprechend der o. g. Aufgaben ergänzt werden. Hierbei 
sollten auch die Eckpunkte einer Public-Health-Strate-
gie für Deutschland berücksichtigt werden, die über 
vier Jahre in einem partizipativen Prozess durch die 
„Public-Health-Gemeinschaft“ erarbeitet worden sind 
(Zukunftsforum Public Health, 2021): Diese umfassen 
unter anderem die bessere Verzahnung des multisekto-
ralen Gesundheitsschutzes, die Schaffung von Voraus-
setzungen für kompetentes Fachpersonal und solider 
Datengrundlagen, die umfassendere Verankerung von 
Prävention und die Etablierung einer Public-Health-
Strategie, die auf dem Health-in-All-Policies-Ansatz 
(Kasten 7.1-5) basiert. Bei der Implementierung dieser 
Eckpunkte sollten Gesundheitsrisiken durch Umwelt-
veränderungen sowie die umweltsensible Gesundheits-
förderung und Prävention besonderes Augenmerk 
erhalten, wie in diesem Kapitel erläutert wird. 

6.5
Nachhaltigkeit und Resilienz schaffen – 
Transformationen anstoßen

Für Transformationen in Richtung Nachhaltigkeit 
(Kap.  6.3.4) sowie die Stärkung von Anpassung und 
Resilienz (Kap.  6.3.5) sind umfangreiche strukturelle 
Maßnahmen nötig, die alle Komponenten von Gesund-
heitssystemen (Kap. 6.1.1) betreffen. Die Maßnahmen 
können zusätzlich in andere Sektoren hinein und über 
Ländergrenzen hinweg wirken und dort Transformatio-
nen anstoßen. Die Handlungsfelder Nachhaltigkeit, 
Anpassung und Resilienz sollten stets gemeinsam 
adressiert werden, um Synergien freizusetzen und die 
Ressourceneffizienz der umgesetzten Maßnahmen zu 
verbessern (WHO, 2020h). Es existieren umfangreiche 
Empfehlungen, wie sich Gesundheitssysteme auf 
Umweltveränderungen und Gesundheitsrisiken vor-
bereiten (Kap. 6.5.1) und ihre Nachhaltigkeit verbes-
sern können (Kap.  6.5.2), an welche die folgenden 
Abschnitte anknüpfen. 

6.5.1
Auf Umweltveränderungen und 
Gesundheitskrisen vorbereitet sein

Auf Umweltveränderungen und Gesundheitskrisen 
vorbereitet zu sein bedeutet für Gesundheitssysteme, 
kontinuierliche Anpassungen an sich verändernde 

Umwelteinflüsse vorzunehmen sowie ihre Resilienz 
gegenüber Systemschocks zu stärken (Kap. 6.3.5). Da 
sich beide Handlungsfelder überschneiden und poten-
zielle Synergien bestehen, werden diese im Folgenden 
gemeinsam diskutiert. 

6.5.1.1
Resilienz von Gesundheitssystemen gegenüber 
allen anthropogenen Umweltveränderungen
In den letzten Jahren wird zunehmend das Konzept der 
Klimaresilienz in Gesundheitssystemen diskutiert, was 
die Resilienz gegenüber den Auswirkungen des Klima-
wandels meint (Kap. 6.3.5). Aus Sicht des WBGU sollte 
sich die Resilienz in Gesundheitssystemen jedoch nicht 
nur auf die Folgen des Klimawandels, sondern im Sinne 
eines All-Hazard-Ansatzes auch auf die Folgen der 
anderen beiden zentralen Umweltkrisen Verschmut-
zung und Biodiversitätsverlust (Kap.  2) beziehen, da 
diese ebenfalls Gesundheitskrisen und Systemschocks 
mit sich bringen können: Beispiele sind großräumige 
Smog- und Haze-Ereignisse (Episoden massiv und 
langanhaltend erhöhter Luftverschmutzung z.  B. durch 
Brandrodungen, Wald- und Torfbrände) sowie Epide-
mien und Pandemien von Emerging Infectious Diseases 
(neu oder wieder vermehrt auftretende Infektions-
krankheiten) wie COVID-19, Ebola und Malaria, welche 
durch menschliche Eingriffe in Ökosysteme begünstigt 
werden (Kap. 5.1.3). In Ergänzung zu den umfangrei-
chen Empfehlungen zur Stärkung der Klimaresilienz in 
Gesundheitssystemen (WHO, 2020h) schlägt der 
WBGU dementsprechend ein umfassenderes Leitbild 
„Umweltresilienz“ vor, welches Resilienz gegenüber 
allen anthro pogenen Umweltveränderungen meint und 
ihre Auswirkungen auf die Gesundheit von Menschen 
und Ökosystemen sowie ihre Wechselwirkungen unter-
einander einbezieht. Dieses Leitbild sollte umfassend 
verankert und umgesetzt werden. Eine allgemeine Kon-
zeptionalisierung von Resilienz in Gesundheitssyste-
men wurde zuletzt durch den Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der Entwicklung im Gesundheitswesen 
und in der Pflege vorgenommen (SVR, 2023). Gesund-
heitsrisiken durch verschiedene Umweltveränderungen 
sollten bei der Krisenvorbereitung im Sinne des SVR-
Gutachtens unbedingt umfassend berücksichtigt wer-
den. Handlungsfelder in Gesundheitssystemen zur 
Stärkung von Umweltresilienz und relevante Akteure 
werden im Folgenden erläutert. Hierbei kommt öffent-
lichen Gesundheitsdiensten und Gesundheitsinforma-
tionssystemen eine tragende Bedeutung zu.
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Kasten 6.5-1

Ansätze für eine verbesserte Bereitstellung, 
Verschränkung und Nutzung von Umwelt- und 
Gesundheitsdaten in Deutschland

Bereits heute werden in Deutschland von unterschiedlichen 
Institutionen Umwelt- und Gesundheitsdaten auf verschiede-
nen regionalen Skalen, zu unterschiedlichen Zwecken und mit 
unterschiedlichen Zugriffsmöglichkeiten gesammelt und ana-
lysiert. Die Potenziale zur Erhebung dieser Daten und ihrer 
Verschränkung sowie der Weiterentwicklung der metho-
dischen Ansätze und der Kapazitäten zu ihrer Analyse sind 
jedoch bisher bei weitem nicht ausgeschöpft. Zudem könnten 
die Möglichkeiten, welche die Digitalisierung bietet, besser 
genutzt werden.

Beispiele für die Erhebung und Auswertung von 
Umwelt- und Gesundheitsdaten
In Deutschland erfasst u.  a. die Bundesregierung Umwelt- 
und Gesundheitsdaten, erstere durch das Umweltbundesamt 
(UBA), letztere im Rahmen des Gesundheitsmonitorings des 
Robert-Koch-Instituts (RKI). Eine Verzahnung von Umwelt- 
und Gesundheitsdaten findet in Ansätzen, zum Beispiel in 
Form der Erhebung von gesundheitsbezogenen Umweltdaten 
durch das UBA statt, sollte jedoch weiter vorangetrieben wer-
den. Für die Erhebung und Auswertung gesundheitsbezoge-
ner Umweltdaten nutzt das UBA insbesondere zwei Instru-
mente: Die Deutsche Umweltstudie zur Gesundheit (GerES) 
und den humanbezogenen Teil der Umweltprobenbank des 
Bundes (BMUV, 2023a).

Daten werden jedoch nicht nur durch Bundesinstitute und 
-behörden erhoben, sondern auch durch andere Akteure, z.  B. 
aus der Forschung. Eine bedeutende interdisziplinäre Studie, 
die es ermöglicht, Umwelt- und Gesundheitsdaten zu ver-
knüpfen, ist die „NAKO Gesundheitsstudie“ (NAKO, ehemals 
Nationale Kohorte), getragen durch einen Zusammenschluss 
von 27 Forschungseinrichtungen in Deutschland (Helmholtz-
Gemeinschaft, Leibniz-Gemeinschaft, Universitäten, weitere 
Forschungsinstitute) und finanziert durch das Bundesminis-
terium für Bildung und Forschung, die Helmholtz-Gemein-
schaft und die beteiligten Bundesländer.

Deutsche Umweltstudie zur Gesundheit 
Die GerES ist laut UBA mit rund 5.000 Teilnehmenden die 
größte Studie zur Schadstoffbelastung der Bevölkerung in 
Deutschland. Im Rahmen von GerES werden Blut und Urin 
der Studienteilnehmer:innen sowie Trinkwasser-, Innenraum-
luft- und Hausstaubproben genommen und auf Schadstoffe 
untersucht. Ergänzend werden die teilnehmenden Personen 
über Wohnverhältnisse und umweltrelevante Verhaltenswei-
sen befragt. Hierdurch kann das UBA prüfen, welchen poten-
ziell schädlichen Substanzen und Umwelteinflüssen (etwa 
Chemikalien oder Lärm) die Menschen in Deutschland ausge-
setzt sind. Das UBA analysiert, wie hoch die Belastung durch 
einzelne Umwelteinflüsse ist und unter welchen Umständen 
sich bestimmte Umwelteinflüsse negativ auf die Gesundheit 
von Menschen auswirken können. Außerdem wird unter-
sucht, woher nachgewiesene Schadstoffe stammen und 
über welche Wege sie in den menschlichen Körper gelangen. 
Alle Teilnehmer:innen von GerES nehmen auch am Gesund-
heitsmonitoring des RKI teil. Das UBA kann auf diese Daten 
zurückgreifen und arbeitet bei der Auswertung der in GerES 
erhobenen Daten mit dem RKI zusammen. Zukünftig sollen 
gemeinsam mit dem Max-Rubner-Institut auch ernährungs-

bezogene Fragestellungen berücksichtigt werden, da viele 
Schadstoffe über Lebensmittel aufgenommen werden (UBA, 
2017c; BMUV, 2023a).

Umweltprobenbank des Bundes
Die Umweltprobenbank (UPB) ist ein Archiv von Proben aus 
typischen Ökosystemen in ganz Deutschland (z.  B. Küstenre-
gionen, Ballungsräume, Gebirgsregionen). Sie werden seit den 
1980er Jahren regelmäßig erhoben, so dass sowohl die Quali-
tät der Umwelt zu einem bestimmten Zeitpunkt als auch Ver-
änderungen von (Schadstoff)belastungen im zeitlichen Ver-
lauf dokumentiert und bewertet werden können. Die Proben 
sind für die jeweilige Region repräsentativ. Neben Proben von 
Vertretern unterschiedlicher Stufen der Nahrungskette, wie 
beispielsweise Algen, Muscheln, Fischen und Möwen, wer-
den für die UPB auch Humanproben (Blut, Blutplasma, Urin, 
Speichel und Haare) von Studierenden an den vier Standor-
ten Münster (seit 1981), Halle/Saale (seit 1995), Greifswald 
(seit 1992) und Ulm (seit 1997) entnommen (UBA, 2017a, 
2023a, b).

NAKO Gesundheitsstudie
Sie erfasst über einen Zeitraum von 20–30 Jahren Daten zum 
Gesundheitszustand und den Lebensgewohnheiten (Rau-
chen, Ernährung, Beruf, körperliche Aktivität) von 200.000 
Teilnehmenden im Alter von 20–69 Jahren an 18 über 
Deutschland verteilten Studienzentren. Im Fokus der NAKO 
stehen weit verbreitete Krankheiten wie z.  B. Herz-Kreislauf-
Erkrankungen, Krebs, Diabetes und verschiedene Infektions-
krankheiten. Die Studie soll Aufschluss darüber geben, wie 
diese Krankheiten entstehen und durch welche Faktoren sie 
begünstigt werden. Neben der Rolle von Genen, dem indivi-
duellen Lebensstil und sozialen Faktoren untersucht die Stu-
die auch die Wirkung von Umwelteinflüssen. Hierfür greift sie 
auf bereits vorhandene Daten, z.  B. zu Lärm oder Luftschad-
stoffen, zurück und verschränkt diese mit den erhobenen 
Gesundheitsdaten (Hoffmann et al., 2012). Das Verständnis 
darüber, welche Faktoren die Entstehung welcher Krank-
heiten treiben, hilft, wirksame Präventionsmechanismen zu 
entwickeln und die Früherkennung von Krankheiten zu ver-
bessern. Die Untersuchungen der NAKO sind standardisiert 
und werden in Anlehnung an andere Studien im europäischen 
Raum ausgewählt, um eine möglichst gute Vergleichbarkeit 
der erhobenen Daten zu gewährleisten (NAKO e.  V., 2023).

Ansätze für eine verbesserte Bereitstellung, 
 Verschränkung und Nutzung von Gesundheits- und 
Umweltdaten
Sowohl GerES als auch die Umweltprobenbank und die NAKO 
liefern Daten zur Erfassung von Umwelteinflüssen und zum 
Teil deren Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit. 
Die bestehenden Potenziale hinsichtlich der Bereitstellung, 
Verschränkung und Nutzung von Gesundheits- und Umwelt-
daten sollten jedoch stärker ausgeschöpft und die Möglich-
keiten der Digitalisierung, z.  B. Big Data und maschinelles Ler-
nen, besser genutzt werden. Der WBGU sieht hier vor allem 
folgende Ansatzpunkte, die insbesondere im Hinblick auf den 
notwendigen Wandel in der Gesundheitspolitik von einem 
kurzfristigen Fokus auf Krankheitsbekämpfung zu einem 
mittel- bis langfristigen Fokus auf Gesundheitsförderung und 
Prävention relevant sind:
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Offene Bereitstellung von Daten
Die offene Bereitstellung von Umwelt- und Gesundheits-
daten kann die Möglichkeiten ihrer Nutzung, Verknüpfung 
und Analyse substanziell erweitern. Werden diese Daten 
auf staatlich verantworteten digitalen Plattformen zugäng-
lich gemacht, kann für nationale Institutionen und Behör-
den auf verschiedenen Ebenen, im multilateralen Austausch 
sowie für die Forschung eine gemeinsame, schnell verfügbare 
Datenbasis geschaffen werden. Hierbei muss unbedingt der 
persönliche Datenschutz gewährleistet sein (WBGU, 2019a). 
Cloud-basierte Speicher- und Verarbeitungslösungen bieten 
hohe und flexibel abrufbare Kapazitäten und ermöglichen so 
die Speicherung, den Austausch und die Verarbeitung auch 
großer Datenmengen.

Zentrale Verwaltung von Umwelt- und Gesundheits-
daten aus verschiedenen Bereichen
Daten zur menschlichen Gesundheit werden in verschiede-
nen Bereichen gesammelt, z.  B. zur Umsetzung von Stoffrecht 
(REACH-Verordnung; Kasten  5.2-2) und Immissionsschutz-
recht (Luftschadstoffe, Lärm). Ein Austausch zwischen diesen 
dezentral erhobenen Daten sowie mit dem Gesundheitssystem 
erfolgt oft nicht (Löffler, 2020). Bei einer zentralen Zusam-
menführung und Verwaltung dieser und anderer Umwelt- 
und Gesundheitsdaten ergäbe sich eine breitere Datenbasis, 
auf deren Grundlage im gesundheitsbezogenen Umweltmo-
nitoring bisher nicht berücksichtigte Einflussfaktoren (z.  B. 
Biodiversitätsverlust) identifiziert werden könnten. 

In Deutschland arbeitet die nationale Forschungsdateninf-
rastruktur (NFDI) bereits an der Zusammenführung dezentral 
erhobener Daten aus unterschiedlichen Quellen sowie ihrer 
intra- und interdisziplinären Bereitstellung zu Forschungs-
zwecken. Die NFDI ist untergliedert in sogenannte Konsor-
tien, in denen sich jeweils verschiedene Einrichtungen aus 
einem bestimmten Forschungsfeld zusammenschließen, z.  B. 
in Bezug auf personenbezogene Gesundheitsdaten (NFDI-
4Health) und Biodiversität (NFDI4Biodiversity). Ziel der 
Konsortien ist es, für das jeweilige Forschungsfeld Daten 
auffindbar, zugänglich, interoperabel und wiederverwend-
bar zur Verfügung zu stellen. Zudem soll ein disziplinüber-
greifender Austausch zwischen den Konsortien ermöglicht 
werden. In dem Projekt FAIR Data Spaces wird zudem der 
cloudbasierte Datenaustausch zwischen Wissenschaft und 
Industrie demonstriert. Die NFDI bietet Anknüpfungspunk-
te für die Harmonisierung und Verschneidung von Umwelt- 
und Gesundheitsdaten und für den Datenaustausch auch mit 
Akteuren außerhalb der Wissenschaft.

Georeferenzierung von Umwelt- und Gesundheits-
daten
Für die Verschneidung von dezentral gesammelten Umwelt- 
und Gesundheitsdaten liegen große Potenziale in der Nutzung 
von Geoinformationssystemen. In diesen werden Daten mit 
geographischem Bezug gespeichert. Daten aus verschiede-
nen Bereichen können so räumlich und zeitlich in Beziehung 
gesetzt werden. Geoinformationssysteme könnten bei der 
Identifikation von Gesundheits- und Umweltinterdependen-
zen sowie der entsprechenden Risikobewertung helfen. Sie 

könnten beispielsweise genutzt werden, um mehr Daten über 
die mit dem Klimawandel einhergehende Einwanderung und 
Verbreitung von Krankheitsüberträgern wie der Asiatischen 
Tigermücke zu gewinnen (UBA, 2019). Andere Länder im 
mitteleuropäischen Raum, z.  B. Dänemark und die Schweiz, 
nutzen solche Systeme bereits. In Deutschland kommen geo-
codierte Umweltdaten z.  B. in der NAKO zum Einsatz, etwa 
in Bezug auf Luftverschmutzung, Lärm und Temperatur, und 
werden mit den in der Studie erhobenen Gesundheitsdaten 
verknüpft.

Prospektive Analyse von Umweltauswirkungen auf die 
Gesundheit
Die Analyse von Umweltauswirkungen auf die Gesundheit in 
Deutschland ist geprägt durch einen retrospektiven Ansatz. 
Angesichts sich sehr schnell wandelnder Rahmenbedingun-
gen (z.  B. Klimafolgen und -anpassung) bedarf es jedoch 
einer prospektiven Herangehensweise. So sollten etwa die 
im vorherigen Abschnitt genannten Daten über die Verbrei-
tung von Krankheitsüberträgern gezielt genutzt werden, um 
Präventionsmaßnahmen zu erarbeiten. Neue Verfahren wie 
die „Vorausschauende Analyse“ (auch: Prädiktive Analytik, 
Predictive Analytics), die auf Grundlage historischer Daten 
mittels Big Data und maschinellem Lernen Prognosen für die 
Zukunft erstellen kann, könnten künftig für die Identifika-
tion von Umweltrisiken genutzt werden (Pagano und Krause, 
2019). Sie könnten zudem helfen, Zielkonflikte und Mehr-
gewinnstrategien zu identifizieren.

Personenbezogene Datenerfassung, Risikoabschät-
zung und Prävention
Die Erfassung von Umwelteinflüssen auf die menschliche 
Gesundheit sowie eine darauf aufbauende Risikoanalyse und 
Ableitung geeigneter Präventionsmaßnahmen sollten stärker 
personenbezogen sein als bisher. Es genügt nicht, die Luft-
qualität an bestimmten festen Standorten zu erfassen und 
daraus Rückschlüsse auf die kontinuierliche Exposition von 
Individuen zu ziehen. Um individuelle Belastungen und Risi-
ken zu erfassen, bedarf es eines personenbezogenen Monito-
rings. Personal Samplers (personenbezogene Probennehmer) 
können beispielsweise Schadstoffkonzentrationen in der 
Atemluft einer Person bestimmen. Wearables (Erfassungsge-
räte, die direkt am Körper getragen werden, wie Smart-Wat-
ches und Fitnessarmbänder) erfassen kontinuierlich Daten 
wie Puls, Herzfrequenz oder physische Aktivität. Selbst Toi-
lettensitze können z.  B. Blutdruck und Sauerstoffsättigung im 
Blut messen. Durch die Nutzung dieser personenbezogenen 
Daten könnte mit Hilfe von maschinellem Lernen eine indivi-
duelle Risikoabschätzung erstellt werden. Auf deren Grundla-
ge wäre es möglich, einer Person, z.  B. über ihre Smart-Watch, 
eine gezielt auf sie zugeschnittene Risikowarnung zukommen 
zu lassen und Präventionsmaßnahmen zu empfehlen, oder 
auch eine personalisierte Behandlung einzuleiten (Dolson et 
al., 2022; Wu et al., 2022). Dieser Ansatz wird als „personali-
sierte Medizin“ („Precision Health“) bezeichnet. Hierbei muss 
der persönliche Datenschutz gewährleistet werden.
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6.5.1.2
Handlungsfelder in Gesundheitssystemen

Umwelt- und Gesundheitsdaten erfassen und 
analysieren
Analog zur WHO teilt der SVR eine umfassende Resili-
enzstrategie in Gesundheitssystemen in folgende Pha-
sen ein: Vorbereitungsphase, rechtzeitige Erkennung 
des Schocks, Wirkung und Bewältigung des Schocks 
sowie Erholung und Lernen (SVR, 2023; Kap.  6.3.5; 
Abb. 6.3-1). Angelehnt an die in den jeweiligen Phasen 
vordergründigen Determinanten können drei Gruppen 
von Indikatoren definiert werden, die für die Evalua-
tion der Resilienz in Gesundheitssystemen relevant 
sind: (1) vorgelagerte Determinanten der Exposition 
und Vulnerabilität (Umweltfaktoren, Expositionspfade, 
sozioökonomische Faktoren, Vulnerabilitätsfaktoren), 
(2) Kapazitäten und Maßnahmen in Gesundheitssyste-
men (entsprechend ihrer Komponenten nach WHO, 
2015c; Kap.  6.1.1) sowie (3) Outcome in Bezug auf 
umweltbedingte Gesundheitsrisiken (epidemiologische 
Indikatoren). Um im Rahmen von Analysen und Moni-
torings Aussagen über diese Indikatoren treffen zu 
können, ist die räumlich und zeitlich differenzierte 
Erfassung und Verschneidung von Umwelt- und 
Gesundheitsdaten nötig. Ansätze für eine verbesserte 
Bereitstellung, Verschränkung und Nutzung von 
Umwelt- und Gesundheitsdaten in Deutschland werden 
in Kasten 6.5-1 beschrieben. Auch der Sachverständi-
genrat für Umweltfragen hat hierzu Empfehlungen 
erarbeitet (SRU, 2023: 116 ff.). Die entstehenden inte-
grierten Umwelt- und Gesundheitsinformationssys-
teme könnten bei öffentlichen Gesundheitsdiensten 
angesiedelt werden. 

Spezifische Anpassungs- und Resilienzstrategien 
entwickeln
Die weltweiten Gesundheitssysteme sind von einer gro-
ßen Diversität an Organisationsformen sowie deutli-
chen Unterschieden in Bezug auf ihre materielle und 
personelle Ausstattung gekennzeichnet (Kasten 6.2-1). 
Zudem variieren die Gesundheitsrisiken durch Umwelt-
veränderungen deutlich zwischen verschiedenen Regi-
onen und Bevölkerungsgruppen (Kap. 2, 6.2). Strate-
gien zur Stärkung von Anpassung und Resilienz sowie 
die entsprechend durchzuführenden Maßnahmen müs-
sen daher auf lokale, regionale und nationale Rahmen-
bedingungen zugeschnitten werden. Zudem sollten sie 
Einflüsse ungesunder Lebensstile und Lebensbedin-
gungen auf individuelle Vulnerabilitäten adressieren 
und die spezifischen Charakteristika und Bedürfnisse 
verschiedener Bevölkerungsgruppen berücksichtigen. 
Resilienzstrategien in Gesundheitssystemen sollten 
 insbesondere die Versorgungssicherheit während 

Gesundheitskrisen bzw. Systemschocks sicherstellen, 
auch im Hinblick auf sogenannte Black-Swan- Ereignisse 
(SVR, 2023), also unerwartete und unwahrscheinliche 
zukünftige Ereignisse, die aber erhebliche Auswirkun-
gen haben; hier gilt es insbesondere auf die Mini-
mierung von Ausfallrisiken globaler Lieferketten sowie 
eine gesicherte Energieversorgung (Kap. 4.3.4.2) 
 abzuzielen. 

Maßnahmen zur Stärkung von Anpassung und 
Resilienz implementieren
Bei der Umsetzung von Maßnahmen zur Stärkung von 
Anpassung und Resilienz in Gesundheitssystemen soll-
ten bestehende Strukturen genutzt und weiterentwi-
ckelt werden sowie alle wesentlichen Komponenten 
von Gesundheitssystemen berücksichtigt werden. 
Diese sind die Bereitstellung von Gesundheitsdienst-
leistungen, Gesundheitspersonal, Gesundheitsinforma-
tionssysteme, Medikamente und wesentliche Techno-
logien, Finanzierungsstrukturen und Governance 
(Kap. 6.1.1). Die WHO benennt eine Vielzahl relevanter 
Handlungsfelder: Führung und Steuerung, Gesund-
heitspersonal, Analysen von Anfälligkeit, Kapazität 
und Anpassung, integrierte Risikoüberwachung und 
Frühwarnung, Gesundheits- und Klimaforschung, kli-
maresistente und nachhaltige Technologien und Infra-
struktur, Management der umweltbedingten Gesund-
heitsfaktoren, klimainformierte Gesundheitspro-
gramme, Notfallvorsorge und -management sowie 
Klima- und Gesundheitsfinanzierung (WHO, 2015c). 
Öffentliche Gesundheitsdienste, die mit entsprechen-
den Kapazitäten ausgestattet sind, sollten eine koordi-
nierende Funktion übernehmen, z.  B. bei der bevölke-
rungsweiten Risikoevaluation und der Etablierung 
nationaler Katastrophenschutzpläne (Starke und 
Arnold, 2021). Umfangreiche Empfehlungen zu kon-
kreten Maßnahmen bezüglich verschiedener Kompo-
nenten finden sich in aktuellen Dokumenten der WHO 
(WHO, 2020h) sowie des Sachverständigenrats zur 
Begutachtung der Entwicklung im Gesundheitswesen 
und in der Pflege (SVR, 2023). Gemäß dem Leitbild 
Umweltresilienz (Kap. 6.5.1.1) sollten alle klimaspezi-
fischen Maßnahmen dabei um Maßnahmen in Bezug 
auf weitere Umweltfaktoren und -veränderungen 
ergänzt werden (Kap 6.6.1.4).

6.5.1.3
Chancen für Länder mit niedrigem und mittlerem 
Einkommen
In Ländern mit niedrigem und mittlerem Einkommen 
sind bei der Stärkung von Anpassung und Resilienz in 
Gesundheitssystemen besondere Herausforderungen 
zu bewältigen, aufgrund besonderer Gesundheits-
risiken und Vulnerabilitäten sowie mangelnder Res-
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sourcen (Kap. 6.2.2.2). Die Implementierung und Ver-
besserung grundlegender Gesundheitsdienstleistungen 
und öffentlicher Gesundheitsmaßnahmen wurden vom 
Weltklimarat für Länder mit niedrigem und mittlerem Ein-
kommen als effektive Maßnahmen zur Verringerung der 
Vulnerabilität gegenüber umweltbedingten Gesundheits-
risiken beschrieben (IPCC, 2014a). Konkrete Anpassungs-
maßnahmen sind jedoch auch hier erforderlich und 
besonders dringend geboten, gerade um die ohnehin fra-
gilen Gesundheitssysteme vor einer Überlastung zu 
bewahren. Die dringende Notwendigkeit der Umsetzung 
solcher Maßnahmen kann zugleich die Verbesserung der 
grundlegenden Gesundheitsversorgung vorantreiben und 
globale gesundheitliche Ungleichheiten verringern helfen. 
Hierin besteht insofern eine besondere Chance, da zur 
Verfügung stehende internationale Finanzmittel, z.  B. aus 
GCF- und GEF-Fonds, dem UN-Anpassungsfonds und 
von bilateralen Geldgebern, genutzt werden können, um 
bestehende Finanzierungslücken bei der Stärkung von 
Anpassung und Resilienz in Gesundheitssystemen in die-
sen Ländern (Kap. 6.2.2.2) zu schließen (WHO, 2015a). 
Beim Auf- und Ausbau der Gesundheitssysteme in Län-
dern mit niedrigem und mittlerem Einkommen sollten 
nicht nachhaltige Pfadabhängigkeiten unbedingt vermie-
den werden. 

6.5.2
Überversorgung verringern und Nachhaltigkeit 
verbessern

Transformationen in Richtung Nachhaltigkeit sind in 
Gesundheitssystemen dringend geboten (Kap. 6.2.2.3, 
6.3.4) und erlangen zunehmend politische Aufmerk-
samkeit: Am Rande der COP 26 der Klimarahmenkon-
vention in Glasgow im Jahr 2021 haben sich 50 Länder 
dazu bekannt, ihre Gesundheitssysteme nachhaltiger 
und emissionsärmer zu gestalten, und 14 Länder haben 
sich das Ziel gesetzt, bis 2050 die Nettoemission von 
Treibhausgasen durch ihre Gesundheitssysteme auf null 
zu reduzieren (Wise, 2021). Eine vergleichende Ana-
lyse der Gesundheitssysteme verschiedener US-Bun-
desstaaten hat gezeigt, dass der ökologische Fußab-
druck von Gesundheitssystemen verringert werden 
kann, ohne deren Qualität zu beeinträchtigen: Die 
erhebliche Variabilität der jeweiligen Treibhausgasemis-
sionen korrelierte nicht wesentlich mit Unterschieden 
in der Qualität der verschiedenen Gesundheitssysteme 
(Eckelman et al., 2020). Durch die Vermeidung unnöti-
ger Untersuchungen und Behandlungen (Kap. 6.5.2.1) 
sowie die Verringerung von Ressourcenverbrauch und 
Emissionen, die in Zusammenhang mit erbrachten 
Gesundheitsdienstleistungen entstehen (Kap. 6.5.2.2), 
kann der ökologische Fußabdruck von Gesundheitssys-

temen verringert werden. Hierbei sind insbesondere 
auch medizinische Produkte und Technologien  relevant.

6.5.2.1
Unnötige medizinische Maßnahmen vermeiden
Trotz einer umfassenden Stärkung von Gesundheitsför-
derung und Prävention wird weiterhin eine Vielzahl 
von Krankheitsfällen auftreten, die einer Inanspruch-
nahme von Gesundheitsdienstleistungen bedürfen. 
Notwendige und sinnvolle medizinische Maßnahmen 
sollten stets angemessen durchgeführt werden. Unnö-
tige Diagnostik und Therapeutik (Überversorgung; 
Kap. 6.2.2.1) sollte jedoch vermieden werden. So könn-
ten Emissionen gesenkt und zugleich vermeidbare 
Nebenwirkungen und Belastungen für Patient:innen 
durch überflüssige Maßnahmen verringert werden. Die 
erzielten wirtschaftlichen Einsparungen könnten 
zudem in gesundheitsfördernde, präventive und trans-
formative Maßnahmen investiert werden. Die Verhin-
derung von Überversorgung wird teilweise auch als 
„quartäre Prävention“ bezeichnet (Güzel-Freudenstein 
und Robra, 2022).

Vermeidbare ökologische Belastungen werden bis-
her in Studien zu Überversorgung nicht thematisiert 
oder kommen nur indirekt durch die Benennung ver-
meidbaren Ressourcenverbrauchs vor, beispielsweise in 
einem OECD-Bericht zum Thema und einer Studie der 
Bertelsmann-Stiftung (OECD, 2017; Schenk et al., 
2019). Gleichwohl werden dort detailliert Einflussfak-
toren in den Bereichen systemische Rahmenbedingun-
gen, medizinisches Wissen, gesellschaftliche Trends, 
Verhalten von Patient:innen und Verhalten von 
Gesundheitsfachkräften diskutiert (Schenk et al., 
2019). Hieraus wird deutlich, dass die Verringerung 
von Überversorgung umfassender Transformationen 
bedarf und eine Vielzahl von Ansatzpunkten hierfür 
besteht. Es wurden zwar bereits in der jüngeren Ver-
gangenheit Handlungsstrategien und Maßnahmenpa-
kete erarbeitet, um Überversorgung zu verringern 
(OECD, 2017; Schenk et al., 2019). So wurde etwa 
Handlungsbedarf in den Bereichen „Planung und Ver-
gütung optimieren“, „Evidenz verdeutlichen“,  „Ethische 
Verantwortung übernehmen“, „Unnütze Leistungen 
unterlassen“ und „Bevölkerung sensibilisieren“ identi-
fiziert (Schenk et al., 2019). An systematischen Ana-
lysen sowie Quantifizierungen zum Einsparpotenzial 
von Ressourcen und Emissionen mangelt es jedoch bis-
her, zudem muss die Herausforderung bewältigt wer-
den, Überversorgung überhaupt erst verlässlich zu 
identifizieren. 
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6.5.2.2
Ressourcenverbrauch und Emissionen reduzieren
Der Ressourcenverbrauch und die Erzeugung von Emis-
sionen sollten so weit wie möglich verringert werden, 
ohne die Erfüllung der grundlegenden Anforderungen 
an Gesundheitssysteme (Kap.  6.1.2) zu beeinträchti-
gen. Hierbei sollten die besonderen Herausforderungen 
beachtet werden, die sich in Gesundheitssystemen 
ergeben (Kap. 6.3.4). Unvermeidbare Emissionen soll-
ten zudem so weit wie möglich kompensiert werden. 
Diese Maßgaben betreffen alle Arten von Gesundheits-
einrichtungen, Gesundheitsdienstleistungen, Medizin-
produkten, Technologien, Herstellungsprozessen, Lie-
fer- und Transportketten – auch solche, die vornehm-
lich der Gesundheitsförderung und Prävention dienen.

Maßnahmen zur Verringerung des Ressourcenver-
brauchs bzw. von Emissionen bringen oft Vorteile für die 
Erreichung des jeweils anderen Ziels, bieten jedoch auch 
unterschiedliche Ansatzpunkte und Handlungsmöglich-
keiten. Dies wird aus aktuellen Empfehlungen ersicht-
lich, deren Herangehensweisen und Schwerpunkte sich 
teilweise unterscheiden (WHO, 2020h; Ostertag et al., 
2020). Diese sollten jeweils umfassend umgesetzt wer-
den. Um möglichst viele Synergien zwischen beiden 
Handlungsfeldern nutzen zu können, sollten die Maß-
nahmen stets integriert gedacht und miteinander kom-
biniert werden. Für die Verringerung des ökologischen 
Fußabdruckes müssen sowohl der Ressourcenverbrauch 
als auch die Emissionen reduziert werden.

Für die Verringerung des Ressourcenverbrauchs 
durch Gesundheitssysteme hat das Umweltbundesamt 
vier prioritäre sektorale Handlungsfelder identifiziert 
und dafür jeweils Handlungs- und Forschungsempfeh-
lungen entwickelt: Arzneimittel, Medizinprodukte, 
Bauen im Gesundheitssektor und Lebensmittel- und 
Getränkeversorgung (Ostertag et al., 2020). Durch den 
effizienteren Einsatz von Energie und anderen Res-
sourcen in Gesundheitssystemen würden sich auch 
deutliche Potenziale zur Kosteneinsparung ergeben 
(WHO, 2017e), was als Anreiz zur Umsetzung konkre-
ter Maßnahmen zur Ressourcenschonung genutzt wer-
den kann (Ostertag et al., 2020). Insbesondere die flä-
chendeckende Einführung gesunder und nachhaltiger 
Ernährung in Krankenhäusern, z.  B. gemäß der Plane-
tary Health Diet (Kap. 4.1), würde neben ökologischen 
zusätzlich auch direkte gesundheitliche Vorteile für 
Patient:innen und Gesundheitspersonal mit sich brin-
gen (Guinto et al., 2022). Für die Etablierung nachhal-
tiger Verpflegung wurden bereits konkrete Leitfäden 
publiziert (Hünninghaus und Dobos, 2022).

Zur Verringerung der Emissionen durch Gesund-
heitssysteme schlägt die WHO Maßnahmen in vier 
wesentlichen Handlungsfeldern vor, die sich mit den 
genannten Handlungsfeldern zur Verringerung des 

Ressourcenverbrauchs überschneiden, aber unter-
schiedliche Schwerpunkte setzen (WHO, 2020h): (1) 
Gesundheitspersonal (Personalkapazitäten, Fähigkei-
ten, Bewusstseinsbildung), (2) Wasser, sanitäre Ein-
richtungen und Abfälle sowie (3) Energie (jeweils 
Monitoring und Assessment, Risikomanagement, 
Gesundheits- und Sicherheitsbestimmungen) und (4) 
Infrastruktur, Technologie und Produkte (Anpassung 
bestehender Infrastrukturen, Förderung neuer Techno-
logien, Einführung umweltverträglicher Prozesse, Tech-
nologien und Produkte). Umfangreiche und detaillierte 
Maßnahmenkataloge zu den verschiedenen Hand-
lungsfeldern existieren (WHO, 2020h) und müssen 
umgesetzt werden. Zudem sind zahlreiche Praxisbei-
spiele bekannt, die als Orientierung bei der Umsetzung 
dienen können (Graalmann et al., 2022). Bei der Ver-
ringerung der Emissionen ist insbesondere zu beachten, 
dass nicht nur die Reduktion von Treibhausgasemissio-
nen angestrebt werden sollte, sondern gleichzeitig auch 
die Verringerung anderer Emissionen (Kap.  6.2.2.3). 
Beispiele sind chemische Verschmutzung (Kap. 5.2.3), 
Abfälle (Kasten 6.2-2) und Emissionen, die in Zusam-
menhang mit nicht nachhaltiger Nahrungsmittelversor-
gung in Krankenhäusern stehen (Kap. 4.1). Herausfor-
derungen und Möglichkeiten zur Reduktion von 
Umweltschäden durch Arzneimittel und pharmazeuti-
sche Reststoffe werden exemplarisch in Kapitel  5.2.3 
diskutiert.

Die Umsetzung von Prinzipien und Ansätzen der 
Kreislaufwirtschaft in Gesundheitssystemen würde Ein-
sparungen sowohl an Ressourcen als auch an Emissio-
nen mit sich bringen; in Gesundheitseinrichtungen sind 
hierbei jedoch unbedingt die medizinisch erforderlichen 
Hygienerichtlinien zu beachten. Konkrete Handlungs-
optionen zur Verbesserung der Nachhaltigkeit bei der 
Bereitstellung von Gesundheitsdienstleistungen sind 
z.  B. die leitliniengerechte Optimierung des Medikamen-
ten- und Materialverbrauchs (z.  B. Abdosierung prüfen), 
die Minimierung des Einsatzes von Einwegprodukten, 
die Nutzung von Möglichkeiten der Digitalisierung (z.  B. 
elektronische Patient:innenakte), die Reduktion wenig 
effizienter Prozesse und, soweit möglich, die Auslage-
rung von Gesundheitsdienstleistungen aus dem statio-
nären in den ambulanten Bereich (Ambulantisierung zur 
Vermeidung von Krankenhausaufenthalten).

Mittlerweile existieren zahlreiche internationale, 
nationale und regionale NGOs und Initiativen, die sich 
für Nachhaltigkeit in Gesundheitssystemen einsetzen 
(z.  B. die Initiative Global Green and Healthy Hospitals 
der NGO Health Care Without Harm (Health Care Wit-
hout Harm, 2023) oder das Projekt KLIKgreen unter 
Leitung des BUND e.V. (BUND, 2023). Zudem bestehen 
Instrumente, die genutzt werden können, wie Green-
HospitalPLUS des Bayerischen Staatsministeriums für 
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Gesundheit und Pflege (Bayerisches Staatsministerium 
für Gesundheit und Pflege, 2023). Mit ausreichenden 
Kapazitäten ausgestattete öffentliche Gesundheits-
dienste könnten an bestehende Initiativen anknüpfen 
und zur Skalierung der Maßnahmen beitragen. 

6.5.2.3
Möglichkeiten zum Anstoß von Transformationen 
nutzen
Die umfassende Umsetzung von Maßnahmen zur 
Reduzierung von Ressourcenverbrauch und Emissio-
nen könnte aufgrund des hohen Ressourcenumsatzes 
von Gesundheitssystemen auch in anderen wirtschaft-
lichen Sektoren Transformationen zur Nachhaltigkeit 
anstoßen. Entsprechende Potenziale wurden bisher 
zwar nicht quantifiziert, scheinen jedoch plausibel. Bei 
der Beschaffung von Ressourcen, medizinischen Pro-
dukten und Technologien sollte auf Nachhaltigkeit ent-
lang der gesamten Lieferketten geachtet werden. Eine 
entsprechende Datengrundlage ist hierfür dringend 
erforderlich. 

Die finanziellen Mittel, die in einigen Gesundheits-
systemen z.  B. großen Versicherungsunternehmen 
sowie in Deutschland den ärztlichen berufsständigen 
Versorgungswerken (hier ca. 110 Mrd. €; Schulz et al., 
2019) zur Verfügung stehen, sollten in nachhaltige 
Kapitalanlagen investiert werden. In Deutschland hat 
der 122. Ärztetag im Jahr 2019 die ärztlichen Versor-
gungswerke darum gebeten, sich bei Investitionen an 
den ESG-Kriterien zu orientieren (Bundesärztekammer, 
2019). Dies wird jedoch bisher nicht ausreichend 
berücksichtigt (Kap. 7.6.3). Auf internationaler Ebene 
hat der Weltärztebund bereits 2016 alle Gesundheits-
organisationen dazu aufgerufen, ihre Investitionen aus 
der fossilen Branche abzuziehen (WMA, 2016). 

Nachhaltige Gesundheitssysteme und insbesondere 
Gesundheitseinrichtungen können zudem als Vorbilder 
für andere Institutionen, Organisationen und Privat-
haushalte dienen. Hierfür sollten Nachhaltigkeit als 
Leitbild sowie Erfolge bei der Reduktion von Ressour-
cenverbrauch und Emissionen konsequent nach innen 
und außen kommuniziert werden.

6.6
Handlungs- und Forschungsempfehlungen

Damit Gesundheitssysteme (Kap. 6.1) die neuen Her-
ausforderungen durch globale Umweltveränderungen 
(Kap. 6.2.1) bewältigen und die bestehenden Hemm-
nisse (Kap. 6.2.2) überwinden können, sollten sie ent-
lang von fünf Leitprinzipien weiterentwickelt werden 
(Kap. 6.3): (1) Anerkennung der Bedeutung gesunder 
Ökosysteme, (2) umweltsensible Gesundheitsförderung 

und Prävention, (3) Solidarität und Teilhabe, (4) Trans-
formationen in Richtung Nachhaltigkeit und (5) Stär-
kung von Anpassung und Resilienz. 

Umweltsensible Gesundheitsförderung und Präven-
tion können zusätzlich als transformative Hebel genutzt 
werden, indem durch ihre zielgerichtete Umsetzung 
gesunde und nachhaltige Lebensstile gefördert, Vulne-
rabilität verringert und Anpassung und Resilienz in der 
Bevölkerung gestärkt sowie der Bedarf nach ressour-
cenintensiven Behandlungen gesenkt werden 
(Kap. 6.4). Darüber hinaus sind umfangreiche struktu-
relle Maßnahmen für mehr Nachhaltigkeit sowie zur 
Stärkung von Anpassung und Resilienz in Gesundheits-
systemen nötig, welche zusätzlich Transformationen in 
anderen Sektoren anstoßen können (Kap. 6.5). Im Fol-
genden werden auf Grundlage der vorherigen Abschnitte 
Handlungs- und Forschungsempfehlungen gegeben. 
Einige der Empfehlungen zur Stärkung der Resilienz in 
Gesundheitssystemen werden auch im aktuellen Gut-
achten des Sachverständigenrats zur Begutachtung der 
Entwicklung im Gesundheitswesen und in der Pflege 
(SVR) dargestellt (SVR, 2023) und hier im Kontext glo-
baler Umweltveränderungen bekräftigt.

6.6.1
Handlungsempfehlungen

Die folgenden Handlungsempfehlungen betreffen 
neben Gesundheitsdienstleistungen auch die anderen 
Komponenten von Gesundheitssystemen: Gesund-
heitsfachkräfte sollten für die Bedeutung von Umwelt-
veränderungen und gesunden Ökosystemen für 
menschliche Gesundheit sensibilisiert werden 
(Kap. 6.6.1.1), denn sie können eine wichtige Rolle bei 
der Förderung gesunder und nachhaltiger Lebensstile 
einnehmen. Finanzierungsstrukturen und Vergütungs-
systeme müssen entsprechend angepasst werden 
(Kap. 6.6.1.2). Öffentliche Gesundheitsdienste sollten 
gestärkt und transformiert werden, um eine stärkere 
Rolle in der umweltsensiblen Gesundheitsgovernance 
zu übernehmen (Kap.  6.6.1.3). Im Rahmen der Stär-
kung von Umweltresilienz sollten Gesundheitsinfor-
mationssysteme einen größeren Stellenwert erhalten, 
indem sie ausgebaut werden und Umweltdaten einbe-
ziehen (Kap. 6.6.1.3, 6.6.1.4). Medizinische Produkte 
und Technologien sollten möglichst umweltfreundlich 
gestaltet werden (Kap. 6.6.1.5). 
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6.6.1.1
Die Bedeutung von Umweltveränderungen und 
gesunden Ökosystemen anerkennen 

Umweltveränderungen als Risiken und gesunde 
Ökosysteme als Ressource begreifen
Die zunehmende wissenschaftliche Evidenz zur Bedeu-
tung von Umweltveränderungen und gesunden Öko-
systemen für die menschliche Gesundheit sollte in 
Gesundheitssystemen systematisch und umfassend 
implementiert werden. Hierbei können bestehende 
integrative und transdisziplinäre Gesundheitskonzepte 
wie One Health und Planetary Health (Kap.  3.3) 
Anwendung finden. Ganzheitliche Ansätze der Pati-
ent:innenversorgung wie die integrative Medizin, die 
bereits geeignete Ansatzpunkte beinhalten, können 
genutzt werden, um die Gesundheitsrisiken globaler 
Umweltveränderungen bei Gesundheitsdienstleistun-
gen stärker zu berücksichtigen. 

Umweltveränderungen in medizinischen Leitlinien 
verankern
Durch die Berücksichtigung von umweltsensibler 
Gesundheitsförderung und Prävention, Nachhaltigkeit 
sowie Anpassungsmaßnahmen an Umweltveränderun-
gen in klinischen Leitlinien sollten spezifische Hand-
lungsstandards für Gesundheitsfachkräfte in verschie-
denen medizinischen Fachbereichen bereitgestellt wer-
den. Hierbei sollten bestehende Empfehlungen berück-
sichtigt werden, die z.  B. den Einbezug von Begleitnutzen 
(Co-benefits), eine patient:innenzentrierte Versorgung 
sowie den bevorzugten Einsatz medizinischer Thera-
pien und Interventionen mit geringeren negativen 
Umweltwirkungen beinhalten (Herrmann et al., 2022).

6.6.1.2
Gesunde und nachhaltige Lebensstile und 
-bedingungen fördern

Stärkung umweltsensibler Gesundheitsförderung 
und Prävention
Gesundheitsförderung und Prävention sollten in eine 
ganzheitliche Strategie überführt werden, die Umwelt-
veränderungen, ihre Ursachen und Folgen explizit auf-
greift. Bei ihrer Umsetzung sollte eine enge Verschrän-
kung von Aktivitäten und Zusammenarbeit mit 
verschie denen Akteur:innen aus anderen Handlungs-
feldern (Kap.  4) im Sinne des Health-in-All-Policies-
Ansatzes verfolgt werden (Kasten  7.1-5). Bei der 
Gesundheitsförderung sollten intakte Ökosysteme als 
wichtige Voraussetzung und Ressource für Gesundheit 
und bei der Prävention sollten Umweltveränderungen 
als wesentliche Determinanten von Krankheit berück-
sichtigt werden. Auch komplexe Maßnahmen der 

Gesundheitsförderung und Prävention sollten durch 
entsprechende Kostenträger bzw. hierfür zuständige 
Institutionen in Kosten-Nutzen-Analysen evaluiert 
werden. Hierbei sollten, neben direkten gesundheitli-
chen und ökonomischen Effekten, auch gesundheitli-
che und ökologische Vorteile einbezogen werden, die 
sich aus der Verringerung von Vulnerabilitäten, der 
 Förderung gesunder und nachhaltiger Lebensstile sowie 
der Aufklärung über Anpassungsmaßnahmen an 
Umweltveränderungen ergeben.

Gesundheitsfachkräfte zur Förderung planetarer 
Gesundheitskompetenz befähigen
Gesundheitsfachkräfte sollten im Rahmen von Gesund-
heitsdienstleistungen dazu beitragen, die planetare 
Gesundheitskompetenz (Kap. 8.1) in der Bevölkerung 
zu stärken, indem sie in Beratungsgesprächen Nachteile 
gesundheits- und umweltschädlichen Verhaltens sowie 
Möglichkeiten und Mehrgewinne z.  B. gesunder und 
nachhaltiger Ernährung im Sinne der Planetary Health 
Diet (Kap.  4.1), aktiver Mobilität (Kap.  4.2) und der 
Nutzung von Grünräumen als Gesundheitsressource 
thematisieren. Sie sollten zudem über Gesundheitsrisi-
ken durch Umweltveränderungen sowie entsprechende 
Verhaltensempfehlungen aufklären; hierbei können 
auch bestehende Informationsangebote, wie z.  B. der 
BZgA zum Thema Hitzeanpassung, einbezogen werden. 
Die Stärkung der planetaren Gesundheitskompetenz 
sollte bei Gesprächen im Rahmen von Gesundheitsför-
derung und Prävention sowie, wenn passend, bei 
Gesprächen mit Patient:innen im Rahmen kurativer 
Gesundheitsdienstleistungen erfolgen. Gesundheits-
fachkräfte können so entscheidend dazu beitragen, 
Menschen zu gesundheitsförderlichen und nachhalti-
gen Entscheidungen in allen relevanten Lebensberei-
chen zu befähigen, damit ihre Teilhabe zu stärken und 
gesunde und nachhaltige Lebensstile zu fördern. Hier-
für ist die zielgerichtete Aus-, Fort- und Weiterbildung 
von Gesundheitsfachkräften nötig (Kap.  8.1). Damit 
diese multisektorale Maßnahmen zur Verhältnisprä-
vention initiieren und koordinieren können, ist zudem 
ein hinreichendes Wissen zu weiteren beteiligten Poli-
tikfeldern nötig. Gesundheitsfachkräfte sollten darüber 
hinaus umfassend über Möglichkeiten zur Verbesse-
rung der Nachhaltigkeit in ihrem professionellen Han-
deln informiert werden. Alle Heilberufe sollten bei 
Maßnahmen der Gesundheitsförderung und  Prävention 
einbezogen und hierfür ausreichende personelle Res-
sourcen geschaffen werden, etwa durch die Erweite-
rung von Ausbildungskapazitäten und eine attraktivere 
Gestaltung der Arbeitsbedingungen, insbesondere in 
der Pflege.
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Zielgerichtete Modifizierung des Ansatzes von 
Primary Health Care
Der Ansatz von Primary Health Care (Kap.  6.1.2.2) 
sollte gezielt um den Schwerpunkt umweltsensibler 
Gesundheitsförderung und Prävention ergänzt werden 
und bei seiner Umsetzung sollten die jeweiligen länder-
spezifischen Gesundheitssysteme, Ressourcen, Vulne-
rabilitäten und Gesundheitsrisiken berücksichtigt sowie 
die entsprechenden Gesundheitsdienstleistungen soli-
darisch finanziert werden. Bei der Verbesserung der 
medizinischen Grundversorgung sollten gut erreichbare 
und niedrigschwellige Versorgungsstrukturen inner-
halb von Kommunen etabliert werden sowie ein 
Schwerpunkt auf umweltsensibler Gesundheitsförde-
rung und Prävention liegen. Eine Verschränkung ent-
sprechender Angebote mit kurativen Gesundheits-
dienstleistungen sowie die Einrichtung fester Ansprech-
stellen ohne Anmeldung (z.  B. Gesundheitskioske, 
Community Health Nurses), aufsuchenden Angeboten 
(vor allem für besonders vulnerable bzw. marginali-
sierte Gruppen) und fest vorgegebenen und struktu-
rierten Kontakten (z.  B. in Form von Vorsorgeuntersu-
chungen in Schulen), würde die Reichweite der Maß-
nahmen erhöhen. Insbesondere sollte die Gesundheits-
versorgung in entlegenen Gebieten verbessert werden. 
In interdisziplinärer Zusammenarbeit verschiedener 
Heilberufe sollten im Rahmen der Grundversorgung 
eine individuelle lebensstilspezifische Beratung sowie 
eine individuell angepasste Prävention erfolgen, unter 
Nutzung von Daten aus integrierten Umwelt- und 
Gesundheitsinformationssystemen (Kap. 6.6.1.3).

Bestehende Maßnahmen der Gesundheitsförderung 
und Prävention anpassen, ausweiten und vernetzen
Bestehende Maßnahmen der Gesundheitsförderung 
und Prävention sollten um die Förderung gesunder und 
nachhaltiger Lebensstile ergänzt werden, unter enger 
intersektoraler Kooperation der beteiligten Akteure. 
Bestehende Maßnahmen zur individuellen verhaltens-
bezogenen Gesundheitsförderung und Prävention 
könnten globale Umweltveränderungen berücksichti-
gen, indem sie zielgruppenspezifisch auf relevante 
umweltbedingte Gesundheitsrisiken eingehen und die 
Aufklärung über individuelle Anpassungsmaßnahmen 
beinhalten. Strukturierte Behandlungsprogramme (z.  B. 
Disease-Management-Programme) können hierfür ent-
sprechend ergänzt sowie strukturierte „Gesundheits-
managementprogramme“ geschaffen werden, welche 
an alle Menschen gerichtet sind. Insbesondere sollten 
Personen angesprochen werden, die zwar gefährdet 
sind, jedoch noch keine manifeste chronische Erkran-
kung entwickelt haben. Bei bestehenden Angeboten in 
den Lebenswelten (Kasten  6.4-3) könnten jeweils 
Gesundheitsrisiken und Anpassungsmaßnahmen the-

matisiert werden, die für die spezifische Zielgruppen 
besonders relevant sind. Zudem könnte über Möglich-
keiten zur nachhaltigen und gesundheitsförderlichen 
Gestaltung von Lebenswelten, wie etwa dem Wohnum-
feld, informiert und die entsprechenden Gestaltungs-
potenziale der beteiligten Akteure gezielt aktiviert wer-
den. Das betriebliche Gesundheitsmanagement sollte 
nachhaltig und klima- bzw. umweltsensibel gestaltet 
werden. Boni für die Teilnahme an Angeboten der 
umweltsensiblen Gesundheitsförderung und Präven-
tion, die Zusammenarbeit verschiedener Krankenkas-
sen sowie verbesserte Möglichkeiten der Abrechnung 
würden die Reichweite und Skalierung der Maß nahmen 
begünstigen. Zudem sollten neben den Krankenkassen 
weitere Akteure mit Gesundheitsförderung und Prä-
vention betraut werden, wie z.  B. öffentliche Gesund-
heitsdienste (Kap. 6.6.1.3).

Vergütungssysteme für mehr Gesundheitsförderung 
und Prävention anpassen
Vergütungssysteme in Gesundheitssystemen sollten  
so angepasst werden, dass sie Gesundheitsförderung 
und Prävention sowie Nachhaltigkeit und Resilienz 
(Kap. 6.6.1.5) befördern und diese nicht hemmen. Sie 
sollten außerdem nicht zu unverhältnismäßigen Perso-
naleinsparungen, Fehl-, Unter- und Überversorgung 
führen (Kap. 6.6.1.5). Zur Förderung umweltsensibler 
Gesundheitsförderung und Prävention ist z.  B. eine Ein-
zelleistungsvergütung für entsprechende Beratungsge-
spräche außerhalb der üblichen für Praxen und Kran-
kenhäuser bereitgestellten Budgets denkbar, die eine 
spezifische Qualifikation voraussetzen sollte, um zu 
einer entsprechenden Weiterbildung zu motivieren. 
Gesundheitseinrichtungen könnten zudem zusätzliche 
Budgets für entsprechende Zusatzleistungen durch 
verschiedene Heilberufe zur  Verfügung gestellt wer-
den, z.  B. im Rahmen strukturierter „Gesundheitsma-
nagementprogramme“. Prinzipiell sollten Vergütungs-
systeme regelmäßig und systematisch hinsichtlich 
bestehender (Fehl)anreize evaluiert und entsprechend 
angepasst werden. Um auf dynamische Entwicklungen 
reagieren zu können, sind flexibel nachjustierbare 
Kombinationen aus einzelleistungsbasierten und fall- 
bzw. patient:innenbezogenen pauschalen Vergütungen 
sowie flexibel anpassbare Budgets für bestimmte Gesund-
heitseinrichtungen bzw. -fachkräfte denkbar; zur zielge-
richteten Anpassung von  Vergütungssystemen sind drin-
gend spezifische Forschungen nötig (Kap. 6.6.2.2).
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6.6.1.3
Öffentliche Gesundheitsdienste stärken und ihre 
Potenziale nutzen

Öffentliche Gesundheitsdienste besser ausstatten 
und ihre Aufgaben erweitern
Die finanzielle, materielle und personelle Ausstattung 
öffentlicher Gesundheitsdienste sollte insgesamt deut-
lich verbessert werden. Parallel dazu sollten in trans-
disziplinärer und -sektoraler Zusammenarbeit konkrete 
Ziele, Aufgabenbereiche und Maßnahmen erarbeitet 
und definiert werden, welche die Gesundheitsrisiken 
durch globale Umweltveränderungen adressieren sowie 
die herausgehobene Bedeutung umweltsensibler 
Gesundheitsförderung und Prävention in diesem Kon-
text beachten. In Deutschland könnte das „Leitbild für 
einen modernen ÖGD“ explizit um die Stärkung von 
Nachhaltigkeit, Anpassung und Resilienz in Gesund-
heitssystemen ergänzt und als verbindliche Grundlage 
für die Arbeit von Gesundheitsämtern und anderen 
Akteuren des ÖGD festgelegt werden. Öffentliche 
Gesundheitsdienste sollten zudem selbst resilient 
gestaltet werden, strukturelle Voraussetzungen und 
Herausforderungen hierfür werden ausführlich im 
aktuellen Gutachten des SVR dargestellt (SVR, 2023).

Öffentliche Gesundheitsdienste als Schnittstelle mit 
Politik und Verwaltung etablieren
Damit er eine koordinierende Funktion bei der Umset-
zung von Gesundheitsförderung und Prävention sowie 
der Stärkung von Nachhaltigkeit, Anpassung und Resi-
lienz in Gesundheitssystemen erfüllen kann, sollte der 
ÖGD mit allen relevanten öffentlichen und privaten 
Institutionen innerhalb und außerhalb von Gesund-
heitssystemen, auf lokaler, regionaler, nationaler und 
internationaler Ebene vernetzt werden. Hierbei sollten 
insbesondere auch transnationale Kooperationen auf 
städtischer bzw. kommunaler Ebene, etwa in Form von 
Netzwerken der Gesundheitsämter mehrerer Städte, 
befördert werden. Die Kommunikation zwischen 
Gesundheitsämtern und Einzelakteuren in Gesund-
heitssystemen, z.  B. ärztlichen Praxen, sollte erleichtert 
und verstärkt werden. Insbesondere sollte eine Digita-
lisierungsoffensive gestartet werden. Wenn öffentliche 
Gesundheitsdienste als Schnittstelle von Gesundheits-
systemen mit Verwaltung, Politik und anderen Sekto-
ren etabliert werden (in Städten z.  B. durch Einrichtung 
eines Urban Chief Health Officer; Kap. 4.3.4.1), können 
sie ressortübergreifende Kooperationen zur Beförde-
rung gesundheitsförderlicher und nachhaltiger Lebens-
welten im Sinne des Health-in-All-Policies-Ansatzes 
(Kasten  7.1-5) anstoßen. Hierbei können die Good-
Practice-Kriterien (Kilian et al., 2020) als Werkzeug für 
die politikfeldübergreifende Zusammenarbeit genutzt 

werden. So kann die Förderung gesunder und nachhal-
tiger Lebensstile und -bedingungen sektorübergreifend 
vorangetrieben werden. Das neue Bundesinstitut für 
Öffentliche Gesundheit könnte in Deutschland hierbei 
eine Schlüsselrolle auf nationaler Ebene einnehmen. 
Öffentliche Gesundheitsdienste könnten zudem eine 
wichtige Funktion einnehmen bei der Gesundheitsfol-
genabschätzung (GFA; Mekel, 2020; SRU, 2023: 
125  ff.) von Maßnahmen in anderen Politikfeldern. 
Kommunale öffentliche Gesundheitsdienste können 
außerdem dazu beitragen, Maßnahmen der Gesund-
heitsförderung und Prävention an besonders vulnerab-
len Personengruppen auszurichten.

Regelmäßig Expositions-, Vulnerabilitäts- und 
Anpassungsanalysen durchführen
Eine koordinierende Rolle bei der bevölkerungsweiten 
Risiko- und Anpassungsevaluation sowie der Etablie-
rung von Katastrophen- und Pandemieschutzplänen 
kann durch öffentliche Gesundheitsdienste übernom-
men werden, z.  B. auf nationaler Ebene in Deutschland 
durch das Bundesinstitut für Öffentliche Gesundheit. 
Auf internationaler Ebene könnten die nationalen 
Bemühungen durch die WHO koordiniert werden 
(Kap. 7.2). Vulnerabilitäts- und Anpassungs-Analysen, 
die teilweise bereits durchgeführt werden (WHO, 
2020h), sollten zielgerichteter und aussagekräftiger im 
Hinblick auf Gesundheitsrisiken durch verschiedene 
Umweltveränderungen gestaltet werden und sich nicht 
nur auf die Folgen des Klimawandels beziehen. Um 
Aussagen über mögliche, bevorstehende und bereits 
bestehende umweltbedingte Gesundheitsrisiken und 
-krisen zu treffen und Gesundheitssysteme über diese 
zu informieren bedarf es der Nutzung von Erkenntnis-
sen und Modellen aus der Erdsystemanalyse und der 
Ökosystemforschung. Zudem ist eine systemübergrei-
fende, internationale und transnationale Kooperation 
aller relevanten Disziplinen und Institutionen anzustre-
ben, zu befördern und zu finanzieren (Kap. 7), um ent-
sprechende Gegenmaßnahmen zu ermöglichen und 
dabei den globalen Wechselwirkungen und Expositions-
pfaden von Umweltveränderungen gerecht zu werden. 

Integrierte Umwelt- und 
Gesundheitsinformationssysteme etablieren
Es sollten national und international vernetzte inte-
grierte Umwelt- und Gesundheitsinformationssysteme 
aufgebaut werden. Anknüpfungsmöglichkeiten bieten 
bereits bestehende Projekte (z.  B. das EU-Gesundheits-
informationssystem, Gesundheitsmonitoring des RKI, 
Umweltmonitoring und Erhebung gesundheitsbezo-
gener Umweltdaten des UBA). Im Rahmen solch integ-
rierter Systeme sollten kontinuierlich Gesundheits- und 
Umweltdaten bzw. Stressoren räumlich wie zeitlich dif-
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ferenziert erfasst, verschnitten und multidimensional 
analysiert werden. Die Systeme können bei öffentli-
chen Gesundheitsdiensten angesiedelt werden, was 
ihre entsprechende Befähigung und Ausstattung mit 
Ressourcen erfordert. Öffentliche Gesundheitsdienste 
sollten Adressat sein von einer Meldepflicht für mit 
Umweltstressoren assoziierten Erkrankungen (z.  B. 
Meldung von Herz-Kreislauf- und Lungenerkrankun-
gen während einer Hitzewelle durch Gesundheitsfach-
kräfte) sowie für Umweltstressoren, die Erkrankungen 
hervorrufen könnten (z.  B. Meldung erhöhter Luftver-
schmutzung oder Pollenbelastung durch Umweltbehör-
den). Ein flächendeckendes Morbiditätsmonitoring 
könnte u.  a. im Sinne einer kontinuierlichen Sentinel-
Erhebung auf bestehende Daten etwa aus Notaufnah-
men und von Rettungsdiensten zurückgreifen, wie es 
z.  B. in Deutschland durch das SUMO-System des RKI 
erfolgt, das Routinedaten aus dem Gesundheitswesen 
in Echtzeit bereitstellt (SVR, 2023). Beim Umweltmoni-
toring sollten alle Stressoren aus unterschiedlichen 
Umweltmedien berücksichtigt werden und sowohl 
anthropogene (z.  B. Ultrafeinstaub, PFAS, flüchtige 
organische Verbindungen) und biogene Substanzen 
(z.  B. Pollen, Sporen) abdecken. Die erfassten Daten 
sollten flächendeckend regional, national und mög-
lichst auch international verfügbar sein. In Deutschland 
verfügt bislang nur Bayern über ein Online-Pollenmo-
nitoring-System. Zudem sollten innovative Methoden 
verstärkt genutzt werden, z.  B. die Erfassung der Infek-
tionslage durch Abwassermonitoring, das als Orientie-
rung dienen kann. Der Einbezug von Geoinformations-
systemen, z.  B. in Form einer Georeferenzierung von 
Umwelt- und Gesundheitsdaten, könnten bei der Iden-
tifikation von Gesundheits- und Umweltinterdepen-
denzen sowie einer entsprechenden Risikobewertung 
helfen. Im Rahmen der NAKO in Deutschland 
( Kasten 6.5-1) werden bereits georeferenzierte Daten 
genutzt, um so Umwelt- sowie Gesundheits- und 
Krankheitsdaten über Raum und Zeit zu korrelieren; 
dies sollte in Zukunft noch weiter ausgebaut werden. 
Die Meldung bzw. Übermittlung von Umwelt- und 
Gesundheitsdaten könnte hierbei durch automatisierte 
Systeme vereinfacht werden, für welche eine umfas-
sende Digitalisierung der erfassten Daten notwendig 
wäre. Datenerhebung und Monitoring sollten in jedem 
Fall schon vor dem Auftreten von Krisen implementiert 
werden (SVR, 2023). Mögliche umweltbedingte 
Gesundheitsrisiken sollten hierbei prospektiv analy-
siert werden, z.  B. mittels neuer Verfahren wie Voraus-
schauender Analyse (auch: Prädiktive Analytik, Predic-
tive Analytics). Bei den multidimensionalen Analysen 
von Risikofaktoren und epidemiologischen Entwick-
lungen sollten Potenziale der Digitalisierung (z.  B. Big 
Data, maschinelles Lernen) stärker ausgeschöpft wer-

den, um umweltbedingte Gesundheitsrisiken möglichst 
effizient zu erkennen sowie Frühwarn- und Informati-
onssysteme schnell und zielgerichtet zu informieren. 
Umwelt- und Gesundheitsdaten aus verschiedenen 
Bereichen sollten zentral verwaltet und unter Gewähr-
leistung des persönlichen Datenschutzes offen zugäng-
lich gemacht werden, z.  B. auf staatlich verantworteten 
digitalen Plattformen mit cloudbasierten Speicher- und 
Verarbeitungslösungen, um die Möglichkeiten ihrer 
Nutzung, Verknüpfung und Analyse substanziell zu 
erweitern.

Zielgerichtete Frühwarn- und Informationssysteme 
implementieren
Sowohl Gesundheitsfachkräfte als auch gefährdete Per-
sonen sollten bei drohenden bzw. bestehenden Gesund-
heitsrisiken zielgerichtet und automatisiert informiert 
werden, hierbei sollten digitale Möglichkeiten genutzt 
werden. Dies trifft sowohl für direkte umweltbedingte 
Gesundheitsrisiken zu (z.  B. Hitze), als auch für indirekt 
mit Umweltveränderungen in Zusammenhang stehende 
Gesundheitsrisiken (z.  B. Pandemien infektiöser Lun-
generkrankungen). Bei solchen Frühwarn- und Infor-
mationssystemen sollten konsequent auch persönliche 
Informationsbedürfnisse (z.  B. Unterschiede in der Nut-
zung verschiedener Kommunikationskanäle), der Ein-
fluss ungesunder Lebensstile und Lebensbedingungen 
(z.  B. ungesunde Ernährung, nachteilige Wohnumge-
bung) auf die Vulnerabilität von Personen sowie indivi-
duelle Vulnerabilitätsfaktoren generell Berücksichti-
gung finden. Hierbei würde die Digitalisierung und Ver-
fügbarmachung von relevanten Patient:innendaten für 
öffentliche Gesundheitsdienste helfen, wie etwa in 
Dänemark und Israel, wobei unbedingt der persönliche 
Datenschutz eingehalten werden muss, z.  B., indem die 
entsprechenden Daten verschlüsselt und anonymisiert 
werden. Zudem wären nationale elektronische Karteien 
wie z.  B. eine Hitzekartei hilfreich, in der besonders vul-
nerable bzw. schwer erreichbare Personen erfasst sind 
(SVR, 2023). Auf Grundlage personenbezogener Daten-
erfassung wären eine personalisierte Risikoabschät-
zung und Prävention mittels innovativer Methoden 
(z.  B. über Smart-Watches) möglich, im Sinne personali-
sierter Medizin bzw. „Precision Health“. Auch die digi-
tal gesteuerten Frühwarnsysteme sollten resilient auf-
gestellt sein, z.  B. im Hinblick auf Schockereignisse, 
welche die Verfügbarkeit von Strom und Telekommuni-
kation einschränken. Frühwarnsysteme sollten national 
und international vernetzt werden, in Deutschland 
könnte dies durch das neue Bundesinstitut für öffentli-
che Gesundheit geschehen. Dieses könnte zudem die 
Koordination und Kommunikation während landeswei-
ter Systemschocks übernehmen bzw. betroffene Kom-
munen hierbei unterstützen (SVR, 2023).
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Ökologischen Fußabdruck von 
Gesundheitssystemen kontinuierlich evaluieren
Öffentliche Gesundheitsdienste sollten damit betraut 
werden, den ökologischen Fußabdruck ihrer jeweiligen 
nationalen Gesundheitssysteme kontinuierlich zu über-
wachen und ggf. Handlungsbedarf zur Reduktion von 
Ressourcenverbrauch und Emissionen aufzuzeigen. 
Kommunale Akteure der öffentlichen Gesundheits-
dienste können hierbei z.  B. regelmäßig und standardi-
siert den ökologischen Fußabdruck einzelner Gesund-
heitseinrichtungen erheben. Diese Daten können dann 
durch regionale und nationale Akteure der öffentlichen 
Gesundheitsdienste zusammengetragen und mit Daten 
kombiniert werden, welche die Umweltwirkungen 
durch andere Komponenten von Gesundheitssystemen 
beschreiben, z.  B. Arzneimittelproduktion und Trans-
port. Bei der Umsetzung eines solchen Monitorings 
können bestehende Praxisbeispiele als Orientierung 
dienen (z.  B. NHS Carbon Footprint; NHS, 2022). 
Zusätzlich können öffentliche Gesundheitsdienste zur 
Skalierung erfolgreicher Maßnahmen zur Verbesserung 
der Nachhaltigkeit beitragen. Dies erfordert die Bereit-
stellung von Instrumenten zur Förderung der Nachhal-
tigkeit von Gesundheitseinrichtungen und -dienstleis-
tungen, unter Einbezug und mit Förderung bestehender 
Praxisbeispiele staatlicher Instrumente und nicht staat-
licher Initiativen.

6.6.1.4
Zielgerichtete Anpassungs- und 
Resilienzstrategien umsetzen

Verankerung und Umsetzung von Umweltresilienz 
in Gesundheitssystemen 
Ergänzend zu den bestehenden Strategien und Empfeh-
lungen zur Stärkung der Klimaresilienz in Gesundheits-
systemen schlägt der WBGU ein umfassenderes Leitbild 
„Umweltresilienz“ vor. Die Strategien und Empfehlun-
gen zur Stärkung der Klimaresilienz sollten hierbei auf-
gegriffen und insofern erweitert werden, als dass sie im 
Sinne eines All-Hazard-Ansatzes auch alle weiteren 
gesundheitlich relevanten anthropogenen Umweltver-
änderungen berücksichtigen – insbesondere Ver-
schmutzung und Biodiversitätsverlust, die ebenfalls 
Gesundheitskrisen und Systemschocks begünstigen 
können (z.  B. großräumige Smog- und Haze-Ereignisse, 
Pandemien). Um diese frühzeitig zu erkennen, sollten 
im Sinne der Deutschen Strategie zur Stärkung der 
Resilienz gegenüber Katastrophen regelmäßig Trend-
analysen (Horizon-Scanning) durchgeführt werden, um 
neue Entwicklungen zu identifizieren, die maßgebliche 
Auswirkungen auf den Zustand der Umwelt haben, 
aber (noch) nicht auf der politischen Agenda stehen 
(SVR, 2023). Um durch Krisen zu lernen, ist eine orga-

nisatorische Lern- und Fehlerkultur innerhalb von 
Gesundheitssystemen erforderlich (SVR, 2023). In 
Deutschland sollte ein nationales Kompetenzzentrum 
Klima- und Umweltresilienz eingerichtet werden, wel-
ches die Bemühungen in Wissenschaft, Politik und 
Gesundheitssystemen im engeren Sinne koordiniert 
und mit entsprechender Expertise berät. Gemeinsam 
mit der EU sollte ein globales Programm zur Förderung 
umweltresilienter und nachhaltiger Gesundheitssys-
teme etabliert werden, entsprechend den WHO-Emp-
fehlungen und unter gleichberechtigter Zusammenar-
beit mit supranationalen Institutionen von Ländern mit 
niedrigem und mittlerem Einkommen (z.  B. ASEAN, 
Afrikanische Union) sowie mit zusätzlichen Finanzmit-
teln, die über die bisher zugesagten Mittel zur globalen 
Förderung von Anpassung und Resilienz hinausgehen. 
Deutschland könnte darüber hinaus eine internationale 
Führungsrolle einnehmen bei der Förderung umwelt-
resilienter und nachhaltiger Gesundheitssysteme.

Anpassungs- und Resilienzstrategien länder-,  fach- 
und zielgruppenspezifisch gestalten
In transdisziplinärer und transsektoraler Kooperation 
sollten Anpassungs- und Resilienzstrategien für 
Gesundheitssysteme erarbeitet werden, die alle rele-
vanten Determinanten hinreichend berücksichtigen 
(z.  B. verschiedene Umweltveränderungen und Gesund-
heitsrisiken, Vulnerabilitätsfaktoren, zur Verfügung 
stehende Kapazitäten). Hierbei sollte an bestehende 
Empfehlungen und Rahmenwerke angeknüpft werden 
(z.  B. WHO, 2020h; SVR, 2023). Der Prozess sollte hier-
bei möglichst partizipatorisch gestaltet sein und alle 
betroffenen Personengruppen einbeziehen. Die Strate-
gien sollten länderspezifische historische, politische, 
soziale, ökonomische und ökologische Rahmenbedin-
gungen umfassend berücksichtigen. Sie sollten antizi-
patorisch ausgelegt sein, um zukünftige dynamische 
Entwicklungen von Umweltveränderungen kontinuier-
lich zu berücksichtigen und insbesondere auf soge-
nannte Black-Swan-Ereignisse vorbereitet zu sein, also 
unerwartete und unwahrscheinliche Ereignisse, die 
aber erhebliche Auswirkungen haben können. Hierfür 
sollten schnell einsetzbare Reservekapazitäten, etwa im 
Sinne materieller, personeller und finanzieller Ressour-
cen, als Puffer zur Verfügung stehen, wie auch der SVR 
empfiehlt (SVR, 2023). Außerhalb von Krisen und Sys-
temschocks könnten die zusätzlichen Kapazitäten z.  B. 
für die umweltsensible Gesundheitsförderung und Prä-
vention genutzt werden. Vulnerable Bevölkerungs-
gruppen sollten bei Anpassungs- und Resilienzstrate-
gien besonders adressiert werden, um sie gezielt zu 
schützen und zu stärken. Die Durchführung von Anpas-
sungsmaßnahmen (z.  B. Implementierung von Hitze-
schutzplänen) sollte rechtlich verbindlich festgelegt 
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werden, z.  B. durch eine entsprechende Bundesrahmen-
gesetzgebung in Deutschland (SVR, 2023). Konkrete 
Maßnahmen zur Stärkung von Anpassung und Resili-
enz in Gesundheitssystemen sollten umfassend, integ-
riert und fachspezifisch sowie von vornherein unter 
Berücksichtigung von Klima- und Umweltschutz imple-
mentiert werden. Sie sollten auf bestehenden Struktu-
ren aufbauen, um ihre Potenziale zu nutzen, sowie alle 
relevanten Komponenten von Gesundheitssystemen 
ansprechen. So können Synergien entfaltet und Ziel-
konflikte aufgelöst sowie Anpassungslücken vermie-
den werden, welche die Gesamtresilienz verringern 
können. Insbesondere sollte die Versorgungssicherheit 
während Gesundheitskrisen bzw. Systemschocks 
sichergestellt werden, etwa im Hinblick auf Arzneimit-
tel und Medizinprodukte, was durch die Diversifizie-
rung globaler Lieferketten und Sicherung lokaler Pro-
duktionskapazitäten gelingen kann (SVR, 2023). Zur 
Stärkung von Resilienz in Gesundheitssystemen sind 
auch bauliche Anpassungen, etwa Hitzeschutzmaßnah-
men oder die Einrichtung von Isolationsräumen, in 
Gesundheitseinrichtungen nötig, z.  B. in der Langzeit-
pflege. In Anlehnung an die Empfehlungen des SVR 
(SVR, 2023) könnte die staatliche finanzielle Förde-
rung von Bau- und Investitionsmaßnahmen in Gesund-
heitseinrichtungen zukünftig von den Auswirkungen 
der Maßnahmen auf die Umwelt sowie davon abhängig 
gemacht werden, inwiefern sie Auswirkungen globaler 
Umweltveränderungen berücksichtigen.

Stärkung von Anpassung und Resilienz in 
Gesundheitssystemen in Ländern mit niedrigem  
und mittlerem Einkommen
Die Verbesserung der grundlegenden Gesundheitsver-
sorgung und das Erreichen von Universal Health Cover-
age sollte in Ländern mit niedrigem und mittlerem Ein-
kommen als zentrale Maßnahme zur Verringerung von 
Vulnerabilitäten vorangetrieben werden. Um durch 
private Akteure erbrachte Gesundheitsdienstleistungen 
im öffentlichen Interesse zu lenken, können ordnungs-
rechtliche Regulierungsmechanismen und finanzpoliti-
sche Steuerungsinstrumente eingesetzt und optimiert 
werden, insbesondere auch im Hinblick auf Klima- und 
Umweltschutz sowie die Stärkung der Resilienz. Zudem 
können Rahmenwerke zur Integration des privaten und 
öffentlichen Gesundheitssektors erarbeitet werden. 
Länder mit hohem Einkommen sollten Länder mit nied-
rigem und mittlerem Einkommen finanzielle und tech-
nische Unterstützung anbieten beim Ausbau von For-
schungskapazitäten sowie beim Aufbau umweltresili-
enter und nachhaltiger öffentlicher Gesundheitsdienste, 
welche die Implementierung nationaler Anpassungs-
strategien (Health National Adaptation Plans, HNAPs) 
vorantreiben können. Zur Finanzierung von Maßnah-

men zur Stärkung von Anpassung und Resilienz in 
Gesundheitssystemen in diesen Ländern könnten zur 
Verfügung stehende internationale Finanzmittel, z.  B. 
aus GCF- und GEF-Fonds, dem UN-Anpassungsfonds 
und von bilateralen Geldgebern eingesetzt werden. Bei 
der Stärkung von Anpassung und Resilienz in Ländern 
mit niedrigem und mittlerem Einkommen sollten Maß-
nahmen favorisiert werden, die zusätzlich besonders 
große Mehrgewinne für die Verbesserung der grundle-
genden Gesundheitsversorgung erbringen. Dabei gilt es, 
nicht nachhaltige Pfadabhängigkeiten zu vermeiden. 
Darüber hinaus sollte die Durchführung von multisekto-
ralen Projekten an der Schnittstelle von Gesundheits-
systemen und Naturschutz, z.  B. im Kontext der Ent-
wicklungszusammenarbeit, gefördert und ihre Finanzie-
rung erleichtert werden, da sich aus einem kombinierten 
Ansatz wertvolle Synergien ergeben können. 

6.6.1.5
Nachhaltigkeit in Gesundheitssystemen 
verbessern

Über-, Unter- und Fehlversorgung reduzieren  
und vermeiden
Bestehende Empfehlungen zur Verringerung von Über-
versorgung (Schenk et al., 2019) sollten umgesetzt und 
zusätzlich ökologische Vorteile und ihre gesundheitli-
chen Effekte mit bedacht werden. Zur Vermeidung von 
Über-, Unter- und Fehlversorgung sind u.  a. Anpassun-
gen von Vergütungssystemen nötig. Auch bei Maßnah-
men zur Gesundheitsförderung und Prävention sollten 
Über-, Unter- und Fehlversorgung konsequent vermie-
den und eingesparte Mittel in gesundheitsfördernde, 
präventive und transformative Maßnahmen investiert 
werden. Bestehende Initiativen von Gesundheitsfach-
kräften zur Verringerung von Überversorgung (z.  B. 
„Choosing Wisely“ in den USA und Kanada und „Smar-
ter Medicine“ in der Schweiz) sowie für Klima- und 
Umweltschutz sollten institutionell gefördert werden.

Ressourcenverbrauch und Emissionen in 
Gesundheitssystemen reduzieren
Die bestehenden Empfehlungen zur Verringerung von 
Ressourcenverbrauch (z.  B. Ostertag et al., 2020) und 
Emissionen (z.  B. WHO, 2020h) sollten konsequent und 
insbesondere zeitnah umgesetzt werden. Um möglichst 
viele Synergien zwischen beiden Handlungsfeldern 
nutzen zu können, sollten die Maßnahmen stets inte-
griert gedacht und miteinander kombiniert werden. 
Hierbei sollten spezifische nationale und lokale Rah-
menbedingungen, Ressourcen und Anforderungen 
Berücksichtigung finden. Bei der Verringerung der 
Emissionen ist insbesondere zu beachten, dass nicht nur 
die Reduktion von Treibhausgasemissionen angestrebt 
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werden sollte, sondern gleichzeitig auch die Verringe-
rung anderer Emissionen. Bestehende Empfehlungen 
zur Implementierung von Kreislaufwirtschaft in 
Gesundheitssystemen sollten umgesetzt werden.

Es sollten zudem möglichst nachhaltige medizinische 
Produkte und Technologien eingesetzt werden, zu 
deren Entwicklung dringender Forschungsbedarf ange-
zeigt ist (Kap. 6.6.2.4). Unter anderem ist in den Berei-
chen Arzneimittel (Kap.  5.2.3) und medizinische 
Abfälle (Kasten  6.2-2) kurzfristiger Handlungsbedarf 
gegeben. In Gesundheitseinrichtungen sollte gesunde 
und nachhaltige Verpflegung für Patient:innen und 
Personal flächendeckend eingeführt werden, z.  B. im 
Sinne der Planetary Health Diet (Kap. 4.1). Hierzu gibt 
es bereits nutzbare Leitfäden (z.  B. Hünninghaus und 
Dobos, 2022). Um die Nachhaltigkeit von Gesundheits-
einrichtungen insgesamt zu verbessern sind in Ergän-
zung zur regulären Vergütung laufende performance-
basierte Zuschläge denkbar, die sich gestaffelt aus der 
Erfüllung fester Kriterien der Nachhaltigkeit errechnen. 
Hierfür sind zusätzliche Finanzmittel in Gesundheits-
systemen notwendig. Um die Motivation zu steigern, 
sollten die Zuschläge möglichst kurzfristig ausgezahlt 
werden. Zusätzlich sollte eine internationale und trans-
disziplinäre Expert:innenkommission zur Förderung 
der Nachhaltigkeit in Gesundheitssystemen etabliert 
werden, z.  B. im Rahmen eines globalen Programms zur 
Förderung umweltresilienter und nachhaltiger Gesund-
heitssysteme (Kap. 6.6.1.4). Verbindliche Zielvorgaben 
zur Emissionsreduktion in Gesundheitssystemen könn-
ten auf nationaler und supranationaler Ebene rechtlich 
verankert werden.

Einflussmöglichkeiten über Gesundheitssysteme 
hinaus nutzen
Gesundheitseinrichtungen sollten ihre Orientierung an 
Nachhaltigkeit konsequent intern und extern kommu-
nizieren und hierbei bestehenden Empfehlungen zur 
erfolgreichen Nachhaltigkeitskommunikation folgen, 
um ihre Vorbildfunktion gezielt zu nutzen. Bei der 
Beschaffung von Ressourcen, medizinischen Produk-
ten und Technologien sollte auf Nachhaltigkeit entlang 
der gesamten Lieferketten geachtet werden, auch 
bezogen auf relevante Zulieferer, die außerhalb von 
Gesundheitssystemen verortet sind. Finanzielle Mittel 
in Gesundheitssystemen, insbesondere von Versiche-
rungen und ärztlichen Versorgungswerken, sollten 
nach einschlägigen Nachhaltigkeitskriterien investiert 
werden.

6.6.2
Forschungsempfehlungen

Damit die im vorherigen Abschnitt ausgesprochenen 
Handlungsempfehlungen auf wissenschaftlicher Grund-
lage umgesetzt werden können, empfiehlt der WBGU 
die Bearbeitung einer Reihe von Forschungsthemen. 

6.6.2.1
Wechselwirkungen zwischen Umwelt-
veränderungen, Ökosystemen, Gesundheit 
und Gesundheitssystemen

Auswirkungen von Umweltveränderungen auf 
medizinische Fachdisziplinen
Um eine umfassende Berücksichtigung von Umwelt-
veränderungen bei der Erbringung von Gesundheits-
dienstleistungen ermöglichen zu können, bedarf es 
umfangreicher medizinischer Studien, welche sowohl 
fachspezifisch als auch fächerübergreifend konkrete 
Auswirkungen von Umweltveränderungen auf die 
jeweiligen Erkrankungen, diagnostischen Maßnahmen 
und Therapien systematisch untersuchen. Hierbei sollte 
insbesondere auch versucht werden, Kausalzusammen-
hänge zwischen Umwelteinflüssen und Erkrankungen 
herzuleiten. Diese Studien müssen jedes Lebensalter 
abdecken und sollten geschlechtersensibel sein. Die 
Gesundheit von Kindern muss im Kontext von Umwelt-
veränderungen weiter in den Vordergrund gerückt wer-
den, weil diese zu den besonders vulnerablen Gruppen 
gehören. Klinische Studien, insbesondere in Phase 2 
und Phase 3, sollten stets Umweltfaktoren bei der 
Wirksamkeitsüberprüfung berücksichtigen. Aspekte 
wie Temperatur, Wetter, Schadstoffbelastung, Ernäh-
rung und psychosoziale Faktoren müssen für eine per-
sonalisierte Therapie unbedingt mitgedacht werden. 
Hierfür sind z.  B. geschlechtersensible Forschungen 
zum Einsatz von Medikamenten während Hitzeperio-
den nötig, wie auch der SVR empfiehlt (SVR, 2023) 
Zudem sollten die fachspezifischen diagnostischen und 
therapeutischen Maßnahmen und Behandlungspläne 
systematisch auf ihre Nachhaltigkeit untersucht sowie 
Handlungsbedarf und -möglichkeiten aufgezeigt und 
evaluiert werden. In diesem Sinne sollte eine fundierte 
wissenschaftliche Grundlage für die Implementierung 
in Leitlinien und sonstige Empfehlungswerke medizini-
scher Fachgesellschaften und anderer relevanter 
Akteure erarbeitet werden. Darüber hinaus sollten sys-
tematisch konkrete gesundheitliche Vorteile untersucht 
werden, die sich aus intakten Ökosystemen ergeben, 
damit diese als Gesundheitsressource in der Gesund-
heitsförderung berücksichtigt werden können.
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Maßnahmen für integrierten Umwelt- und 
Gesundheitsschutz 
Es sollten integrierte und intersektorale Lösungen für 
umweltbedingte Gesundheitsrisiken entwickelt wer-
den, die Gesundheitssysteme einbeziehen und zugleich 
die Gesundheit von Menschen, anderen Arten und 
Ökosystemen fördern. Alle Forschungen zu den Wech-
selwirkungen von Umweltveränderungen, Ökosyste-
men und menschlicher Gesundheit sollten transdiszipli-
när erfolgen. Dabei sollte auf bestehende integrative 
und transdisziplinäre Gesundheitskonzepte wie One 
Health und Planetary Health (Kap. 3.3) zurückgegrif-
fen werden. Zur Koordination und koordinierten För-
derung derartiger transdisziplinärer und transformati-
ver Forschungsprojekte sollten mit entsprechenden 
Finanzmitteln ausgestattete supra- bzw. transnationale 
Kompetenzzentren bzw. Forschungsverbünde etabliert 
werden, die eine nachhaltige und effiziente Forschungs-
infrastruktur gewährleisten. In Deutschland könnte das 
neue Bundesinstitut für öffentliche Gesundheit For-
schungsprojekte im Gesundheitswesen koordinieren 
(SVR, 2023).

6.6.2.2
Voraussetzungen für Transformationen in 
Gesundheitssystemen

Evaluation von Gesundheitssystemen und 
Entwicklung zielgerichteter Finanzierungsstrukturen 
und Vergütungssysteme
Um die Charakteristika von Gesundheitssystemen zu 
identifizieren, die zu einem guten Gesundheitszustand 
und Wohlbefinden sowie hoher Resilienz bei geringem 
ökologischem Fußabdruck führen, sind systematische 
Evaluationen hilfreich. Dabei können auch bestehende 
Defizite identifiziert werden. Diese Evaluationen eig-
nen sich außerdem zur Information politischer Ent-
scheidungsträger:innen und sind Maßstab für UN und 
WHO bei der Entwicklung politischer Maßnahmen, z.  B. 
mit dem Ziel der Erreichung der SDGs. Die Evaluations-
instrumente sollten alle Komponenten von Gesund-
heitssystemen erfassen. Hierbei ist auch eine Evalua-
tion der Rolle von Gesundheitsförderung und Präven-
tion in Gesundheitssystemen sowie verschiedener Ver-
gütungssysteme und finanzieller Anreizstrukturen 
sinnvoll. Bestehende Finanzierungsstrukturen sollten 
wissenschaftlich evaluiert werden mit Blick auf Fehl-
anreize, die eine Überversorgung und den Einsatz res-
sourcen- und emissionsintensiver Maßnahmen begüns-
tigen. Auf dieser Grundlage bedarf es der Entwicklung 
von Finanzierungsstrukturen und Vergütungssyste-
men, welche eine angemessene und nachhaltige 
Gesundheitsversorgung befördern.

Rechtliche, politische und gesellschaftliche 
Voraussetzungen für Transformationen in 
Gesundheitssystemen
Im Rahmen systematischer Evaluationen von Gesund-
heitssystemen sollten auch ihre jeweiligen rechtlichen, 
politischen und gesellschaftlichen Rahmenbedingun-
gen untersucht werden. So kann erforscht werden, wel-
che Voraussetzungen für Transformationen in Gesund-
heitssystemen nötig sind. Hierbei sollte auch unter-
sucht werden, was Gesundheitssysteme für Transfor-
mationen in Richtung Nachhaltigkeit in anderen 
Bereichen leisten und leisten können. In diesem Zusam-
menhang ist zu klären, ob allgemein ein grundlegend 
neues Gesundheitsverständnis nötig ist, um Transfor-
mationen von Gesundheitssystemen und darüber hin-
aus zu ermöglichen, und wie ein solches gestaltet sein 
müsste. Hilfreich wäre darüber hinaus zu erfahren, 
inwiefern das persönliche Gesundheits- bzw. Krank-
heitsverständnis von Patient:innen ihre Erwartungen 
an Gesundheitsdienstleistungen und Gesundheitsfach-
kräfte sowie deren Bewertung beeinflusst.

6.6.2.3
Wirksamkeit und Mehrgewinne von 
umweltsensibler Gesundheitsförderung und 
Prävention

Wirksamkeit von Maßnahmen der 
Gesundheitsförderung und Prävention
Eine Verschiebung des Schwerpunkts von Gesundheits-
systemen hin zu mehr Gesundheitsförderung und Prä-
vention ließe sich auch mit der Wirksamkeit spezifischer 
Maßnahmen und Programme begründen, allerdings feh-
len oft große Bevölkerungsstudien mit ausreichend lan-
gem Beobachtungszeitraum, die eine möglichst große 
Anzahl von Variablen erfassen. Denkbar wäre, Vulnerabi-
litäts- und Wirksamkeitsparameter in bestehende Bevöl-
kerungsstudien zu integrieren. Wirksamkeitsstudien soll-
ten auch komplexe Maßnahmen und Programme unter-
suchen. Hierfür sollten geeignete Forschungsmethoden, 
Indikatoren und Parameter entwickelt und validiert wer-
den. Diese sollten gesundheitliche, soziale, ökologische 
und ökonomische Effekte beurteilen, insbesondere sol-
che, die aus der mit den untersuchten Maßnahmen erziel-
ten Förderung gesunder Lebensstile, Lebensbedingungen 
und der erzielten Stärkung von Anpassung und Resilienz 
resultieren. Auf dieser Grundlage sollte die Evidenz zur 
(Kosten)effektivität von Maßnahmen der Gesundheits-
förderung und Prävention erweitert werden, u.  a. um 
zusätzliche ökonomische Argumente für die Anpassung 
von Vergütungsstrukturen zu generieren. Zudem sollten 
Forschungen erfolgen, die dazu beitragen, die Herausfor-
derungen bei der Bewertung der Effektivität solcher 
Maßnahmen zu bewältigen.

       
       

       
       

       
       

       
       

 

ENTWURF



6 Die transformativen Potenziale von Gesundheitssystemen nutzen

246

Mehrgewinne von Maßnahmen der 
Gesundheitsförderung und Prävention
Darüber hinaus sollten die konkreten Potenziale zur 
Einsparung von Ressourcen und Emissionen durch die 
Verringerung der Krankheitslast verschiedener Erkran-
kungen erforscht werden, möglichst mit Attribuierung 
zu konkreten Maßnahmen der Gesundheitsförderung 
und Prävention. Es sollten außerdem spezifische diag-
nostische und therapeutische Maßnahmen ermittelt 
werden, deren Bedarf durch Maßnahmen der Gesund-
heitsförderung und Prävention im Hinblick auf die Ein-
sparung von Ressourcen und Emissionen besonders 
gewinnbringend verringert werden könnte. Des Weite-
ren bedarf es der Identifizierung von Maßnahmen der 
Gesundheitsförderung und Prävention, die signifi-
kante Mehrgewinne für die Stärkung von Anpassung 
und Resilienz erbringen können sowie Forschung zur 
Quantifizierung ihrer gesundheitlichen und ökonomi-
schen Vorteile.

6.6.2.4
Maßnahmen, Instrumente und Daten zur Stärkung 
von Nachhaltigkeit und Umweltresilienz

Instrumente und Daten für die Implementierung 
von Umweltresilienz
Damit regelmäßig transdisziplinäre Expositions-, Vul-
nerabilitäts- und Anpassungsanalysen und -monito-
rings durchgeführt, länder- und zielgruppenspezifische 
Anpassungs- und Resilienzstrategien entwickelt und 
effektive Frühwarn-, Monitoring- und Surveillancesys-
teme implementiert werden können, bedarf es validier-
ter methodischer Grundlagen und einer umfassenden 
Datenbasis, die unter anderem durch spezifische For-
schungen bereitgestellt werden sollten. Die Anforde-
rungen an entsprechende Instrumente und Daten wer-
den in Kapitel 6.6.1.3 und 6.6.1.4 dargestellt. Prospek-
tive epidemiologische Studien, wie z.  B. die NAKO in 
Deutschland, sollten ausgeweitet und der Einbezug 
klima- und umweltbezogener Indikatoren deutlich 
erweitert werden. Diese Daten sollten, wenn möglich, 
im Rahmen dieser Studien selbst erhoben werden (SVR, 
2023). Hier könnte ein besonderer Fokus auf die per-
sönliche Exposition gelegt werden, anstelle nur eine 
Korrelation mit Umweltdaten vorzunehmen, die an 
einem anderen Ort erhoben werden als die Person 
selbst sich befindet. In diesem Sinne sollten Forschun-
gen gefördert werden, die persönliches Umweltmonito-
ring (Personal Samplers) und personalisierte digitale 
Frühwarnsysteme ermöglichen. Es sollten anwen-
dungsorientierte und transdisziplinäre Frühwarn-, 
Monitoring- und Surveillancesysteme entwickelt und 
hierbei auch neue dynamische Ansätze einbezogen 
werden, welche die zur Verfügung stehenden digitalen 

Möglichkeiten umfassend nutzen. So können die sich 
rapide und stetig verändernden Bedingungen in 
Umwelt- und gesellschaftlichen Systemen adäquat 
erfasst werden. Darüber hinaus bedarf es Untersuchun-
gen zur Wirksamkeit verschiedener Anpassungsmaß-
nahmen auf die Gesundheit der Bevölkerung, hierbei 
sollten auch unterschiedliche Anpassungskapazitäten 
von Bevölkerungsgruppen, Vulnerabilitätsfaktoren und 
der Einfluss von Lebensbedingungen auf die individu-
elle Vulnerabilität berücksichtigt werden. Es sollten 
insbesondere solche Anpassungsmaßnahmen identifi-
ziert bzw. entwickelt werden, die Mehrgewinne reali-
sieren und Zielkonflikte vermeiden. Die generierten 
Methoden und Erkenntnisse können als Grundlage 
sowie zur Evaluation und Weiterentwicklung von 
Anpassungsplänen in Gesundheitssystemen (Health 
National Adaptation Plans, H-NAP) dienen.

Effektive Maßnahmen zur Stärkung von Anpassung 
und Resilienz in Ländern mit niedrigem und 
mittlerem Einkommen
Es sollte untersucht werden, durch welche Maßnahmen 
besonders vulnerable Bevölkerungsgruppen in Ländern 
mit niedrigem und mittlerem Einkommen möglichst 
schnell und effektiv vor Gesundheitsrisiken durch 
Umweltveränderungen geschützt werden können, ins-
besondere unter Berücksichtigung regionaler und 
soziokultureller Unterschiede, begrenzter Ressourcen 
und Kapazitäten. Hierbei sollten Mehrgewinne für die 
Verbesserung der primären Gesundheitsversorgung 
und die allgemeine Gesundheit der Bevölkerung quan-
tifiziert sowie Maßnahmen identifiziert werden, die im 
Hinblick darauf besonders große Vorteile erzielen, 
möglichst nachhaltig sowie ressourcenschonend zu 
implementieren sind. Es sollte evaluiert werden, wie 
nicht nachhaltige Pfadabhängigkeiten beim Auf- und 
Ausbau der Gesundheitssysteme in Ländern mit niedri-
gem und mittlerem Einkommen vermieden werden 
können. Die Wirksamkeit von durch private Akteure 
erbrachten Gesundheitsdienstleistungen sollte zudem 
besser erforscht werden. Darüber hinaus sollten beste-
hende Projekte identifiziert und evaluiert werden, wel-
che zugleich auf die Verbesserung menschlicher 
Gesundheit bzw. der Gesundheitsversorgung sowie den 
Schutz und die Verbesserung der Gesundheit von Öko-
systemen abzielen. Es sollten außerdem wissenschaft-
liche Kriterien für die Entwicklung weiterer solcher 
Projekte entwickelt werden.

Verbesserung der Nachhaltigkeit in 
Gesundheitssystemen
Es sollten Kriterien und Instrumente für systematische 
Analysen der Nachhaltigkeit von Gesundheitssyste-
men, Gesundheitsdienstleistungen und Gesundheits-
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einrichtungen entwickelt werden. Zudem sollte For-
schung zu den konkreten Potenzialen zur Einsparung 
von Ressourcen und Emissionen durch die Verringe-
rung von Überversorgung durchgeführt und dabei auch 
länderspezifische Quantifizierungen vorgenommen 
werden. Zudem sollten spezifische übermäßig einge-
setzte diagnostische und therapeutische Maßnahmen 
identifiziert werden, deren Vermeidung im Hinblick auf 
die Einsparung von Ressourcen und Emissionen beson-
ders gewinnbringend wäre. Darüber hinaus sollten For-
schungen zu umweltverträglichen Arzneimitteln, medi-
zinischen Produkten und Technologien erfolgen; dies 
umfasst auch sichere wiederverwendbare Alternativen, 
z.  B. in Bezug auf OP-Materialien und -Instrumente, 
sowie Methoden für deren umweltfreundliche Sterilisa-
tion. Zudem sollten nicht sinnvolle Hygienevorgaben 
identifiziert werden. Darüber hinaus bedarf es der Ent-
wicklung wissenschaftlicher Kriterien für die Imple-
mentation von Vorgaben zur Emissionsreduktion durch 
pharmazeutische, medizintechnische und sonstige 
zuliefernde Unternehmen. Schließlich sollte Forschung 
zu bereits bekannten und bisher noch unbekannten 
Emissionsquellen in Gesundheitssystemen erfolgen, um 
deren Umwelteffekte zu quantifizieren, Reduktions-
potenziale zu evaluieren und umweltverträglichere 
Alternativen zu entwickeln.

       
       

       
       

       
       

       
       

 

ENTWURF



NGO

       
       

       
       

       
       

       
       

 

ENTWURF



249

Gesund leben auf einer gesunden Erde erfordert global abgestimmte, beschleu-
nigende, langfristige Governance, die der Dringlichkeit wirksamen Handelns 
gerecht wird. Sie sollte alle Politikfelder in die Pflicht nehmen, die Umsetzung 
der Agenda 2030 vorantreiben und ein Menschenrecht auf gesunde Umwelt 
in nationalen Verfassungen verankern. Die Bundesregierung sollte politisches, 
ökonomisches und intellektuelles Leadership in internationalen  Foren wie der 
UN und der EU übernehmen. Gesundheits- und Umweltpolitik sollten stärker 
verzahnt werden, z.  B. durch eine Planetary Health Task Force der G7.

Die Staatengemeinschaft hat sich 2015 mit der Agenda 
2030 auf einen universellen Katalog von 17 Nachhal-
tigkeitszielen geeinigt. Er stellt einen internationalen, 
mittelfristigen Handlungsauftrag zur Umsetzung der 
Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ dar. Die 
Umsetzung der Agenda 2030 ist bislang defizitär. Die 
Umsetzungslücke ist auch aufgrund der COVID-19- 
Pandemie noch größer geworden. „Radikale Beschleu-
nigung“ ist, um die Worte von Jennifer Morgan mit 
Bezug auf die Energiewende aufzugreifen (UNHRC, 
2022), für die Zielerreichung dringend notwendig. Not-
wendig ist allerdings auch, darüber hinaus zu denken 
und zu handeln: Schon jetzt müssen die Diskursräume 
und Akteursnetzwerke angelegt werden, um eine Post- 
2030-Agenda vorzubereiten und somit die Vision 
„Gesund leben auf einer gesunden Erde“ für künftige 
Generationen zu gewährleisten. Eine gemeinsame 
Agenda der internationalen Staatengemeinschaft auch 
nach 2030, aufbauend auf der Agenda 2030, gilt es 
bereits jetzt vorzubereiten. Sie ist keine Selbstver-
ständlichkeit, sondern bedarf der politischen Willens-
formation sowie der Eröffnung und Gestaltung der ent-
sprechenden Diskursräume auf multilateraler, regiona-
ler und lokaler Ebene, um die Basis für eine gemein-
same Post-2030-Agenda zu legen. 

Dies ist um so dringlicher, da sich die internationale 
Staatengemeinschaft und viele Staaten heute nicht auf 
einem Pfad befinden, der gesundes Leben auf einer 
gesunden Erde und letztlich die 17 globalen Nachhaltig-

keitsziele (Sustainable Development Goals, SDGs) 
gewährleistet (Kasten 7.1-1). Das Wissen um die dra-
matischen weltweiten negativen Folgen für Umwelt und 
Gesundheit bei nicht ausreichendem Handeln ist (weit-
gehend) vorhanden. Auch sind die Instrumente für eine 
Zielerreichung seit langem überwiegend bekannt, 
jedoch nur teilweise verbindlich verankert oder umge-
setzt (Kap. 4, 5, 6). 

Die Zunahme an weltweiten Krisen, die in immer 
kürzeren Abständen die Menschheit zu überrollen 
scheinen, erfordert darüber hinaus immer häufiger 
kurzfristige Ad-Hoc-Reaktionen, die teilweise erfolg-
reich akute Probleme wie Engpässe in der Gasversor-
gung bewältigen, die mittel- und langfristigen Nachhal-
tigkeitsziele aber aus dem Blick geraten lassen. Hinzu 
kommen Pfadabhängigkeiten wie eine institutionell 
bedingte Trennung von Umwelt- und Gesundheits-
schutzpolitik, die durch fragmentierte, in sogenannten 
„Silos“ verhaftete Politik-, Verwaltungs- und Rechts-
systeme gekennzeichnet ist. Sie verhindern oftmals 
systemübergreifende, mittel- und langfristige sowie 
nachhaltige Lösungen. Angesichts der bestehenden 
planetaren Leitplanken ist allerdings ein transformati-
ves Handeln, das nicht in inkrementellen Verbesserun-
gen verharrt, sondern systemische, synergistische und 
solidarische Lösungen entwickelt, erforderlich. 

Es braucht also dringend eine globale Umwelt- und 
Gesundheitsgovernance, die diese Hemmnisse über-
windet und die Vision „Gesund leben auf einer  gesunden 
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Erde“ nicht als Utopie, sondern als realisierbare Vision 
erscheinen lässt. Eine solche Dringlichkeitsgovernance 
sollte auf inklusiven, die Würde des Menschen respek-
tierenden Werten und einer internationalen Ordnung 
basieren. Sie sollte mittel- bis langfristig Gestaltungs-
spielräume offenhalten und zugleich in der Lage sein, 
gleichzeitigen, sich gegenseitig bedingenden Globalkri-
sen entschlossen, ressort- und skalenebenen-übergrei-
fend abgestimmt und wirksames Krisenmanagement 
beschleunigend zu begegnen.

Für eine solche Dringlichkeitsgovernance existiert 
keine Blaupause. Vielmehr sollte sie lokal, national und 
regional an Umstände und Gegebenheiten angepasst 
und adaptiv, also lernfähig ausgestaltet werden. Jeden-
falls ist eine Dringlichkeitsgovernance nicht auf das 
Ergreifen von Notfallmaßnahmen in Krisen gerichtet. 
Sie ist gekennzeichnet durch eine Verantwortungsüber-
nahme internationaler, staatlicher und privater Akteure, 
die die Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ 
fest und langfristig im Blick behalten und ihre Entschei-
dungen an dem durch die SDGs aufgegebenen Hand-
lungsauftrag orientieren. Diese Verantwortungsüber-
nahme ist gekennzeichnet durch eine Um- und Durch-
setzung transformativer Maßnahmen. 

Governance umfasst Strukturen, Prozesse und sons-
tiges Handeln privater und öffentlicher Akteure, um 
gesellschaftliche Ziele zu verfolgen. Governance betrifft 
damit formale und informelle Institutionen und Nor-
men, Regeln, Gesetze und Verfahren, um Politiken zu 
entscheiden, zu verwalten, umzusetzen und zu über-
prüfen und Maßnahmen auf allen geographischen und 
politischen Ebenen, von global bis lokal (IPCC, 2022d). 

Eine globale Dringlichkeitsgovernance beinhaltet 
bekannte und neue Kernelemente (Kap. 7.1):

 > die Umsetzung der Agenda 2030 als globalen Orien-
tierungsrahmen und Handlungsauftrag für Nachhal-
tigkeit sowie der Stärkung der Agenda in ihrer (geo-)
politischen Wirkkraft;

 > die Verankerung des Menschenrechts auf gesunde 
Umwelt als Leitbild und kontrollfähigen Maßstab in 
Verfassungen, vor allem im Grundgesetz und der 
EU-Grundrechtecharta, damit Zivilgesellschaften 
staatlich unzureichendes Handeln oder Unterlassen 
gerichtlich einklagen können; 

 > die Entwicklung kooperativer Verantwortungsüber-
nahme, u.  a. orientiert am Leitbild „Health in All 
Policies“ und die Übernahme politischen, ökonomi-
schen sowie intellektuellen Leaderships in Foren der 
UN, in der Europäischen Union sowie in G7, G20 und 
Multistakeholder-Allianzen sowie gegenüber Unter-
nehmen und Zivilgesellschaft;

 > die Sicherstellung von Diskursräumen und Akteurs-
strukturen für die globalgesellschaftlich gemeinsame 
Konzeption einer Post 2030-Agenda und somit die 

Grundlage der Vision „Gesund leben auf einer gesun-
den Erde“.

Die Bundesregierung kann als staatliche Akteurin Ver-
antwortung für das Entstehen einer Dringlichkeitsgo-
vernance in verschiedenen Foren aktiv wahrnehmen: 
Hier bieten sich die WHO (Kap.  7.2), transregionale 
staatliche Zusammenschlüsse wie die G7 und G20 sowie 
Multistakeholder-Allianzen (Kap. 7.3) und die Europäi-
sche Union (Kap. 7.4) an. Ferner kann und sollte die 
Bundesregierung internationale Finanzierung (Kap. 7.5) 
und unternehmerische Verantwortung mobilisieren 
(Kap. 7.6), um ihren Beitrag zu einem gesunden Leben 
auf einer gesunden Erde zu leisten. 

7.1
Prinzipien einer Dringlichkeitsgovernance für 
„Gesund leben auf einer gesunden Erde“

Dringlichkeitsgovernance ist Leitbild und Suchprozess, 
sie sollte wissenschaftlich beraten und demokratisch 
legitimiert sein. Sie zielt darauf, planetare Leitplanken 
einzuhalten und gesunde Lebensbedingungen für Men-
schen und andere Lebewesen zu erhalten und ver-
bessern. Dazu bedarf es einer entschiedenen und 
beschleunigten Umsetzung der 17 Nachhaltigkeitsziele, 
des Pariser Klimaabkommens und des Kunming-Mon-
treal Rahmenwerks für die biologische Vielfalt. Hierfür 
bedarf es (a) ressort- und ebenenübergreifender, kohä-
renter Politikgestaltung, die auf systematische Abstim-
mungsprozesse zwischen externen und internen 
 Politikfeldern aufbaut, jeweils orientiert am Leitbild 
„Gesund leben auf einer gesunden Erde“. Weiter steht 
diese Dringlichkeitsgovernance (b) für Regierungsfüh-
rung und Prozessgestaltung, die Transformationspro-
zesse für Nachhaltigkeit substanziell beschleunigen. 
Dies reicht von ordnungspolitischen Ansätzen, Maß-
nahmen wie Setzung von Anreizstrukturen und Büro-
kratieabbau bis hin zu Akteursmobilisierung durch Ein-
bindung und Teilhabe (Kap. 4). Letztlich zeichnet sich 
Dringlichkeitsgovernance durch (c) eine langfristige, 
zukunftsgestaltende Perspektive aus, bei gleichzeitig 
kurzfristig radikaler Wirksamkeit. Es gilt, mittel- bis 
langfristig Gestaltungsspielräume offen zu halten. 
Zugleich sollte vehement, klug reflektiert und demo-
kratisch erstritten mit den Dynamiken umgegangen 
werden, die sich aus dem Zusammenspiel der sich 
gegenseitig bedingender Globalkrisen ergeben.

Die Dringlichkeit und das Erfordernis eines transfor-
mativen Wandels mit systemübergreifender Zusam-
menarbeit wird von den relevanten internationalen 
Organisationen bereits anerkannt (Kasten 7.1-1). Den 
gemeinsamen Handlungsauftrag bilden die Umsetzung 
und Stärkung der Agenda 2030 als gemeinsamen 
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 Orientierungsrahmen über 2030 hinaus (Kap.  7.1.1). 
Als justiziabler Kontrollmaßstab für staatliches oder 
europäisches Handeln und Unterlassen kann das Men-
schenrecht auf gesunde Umwelt dienen. Es ermöglicht 
nicht nur ein bestimmtes, nämlich ein gesundes 
Umwelt- und Gesundheitsschutzniveau einklagbar zu 
machen, sondern dient auch als Leitbild für gesunde 
Lebensbedingungen, das auch zur höheren politischen 
Priorisierung gesunder und nachhaltiger Verhältnisprä-
vention (Kap. 4, 6) beitragen kann (Kap. 7.1.2). Von 
besonderer Bedeutung für eine Dringlichkeitsgover-
nance ist die ressort-, sektoren-, und akteursübergrei-
fende internationale kooperative Verantwortungsüber-
nahme, um eine transformative Dynamik zu entfesseln 
(Kap.  7.1.3). Benötigt werden entsprechend Staaten 
und andere Akteur:innen, die politisches, ökonomi-
sches und wissensbasiertes Leadership übernehmen 
(Kap. 7.1.4). 

7.1.1
Agenda 2030 und SDGs als Orientierungsrahmen 
und Handlungsauftrag 

Die Agenda 2030 ist die erste gemeinsame Agenda der 
internationalen Staatengemeinschaft, die sich umfas-
send den globalen ökologischen, sozialen und ökono-
mischen Herausforderungen annimmt und einen Kon-
sens der Staatengemeinschaft darstellt. Angesichts der 
aktuellen globalen Gesundheits- und Umweltkrisen 
sowie internationalen Konflikte hat ihre verbindende 
Bedeutung für das Leitbild „Gesund leben auf einer 
gesunden Erde“ jedoch noch zugenommen. Drei Prinzi-
pien der Agenda 2030 sind hierbei stets besonders her-
vorzuheben: (1) die Erkenntnis der Universalität dieser 
globalen Herausforderungen, die nur über Nachhaltig-
keitstransformationen in allen Gesellschaften auf allen 
Kontinenten angegangen werden können, (2) die 
Untrennbarkeit der Ziele und ihre gegenseitige Bedingt-
heit und (3) der umfangreiche global Konsultationspro-
zess, der zur Formulierung der 17 Ziele für nachhaltige 
Entwicklung (SDGs) geführt hat und der Agenda 2030 
für Ihre Verabschiedung und Umsetzung zugrunde 
liegt. Diese drei Errungenschaften der Agenda 2030 
bedürfen jedoch im Sinne der Vision „Gesund leben auf 
einer gesunden Erde“ dringend der Aufmerksamkeit 
der globalen Gesellschaft. Geopolitisch ist unsere inter-
nationale Staatengemeinschaft heute jedoch von sehr 
viel gravierenderen Spannungen als 2015 geprägt. Vor 
diesem Hintergrund sollte der in der Agenda 2030 ver-
ankerte Konsens zur nachhaltigen Entwicklung sowohl 
innerhalb aller Länder als auch global als zentrales 
Selbstverständnis der internationalen Staatengemein-
schaft und wichtiger Antrieb multilateraler Zusammen-

arbeit gestärkt werden. Entsprechend hoch sollte auch 
ihre Weiterentwicklung priorisiert werden (Kap. 7.2.2.1). 

Gleichzeitig ist die Umsetzungsbilanz zur Halbzeit 
der Agenda 2030 ernüchternd: Mit dem bisherigen 
Tempo drohen sowohl die Weltgemeinschaft als auch 
die einzelnen Länder einen Großteil der 17 Ziele für 
nachhaltige Entwicklung (SDGs) zu verfehlen; in eini-
gen Bereichen sind sogar Rückschritte zu verzeichnen 
(UN, 2022b). Um der Agenda 2030 noch gerecht zu 
werden, hat die UN die „Dekade der Umsetzung“ aus-
gerufen, deren Erfolg jedoch unter anderem durch die 
COVID-19-Pandemie stark beeinträchtigt wurde (UN, 
2022b). Der SDG Summit im September 2023 und der 
Summit of the Future in 2024 sind Gelegenheiten, um 
die Ambition der Umsetzung zu steigern bzw. entspre-
chende multilaterale Kapazitäten zu stärken (Beisheim 
und Weinlich, 2022). Für die Aufrechterhaltung und 
Verstärkung des Momentums der Agenda ist eine Per-
spektive auf ihre Weiterentwicklung über das Jahr 
2030 hinaus eine wichtige Voraussetzung.

Eine effektivere Umsetzung der Agenda 2030 
(Kap.  7.2.2.2) erfordert zum einen insbesondere län-
derspezifische strategische Schwerpunktsetzungen, bei 
deren Zuschnitt und Ausgestaltung Synergien zwischen 
menschlicher Gesundheit und gesunder Natur berück-
sichtigt werden sollten (z.  B. durch die Gestaltung 
gesunder, naturnaher Lebensverhältnisse). Entspre-
chende Strukturen für eine ressortübergreifende 
Zusammenarbeit in Deutschland zur Umsetzung der 
Ziele für nachhaltige Entwicklung werden in Kap. 7.2.3 
detaillierter aufgegriffen. Zum anderen hängt eine 
effektivere Umsetzung entscheidend auch von einer 
Verbesserung der internationalen Rahmenbedingen 
und deutlich intensivierter partnerschaftlicher Zusam-
menarbeit zwischen allen Staaten ab (Kasten 7.1-1).

7.1.1.1
Die Umsetzung und Weiterentwicklung 
der Agenda 2030 als verbindendes Projekt 
 internationaler Politik
Die Agenda 2030 und die darin enthaltenen 17 Ziele 
für nachhaltige Entwicklung (SDGs; UN, 2015a) wur-
den in einem zweijährigen partizipativen Verhand-
lungsprozess auf UN-Ebene, welcher zahlreiche Vertre-
ter:innen der Zivilgesellschaft und Wissenschaft einbe-
zog, ausgearbeitet und von allen 193 Mitgliedstaaten 
der UN verabschiedet (Donoghue, 2020). Ihren hohen 
Ambitionsgrad drückt bereits ihr Titel „Transforming 
our World“ aus. Die Agenda 2030 bildet eine Vielzahl 
von Zielen ab, deren Wechselwirkungen in einer „inte-
grierten“ Umsetzung berücksichtigt werden sollen. Sie 
ist zugleich universell und richtet sich an alle Länder 
(Biermann et al., 2022a). In der Agenda 2030 sind 
 erstmals die über viele Jahrzehnte parallelen Diskurse 

       
       

       
       

       
       

       
       

 

ENTWURF



7 Globale Dringlichkeitsgovernance 

252

Kasten 7.1-1

Gesundheits- und Umweltschutz:  
Stand der internationalen Debatte 

Der Zusammenhang zwischen menschlicher Gesundheit und 
dem Zustand der Umwelt wird seit einigen Jahren interna-
tional verstärkt diskutiert. Dies belegt u.  a. die 2020 verab-
schiedete „WHO global strategy on health, environment and 
climate change: the transformation needed to improve lives 
and wellbeing sustainably through healthy environments“ 
(Kasten 7.2-1). Sie bietet gute Ansatzpunkte für eine globale 
Governance, die gesundheits- und umweltpolitische Heraus-
forderungen integriert und miteinander verzahnt. Die in den 
letzten Jahren erschienenen Berichte globaler Institutionen 
zum Thema Gesundheit und Umwelt/Nachhaltigkeit (UNEP, 
2019c; EEA, 2019b; APCC, 2018; WHO und CBD, 2015; 
WHO, 2020j, 2021c; Watts et al., 2021; Whitmee et al., 2015; 
WHO und UN Habitat, 2016; WHO, 2020f) enthalten für die 
Ausgestaltung einer solchen Integration und Verzahnung drei 
zentrale Empfehlungen für eine übergreifende Politikgestal-
tung: 

 > eine Beschleunigung der Umsetzung von (transformativen) 
Maßnahmen zur Minderung umweltbedingter Gesund-
heitsrisiken, 

 > die bevorzugte Auswahl von Governanceoptionen mit gro-
ßer Synergie (Mehrgewinne, Begleitnutzen) und Hebelwir-
kung, sowie 

 > ein systemisches Herangehen und eine sektorübergrei-
fende Verankerung des Themas Umwelt und Gesundheit in 
allen Politikbereichen.

Dringlichkeit einer beschleunigten Umsetzung von 
Maßnahmen
Gesundheitsschutz und Schutz der Umwelt sind keine neuen 
Themen der globalen Nachhaltigkeitspolitik (Kap.  2.4.2). 
Allerdings haben die zunehmend spürbaren Folgen des Kli-
mawandels (IPCC, 2022d), die drastisch zunehmende Schä-
digung und Verschmutzung der Biosphäre (IPBES, 2019) 
(Kap. 5.1.1, 5.1.2) und nicht zuletzt die COVID-19-Pandemie 
den Zusammenhang dieser Krisen und die Dringlichkeit ihrer 
Bekämpfung eindrücklich illustriert. So betont der UN „Spe-
cial Rapporteur on the Issue of Human Rights Obligations 
Relating to the Enjoyment of a Safe, Clean, Healthy and Sus-
tainable Environment” (UN, 2020b) die Dringlichkeit politi-
schen Handelns: „Es ist noch nicht zu spät, auf den globalen 
Naturnotstand zu reagieren, aber die Zeit läuft ab. Das anhal-
tende Versäumnis, die Ökosysteme der Erde zu erhalten, zu 
schützen und nachhaltig zu nutzen, hat katastrophale Folgen 
für die Wahrnehmung einer ganzen Reihe von Menschen-
rechten. Mit COVID-19 hat die Menschheit einen schreck-
lichen Preis dafür gezahlt, dass sie die Warnungen der Wis-
senschaft ignoriert hat. Wir dürfen nicht den gleichen Fehler 
machen, wenn es um die Risiken künftiger Pandemien, den 
Verlust der biologischen Vielfalt und den Klimawandel geht.“ 
(UN, 2020b). Weil jeder noch so geringe Anstieg der globalen 
Durchschnittstemperatur gesundheitliche Risiken verschärft 
und die Anpassungserfordernisse mit jeder Verzögerung 
der THG-Minderung zunehmen (Kap.  5.1.1.4), werden in 
den meisten globalen Berichten zu diesem Thema schnelles 
politisches Handeln, beschleunigende Governanceinnovatio-
nen und politischer Wille als zentrale Gelingensbedingungen 
betont (WHO, 2015; IPCC, 2014a; Ebi et al., 2018, IPCC, 
2022d).

Politikfelder mit potenziell großer Hebelwirkung 
und Synergien
In zahlreichen globalen Berichten zu Gesundheit, Umweltzu-
stand und nachhaltige Entwicklung werden auch Politikfelder 
mit potenziell großer Hebelwirkung benannt, insbesondere 
mit Blick auf Wirksamkeit und Synergieeffekte. Klimaschutz 
und -anpassung ist beispielsweise eines dieser zentralen Poli-
tikfelder: Das Erreichen des Ziels des Pariser Klimaüberein-
kommens könnte, so eine Schätzung des Special Rapporteur 
on human rights and the environment, jedes Jahr Millionen 
von Menschenleben retten und Milliarden von US-$ an 
Gesundheits- und Umweltvorteilen bringen (UN, 2019b). 
Politikgestaltung sollte daher auf die Nutzung von Synergien 
ausgerichtet sein (UNEP, 2019c; EEA, 2019b; APCC, 2018; 
WHO und CBD, 2015; WHO, 2020j, 2021c; Watts et al., 2021; 
Whitmee et al., 2015). Die Integration des Themas Gesund-
heit in die Stadt- und Raumplanung wird als Beispiel mit 
hohem Synergiepotenzial angesehen, da zusammenhängende 
gesundheitliche Probleme gebündelt und integriert angegan-
gen werden (WHO und UN Habitat, 2016). Sektorübergrei-
fende Koordination und die Partizipation von Stakeholdern 
(z.  B. Bevölkerung eines Stadtquartiers) an Entscheidungs-
prozessen in der Planung ist essenziell, da Gesundheit und 
gesundheitliche Chancengleichheit in Städten nicht nur von 
der Infrastruktur, sondern auch von einer Vielzahl weiterer 
Faktoren und Akteure beeinflusst werden. Gesundheit sollte 
daher in allen Planungsschritten mitgedacht werden (WHO, 
2018e). Für die Integration von Gesundheitsfragen in die 
Stadtplanung gibt es bereits Instrumente zur Unterstützung 
der kommunalen Behörden und der Zivilgesellschaft bei der 
Planung von Maßnahmen gegen gesundheitliche Ungleich-
heiten, wie etwa das WHO Urban Health Equity Assess-
ment and Response Tool (Urban HEART). Zudem wird eine 
Verbesserung von Quantität und Qualität von Gesundheits-
daten auf Stadtebene als ein wichtiges Governancethema 
hervorgehoben („urbane Datenrevolution“) (WHO und UN 
Habitat, 2016; WHO, 2020). Neben einer gesundheitsför-
dernden Städte- und Raumplanung kann laut WHO urbane 
Gesundheit vor allem durch Abbau gesundheitsbezogener 
Ungleichheit (urban health inequity) erreicht werden. Urbane 
Armutsgruppen sollten daher stärker in den Blick genommen 
werden, um gesundheitliche Bedingungen in Städten breiten-
wirksam zu verbessern (universal health coverage). 

Als weiteres Beispiel mit potenziell besonderer Hebel-
wirkung wird das integrierte Management vernachlässig-
ter Tropenkrankheiten (Neglected Tropical Diseases, NTD) 
(Kap. 2.3) genannt, das zusammen mit sektorübergreifenden 
bzw. multisektoralen Maßnahmen zur Wasserqualität, Sani-
tärversorgung und Hygiene (WASH) umgesetzt werden soll-
te (etwa Datennutzung, Erfolgsmessung und best practices) 
(WHO, 2021c). Da NTDs oftmals direkt von der Qualität der 
Wasserversorgung, vom Klimawandel, von Umweltdegradati-
on und sozioökonomischen Faktoren beeinflusst werden, hat 
die WHO aufgrund ihrer besonderen Bedeutung eine Stra-
tegic and Technical Advisory Group eingerichtet. Die WHO 
schätzt, dass weltweit mehr als eine Milliarde Menschen an 
einer oder mehreren dieser Krankheiten leiden. Der wirt-
schaftliche Schaden für die betroffenen Entwicklungsländer 
beläuft sich laut WHO auf mehrere Milliarden US-$ pro Jahr 
(BMZ, 2022c).

Sektorübergreifende und transformative Governance
Weitgehend Konsens besteht auch darüber, dass inkremen-
telle Politikgestaltung nicht ausreichen wird und in vielen 
Lebensbereichen transformative Umsteuerungen notwendig 
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und Programme zu Umwelt (Stockholm-Konferenz 
1972 und Erdgipfel von Rio de Janeiro 1992 mit Folge-
prozess) und Entwicklung (internationale Entwick-
lungsdekaden und Millennium Development Goals 
2000) zusammengeführt worden (Kloke-Lesch, 2022). 
Damit ist die Agenda 2030 ein politisches Programm, 
das eine gemeinsam erarbeitete Zieldefinition der 
 internationalen Staatengemeinschaft in Bezug auf 

nachhaltige Entwicklung widerspiegelt. Während die 
Nachhaltigkeitsziele auf nationaler Ebene im Zusam-
menspiel mit jeweiligen Identitäts- und Veränderungs-
prozessen ausgestaltet werden, fungiert die Agenda 
2030 als ein handlungsleitender Verständigungsrah-
men, der diese kulturell unterschiedlich ausgeprägten 
Prozesse zusammenbringt und für alle Länder 
 gemeinsame Zielkorridore definiert. 

sein werden, um die Herausforderungen an der Schnittstel-
le Gesundheit, Klimawandel, Biodiversitätsverlust und Ver-
schmutzung zu bewältigen. Dafür sollten laut WHO die Art 
und Weise zu leben, zu arbeiten, zu produzieren, zu kon-
sumieren und zu regieren, überdacht werden (WHO, 2020i; 
Kasten  7.1-1). Die Bewältigung umweltbedingter Gesund-
heitsrisiken sollte laut UNEP (2019c) daher als transforma-
tive Herausforderung der Menschheit angegangen werden. 
Entsprechend bettet der „UN Special Rapporteur on human 
rights and the environment“ die Beschreibung transforma-
tiven Wandels in ein neues Verständnis von Lebensqualität, 
im Sinne von Wohlbefinden (well-being) ein: „Transformative 
change requires rethinking the goals of society, what makes 
us happy and what it means to live a good life, how we gene-
rate and use energy, the food that we eat and how we pro-
duce it, the way that we manufacture goods, how we design 
our cities and how we can reduce and eliminate waste” (UN, 
2020b). Die gesellschaftlichen Transformationen zu einer 
guten Lebensqualität für alle im Einklang mit der Natur erfor-
dert daher mehr Engagement für den Erhalt der biologischen 
Vielfalt, die großskalige Wiederherstellung geschädigter Öko-
systeme, eine rasche Umstellung auf erneuerbare Energien, 
den Übergang zu einer Kreislaufwirtschaft, die Verringerung 
des Materialverbrauchs wohlhabender Menschen sowie den 
Aufbau nachhaltiger Lieferketten (UN, 2020b). 

Systemisch-sektorübergreifende bzw. multisektorale 
Ansätze
Eine in den ausgewerteten globalen Sachstandsberichten 
nahezu durchgängig formulierte Einsicht ist die Notwendig-
keit für systemische Maßnahmen und eine Zusammenarbeit 
über Sektoren (in der Regel im breiteren Sinne als Bereiche 
oder Teilgebiete gemeint) und Disziplinen hinweg, einschließ-
lich einer sektorübergreifenden (cross-sectoral) Verankerung 
von Gesundheits- und Umweltabwägungen (EEA, 2019a; 
UNEP, 2019c; Whitmee et al., 2015; WHO und CBD, 2015) 
oder in mehreren Sektoren gleichzeitig (multisectoral) (EEA, 
2019a; UN-Habitat und WHO, 2020; WHO, 2020e, 2021c; 
WHO und UN Habitat, 2016). Seinen Niederschlag findet 
diese sektorübergreifende und multisektorale Herangehens-
weise im Health-in-All-Policies-Ansatz (HiAP; Kap.  5.2; 
Kasten  7.1-5), der auch im internationalen Diskurs als ein 
Leitkonzept rezipiert wird (Watts et al., 2021; WHO, 2020i). 
Parallel und teilweise synonym wird im Kontext der Debat-
te über Gesundheit und nachhaltige Entwicklung aus einer 
überwiegend übergreifenden Perspektive auch von systemi-
schen Herausforderungen, systemischer Betrachtungsweise 
und Politik, von systemischem Wandel sowie von systemisch 
angelegter Umsetzung gesprochen (EEA, 2019a; UNEP, 2019c; 
UN, 2019d; WHO und CBD, 2015; UN-Habitat und WHO, 
2020). Die Notwendigkeit einer sektorübergreifenden bzw. 

systemischen Herangehensweise wird mit der Beobachtung 
begründet, dass bei umweltbedingten Gesundheitswirkungen 
immer mehrere Faktoren zusammenwirken, die zudem von 
sozialen und demografischen Randbedingungen beeinflusst 
werden. Dabei können beispielsweise Klimaschutzmaßnah-
men Fortschritte bei der Verwirklichung mehrerer SDGs vor-
antreiben, darunter z.  B. die Verringerung der Luftverschmut-
zung, saubere Energie für alle, bessere Gesundheit, weniger 
Ungleichheit und Armut sowie eine bessere Infrastruktur 
(UN, 2019b). Der sechste Global Environment Outlook-
Bericht des UNEP (2019c) legt daher einen Schwerpunkt 
auf die Identifikation von Synergien zwischen Handlungs-
feldern und die Minimierung von Zielkonflikten. Die Euro-
pean Environment Agency (2020) verfolgt einen identischen 
Ansatz und schlägt in ihrem Bericht „Healthy environment, 
healthy lives” Maßnahmen mit dreifacher Wirkung (Gesund-
heit, Gesellschaft und Umwelt) vor oder solche, welche  
die Ursache gleich mehrerer Umweltstressoren bekämpfen. 
Dazu zählen laut EEA insbesondere die Förderung öffentli-
cher blauer und grüner Infrastruktur (vor allem in ärmeren 
urbanen Quartieren); die Entwicklung emissionsarmer bzw. 
-freier Mobilität; die Förderung nachhaltiger Landwirtschaft 
sowie die Unterstützung einer pflanzenbetonten Ernährung 
(EEA, 2019b). 

Fazit
Sämtliche hier ausgewerteten Berichte globaler Institutionen 
stimmen darin überein, dass systemisch/sektorübergreifend 
angelegte sowie transformative Governance zentrale Gelin-
gensbedingungen für den Erhalt und die Förderung einer 
gesunden Umwelt und eines gesunden Lebens sind. Die För-
derung von Synergien ist dabei ebenso zentral. Transformati-
ve Governance zu gestalten bedeutet, auf Systemumschwün-
ge abzuzielen und nicht nachhaltige Entwicklungspfade zu 
verlassen. Dies erfordert neben Mut für disruptive Maßnah-
men allerdings auch Visionen für systemische Innovationen 
(z.  B. Energiespeichertechnologien für eine globale Energie-
wende) sowie soziale und politische Innovationen (z.  B. zur 
Beschleunigung, Hebelwirkung). Zudem bedarf es der Bereit-
schaft für Experimente (z.  B. Reallabore, Förderung von 
Nischenakteuren) sowie die verbesserte Teilhabe und Stär-
kung von Akteuren und Interessengruppen, die auch als Pio-
niere des Wandels agieren können (UNEP, 2019c; WBGU, 
2011a). In den ausgewerteten Berichten fehlt weitgehend 
eine Langfristperspektive über 2030 hinaus. Wenn diese exis-
tiert, mangelt es häufig an den entsprechend aufeinander 
aufbauenden Schritten, um realistisch auf die Verwirklichung 
der Langfristperspektive hinzuarbeiten. Auch die Frage, wie 
Schnittstellen zwischen einzelnen Governancebereichen bes-
ser organisiert und zwischen den Akteuren abgestimmt wer-
den können, wird meist nur unscharf beantwortet.
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Angesichts der aktuellen globalen Gesundheits- und 
Umweltkrisen sowie internationalen Konflikte (Kap. 2) 
hat die verbindende Bedeutung der Agenda 2030 noch 
zugenommen und bietet vielfältige Impulse und 
Anknüpfungspunkte. Im Umgang mit der Fülle der 
SDGs und ihren Wechselwirkungen können Gesund-
heits- und Umweltziele (SDG 3 und vor allem 13, 14, 15) 
wie auch die Ausgestaltung der Governance (SDG 16) 
und die dazugehörigen Indikatoren wichtige Orientie-
rung bieten: Sie haben eine hohe unmittelbare Rele-
vanz für die meisten Menschen; sie hängen eng mit 
Zielen und Maßnahmen in anderen SDG-Bereichen und 
letztendlich der gesamten Agenda 2030 zusammen. Sie 
betont das Ziel, dass alle Menschen ihr Potenzial in 
einer gesunden Umwelt entfalten können (Präambel), 
mit gleichem und allgemeinem Zugang zu Gesundheits-
versorgung für ihr körperliches, geistiges und soziales 
Wohlergehen (Abs. 7, 26). SDG 3 zu Gesundheit und 
Wohlergehen sowie seine Unterziele beschreiben 
grundlegende Handlungsfelder für nachhaltige Gesund-
heitssysteme (Kap. 6), die nun auch durch die mangeln-
den Fortschritte bei Klimaschutz (SDG  13), Umwelt-
schutz (SDGs 14, 15) und Verschmutzung (Unterziele 
12.4, 12.5, zusammenhängend mit 3.9) zunehmend 
gefordert sind. Die große Relevanz von SDG  14 zum 
Schutz von Landökosystemen und Unterziel 12.2 zum 
nachhaltigen Umgang mit natürlichen Ressourcen z.  B. 
für die Prävention von Zoonosen hat sich in der COVID-
19-Pandemie gezeigt (Kap. 5.1). Bei deren Bekämp-
fung sind allerdings auch der weiterhin nationalstaatli-
che Fokus und die Grenzen der Solidarität vor allem der 
Länder mit hohen Einkommen oder einer eigenen Phar-
maindustrie gegenüber den Niedrigeinkommenslän-
dern offensichtlich geworden, entgegen der von SDG 17 
geforderten Partnerschaftlichkeit und der Unterziele 
3.b,  3.8 und 3.d, die u.  a. die Impfstoffentwicklung, 
-versorgung und Risikominderung betreffen (Kap. 8.2): 
Pandemieprävention kann nur gelingen, wenn der glo-
bal und lokal nachhaltige Umgang mit der Natur mit der 
Stärkung nationaler Gesundheitssysteme sowie auf glo-
baler Ebene mit einer ausreichenden und gerechten 
Impfstoffverteilung verbunden wird. Eine wirksame 
globale Pandemieprävention hängt wie die Lösung der 
globalen Klima- und Umweltkrise und die Umsetzung 
der Agenda 2030 insgesamt auch davon ab, ob Hoch-
einkommensländer – deren nationaler Konsum, Pro-
duktion bzw. Handel andere Länder und die natürlichen 
Lebensgrundlagen maßgeblich beeinflussen – zu einer 
Ko-Kreation von Lösungswegen im reziproken Mitein-
ander und einer entsprechenden Anpassung der Struk-
turen internationaler Zusammenarbeit bereit sind 
(Kloke-Lesch, 2021). Ein zentraler Gedanke ist hier 
Reziprozität, d.  h. wirtschaftlich ärmeren Länder sollten 
z.  B. die Chance haben, auch auf die Verhältnisse in rei-

cheren Ländern Einfluss zu nehmen. Dies könnte einer-
seits in bilateralen Transformationspartnerschaften 
umgesetzt werden, anderseits aber auch durch eine 
stärkere Rolle multilateraler Organisationen in den 
Transformationsprozessen reicherer Länder, wie dies in 
einigen Bereichen wie Klima oder beim Internationalen 
Währungsfonds bereits der Fall ist bzw. sein könnte. 
Die Welt der Agenda 2030 braucht eine gegenseitig 
transformative Kooperation (Mutually Transformative 
Cooperation; Kloke-Lesch, 2021), die die Würde aller 
Partner achtet und gegenseitiges Vertrauen stärkt. 

Aktuell muss der Fokus eindeutig auf der Umset-
zung der Agenda 2030 liegen (UN, 2022b; Lafortune et 
al., 2022; UN DESA, o.J.). Hierfür ist aber auch eine 
Perspektive über das Jahr 2030 hinaus eine wichtige 
Voraussetzung. Die Hälfte der Umsetzungszeit der 
Agenda 2030 ist bereits verstrichen und je näher das 
Zieljahr rückt, desto wichtiger wird die Erwartung einer 
Weiterentwicklung über 2030 hinaus für die politische 
Aufmerksamkeit, die ihr in der Schlussphase der 
Umsetzung noch gewidmet werden wird (Nilsson et al., 
2022). Auch mit Blick auf die erwartbare Langwierig-
keit eines Post-2030-Prozesses erscheint es sinnvoll, 
dazu bereits erste Überlegungen anzustellen. Um im 
Jahr 2030 einen reibungslosen Übergang zu gewähr-
leisten, sollte der konkrete Austausch zu einem Nach-
folgeprogramm spätestens 2027 eingeleitet werden. 
Die Weichen für die Vorarbeit dazu können und sollten 
spätestens 2024 gestellt werden. So sollte die von der 
UN-Generalversammlung neu zu berufende Indepen-
dent Group of Scientists für den Global Sustainable 
Development Report 2027 u.  a. damit beauftragt wer-
den, entsprechende Grundlagen und Vorschläge zu 
erarbeiten. Neben einer Bilanz des Erreichten und Vor-
schlägen, wie das bisher nicht erreichte nachgearbeitet 
werden kann, müssen neuere Entwicklungen von der 
Digitalisierung (die in der Agenda 2030 praktisch unbe-
rücksichtigt blieb) bis zur Pandemie aufgegriffen und 
zwischenzeitlich normative Weiterentwicklungen und 
internationale Abkommen von Klima über Ozeane bis 
zu Biodiversität berücksichtigt werden. Von besonderer 
Bedeutung wird sein, insbesondere die Prozesse zu 
Klima und nachhaltiger Entwicklung noch besser zu 
verknüpfen. Dabei sollte berücksichtigt werden, dass 
einige Ziele, aufgrund der beschleunigenden Effekte, 
z.  B. im Bereich globaler Erwärmung, außer Reichweite 
liegen werden, wenn sie nicht in den kommenden Jah-
ren umgesetzt werden (IPCC, 2021b, 2022e).

Erste Akzente für eine Perspektive über 2030 hinaus 
können bereits über die Vorbereitungen für den SDG-
Summit im September 2023 und den UN Summit of the 
Future in 2024 gesetzt werden. Hier sollte die Agenda 
2030 als politisches Leitbild für eine sich wieder stärker 
auf ihre gemeinsamen Anliegen ausrichtende Weltge-
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meinschaft sowie für einen starken Multilateralismus 
bekräftigt werden. Gerade der SDG-Summit dient der 
Besinnung auf die SDGs, der Bündelung der Diskussio-
nen, freiwilligen Berichterstattung und dem Mobilisie-
ren der Staatengemeinschaft sowie nicht staatlicher 
Akteure – auch im Vorlauf zum UN Summit of the 
Future, der die multilateralen Kapazitäten stärken soll, 
die auch zur SDG-Umsetzung zentral sind (Beisheim 
und Weinlich, 2022). 

In der Weiterentwicklung sollten die Zusammen-
hänge zwischen den einzelnen SDGs und insbesondere 
mit Umwelt, Klima und Gesundheit sowie Governance 
(SDGs 3, 13, 14, 15, 16, 17) noch stärker betont wer-
den. Neben der Erreichung von Mindeststandards und 
Gefahrenabwehr, die sich z.  B. auch im Fokus von SDG 3 
auf spezifische Krankheiten und Universal Health Care 
widerspiegelt, sollten auch Vielfalt sowie gesellschaft-
liche und individuelle Entfaltungspotenziale in den 
Fokus gerückt werden. Sie sind in der Vision „Gesund 
leben auf einer gesunden Erde“ enthalten (Kap. 3; Kas-
ten  3.1-1). Insgesamt ist wichtig, einerseits ambitio-
nierte(re), quantifizierte und zeitgebundene Ziele zu 
formulieren. Andererseits muss dem Universalitätsge-
danken der Agenda 2030 folgend auch das Instrumen-
tarium der Umsetzung, Zusammenarbeit und Überprü-
fung mit Blick auf die Länder aller Einkommensstufen 
deutlich gestärkt und in Richtung einer global ausge-
richteten internationalen Zusammenarbeit für nachhal-
tige Entwicklung weiterentwickelt werden. 

7.1.1.2
Gesundheit und Umwelt als integrativer 
 Schwerpunkt 
Mit der Agenda 2030 haben sich Staaten auf einen lei-
tenden Rahmen verpflichtet, den sie im Kontext ihrer 
jeweiligen nationalen Besonderheiten füllen müssen. 
Die mangelnden Fortschritte zeigen (UN, 2022b), dass 
die Umsetzung noch effektiver werden muss. In vielen 
Ländern besteht die Gefahr, die Ziele der Agenda 2030 
zu verfehlen, auch in Deutschland: Nur für etwa die 
Hälfte der 2021 im Indikatorenbericht zur Deutschen 
Nachhaltigkeitsstrategie bewerteten Indikatoren steht 
eine Zielerreichung in Aussicht (Destatis, 2021). Ähn-
lich sieht es in der Europäischen Union aus: Hier gab es 
seit 2020 insgesamt wenig Fortschritte bei den SDGs. In 
vielen EU-Ländern speziell bei der Armutsbekämpfung 
(SDG 1), Gesundheitszielen (SDG 3) sowie Arbeit und 
Wachstum (SDG 8) gab es sogar Rückschritte; die größ-
ten Nachhaltigkeitsherausforderungen bleiben Ernäh-
rungssysteme, Konsum und Produktion sowie der 
Umgang mit der Natur (SDGs 2, 12-15). Auch soziale 
und ökonomische Ungleichheiten haben in mehreren 
Ländern zugenommen (Lafortune et al., 2022), wäh-
rend inklusive, transparente und demokratische Regie-

rungsführung in vielen Ländern seit Jahren substanzi-
elle Rückschläge erfährt (Boese et al., 2022). Das im 
internationalen Vergleich dennoch insgesamt gute 
Abschneiden vieler EU-Länder bei den SDGs kann 
zudem nicht unabhängig von den Importen der EU aus 
anderen Weltregionen betrachtet werden, die dort z.  B. 
mit insgesamt erheblichen Umweltzerstörungen und 
THG-Emissionen verbunden sind: beim „International 
Spillover Index“ des Sustainable Development Soluti-
ons Network (SDSN) liegen viele europäische Länder 
auf hinteren Plätzen (Lafortune et al., 2021). Dies liegt 
auch daran, dass Effekte der SDGs auf das Verhalten 
internationaler Organisationen, nationaler und subna-
tionaler staatlicher Akteure, Zivilgesellschaft und Wirt-
schaft bisher vor allem in Form veränderter politischer 
und öffentlicher Diskurse gezeigt werden können, wäh-
rend nachweisbare Effekte auf explizite Politikziele, 
Finanzen oder institutionelle Strukturen mit z.  B. res-
sortübergreifender Zusammenarbeit und integrierter, 
kohärenter Politikmaßnahmen begrenzt sind (Bier-
mann et al., 2022c; Bogers et al., 2022). Bessere insti-
tutionelle Integration und Politikkohärenz erfordern 
daher weiter politische Führung und zivilgesellschaft-
lichen Druck (Biermann et al., 2022c; Kasten 7.1-1). 

Bei einigen Umsetzungsherausforderungen, wie der 
Komplexität und Wechselwirkungen der Ziele und der 
dadurch erforderlichen Politikintegration sowie der 
Kommunikation und Einbindung der Gesellschaft, kann 
die Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ 
dabei hilfreich und handlungsleitend sein: Erstens bei 
der Nutzung von Umwelt- und Gesundheitszielen und 
Indikatoren als Meta-Indikatoren sowie als Bewer-
tungsmaßstab für Maßnahmen in anderen Politikberei-
chen. Zweitens, und mit klarem gestalterischem 
Anspruch, bei der Wahl und Ausgestaltung von strate-
gischen Umsetzungsschwerpunkten. Weitere Heraus-
forderungen, die alle SDGs bzw. deren jeweilige natio-
nale Umsetzung betreffen, wie fehlende oder zu wenig 
ambitionierte quantitative Ziele, ungeeignete Indikato-
ren oder fehlende Daten, müssen dabei ebenfalls mit 
adressiert werden (UN, 2019a).

Synergien zwischen Gesundheit und Umwelt in 
strategischen Transformationsbereichen nutzen
Um dem transformativen Anspruch der Agenda 2030, 
den Wechselwirkungen zwischen den 17 SDGs und den 
entsprechenden Anforderungen an Politikintegration 
gerecht zu werden, wurden in den letzten Jahren stra-
tegisch reflektierte, systemische Ansätze zur Operatio-
nalisierung der Agenda 2030 vorgeschlagen (Kas-
ten  7.1-2). Dabei wurden Schlüsselaktivitäten, die 
meist synergistisch auf mehrere SDGs wirken, in einer 
kleineren Zahl von Handlungsfeldern gebündelt (TWI, 
2018; Sachs et al., 2019; UN, 2019a). Das auch als 
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„SDG-Transformationen“ oder „Einstiegspunkte zur 
Transformation“ bezeichnete Konzept „erfordert und 
ermöglicht, dass Regierungen, Wirtschaft und Zivilge-
sellschaft auf neue Weise sektorübergreifend zusam-
menarbeiten, um Ziele zu definieren und integrierte 
Lösungen in die Praxis umzusetzen. Dies eröffnet vor 
allem auch Chancen, die Anliegen nachhaltiger Ent-
wicklung nicht in institutionellen Nischen, sondern, 
wie bereits von der Brundtland-Kommission gefordert, 
auf den zentralen gesellschaftlichen und politischen 
Bühnen voranzutreiben“ (Kloke-Lesch, 2022: 113). 
Diese zunächst von der Independent Group of Scien-
tists, die vom Generalsekretär der Vereinten Nationen 
einberufen wurde (UN, 2019a), im Global Sustainable 
Development Report 2019 entwickelte Strukturierung 
in „Transformationsbereiche“ und „transformative 
Hebel“ hat die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie 2021 
aufgegriffen (Bundesregierung, 2021; SDSN Germany, 
2021). Die Umsetzung wird seit 2022 von sechs thema-
tischen und einem international ausgerichtetem soge-
nannten ressortübergreifenden Transformationsteams 
sichergestellt. Wissenschaftliche Politikberatung 
erfolgt über die Wissenschaftsplattform Nachhaltigkeit 
(finanziert über das BMBF). 

Der WBGU begrüßt diese Ansätze der Operationali-
sierung der Agenda 2030. In der bisherigen wissen-

schaftlichen Beratung und nationalen Umsetzungen 
der SDG-Transformationen werden auch Umwelt und 
Gesundheit bereits prominent berücksichtigt. Gemes-
sen an der Vision „Gesund leben auf einer gesunden 
Erde“ (Kap.  3) werden allerdings ihr Zusammenhang 
bzw. gemeinsame Ursachen von Umwelt- und Gesund-
heitsproblemen und mögliche Synergien bei ihrer 
Lösung sowie die Rolle gesunder Lebensverhältnisse 
noch bei weitem zu gering beleuchtet (Kasten 7.1-2). 
Bei der weiteren Ausgestaltung und Umsetzung der 
strategischen Transformationsbereiche (bzw. ähnlichen 
Konzepten in weiteren Ländern) sollten diese Querbe-
züge deutlich stärkere Berücksichtigung finden, auch 
im ressortübergreifenden Austausch von BMG, BMUV 
und BMZ. 

Niedrigeinkommensländer sollten beim Kapazitäts-
aufbau für derartige Strategieentwicklungs- und 
Umsetzungsprozesse zur Agenda 2030 unterstützt 
werden, auch um eine gemeinsame Sprech- und Hand-
lungsfähigkeit während der Umsetzungsphase und die 
Ausgestaltung einer Post 2030-Agenda auszubilden. 
Dabei sollten aber auch sich aufeinander beziehende 
Lernprozesse einbezogen und gezielt gefördert werden. 
Hocheinkommensländer benötigen hier einen Lernpro-
zess: Durch den Austausch mit Mittel- und Niedrig-
einkommensländern erhalten sie neue Erkenntnisse 

Kasten 7.1-2

Umwelt und Gesundheit in SDG-
Transformationsfeldern

Zur effektiveren Umsetzung der Agenda 2030 wurde ein 
Fokus auf strategische Transformationsfelder vorgeschlagen 
(TWI2050, 2018; UN, 2019a), die z.  B. in Deutschland und 
Finnland nun auch Eingang in nationale Nachhaltigkeitsstra-
tegien gefunden haben. Umwelt und Gesundheit haben dabei 
bereits eine große Sichtbarkeit, allerdings werden ihr Zusam-
menhang, gemeinsame Problemursachen und Lösungsansätze 
(Kap.  2,  3) sowie die Rolle gesunder Lebensverhältnisse 
(Kap. 4, 5) noch vernachlässigt:

Die „The World in 2050-Initiative“ (TWI2050, 2018) ord-
net Gesundheit mit Bildung und weiteren Themen der Trans-
formation „Human Capacity and Demography“ zu und betont 
medizinische Versorgung, während Umwelteinflüsse auf 
Gesundheit vernachlässigt und Umweltaspekte in anderen 
Transformationen adressiert werden. 

In der Weiterentwicklung von Sachs et al., 2019 hat 
„Transformation 2: Health, Well-being, and Demography“ pri-
mär Universal Health Coverage und Gesundheitssysteme zum 
Gegenstand, sekundär soziale Determinanten von Gesund-
heit, hier aber wiederum mit Fokus auf individuelles Verhal-
ten und Gefahrenabwehr und mit Gesundheitsministerien als 
(im Gegensatz zu allen anderen genannten Transformationen) 
einzigen zuständigen Ministerien. Gesunde Verhältnisse wer-
den indirekt in anderen Transformationen adressiert. 

Die deutsche Nachhaltigkeitsstrategie (Bundesregierung, 

2021) ordnet Gesundheitsaspekte und z.  B. Bildung (SDG 4) 
primär dem Bereich „Menschliches Wohlbefinden und 
Fähigkeiten, soziale Gerechtigkeit“ zu und möchte dort u.  a. 
das Gesundheitssystem, „Vorsorgeforschung“, One Health-
Ansätze und Umweltgerechtigkeit fördern. Allerdings feh-
len bei den konkreten Maßnahmen, z.  B. beim „Pakt für den 
öffentlichen Gesundheitsdienst“, eine Aufgabenerweiterung 
auf die Herstellung gesunder Lebensverhältnisse. Die For-
schungsförderung im Rahmen von FONA bleibt unspezifisch 
und unter One Health werden vor allem vorhandene inter-
nationale Strukturen und Maßnahmen zu Krankheiten und 
Prävention zoonotischer Pandemien (auch durch Erhaltung 
natürlicher Lebensräume) angeführt, während z.  B. Maßnah-
men zu gesunden Lebensverhältnissen für Menschen (auch 
in Deutschland) fehlen. Der Bezug zwischen Gesundheit und 
Bildungsmaßnahmen bleibt insgesamt unklar, obwohl er z.  B. 
über ganzheitliche Gesundheit und Umwelt in der Lebenswelt 
Schule durchaus herzustellen wäre (Kap. 8.1), während z.  B. 
zu SDG 11 (nachhaltige Städte und Siedlungen), das großen 
Einfluss auf gesunde Lebensumwelt hat (Kap. 4.2, 4.3), keine 
Verbindung hergestellt wird. 

Schließlich ist die finnische Nachhaltigkeitsstrategie 
(Finnish National Commission on Sustainable Development, 
2022) konsequent nach „areas of change“ gegliedert; sie fasst 
das gesundheitsrelevante Handlungsfeld enger („Well-being, 
health and social inclusion“) und betont präventive Ansätze 
und den Zusammenhang mit sozialer Ungleichheit sehr stark, 
der Bezug zu Umweltzielen fehlt hier allerdings weitgehend 
(mit Ausnahme von Ernährungsrichtlinien und Preisanreizen 
für eine „planetary health diet“; Kap. 4.1).
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darüber, wie die lokalen sozialen und ökologischen 
Effekte von Produktionsprozessen reduziert werden 
können, die durch Übertragungseffekte (spillover) 
europäischer Praktiken verursacht werden. Zudem 
wird durch den gegenseitigen Austausch zwischen den 
Ländern ein Lernprozess befördert, der dabei hilft 
Kooperationsformate effektiver zu verwirklichen. Zur 
vielversprechenden Entwicklung der Transformations-
bereiche und insgesamt der Effektivität verschiedener 
institutioneller Strukturen zur Politikintegration bei 
der SDG-Umsetzung (Breuer et al., 2019; Niestroy und 
Meuleman, 2020; Nilsson et al., 2022) besteht dringen-
der Forschungs- und Beratungsbedarf. Dieser sollte 
über international zusammengesetzte, wissenschaftli-
che Konsortien mit Wissenschaftler:innen aus regional 
unterschiedlich geprägten Wissenschaftssystemen und 
empirisch in unterschiedlichen Gesellschaften weltweit 
arbeitend beantwortet werden. Diese internationale, 
interdisziplinäre und transformative Erarbeitung wis-
senschaftlicher Antworten stellt zum einen sicher, dass 
die entwickelten Transformationspfade den lokalen 
Kontexten entsprechend und zum anderen, dass die für 
die Umsetzung notwendigen Expertisen und Netz-
werke als Teil der Forschungsprozesse in den unter-
schiedlichen Ländern aufgebaut worden sind (Kap. 8.2). 

Betonung von Synergien zwischen Umwelt, 
Gesundheit und weiteren SDGs in der 
Kommunikation der Agenda 2030
Die Agenda 2030 ist bisweilen „schwer zu verkaufen“ 
und hat wenig politisches „ownership“ (Nilsson et al., 
2022). Gleichzeitig ist es die erste gemeinsame Agenda 
der internationalen Staatengemeinschaft, die sich 
umfassend der globalen ökologischen, sozialen und 
ökonomischen Herausforderungen annimmt und einen 
Konsens der Staatengemeinschaft darstellt. Vor diesem 
Hintergrund ist es umso dringlicher sicherzustellen, 
dass es auch 2030 der Staatengemeinschaft gelingt, 
sich auf eine gemeinsame Agenda der Zukunft zu eini-
gen. Da Gesundheit und Umwelt greifbare Themen mit 
für die meisten Menschen relativ hoher Relevanz sind, 
kann die Betonung der Synergien zwischen diesen 
Bereichen und gemeinsamer Lösungen im Sinne des 
Leitbilds „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ 
(Kap.  3) auch die Kommunizierbarkeit und politische 
Attraktivität der Agenda 2030 deutlich erhöhen. Dafür 
spricht auch, dass Gesundheits- und Umweltziele 
(SDGs 3, 13-15) langfristiges Denken sowie den Prä-
ventions- und Resilienzgedanken direkt und relativ 
verständlich repräsentieren. Schließlich hängen diese 
SDGs und die dazugehörigen Indikatoren eng mit Zielen 
und Maßnahmen in anderen SDG-Bereichen und letzt-
endlich der gesamten Agenda 2030 zusammen und 
Fortschritte und Misserfolge schlagen sich hier unwei-

gerlich nieder (WHO, 2017b; UN, 2019a; Fonseca et al., 
2020), wenn auch z.  T. verzögert. 

7.1.2
Leitbild und Instrument zur Umsetzung:  
Das Menschenrecht auf gesunde Umwelt

Das Leitbild „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ 
wird zwar durch die Agenda 2030 und entsprechende 
lokale, nationale und regionale Nachhaltigkeitsstrate-
gien verkörpert. Es sollte sich indes in gleicher Weise 
auch in den nationalen Verfassungen wiederfinden, 
also verrechtlicht werden. Insofern empfiehlt der 
WBGU das Menschenrecht auf eine gesunde Umwelt 
(Kasten 7.1-3, 7.1-4) auch im Grundgesetz und in der 
EU-Grundrechtecharta zu verankern, u.  a. als Recht auf 
gesunde und nachhaltige Lebensverhältnisse zu verste-
hen und zu dessen weltweiten Umsetzung beizutragen. 
Neben einer übergreifenden Leitbildfunktion ermäch-
tigt ein solches Menschenrecht Individuen und ggf. 
Verbände zur Kontrolle (unzureichender) staatlicher 
Maßnahmen oder staatlichen Nichthandelns und stärkt 
insofern einen Bottom-Up-Ansatz der Um- und Durch-
setzung einer Dringlichkeitsgovernance für „Gesund 
leben auf einer gesunden Erde“.

Die UN-Generalversammlung hat 2022 in einer 
unverbindlichen Resolution das Menschenrecht auf 
eine saubere, gesunde und nachhaltige Umwelt (kurz: 
Menschenrecht auf gesunde Umwelt) anerkannt 
(UNGA, 2022; Kasten 7.1-3, 7.1-4). Diese symbolische 
Anerkennung ist Ausdruck des wachsenden Bewusst-
seins für die Verbundenheit von Mensch und Natur und 
der Abhängigkeit menschlicher Entfaltung von einer 
intakten Umwelt. Sie ist indes nur eine Zwischenetappe 
eines langwierigen Aushandlungsprozesses (Kas-
ten 7.1-3; Limon, 2022), der nunmehr eine rechtliche 
Verankerung dieses Menschenrechts durch weitere 
Nationalstaaten und regionale Menschenrechtsabkom-
men sowie Um- und Durchsetzung der rechtlichen 
Schutzgehalte des ökologischen Menschenrechts durch 
Regierungen, Behörden und Gerichte erfordert. 

Dies gilt umso mehr, als Resolutionen des UN-Men-
schenrechtsrats und der UN-Generalversammlung 
keine bindende Wirkung entfalten und deshalb in ihrer 
Wirkung nicht über die Zielsetzungen im Rahmen der 
Agenda 2030 und den SDGs (Kap. 7.1.1) hinausgehen, 
ja sogar dahinter zurückzubleiben drohen. Eine Veran-
kerung in nationalen Verfassungen und regionalen 
Menschenrechtserklärungen mit Durchsetzungsmecha-
nismen erhebt das Menschenrecht demgegenüber zum 
verbindlichen Maßstab für staatliches Handeln. Inso-
weit besteht eine Notwendigkeit zur rechtlichen Aner-
kennung (Kap. 7.1.2.1). Damit das Menschenrecht zum 
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tauglichen Kontrollmaßstab werden kann, ist die Aus-
legung des Schutzniveaus und -gehaltes entscheidend. 
Umfasst sein sollte das geltende Umweltrecht bei eige-
ner Betroffenheit, ein Recht auf gesunde Lebensbedin-
gungen und Rechte auf Information, Beteiligung und 
Rechtsschutz in Umweltsachen (Kap. 7.1.2.2.). Für die 
Umsetzung ist eine Stärkung der Zivilgesellschaft, der 
Justizsysteme und der staatlichen Umwelt- und 
Gesundheitsschutzbehörden erforderlich (Kap. 7.1.2.3).

7.1.2.1
Notwendigkeit einer rechtlich verbindlichen 
 Anerkennung
Rechtlich wirksam wird ein Menschenrecht auf gesunde 
Umwelt erst, wenn es in verbindlichen Menschenrechts-
katalogen oder nationalen Verfassungen mit Durch-
setzungsmechanismen, insbesondere Klagerechten, ver-
ankert wird. Die Resolution der UN-Generalversamm-
lung bindet die Mitglieder der Vereinten Nationen nicht. 
Wichtige geopolitische Mächte, wie China und Russ land, 
haben sich zudem enthalten (Tang und Spijkers, 2022). 

Kasten 7.1-3

Entwicklung der Kodifizierung eines 
Menschenrechts auf eine gesunde Umwelt

Insgesamt sind mindestens 155 Staaten bereits durch völker-
rechtliche Verträge, Verfassungen und Gesetze rechtlich ver-
pflichtet, eine gesunde Umwelt zu achten, zu schützen und zu 
verwirklichen (Abb.  7.1-1). Damit erkennen (implizit) über 
80 Prozent der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen diese 
staatliche Pflicht an (UNHRC, 2019b). Nicht überall ist das 
Recht hingegen explizit und gleichrangig mit anderen Men-
schenrechten, wie dem Recht auf Leben, in einer Verfassung 
verankert. Nur rund 100 Verfassungen nennen das Recht auf 
eine gesunde Umwelt explizit, viele davon in sogenannten 
Entwicklungsländern (UNHRC, 2019b). In der deutschen 
Rechtsordnung und in internationalen Menschenrechtsab-
kommen wurde dieses Recht bisher nicht anerkannt oder ver-
ankert. 

Die Universalität „nachhaltiger Entwicklung“ (basales 
Prinzip der Agenda 2030) kommt hier zum Ausdruck: Mit 
Blick auf das Menschenrecht auf gesunde Umwelt sind nicht 

Niedrigeinkommensländer zur Entwicklung ihrer Rechts-
ordnung aufgerufen, sondern Hocheinkommensländern wie 
Deutschland, Großbritannien oder die USA. 

Die Rolle einer sicheren, sauberen, gesunden und nach-
haltigen Umwelt für die Menschenrechte ist seit 2011 wieder 
international auf der Tagesordnung und ein Arbeitsschwer-
punkt des UN-Menschenrechtsrats. Der in diesem Zuge 
ernannte UN-Sonderberichterstatter forderte seit 2018 die 
internationale Anerkennung eines Menschenrechts auf eine 
sichere, saubere, gesunde und nachhaltige Umwelt (UNGA, 
2018). Der UN-Menschenrechtsrat hat infolgedessen 2021 
mit seiner Resolution 48/13 das Menschenrecht auf gesun-
de Umwelt erstmals anerkannt. Die Resolution wurde mit 
43 Stimmen unter Enthaltung von China, Indien, Japan und 
Russland angenommen. Sie fordert alle Staaten dazu auf, die-
sem Menschenrecht durch entsprechende Politikmaßnahmen 
Rechnung zu tragen und fordert die UN-Generalversammlung 
dazu auf, sich mit dem Thema auseinanderzusetzen (UNHRC, 
2021a). Die UN-Generalversammlung übernahm die Empfeh-
lungen des UN-Menschenrechtsrates unter Enthaltung von 
China, Russland, Weißrussland, Kambodscha, Iran, Syrien, 
Kirgistan und Äthiopien (UNGA, 2022).

Abbildung 7.1-1
Überblick über Staaten, die das Menschenrecht auf gesunde Umwelt bereits in ihrer Verfassung oder nationalen 
 Gesetzgebung verankert haben. Daten aus dem Jahr 2017. 
Quelle: WBGU, basierend auf den Zahlen aus UNHRC, 2019b

Nationale Verfassung
Nationale Gesetzgebung
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Das Recht auf gesunde Umwelt ist zwar keine „Wun-
derwaffe“ gegen weltweite Umweltzerstörung (UNGA, 
2018; de Vilchez und Savaresi, 2023), dennoch trägt es 
symbolisch, als Leitbild sowie materiell und prozessual 
zur Verzahnung, Um- und Durchsetzung von Gesund-
heits- und Umweltschutz bei: Symbolisch erkennt die 
internationale Staatengemeinschaft mit einem Men-
schenrecht auf gesunde Umwelt ein Leitbild an, in dem 
menschliches Wohlergehen erheblich von einer intak-
ten, gesunden und sauberen Umwelt und Natur 
abhängt. Es bezieht so die systemische Sichtweise von 
One Health oder Planetary Health in die Rechtsord-
nung ein. Allen einzelnen Menschen werden die Ver-
bundenheit und das Zusammenhängen ihrer Gesund-
heit mit der Gesundheit der gebauten und natürlichen 
Umwelt um sie herum zugestanden. Globale zivilgesell-
schaftliche Bewegungen würden durch die Anerken-
nung dieses Rechts bei ihrer Arbeit zum Menschen-
rechtsschutz durch Umweltschutz unterstützt (UNGA, 
2018: Rz. 59). Zudem handelt es sich um ein Recht 
(einen individuellen Anspruch gegenüber dem Staat) 
das bereits in vielen regionalen Menschenrechtsab-
kommen und Verfassungen von Niedrigeinkommens-
ländern verankert ist und damit eine Rechtsentwick-
lung auch nicht westlicher Staaten aufgreift und welt-
weit skaliert. 

Wichtiger als die symbolische Anerkennung ist 
jedoch der praktische Mehrwert. Das Menschenrecht 
auf gesunde Umwelt kann als einklagbares Recht zu 
einem wichtigen Maßstab zur Verwirklichung gesun-
den Lebens auf einer gesunden Erde werden. Eine Ver-
ankerung in staatlichen Verfassungen oder regionalen 
Menschenrechtserklärungen würde materiell und pro-
zessual Lücken schließen: Materiell wird durch die 
Anerkennung eines Anspruchs der Belang des Umwelt-
schutzes vermittelt über den Gesundheitsschutz in 
staatlichen Abwägungsvorgängen gestärkt. Im Umwelt-
bereich fehlt es in der Regel nicht an entsprechenden, 
einfachrechtlichen Vorschriften und Gesetzen zum 
Schutz der Umwelt. Oft nehmen staatliche Institutio-
nen Umweltschutz als Staatsaufgabe jedoch nicht aus-
reichend wahr. Schon jetzt sind für den Umweltbereich 
weitreichende Vollzugsdefizite, also Mängel bei der 
Anwendung von Recht, zu beobachten (World Bank, 
2017: 259). Zudem werden ökologische Belange und 
teilweise auch der Gesundheitsschutz in Abwägungs-
prozessen bisher untergewichtet. Ein ausreichendes 
Niveau an Umweltschutz ist in der Regel von Indivi-
duen nicht einklagbar, weil in vielen Jurisdiktionen ein 
entsprechendes Grundrecht fehlt. So wurde im Rahmen 
von Klimaklagen ein vorsichtig zu bewertender, positi-
ver Einfluss von Menschenrechten auf gesunde Umwelt 
ausgemacht, soweit diese in der jeweiligen Rechtsord-
nung anerkannt waren (Varvastian, 2019; de Vilchez 

und Savaresi, 2023). Für Staaten und ihre Behörden 
wird eine verbindliche Schutzpflicht und nicht lediglich 
ein Rechtfertigungsgrund für umweltbezogene Ein-
griffe des Staates etabliert, Umwelt und Gesundheit auf 
allen Ebenen und Bereichen zusammenzuführen, ins-
besondere im Bereich von Entscheidungen mit Gestal-
tungsspielräumen. Der Gesetzgeber wird verpflichtet, 
Spezialregelungen zu treffen, um der Vision „Gesund 
leben auf einer gesunden Erde“ Ausdruck zu verleihen. 
Das Menschenrecht auf gesunde Umwelt drückt die 
Bedeutung von Umweltschutz zur Sicherung der Men-
schenrechte aus und kann die Verabschiedung strenge-
rer Umweltschutzgesetze begünstigen (UNHRC, 2018: 
Rz. 13) sowie ein „Sicherheitsnetz“ für nicht auf andere 
Weise bereits im Recht eingegangene Umweltgefähr-
dungen schaffen (UNEP, 2019a: 157). Die Anerken-
nung eines Rechts auf gesunde Umwelt wird als umfas-
sende Möglichkeit angesehen, Umweltrecht und 
Umweltrechtsprinzipien für den Menschenrechtsschutz 
fruchtbar zu machen und den Menschenrechtsschutz 
für die Durchsetzung von Umweltrecht und Umwelt-
rechtsprinzipien zu nutzen (Cima, 2022: 39).

Zuletzt wird es Individuen über das Menschenrecht 
ermöglicht, Umweltrecht prozessual vor Gerichten gel-
tend zu machen und für sich und die Umwelt durchset-
zen. Das Recht auf gesunde Umwelt gesteht Individuen 
eine Beschwerdebefugnis zu, auch wenn eine individu-
elle Betroffenheit der Gesundheit durch Umweltbeein-
trächtigungen nicht im Einzelfall nachgewiesen werden 
kann, woran bis heute etwa Umweltklagen scheitern. 
Für Gerichte können entsprechende Klagen die Mög-
lichkeit eröffnen, Schutz- und/oder Umsetzungslücken 
im staatlichen Umweltschutz zu identifizieren (UNHRC, 
2018: Rz.  13), die dann unter Berücksichtigung des 
Gewaltenteilungsprinzips vom Gesetzgeber zu schließen 
wären. Die Anerkennung eines solchen subjektiven 
Rechts auf Umweltschutz könnte einen besseren Zugang 
zu Gerichten und Rechenschaftspflichtigkeit (Accoun-
tability) von Gerichten und anderen Akteuren begüns-
tigen (UNEP, 2019a: 159). Das Menschenrecht kommt 
zudem der Umweltgerechtigkeit zu Gute: Von ungesun-
den Umweltbedingungen betroffen (z.  B. Lärm, Luftver-
schmutzung) sind heute insbesondere vulnerable Grup-
pen, die an Orten mit schlechtem Umweltzustand woh-
nen oder sich nicht vor Umweltschäden schützen kön-
nen (UNGA, 2018: Rz. 56). Ihnen wird mit dem Recht 
auf gesunde Umwelt ein explizites Recht zur Seite 
gestellt, dieser Ungerechtigkeit zu begegnen.

7.1.2.2
Inhalte des Menschenrechts auf gesunde Umwelt
Unabhängig davon, ob man ein Grundrecht auf eine 
„saubere“, „gesunde“ oder „nachhaltige“ Umwelt aner-
kennt: Es handelt sich um höchst unbestimmte Rechts-
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begriffe, also Begriffe, die durch Auslegung konkreti-
siert werden müssen, damit es wirksam wird. Inhalt und 
dogmatische Struktur eines Menschenrechts auf 
gesunde Umwelt sind durch Rechtsprechung und 
Rechtspraxis in Rechtsordnungen, die das Recht aner-
kannt haben, bereits in Ansätzen entwickelt (UNHRC, 
2019a; Cima, 2022: 44). Der UN-Sonderberichterstatter 
zu Menschenrechten und der Umwelt hat auf dieser 
Grundlage Rahmenprinzipien über Menschenrechte und 
die Umwelt vorgelegt, die auch den Inhalt, Umfang und 
weitere Parameter eines Menschenrechts auf gesunde 
Umwelt ausmachen könnten (UNHRC, 2018; Cima, 
2022: 44). Der WBGU schlägt vor, die folgenden Inhalte 
in einer Auslegungsrichtlinie, etwa des UN-Menschen-
rechtsrats, zu verankern und in nationalen Gesetzge-
bungen und Verfassungsänderungen zugrunde zu legen. 

Materiell wird vom Recht auf gesunde Umwelt in 
verschiedenen Rechtsordnungen saubere Luft, ein 
sicheres Klima, gesunde und nachhaltig produzierte 
Nahrung, eine nicht giftige Umwelt zum Leben, arbei-
ten und spielen sowie gesunde Ökosysteme und Biodi-
versität erfasst (UNHRC, 2018: 38  ff.). Erfasst sein kön-
nen einerseits Gewährleistungspflichten von Staaten, 
etwa für saubere Luft und sauberes Wasser sowie 
Abwehrrechte gegenüber konkreten Verschmutzungen 
(UNEP, 2019a: 154  ff.). In Anlehnung an die Konzep-
tion des Art.  31 der europäischen Grundrechtecharta 
könnte der Maßstab an bereits existierenden interna-
tionalen, europäischen und nationalen Standards ange-
lehnt sein. Gerichte können auf bestehende Grenzwerte 
im Umwelt- und Gesundheitsschutzrecht zurückgrei-
fen. Dadurch wird der Schutzstandard nicht erhöht, 
sodass keine Fortentwicklung und Unterscheidung zu 
umweltrechtlichen Verbandsklagen ersichtlich oder 
erwartbar ist. Es kommt also auf Fortentwicklung des 
Schutz niveaus und der Instrumente des einfachen 

Umweltrechts an. Durch die Einbeziehung umwelt-
rechtlicher Prinzipien in den Schutzgehalt des Men-
schenrechts auf gesunde Umwelt könnte auch eine 
gemeingutschützende und vorsorgende Interpretation 
des Menschenrechtsschutzes eröffnet werden (Cima, 
2022: 46  ff.). Dies beinhaltet auch den Schutz der Natur 
um ihrer selbst willen, soweit eine Mitbetroffenheit des 
Menschen festgestellt werden kann. Für die gerichtli-
che Geltendmachung dürfte jedoch jeweils eine eigene 
Betroffenheit erforderlich sein. Eine Betroffenheit ist 
auch für Fälle psychischer Gesundheitsfolgen von 
Umweltveränderungen denkbar, etwa durch Verlustge-
fühle beim Verschwinden charakteristischer Arten und 
Ökosysteme, dem Verlust einer charakteristischen 
Umwelt oder eines naturnahen Landschaftsbildes 
(Kap. 5.1.4). Die Bejahung der eigenen Betroffenheit 
unterscheidet sich je nach geographischem Bezug: 
Lokale Umweltverschmutzungen (z.  B. Luft- und 
Boden verschmutzungen) können unter Berufung auf 
das Menschenrecht auf gesunde Umwelt nur lokal gel-
tend gemacht werden, also von der lokalen Bevölke-
rung vor den örtlichen Gerichten. Regionale Umwelt-
verschmutzungen mit transregionalen Auswirkungen 
(z.  B. Wasserverschmutzungen, Bodenversiegelung) 
können entsprechend regional geltend gemacht wer-
den. Aber globale Umweltherausforderungen, wie der 
Klimawandel, können auch grenzüberschreitend-global 
sowie in anderen Ländern geltend gemacht werden. 

Aus dem Menschenrecht auf gesunde Umwelt 
könnte außerdem ein Recht auf gesunde und  nachhaltige 
Lebensbedingungen abgeleitet werden. Der WBGU 
stützt diese Idee auf die in Kapitel 4 deutlich gewor-
dene Bedeutung äußerer Verhältnisse für ein gesundes 
und nachhaltiges Leben. Ein Recht auf gesunde und 
nachhaltige Lebensbedingungen lehnt sich zudem an 
das Recht auf gesunde Arbeitsbedingungen an. Men-

Kasten 7.1-4

Mehrwert eines Menschenrechts auf gesunde 
Umwelt für Menschenrechtskataloge

Die Verankerung eines expliziten Rechts auf eine gesunde 
Umwelt in einer Verfassung führt dazu, dass Umweltschutz 
als zentrale Determinante menschlicher Gesundheit in die 
Menschenrechtskataloge Einzug hält.

In internationalen, regionalen und nationalen Men-
schenrechtskatalogen ist fast immer ein explizites Recht auf 
Gesundheit verankert (z.  B. Art. 12 UN-Sozialpakt als glo-
bales Menschenrechtsabkommen). Daneben werden durch 
Menschenrechte zahlreiche Determinanten von Gesundheit 
abgedeckt. Relevant für die globale Gesundheit sind u.  a. das 
Recht auf ausreichend Nahrung, Kleidung und Unterkunft 
(Art. 11 Abs. 1 UN-Sozialpakt); Mutterschutz vor und nach 

der Geburt (Art. 10 Nr. 2 UN-Sozialpakt); das Recht auf Bil-
dung (Art. 13 UN-Sozialpakt); Diskriminierungsverbote auf-
grund der sexuellen Orientierung, Geschlecht, gesellschaftli-
che Schicht (Murphy, 2018: 85); das Recht auf Wissenschaft 
(Art. 15 UN-Sozialpakt) (Murphy, 2018: 94). Die Abwehr von 
Verletzungen ist menschenrechtlich Gegenstand vom Recht 
auf Leben (Art. 3 AEMR, Art 6 Abs. 1 UN-Zivilpakt).

Ökologische Determinanten werden abgesehen vom Recht 
auf Wasser (unverbindlich anerkannt durch UNGA, 2010) 
und dem Recht auf gesunde und sichere Arbeitsbedingungen 
(Art. 7 des UN-Sozialpakts) menschenrechtlich nicht überall 
und umfassend geschützt. Dort, wo noch kein Menschenrecht 
auf gesunde Umwelt verankert ist, muss der Schutz ökologi-
scher Determinanten von Gesundheit in das Recht auf 
Gesundheit oder das Recht auf Leben hineingelesen werden 
(Vöneky und Beck, 2022: Rn. 15.). 

       
       

       
       

       
       

       
       

 

ENTWURF



Prinzipien einer Dringlichkeitsgovernance für „Gesund leben auf einer gesunden Erde“  7.1

261

schen sollte es möglich sein gesund für sich und den 
Planeten leben zu können. Ein entsprechendes Recht 
beinhaltet eine Gewährleistungsverantwortung des 
Staates für gesunde wie nachhaltige Verhältnispräven-
tion (Kap.  4). Staaten wären durch diesen Inhalt des 
Menschenrechts dazu verpflichtet, ihren Bürger:innen 
ein nachhaltiges und gesundes Leben zu ermöglichen 
bzw. nicht zu verwehren. Entsprechend könnten aus 
dem Grundrecht Gewährleistungspflichten für nachhal-
tige Mobilitätsinfrastrukturen, Ernährungssysteme 
oder Siedlungsentwicklung abgeleitet werden. 

Der Schutzgehalt des Menschenrechts auf gesunde 
Umwelt kann zuletzt auch auf partizipative Elemente 
gerichtet sein, namentlich auf den Zugang zu Umwelt-
informationen, Beteiligung an umweltrelevanten Ver-
fahren und Rechtsschutz in Umweltsachen (UNHRC, 
2018: Rz. 14-37; Calliess, 2021: 328). Diese Rechte 
sind etwa in regionalen Umweltkonventionen, wie der 
Aarhus-Konvention und dem Escazú-Abkommen ver-

ankert. Alle Gehalte des Menschenrechts sollten durch 
eine Auslegungsrichtlinie des Grundrechts durch den 
UN-Menschenrechtsrat verabschiedet werden oder 
direkt in der Formulierung des Menschenrechts im 
Rechtsakt zum Ausdruck kommen. 

7.1.2.3
Erfordernisse für die Durchsetzung
Das Menschenrecht ergänzt nationales Umweltrecht 
und dessen Vollzug, ersetzt es aber nicht (UNEP, 2019a: 
154). Auch die rechtliche Anerkennung eines Menschen-
rechts ist gegen Defizite in der Umsetzung und im Voll-
zug abzusichern. In vielen Staaten fehlen die Ressourcen 
und der politische Wille, soziale und ökologische Rechte 
zu verfolgen (UNEP, 2019a: 153). Der Verweis auf die 
historische Verantwortung der Hocheinkommensländer 
für viele transregionale Umweltverschmutzungen führt 
wiederholt zu begrenzten Maßnahmen der Mittel- und 
Niedrigeinkommensländer. Um dieser potenziellen 
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 Blockade entgegen zu wirken, ist es wichtig, dass das 
Menschenrecht Beiträge zu einer gesunden Umwelt 
anhand der jeweiligen Betroffenheit der Kläger:innen 
und Handlungsmacht der Beklagten einklagbar macht, 
nicht anhand von Staatszugehörigkeiten. Dabei ist fest-
zuhalten, dass jede nationale Regierung auch eine 
Handlungsmacht für den Schutz der Umwelt und 
gesunde Lebensbedingungen im eigenen Land hat, ist 
jedoch festzuhalten. 

Damit die Anerkennung des Menschenrechts nicht 
Symbolpolitik bleibt, sollte sie mit einer Durchset-
zungsinitiative begleitet werden. Diese sollte auf die 
Stärkung von Kapazitäten der Zivilgesellschaft, der 
Medienlandschaft, der Gerichte und der Umwelt- und 
Gesundheitsbehörden gerichtet sein, wo es entspre-
chende Defizite gibt (UNEP, 2019: 182  ff.). Entschei-
dende Hürden können auch Prozesskostenrisiken und 
Prozessstandschaften sein (UNEP, 2019a: 191). 

Zivilgesellschaftliche Handlungsspielräume 
bewahren und stärken
Ein Menschenrecht auf gesunde Umwelt erkennt die 
Leistung bestehender Initiativen an, die sich für eine 
für den Menschen gesunde Umwelt einsetzen, und 
drückt damit Wertschätzung für das Engagement einer 
Vielzahl zivilgesellschaftlicher Akteure und Pioniere 
des Wandels aus (UNA, 2018: Rz. 59).

Der Zivilgesellschaft wird in der Nachhaltigkeits-
transformation eine maßgebliche Rolle zugesprochen 
(Ciplet et al., 2015; UNHRC, 2019c; UN, 2015; WBGU, 
2011b). Zivilgesellschaftliche Akteure und Organisati-
onen können dabei unterschiedliche Funktionen ein-
nehmen, darunter insbesondere: Aufmerksamkeit für 
unterbelichtete Themen generieren, zur Vermittlung 
wissenschaftlicher Erkenntnisse und zum Normenwan-
del beitragen, Kapazitätsaufbau betreiben, sich in die 
Entwicklung von Lösungsansätzen und deren Umset-
zung einbringen, Fortschrittsüberprüfung durchführen, 
Fehlentwicklungen anprangern, oder die Durchsetzung 
gültiger Rechtslage erwirken (Chasek und Downie, 
2020; Eilstrup-Sangiovanni und Bondaroff, 2014; 
WBGU, 2011b). Ärzte Ohne Grenzen setzt sich zum 
Beispiel bereits seit Jahrzehnten für den Kampf gegen 
vernachlässigte Tropenkrankheiten ein, die Fridays for 
Future Bewegung hat dem 1,5°C-Berichts des IPCC zu 
unverhoffter, weltweiter Bekanntheit verholfen, indem 
sie u.  a. unzureichende Maßnahmen zur Einhaltung der 
Klimaziele monieren; die Sea Shepherd bekämpft 
 illegalen Walfang. 

Bei der Umsetzung des Menschenrechts auf gesunde 
Umwelt wird die Zivilgesellschaft benötigt, um das 
Recht und seinen Wert für die Gesundheit des Men-
schen und seiner Umwelt bekannter zu machen. Staa-
ten sollten dafür eine freie, handlungsfähige Zivilge-

sellschaft und Medienlandschaft stärken, die Indivi-
duen über ihre Rechte aufklären und bei der Durch-
setzung des Rechts unterstützen (UNEP, 2019a: 182). 
Dabei kann sowohl auf den Erfolgen von Verbandskla-
gen, als auch von strategischer Prozessführung aufge-
baut und an diese angeschlossen werden. 

Zivilgesellschaftliche Handlungsfreiräume sind 
jedoch zunehmend gefährdet. Repression ist im 
Umwelt- und Menschenrechtsbereich besonders aus-
geprägt und trifft insbesondere Frauen und gesell-
schaftliche Minderheitsgruppen, wie LGBTQI+-Perso-
nen und Menschen Indigener Abstammung (CIVICUS, 
2022; Global Witness, 2022; UNHRC, 2019c, 2021c; 
UNGA, 2020). Die Hälfte der europäischen Menschen-
rechts-NGOs, die sich in einer Befragung zu ihren 
Erfahrungen im Jahr 2019 äußerten, gaben an bedroht, 
worden zu sein, sowohl verbal als auch online, und fast 
20    % wiesen auf physische Angriffe gegen Angestellte 
oder Ehrenamtliche hin (FRA, 2020; Abb.  7.1-2). Im 
Jahr 2020 wurden weltweit mehr als 200 Morde an 
Umweltschützer:innen registriert, vor allem solche, die 
sich für Waldschutz eingesetzt haben (Global Witness, 
2021; Abb. 7.1-3). 

Dieser Trend ist äußerst besorgniserregend. Umso 
wichtiger ist es zivilgesellschaftliche Handlungsfrei-
räume zu wahren und stärken, national wie internatio-
nal. Dies ist gerade mit Blick auf die beachtlichen 
Anstrengungen, die zur Erreichung der 2030 Agenda 
nötig sind, unabdingbar. Ohne gesellschaftlichen Rück-
halt werden die notwendigen Transformationen nicht 
gelingen. Entsprechend sollten zivilgesellschaftliche 
Impulse wertgeschätzt werden. Auch und insbesondere 
demokratischen Staaten sollte es ein Anliegen sein, mit 
gutem Beispiel voran zu gehen, und Partizipation und 
Deliberation zu fördern. 

Stärkung der Justizsysteme sowie Umwelt- und 
Gesundheitsschutzbehörden
Sowohl die Justizsysteme als auch die staatlichen 
Umwelt- und Gesundheitsschutzbehörden müssen bes-
ser auf die Bewältigung von Fällen mit Umweltbezug 
vorbereitet werden. So sollten für die Gerichte entspre-
chende Weiterbildungen, Sonderkammern oder gar 
Sondergerichte für Umweltsachen zu erwogen werden, 
die entsprechende Expertise aufbauen können (UNEP, 
2019a: 199) und es bedarf grundsätzlich einer besseren 
Ausstattung der relevanten Behörden. Nicht zuletzt 
sollte das Menschenrecht auf gesunde Umwelt als 
Appell an die internationale Kooperation dienen. Die 
Förderung und Erhaltung der Gesundheit von Mensch 
und Natur sind grenzüberschreitende Angelegenheiten, 
die die internationale Gemeinschaft auffordern, Instru-
mente der transregionalen Solidaritätsübernahme zu 
entwickeln und auszubauen. Entsprechend sollte die 
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internationale Verantwortungsübernahme in multilate-
ralen Foren (Kap.  7.3) und spezifischen Allianzen 
(Kap. 7.4) ausgebaut werden. 

7.1.2.4
Fazit
Das Menschenrecht auf gesunde Umwelt ist neben sei-
ner Symbol- und Leitbildfunktion vor allem ein Instru-
ment im Sinne eines rechtebasierten Durchsetzungsme-
chanismus. Das Recht sollte auf Verfassungsebene ver-
ankert werden, vor allem in Deutschland im Grundge-
setz und in der EU-Grundrechtecharta. Damit das Recht 
seine volle Wirkung entfalten kann, ist die Konkretisie-
rung seines Schutzgehalts entscheidend. Das Recht 
sollte nicht nur auf die materielle Bewahrung und Wie-
derherstellung einer rechtlich teilweise bereits festge-
legten Umweltqualität, sondern auch auf Umweltinfor-
mation, Beteiligung und Zugang zu Rechtsschutz in 
Umweltangelegenheiten gerichtet sein. Es sollte auch, 
und dies ist neu, als Recht auf gesunde und nachhaltige 
Lebensbedingungen im Sinne eines Anspruchs auf 
gesunde und nachhaltige Verhältnisprävention inter-
pretiert werden. Eine starke Zivilgesellschaft und aus-
reichende Fähigkeiten und Kapazitäten der Justizsys-
teme sind ebenfalls Grundvoraussetzung für die recht-
liche Wirksamkeit des Grundrechts auf gesunde Umwelt.

7.1.3
Kooperative Verantwortungsübernahme

Kooperative Verantwortungsübernahme ist zentrale 
Voraussetzung, um die Vision „Gesund leben auf einer 
gesunden Erde“ zu ermöglichen. Diese Erkenntnis ist 
nicht neu: Der WBGU hat bereits wiederholt empfoh-
len, ihr Rechnung zu tragen (WBGU, 2020). Damit sich 
eine transformative Dynamik entwickeln kann, sind 
zahlreiche Einzelentscheidungen erforderlich, die im 
Zusammenwirken den nachhaltigen Umbau von Wirt-
schafts- und Gesellschaftssystemen vorantreiben. 
Unter der gegebenen Dringlichkeit ist Zusammenarbeit 
zwischen Staaten (Kap. 7.1.3.1) und über Politikfelder 
(Kap. 7.1.3.2) hinweg erforderlich und keine Akteurs-
gruppe (Kap. 7.1.3.3) sollte sich der Verantwortungs-
übernahme entziehen. 

7.1.3.1
Kooperative Verantwortungsübernahme zwischen 
Staaten
Dass globale Herausforderungen zwischenstaatliche 
Kooperation erfordern, steht außer Frage. Die Aner-
kennung dieser Tatsache bildet die grundlegende Moti-
vation für multilaterale Zusammenarbeit im Kontext 
der Vereinten Nationen und völkerrechtlicher Konven-

tionen (Kap. 2.4). Vor diesem Hintergrund bleibt jedoch 
die Frage nach der konkreten Ausgestaltung dieser 
Zusammenarbeit ein dauernder Diskussions- und Ver-
handlungspunkt. Zu welchem Grad werden einzelne 
Länder verpflichtet, einen Beitrag zur gemeinsamen 
Problembekämpfung zu leisten? Auf welcher Basis wird 
definiert, welche Staaten Transferleistungen erbringen 
sollten, um andere in der Problembekämpfung zu 
unterstützen? Zwei Aspekte spielen in der Beantwor-
tung dieser Fragen eine zentrale Rolle: Problemverursa-
chung und Handlungskapazität. Wichtig ist außerdem, 
wie dabei mit verschiedenen Ländergruppen umgegan-
gen wird: ob eine binäre (z.  B. Zweiteilung in eine 
Gruppe der Entwicklungs- und Schwellenländer oder 
der Industrieländer) oder nuanciertere Zuordnung ein-
genommen wird bzw. ob eine statische oder dyna-
mische, die wirtschaftliche Entwicklungsfortschritte 
berücksichtigt.

Das Paradebeispiel für die Brisanz dieser Ausgestal-
tungsfrage sind die Klimaverhandlungen, im Kontext 
derer insbesondere über historische und gegenwärtige 
Treibhausgasemissionen, die Rolle von Schwellenlän-
dern wie China und Indien, und die besondere Vulnera-
bilität von kleinen Inselstaaten und Niedrigeinkom-
mensländern debattiert wird. Die Klimaverhandlungen 
sind von einer größtenteils binären und statischen Ver-
antwortungsauslegung gekennzeichnet. Sie basiert u.  a. 
darauf, dass das Prinzip der „common but  differentiated 
responsibilities and respective capabilities“ (Art.  3 
Abs. 1, 4 Abs. 1 Klimarahmenkonvention, Art. 2 Abs. 2 
Pariser Übereinkommen, CBDR-RC) bisher defensiv 
ausgelegt wird, um auf multilateraler Ebene größere 
Verantwortungsübernahme abzuwenden. Lange domi-
nierte die Einteilung in Annex-I und Nicht-Annex-I-
Staaten, die 1992 in der Klimarahmenkonvention fest-
geschrieben wurde, und mit der Emissionsminderungs-
pflichten nur für eine kleine Staatengruppe mit histo-
risch hohen Emissionen und hohem Einkommen 
einhergingen (Pauw et al., 2014). Erst mit dem Pariser 
Klimaübereinkommen von 2015 wurde veränderten 
Emissionsverantwortlichkeiten und der Notwendigkeit 
einer staatengemeinschaftlichen Transformation Rich-
tung Treibhausgasneutralität stärker Rechnung getra-
gen, wenngleich auch hier an einer Einteilung in 
 Industrie- und Entwicklungsländer festgehalten wird. 
Im Kontext von Diskussionen zur Bereitstellung von 
Klimafinanzierung werden veränderte Entwicklungs-
pfade inzwischen insofern reflektiert, als dass Forde-
rungen zwar weiterhin nur an Industrieländer gerichtet 
sind, aber andere Mitgliedstaaten auch eingeladen wer-
den, solche Mittel freiwillig bereitzustellen. Damit wird, 
wenn auch zaghaft, versucht, die binäre und statische 
Ausgestaltung multilateraler Klimaschutzzusammenar-
beit zu überwinden.
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Kasten 7.1-5

Health in All Policies – Gesundheit in allen 
Politikfeldern

„Health in All Policies” (HiAP) beschreibt die Strategie, 
Gesundheit in allen Politikfeldern zu verankern (Köckler und 
Geene, 2022). HiAP wurde durch die WHO definiert als „sek-
torübergreifender politischer Ansatz, der systematisch die 
gesundheitlichen Auswirkungen von Entscheidungen berück-
sichtigt, auf Synergien zielt und schädliche gesundheitliche 
Auswirkungen vermeidet, um die Gesundheit der Bevölke-
rung und die gesundheitliche Chancengleichheit zu verbes-
sern“ (WHO, 2013c). Die Ursprünge der Strategie reichen bis 
in die Gründungszeit der WHO zurück, in deren Verfassung 
bereits im Jahr 1946 festgestellt wurde, dass Regierungen 
ihrer Verantwortung für die Gesundheit ihrer Bevölkerungen 
nur durch angemessene gesundheitliche und soziale Maß-
nahmen nachkommen können (WHO, 2013c). Konkretisiert 
wurde diese Feststellung auf der 30. Weltgesundheitskonfe-
renz im Jahr 1978, auf welcher die Deklaration von Alma-Ata 
verabschiedet wurde: Im Rahmen der Festlegung von „Prima-
ry Health Care“ (PHC; Kap. 6.1.2.2) als Ziel internationaler 
Gesundheitspolitiken wurde die Notwendigkeit multisektora-
len Handelns über den Gesundheitssektor hinaus beschrie-
ben, um dieses Ziel zu erreichen, z.  B. unter Einbezug von 
Landwirtschaft, Bildung und Wohnungsbau (WHO, 1978). In 
der 1986 verabschiedeten Ottawa-Charta zur Gesundheits-
förderung (Kasten  3.2-1) wurde schließlich Gesundheits-
förderung als Leitbild definiert (Kap. 6.3.2) und das Konzept 
der „Gesundheitsfördernden Gesamtpolitik“ (Healthy Public 
Policy) eingeführt (WHO, 1986). Diese kann als Instrument 
beschrieben werden, um Lebenswelten gesundheitsförder-
lich zu gestalten (Geene et al., 2022). In der Ottawa-Charta 
wurden viele verschiedene Determinanten von Gesundheit 
angesprochen, die durch zahlreiche Politikfelder beeinflusst 
werden (Köckler und Geene, 2022); auch stabile Ökosysteme 
und eine sorgfältige Verwendung vorhandener Naturressour-
cen werden hier bereits explizit genannt (WHO, 1986). Es 
wurde festgestellt, dass die „Verantwortung für Gesundheits-
förderung (...) nicht nur beim Gesundheitssektor, sondern bei 
allen Politikbereichen liegt“ (WHO, 1986).

In den folgenden Jahrzehnten wurde multisektorale 
Gesundheitsförderung auf zahlreichen internationalen Kon-
ferenzen thematisiert, bis auf der 8. Globalen Konferenz zur 
Gesundheitsförderung im Jahr 2013 in Helsinki schließlich 
das Health-in-All-Policies-Konzept als Handlungsansatz auf 
die internationale politische Agenda gehoben wurde (Trojan, 
2020). HiAP wurde zuvor bereits 2007 auf einer EU-Kon-
ferenz in Rom aufgegriffen (Trojan, 2020). Im Helsinki-State-
ment wird HiAP als wesentlicher Ansatz zur Erreichung der 
Millennium Development Goals (MDGs) beschrieben (WHO, 
2013c); später werden Gesundheit und Wohlbefinden durch 
die WHO als Voraussetzung zur Verwirklichung der Agen-
da 2030 (WHO, 2017g) und HiAP als praktische Strategie 
zur Erreichung der Sustainable Development Goals (SDGs) 
bezeichnet (WHO, 2017a). Die Feststellung in der Ottawa-
Charta, dass die Verantwortung für Gesundheitsförderung 
in allen Politikbereichen liegt, wird im Helsinki-Statement 
im Sinne eines „Whole-of-Government“-Ansatzes noch ver-
stärkt, der auf die Notwendigkeit des politischen Willens 
hinweist, „das gesamte Regierungshandeln auf Gesundheit 
zu verpflichten“ (Kaba-Schönstein, 2018b). Auf der 9. Glo-
balen Konferenz zur Gesundheitsförderung 2016 in Shang-
hai wurde der Whole-of-Government-Ansatz dann zu einer  

Doppelstrategie erweitert, indem er mit einem Whole-of-
Society-Ansatz kombiniert wurde, in dessen Sinne neben 
allen Politikfeldern auch die gesamte Gesellschaft in den Pro-
zess der Entwicklung von „Gesundheit für alle“ (Health for 
all) einbezogen werden soll (WHO, 2017g; Trojan, 2020). Im 
Adelaide Statement II on Health in All Policies von 2017 heißt 
es schließlich: „Wir erkennen an, dass Gesundheit eine poli-
tische Entscheidung ist, und wir werden uns weiterhin dafür 
einsetzen, dass Gesundheit, Wohlbefinden und Gerechtigkeit 
in allen Politikbereichen berücksichtigt werden“; gefolgt von 
einer Darstellung der Bedeutung von Gesundheit für alle 17 
SDGs (WHO, 2017a). In der Geneva Charter for Well-being 
von 2021 (Kasten  3.2-1) werden zwar die Bedeutsamkeit 
multisektoraler Politikansätze im Bereich Gesundheit sowie 
eines Whole-of-Society-Ansatzes zum Erreichen von Well-
being betont, ohne dass jedoch HiAP explizit genannt wird 
(WBGU, 2022a). 

Im Jahr 2018 veröffentlichte die WHO einen ausführlichen 
Bericht mit zahlreichen Fallstudien zur Implementierung des 
HiAP-Ansatzes in verschiedenen Ländern, von denen einige 
auch Bezüge zu den Gesundheitsrisiken des Klimawandels 
aufweisen, z.  B. die Fallstudie zur California HiAP Task Force 
(Government of South Australia und WHO, 2018). Konkrete 
Beispiele für Länder, in denen Health in All Policies bereits 
umfassend implementiert werden sind z.  B. Thailand, wo eine 
landesweit verbindliche Gesundheitsfolgenabschätzung von 
Politikmaßnahmen eingeführt wurde, sowie der australische 
Bundesstaat South Australia, in dem es eine umfangreiche 
HiAP-Strategie gibt, die zudem wissenschaftlich evaluiert 
und eng von der WHO begleitet wird (Geene, 2020). Insge-
samt sind vor allem in Ländern mit staatlichen Gesundheits-
systemen (Kasten 6.2-1) derzeit Anwendungsbeispiele für 
HiAP zu finden (Geene, 2020). 

Im WHO-Bericht von 2018 wird zum einen festgestellt, 
dass HiAP einen Weg darstellt, um Politikkohärenz in Bezug 
auf nachhaltige Entwicklung herzustellen (SDG 17.14); zum 
anderen wird darauf hingewiesen, dass noch große Poten-
ziale bestehen, die Implementierung von HiAP global weiter 
voranzutreiben – insbesondere in Bezug auf die bestehenden 
Querschnittsrahmenwerke der WHO, etwa zu den sozialen 
Determinanten von Gesundheit (SDH Action Framework) 
sowie zu Klimawandel und Gesundheit (Health and Climate 
Action Agenda; Government of South Australia und WHO, 
2018). Im Jahr 2017 stellten die Erreichung der SDGs nur für 
30    % und die Themen Klimawandel und ökologische Nach-
haltigkeit nur für 20    % der Mitglieder des Global Network on 
Health in All Policies einen Haupttreiber für deren Anwen-
dung des HiAP-Ansatzes dar; die Adressierung der sozialen 
Determinanten von Gesundheit spielte hingegen für 95    % 
eine tragende Rolle (WHO, 2018a).

Als eine Schlussfolgerung aus den Fallstudien im WHO-
Bericht wird beschrieben, dass der Erfolg initiierter Maßnah-
men wesentlich vom spezifischen Kontext abhängt sowie von 
der Fähigkeit der beteiligten Akteure, über diesen zu reflek-
tieren (Government of South Australia and WHO, 2018). 
Dem Lernen aus Erfahrungen bzw. bestehenden Praxisbei-
spielen wird durch die WHO für die Weiterentwicklung und 
konkrete Anwendung des HiAP-Ansatzes eine wichtige Rolle 
zugewiesen, wie aus verschiedenen Dokumenten ersichtlich 
wird (WHO, 2013b, 2018a); für die Umsetzung des Ansat-
zes werden auch verschiedene konzeptionelle Hilfsmittel zur 
Verfügung gestellt (WHO, 2013b, 2014a, 2018a). Beispiel-
haft werden hier teilweise Gesundheitsrisiken durch Luft-
verschmutzung thematisiert (WHO, 2018a). Anhand einer 
Analyse verschiedener Praxisbeispiele stellt Geene fest, dass 
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Das Prinzip der „common but differentiated respon-
sibilities and respective capabilities“ (CBDR-RC -Prin-
zip) wird auch zunehmend in anderen Politikfeldern 
diskutiert. Mit Blick auf die Vision „Gesund leben auf 
einer gesunden Erde“ (Kap. 3) sind hier insbesondere 
der Post2020-Biodiversitätsrahmen (Tomoi et al., 
2022) und die Verhandlungen um einen Pandemiever-
trag (Kap. 7.2.2; WHO, 2023) zu nennen. Das Prinzip 
ist in Grundsatz 7 der Rio-Erklärung (UNCED, 1992a) 
und in Art. 3 (1) und 4 (1) der Klimarahmenkonvention 
(UNFCCC, 1992) verankert und wird in Art. 2 (2) des 
Pariser Übereinkommens genannt. Das CBDRRC-Prin-
zip wurde entwickelt, um Gerechtigkeitserwägungen 
und die besonderen Bedürfnisse von Niedrigeinkom-
mensländern in die Begründung von Pflichten durch 
das Umweltvölkerrecht, insbesondere im Klimabereich 
einfließen zu lassen (Sands et al., 2018).

Vor diesem Hintergrund sollte es im Rahmen einer 
Dringlichkeitsgovernance gelingen, unter dem Maßstab 
der Solidarität eine verteilungsgerechte Verantwor-
tungsübernahme zu vereinbaren, die nicht zu einem 
Weniger, sondern zu einem Mehr an Umsetzungsmaß-

nahmen führt. Ein statischer und binärer Blick auf 
 Problemverursachung und Handlungskapazität ist 
nicht zielführend und trägt der Dringlichkeit globaler 
Herausforderungen wie dem Klimawandel und dem 
vermehrten Auftreten von Zoonosen mit Pandemie-
potenzial nicht genügend Rechnung.

Im Sinne des Verursacherprinzips ist es essenziell, 
dass diejenigen Staaten Verantwortung übernehmen, 
die maßgebliche Treiber dieser Herausforderungen 
sind. Die Verantwortungsverteilung sollte dabei nicht 
statisch-punktuell festgelegt werden, sondern der tat-
sächlichen Dynamik der Problemlage entsprechen. 
Dabei geht es nicht darum, die Staaten aus der Verant-
wortung zu nehmen, die historisch gesehen einen 
Großteil der Treibhausgasemissionen oder des Biodiver-
sitätsverlusts verursacht haben. Mit Blick darauf, dass 
globale Herausforderungen, wie die Verschmutzung mit 
langlebigen Stoffen, jedoch weiterhin durch zeitgenössi-
sches Handeln befeuert werden, müssen sich alle Staa-
ten ihrer jeweiligen und auch aktuellen Verantwortung 
stellen und zu einer globalen Trendumkehr beitragen.

Der WBGU empfiehlt darüber hinaus, die Handlungs-

es „für HiAP weniger das eine Schlüsselthema gibt, als viel-
mehr übergeordnete Prinzipien für gerechte, nachhaltige und 
zukunftsweisende Politiken“ (Geene, 2020). 

Von Böhm et al. (2020a) wird die Umsetzung des HiAP-
Ansatzes in Deutschland ausführlich in Bezug auf diverse 
Politikfelder und anhand einer Vielzahl von Praxisbeispielen 
erörtert. Als Hindernisse für die Umsetzung von HiAP werden 
hier insbesondere der Widerstand etablierter Interessen und 
bestehender Machtstrukturen, (vermeintlich) entgegenste-
hende Wähler:inneninteressen sowie Zielkonflikte zwischen 
verschiedenen beteiligten Politikfeldern genannt (Böhm et 
al., 2020b). Zudem werden auf kommunaler Ebene Gesund-
heitsbehörden nicht hinreichend in politische Entscheidungs-
prozesse einbezogen; sektorale Denk- und Handlungsweisen 
sowie die mangelnde Operationalisierung gesundheitlicher 
Ziele werden als weitere Hindernisse identifiziert (Böhm et al., 
2020b). Als förderlich für die Umsetzung des HiAP-Ansatzes 
hingegen wird beschrieben, wenn mit seiner Hilfe zugleich 
andere Politikziele erreicht werden können, und Gesundheit 
bereits als Ziel in den beteiligten Politikfeldern verankert ist, 
wie z.  B. im Umweltschutz (Böhm et al., 2020b). Zivilgesell-
schaftlicher Druck sowie entsprechende Beteiligungsmög-
lichkeiten werden als weitere förderliche Faktoren genannt 
(Böhm et al., 2020b). Geene (2020) stellt fest, dass es trotz 
breiten zivilgesellschaftlichen Engagements und kommunaler 
Verankerung vielfach erheblich an überregionaler Unter-
stützung mangelt, „sodass Initiativen ‚von unten‘ oft an den 
gesetzlichen und allokativen Rahmenbedingungen ‚von oben‘ 
scheitern“ (Geene, 2020). Hier wird also ein Ungleichgewicht 
innerhalb der Doppelstrategie von HiAP beschrieben, in wel-
cher ein mangelhaftes Whole-of-Government-Engagement 
sich hemmend auf bestehendes Whole-of-Society-Engage-
ment auswirkt. Diese Erkenntnis mündete auch in der Forde-
rung nach einer Public-Health-Strategie für Deutschland, für 

die Eckpunkte durch das Zukunftsforum Public Health auf-
gestellt wurden (Kap. 6.4.2.4), die explizit die Umsetzung des 
HiAP-Ansatzes, die bessere Verzahnung des multisektoralen 
Gesundheitsschutzes sowie die Schaffung starker Governan-
cestrukturen einschließen (Zukunftsforum Public Health, 
2021). Wesentliche Voraussetzung für die Verbreitung von 
HiAP ist das Bekenntnis der jeweiligen politischen Führung 
(Geene et al., 2019). Für eine erfolgreiche HiAP-Umsetzung 
benötigen Gesundheitsexpert:innen darüber hinaus hinrei-
chendes Policy-Wissen für die multisektorale Kooperation 
und Akteure anderer Politikfelder sollten mit einem salutoge-
netischen Gesundheitsverständnis vertraut gemacht werden 
(Böhm et al., 2020b; SRU, 2023).

Als Herausforderung für die Umsetzung von HiAP stellen 
Böhm et al. (Böhm et al., 2020b) fest, dass Gesundheit mit 
anderen Themen wie Nachhaltigkeit und sozialer Ungleich-
heit in Konkurrenz zu stehen scheint, sehen jedoch zugleich 
eine Chance in der Integration dieser vermeintlich konkurrie-
renden Themen, um Aufmerksamkeit und eingesetzte Res-
sourcen zu bündeln. Besonderes Potenzial für HiAP sehen die 
Autor:innen in der Verbindung gesundheitlicher und ökologi-
scher Belange, also der Verschränkung von Umweltschutz 
und Gesundheitsförderung, woraus sich Mehrwerte für beide 
Bereiche ergeben würden (Böhm et al., 2020b). Der Ansatz, 
Umweltschutz und Gesundheitsförderung von vornherein 
integriert zu betrachten und gesundheitsförderliche Bedin-
gungen für Menschen, andere Arten und Ökosysteme konse-
quent in allen Politikfeldern zu berücksichtigen und zu gestal-
ten, wird in den letzten Jahren häufiger auch unter den 
Begriffen „One Health in All Policies“ und „Planetary Health 
in All Policies“ diskutiert (Hancock, 2019; World Bank, 2018; 
Kap. 3.3). 
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kapazität einzelner Länder stärker in den Blick zu neh-
men: Zum einen bestehen erhebliche Kapazitätsunter-
schiede zwischen Staaten unterschiedlicher Einkom-
mensgruppen, die durch eine Einteilung in „Industrie- 
und Entwicklungsländer“, wie sie in zahlreichen 
multilateralen Prozessen vorgenommen wird, ver-
schleiert werden: So besteht eine deutliche Spannbreite 
zwischen Niedrigeinkommensländern (1.085 US-$ oder 
weniger Bruttoeinkommen pro Kopf) und Ländern mit 
oberem mittlerem Einkommen (4.256–13.205 US-$; 
Klassifikation der Weltbank für 2023). Zum anderen 
sollte Handlungskapazität nicht ausschließlich aus 
finanzieller Perspektive betrachtet werden. Transfer-
leistungen, die dazu dienen andere Staaten in der 
 Problembekämpfung zu unterstützen, können auch 
andere Formen annehmen – hier ist insbesondere 
wissens basiertes Leadership zu nennen. Während 
finanzielle Transferleistungen von Staaten mit höherem 

Einkommen geleistet werden, eröffnet die Erweiterung 
des Blicks auf unterschiedliche Formen der Handlungs-
kapa zität Perspektiven für andere Unterstützungs-
konstellationen: Im Falle von gesundheitspolitischen 
 Herausforderungen ist Produktionskapazität für medi-
zinische Güter, wie sie z.  B. Indien vorweist, unter 
Umständen besonders relevant. Im Sinne kooperativer 
Verantwortungsübernahme sollte das Potenzial aller 
Staaten ausgeschöpft werden, durch ihre spezifische, 
auch nicht finanzielle Handlungskapazität zur 
 Problemlösung beizutragen. 

7.1.3.2
Kooperative Verantwortungsübernahme über 
 Politikfelder hinweg
Institutionen, Ziele und Rechtsrahmen der Umwelt- 
und Gesundheitsschutzpolitik sind unabhängig vonein-
ander entstanden (Kap. 2.  4). Sowohl auf lokaler als 

Kasten 7.1-6

Kooperative Verantwortungsübernahme durch 
nationale Ressorts – von negativer zu positiver 
Koordination

Die Art und Weise wie Ressorts zusammenarbeiten und sich 
miteinander koordinieren kann maßgeblich zu einer effekti-
veren und effizienteren Zielerreichung beitragen. Idealerwei-
se werden Widersprüche ausgeräumt, Ziel- und Maßnahmen-
konflikte minimiert, und Synergien ausgeschöpft (Wolff und 
Jacob, 2021). Verwaltungen können unterschiedlich intensi-
ve Koordinationsformen aufweisen, wobei Metcalfe (1994) 
idealtypisch neun Stufen identifiziert:
1. „Unabhängige Entscheidungen: Ministerien/Verwal-

tungseinheiten treffen ihre Entscheidungen völlig unab-
hängig voneinander; 

2. Informationsaustausch: Ministerien/Verwaltungseinhei-
ten informieren sich gegenseitig über ihre Entscheidungen; 

3. Konsultationen zwischen Ministerien: Die Ministerien 
holen die Meinung der anderen Ministerien zu geplanten 
Entscheidungen ein; 

4. Vermeidung von Widersprüchen: Bei politischen Ent-
scheidungen und deren Begründungen werden Wider-
sprüche vermieden;

5. Suche nach einem Konsens: Bei politischen Entscheidun-
gen wird ein Konsens angestrebt; 

6. Schlichtung von Konflikten: Um Konflikte zu lösen, ver-
pflichten sich die Ministerien zu Streitschlichtungsme-
chanismen und erkennen die Entscheidungen dieser 
Mechanismen als verbindlich an; 

7. Festlegung gemeinsamer Parameter: Die Ressorts einigen 
sich auf gemeinsame Ziele; 

8. Einigung auf gemeinsame Prioritäten: Die Ziele werden 
gemeinsam priorisiert; 

9. Gemeinsame Strategien: Um die Ziele zu erreichen, wer-
den gemeinsame Programme und Verfahren für deren 
Umsetzung vereinbart.“ (Metcalfe, 1994 zit. nach Wolff 
und Jacob, 2021).

Die Stufen 1-4 bilden dabei eine eher basale Form der 
Zusammenarbeit, wobei Stufen drei und vier dem Prinzip 
der „negativen Koordination“ entsprechen (Scharpf, 2000). 
Im deutschen Kontext ist hier insbesondere auf die Praxis 
der Ressortabstimmungen zu verweisen. Maßnahmenent-
würfe und Positionierungen für internationale Prozesse wer-
den vom federführenden Ministerium vorbereitet und dann 
in den interministeriellen Konsultationsprozess gegeben, im 
Rahmen dessen die anderen Ressorts im Umlaufverfahren 
Änderungen einbringen können (Flachsland et al., 2021). Die 
Konsultation setzt also zu einem späten Zeitpunkt an und ist 
eher als Veto- denn als Deliberationsprozess zu verstehen. 

Dahingegen zielen die Stufen 5-9 deutlich auf Delibera-
tion ab und sind durch intensive Zusammenarbeit gekenn-
zeichnet. Es wird angenommen, dass durch diese Form des 
Austausches transformativere Maßnahmen getroffen wer-
den, die über den Minimalkonsens und „low-hanging fru-
its“ hinausgehen (Flachsland et al., 2021; Wolff und Jacob, 
2021). Diese tiefergehende Zusammenarbeit ist insbesondere 
nötig, um Zielkonflikte zu adressieren, die im Kontext negati-
ver Koordination lediglich umgangen werden. Sie eignet sich 
auch eher, um integrierte Langfriststrategien zu definieren 
(Wolff und Jacob, 2021).

Auf deutscher Ebene sind in diesem Sinne die „Transfor-
mationsteams“ hervorzuheben: Ende 2022 entschied der 
Staatssekretärsausschuss für nachhaltige Entwicklung die 
Einrichtung sieben zeitlich begrenzter ressortübergreifender 
Projektgruppen, die jeweils mit einem der sechs Transforma-
tionsbereiche der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie bzw. 
mit internationalen, multilateralen und europäischen Fragen 
der Transformation betraut werden sollen. Welche Wirkung 
diese Transformationsteams entfalten, muss sich noch zeigen. 
Prinzipiell stellen sie jedoch ein interessantes Experiment dar 
und es ist begrüßenswert, dass die Wissenschaft (in Form des 
Rates für Nachhaltige Entwicklung, der Wissenschaftsplatt-
form Nachhaltigkeit 2030 und der Dialoggruppe zur Deut-
schen Nachhaltigkeitsstrategie) beteiligt werden soll.
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auch auf nationaler Ebene ist die Verantwortung für 
einzelne Politikfelder wie Umwelt, Gesundheit, Land-
wirtschaft oder Verkehr eigenständigen Institutionen 
übertragen. Mitunter besteht darüber hinaus eine wei-
tere feingliedrige Segmentierung der Verantwortlich-
keiten. So existieren auf UN-Ebene neben der WHO 
(Kasten  7.2-1) und FAO das UN-Umweltprogramm 
(UNEP) und hier wiederum für Klima- und Biodiversi-
tätsschutz eigenständige Institutionen (Kap. 2.4). Diese 
„silohafte“ Struktur der Politik-, Verwaltungs- und 

Rechtssysteme stellt eine Barriere für eine kooperati-
ven Verantwortungsübernahme von der lokalen bis zur 
internationalen Ebene dar und ist den Herausforderun-
gen des 21. Jahrhunderts nur bedingt gewachsen. Um 
diesen angemessen begegnen zu können, bedarf es 
eines integrierten Ansatzes, der auf Kohärenz in der 
Politikgestaltung und breite Ressortbeteiligung abzielt. 
Alle müssen durch ihr Handeln zur Erreichung des 
gemeinsamen Zielkatalogs beitragen. 

Sowohl in der Umwelt- als auch in der Gesundheits-

Kasten 7.1-7

Tri- bzw. Quadripartite als Paradebeispiel für 
Kooperation zwischen UN-Organisationen

Die sogenannte Tripartite von WHO, FAO und WOAH als ist 
ein Paradebeispiel für die wirkungsvolle Kooperation zwi-
schen drei UN-Organisationen. In Anerkennung der Über-
lappungen zwischen ihren jeweiligen Zielsetzungen, eint die 
drei Institutionen eine langjährige Zusammenarbeit, die sich 
graduell intensiviert, formalisiert und kürzlich auch erweitert 
hat.

Zunächst hat das vermehrte Auftreten von Zoonosen 
wie SARS in den 2000er Jahren zu einer Intensivierung der 
Zusammenarbeit zwischen den drei Institutionen geführt. 
Der Fokus der Zusammenarbeit lag auf der Minderung von 
Infektionskrankheiten an der Mensch-Tier-Ökosystem-
Schnittstelle, wofür die drei Institutionen 2008 zusammen 
mit anderen ein strategisches Rahmenwerk auf Basis des One 
Health-Ansatzes veröffentlichten (FAO, 2008). Zusammen-
arbeit fand auf globaler Ebene statt, aber auch in der Asi-
en-Pazifik-Region (Gongal et al., 2020). Ein Ergebnis dieser 
regionalen Zusammenarbeit war z.  B. die Veröffentlichung 
eines Leitfades zur Synergieförderung zwischen den natio-
nalen Gesundheits- und Veterinärsektoren (WHO, FAO und 
WOAH, 2008).

Im Jahr 2010 formalisierten die drei Institutionen ihre 
Zusammenarbeit als „Tripartite.“ Kooperation wurde dabei 
weiterhin auf sowohl auf globaler Ebene verfolgt, u.  a. durch 
jährliche Exekutivtreffen, als auch auf regionaler und nationa-
ler Ebene, mit dem Ziel Mitgliedsstaaten in der Maßnahmen-
umsetzung zu unterstützen (WHO, FAO und WOAH, 2010). 
Ein Jahr später legte die Tripartite drei Arbeitsschwerpunkte 
fest: antimikrobiellen Resistenzen, Tollwut und zoonotische 
Influenza. Diese sollten im Kontext des „One Health“-Ansat-
zes verfolgt werden (WHO, FAO und WOAH, 2017). 

In den Folgejahren gewann insbesondere das Thema anti-
mikrobieller Resistenzen (AMR) an Bedeutung. Ein Grund-
stein dafür war die Verabschiedung eines globalen Aktions-
plans (WHA, 2015b). Dadurch wurde das Thema global 
präsenter: 2016 wurde am Rande der UN-Generalversamm-
lung eine politische Deklaration zu AMR verabschiedet; das 
UNEP befasste sich 2017 in einem Bericht zu aufkommenden 
Umweltproblemen mit AMR und hat 2022 einen größeren 
Bericht zur Umweltdimension des Problems veröffentlicht. 
Nachdem die G7 das Thema bereits 2021 auf der Agenda 
gesetzt hatte, machte die Bundesregierung AMR zu einer 
Priorität ihrer G7-Präsidentschaft im Jahr 2022. Bis Anfang 

2021 hatten 143 Staaten nationale AMR-Pläne entworfen 
(WHO, FAO und WOAH, 2021) und die meisten Pläne spie-
geln die Leitlinien der Tripartite mit Blick auf die Anwendung 
eines One Health-Ansatzes zur Minderung von AMR wider, 
wobei der Umweltaspekt im Vergleich zur Gesundheit von 
Menschen und Tieren weniger Beachtung fand (Munkholm 
et al., 2021; Overton et al., 2021). Das regelmäßige Monito-
ring der Tripartite zeigt Fortschritte in der Implementierung 
von AMR-Maßnahmen auf, darunter z.  B. Fortbildungen für 
Fachkräfte aus der Human- und Tiermedizin (WHO, FAO und 
WOAH, o.J.; WHO, FAO und WOAH, 2021). Darüber hinaus 
deutet der weltweit sinkende Antibiotikaverbrauch auf die 
Effektivität des globalen AMR-Aktionsplans hin (Khouja et 
al., 2022).

Eine Schwäche der Tripartite war ihr mangelnder Umwelt-
fokus. Um diesem war entgegenzuwirken wurde UNEP an 
der Entwicklung des AMR-Arbeitsplans 2019-2020 beteiligt 
(WHO, FAO und WOAH, 2019) und im Jahr 2022 wurde die 
Tripartite durch den formellen Einbezug von UNEP als vierter 
Institution zur Quadripartite erweitert (WHO, FAO, WOAH 
und UNEP, 2022a). Diese Erweiterung reiht sich in die all-
gemeinen Bemühungen der One-Health-Bewegung ein, den 
starken Veterinärfokus, der die Entstehung des One Health-
Ansatzes geprägt hat (Barrett und Bouley, 2015), zu überwin-
den. Diese Bemühungen spiegelt sich auch in der 2022 verab-
schiedeten One Health-Definition des One Health High-Level 
Expert Panel wider (Kap.  3.3). Die Quadripartite hat 2022 
einen gemeinsamen One Health-Aktionsplan verabschiedet, 
wonach sich die vier Institutionen neben AMR u.  a. auch mit 
endemischen Zoonosen, vernachlässigten Tropenkrankheiten 
und vektorgebundene Erkrankungen, Lebensmittelsicherheit, 
und Biodiversitätsschutz auseinandersetzen wollen (WHO, 
FAO, WOAH und UNEP, 2022b). Ein weiteres Thema, mit dem 
sich die Quadripartite auf Ersuchen der UNEA befassen soll, 
ist der Nexus zwischen Tierwohl, Umwelt und nachhaltiger 
Entwicklung (UNEP, 2022). Diese gestiegene Aufmerksam-
keit für die ökosystemare Dimension von Gesundheit ist ele-
mentarer Baustein der Vision „Gesund leben auf einer gesun-
den Erde“ (Kap. 3). Aus Sicht des WBGU sollten Prävention 
und Vorsorge in den Vordergrund der Arbeit der Quadripar-
tite gestellt werden.

Die Tri- bzw. Quadripartite (Kooperation von drei bzw. 
vier Institutionen) liefert ein eindrückliches Beispiel interins-
titutioneller Zusammenarbeit, das aus dem Gelegenheitsfens-
ter einer Epidemie entstanden ist und durch regelmäßige Tref-
fen, der Festlegung thematischer Prioritäten und einem kla-
ren Fokus auf nationale Umsetzungsmöglichkeiten Wirkung 
entfaltet hat. 
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politik wird seit langem gefordert, eine zuständigkeits-
übergreifende Verantwortungsübernahme für Umwelt- 
und Gesundheitsschutz zu gewährleisten. So zielt das 
Konzept Health in all Policies darauf, menschliche 
Gesundheit in anderen Sektoren als dem Gesundheits-
sektor systemisch zu berücksichtigen und so eine 
zusätzliche Verantwortungsübernahme jenseits des 
Gesundheitswesens einzufordern (Kasten  7.1-5; SRU, 
2023). Health in All Policies ist ein etabliertes Konzept 
der intersektoralen Gesundheitsförderung, das bislang 
nur ansatzweise umgesetzt wird und Umweltaspekte 
nicht besonders hervorhebt (siehe Helsinki-Deklara-
tion (WHO, 2013c), Teilumsetzungen international und 
z.  T. auch in Deutschland, diverse WHO-Konferenzen 
und Deklarationen).

Da eine Auflösung der bestehenden versäulten 
Zuständigkeitsverteilungen kaum realistisch und wohl 
auch wenig zweckmäßig erscheint, ist es empfehlens-
wert eine kooperative Verantwortungsübernahme über 
Querschnittsmechanismen sicherzustellen. Diese 
umfassen die gegenseitige Information, Koordination 
und Beteiligung sowie entsprechende Weiterbildungs-
angebote öffentlicher Institutionen. National geht es 
insbesondere darum, wie sich verschiedene Ressorts 
einer Regierung koordinieren. Entscheidend ist – im 
Sinne eines Übergangs von negativer zu positiver Koor-
dination (Kasten 7.1-6) – dass Koordination nicht als 
Vetoprozess betrieben wird, im Rahmen dessen Maß-
nahmen anderer Ressorts abgeschwächt oder ausge-
bremst werden, sondern als Prozess der auf Abstim-
mungsprozesse hinwirkt, bei denen gemeinsam an 
transformativen Maßnahmen gearbeitet wird. Um die-
sen Sprung zu schaffen sind Bewusstseinsentwicklung 
bei den relevanten Akteuren und Raum zur Entwick-
lung integrativer Ansätze grundlegend bedeutsam. Ein 
Beispiel ist die Zusammenarbeit zwischen WHO, FAO, 
WOAH und inzwischen UNEP in der Tri- bzw. Quadri-
partite (Kasten 7.1-7). Dies lässt darauf schließen, wie 
wichtig eine thematische Schwerpunktsetzung, regel-
mäßige Treffen und ein Fokus auf die Förderungen von 
Maßnahmenumsetzung auf nationaler Ebene sind. 

7.1.3.3
Kooperative Verantwortungsübernahme durch 
nicht staatliche Akteur:innen
Globale Governance für „Gesund leben auf einer gesun-
den Erde“ erfordert auch die Mitwirkung und Verant-
wortungsübernahme nicht staatlicher Akteure wie 
Unternehmen, zivilgesellschaftlichen Organisationen 
und Individuen. Zentrale Gelingensbedingung für eine 
Dringlichkeitsgovernance ist es, das Potenzial verschie-
dener Akteure zu mobilisieren. Unter anderem im deut-
schen Recht gilt das Kooperationsprinzip, das die 
gemeinsame und kooperative Umsetzung von Umwelt-

schutz durch den Staat und andere gesellschaftliche 
Kräfte einfordert. 

Die Übernahme kooperativer Verantwortung durch 
die Privatwirtschaft (Kap.  7.5) stellt aufgrund ihrer 
massiven Finanzkraft und wesentlichen Einflussnahme 
auf Ressourcenverbräuche eine erhebliche Weichen-
stellung dar. Ohne die Einbindung der Privatwirtschaft 
ist die Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ 
nicht realisierbar. Erfreulicherweise lässt sich eine 
wachsende Dynamik zu Nachhaltigkeitstransformatio-
nen in und durch Unternehmen beobachten, die es zu 
beflügeln gilt. Wichtig ist außerdem, Betriebe und 
Wertschöpfungsketten zu unterstützen, die drohen, 
durch Transformationsprozesse überfordert zu werden. 

Da die Handlungsspielräume für kritische Zivilgesell-
schaften und NGOs derzeit weltweit enger werden 
(Kap. 7.1.2.3) ist die Offenlegung von Konflikten und ihr 
Umgang damit für Transformationsprozesse essenziell. 
Verantwortung wird häufig konkret vor Ort wahrgenom-
men, oft auch ohne staatlich unterstützt oder wirtschaft-
lich mit Mitteln ausgestattet zu sein. Besondere Bedeu-
tung entfaltet insoweit auch gering formalisierte und als 
Teil von Nachbarschaftshilfe oder durch religiöse Organi-
sationsstrukturen gelebte Gesundheitsgovernance (IPCC, 
2022d). Diese informellen Institutionen der Governance 
sind häufig nur bedingt integriert in staatliche Systeme. 
Abhängig von der Präsenz staatlicher Institutionen sind 
sie jedoch von zentraler Bedeutung, um die Breite der 
Gesellschaften in die Analyse und Behandlung von 
umweltbedingten Gesundheitskrisen einzubeziehen. 
Gerade in Ländern mit geringer ausgeprägten Gesund-
heitssystemen und in denen staatliche und marktbasierte 
Regeldurchdringung weniger den Alltag der Menschen 
im Umgang mit Umwelt- und Gesundheitsherausforde-
rungen prägt, stehen religiös oder familiär tradierte und 
organisierte Systeme im Alltag der Menschen im Ver-
gleich zu formalisierten im Vordergrund. So spielen z.  B. 
in Teilen Zentralasiens Nachbarschaftsorganisationen 
(sogenannte Mahallas) eine zentrale Rolle im Erkennen 
und Behandeln von Krankheiten. Gerade im landwirt-
schaftlichen Bereich sind dies häufig auch umweltwan-
delbedingte Gesundheitsrisiken, wie beispielsweise 
Reaktionen auf hochsalines Trinkwasser, auf Düngemit-
tel- und Pestizidauswirkungen (Jacobs und Baez 
Camargo, 2020). In Teilen Südostasiens übernehmen tra-
ditionelle Heilmedizinerinnen (Kasten  8.2-1) die Rolle 
der Erkennung und Behandlung von Krankheiten. Diese 
informellen Institutionen der Gesundheitsgovernance 
sind häufig nur bedingt integriert in staatliche Systeme. 
Abhängig von der Präsenz staatlicher Institutionen sind 
sie jedoch von zentraler Bedeutung, um die Breite der 
Gesellschaften in die Analyse und Behandlung von 
umweltbedingten Gesundheitskrisen einzubeziehen. Im 
Katastrophenfall spielen sie häufig eine zentrale Rolle 
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bei der Unterstützung marginalisierter oder geographisch 
abgelegener Gemeinschaften. 

7.1.4
Politisches, ökonomisches und intellektuelles 
Leadership 

Um mittelfristig eine kooperative Verantwortungsüber-
nahme zu ermöglichen, ist heute Leadership gefragt: Es 
bedarf Pioniere des Wandels, die Lösungen vorantrei-
ben und andere inspirieren sich ebenfalls zu engagie-
ren. Ein solches Leadership kann verschiedene Formen 
annehmen, darunter insbesondere politisches, ökono-
misches, wissensbasiertes und intellektuelles Leader-
ship, wobei diese nicht immer trennscharf sind und sich 
auch gegenseitig beflügeln.

Politisches Leadership kann und sollte sich auf allen 
Ebenen entfalten, von Stadtverwaltungen über Natio-
nalstaaten hin zur regionalen, transnationalen und 
multilateralen Ebene. An Möglichkeiten sich ambitio-
niert für die Vision „Gesund leben auf einer gesunden 
Erde“ einzusetzen mangelt es nicht: Ein Blick auf den 
Status quo zeigt, dass (zwischen-)staatliches Handeln 
dieser Vision vielfach nicht gerecht wird und auch lang 
bekannte Lösungsmöglichkeiten bisher unzureichend 
ergriffen wurden (Kap. 2, 4, 5, 6). 

Es gilt sicherzustellen, dass gesetzliche Vorschriften 
im Einklang mit politischen Zielsetzungen wie der Ein-
dämmung des Klimawandels und dem Schutz der 
öffentlichen Gesundheit sind. Ebenso sollten durch 
gesetzliche Rahmensetzung Mindeststandards festge-
legt und Anreize für größere Verantwortungsüber-
nahme gesetzt werden (Kap. 7.5). Politische Entschei-
dungsträger:innen sollten in ihren jeweiligen Verant-
wortungsgebieten mit gutem Beispiel vorangehen und 
in Kooperation mit anderen impulsgebende Akzente 
setzen. Hierfür eignen sich Allianzformate wie die G7, 
G20 (Kap.  7.3) und transnationale Städtebündnisse 
ganz besonders. Dort getroffene Entscheidungen kön-
nen wiederum Wandel in multilateralen Foren ansto-
ßen. Im Umkehrschluss wirkt sich auch politisches 
Leadership auf UN-Ebene positiv auf die nationale 
Ebene aus, wie die Arbeit der Tripartite zu antimikro-
biellen Resistenzen zeigt (Kasten 7.1-7). 

Ökonomisches Leadership kann von unterschiedli-
chen Akteurstypen ergriffen werden. Staaten können 
über Besteuerungssysteme, Subventionen, und 
Beschaffung Lenkungskraft entfalten. Sie sollten z.  B. 
Steuersysteme so anpassen, dass wirtschaftliche Akti-
vitäten mit negativen gesellschaftlichen Auswirkungen 
umfassend aber sozial verträglich mit höheren Steuer-
sätzen belegt werden, beispielsweise die Produktion 
oder der Konsum besonders zucker-, salz-, und fett-

haltiger Lebensmittel (Von Philipsborn et al., 2021; 
WHO, 2016a; WBAE, 2020). Ähnlich können Steuer-
systeme auch die Auswirkungen von Produktion und 
Konsum auf Klima und Biodiversität berücksichtigen. 
Subventionen können die Entwicklung und Einführung 
nachhaltiger Technologien und Praktiken fördern, 
sowohl national als auch über Grenzen hinweg. Einige 
Staaten, insbesondere Hocheinkommensländer, betäti-
gen sich außerdem als internationale Finanzgeber. 
Diese Rolle gilt es zu ergreifen um Investitionen so ein-
zusetzen, dass sie sich förderlich auf die Umsetzung der 
Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ aus-
wirken. Hier ist insbesondere wichtig, dass der Abbau 
fossiler Energieträger und der Verlust der Biodiversität 
nicht weiter gefördert werden (Kap. 5.1.1). Zudem soll-
ten Nachhaltigkeitsmaßnahmen in Niedrigeinkom-
mensländern auf eine Art gefördert werden, die nicht 
zu zunehmender Verschuldung beiträgt (Kap. 7.5). Mit 
Blick auf die verhältnismäßig begrenzten öffentlichen 
Mittel ist jedoch unabdingbar, dass auch Unternehmen 
und Investoren ökonomisches Leadership zur Umset-
zung dieser Vision ergreifen. Zivilgesellschaftliche 
Bewegungen können wichtige Impulse für einen Aus-
stieg aus nicht nachhaltigen Investitionen setzen.

Wissen untermauert jeden zielgerichteten Wandel. 
Entsprechend spielt wissensbasiertes und intellektuel-
les Leadership eine zentrale Rolle im Kontext der Trans-
formationen zur Nachhaltigkeit, die angegangen wer-
den müssen, um langfristig die Gesundheit von Mensch 
und Natur zu ermöglichen (Kap. 8). Dies umfasst wis-
senschaftsbasiertes, klug reflektiertes Leadership 
genauso, wie empirisch solide informiertes und analyti-
sches Leadership, das deutlich macht: es geht um den 
Umgang mit den großen globalen Herausforderungen, 
im Interesse nachhaltiger Zukünfte für den Menschen 
auf diesem Planeten. Die COVID-19-Pandemie hat 
noch einmal verdeutlicht, welchen Beitrag gut ausge-
stattete Wissenschafts- und Innovationssysteme zur 
Krisenbewältigung leisten. Doch wissensbasiertes, 
intellektuelles Leadership kann auch auf von anderen 
Akteuren auf Basis von Erfahrungswissen entfaltet 
werden. Gerade Akteure mit vergleichsweise geringer 
politischer und ökonomischer Macht, wie Indigene und 
lokale Gemeinschaften, verfügen über einen Erfah-
rungsschatz der für die Umsetzung der Vision „Gesund 
leben auf einer gesunden Erde“ herangezogen werden 
sollte. Im Kontext kooperativer Verantwortungsüber-
nahme gilt es Plattformen für die Entfaltung empirisch 
klugen, reflektierten und analytisch starken Leader-
ships bereitzustellen. Darüber können Erfahrungswerte 
ausgetauscht werden (zu Erfolgen und Misserfolgen), 
um so die nötigen Transformationen durch die Verbrei-
tung und Skalierung sinnvoller Innovationen zu 
beschleunigen.
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7.1.5
Dringlichkeitsgovernance als Auftrag an die 
Bundesregierung

Dringlichkeitsgovernance bedeutet, dass die Bundesre-
gierung jetzt Leadership übernimmt und die Agenda 
2030 als internationalen Handlungsauftrag, die Veran-
kerung des Menschenrechts auf gesunde Umwelt in 
Konventionen und Verfassungen sowie eine Transfor-
mationsfelder übergreifende Kooperation aktiv und mit 
dem notwendigen Gewicht bei allen anstehenden inter-
nationalen, europäischen und nationalen Prozessen 
und Entscheidungen einbringt. Wie dies aussehen 
kann, unterscheidet sich je nach Forum und Bereich, 
von denen der WBGU im Folgenden vier zentrale Foren 
als besonders wichtig erachtet. 

Mit der COVID-19-Pandemie hat sich in der WHO 
ein Gelegenheitsfenster geöffnet, die internationale 
Zusammenarbeit zur globalen Gesundheit weiterzuent-
wickeln. Dieses Fenster ist offen zu halten und die 
Reform der Internationalen Gesundheitsvorschriften 
(International Health Regulations, IHR) und die Ver-
handlungen eines Pandemievertrags dazu zu nutzen, 
Inhalte von One Health, Planetary Health und der Stär-
kung von Gesundheitssystemen in der Prioritätenset-
zung der WHO-Mitgliedstaaten zu stärken (Kap.  7.2; 
Kasten 7.1-7). Kapitel 7.3 analysiert mit der EU eine 
stark integrierte regionale Allianz. Andere staatlichen 
Allianzen außerhalb des UN-Systems bieten weitere 
Möglichkeiten Leadership in internationalen Verhand-
lungen zu übernehmen (Kap. 7.4). Kooperative Verant-
wortungsübernahme und Leadership wird zudem in der 
Generierung internationaler Finanzierung benötigt 
(Kap. 7.5). Als internationales Forum mit aktuell beson-
ders hoher Dynamik untersucht der WBGU in Kapi-
tel  7.6 Möglichkeiten die Governance unternehmeri-
scher Verantwortung für Nachhaltigkeitstransformatio-
nen im Sinne gesunden Lebens auf einer gesunden Erde 
aufzustellen. 

7.1.6
Handlungsempfehlungen

Für Dringlichkeitsgovernance Leadership 
übernehmen
Der WBGU empfiehlt, dass die Bundesregierung jetzt 
Leadership in Form einer Dringlichkeitsgovernance 
übernimmt und erstens die Agenda 2030 als internatio-
nalen Handlungsauftrag, zweitens die Verankerung des 
Leitbilds „Menschenrecht auf gesunde Umwelt“ in Kon-
ventionen und Verfassungen sowie drittens eine Trans-
formationsfelder übergreifende Kooperation aktiv und 
mit dem notwendigen Gewicht bei allen anstehenden 

internationalen, europäischen und nationalen Prozes-
sen und Entscheidungen („kooperative Verantwor-
tungsübernahme“) einbringt. 

SDG Summit und Summit of the Future: Agenda 
2030 als Handlungsauftrag und Post-2030-Prozess 
initiieren
Ein starkes Signal für die Bedeutung der Agenda 2030 
als politischer Orientierungs- und Handlungsrahmen 
für eine sich wieder stärker auf ihre gemeinsamen 
Anliegen ausrichtende Weltgemeinschaft sowie für 
einen starken Multilateralismus sollten beim SDG Sum-
mit im September 2023 gesetzt werden. Auch bietet der 
vorbereitende Prozess für den Summit of the Future 
2024 die Möglichkeit erste Akzente für eine Perspek-
tive über 2030 hinaus zu formulieren. Bei der weiteren 
Umsetzung der Agenda 2030 und mit Blick auf eine 
Post 2030-Perspektive sollten die Zusammenhänge 
sowohl zwischen den einzelnen SDGs als auch den 
wichtiger werdenden Transformationsbereichen, insbe-
sondere mit Blick auf Umwelt, Klima und Gesundheit, 
stärker betont und in Verbindung mit der Förderung 
inklusiver, transparenter Governance (SDG 16) in den 
Fokus gerückt werden. Hierbei sollte Deutschland, 
zusammen mit Frankreich, Italien und der EU, den von 
Generalsekretär Guterres vorgeschlagenen SDG-Stimu-
lus, als ein von der G20 zu initiierendes Finanzpaket für 
global ausgeglichene SDG-Implementierung (UNSG, 
2022), als Teil der G20 Verhandlungen unterstützen. In 
seiner Ausgestaltung sollte entlang der Vision „Gesund 
leben auf einer gesunden Erde“ besonderer Fokus auf 
die Schnittstellen zwischen Umwelt- und Klimaverän-
derungen und menschlicher Gesundheit gelegt werden. 

Effektive Umsetzung durch kohärentere Politik, 
verbesserte Rahmenbedingen und intensivierte 
partnerschaftliche Zusammenarbeit 
Dem Universalitätsgedanken der Agenda 2030 folgend 
muss auch das Instrumentarium der Umsetzung, 
Kooperation und Überprüfung mit Blick auf die Länder 
aller Einkommensstufen deutlich gestärkt werden. Ein 
wichtiger Bestandteil ist hierbei die weitere Entwick-
lung und Anwendung strukturpolitischer Ansätze, 
sowohl in den nach innen gerichteten Nachhaltigkeits-
politiken Deutschlands und der EU, als auch in den 
nach außen gerichteten Politikfeldern. Im Bereich der 
internationalen Zusammenarbeit und Entwicklung 
bedeutet dies bewusst projektfinanzierte Formate 
transformativ strukturbildend einzusetzen. Dies bedarf 
noch stärker als bisher die Entwicklung der Kooperati-
onsprojekte basierend auf reziprok gestalteter Partner-
schaftsbeziehungen. 
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Bei Umsetzung der Agenda 2030 strategische 
Schwerpunkte setzen und Synergien zwischen 
Gesundheit und Umwelt stärken
Für eine effektive und länderspezifische Umsetzung 
des komplexen Zielsystems der Agenda 2030 sollten 
strategische Schwerpunkte gesetzt werden („SDG-
Transformationen“; UN, 2019a). Deren Ausgestaltung 
und Umsetzung – im Fall der deutschen Nachhaltig-
keitsstrategie die Umsetzung und Weiterentwicklung 
der Transformationsbereiche – sollte Zusammenhänge 
und gemeinsame Problemursachen zwischen Umwelt 
und Gesundheit und entsprechende Synergien bei 
Lösungsansätzen in besonderer Weise berücksichtigen. 
Dadurch können Ressourcen effizienter und ressort-
übergreifend gelenkt, politische Aufmerksamkeit 
fokussiert und Verbindlichkeit erhöht sowie gesell-
schaftliche Kommunikation und Mitwirkung erleichtert 
werden. 

Synergien zwischen Umwelt, Gesundheit und 
weiteren SDGs in der Kommunikation der Agenda 
2030 betonen
Durch die Greifbarkeit und Relevanz für die meisten 
Menschen kann die Betonung des Leitbilds „Gesund 
leben auf einer gesunden Erde“ (Kap. 3) und der Syn-
ergien zwischen Umwelt, Gesundheit und anderen 
SDGs die Kommunizierbarkeit und politische Attrakti-
vität der Agenda 2030 deutlich erhöhen.

Niedrigeinkommensländer beim Kapazitäts- und 
Strukturaufbau für Strategieentwicklung und 
Umsetzung der Agenda 2030 unterstützen 
Dies würde auch ihre Fähigkeiten stärken, die Perspek-
tive über 2030 hinaus maßgeblich mitzugestalten und 
ist eine Voraussetzung, um die nötigen globalen Lösun-
gen zu finden. Der oben genannte und von Generalse-
kretär Guterres vorgeschlagene SDG-Stimulus bietet 
sich hierfür, gerade auch als von der G20 zu lancieren-
des Gemeinschaftsprojekt, an. Dabei sollten aber auch 
reziproke Lernprozesse einbezogen werden, da auch 
reichere Länder von ärmeren lernen und/oder von 
ihren Sichtweisen bei der eigenen Politikgestaltung 
profitieren könnten. 

Leitbild und Instrument zur Umsetzung: 
Menschenrecht auf gesunde Umwelt
Das Menschenrecht auf gesunde Umwelt ist dann wirk-
sam, wenn es als verbindliche Rechtsnorm in staatli-
chen und regionalen Menschenrechtskatalogen veran-
kert und eine gerichtliche Durchsetzung Individuen 
eröffnet wird (z.  B. als Verfassungsbeschwerde). 
Der WBGU empfiehlt:

 > Ein Menschenrecht auf gesunde Umwelt sollte in 
nationale Verfassungen und regionale Menschen-

rechtskataloge aufgenommen werden, insbesondere 
in das deutsche Grundgesetz und die EU-Grund-
rechte-Charta. 

 > Die gerichtliche oder außergerichtliche Durchset-
zung dieses Individualrechts sollte gewährleistet 
werden. Erforderlich ist es, die Zivilgesellschaft, 
Umweltbehörden und Gerichte zu stärken, das Recht 
bekannt(er) zu machen und Barrieren für den 
Zugang zu Gericht abzubauen. 

 > Das Recht sollte auch inhaltlich konkretisiert wer-
den, entweder durch die Textfassung, in der es neu 
verankert wird, oder mittels einer Auslegungshilfe. 
Erfasst sein sollte erstens die Einhaltung von 
Umweltrecht bei eigener Betroffenheit, wobei bei 
globalen Umweltveränderungen, wie dem Klima-
wandel auch eine globale Betroffenheit angenom-
men werden muss. Zweitens sollten Verfahrens-
rechte, wie Beteiligung, Umweltinformation und 
Rechtsschutz erfasst sein. Drittens sollte sich das 
Recht auf gesunde und nachhaltige Lebensbedin-
gungen erstrecken, die Menschen ermöglichen, 
nachhaltig und gesundheitsförderlich zu leben. 

 > Schließlich bedarf es eines evidenz- und risiko-
basierten Vorgehens bei der Festlegung adäquater 
Schutzniveaus, die idealerweise durch eine interna-
tional anerkannte Institution harmonisiert sind und 
durch nationale Gerichte kontrolliert und konkreti-
siert werden.

Kooperative Verantwortungsübernahme stärken
WBGU empfiehlt darüber hinaus, die Handlungskapa-
zität einzelner Länder stärker in den Blick zu nehmen: 
Zum einen bestehen erhebliche Kapazitätsunterschiede 
zwischen Staaten unterschiedlicher Einkommensgrup-
pen, die durch eine binäre Einteilung in „Industrie- und 
Entwicklungsländer“, wie sie in zahlreichen multilate-
ralen Prozessen vorgenommen wird, verschleiert wer-
den: So besteht eine deutliche Spannbreite zwischen 
Niedrigeinkommensländern (1.085 US-$ oder weniger 
Bruttoeinkommen pro Kopf) und Ländern mit oberem 
mittlerem Einkommen (4.256–13.205 US-$; nach Klassi-
fikation der Weltbank für 2023). Zum anderen sollte 
Handlungskapazität nicht ausschließlich aus finanziel-
ler Perspektive betrachtet werden. Transferleistungen, 
die dazu dienen andere Staaten in der Problembekämp-
fung zu unterstützen, können auch andere Formen 
annehmen – hier ist insbesondere wissensbasiertes 
Leadership zu nennen.

Erforderlich ist eine Bereitschaft der Hocheinkom-
mensländer zur Ko-Kreation von Lösungswegen auf 
Augenhöhe mit Niedrigeinkommensländern. Außer-
dem sollten länderspezifische „Meta-Indikatoren“ für 
Umwelt und Gesundheit entwickelt werden. Außerdem 
wäre eine Schwerpunktsetzung im Rahmen des kom-
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plexen Zielsystems der Agenda 2030 sinnvoll, die sich 
an Synergien orientiert. Schließlich sollten Niedrigein-
kommensländer bei der Umsetzung der Agenda 2030 
unterstützt werden. 

Weitere Schritte in Richtung kooperativer Verant-
wortungsübernahme können sein:

National und international Kooperation über 
Politikfelder hinweg fördern

 > Um die kooperative Verantwortungsübernahme 
innerhalb von Regierungen zu stärken, sollten posi-
tive Koordinierungsmechanismen zwischen Ressorts 
etabliert, evaluiert und weiterentwickelt werden. 
Die gegenseitige Sitzungsteilnahme einschlägiger 
Referate in multilateralen Verhandlungsprozessen 
(z.  B. des BMUV bei WHO-Verhandlungen) kann 
genutzt werden um Kapazitätsaufbau, Informations-
austausch und Synergien zu fördern. Innerhalb mul-
tilateraler Prozesse sollten darauf aufbauend Ver-
handlungsräume angestoßen werden um Raum zur 
Diskussion von Querbezügen zwischen Umwelt- und 
Gesundheitsfragen zu bieten. Außerdem bietet sich 
nach dem Modell der Quadripartite (WHO, FAO, 
WOAH und UNEP) die Einrichtung gemeinsamer 
Arbeitsgruppen an, um Strategien zu Schwerpunkt-
themen zu entwickelt und deren Umsetzung nach-
zuhalten. Es gibt eine Reihe von Themen an der 
Umwelt-Gesundheits-Schnittstelle, zu denen inter-
institutionelle Zusammenarbeit auf UN-Ebene 
besonders naheliegend wäre:

 > Ernährung: Zur Förderung gesunder, resilienter und 
zukunftsfähige Ernährungssysteme (Kap. 4.1) wäre 
es sinnvoll einen Austausch zwischen FAO, WHO, 
OIE, UNFCCC, UNCCD, CBD, dem internationalen 
Fond für landwirtschaftliche Entwicklung (Interna-
tional Fund for Agricultural Development, IFAD), 
und dem Komitee zu Ernährungssicherheit (Commit-
tee on Food Security, CFS) einzurichten.

 > Zoonosen: Die Zusammenarbeit der Quadripartite 
mit der CBD und der Konvention zum internationa-
len Handel mit gefährdeten Arten freilebender Tiere 
und Pflanzen (CITES) zum Thema Zoonosen sollte 
gefördert werden, auch mit Blick auf die Verhand-
lungen um eines neuen Pandemieabkommens 
(Kap. 5.1.2; Kap. 7.3).

 > Plastik: Hier würde sich die Zusammenarbeit von 
UNEP, WHO, UNFCCC, CBD, den Chemikalienkon-
ventionen und der Ozeanographische Kommission 
der Organisation der Vereinten Nationen für Bil-
dung, Wissenschaft, Kultur und Kommunikation 
(UNESCO-IOC) anbieten, die auch vor dem Hinter-
grund laufender Verhandlungen um eine neues Plas-
tikmüllabkommen vorangetrieben werden sollte.

 > Städte: Zu diesem Thema sollte eine Zusammenar-

beit des Programms der Vereinten Nationen für 
menschliche Siedlungen (UN-Habitat) mit der WHO, 
UNFCCC, und CBD initiiert werden (Kap.  4.3; 
Kap. 5.1.2).

Einen neuen Rahmen für ökonomische Aktivitäten 
setzen
Ökonomisches Leadership durch unterschiedliche 
Akteurstypen sollte zur Umsetzung der Vision „Gesund 
leben auf einer gesunden Erde“ ermutigt und unter-
stützt werden. Staaten sollten über entsprechende Rah-
mensetzung für ökonomische Aktivitäten, also bei-
spielsweise zielgerichtete Besteuerung, ordnungspoliti-
sche Eingriffe und Subventionen, entsprechende Len-
kungskraft für Umwelt und Gesundheit entfalten. 
International sollten Prozesse zur Abstimmung von 
Besteuerungssystemen, z.  B. zur Mindestbesteuerung 
fossiler Energieträger analog zu Abkommen zur Min-
destbesteuerung von Unternehmen, und zur Aufhebung 
oder Umwidmung umwelt- und gesundheitsschädlicher 
Subventionen angestoßen werden. Internationale Bar-
rieren der Finanzierung umweltfreundlicher und 
gesundheitsfördernder Maßnahmen sollten überwun-
den und Anreize für die internationale Mobilisierung 
entsprechenden privaten Kapitals geschaffen werden.

Personalpolitik: Weiterbildungsmaßnahmen für 
Entscheidungsträger:innen 
In allen öffentlichen Verwaltungen, egal ob lokal, natio-
nal, europäisch oder in internationalen Organisationen 
sollte eine Personalpolitik etabliert werden, die Mitar-
beitende und Entscheidungsträger:innen zu systemi-
schem Arbeiten und Entscheidungen befähigt. Analog 
zu Weiterbildungsmaßnahmen zu Themen wie Korrup-
tionsprävention, wie sie bereits auf nationaler und UN-
Ebene Standard sind, sollten Beamten und Abgeordne-
ten Grundkenntnisse zum Umwelt- und Gesundheits-
nexus vermittelt werden. Frankreich geht hier bereits 
mit gutem Beispiel voran.

7.1.7
Forschungsempfehlungen

(Dringlichkeits-)Governance zur Umsetzung der 
Agenda 2030 wissenschaftlich begleiten und 
vergleichen
Die nationalen Umsetzungsprozesse für die Agenda 
2030 bzw. die dafür genutzten Governancestrukturen 
sollten sowohl in Hocheinkommens-, Mitteleinkom-
mens- als auch in Niedrigeinkommensländern systema-
tisch wissenschaftlich begleitet und international ver-
glichen werden (Biermann et al., 2022c). Ein Schwer-
punkt könnte dabei das Leitbild „Gesund leben auf 
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einer gesunden Erde“ sein. Konkret geht es hierbei aber 
darum, in dem einen lokalen Kontext erfolgreiche 
Transformationsinstrumente auf ihre Umsetzungsvor-
aussetzungen (technologischer, ökonomischer, sozialer, 
institutioneller Natur) zu untersuchen und mit den 
Bedingungen in anderen Ländern abzugleichen. Ziel 
muss es sein, Transformationsinstrumente zu entwi-
ckeln, die in unterschiedlichen Kontexten jeweils ange-
passt zur Anwendung kommen können. So wäre es 
momentan zum Beispiel notwendig, das Instrument der 
Just Energy Transition Partnership, beschlossen auf der 
COP 26 in Glasgow mit Südafrika und seitdem ausge-
weitet und jeweils in leicht angepasster Form auf der 
COP 27 in Sharm el-Sheikh unterzeichnet mit Indone-
sien und später Vietnam sowie verhandelt mit Senegal 
(Hege et al., 2022; Thompson et al., 2022), auf seine 
strukturellen Umsetzungsbedingungen vor Ort und 
Möglichkeiten der kontextspezifischen Anpassung je 
nach gesellschaftlichen, ökologischen und ökonomi-
schen Bedingungen vor Ort und in den jeweiligen 
Akteursstrukturen systematisch empirisch zu untersu-
chen. Auf dieser Basis gilt es dann, das Instrument wei-
terzuentwickeln und mit weiteren Ländern zur Unter-
zeichnung zu bringen. Im Bereich der Transformations-
bemühungen für eine nachhaltigere Aufstellung der 
globalen Gesundheitslandschaft ist als Beispiel der Auf-
bau von Produktionsstätten von Impfstoffen und wei-
teren pharmazeutischen Produkten in vier Ländern 
Afrikas (Ghana, Senegal, Ruanda, Südafrika), mit 
Unterstützung durch deutsche bilaterale Zusammenar-
beit, sowie mittels multilateraler Kanäle und substan-
ziellem privatwirtschaftlichem Engagement von Impf-
stoffherstellern zu nennen. Auch hier empfiehlt sich die 
systematische empirisch-wissenschaftliche Begleitung, 
auf dessen Basis Rückschlüsse für vergleichbare Pro-
jekte in anderen Ländern geschlossen werden können. 

Rechtebasierte Ansätze weiter erforschen 
Wie UNEP feststellt, ist eine weitere Erforschung spezi-
fischer rechtebasierter Ansätze erforderlich, damit 
hoheitliche Akteure und die Zivilgesellschaft informiert 
handeln können (UNEP, 2019: 181). Wie wirksam sind 
rechtebasierte Ansätze und wie kann deren Wirksam-
keit erhöht werden? Darüber hinaus ist zu untersuchen, 
wie ein Recht auf gesunde und nachhaltige Lebensbe-
dingungen inhaltlich gefasst, staatlich erfüllt und 
gerichtlich durchgesetzt werden kann. In diesem 
Bereich sind auch transformative Forschungsprojekte 
empfehlenswert, die zum einen Strukturen für die 
Umsetzung des Menschenrechts stärken, als auch 
erforschen, wie diese in unterschiedlichen gesellschaft-
lichen Kontexten effektiv gestärkt werden können. 

Formen kooperativer Verantwortungsübernahme 
wissenschaftlich diskutieren
„Gesund leben auf einer gesunden Erde“ zu ermögli-
chen setzt kooperative Verantwortungsübernahme 
voraus. Dafür ist Zusammenarbeit zwischen Staaten 
und über Politikfelder hinweg erforderlich. Es besteht 
Forschungsbedarf zur Ausgestaltung kooperativer Ver-
antwortungsübernahme, insbesondere unter Koopera-
tion erschwerenden Bedingungen der Zeitenwende 
und international stark divergierenden Akteursinte-
ressen. Solche Forschungsprojekte sollten internatio-
nal sowie kulturell und geographisch vielfältig zusam-
mengesetzt sein.

Empirische Untersuchungen gegenseitiger 
Information von Ressorts über 
Querschnittsmechanismen fördern
Kooperative Verantwortungsübernahme erfordert die 
gegenseitige Information, Koordination und Beteili-
gung der Beschäftigten nationaler oder internationaler 
Institutionen über die Schaffung bzw. Stärkung von 
Querschnittsmechanismen. National geht es insbeson-
dere darum, wie sich verschiedene Ressorts einer 
Regierung koordinieren. Die Etablierung von Quer-
schnittsmechanismen stellt politische Prozesse und die 
sie gestaltenden Individuen vor eine weitere Komplexi-
tätssteigerung in ihren Arbeitsprozessen, was entspre-
chende Evaluierungen erforderlich macht. Untersucht 
werden sollte wie Abstimmungsprozesse organisiert 
und verbessert werden können, bei denen gemeinsam 
an transformativen Maßnahmen gearbeitet wird.

7.2
WHO: Internationale Zusammenarbeit für 
„Gesund leben auf einer gesunden Erde“

Die WHO ist als Sonderorganisation der Vereinten 
Nationen die zentrale multilaterale Institution der 
 globalen Gesundheitsgovernance für den Menschen. In 
ihrem Rahmen organisieren Staaten weltweit ihre 
Zusammenarbeit u.  a. zum Gesundheitsschutz, Norm- 
und Standardsetzung für den Gesundheitsbereich oder 
finanzielle und kapazitätsbildende Unterstützung für 
Niedrigeinkommensländer; die WHO ist zugleich Part-
nerin verschiedener Multistakeholder-Initiativen. 
Neben philanthropischen Akteuren wie der Bill und 
Melinda Gates-Stiftung oder Rockefeller-Stiftung sind 
hier vor allem öffentlich-private Partnerschaften wie 
das gemeinsame Programm der Vereinten Nationen für 
HIV/AIDS (UNAIDS), der Globale Fonds zur Bekämp-
fung von AIDS, Tuberkulose, und Malaria (Global 
Fund) und die Impfallianz (GAVI) zu nennen 
(Kap. 7.4.2). Die WHO wird als wichtiger internationaler 

       
       

       
       

       
       

       
       

 

ENTWURF



7 Globale Dringlichkeitsgovernance 

274

Akteur angesehen, der staatlichem Handeln einen ver-
bindlichen Rahmen setzt, mit Autorität versehene 
Leitlinien zum Verständnis und zum Umgang mit kon-
kreten Problemen vorgibt (von Bogdandy, 2020). 
Art. 19 und 21 der WHO-Verfassung sehen explizit die 
Möglichkeit vor, im Rahmen der WHO-Gesundheits-
völkerrecht zu erlassen. 

Das übergeordnete Ziel der WHO ist, allen Völkern 
zur Erreichung des bestmöglichen Gesundheitszustan-
des zu verhelfen (Art. 1 WHO-Verfassung). Dafür soll 
sie sich als leitende und koordinierende Stelle des inter-
nationalen Gesundheitswesens betätigen und wirksam 
mit den Vereinten Nationen, den Spezialorganisatio-
nen, den staatlichen Gesundheitsämtern, den Fachkrei-
sen und weiteren in Frage kommenden Organisationen 
zusammenarbeiten (Art. 2 WHO-Verfassung). Die WHO 
versteht sich dabei als führende Kraft für eine trans-
formative Agenda, die Staaten dabei unterstützt, die 
gesundheitsbezogenen SDGs zu erreichen (WHO, 
2019a: 1). Dabei sind auch die Synergien zu weiteren 
SDGs zu suchen und zu verwirklichen.

Das höchste Entscheidungsorgan der WHO ist die 
Weltgesundheitsversammlung (World Health Assem-
bly, WHA), im Rahmen derer sich die Mitgliedstaaten 
einmal im Jahr treffen, um Entscheidungen über die 
Ausgestaltung der WHO-Arbeit zu fällen. Der Ver-
sammlung der Mitgliedstaaten der WHO kommt nach 
Art.  19 und Art. 21 WHO-Verfassung eine weitrei-
chende – bisher nur für die Tabakkonvention und die 
International Health Regulations (Kasten  7.2-2) 
genutzte – Rechtsetzungskompetenz zu (Kap. 2.4). Im 
Gegensatz zu den derzeit weit verbreiteten nicht ver-
bindlichen Empfehlungen (Art.  23 WHO-Verfassung) 
sind solche Rechtsakte völkerrechtlich bindend. 

Im Vergleich zu Umwelt sind im Gesundheitsbereich 
kaum völkerrechtlich verbindliche Abkommen 
geschlossen worden (Kap. 2.4). Ob damit ein quantita-
tiv und qualitativ geringeres Schutzniveau existiert, ist 
angesichts der zunehmenden Befolgungsbereitschaft 
von Staaten in Bezug auf insbesondere von der WHO 
gesetztes Soft Law und den eklatanten Defiziten in der 
Verwirklichung verbindlicher Verpflichtungen nicht 
eindeutig zu bestimmen. Jedenfalls hat Soft Law den 
Nachteil, dass keine Befolgungspflicht der ratifizieren-
den Staaten besteht und somit auch keine Vollzugs-
pflicht und gerichtliche Durchsetzbarkeit besteht. Inso-
weit sind immer wieder wissenschaftlich begründete 
Forderungen nach einer Ausweitung und Erhöhung der 
Bedeutung verbindlichen Völkerrechts im Rahmen der 
WHO erhoben worden (Gostin, 2014; Nikogosian und 
Kickbusch, 2016). Die WHO berücksichtigt bereits 
Minderung und Anpassung an den Klimawandel, den 
Biodiversitätsschutz und die Verminderung von 
Umweltverschmutzung in ihrer programmatischen 

Arbeit (WHO, 2020i; Kasten 7.2-1).
Dennoch können und sollten Aspekte von Planetary 

Health und One Health bei entsprechenden finanziellen 
und personellen Ressourcen in ihrer Arbeit eine stär-
kere Bedeutung erlangen (Kap. 7.3.1) und in laufenden 
Rechtssetzungsprozessen, insbesondere im Rahmen 
der Entwicklung des Pandemievertrags genutzt werden 
(Kap. 7.3.2).

7.2.1
Die Vision „Gesund leben auf einer gesunden 
Erde“ in der WHO verankern

Um die Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ 
umzusetzen, müssen Standards und Indikatoren für 
eine integrierende Perspektive auf gesunde Menschen 
und gesunde Natur entwickelt werden (Kap. 7.2.2.3). 
Diese sollten sich an den Konzepten Planetary Health 
und One Health orientieren und auf bestehenden Indi-
katoren aufbauen, etwa die der SDGs (Strupat et al., 
2022a; Pongsiri et al., 2019). Die WHO spielt mit ihren 
Empfehlungen, Leitlinien, Strategien und Aktions-
pläne, die meist als Soft Law gemäß Art. 23 WHO-Ver-
fassung erlassen werden, eine wichtige Rolle für die 
Standard- und Indikatorensetzung im Gesundheitsbe-
reich. Beispiel sind die WHO-Leitlinien für gesundes 
Verhalten und gesunde Verhältnisse für verschiedene 
Lebensbereiche. Sie enthalten Standards dafür, was als 
gesund angesehen wird, wie z.  B. Empfehlungen zur 
körperlichen Aktivität. Diese Standards sollten mit 
Erfordernissen des Lebensstilwandels im Sinne der 
Nachhaltigkeit verbunden werden. Ein Positivbeispiel 
ist hier der Global Action Plan on Physical Activity, der 
gesunde und nachhaltige Bewegung integriert betrach-
tet (WHO, 2018d; Kasten 4.2-2). Eine solche Integra-
tion sollte nicht nur in Strategien, Empfehlungen und 
Leitlinienhinterlegt werden. Es sollten konkrete Pro-
gramme und Maßnahmen entwickelt werden, die eine 
Umsetzung befördern. In diese Richtung weist auch die 
Geneva Charter for Well-Being (WHO, 2022a). 

Neben der inhaltlichen Integration von Themen Pla-
netarer Gesundheit und One Health sollten im Sinne 
einer kooperativen Verantwortungsübernahme 
(Kap.  7.1.3.2) weitere Koordinationsmechanismen zu 
Schnittstellenthemen mit anderen internationalen 
Organisationen etabliert werden. Die WHO ist als Mit-
glied der sogenannten Quadripartite bereits vielver-
sprechend in der übergreifenden Koordinierung mit 
anderen UN-Organisationen tätig (Kasten  7.1-7). 
Kapazitäten und Ressourcen für diese Aktivitäten kön-
nen ausgebaut werden, sollten aber auch einer Evaluie-
rung unterliegen. Die sektorübergreifende Zusammen-
arbeit könnte insbesondere dazu genutzt werden, inte-
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grierte Frühwarnsysteme einzurichten, eine globale 
Gesundheitsüberwachung auf der Grundlage globaler 
Gesundheitsindikatoren und -methodik einzurichten 
und die Bewältigung sektorübergreifender Herausfor-
derungen wie Antibiotikaresistenzen, Ernährungsunsi-
cherheit und Klimawandel wirksam anzugehen (Ruckert 
et al., 2021; Kap. 7.1.3.2).

Die WHO wird als Institution in den kommenden 
Jahrzehnten aufgrund des Zusammenwirkens von 
Umwelt- und Gesundheitskrisen (Syndemie) absehbar 
herausgefordert. Umso wichtiger ist es, laufende 
Reformprozesse für eine Stärkung der institutionellen 
Robustheit zu nutzen. Eine Stärkung der WHO bedeu-
tet somit die Stärkung globaler Gesundheitsgovernance 
(Gostin et al., 2019). Dabei ist die Finanzierung der 
WHO seit Jahrzehnten eine Herausforderung: Jährliche 
Pflichtbeiträge der Mitgliedstaaten, deren Höhe pro-
portional zum BIP des jeweiligen Landes bemessen 
wird, haben im Laufe der Jahre einen immer kleineren 
Teil des WHO-Haushalts abgedeckt, im Haushaltszyk-
lus 2020-2021 z.  B. lediglich 16    % (WHO, 2022i). Der 
Rest wird über freiwillige Einzahlungen finanziert. 
Diese werden sowohl von Staaten als auch nicht-staat-
lichen Akteuren getätigt. Die Bill und Melinda Gates 
Stiftung war 2020-2021 durch solche Einzahlungen 
nach Deutschland zweitgrößter Finanzgeber der WHO 
(WHO, 2021a). Die Problematik einer zunehmenden 
Abhängigkeit von freiwilligen, oft zweckgebundenen 
Einzahlungen betrifft nicht ausschließlich die WHO – 
viele Organisationen der internationalen Zusammenar-
beit sind betroffen (Eichenauer und Reinsberg, 2017). 
Sie ist aber aufgrund des hohen Gefälles zwischen 
Pflicht- und freiwilligen Beiträgen sowie dem Gewicht 
nicht staatlicher Geber bei der WHO besonders präg-
nant geworden (Gulrajani et al., 2022).

Vor diesem Hintergrund begrüßt der WBGU die Ent-
scheidung der WHA, die Empfehlungen der Arbeits-
gruppe zu nachhaltiger Finanzierung (Working Group 
on Sustainable Financing) umzusetzen (WHO, 2022b, 
q): Insbesondere die Erhöhung der Mitgliedsbeiträge, 
die darauf abzielt bis 2030-2031 insgesamt die Hälfte 
des grundlegenden Programmsegments abzudecken 
(bezogen auf 2022-2023), führt zu mehr Unabhängig-
keit von privaten Geldgebern. Außerdem soll ein Auf-
füllungsmechanismus (replenishment mechanism) ein-
gerichtet werden, wie ihn z.  B. die Globale Umweltfazi-
lität vorweist. Mitgliedstaaten und andere Geber wer-
den angehalten, das grundlegende Programmsegment 
mit nicht zweckgebundenen freiwilligen Einzahlungen 
abzudecken. Wie die WHA selbst in ihrer Entscheidung 
festhielt, muss die kollektive Finanzierungsbereitschaft 
der Mitgliedsländer mit den Ansprüchen im Einklang 
sein, die sie an die WHO stellen (WHA, 2022). 

7.2.2
Gelegenheitsfenster Pandemievertrag nutzen

Die Mitgliedstaaten der WHO haben im November 
2021 als Reaktion auf die COVID-19-Pandemie eine 
Verhandlungsgruppe für ein völkerrechtliches Überein-
kommen zur Pandemieprävention, -bereitschaft und 
-bewältigung eingesetzt (WHA, 2021). Die aktuellen 
Verhandlungen über den sogenannten internationalen 
Pandemievertrag zielen auf die Verabschiedung eines 
Rahmenabkommens, völkerrechtlichen Vertrags oder 
sonstigen Instruments ab (WHO, 2023). Welche 
Aspekte letztendlich in das Abkommen aufgenommen 
werden, ist noch offen (Anfang 2023), insbesondere in 
Abgrenzung und Ergänzung zu den ebenfalls in Über-

Kasten 7.2-1

WHO-Strategie für Gesundheit, Umwelt und 
Klimawandel

Eine Leitfunktion für die integrierte Gestaltung globaler 
Gesundheits- und Nachhaltigkeitspolitik hat die „WHO glo-
bal strategy on health, environment and climate change: the 
transformation needed to improve lives and wellbeing sus-
tainably through healthy environments“ aus dem Jahr 2020 
(WHO, 2020d). Darin werden sechs strategische Ziele zur 
Verbesserung menschlicher Lebensqualität und Wohlbefin-
den durch eine gesunde Umwelt beschrieben. Diese umfassen: 
1. Primärprävention, insbesondere die Ausweitung der 

Maßnahmen zu den Gesundheitsfaktoren für den Schutz 
und die Verbesserung der Gesundheit im Rahmen der 
Agenda 2030. 

2. Sektorübergreifende Maßnahmen, insbesondere die 
Berücksichtigung der Gesundheitsfaktoren in allen Politik-

bereichen und in allen Sektoren. 
3. Die Stärkung des Gesundheitssektors, insbesondere zur 

Stärkung seiner Rolle in Führung und Koordination in der 
Politikgestaltung. Dies umfasst die Stärkung sektorüber-
greifender, systemischer Maßnahmen (z.  B. Luftqualität/
Klimaschutz), die bessere Verzahnung von Gesundheits- 
und Umweltpolitik (herkömmliche Gesundheitssysteme 
allein können diese Aufgabe nicht bewältigen) sowie die 
Verankerung des Themas Gesundheit in allen Politikbe-
reichen (Health in All Policies). 

4. Internationale Aufmerksamkeit und Unterstützung gene-
rieren, insbesondere durch Verankerung des Themas in 
hochrangigen politischen Foren und internationalen Ver-
einbarungen. 

5. Verbesserte Evidenz und Kommunikation zur Schaffung 
einer Evidenzbasis über Risiken und Lösungen und Infor-
mationsvermittlung.

 6. Integratives Umwelt- und Gesundheitsmonitoring.
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arbeitung befindlichen International Health Regulati-
ons (Kasten  7.2-2) und globalen Abkommen zum 
Naturschutz (z.  B. CBD und CITES). Hiermit eröffnet 
sich ein Möglichkeitsfenster in mehrfacher Hinsicht: 
Das verbindliche Völkerrecht im Gesundheitsbereich 
kann gestärkt und Umweltaspekte integriert werden. 
Zudem kann das Abkommen genutzt werden, um poli-
tischen Umsetzungswillen für übergreifende Lösungs-
strategien im Gesundheitsbereich und darüber hinaus 
zu generieren, wie die Stärkung des One-Health-Ansat-
zes, die Etablierung leistungsfähiger Gesundheitssys-
teme mit einem stärkeren Fokus auf Gesundheitsförde-
rung sowie die Stärkung der internationalen Zusam-
menarbeit zum Naturschutz. 

Um das Gelegenheitsfenster zu nutzen, sollte Pande-
miezusammenarbeit von einem weiten Verständnis der 
Pandemieprävention bis zur Zusammenarbeit bei der 
Erholung von Pandemien ausgehen (Kap. 7.2.2.1). Mit 
Blick auf die institutionelle Ausgestaltung sollte auf 
eine sinnvolle Aufgabenteilung zwischen Naturschutz-
konventionen, den International Health Regulations 
(Kasten  7.2-2) und dem Pandemievertrag hingewirkt 
werden, sowie Compliance (Befolgungskontrolle), 
Finanzierung und interinstitutionelle Zusammenarbeit 
gesichert werden (Kap. 7.2.2.2).

7.2.2.1
Elemente der internationalen Zusammenarbeit zu 
Pandemien
Nach dem Arbeitstitel des Pandemievertrags zielt dieser 
auf Pandemieprävention, -bereitschaft und -bewälti-
gung, wobei in den vorbereitenden Dokumenten auch 
die Erholung von Pandemien bzw. Erholung der 
Gesundheitssysteme von Pandemien einbezogen wird 
(WHO, 2022n; WHO INB, 2023). Dieser umfassende 
Ansatz ist zu begrüßen. Während Pandemiebereitschaft 
und Pandemiebewältigung etablierte Begriffe der inter-
nationalen Zusammenarbeit und bereits Gegenstand 
der IHR sind, ist der Aspekt der Pandemieprävention 
erst in Ansätzen begrifflich gefasst und nicht in der 
internationalen Zusammenarbeit ausgeformt. Auch die 
Erholung von Pandemien (recovery) ist ein potenziell 
neuer Inhalt internationaler Verhandlungen. Besondere 
Bedeutung erlangen in den Verhandlungen zum Pande-
mievertrag zudem Gerechtigkeitserwägungen, was 
durch die Forderung das Prinzip der gemeinsamen aber 
unterschiedlichen Verantwortlichkeiten respektive 
Kapazitäten im Vertrag anzuerkennen, deutlich wird. 

Pandemieprävention
Der WBGU empfiehlt Pandemieprävention weit auszu-
legen und eine langfristige Perspektive einzunehmen, 
die auch die Förderung von Widerstandsfähigkeit und 
Entwicklungspotenzialen von Mensch und Natur 
umfasst (Kap. 3.1). 

Pandemieprävention sollte die sogenannte Spill-
over-Prävention (Verhinderung von Ansteckung über 

Kasten 7.2-2

Die International Health Regulations und ihre 
Reform

Die International Health Regulations (IHR, Internationalen 
Gesundheitsvorschriften) von 2005 (WHA, 2005) bilden das 
Kernabkommen zur internationalen Bekämpfung übertrag-
barer Krankheiten und sind völkerrechtlich verbindlich für 
196 Staaten, inklusive aller 194 Mitgliedstaaten der WHO 
(Gassner, 2021). Die IHR regeln die Einrichtung nationaler 
Überwachungssysteme und die Information über relevante 
Ausbrüche. Es geht also stärker um die frühzeitige Informa-
tion über Ausbrüche übertragbarer Krankheiten, als um deren 
Vorbeugung oder Bekämpfung. Allerdings sollen sich alle 
Staaten auf mögliche Ausbrüche von Epi- oder Pandemien 
vorbereiten. Zudem werden Sonderkompetenzen der WHO 
geregelt, die dann gelten, wenn die WHO einen Gesundheits-
notstand internationaler Tragweite ausruft. 

Die IHR stellen insbesondere die Identifikation von Erre-
gern in den Vordergrund und regeln die Bekämpfung einer 
bereits ausgebreiteten Epidemie/Pandemie nur unzureichend 
international. Während der COVID-19-Pandemie wurden den 

IHR ein zu enger Regelungsbereich und erhebliche Vollzugs-
defizite durch die Mitgliedstaaten der WHO bescheinigt, die 
teilweise schon während anderer Krankheitsausbrüche der 
letzten 20 Jahre, wie SARS 2003 und Ebola 2014-2016 deut-
lich wurden (Taylor et al., 2022: 83; Villarreal, 2017: 246; 
Sirleaf und Clark, 2021). Deutlich wurde nicht nur die nor-
mative Schwäche der Vorschriften durch mangelnde Befol-
gungsbereitschaft durch die Mitgliedstaaten, sondern auch 
die politischen und institutionellen Herausforderungen der 
WHO (Burci et al., 2022 ). 

Reform der IHR
Die IHR sollen auf Grundlage des Art. 55 IHR auf der 77. 
Weltgesundheitsversammlung im Mai 2024 reformiert wer-
den (WHA, 2022). Die Arbeitsgruppe zur Reform der IHR hat 
307 Reformvorschläge der Mitgliedstaaten erhalten (WHO, 
2023a). Gefordert wird u.  a. eine Verbesserung bzw. Digita-
lisierung des Informationsaustausches, die Verbesserung der 
Überwachungs- und Meldesysteme, die Verankerung einer 
besseren Compliance (Befolgungskontrolle), eine stärker 
koordinierende WHO mit vermehrten Kompetenzen gegen-
über den Mitgliedstaaten (WHO, 2023a).
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Artengrenzen hinweg) umfassen (Kap.  5.1.1.2). Das 
One Health High Level Expert Panel (OHHLEP), das 
von der Quadripartite aus WHO, FAO, WOAH und 
UNEP (Kasten 7.1.7) beauftragt wurde, eine Definition 
für die Prävention sogenannter zoonotischer Spillover 
vorzuschlagen, definiert Spillover-Prävention von Tier 
auf Mensch als Primärprävention für Infektionskrank-
heiten, die den Handlungsfokus von reaktiver zu pro-
aktiver Prävention verschiebt. Diese Prävention 
umfasst Treiber des Auftretens von Krankheiten, also 
ökologische, wetterbedingte und anthropogene Fakto-
ren und Aktivitäten, die Spillover begünstigen, zu redu-
zieren. Solche Maßnahmen bedürfen einer Bioüberwa-
chung natürlicher Wirte, Menschen und der Umwelt, 
um die Übertragung von Krankheitserregern besser zu 
verstehen und entsprechende Maßnahmen zu entwi-
ckeln (OHHLEP, 2023). Spillover-Prävention verringert 
also Übersprünge besonders gefährlicher Krankheits-
erreger zwischen Tier und Mensch mittels Planetary 
Health-Ansätzen, One Health-Ansätzen und zoonoti-
scher Risikoabschätzungen (Phelan und Carlson, 2022; 
Vinuales et al., 2021; Strupat et al., 2022a). Das bedeu-
tet, dass globalen Umweltkrisen, wie Klimawandel, 
Biodiversitätsverlust und Verschmutzung ebenso effek-
tiv zu begegnen ist wie weiteren Treibern von Land-
nutzungsänderungen, wie Ernährungsunsicherheit, 
Armut und sozioökonomischer Ungleichheit (OHHLEP, 
2023). Maßnahmen zur Spillover-Prävention bewegen 
sich vor allem im Naturschutz und weisen entsprechend 
Begleitnutzen mit den Zielen des Biodiversitätsschutzes 
auf (Kap.  5.1.3). Sie sind von den IHR bislang nicht 
geregelt (Labonté et al., 2021; Vinuales et al., 2021). Im 
Sinne eines One Health Ansatzes sollten Tiergesundheit 
und menschliche Gesundheit in ihrer Interdependenz 
und im Zusammenspiel mit Umweltveränderungen, wie 
Landnutzungsänderungen und dem Klimawandel 
zusammengedacht werden (Ruckert et al., 2021). 

Neben der Spillover-Prävention ist Gesundheitsför-
derung als Element der Pandemieprävention zu benen-
nen. Pandemieprävention in einem weiten Sinne sollte 
sich auch darauf richten, dass Menschen und Tiere 
möglichst gesund sind, damit sie mit neuen Krankheits-
erregern möglichst gut umgehen können. Dafür ist es 
erforderlich, Gesundheitssysteme und Lebenswelten 
möglichst gesundheitsförderlich auszurichten und zu 
gestalten (Kap. 4; Kap. 6). Hierbei sollte nicht allein auf 
die Abwehr von menschlichen und tierischen Krank-
heiten abgestellt werden, sondern ebenso stark auf die 
Ermöglichung gesunder und nachhaltiger Lebensstile. 
In diesem Sinne umfasst Pandemieprävention nicht 
etwa nur die Verbreitung von Impfstoffen für bereits 
bekannte Krankheiten (WHO, 2022j), sondern die 
Gestaltung und Planung gesunder Lebensräume in und 
außerhalb von Siedlungsgebieten. Dieser Punkt ist 

nicht pandemiespezifisch, kann aber auch durch ein 
Pandemieabkommen gestärkt werden.

Pandemiebereitschaft
Eine wirksame Pandemievorsorge (pandemic prepared-
ness) ist auf Planungsprozesse angewiesen, an denen 
nicht nur der Gesundheitssektor, sondern auch alle 
relevanten öffentlichen und privaten Akteur:innen 
beteiligt sind. Ausgehandelt, festgelegt und erprobt 
werden so Maßnahmen, die bei Auftreten eines neu-
artigen oder bekannten Erregers mit Epi- oder Pande-
miepotenzial dafür sorgen, dass eine Ausbreitung nicht 
stattfindet. Dafür müssen lokal, national, grenzüber-
schreitend und international Überwachungs- und Mel-
desysteme vorhanden sein. Die Vereinheitlichung der 
Melde- und Frühwarnsysteme, aber auch das Teilen 
von Daten (nicht nur Pathogene) sollten verbessert 
werden (Strupat et al., 2022a). Erforderlich ist der Auf- 
und Ausbau der Forschungs- und Entwicklungskapazi-
täten, die Aus- und Weiterbildung des Fachpersonals, 
Bildungsmaßnahmen für die Bevölkerung sowie öffent-
liche Gesundheitsdienste, die entsprechende Daten 
miteinander teilen. 

Insgesamt sind starke Sozialsysteme Voraussetzung 
für die Bewältigung gesellschaftlicher Krisen (Strupat 
und Marschall, 2020). Für Pandemien werden Gesund-
heitssysteme benötigt, die erhöhte Krankenaufkom-
men bewältigen und kurzfristig entsprechende Kapazi-
täten aufstocken können (surge capacities). Auch die-
ser Punkt ist nicht pandemiespezifisch, kann aber auch 
durch ein Pandemieabkommen gestärkt werden (Phe-
lan und Carlson, 2022). Je flächendeckender Universal 
Health Coverage und Primary Health Care (Kap.  6) 
gewährleistet sind, desto weniger anfällig ist die 
Menschheit für Pandemien. 

Pandemiebewältigung und Erholung von Pandemien
Zur Pandemiebewältigung (pandemic response) sind 
einerseits Ressourcen innerhalb des Gesundheitssek-
tors erforderlich, wie die Möglichkeit passende Medi-
kamente und Medizinprodukte zu entwickeln und zu 
verbreiten. Dazu zählt auch die Entwicklung gemeinsa-
mer Vorschriften und Verfahren zum sogenannten 
Pathogen-Sharing, also dem Teilen von Krankheitserre-
gern. Insgesamt sollte der Pandemievertrag in Bezug 
auf die Pandemiebewältigung ein solidarisches System 
etablieren, das auf internationale Verteilungsmechanis-
men gerichtet ist. So besteht für die Akutversorgung 
mit Impfstoffen, Medikamenten und Medizinproduk-
ten während einer Pandemie oder Epidemie erheblicher 
Bedarf, vorhandene Ressourcen weltweit gerecht zu 
verteilen, was in der COVID-19-Pandemie aufgrund 
von Nationalisierungstendenzen gescheitert ist (Stamm 
et al., 2021; Wenham et al., 2022; Labonté et al., 2021; 

       
       

       
       

       
       

       
       

 

ENTWURF



7 Globale Dringlichkeitsgovernance 

278

De Paula und Brown, 2021; Villareal, 2023). Hier sind 
auch Schnittstellen zum WTO-Recht mit dem TRIPS-
Abkommen auszugestalten (Nikogosian und Kickbusch, 
2021b). Schließlich könnte durch eine konzeptionelle 
Änderung in Richtung eines „global health commons 
approaches“ möglicherweise auch tieferliegenden Phä-
nomenen, wie etwa einer mangelnden Impfbereitschaft 
bzw. Impfzahlungsbereitschaft, entgegengewirkt wer-
den (Ramchandani et al., 2021: 1; Strupat et al., 2022b). 
Um Pandemien zu bewältigen, können zudem mit star-
ken Freiheitseinschränkungen verbundene, staatlich 
auferlegte Maßnahmen erforderlich werden. Anstatt 
Pandemien über eine unausgewogene Beschränkung 
von Freiheitsrechten zu lösen, sollte auch in Bezug auf 
Strategien zum öffentlichen Gesundheitsschutz wäh-
rend Pandemien eine entsprechende Vorsorgestrategie 
(good emergency legal preparedness) in allen Staaten 
aufgebaut werden (Phelan und Carlson, 2022). 

Der Zero Draft für einen Pandemievertrag sieht der-
zeit (Anfang 2023) als Handlungsfeld neben der Pan-
demiebewältigung auch die Erholung von Gesundheits-
systemen auf kommunaler, nationaler, regionaler und 
globaler Ebene vor (WHO INB, 2023), nicht aber die 
Erholung sonstiger gesellschaftlicher Systeme, etwa der 
Bildung oder der Wirtschaft. Dabei ist unklar, was mit 
einer Erholung (recovery) der Gesundheitssysteme 
gemeint ist. Die internationale Zusammenarbeit wäh-
rend akuter Pandemien mit einer solchen Reichweite, 
wie bei der COVID-19-Pandemie, sollte jedenfalls auch 
die Erholung sonstiger gesellschaftlicher Teilbereiche 
von Pandemien und Pandemieeindämmungsmaßnah-
men umfassen. Im Rahmen der Krisenbewältigung ver-
fügen Staaten über sehr ungleiche Mittel, um auf natio-
naler Ebene Einbußen in der Wirtschaft und Gesellschaft 
zu kompensieren, die aus Pandemiebewältigungsmaß-
nahmen entstehen. Diese Ungleichheiten korrelieren 
teilweise mit Vulnerabilitäten und hegemonialen Konti-
nuitäten (Kap. 2.1) und verschärfen diese. Für die Moti-
vation der Staaten zu internationaler Zusammenarbeit 
ist es hingegen zuträglich, in Krisensituationen Wieder-
aufbaumaßnahmen solidarisch weltweit zu ermögli-
chen. Darüber hinaus ist erforderlich auch in durch Pan-
demien verursachten Krisensituationen staatliche Hil-
fen und Erholungsmaßnahmen an der Agenda 2030 und 
Nachhaltigkeitszielen auszurichten (Kap. 7.1.1). 

Gerechtigkeitsprinzipien in der internationalen 
Zusammenarbeit zu Epidemien und Pandemien 
Auch im Rahmen des Pandemievertrags und der IHR-
Reformen wird analog zum Klimavölkerrecht die Ver-
einbarung eines Prinzips der gemeinsamen, aber aus-
differenzierten Verantwortungsübernahme diskutiert 
(Kap. 7.1.3.1; WHO, 2023b; WHO INB, 2023). Insge-
samt sind die Verhandlungen der IHR und des Pande-

mievertrags stark von Gerechtigkeitsforderungen 
geprägt Dentico et al., 2021:35). Gerade aufgrund der 
Erfahrungen mit der COVID-19-Pandemie gilt es, durch 
europäische Staaten und andere Hocheinkommenslän-
der mit einem Pandemievertrag Vertrauen der Niedrig-
einkommensländer zurückzugewinnen. In diesem Sinne 
sind zwar konkrete Zusagen und verbindliche Ver-
pflichtungen der Hocheinkommensländer zur Schaf-
fung globaler Pandemieeindämmungsressourcen aus-
sagekräftiger, als die Verabschiedung von Prinzipien. In 
einer Zusammenschau der für den Pandemievertrag 
vereinbarten Prinzipien, sollte aber insbesondere das 
Prinzip der Solidarität hervorgehoben und umgesetzt 
werden. Dieses kann auch für die Auslegung gemeinsa-
mer und ggfs. differenzierter Verantwortlichkeiten 
anhand von Kapazitäten herangezogen werden. Auch 
im Rahmen der Pandemiezusammenarbeit lässt sich 
eine historische und gegenwärtige gesteigerte Verant-
wortung für Naturzerstörung bei Hocheinkommenslän-
dern, mithin eine differenzierte Verantwortung für die 
Ursachen von Pandemien begründen (Verma, 2020). 
Auch bestehen global gesehen sehr unterschiedliche 
Kapazitäten für die Entwicklung und Produktion von 
Medizinprodukten. Die Verantwortlichkeiten und 
Kapazitäten überschneiden sich jedoch nur zum Teil, 
sodass keine statische, sondern eine dynamische und 
nuancierte Bewertung von Verantwortlichkeiten und 
Handlungsspielräumen zu veranschlagen ist 
(Kap.  7.1.3.1). Eine Verankerung eines Prinzips der 
gemeinsamen aber unterschiedlichen Verantwortung, 
ist also nur dann zu empfehlen, wenn hiernach in soli-
darischer Auslegung ein Mehr an Verantwortungsüber-
nahme generiert werden kann.

7.2.2.2
Institutionelle Ausgestaltung
Die Ergebnisse der Verhandlungen über einen Pande-
mievertrag sollten in verbindliches Völkerrecht über-
führt werden, was bis zur Verabschiedung des Vertrags 
und der Reform der International Health Regulations 
(IHR) – trotz einer entsprechenden Einigung der zwi-
schenstaatlichen Verhandlungsgruppe zum Pandemie-
vertrag – nicht gesichert ist (Wenham et al., 2022). 

Der WBGU plädiert für eine explizite Aufgaben-
teilung zwischen Pandemievertrag, IHR, den Klima-
schutzabkommen und den biodiversitätsbezogenen 
Konventionen. Gleichzeitig sollte die Compliance 
(Befolgungskontrolle) und Finanzierung gesichert und 
diese Institutionen durch Kooperations- und Koordina-
tionsmechanismen miteinander verzahnt werden.

Die zwischenstaatlichen Verhandlungsforen sollten 
die Einbeziehung der Stimmen Betroffener, Unterneh-
men, kommunaler und regionaler Akteur:innen (z.  B. 
Städte), der Wissenschaft und philanthropischer Stif-
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tungen und Nichtregierungsorganisationen berücksich-
tigen, um problemadäquate Lösungen zu identifizieren 
(Duff et al., 2021). Dabei sind auch die begrenzten Ver-
handlungsressourcen kleinerer Staaten und von Nied-
rigeinkommensländern zu berücksichtigen, die im Rah-
men der WHO derzeit gleichzeitig den Pandemievertrag 
und die IHR-Reform verhandeln müssen. 

Umsetzung der Klima- und Umweltkonventionen als 
unabdingbare Voraussetzung
Die Umsetzung der Klima- und Umweltkonventionen 
und das Erreichen der vereinbarten Ziele für den Klima-
schutz, das Leben an Land und das Leben unter Wasser 
(SDGs 13, 14, 15) sowie die Anpassung an nicht mehr 
verhinderbare Klima- und Umweltveränderungen ist 
Grundvoraussetzung für die Vision „Gesund leben auf 
einer gesunden Erde“ (Kap. 5). Die Prävention künfti-
ger Pandemien hängt erheblich von der Umsetzung 
verschiedener Umweltkonventionen (Pariser Klima-
übereinkommen, Biodiversitätskonvention) und der 
Einbeziehung von Ökosystemansätzen in die Politikge-
staltung ab (Gibb et al., 2020b; OHHLEP, 2023; 
Kap. 5.1.1.2). Ein Pandemieabkommen kann nicht den 
mangelnden Willen der Vertragsstaaten zur Konkreti-
sierung und Umsetzung der Klima- und Biodiversitäts-
abkommen ersetzen. Aus Argumenten des Gesund-
heitsschutzes könnte aber über das Pandemieabkom-
men politischer Wille und ggf. Finanzierung für die 
Umsetzung des Biodiversitätsschutzes generiert wer-
den. Vinuales et al., 2021) plädieren insoweit für einen 
Ansatz der sogenannten tiefen Prävention (deep pre-
vention), der Treiber von Umweltveränderungen, die 
den Übersprung von Zoonosen auf den Menschen 
bedingen, einbezieht. Während diese Verbindungen 
zwingend im Pandemievertrag anzuerkennen sind, 
sollte die konkrete internationale Zusammenarbeit zum 
Naturschutz, der Ausweisung von Schutzgebieten, 
nachhaltiger Nutzung und zum Wildtierhandel bei den 
biodiversitätsschützenden Konventionen (vor allem 
CBD, CITES) verbleiben (Kap.  5.1.3). Diese Inhalte 
unterliegen den eindeutigen Zuständigkeiten dieser 
Abkommen. Entsprechende Maßnahmen sind nicht 
allein der Pandemieprävention zuzurechnen. Zudem 
besteht hier die jeweilige Fachexpertise. 

Auch wenn das Pathogen-Sharing den Anwen-
dungsbereich des Nagoya-Protokolls berührt, ist es 
sinnvoll das Pathogen-Sharing im Rahmen des Gesund-
heitsvölkerrechts zu regeln und hier eine Ausnahme 
zum Nagoya-Protokoll unter der CBD vorzusehen. Der 
Ansatz des Access and Benefit Sharings, also das Teilen 
eines Pathogens mit einer Gegenleistung zu verbinden, 
könnte jedoch als Anreizstruktur übertragen werden.

Sinnvolle Aufgabenteilung zwischen IHR und 
Pandemievertrag
Besonders herausfordernd ist es, eine sinnvolle Aufga-
benteilung zwischen dem Pandemievertrag und den 
International Health Regulations (IHR) festzulegen 
(Labonté et al., 2021; Kasten 7.2-2). 

Der Pandemievertrag soll nach derzeitigem Stand 
(Februar 2023) möglicherweise als Rahmenabkommen 
gemäß Art.  19 WHO-Verfassung beschlossen werden 
(WHA, 2021). Die IHR beruhen auf Art. 21 lit. a der 
WHO-Verfassung. Die IHR und der Pandemievertrag 
könnten entsprechend ihrer Rechtsgrundlagen in der 
WHO-Verfassung verschieden aufgestellt werden (Vil-
lareal, 2023). Die IHR sind auf Grundlage des Art. 21 
lit. a WHO-Verfassung erlassen worden, wonach die 
WHA-Regelungen über sanitäre und Quarantänemaß-
nahmen und andere Vorkehrungen zur Verhinderung 
der Ausbreitung von Krankheiten von einem Land ins 
andere treffen kann. Der Anwendungsbereich der IHR 
ist hierdurch begrenzt. Dafür gelten die Regelungen für 
alle Mitgliedstaaten der WHO nach „gebührender“ 
Bekanntgabe, außer ein Staat lehnt die Regelungen 
durch explizite Mitteilung innerhalb einer Frist ab (Opt-
Out) oder erklärt entsprechende Vorbehalte (Art. 21, 22 
WHO-Verfassung). Demgegenüber könnte der Pande-
mievertrag, wenn er nach Art.  19 WHO-Verfassung 
vereinbart wird, jegliche Inhalte des Abkommens mit 
Bezug zur Zuständigkeit der WHO regeln, also mehr als 
nur Maßnahmen zur Verhinderung internationaler 
Krankheitsausbreitung. Die Inhalte des Abkommens 
gelten dann jedoch nur für Staaten, die das Abkommen 
aktiv unterzeichnen und ratifizieren (Opt-in). Daraus 
entsteht zwar die Gefahr, dass die internationale 
Zusammenarbeit zur Pandemiebekämpfung geschwächt 
wird, indem ein neues Abkommen nicht alle Staaten 
unterzeichnen und ratifizieren (Wenham et al., 2022; 
Ramakrishnan und Gopakumar, 2021). Gleichzeitig bie-
tet sich aber die Möglichkeit für bereitwillige Staaten, 
einen progressiven Rahmen der Pandemiezusammen-
arbeit zu vereinbaren, während die grundlegende 
Zusammenarbeit weiterhin in den IHR geregelt werden 
können. Wenngleich politische Spielräume bestehen, 
welche Inhalte in den IHR und welche im Pandemiever-
trag geregelt werden, erscheint aus Sicht des WBGU 
folgendes Szenario empfehlenswert: 

Die IHR sollten alles regeln, was den internationalen 
Mindestkonsens zur Pandemieprävention, -bereit-
schaft, -bewältigung und -erholung widerspiegelt, ins-
besondere Vorschriften über möglichst digitalisierte 
nationale Pandemiebereitschaftsplanung, Überwa-
chungs- und Meldesysteme, internationalen Datenaus-
tausch und Pathogen-Sharing (dem Teilen von Krank-
heitserregern) sowie (stärkere) Kompetenzen der WHO 
in globalen Gesundheitsnotständen. 
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Für den Pandemievertrag verbleibt, darüberhinaus-
gehende Felder der Zusammenarbeit zu strukturieren, 
Synergien zu anderen Rechtsgebieten herzustellen und 
Schnittstellen auszugestalten (Nikogosian und Kick-
busch, 2021a), ohne unnötige Parallelstrukturen zu 
schaffen (Labonté et al., 2021; Ramakrishnan und 
Gopakumar, 2021). Die Zuständigkeiten zwischen den 
verschiedenen Rechtsakten im Bereich der Pandemie-
prävention, -bereitschaft, -bewältigung und -recovery 
sollten in den reformierten IHR und im Pandemiever-
trag explizit festgestellt werden. Als handlungsleitende 
Leitbilder sollten u.  a. Pandemieprävention in Form von 
Spillover-Prävention, Gesundheitsförderung, One 
Health und Planetary Health, Forschung und Entwick-
lung sowie Solidarität bei der Pandemiebewältigung 
durch die Mitgliedstaaten verankert werden. Alle 
Inhalte sollten möglichst auch mit Maßnahmen und 
Kooperationsformaten hinterlegt werden. Im Zero Draft 
zum Pandemievertrag (WHO INB, 2023) finden sich 
dazu erste Beispiele, z.  B. mit dem WHO Global Pande-
mic Supply Chain and Logistics Network (Art. 6 Zero 
Draft). Der Pandemievertrag könnte als Rahmenwerk 
für die Pandemiebewältigung, insbesondere eine Poli-
tikplanung ähnlich der im Klimabereich bekannten 
National Determined Contributions für Pandemien 
regeln, die im breiten Sinne Pandemieprävention im 
Wege des Naturschutzes, der Gesundheitsförderung, 
der Umsetzung der IHR und Aktivitäten in Forschung 
und Entwicklung erfasst. Dieses Instrument könnte der 
Transparenz über die Umsetzung der IHR ebenso die-
nen, wie der Generierung freiwilliger Beiträge. 

Ein weiterer Schwerpunkt des Pandemievertrages 
sollte auf der die IHR ergänzende Krisenbewältigung 
liegen. Dabei sollte insbesondere der Forderung von 
Niedrigeinkommensländern nach Verteilungsmechanis-
men und Gerechtigkeit Rechnung getragen werden. 
Hier ist ein möglichst konkreter Mechanismus zu schaf-
fen, der die (gescheiterten) Initiativen ACT-A und 
COVAX und die geplante Plattform für gerechten 
Zugang zu medizinischen Gegenmaßnahmen (platform 
for equitable access tot medical countermeasures in 
pandemics; WHO, 2023a) integriert, verbessert und 
deren Verwirklichung sicherstellt. Möglich wäre aber 
auch in den IHR die Solidarität in der Pandemiebewäl-
tigung, zu regeln, etwa zu spezifischen Impfstoffen, 
Medikamenten und sonstige Medizinprodukten. In 
einem Pandemievertrag könnten demgegenüber Reco-
very-Maßnahmen im weiteren Sinne geregelt werden, 
wie etwa Wirtschaftshilfen. Diese könnten technisch 
über die der Weltbank und des internationalen Wäh-
rungsfonds abgewickelt werden. Des Weiteren sollte 
pandemiespezifische Zusammenarbeit bei Forschung 
und Entwicklung vereinbart werden. So sollte beispiels-
weise eine internationale Verständigung angestrebt 

werden, welchen Prozentsatz des BIP Länder weltweit 
in Forschung und Entwicklung mit Fokus auf die Dyna-
miken gesunden Lebens in gesunder Umwelt investie-
ren. Taylor et al. (2022) sprechen beispielsweise vom 
Aufsetzen eines Stufenplans für die Einführung einer 
Förderquote von 0,5  % des BIP für Umwelt-Gesund-
heitsforschung.

Compliance (Befolgungskontrolle)
Es besteht Einhelligkeit, dass starke Compliance-
Mechanismen zur Einhaltung gemeinsamer Vorschrif-
ten zu Pandemieprävention, -bereitschaft und -bewäl-
tigung erforderlich wären und wünschenswert sind 
(Wenham et al., 2022; Phelan und Carlson, 2022; 
Labonté et al., 2021; Schwalbe und Lehtimaki, 2021). 
Allerdings sind funktionsfähige Durchsetzungsmecha-
nismen im Völkerrecht tendenziell rar. Möglich wäre 
anstelle eines Sanktionsmechanismus mit einem anreiz-
basierten System zu arbeiten, bei dem Gelder aus einem 
gemeinsamen Fonds oder einer gemeinsamen Versiche-
rung für Pandemiefolgenbekämpfung von der Compli-
ance (Befolgungskontrolle) für Präventionsmaßnah-
men und Meldepflichten abhängig gemacht werden 
(Wenham et al., 2022). 

Finanzierung
Um die Finanzierung der Pandemieprävention, -bereit-
schaft und -bewältigung für Niedrig- und Mittelein-
kommensländer zu erleichtern, wurde bei der Weltbank 
unter technischer Leitung der WHO ein neuer Fond für 
Pandemieprävention, -bereitschaft und -bewältigung 
gegründet (Financial Intermediary Fund). Dessen Fokus 
liegt auf der Stärkung der Kernbereiche, die für die 
nationale Umsetzung der IHR nötig sind, wie Überwa-
chung von Krankheiten, Laborsystemen, Notfallkom-
munikation, -koordination und -management; relevan-
ten Kapazitäten des Gesundheitspersonals und die Ein-
bindung der Bürgerschaft. sowie auf dem Aufbau regio-
naler und globaler Kapazitäten für PPR und die 
Unterstützung von technischer Zusammenarbeit, Ana-
lysen, Bildungsmaßnahmen und Tagungen (FIF, 2022). 
Die neue Finanzierungsstruktur könnte aber auch für 
Maßnahmen zur Pandemieprävention unter der CBD, 
zur Stärkung von Gesundheitssystemen und zur Umset-
zung weiterer Inhalte des Pandemievertrages genutzt 
werden. Dafür ist erforderlich, dass entsprechende Mit-
tel bereitgestellt werden. 

Interinstitutionelle Kooperationsmechanismen
Bei einer solchen Vielzahl an Rechtsakten, Verhand-
lungsforen, Mechanismen und Finanzierungsinstitutio-
nen sind gelungene Kooperationsmechanismen zentral, 
um eine synergistische Entwicklung der Pandemiego-
vernance sicherzustellen. Hier ist besonders darauf zu 
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achten, dass Kooperationsmechanismen eine möglichst 
konkrete Struktur gegeben wird. Hilfreich sind dabei 
regelmäßige Treffen die statt auf bloßen Informations-
austausch auf konkrete Zielsetzungen hinwirken 
(Kap. 7.1.3.2). 

Eine Koordinierung zwischen den Verhandlungs-
gruppen für die Reform der IHR und die Aushandlung 
des Pandemievertrags ist erforderlich, um der Gefahr 
vorzubeugen, dass umstrittene Inhalte jeweils der 
anderen Zuständigkeit zugeschrieben werden und 
somit außen vor bleiben (WHO, 2023b). 

Ein Pandemievertrag sollte die Zusammenarbeit zwi-
schen der WHO, der World Organization for Animal 
Health (WOAH), der FAO, UNEP, CITES, UNCCD und der 
CBD regeln (Labonté et al., 2021; Vinuales et al., 2021; 
Kap. 5.3.2). Die Arbeit der Quadripartite (Kasten 7.1-7) 
und die Beauftragung der One Health High Level Expert 
Panel (OHHLEP) mit der Klärung grundlegender Fragen, 
wie der Definition von One Health oder der Spillover-
Prävention, weisen hier in die richtige Richtung.

Eine Institution, die durch Datenintegration als 
Querschnittsmechanismus ausgebaut werden sollte, ist 
der Pandemic Hub in Berlin. Diese Institution sollte 
nicht leere Hülle werden, sondern könnte sowohl in den 
IHR als auch im Pandemievertrag als Schnittstelle für 
Datensammlungen dienen (Villareal, 2023), sodass ent-
sprechende Informationen zusammengeführt werden 
können, wo sinnvoll und zulässig. 

7.2.2.3
Ausblick
Der Pandemievertrag soll politische Verantwortungs-
übernahme zur globalen Zusammenarbeit bei Infekti-
onskrankheiten stärken (Kickbusch und Holzscheiter, 
2021). Es wird jedoch bezweifelt, ob ein neuer Vertrag 
fehlenden politischen Willen (Wenham et al., 2022), 
fehlende Finanzierung sowie andere mangelnde Res-
sourcen der WHO und der Staaten für Public Health-
Maßnahmen (WHA, 2022; Labonté et al., 2021; Rama-
krishnan und Gopakumar, 2021) ausgleichen kann. Ein 
Vertrag sollte insbesondere ambitionierten Staaten als 
Rahmen dienen, um ihre Zusammenarbeit für Pande-
mien auszugestalten. 

Die IHR als für alle WHO-Staaten gültige Vorschrif-
ten sollten weiterhin die Kerninhalte der Pandemieprä-
vention, -bereitschaft und -bewältigung regeln und mit 
einem Compliance-Mechanismus (Befolgungskont-
rolle) ausgestattet werden. Der Pandemievertrag sollte 
insbesondere einen Berichtsmechanismus sowie Inhalte 
regeln, die über die Kompetenz des Art. 21 WHO-Ver-
fassung hinausgehen, z.  B. die Stärkung weltweiter 
Gesundheitssysteme mit Blick auf Gesundheitsförde-
rung und Recovery-Maßnahmen. Als Grundvorausset-
zung für Pandemieprävention sind die biodiversitäts-

schützenden Konventionen zu stärken (CBD, CITES) 
und umzusetzen (Kap. 5.1-3). 

7.2.3
Handlungs- und Forschungsempfehlungen

Die WHO ist als zentrale internationale Organisation im 
Gesundheitsbereich dafür zuständig, die internationale 
Zusammenarbeit für „Gesund leben auf einer gesunden 
Erde“ erheblich mit zu prägen. Ihre bekannten und 
neuen Foren sind im Sinne einer Dringlichkeitsgover-
nance zu nutzen.

Handlungsempfehlungen 
In der programmatischen Arbeit der WHO, z.  B. zu 
gesunden Lebensstilen, sollten dabei weiterhin, Ver-
hältnisprävention für gesundes menschliches Leben mit 
Verhältnisprävention für gesundes nicht menschliches 
Leben zu integrieren. Dabei sind insbesondere Schnitt-
stellen zu Mandaten anderer Organisationen und völ-
kerrechtlichen Institutionen stärker zu verzahnen und 
eine gemeinsame Finanzierung sicherzustellen. 

Die internationalen Verhandlungen zur Pandemie-
prävention, -bereitschaft und -bewältigung im Rahmen 
der IHR-Reform und des neuen Pandemievertrags sollte 
genutzt werden, um übergreifende Erfordernisse, wie 
die Stärkung des One Health-Ansatzes, die Transforma-
tion hin zu leistungsfähigen und nachhaltigen Gesund-
heitssystemen und die Stärkung von Gesundheitsför-
derung sowie Prinzipien der Solidarität und kooperati-
ven Verantwortungsübernahme prominent zu veran-
kern. Dabei ist eine Aufgabenteilung zwischen den 
verschiedenen Rechtsakten festzulegen. Die IHR soll-
ten einen Mindestkonsens aller Staaten abbilden. Das 
Pandemieabkommen kann auch für ambitioniertere 
Zusammenarbeit genutzt werden. Pandemieprävention 
durch Naturschutz und geregeltem Wildtierhandel 
sollte unter den biodiversitätsschützenden Konventio-
nen verhandelt und diese politisch aufgewertet wer-
den. Die Umsetzung der Klima- und Umweltschutzkon-
ventionen ist Grundvoraussetzung für die Verminde-
rung zukünftiger Pandemien. 

Forschungsempfehlungen 
Pandemiezusammenarbeit ist ein zentrales Feld, indem 
empfohlen wird einen One Health Ansatz umfassend 
umzusetzen. Sinnvoll könnte es sein, an diesem Beispiel 
Governanceimplikationen von One Health und Plane-
tary Health weiter zu erforschen, etwa darauf, wie die 
verschiedenen Sektoren und Arbeitsebenen besser 
zusammenarbeiten können, um wirklich One-Health 
und Planetary Health Konzepte zu implementieren und 
so eine nachhaltige Pandemieprävention leisten. Hier 
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kann gegebenenfalls für weitere Krisenbewältigungs-
mechanismen gelernt werden. 

Der WBGU erachtet als sinnvoll, anreizbasierte Com-
pliance-Mechanismen (Wenham et al., 2022) für völ-
kerrechtliche Verträge weiter zu untersuchen, die zur 
Umsetzung der IHR und des Pandemievertrages aber 
auch anderen Völkerrechts beitragen können.

7.3
Von exklusiven Clubs zu inklusiven Allianzen: G7, 
G20 und Multistakeholder-Allianzen 

Politisches Leadership für die Umsetzung der Vision 
„Gesund leben auf einer gesunden Erde“ ist nicht nur in 
den Foren internationaler Organisationen (Kap.  7.2) 
und in staatlichen Regionalorganisationen, wie der 
Europäischen Union (Kap.  7.4), gefragt, sondern 
ebenso in bzw. mit überregionalen staatlichen Zusam-
menschlüssen wie der G7, G20 und G77 sowie durch 
Multistakeholder-Allianzen. Letztere umfassen neben 
Nationalstaaten weitere, vornehmlich privatwirtschaft-
liche, Akteure und haben in den letzten Jahren im Hin-
blick auf den Umgang mit globalen Herausforderungen 
im Bereich Gesundheit und Umwelt stark zugenommen. 
Diese bedeutende Rolle inklusiver Allianzen wird bei-
spielsweise deutlich an der auch während der COVID-
19-Pandemie aktiven Coalition for Epidemic Prepared-
ness Innovation (CEPI) und ihrem Einsatz für die Impf-
stoffentwicklung, sowie dem unter deutscher G7-Präsi-
dentschaft initiierten Bündnis für globale 
Ernährungssicherheit, über das die Sicherstellung des 
Weizenexportes aus der Ukraine trotz russischen 
Angriffskriegs erzielt werden konnte (CEPI, 2023; 
Hornidge und Brüntrup, 2022) (Kasten 7.3-1). Daher 
bedarf es neben einer gut ausgestalteten und finanzier-
ten Schnittstelle von Gesundheit und Umwelt, einer gut 
vernetzten WHO und einer sowohl nach innen als auch 
nach außen in gesundheitspolitischen Fragen einheitli-
chen und mit höherem Gestaltungsanspruch auftreten-
den Europäischen Union darüber hinaus kontinuierli-
cher transnationaler und -regionaler Kooperation. The-
men- oder länderspezifische Bündnisse (auch als Clubs 
und Allianzen bezeichnet) spielen hierbei eine beson-
dere Rolle, da sie Agenda Setting und Commitment auf 
höchster politischer Ebene ermöglichen, eigene Ziele 
effektiv umsetzen sowie Einfluss auf internationale 
Organisationen in der Umsetzung von Beschlüssen 
nehmen können (Kamradt-Scott et al., 2022; Beisheim 
et al., 2022; Berger et al., 2019). Insbesondere Multi-
stakeholder-Allianzen bieten eine wichtige Plattform 
für die Ausführung politischen Leaderships für die 
Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“, da sie 
neue Möglichkeiten eröffnen, eine Vielfalt an Akteu-

ren, darunter privatwirtschaftliche Akteure wie inter-
nationale Entwicklungsbanken, zur gemeinsamen 
Bewältigung globaler Probleme an der Schnittstelle 
Umwelt und Gesundheit zu mobilisieren.

7.3.1
Transformatives Potenzial von Club Governance: 
G7 und G20

Club Governance wird auch mit „modularem Multilate-
ralismus“ in Verbindung gebracht. Dies bedeutet, dass 
Clubs und Allianzen flexiblere mini- oder plurilaterale 
Kooperationsformen in Ergänzung zu einem formali-
sierten Multilateralismus internationaler Organisatio-
nen darstellen (Beisheim et al., 2022; Sonobe et al., 
2023; Brandi et al., 2015). Diese Club-Governance-For-
mate bringen potenzielle Vorteile gegenüber multilate-
raler Kooperation mit sich, u.  a. in Bezug auf Geschwin-
digkeit, Ambitionsniveau, Effektivität, Durchsetzungs-
mechanismen sowie Partizipation und Ressourcenmo-
bilisierung (Naim, 2009; Weischer et al., 2012; Falkner, 
2016). Die begrenzte Mitgliedschaft und der informelle 
Charakter von Clubs und Allianzen ermöglicht es, 
schneller und leichter gemeinsame Nenner zu identifi-
zieren und gemeinsame Lösungsansätze voranzutrei-
ben. Diese versprechen zudem tiefergehend und damit 
ambitionierter zu sein als Maßnahmen, die die hetero-
genen Interessen einer größeren Mitgliederzahl abde-
cken (Brandi, 2019; Blümer et al., 2020). Durch den 
Fokus auf relevante Akteure sowie den bei Clubs beste-
henden Anreizen der Clubvorteile und Sanktionen wie 
der Androhung des Ausschlusses zur Vermeidung von 
„Trittbrettfahrern“ können außerdem gemeinsam ver-
einbarte Ziele tendenziell effektiver umgesetzt werden 
(WBGU, 2014a: 80). Darüber hinaus kann die geringere 
Größe von Clubs auch kleineren oder weniger mächti-
gen Akteuren ermöglichen, ihre Interessen und Positio-
nen in die entwickelten Lösungsansätze einfließen zu 
lassen. Da diese in größeren Formaten wie internatio-
nalen Organisationen schneller von großen Staaten 
übergangen werden, verspricht die Club Governance 
partizipativer und gerechter zu sein (Brandi, 2019; Blü-
mer et al., 2020). 

Damit verfügen Club-Governance-Formate über ein 
transformatives Potenzial, das die Chance bietet, den 
Gesundheits- und Umweltnexus zu stärken. Schließen 
sich z.  B. Akteure mit hohen klimapolitischen Ambitio-
nen zusammen, können diese helfen die Transformation 
zur Nachhaltigkeit zu beschleunigen. Insbesondere 
können gegenseitiges Lernen ermöglicht und Anreize 
für weitere Erfolge bei der Dekarbonisierung der Pro-
duktionssysteme gesetzt werden – über eine positive 
Anreizstruktur, d.  h. nicht restriktive Maßnahmen 
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(Stern und Lankes, 2022). Sie können den multilatera-
len Prozess auf UN-Ebene unterstützen und ergänzen, 
indem sie mit ambitionierteren nationalen Zielen in den 
internationalen Verhandlungen auftreten und diese 
damit beflügeln (Berger und Hornidge, 2023). So hat-

ten die 2007 und 2009 noch von der G8 verkündeten 
Ziele, die globalen Treibhausgasemissionen bis 2050 um 
die Hälfte zu reduzieren bzw. die Erderwärmung auf 
unter 2°C zu halten, einen deutlichen Einfluss auf den 
UNFCCC-Prozess sowie das Major Economies Forum on 

Kasten 7.3-1

Clubs und Allianzen: Definitionen und 
Beispiele aus der internationalen Klima- und 
Gesundheitspolitik

Clubs werden definiert als kleine Gruppen relevanter Akteure, 
die sich auf freiwilliger Basis zusammenschließen, um gemein-
sam(e) Ziele zu verfolgen (Hovi et al., 2019: 1072). Mitglie-
der können sowohl staatlicher als auch nicht staatlicher Natur 
sein. Eine Clubmitgliedschaft setzt die Erfüllung spezifischer 
Kriterien voraus und ist mit dem Zugang zu Clubgütern ver-
bunden. Clubgüter sind Vorteile des Clubs, die einen Beitritt 
erstrebenswert machen (Buchanan, 1965; WBGU, 2014a: 
79). Die Struktur, Finanzierung und der Zweck des Clubs sind 
per Definition nicht festgelegt (Naim, 2009; Weischer et al., 
2012; Falkner, 2016). Allianzen sind, ähnlich wie Clubs, eine 
Form der themenspezifischen Kooperation verschiedener 
Akteure, die sich jedoch hinsichtlich ihres Institutionalisie-
rungs- und Inklusivitätsgrades von Clubs unterscheiden. 

Während sowohl Clubs als auch Allianzen weniger institu-
tionalisierte Kooperationsformate sind als jene des UN-Sys-
tems (z.  B. WHO) und regionaler Organisationen (z.  B.  EU), 
befinden sich Allianzen am äußersten Ende des Spektrums 
der Institutionalisierung. Clubs liegen in etwa zwischen diesen 
beiden Ausprägungen und sind somit formalisierter als Allian-
zen (Schneckener, 2009: 4). Im Vergleich zu einem Club sind 
Allianzen zudem offener. Die Aufnahme- und Ausscheidekri-
terien einer Allianz sind weniger statisch als die eines Clubs 
und damit flexibler für neu hinzukommende Akteure (Ste-
wart et al., 2017). Aufgrund ihrer Gemeinsamkeiten können 
beide Kooperationsformate der Club Governance zugeordnet 
werden (Unger und Thielges, 2021: 5).

Beispiele für themenspezifische Club-Governance-For-
mate werden insbesondere im Bereich der Wirtschafts- und 
Finanzpolitik als auch der internationalen Klimapolitik dis-
kutiert (Blümer et al., 2020). Im Bereich der Wirtschafts- und 
Finanzpolitik sind vor allem die G7 die G20 zu nennen. Die 
G7 wurden in Reaktion auf die Ölkrise 1975 (Gronau, 2015) 
und die G20 auf Ebene der Finanzminister und Notenbank-
chefs 1999 nach der asiatischen Finanzkrise gegründet und 
im Rahmen der Finanzkrise 2008 auf die Ebene der Staats- 
und Regierungschefs gehoben (Unger und Thielges, 2021: 7). 
Als kleine Gruppe gleichgesinnter demokratischer Industrie-
nationen stellt die G7 dabei ein klassisches Beispiel der Club 
Governance dar, die durch ihre geringe Größe und ähnlichen 
Interessen schnell und wirkungsvoll Entscheidungen vor-
antreiben kann. Die G20 wiederum, deren Mitglieder (ein-
schließlich der G7) Staaten verschiedener politischer Systeme 
und Einkommensgruppen umfassen, repräsentiert 80  % des 
weltweiten Bruttoinlandsprodukts und über 60  % der Welt-
bevölkerung und stellt somit insbesondere in Zeiten eines 
oftmals blockierten UN-Sicherheitsrats ein repräsentatives 
Entscheidungsforum mit hoher Problemlösungskapazität dar 
(Berger und Liu, 2021). 

Für Multistakeholder-Allianzen im Bereich der inter-

nationalen Klimapolitik ist beispielsweise die Climate and 
Clean Air Coalition (CCAC) oder die Under2Coalition (U2C) 
zu nennen, die sich als Reaktion auf und in Ergänzung zu den 
internationalen Klimaverhandlungen der UN-Klimarahmen-
konvention (UNFCCC) gründeten und staatliche sowie nicht 
staatliche Akteure zusammenbringen, die sich für ein ambi-
tioniertes Vorgehen gegen den Klimawandel einsetzen (Unger 
und Thielges, 2021). Vergleichbar bildet die Initiative eines 
Global Shield against Climate Risks, welche von den Staaten 
der Vulnerable 20 Group of Finance Ministers (V20) und der 
G7 in Zusammenarbeit mit multilateralen Institutionen, nicht 
staatlichen sowie privaten Akteuren auf der COP27 in Sharm 
el-Sheikh offiziell gestartet wurde, eine Multistakeholder-
Allianz ab. Diese soll die finanzielle Unterstützung vulnerab-
ler Bevölkerungen in Zeiten von Klimakatastrophen gewähr-
leisten und damit die Anpassung an den Klimawandel fördern 
(V20, 2023). Die gemeinsame Vereinbarung von Just Energy 
Transition Partnerships (JETPs) zwischen Schwellenländern 
und einer breiten Allianz aus Partnern, darunter bilateralen 
Gebern wie G7-Staaten, multilateralen Entwicklungsban-
ken und dem Privatsektor, zur Finanzierung eines gerechten 
Übergangs zu erneuerbaren Energien in Schwellenländern 
stellt ein weiteres Beispiel eines innovativen Kooperations-
formats zur Bekämpfung des Klimawandels zwischen Staaten 
unter Einbezug von internationalen und privaten Akteuren 
dar (Hege et al., 2022; Flasbarth et al., 2022). 

In der internationalen Gesundheitspolitik existiert bereits 
eine Vielzahl von allianzbasierten Kooperationsformaten, ins-
besondere zur Bekämpfung von Infektionskrankheiten, wie 
der Globale Fonds zur Bekämpfung von AIDS, Tuberkulose 
und Malaria (Kap. 7.5; The Global Fund, 2021). Zudem ist auf 
die globale Impfallianz Gavi (Global Alliance for Vaccines and 
Immunisation; Kap. 7.2.4; Kickbusch et al., 2022) sowie die 
2017 gegründete Coalition for Epidemic Preparedness Inno-
vation (CEPI) zu verweisen (Kamradt-Scott et al., 2022; Kick-
busch et al., 2022). Gavi ist eine Allianz aus öffentlichen und 
privaten Gruppen, welche Ländern mit niedrigem Einkommen 
schnellen und großflächigen Zugang zu Immunisierung 
gegenüber Krankheiten wie beispielsweise Polio bietet. Eine 
besondere Fokusgruppe von Gavi bilden dabei Kinder (Gavi, 
2023). Auf ähnliche Weise setzt sich die globale Multistake-
holder-Allianz CEPI, die neben Regierungen (u.  a. Japan, 
Großbritannien, Deutschland, USA), private, gemeinnützige 
und zivilgesellschaftliche Organisationen in sich vereint, für 
die Herstellung von Impfstoffen ein, um künftigen Epidemien 
und Pandemien entgegenzuwirken (CEPI, 2023). Auch das 
Bündnis für globale Ernährungssicherheit, welches unter 
deutscher G7-Präsidentschaft ins Leben gerufen wurde und 
Staaten, internationale Organisationen und Geldgeber zusam-
menbringt, demonstriert das Potenzial, verschiedene Akteure 
zu koordinieren und unter dem Ziel zu vereinen, langfristig 
die Transformation der Agrar- und Ernährungssysteme zu 
unterstützen und damit sowohl die Ernährungssicherheit als 
auch den Klimaschutz zu fördern (Flasbarth et al., 2022).
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Energy and Climate Change (MEF), welches das 2°C-Ziel 
in seiner Erklärung der Staats- und Regierungschefs 
übernahm (Weischer et al., 2012: 180). Dies verdeut-
licht, wie der Zusammenschluss einer kleinen Gruppe 
gleichgesinnter Staaten zu ambitionierten Überein-
künften führen kann, die anschließend richtungswei-
send für andere Staaten und internationale Organisati-
onen sein können (Weischer et al., 2012). Die G7 spielte 
außerdem in der Vorbereitungsphase des Pariser Klima-
abkommens von 2015 eine entscheidende Rolle. Da 
multilaterale Übereinkommen wie z.  B. die Überein-
kunft von Kopenhagen (Copenhagen Accord) von 2009 
unter der UNFCCC international keine Einigung brach-
ten, wuchs die Bedeutung der globalen Governance im 
Bereich Klima über G7-Gipfel. Auch die im Vergleich 
zur G20 größeren Ähnlichkeiten der G7-Staaten hin-
sichtlich ihrer demokratischen Grundorientierung und 
Klimapolitik, das gewachsene Vertrauen der G7-Länder 
untereinander sowie ihre als stärker wahrgenommene 
innenpolitische Steuerungsfähigkeit stärkte die Ein-
flussnahme der G7 auf die globale Klimagovernance im 
Jahr 2015 (Kirton et al., 2022: 5f.; Jacob et al., 2022). 
Auch im Jahr 2022 konnte über die G7 und G20 die 
erneute Bestätigung des 1,5°C-Ziels aus dem Pariser 
Klimaübereinkommen und der Agenda 2030 in den 
Gipfelerklärungen erzielt werden, trotz geopolitischer 
Spannungen aufgrund des russischen Angriffskriegs in 
der Ukraine und den Folgewirkungen der COVID-
19-Pandemie (G7, 2022; G20, 2022). Die Agenda 2030 
diente somit auch im von geopolitischen Spannungen 
geprägten Jahr 2022 als vereinender Diskursraum. 

Während G7 und G20 im Kontext der Wirtschafts- 
und Finanzpolitik gegründet wurden, befassen sich 
diese inzwischen mit einer Vielzahl an Themen, darun-
ter dem Klimawandel und Gesundheitsfragen. Auf 
Ebene der G7 wurden z.  B. bereits gesundheitspolitische 
Maßnahmen finanziell sowie personell mit Gesund-
heitsexpert:innen unterstützt. Einerseits stiegen die 
Ausgaben für Öffentliche Entwicklungshilfe (Official 
Development Assistance, ODA) der G7-Mitglieder für 
allgemeine Gesundheit von 0,9 Mrd. US-$ 2015 auf 1,7 
Mrd. US-$ 2020 (BMZ, 2022a: 66), andererseits unter-
stützt die G7 die Positionierung zur Stärkung von 
Gesundheitssystemen in multilateralen Organisationen, 
wie dem Global Fund, der WHO und der Global Finan-
cing Facility (BMZ, 2022a: 79). Die G20 konnte sich in 
Folge ihres effektiven Umgangs mit der Finanzkrise 
2008 als wichtiger globaler Akteur etablieren (Drezner, 
2014). So haben die G20 seit ihrer Gründung sukzes-
sive ihr Portfolio erweitert und befassen sich neben 
Finanzkrisen heute auch mit Fragen der Umwelt- und 
Klimapolitik (als Beispiel sind die laufenden G20-Dis-
kussionen zum Just Energy Transition Partnership-Ins-
trument für die Dekarbonisierung von Ökonomien zu 

nennen) oder der sozialen Gerechtigkeit (Berger et al., 
2019). Außerdem können diese zunächst kleinen 
Zusammenschlüsse wachsen und damit eine inklusive 
Dynamik entfalten, bis z.  B. alle UN-Staaten Mitglied 
des Zusammenschlusses sind und dadurch ein globales 
Bündnis erreicht wird (WBGU, 2014a). Beispielhaft 
steht hierfür das GATT von 1949, das als plurilaterales 
Zoll- und Handelsabkommen beginnend, starke Anreize 
setzte, um seine Mitgliedschaft sukzessive zu erweitern 
und sich schließlich als institutionalisierte internatio-
nale Organisation (WTO) etabliert hat (Berger et al., 
2019). Ein Beispiel der G7-Präsidentschaft Deutsch-
lands stellt das 2022 gegründete Bündnis für globale 
Ernährungssicherheit dar, über das die Sicherstellung 
des Weizenexportes aus der Ukraine trotz russischem 
Angriffskrieg erzielt werden konnte. Die weitere Aus-
gestaltung und somit Zukunft des Bündnisses wird sich 
in den kommenden Jahren zeigen. 

7.3.2
Grenzen von Club Governance: G7 und G20

Diese Formate bergen jedoch ebenso einige Nachteile. 
Einerseits werden Clubs häufig dafür kritisiert, wenig 
integrativ zu sein und kleinere Akteure zu vernachläs-
sigen. Andererseits wird ihre mangelnde Effizienz 
angeführt. Mit beiden Aspekten wird die Legitimität 
dieser Formate in Frage gestellt. Im Fall der G7 ist es 
neben ihrer sinkenden Wirtschafts- und Gestaltungs-
macht ihre geringe Mitgliederzahl und deren Homoge-
nität, die die G7 an ihre Grenzen bringt und zur 
 Gründung der G20 beitrugen. Vor dem Hintergrund 
globaler Machtverschiebungen und steigender Treib-
hausgasemissionen in Mitteleinkommensländern man-
gelt es der kleinen Gruppe der G7 zunehmend an Legi-
timität und Wirksamkeit. Die G20 hingegen, die neben 
führenden Industrienationen auch aufsteigende Märkte 
wie Brasilien, Südafrika, Indien, Indonesien und China 
zusammenbringt, ist weitaus repräsentativer. Gleichzei-
tig argumentieren Kritiker:innen, der G20 mangele es 
durch ebendiese Größe an Effizienz (Brandi, 2019).

Neben der Wirkmacht ist die Frage nach der Mit-
gliedschaft zudem eng mit der Legitimität verbunden. 
Aus der Erfahrung der G20 lässt sich lernen, dass eine 
arbiträre, aber begrenzte Anzahl von Mitgliedern dazu 
führen kann, dass andere Akteure die Legitimität des 
Bündnisses in Frage stellen und dessen Maßnahmen 
folglich weniger als Referenzpunkt für das eigene Han-
deln betrachten (Berger et al., 2019: 494). Dafür muss 
das Bündnis ein klar definiertes Ziel verfolgen, das für 
alle Mitglieder von Interesse ist und dessen Umsetzung 
klare Gewinne verspricht. Wichtig ist, dass das erklärte 
Ziel bzw. die Ziele langfristiger Natur sind, um zu ver-
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hindern, dass der Zusammenschluss allein in Krisenzei-
ten zum Tragen kommt (Benson und Zürn, 2019: 555). 
Dieser Kritik muss sich die G20 stellen, die von (Bishop 
und Payne, 2021) als „leerer Frachter“ beschrieben 
wurde, dem es an grundsätzlicher politischer Zielrich-
tung fehlt und der nur periodisch mit neuen Initiativen 
und Prioritäten aufgetankt wird. 

7.3.3
Vorteile von ‚Allianzen‘ gegenüber ‚Clubs‘: 
Beispiele von Gesundheits- und Klimaallianzen

In den vergangenen Jahren hat sich eine inklusive 
Gestaltung von Club-Governance-Formaten bezüglich 
Mitgliedschaft durchgesetzt, die auch eine Vielfalt von 
Politikinstrumenten betonen, die je nach nationalem 
Kontext unterschiedlich zum Einsatz kommen (Stern 
und Lankes, 2022). Der exklusiv anmutende Begriff der 
Clubs wurde vor diesem Hintergrund intensiv reflek-
tiert und in Teilen durch eine etwas flexiblere Konzep-
tion der Allianzen ersetzt. 

Tatsächlich belegen Studien zur Wirkmacht von Kli-
maclubs und der G20, dass die untersuchten Clubfor-
mate die Hauptverantwortung für Emissionsreduktio-
nen und die Umsetzung bestehender Abkommen nicht 
übernehmen und etablierte multilaterale Formate somit 
nicht ersetzen können (Berger et al., 2019; Unger und 
Thielges, 2021). Vielmehr können sie dazu beitragen 
neue Themen auf die internationale politische Agenda 
zu setzen. Ein jüngstes Beispiel stellen die Klimaver-
handlungen in Sharm el-Sheikh dar, in denen die G77 
als Club-Governance-Format es geschickt verstand, 
über erweiternde Allianzen das Thema Schaden und 
Verluste auf die Agenda zu setzen und erfolgreich als 
dritte Säule des internationalen Klimaregimes von 
UNFCCC zu etablieren. 

Im Bereich der globalen Gesundheitspolitik bieten 
sich exklusive Formate, wie die eines Gesundheitsclubs 
nicht an. Wie auch der Klimawandel machen übertrag-
bare Krankheiten nicht an nationalen Grenzen halt, 
während nicht übertragbare Krankheiten zumeist keine 
singulär auftretenden Phänomene, sondern Ausdruck 
und Begleiterscheinung menschlicher Entwicklungs-
muster darstellen (UNDP, 2022: 3). Die Behandlung der 
Betroffenen entspricht den Grundfesten der Men-
schenrechte und medizinethischen Überzeugungen. 
Legitimität und Wirkungsmacht eines solchen Clubs 
wären in einer von globalen Umweltveränderungen 
gesundheitlich betroffenen Welt kaum herzustellen. 
Diese globalen Herausforderungen im Bereich der 
menschlichen und planetaren Gesundheit bedürfen 
daher einer Antwort, die von der gesamten Staatenge-
meinschaft mitgetragen wird. 

Folglich bieten sich inklusive Formen von Multista-
keholder-Allianzen an, die die globale Gesundheitspoli-
tik für gesunde Menschen auf einer gesunden Erde 
begleiten und fördern. Ein hier nennenswertes Beispiel 
einer solchen themenspezifischen Multistakeholder-
Allianz im Gesundheitsbereich ist die Global Alliance 
for Vaccines and Immunization (GAVI) (Kap. 7.2.4). Das 
Bündnis für globale Ernährungssicherung (Global Alli-
ance for Food Security – GAFS), beschlossen als Teil der 
deutschen G7-Präsidentschaft 2022, verdeutlicht die 
Rolle der staatlichen Club-Governance-Formate im Eta-
blieren dieser themenspezifischen, inklusiven Global-
allianzen im Umgang mit globalen Herausforderungen: 
In Kooperation mit Weltbank, Welternährungspro-
gramm, FAO und IFAD, und als Teil der G7-Präsident-
schaft Deutschlands war es möglich, trotz geopoliti-
scher Verhärtungen und mit Verweis auf die dringende 
Notwendigkeit, die Gesundheit der Menschen über die 
Auseinandersetzungen zu stellen und Hunger abzu-
wenden. Die G7-Ebene ermöglichte hier globale Gover-
nance mittels strategischer Allianzen (Hornidge und 
Brüntrup, 2022; Flasbarth et al., 2022). Auch im 
Bereich der Klimapolitik signalisierte die G7 im Rahmen 
ihres Gipfeltreffens in Elmau 2022 ihre Bereitschaft, 
durch die Etablierung eines Klimaclubs effektivere und 
weitreichendere Maßnahmen zur Unterstützung der 
Pariser Klimaziele anzuregen. Für eine konkrete Aus-
gestaltung des Clubs bietet der Bericht von Stern und 
Lankes wichtige richtungsweisende Prinzipien (Stern 
und Lankes, 2022). Von diesen erachtet der WBGU die 
folgenden als zentral: (1) eine inklusive Gestaltung des 
Clubs mit einer diversen Zusammensetzung von 
 Mitgliedsstaaten. Vor diesem Hintergrund begrüßt der 
WBGU den Aufruf von Bundeskanzler Olaf Scholz, der 
explizit darauf verwies, dass es sich bei dem Club nicht 
um eine G7-Initiative handele, sondern „global breit 
getragen werden“ müsse. Entsprechende Gespräche zur 
weiteren Ausgestaltung fanden als Teil der Klimaver-
handlungen in Sharm el-Sheikh statt und wurden in der 
G20 unter indischer Präsidentschaft fortgesetzt, (2) 
eine Vielfalt an politischen Programmen und Maßnah-
men zur Umsetzung der Ziele von Paris und Glasgow 
sowie (3) der Fokus auf Anreize zum sozialverträgli-
chen Klimaschutz (anstelle von Sanktionen) und somit 
eine positive, in die Zukunft blickende, Gestaltungsop-
tionen offenlegende Rahmung. Dies umfasst beispiels-
weise die Unterstützung von Mitgliedsstaaten niedrige-
ren Einkommens beim Vorantreiben der industriellen 
Dekarbonisierung oder die Einigung auf gemeinsame 
internationale Rahmenbedingungen für Industriesek-
toren. Diese Anreize versprechen, weitere Mitglieds-
staaten verschiedener Einkommensgruppen zu einer 
Mitgliedschaft zu bewegen und somit die Reichweite 
und Handlungsmacht des Clubs zu stärken (BPA, 2022). 
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Wie die Autoren anmerken, handelt es sich bei diesem 
Klimaclub also nicht um einen „Club“ im engeren Sinne, 
sondern um eine „Allianz von Vorreitern für Klima-
schutz und nachhaltiges Wachstum“ (Stern und Lankes, 
2022: 8). Der WBGU spricht sich dafür aus, hier den 
Begriff der Allianz zu etablieren, um die Inklusivität des 
Bündnisses herauszustellen. Offen bleibt währenddes-
sen die Frage, ob eine solche Allianz auch dazu beitra-
gen kann, die Verwendung landwirtschaftlicher Inno-
vationen in Entwicklungsländern zu erleichtern. Zudem 
sollte identifiziert werden, wie neben einer möglichen 
Klimaallianz auch die Just Energy Transition Partners-
hips (Kasten 7.4-1) den Umbau von Produktionssyste-
men in LMICs unterstützen können. 

Auf Grundlage dieser Erkenntnisse sowie der Erfah-
rungen der G7, G20 und klima- und gesundheitspoliti-
scher Allianzen sollte eine inklusive Gesundheitsallianz 
entlang des Leitbilds „Gesund leben auf einer gesunden 
Erde“ aufgebaut werden. Eine solche Gesundheitsalli-
anz sollte willige staatliche und nicht staatliche Akteure 
zusammenbringen, die sich gemeinsam Fragen der glo-
balen Gesundheitsversorgung widmen. Ein wesentli-
ches Ziel sollte dabei die Gestaltung einer „health 
knowledge sharing economy“ sein, durch die sich Staa-
ten besser auf zukünftige globale Gesundheitsheraus-
forderungen vorbereiten oder diese gar verhindern 
können (WHO, 2021; Kickbusch et al., 2022). Um dies 
zu erreichen, müssten sich staatliche und nicht staatli-
che Mitglieder (Kap. 7.1.3.3) der Allianz darauf eini-
gen, Gesundheitsdaten zu teilen und finanzielle, mate-
rielle und personelle Ressourcen bündeln. Im Rahmen 
der Gesundheitsallianz könnte so Forschung und Ent-
wicklung für neue Diagnostik, Therapeutik und Infra-
struktur gefördert sowie Training und Weiterbildung 
für Gesundheitskräfte (Kap.  8.1) angeboten werden. 
Mit ihrer auf Freiwilligkeit beruhenden Mitgliedschaft 
würden sich die Mitglieder dazu bereiterklären, Sur-
veillance-Mechanismen auszubauen und sich über neu 
auftretende potenzielle Gesundheitsrisiken zu infor-
mieren. Im Gegenzug würden sie von neuen Daten und 
Erkenntnissen profitieren und könnten schneller auf 
neu auftretende Gesundheitsrisiken reagieren (Kick-
busch et al., 2022). Besonders empfehlenswert wäre es 
zudem, dass eine entsprechend gesundheitsfokussierte 
Kooperation von Beginn an Umwelt und Gesundheit 
integrierende Ansätze (Konzepte wie ‚Planetary Health‘ 
oder ‚One Health‘) verfolgt und sich nicht nur mit der 
menschlichen Gesundheit, sondern auch mit weiteren 
umweltspezifischen Faktoren befasst (Kap.  7.3.1). 
Hier ist das Format der themenspezifischen Partner-
schaftsformate und Bündnisse von besonderem Vor-
teil, da sich die Mitgliedschaft flexibel gestalten lässt 
und somit sowohl staatliche als auch nicht staatliche 
Akteure aus verschiedenen Sektoren zusammenge-

bracht werden können. Eine engere Zusammenarbeit 
zwischen z.  B. willigen Staaten, NGOs, Pharmakonzer-
nen und der Umweltforschung könnte so dem vom 
WHO Council on the Economics of Health for All 
deklarierten Ziel näherkommen und eine Umstruktu-
rierung des globalen Gesundheitssystems einleiten, in 
dem nicht allein der Markt, sondern „öffentliche, pri-
vate und zivilgesellschaftliche Akteure (…) zusam-
menarbeiten für den gemeinsamen Zweck der Bereit-
stellung von Gesundheitsinnovationen für das Gemein-
wohl“ (WHO, 2021:10). Eine globale Gesundheitsalli-
anz könnte z.  B. im Rahmen bestehender Clubs (G7, 
G20) initiiert und auf weitere Staaten und Akteure aus 
Zivilgesellschaft, Wissenschaft und Privatwirtschaft 
erweitert werden. 

7.3.4
Handlungsempfehlungen 

In G7 und G20-Verhandlungen sich für Beachtung 
des Nexus Gesundheit und Umwelt einsetzen
Der WBGU empfiehlt, sich in den Verhandlungen auf 
Ebene von G7 und G20 dafür einzusetzen,

 > die WHO als die globale Gesundheitskooperation 
koordinierende Instanz weiter zu stärken. Dies 
umfasst die Weiterentwicklung der Finanzstruktur, 
insbesondere im Bereich der nicht zweckgebunde-
nen Finanzierung. Weiter betrifft dies die Stärkung 
der WHO als koordinierende Gewalt, als Advokat 
unterausgestatteter Gesundheitssysteme, sowie 
unterrepräsentierter gesellschaftlicher Gruppen und 
als zentraler Wissensakteur. 

 > Fragmentierungen in der globalen Gesundheitsar-
chitektur aktiv entgegenzuwirken. Mit den Zielen 
der Agenda 2030 als Orientierungshilfe, ist es heute 
dringlicher denn jemals zuvor, Umweltwandel- und 
Gesundheitsrisiken systemisch zu erkennen, zu ver-
meiden und zu behandeln. Um dies in einer hoch 
ausdifferenzierten Institutionenlandschaft in multi-
lateralen, regionalen und nationalen Foren sicherzu-
stellen, spricht sich der WBGU analog zu den Emp-
fehlungen des Think7-Prozesses unter deutscher 
G7-Präsidentschaft dafür aus, sich für die  Einrichtung 
eines Inter-Agency Global Health Standing Commit-
tees einzusetzen (Kickbusch et al., 2022). Ziel einer 
solchen Agency ist es, die Koordination zwischen 
globalen Gesundheitsorganisationen und Allianzen, 
ihren Mandaten und Finanzierungsnotwendigkeiten 
sicherzustellen. 

 > den transregionalen Dialog und die Kooperation zwi-
schen Gesundheitssystemen, internationaler Klima-, 
Biodiversitäts- und Umweltpolitik zu stärken. Hier 
spricht sich der WBGU für die Einrichtung hochran-
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giger Multistakeholder-Dialoge, beispielsweise im 
Rahmen der Allianz für Multilateralismus, oder auch 
in Verbindung mit den Vor- und Nachbereitungen des 
Summits of the Future der Vereinten Nationen aus. 

 > sich für die Aus- und Fortbildung des Personals des 
Gesundheitssektors weltweit einzusetzen und ent-
lang der umweltwandelbedingten Gesundheitsrisi-
ken unter dem Rahmen der Vision „Gesund leben 
auf einer gesunden Erde“. Im Rahmen der G7-Ver-
handlungen empfiehlt der WBGU die Einführung 
einer Planetary Health Task Force auf Ebene der 
WHO, um den Herausforderungen der systemischen 
Zusammenführung von Umweltwandel- und 
Gesundheitsexpertisen zu entsprechen. In der 
momentan laufenden G7-Präsidentschaft Japans 
ermöglicht der explizite Universal Health Care Focus 
Japans, die systematische Einbettung der One Health 
und Planetary Health-Debatten in Gesundheitssys-
tementwicklung weltweit. 

 > die Etablierung eines Stufenplans für international 
vereinbarte Wissenschafts- und Innovationssystem-
Finanzierung an der Schnittstelle von Umwelt und 
Gesundheit vorzubereiten und sukzessive voranzu-
treiben. Analog zur internationalen Klimafinanzie-
rung, dem von Guterres jüngst vorgeschlagenen SDG 
Stimulus Fond oder der seit Jahrzehnten praktizier-
ten Official Development Assistance bedarf es auch 
im präventiven Umgang mit Umwelt-Gesundheits-
herausforderungen ein von der internationalen 
Staatengemeinschaft entwickeltes System der geteil-
ten, wenn auch differenzierten, Verantwortung und 
Finanzierung. 

Im Rahmen der G20 und zur fruchtbaren Ausgestaltung 
der G7 als Teil der G20, empfiehlt der WBGU, die 
bewusste Herausarbeitung eines Team Europe-Ansat-
zes bzgl. globaler Gesundheitspolitik und als Teil der 
G20, nicht eines reinen G7-Ansatzes. Grund hierfür ist, 
dass die Zweiteilung von G20 in G7 und G20-Mitglie-
der, die nicht G7 sind, wiederholt problematisch ist. 
Gerade vor dem Hintergrund zunehmender geopoliti-
scher Spannungen, nimmt so die Rolle der europäischen 
Koordination und Allianzbildung zu. Dies gilt im Bereich 
der globalen Kooperations-, wie auch Sicherheitspoliti-
ken der EU (Kloke-Lesch und Hornidge, 2023). Es gilt 
aber auch im Bereich der auf transregionale Koopera-
tion angewiesenen globalen Gesundheitspolitik. Europa 
ist hier gefordert, eigene Antworten zu finden, indem 
es auf vertrauensvolle Partnerschaften auf allen Konti-
nenten und in allen Einkommensgruppen von Ländern 
setzt (Afrika-Strategie des BMZ; BMZ, 2023b). Die 
dynamischen Herausforderungen von Umweltwandel 
und Gesundheit stehen hier beispielhaft für weitere 
Zukunftsherausforderungen, in denen Deutschland 
und Europa auf Partnerschaften weltweit und jenseits 

der klassischen geographischen, ökonomischen und 
politischen Grenzziehungen angewiesen ist. In Vorberei-
tung dieser, gilt es, heute in die eigene Glaubwürdigkeit, 
Partnerschaften und Wirkmacht zu investieren. Der 
Bereich der Gesundheitspolitik bietet sich hier beson-
ders an, um zukunftsgewandte Solidarität zu leben. 

7.4
Europäische Union: Auf dem Weg zu einer 
Umwelt- und Gesundheitsunion

Die europäische Union stellt eine enge Kooperation von 
Staaten mit einem starken institutionellen Gerüst und 
einem im internationalen Vergleich weitgehenden 
Transfer von Gestaltungskompetenzen von den Mit-
gliedstaaten an die europäische Ebene dar. Viele, wenn 
auch nicht alle der in den vorangehenden Kapiteln 
angesprochenen Herausforderungen an der Schnitt-
stelle von Umwelt und Gesundheit setzen nicht nur die 
systematische Betrachtung beider Themen, sondern 
auch die engere Zusammenarbeit über staatliche Gren-
zen hinweg voraus. Die EU bietet mit ihrem institutio-
nellen Rahmen grundsätzlich große Potenziale, inner-
halb der EU einen wirkungsvolleren Schutz von Umwelt 
und Gesundheit und eine umfassendere (und solidari-
sche) Vorbereitung auf Gesundheitsgefahren und 
Umweltkrisen auf den Weg zu bringen. Das Kapitel gibt 
im Folgenden einen Überblick über Politiken und Maß-
nahmen der EU an der Schnittstelle von Umwelt und 
Gesundheit und damit bestehende Zusammenarbeit und 
Kooperation der Mitgliedstaaten. Den Ausgangspunkt 
der Diskussion bildet dabei die Gesundheitspolitik der 
EU und ihre gesundheitspolitischen Kompetenzen. 

Darüber hinaus kann die EU nicht zuletzt als bedeu-
tender Wirtschaftsraum eine Führungsrolle überneh-
men und Beiträge leisten, um die Vision „Gesund leben 
auf einer gesunden Erde“ und übergreifend die SDGs 
umzusetzen. Mit Team Europa, der Global Gateway-Ini-
tiative und der neuen Global-Health-Strategie werden 
im zweiten Teil des Kapitels aktuelle Initiativen der EU 
vorgestellt, die nach außen wirken sollen und einen 
verstärkten Gestaltungsanspruch der EU erkennen las-
sen. Ein solches Wirken nach außen und ebenso die 
direkte Berücksichtigung der Wirkung des europäi-
schen Handelns auf Drittstaaten ist angesichts des glo-
balen Charakters vieler Umweltprobleme und der inter-
nationalen wirtschaftlichen Verflechtungen dringend 
notwendig. Auch fällt der EU gerade aufgrund ihrer 
wirtschaftlichen Stärke und der maßgeblichen Bedeu-
tung ihrer Mitgliedstaaten für die bisherigen Entwick-
lungspfade eine besondere, auch historische Verant-
wortung zu, Lösungswege für die Umsetzung der Vision 
„Gesund leben auf einer gesunden Erde“ aufzuzeigen 
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und vielfältige Kooperationen in einer zunehmend mul-
tipolaren Welt zu suchen und ärmere Regionen einzu-
binden und zu unterstützen. Dieser Verantwortung 
wird die EU derzeit jedoch nur eingeschränkt gerecht.

7.4.1
Gesundheitspolitische Kompetenzen und 
relevante Politikfelder der EU

Im Bereich der Umwelt- und Klimapolitik setzt die EU 
bereits seit längerem wichtige Impulse und ambitio-
nierte EU-weite Ziele und gibt umfangreiche Rahmen-
bedingungen für Politiken der Mitgliedstaaten oder 
auch direkt für Unternehmen und Haushalte vor. Das 
Beispiel der EU-Aktivitäten im Bereich Chemikalien 
wird in Kap. 5.2 bereits ausführlich dargestellt. Erst im 
Oktober 2022 schlug die EU Kommission neue Regeln 
und Grenzwerte für die Verbesserung der Luft- und 
Wasserqualität zum Schutz der Gesundheit vor (Euro-
päische Kommission, 2022b). Zu nennen ist auch der 
Europäische Green Deal als aktuell wohl prominentes-
tes Beispiel und die verschiedenen weitergehenden 
Strategien wie die Strategie „Vom Hof auf den Tisch“ für 
ein faires, gesundes und umweltfreundliches Ernäh-
rungssystem (Europäische Kommission, 2020l) oder die 
neue Europäische Anpassungsstrategie (Europäische 

Kommission, 2021c) und umfangreiche Legislativpa-
kete wie das Fit-for-55-Paket (Europäische Kommis-
sion, 2021h), die zur Konkretisierung und Umsetzung 
des Green Deals entwickelt wurden. 

Europäisches Handeln und die enge Kooperation der 
Mitgliedstaaten ist in diesen Bereichen notwendig, etwa 
um einheitliche Umweltstandards für den europäischen 
Binnenmarkt zu etablieren und fairen Wettbewerb zwi-
schen Unternehmen in den Mitgliedstaaten sicherzu-
stellen oder grenzüberschreitende Ökosysteme zu 
schützen (WBGU, 2020). In manchen Bereichen, etwa 
beim notwendigen Umbau der Energieversorgungssys-
teme, können und sollten sie mit Blick auf die Nutzung 
erneuerbarer Energien oder auf die europäischen (Netz-)
Infrastrukturen noch weiter vertieft werden.

In ihrem umwelt- und klimapolitischen Handeln 
nimmt die EU an vielen Stellen Bezug zu Gesundheit, so 
etwa auch explizit im Green Deal: Einerseits soll der 
Green Deal insgesamt dem Schutz von Gesundheit und 
Wohlergehen vor umweltbedingten Risiken und Aus-
wirkungen dienen. Andererseits soll bei seiner Umset-
zung auf „den größtmöglichen Nutzen in Bezug auf 
Gesundheit, Lebensqualität, Resilienz und Wettbe-
werbsfähigkeit“ abgezielt werden (Europäische Kom-
mission, 2019a). Auch die neue Europäische Klima-
Anpassungsstrategie (Europäische Kommission, 2021c) 
legt einen Schwerpunkt auf die drohenden Gesund-

Kasten 7.4-1

Die Rolle der EU in der Gesundheitspolitik ihrer 
Mitgliedstaaten

Auch wenn die Zuständigkeit für Gesundheitspolitik in der 
EU primär bei den Mitgliedstaaten liegt, reicht der tatsäch-
liche Einfluss der EU auf Gesundheit und Gesundheitssys-
teme in den Mitgliedstaaten weiter als ihre zunächst eher 
beschränkte, ergänzende gesundheitspolitische Handlungs-
kompetenz vermuten lässt.

Die EU soll die Gesundheitspolitik der Mitgliedstaaten 
lediglich ergänzen, d.  h. statt einer geteilten kommt ihr hier 
lediglich eine ergänzende Handlungskompetenz zu (Art. 168 
Abs. 1 AEUV). Sie kann in diesem Sinne aber inhaltlich breit 
von der Verbesserung öffentlicher Gesundheit über Präven-
tion und Forschung bis hin Bekämpfung von Gesundheits-
gefahren und Krankheiten tätig werden und vor allem durch 
Initiativen, Empfehlungen und Förderprogramme die gesund-
heitspolitischen Themen voranbringen und auf die Koordinie-
rung und Harmonisierung der nationalen Gesundheitspolitik 
hinwirken (Art. 168 Abs. 1 AEUV). Darüber hinaus soll die 
EU in all ihren relevanten sonstigen Politiken und Aktivitäten 
ein hohes Schutzniveau menschlicher Gesundheit sicherstel-
len und befördern (Art. 168 Abs. 1 AEUV und Art. 9 AEUV). 
Diese sogenannte Integrationsklausel entspricht dem Health-
in-All-Policies-Prinzip (Kasten 7.1-5). 

Die gesundheitspolitisch relevanten Maßnahmen und 
Einflüsse der EU umfassen insgesamt eine Vielzahl von Pro-

grammen, Strategien und legislativen Rahmensetzungen. Im 
Überblick unterscheidet etwa Bucher (Bucher, 2022) fünf 
Felder, über die die EU direkt oder indirekt Gesundheit, 
Determinanten von Gesundheit oder auch Gesundheitssys-
teme der Mitgliedstaaten mitgestaltet und adressiert. Neben 
der Umsetzung des Health-in-All-Policies-Prinzip in anderen 
EU-Politikfeldern sind dies der Umgang mit übertragbaren 
und nicht-übertragbaren Krankheiten, bei dem der Hand-
lungsspielraum der EU allerdings durch ihre gesundheitspoli-
tische Kompetenz eher beschränkt wird, und die Forschungs-
politik bzw. Forschungsförderung. Darüber hinaus liegt zwar 
die Organisation der Gesundheitssysteme explizit in der 
Verantwortung der Mitgliedstaaten (Art. 168 Abs. 7). Doch 
auch hier nimmt die EU Einfluss auf Zugänge, Finanzierung, 
Personal oder auch Arzneimittel und Medizingüter über die 
Gesetzgebungen zur Durchsetzung der Freiheiten des Bin-
nenmarkts sowie über die Kohäsionspolitik, die Europäische 
Säule sozialer Rechte und den Rahmen zur wirtschafts- bzw.
fiskalpolitischen Steuerung (Greer et al., 2019).

Die Integrationsklausel verfolgt die EU durchaus systema-
tisch und konsequent in vielen Politikfeldern (Bucher, 2022), 
in denen Gesundheitsschutz einen zentralen Stellenwert ein-
nimmt und in denen sie oft über eine stärkere Handlungs-
kompetenz als in der eigentlichen Gesundheitspolitik verfügt. 
Dazu zählen etwa der Verbraucher- und Arbeitsschutz und 
ganz wesentlich die Umweltpolitik, bei der der Gesundheits-
schutz ganz explizit Ziel der zugehörigen Handlungskompe-
tenz der EU ist (Art. 191 Abs. 1 AEUV).
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heitsgefahren durch den Klimawandel, für die nicht 
zuletzt eine eigene Europäische Beobachtungsstelle für 
Klima und Gesundheit im Rahmen der ClimateAdapt-
Plattform geschaffen wurde (ClimateADAPT, 2023).

7.4.2
Handlungsfeld nicht übertragbare Krankheiten

Mit der Corona-Pandemie rückten die im Kern gesund-
heitspolitischen Handlungsfelder der EU (Kasten 7.4-
1) im Umgang mit übertragbaren und auch nicht über-
tragbaren Krankheiten verstärkt in den Fokus. 

Im Bereich der nicht übertragbaren Krankheiten 
beschränkt sich die EU-Gesundheitspolitik dabei in der 
Regel auf nicht verbindliche Förderprogramme und 
Empfehlungen. Eine Ausnahme stellt hier insbesondere 
ihre sehr strikte Politik zum Umgang mit Tabak dar, bei 
der ihr auch explizit eine eigene Handlungskompetenz 
nach Art. 168 Abs. 5 AEUV zugesprochen wird. Rele-
vante, verbindlichere Regulierungen mit Wirkung auf 
nicht übertragbare Krankheiten stützen sich dagegen 
stärker auf andere Handlungskompetenzen, wie insbe-
sondere auch auf die starke umweltpolitische Hand-
lungskompetenz der EU oder die Kompetenzen der EU 
im Bereich des Verbraucherschutzes.

Dabei gibt es auch bei nicht übertragbaren Krank-
heiten wie lebensstilbedingten oder mentalen Krank-
heiten gute Gründe für die Zusammenarbeit auf euro-
päischer Ebene, auch wenn diese zunächst weniger 
offensichtlich scheinen als bei als bei übertragbaren, 
grenzüberschreitenden Gesundheitsgefahren. Koope-
ration dient hier dem Ausschöpfen von Synergien, die 
der engere Wissens- und Erfahrungsaustausch über 
wirksame Programme und Maßnahmen und die Bünde-
lung von entsprechenden Forschungsgeldern und 
-anstrengungen mit sich bringen. Diesem Gedanken 
folgt die EU und wendet sich aktuell auch dem Hand-
lungsfeld nicht übertragbarer Krankheiten generell und 
auch soweit sie nicht umweltbedingte Gesundheitsrisi-
ken betreffen verstärkt zu. Ausdruck dessen ist insbe-
sondere die Aufstockung der finanziellen Mittel des 
EU4Health-Förderprogramms unter dem aktuellen 
Finanzrahmen und die EU-Initiative „Healthier Toge-
ther“ (Europäische Kommission, 2022k). 

Diese EU-Initiative soll die Mitgliedstaaten mit 
einem Schwerpunkt auf Prävention und Gesundheits-
förderung unterstützen, die Krankheitslast durch nicht 
übertragbare Krankheiten zu senken. Sie ergänzt den 
europäischen Fokus auf die Bekämpfung von Krebser-
krankungen, wie er über den „Beating-Cancer“-Plan als 
Teil der Initiative zur Europäische Gesundheitsunion 
gesetzt wird (Europäische Kommission, 2021e). Die Ini-
tiative sieht die finanzielle Unterstützung von Pro-

grammen der Mitgliedstaaten (aus dem EU4Health-
Programm) vor. Mit ihrem Schwerpunkt auf Prävention 
und Gesundheitsförderung folgt die Initiative dabei 
durchaus einem ähnlich systematischen, übergreifen-
den Ansatz zur Schaffung gesunder Lebensumgebun-
gen und zur Förderung und Ermöglichung gesundheits-
förderlichen Verhaltens (Kap. 4).

7.4.3
Übertragbare Krankheiten und 
grenzüberschreitende Gesundheitsgefahren: Die 
Europäische Gesundheitsunion

Im Bereich übertragbarer Krankheiten und grenzüber-
schreitender Gesundheitsgefahren kommt der Koope-
ration der Mitgliedstaaten auf allen Ebenen, von der 
Identifikation und Bewertung möglicher Gesundheits-
gefahren bis hin zu deren Eindämmung, große Bedeu-
tung zu. Ähnliches gilt auch für die Vorbereitung auf 
derartige Gesundheitsgefahren, etwa auch durch eine 
gemeinsame organisierte und finanzierte Vorhaltung 
von Kapazitäten zur Abwehr der Gesundheitsgefahren 
und zur (solidarischen) Unterstützung von Mitglied-
staaten, die in besonderem Maße von einer Gesund-
heitskrise betroffen sind. Die EU war in diesen Feldern 
bereits vor Ausbruch von Corona, ganz entsprechend 
ihrer gesundheitspolitischen Handlungskompetenz, im 
Wesentlichen koordinierend aktiv, etwa um den not-
wendigen Informationsaustausch zwischen Mitglied-
staaten zu gewährleisten (Kasten  7.4-1). Noch kurz  
vor dem Ausbruch der Pandemie wurde zudem der 
Europäische Zivilschutzmechanismus überarbeitet 
(„rescEU“), mit dem die EU und sieben teilnehmende 
Nicht-EU-Staaten Vorsorgekapazitäten für Krisensitua-
tionen etwa auch durch Naturkatastrophen organisie-
ren (EU, 2019). 

2020 zeigte sich allerdings schnell, dass die auf 
europäischer Ebene vorhandenen Strukturen zum 
koordinierten Aufbau von Vorsorgekapazitäten und für 
abgestimmte und effektive Reaktionen der Mitglied-
staaten nicht ausreichend waren. Trotz früher politi-
scher Bekenntnisse, wie wichtig ein gemeinsames und 
solidarisches Vorgehen in der Corona-Krise ist, setzten 
sich schnell nationale Denkmuster und Strategien 
durch, etwa als die Knappheit medizinischer Schutz-
ausrüstungen sichtbar wurde. Zusammen mit einem 
unvollständigen Informationsaustausch und uneinheit-
licher Erhebung von Daten führte dies zu nationalen 
Alleingängen, die eine effektivere Abwehr der Gesund-
heitsgefahren und eine Fokussierung der Abwehr auf 
die Regionen und Personen verhinderten, die beson-
ders betroffen waren. Nicht zuletzt betrafen die natio-
nalen Alleingänge mit den Freiheiten des europäischen 
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Binnenmarkts einen Grundpfeiler der EU (für einen 
Überblick über die EU-Reaktionen auf Corona: Forman 
und Mossialos, 2021). Auch die erst kurz zuvor geschaf-
fenen rescEU-Kapazitäten des Europäischen Zivil-
schutzmechanismus zeigten sich mit der Reaktion auf 
eine viele Mitgliedstaaten praktisch zeitgleich betref-
fende Krise überfordert.

Auf die wahrgenommenen Defizite der Krisenvor-
sorge und des Krisenmanagements reagierte die EU mit 
einer Aufstockung der Mittel für rescEU bzw. den Euro-
päischen Zivilschutzmechanismus (Rat der Europäi-
schen Union, 2021) sowie strukturell mit der Initiative 
für eine Europäischen Gesundheitsunion (Europäische 
Kommission, 2020c). Letztere umfasst im Kern 

 > einen neuen Rechtsrahmen für Vorbereitung und 
Abwehr grenzüberschreitender Gesundheitsgefah-
ren (EU, 2022a), 

 > ein gestärktes Mandat für das Europäische Zentrum 
für die Prävention und Kontrolle von Krankheiten 
(EU, 2022b),

 > ein gestärktes Mandat für die Europäische Arznei-
mittel-Agentur EMA (EU, 2022c) und eine neue 
Arzneimittelstrategie (Europäische Kommission, 
2020f), sowie

 > die Einrichtung einer neuen Behörde für die Krisen-
vorsorge und -reaktion bei gesundheitlicher Not-
lage, die Health Emergency preparedness and Res-
ponse Authority – HERA (Europäische Kommission, 
2021d) innerhalb der EU Kommission (als General-
direktion). 

Diese Elemente der Gesundheitsunion wurden bereits 
angenommen und umgesetzt (Europäische Kommis-
sion, 2022i). Ergänzt werden sollen sie um einen 
Rechtsrahmen für die Schaffung eines Europäischen 
Gesundheitsdatenraums, der derzeit noch verhandelt 
wird (Europäische Kommission, 2022c), und den „Beat-
ing-Cancer“-Plan (Europäische Kommission, 2021e). 

Die Europäische Gesundheitsunion ändert zwar 
nichts an der grundsätzlich ergänzenden gesundheits-
politischen Kompetenz der EU, stärkt jedoch die Rolle 
der EU bei der Förderung und Koordination der Zusam-
menarbeit der Mitgliedstaaten. Als Kernelemente wer-
den im Rahmen der Europäischen Gesundheitsunion 
ein stärkeres, europaweit einheitlicheres Monitoring- 
und Informationssysteme zur Identifikation, Überwa-
chung und Bewertung von (grenzüberschreitenden) 
Gesundheitsgefahren sowie systematische Planungs- 
und Berichtsprozesse zu Vorsorge- und Reaktionsmaß-
nahmen auf europäischer und nationaler Ebene etab-
liert, durch die diese Maßnahmen enger abgestimmt 
und zugleich durch regelmäßige Berichte und Stress-
tests überprüft werden sollen. Für die (freiwillige) 
gemeinsame Beschaffung medizinischer Gegenmaß-
nahmen wird ein klarer Ablauf und Rahmen definiert, 

der zumindest auch die Möglichkeit vorsieht, konkur-
rierende parallele Beschaffungen beteiligter Länder 
auszuschließen. In Krisensituationen erweitert die 
Möglichkeit, eine gesundheitliche Notlage auszurufen, 
die Handlungsspielräume der EU und ihrer Behörden, 
um schnellere Entscheidungen treffen zu können. 
HERA und EMA arbeiten zudem daran, die strategische 
Autonomie der EU bei der Vorhaltung und Bereitstel-
lung von Arzneimitteln, medizinischer Schutzausrüs-
tung und sonstigen, als notwendig identifizierten 
Gegenmaßnahmen gegen mögliche zukünftige Gesund-
heitsgefahren zu stärken. Dazu soll die entsprechende 
Vorhaltung ausgebaut, Lieferketten auf mögliche Eng-
pässe überprüft, die eigenen europäischen Produkti-
onskapazitäten ausgeweitet und globale Partnerschaf-
ten gestärkt werden.

Ausgangspunkt für diese begrüßenswerte engere 
Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten und die stärkere 
Koordination durch die EU in der Europäischen Gesund-
heitsunion war Corona und damit eine Infektions-
krankheit. Die EU selbst geht bei den Maßnahmen zur 
Stärkung der Krisenprävention, -Vorsorge und -Reak-
tion jedoch von einem breiter angelegten systemischen 
Verständnis zukünftiger Gesundheitsgefahren aus. So 
gelten als grenzüberschreitende Gesundheitsgefahren 
im Sinne der Gesundheitsunion und der neuen Rechts-
ordnung nicht nur Infektionskrankheiten. Sie sind nun-
mehr breit definiert und umfassen Gesundheitsgefah-
ren biologischen Ursprungs (z.  B. antimikrobielle Resis-
tenzen), chemischen Ursprungs, umwelt- und klimabe-
dingte Gefahren oder auch unbekannten Ursprungs 
sowie sonstige Ereignisse, die eine öffentliche Gesund-
heitsnotlage von internationaler Tragweite nach den 
Internationalen Gesundheitsvorschriften (Kasten 7.2.2) 
darstellen können (Artikel  2 Abs.  1 Verordnung 
2022/2371/EU). In den Mitteilungen und Entschei-
dungen zur Gesundheitsunion nimmt die EU zudem 
mehrfach Bezug auf das One-Health-Konzept und sieht 
die Gesundheitsunion im Zusammenspiel mit ihren 
umwelt- und klimapolitischen Anstrengungen, insbe-
sondere auch dem Europäischen Green Deal. 

7.4.4
Impulse und Initiativen der EU nach außen und 
auf internationaler Ebene

Auf internationaler Ebene könnte die EU grundsätzlich 
schon aufgrund ihrer Wirtschaftskraft einflussreiche 
Impulse setzen, um Gesundheit im Sinne dieses Gut-
achtens zu schützen und zu fördern und die Umsetzung 
der SDGs voranzutreiben. Gerade im Gesundheitsbe-
reich war, nicht zuletzt wegen der begrenzten Hand-
lungskompetenzen der EU gegenüber den Mitgliedstaa-
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ten, das Auftreten und Handeln der EU als Gemein-
schaft nach außen hin eher selten so konsequent und 
strategisch, wie es in einer zunehmend multipolaren 
Welt dem ökonomischen und politischen Gewicht Euro-
pas entspräche. Im Wesentlichen veränderte sich dieser 
Mangel an strategischem außenpolitischem Gestal-
tungsanspruch in der Gesundheitspolitik erst mit Aus-
bruch der COVID-19-Pandemie (Kickbusch, 2023). 

So rief die EU-Kommission als Reaktion auf die 
COVID-19-Pandemie und zur Bekämpfung deren Aus-
wirkungen in Partnerländern Team Europe als neuen 
gemeinsamen europäischen Ansatz aus (Europäische 
Kommission, 2020e). Team Europe soll dabei schneller 
und wirkungsvollere Unterstützung leisten, indem die 
Ressourcen und die Expertise der EU, der europäischen 
Mitgliedstaaten und europäischer Finanzinstitutionen, 
wie insbesondere der Europäischen Investitionsbank 
und der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Ent-
wicklung, gebündelt und gemeinsame und koordinierte 
Unterstützungsmaßnahmen ergriffen werden. Nach 
außen hin soll durch die stärkere Integration und das 
abgestimmte Auftreten Europas auch ein globaler Füh-
rungsanspruch der EU in der Pandemie-Bekämpfung 
zum Ausdruck kommen. Die Unterstützung zielt dabei 
neben Notfallreaktionen, der Versorgung mit Impfstof-
fen und medizinischen Schutz- und Gegenmaßnahmen 
und der Stärkung der lokalen Gesundheitssysteme auch 
auf die Unterstützung von Unternehmen und lokalen 
Wissens- und Produktionskapazitäten. Bislang wurde 
unter dem Team Europa Ansatz 47,7 Mrd. € an finan-
zieller Unterstützung an die Partnerländer geleistet, 
wobei sich die finanziellen Zusagen insgesamt von 
anfangs 20 auf nun insgesamt 53,7 Mrd. € deutlich 
erhöht haben (Europäische Kommission, 2022a; Euro-
päische Kommission, 2022g). 

Ausgehend von der Pandemiebekämpfung wurde 
der Team Europe Ansatz in der Zwischenzeit mit den 
sogenannten Team Europa Initiativen auch zu einem 
Kernelement der entwicklungspolitischen Programme 
und Schwerpunkte für den aktuellen Unterstützungs-
zeitraum 2021-2027. In über 150 Team Europa-Initia-
tiven weltweit sollen durch die Bündelung von Unter-
stützung und Expertise aus Europa kritische entwick-
lungspolitische Hemmnisse in Partnerländern und 
-Regionen überwunden und zur Umsetzung der SDGs 
beigetragen werden. Dazu sind rund 79,5 Mrd. € ein-
geplant (Europäische Kommission, 2021c). 

Ein neuer außen- und entwicklungspolitischer 
Gestaltungsanspruch der EU zeigt sich darüber hinaus 
mit der Global Gateway-Initiative, die Ende 2021, als 
Reaktion auf die Global Development Initiative Chinas, 
ins Leben gerufen wurde. Die Initiative greift Verein-
barungen der G7 auf, die globalen Investitionslücken im 
Bereich von Infrastrukturen zu schließen. Wichtige 

inhaltliche Schwerpunkte wurden im Rahmen des EU-
AU-Gipfels 2022 in enger Abstimmung mit den afrika-
nischen Partnern entwickelt, für die im Rahmen des 
Gipfels ein eigenes Afrika-Europa-Investitionspaket im 
Umfang von wenigstens 150 Mrd. € zur Unterstützung 
der gemeinsam getragenen Ziele der Agenda 2030 und 
der AU Agenda 2063 angekündigt wurde (EU, 2022e). 
Der Anspruch der Global Gateway-Initiative ist es dabei 
generell, die Infrastrukturentwicklung in Partnerlän-
dern über wertebasierte, transparente und vertrauens-
volle Infrastrukturpartnerschaften auf Augenhöhe zu 
fördern, die im Einklang mit der Agenda 2030 und den 
Zielen des Pariser Klimaübereinkommens stehen. Die 
EU legt dabei einen breiten Infrastrukturbegriff 
zugrunde, der strukturelle Projekte in den Bereichen 
Digitales, Klima und Energie, Bildung, Verkehr sowie 
Gesundheit umfasst (Europäische Kommission, 2021l). 
Angestrebt wird die Mobilisierung von bis zu 300 Mrd. € 
im Zeitraum von 2021-2027 durch die EU, die EU-Mit-
gliedstaaten und die Finanz- und Entwicklungsinstitute 
der EU (EIB und EBWE). Aufgrund der fehlenden Kon-
kretisierungen seit Beschluss der Initiative mehren sich 
jedoch die kritischen Stimmen insbesondere auf dem 
afrikanischen Kontinent. Zu Recht wird gefragt, ob es 
sich hier um ein vertrauensvolles Partnerschaftsprojekt 
handelt, oder lediglich um die Umbenennung und 
Umbudgetierung bereits stattfindender Initiativen. 

Im Bereich Gesundheit nimmt Global Gateway expli-
zit Bezug zur Europäischen Gesundheitsunion, die 
ihrerseits auf internationale Zusammenarbeit und 
Unterstützung abstellt: Die Stärkung der Krisenresili-
enz und der strategischen Autonomie der Union soll 
nicht nur über industriepolitische bzw. nach Innen 
gerichtete Maßnahmen, sondern auch in der Zusam-
menarbeit mit internationalen Partnern erreicht wer-
den. Darüber hinaus sollen globale Partner in der 
Abwehr von Gesundheitskrisen durch die Versorgung 
aus EU-Beständen sowie in ihrer Vorbereitung auf 
zukünftige Gesundheitskrisen durch Aufbau lokaler 
Kompetenzen und Produktionskapazitäten unterstützt 
werden (Europäische Kommission, 2021a, d).

Mit der neuen Global-Health-Strategie (Europäi-
sche Kommission, 2022h) beschreibt die EU-Kommis-
sion in zentralen Eckpunkten, Prinzipien und Hand-
lungslinien zur Umsetzung die außenpolitische Dimen-
sion der Europäischen Gesundheitsunion. Die Strategie 
verbindet dabei die Initiative zur Europäischen 
Gesundheitsunion mit der Global Gate-Initiative der 
EU und knüpft darüber hinaus an den Team Europe 
Ansatz in der europäischen Entwicklungspolitik an. Sie 
unterstreicht explizit den neuen Anspruch der EU, 
nicht nur nach innen sondern auch auf internationaler 
bzw. globaler Ebene stärker gestaltend im Sinne der 
europäischen Werte zu wirken und nicht nur eine Füh-
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rungsrolle in finanzieller Hinsicht bei der Umsetzung 
entwicklungs- und gesundheitspolitischer Ziele zu 
übernehmen. Die Strategie ordnet dabei globale 
Gesundheit als zentralen Pfeiler der EU-Außenpolitik 
und als Thema von zentraler geopolitischer Relevanz 
ein, sowohl im Hinblick auf die Zusammenarbeit mit 
internationalen Partnern als auch im Hinblick auf die 
strategische Autonomie der EU selbst. 

Die Global-Health-Strategie setzt drei breite und 
nicht klar abgrenzbare politische Prioritäten: (1) Ver-
besserung der Gesundheit und des Wohlbefindens der 
Menschen während ihres gesamten Lebens; (2) Stär-
kung der Gesundheitssysteme und Förderung der uni-
versellen Gesundheitsversorgung (Universal Health 
Care); (3) Verhütung und Bekämpfung von Gesund-
heitsgefahren, einschließlich Pandemien, unter Anwen-
dung des One-Health-Konzepts. 

Die Strategie erkennt an, dass gegenüber der bishe-
rigen, als nur wenig einflussreich eingeschätzten (Veron 
et al., 2022:1). Global-Health-Strategie der EU aus dem 
Jahr 2010 neue inhaltliche Anforderungen und neue 
Ansätze zur Umsetzung notwendig sind: Neue Krank-
heitsursachen wie Klimawandel, Umweltzerstörung 
oder humanitäre Krisen müssen mit in den Blick genom-
men werden. Ebenso gilt es neue oder wachsende 
Heraus forderungen durch antimikrobielle Resistenzen, 
psychische Erkrankungen oder personelle und materi-
elle Engpässe in Gesundheits- und Pflegesystemen 
sowie Herausforderungen und Chancen durch die Digi-
talisierung zu berücksichtigen. Schließlich muss die 
Strategie die sich verändernde geopolitische Lage 
berücksichtigen und nach den Erfahrungen der COVID-
19-Pandemie etwa auch Fragen von Gerechtigkeit und 
Souveränität (im Sinne von strategischer Autonomie 
und Resilienz) im Gesundheitsbereich ansprechen. 

In zwanzig Leitprinzipien und jeweils weiter ausdif-
ferenzierten Handlungslinien entwirft die Strategie ein 
vergleichsweise detailliertes und umfassendes Zielbild 
globaler Gesundheitspolitik (Kasten 7.4-2). Die Strate-
gie adressiert die interne Zusammenarbeit von EU-
Kommission sowie Kommission und Mitgliedstaaten, 
aber auch multilaterale Gesundheitsgovernance und 
Partnerschaften, mit denen sich die EU zukünftig stär-
ker in der globalen Gesundheitspolitik einbringen 
möchte. Die EU positioniert sich in der Strategie klar für 
den Abschluss eines rechtsverbindlichen Pandemiever-
trags (Kap.  7.3) und für eine Stärkung der WHO als 
zentralem multilateralem Akteur. Gleichzeitig strebt die 
EU selbst eine einflussreichere, eigenständigere Rolle in 
der WHO (und auch in anderen internationalen Organi-
sationen entsprechend ihrer finanziellen Beiträge) an 
und will dazu die Unterstützung von G7, G20 und wei-
teren internationalen Partnern einholen. Darüber hin-
aus sollen strategische „echte“ Partnerschaften der EU 

im Gesundheitsbereich mit anderen Ländern und Regi-
onen ausgebaut werden, in denen beide Seiten ihre 
jeweilige Verantwortung für globale Gesundheit über-
nehmen, und Gesundheit als zentrale Säule der Global 
Gateway-Initiative gestärkt werden. Wirtschaftlich 
schwächere Länder und Regionen und solche mit 
schwächeren Gesundheitssystemen sollen gezielt dabei 
unterstützt werden, Souveränität im Gesundheitsbe-
reich zu erlangen und in die Lage versetzt werden, zur 
Umsetzung der globalen Gesundheitsziele beizutragen. 
Ein eigener Abschnitt zu Finanzierung kündigt eine 
Aufstockung von Fördermitteln und die generell stär-
kere Ausrichtung von EU-Programmen auf die Finan-
zierung globaler Gesundheit an. Ebenso wird die 
Anwendung innovativer Finanzierungsmodelle unter 
Einbindung auch privater Investoren angesprochen. 

Da die Global-Health-Strategie erst Ende 2022 vor-
gestellt wurde, lässt sich ihre Umsetzung bisher nicht 
einschätzen. Erste Reaktionen kritisieren den relativ 
starken Fokus auf Gesundheitssicherheit und entspre-
chend auf menschliche Gesundheit und darauf, dass 
nur schwache Bezüge zu Ökosystemen oder Klima-
schutz hergestellt würden (van den Pas, 2022, Kick-
busch, 2023), wenngleich Klimaschutz, Schutz von 
Biodiversität und Umweltverschmutzung in der Strate-
gie grundsätzlich durchaus genannt werden. Die Strate-
gie zielt zudem bei Finanzierungsfragen auf eine stär-
kere Rolle privater Investoren, was teils kritisiert (van 
den Pas, 2022), teils positiv gesehen wird (Veron et al., 
2022). Kritisch betrachtet werden die eher allgemein 
gehaltenen Aussagen zu internationalem Handel oder 
zur Diskussion, um geistiges Eigentum, die offen lassen, 
ob die EU über entsprechende Transfers von Wissen 
und Technologie ihrem eigenen Anspruch der Zusam-
menarbeit mit im Gesundheitsbereich souveränen Part-
nern durchweg gerecht wird (Kickbusch, 2023; Veron 
et al., 2022: 7f.). 

Insgesamt setzt die Global-Health-Strategie den-
noch zahlreiche begrüßenswerte und wichtige inhaltli-
che Impulse. Die Leitprinzipien (Kasten 7.4-1) greifen 
wesentliche, auch in der Vision (Kap. 3) formulierte 
Elemente auf, so etwa Schwerpunkte auf Prävention 
und Gesundheitsförderung, gerechtere und autono-
mere Zugänge zu medizinischer Versorgung oder auch 
die Erkenntnis, dass gerade zukünftige Krankheiten 
bzw. gesundheitliche Herausforderungen eine Vielzahl 
von Politikbereichen betreffen und entsprechender 
Zusammenarbeit vieler unterschiedlicher Politikberei-
che bedürfen. 

Auch der durch die Global-Health-Strategie unter-
strichene globale Gestaltungsanspruch der EU und des-
sen Umsetzung durch gezielte Partnerschaften mit Län-
dern, Regionen und einer verstärkten Zusammenarbeit 
mit anderen einflussreichen Akteuren im Bereich glo-
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baler Gesundheit ist positiv zu sehen. Es bleibt aller-
dings abzuwarten, wie nachhaltig diese Impulse wirken 
werden. Die Strategie stellt zunächst formal eine Mit-
teilung der Kommission dar, die die Mitgliedsstaaten 
nicht bindet. Gerade aufgrund ihres weitreichenden 
europäischen Gestaltungs- und Integrationsanspruchs 
und den zugleich begrenzten Handlungskompetenzen 
der EU im Bereich Gesundheit hängt viel auch daran, 
welche Schlussfolgerungen der Europäische Rat zu die-
ser Mitteilung formulieren wird, die verbindlichere 
Wirkung gegenüber den Mitgliedstaaten entfalten 
kann (Kickbusch, 2023; Veron et al., 2022: 10). Umso 
wichtiger ist es deshalb, dass die Strategie einen eige-
nen Rahmen zur Überwachung und Evaluierung ihrer 
Umsetzung und Wirkung sowie einen regelmäßigen 
und strukturierten Austausch mit Stakeholdern, den 
Europäischen Institutionen, dem Europäischen Rat und 
der europäischen Zivilgesellschaft über die erzielten 

Fortschritte vorsieht.
Gerade wirtschaftlich schwächere Länder und Han-

delspartner blicken derzeit aber auch mit gewisser 
Skepsis auf den stärkeren, auf Klimaschutz und Nach-
haltigkeit bezogenen Gestaltungsanspruch der EU in 
ihren außenpolitischen und -wirtschaftlichen Bezie-
hungen. Sie nehmen diesen Gestaltungsanspruch teils 
als Versuch wahr, vor allem EU-eigene wirtschaftliche 
Interessen durchzusetzen und europäische Märkte mit 
Hilfe der stärkeren Einbindung klima- und generell 
nachhaltigkeitspolitischer Zielsetzungen und Standards 
abzuschotten (Youngs und Ülgen, 2022). Besonders in 
der Kritik stand dabei der CO2-Grenzausgleichsmecha-
nismus der EU, der zukünftig Kosten- und Wett-
bewerbsnachteile für europäische Unternehmen aus-
gleichen soll, die durch die europäische Klimapolitik 
gegenüber ausländischer Konkurrenz aus Ländern mit 
 weniger ambitionierter Klimapolitik entstehen können. 

Kasten 7.4-2

Leitprinzipien der neuen EU Global-Health-Strategie

 > Leitprinzip 1: Vorrangige Bekämpfung von Krankheits-
ursachen, wobei den Rechten von Frauen und Mädchen 
sowie vulnerablen und benachteiligten Bevölkerungsgrup-
pen besondere Aufmerksamkeit zu widmen ist 

 > Leitprinzip 2: Verbesserung des gleichberechtigten Zugangs 
zu einer ganzen Reihe grundlegender Gesundheitsdienste 
von der Gesundheitsförderung über die Krankheitsprä-
vention und eine erschwingliche hochwertige Behandlung, 
Rehabilitation und Palliativversorgung bis hin zur Bekämp-
fung übertragbarer und nicht übertragbarer Krankheiten

 > Leitprinzip 3: Verbesserung der medizinischen Grundver-
sorgung einschließlich Kapazitätspuffer und Ausbau der 
Kernkapazitäten im Bereich der öffentlichen Gesundheit, 
um die Anforderungen der Internationalen Gesundheits-
vorschriften zu erfüllen

 > Leitprinzip 4: Förderung der Digitalisierung als wesentli-
cher Faktor

 > Leitprinzip 5: Förderung der Forschung über globale 
Gesundheit, um die Technologien und Gegenmaßnahmen 
zu entwickeln, die zur Verbesserung der Gesundheit erfor-
derlich sind

 > Leitprinzip 6: Beseitigung von Personaldefiziten und För-
derung von Kompetenzen

 > Leitprinzip 7: Stärkung der Kapazitäten für Prävention, 
Vorsorge und Reaktion sowie frühzeitige Erkennung von 
Gesundheitsgefahren weltweit

 > Leitprinzip 8: Vorbereitungen auf einen ständigen globa-
len Mechanismus zur Förderung der Entwicklung von und 
des gleichberechtigten Zugangs zu Impfstoffen und Gegen-
maßnahmen für Länder mit niedrigem und mittlerem Ein-
kommen

 > Leitprinzip 9: Aushandlung eines wirksamen rechtsver-
bindlichen Pandemievertrags auf Grundlage des Kon-
zepts „Eine Gesund heit“ und strengerer Internationaler 
Gesundheits vorschriften

 > Leitprinzip 10: Aufbau eines robusten globalen koopera-
tiven Überwachungsnetzes zur besseren Erkennung und 
Bekämpfung von Krankheitserregern

 > Leitprinzip 11: Anwendung eines umfassenden Konzepts 
„Eine Gesundheit“ und Intensivierung des Kampfes gegen 
antimikrobielle Resistenzen

 > Leitprinzip 12: Wirksame Verknüpfung aller Strategien und 
Maßnahmen, die sich auf die globale Gesundheit auswir-
ken, innerhalb der Kommission, der EU-Agenturen und der 
EU-Finanzierungsinstitutionen

 > Leitprinzip 13: Bessere Verknüpfung und Koordinierung 
der Politikkonzepte und Maßnahmen der EU und ihrer Mit-
gliedstaaten, um mit einer Stimme zu sprechen und welt-
weit wirksame Maßnahmen zu ergreifen

 > Leitprinzip 14: Unterstützung für eine stärkere, wirksame 
und rechenschaftspflichtige WHO

 > Leitprinzip 15: Steuerung der neuen globalen Gesundheits-
politik durch Schließung von Lücken und Gewährleistung 
eines kohärenten Handelns

 > Leitprinzip 16: Gewährleistung einer stärkeren Rolle der EU 
in internationalen Organisationen und Gremien

 > Leitprinzip 17: Ausbau von Partnerschaften auf der Grund-
lage von Gleichberechtigung, gemeinsamer Verantwortung, 
beiderseitigem Interesse und strategischen Prioritäten

 > Leitprinzip 18: Stärkere Einbeziehung wichtiger Interes-
senträger im Bereich globale Gesundheit

 > Leitprinzip 19: Aufstockung der EU-Finanzmittel für glo-
bale Gesundheit mit größtmöglicher Wirkung

 > Leitprinzip 20: Bewertung der Fortschritte und Gewähr-
leistung der Rechenschaftspflicht in Bezug auf die glo-
bale Gesundheitsmaßnahmen der EU durch kontinuierliche 
Überwachung und Bewertung

Quelle: Europäische Kommission, 2022h
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Unabhängig davon, ob hier eine bewusste wirtschafts-
politische Strategie seitens der EU gesehen wird oder 
nicht, kann zumindest kritisiert werden, dass die EU 
mit Initiativen wie dem Green Deal zwar wichtige Ziele 
verfolgt, dabei aber den Auswirkungen auf andere Län-
der, und Afrika als Nachbarkontinent im Besonderen, 
lange eher wenig Beachtung geschenkt hat (Messner, 
2022). 

Insgesamt fehlt es der EU bislang an einer übergrei-
fenden außenpolitischen Strategie, die konsequent 
Bezug zur Agenda 2030 nimmt und entsprechende 
Leitlinien für Partnerschaften in einer multipolaren 
Welt formuliert (Kloke-Lesch und Hornidge, 2022). Der 
erst kürzlich präsentierte „Strategische Kompass für 
Sicherheit und Verteidigung in Europa“ leistet dies 
nicht, da ihm sowohl ein klares Konzept von Partner-
schaften als auch der Bezug zur Agenda 2030 fehlt. 
Eine außenpolitische Strategie, die diese Defizite 
behebt, könnte hingegen die Kritik und die Sorgen aus 
Entwicklungsländern aufgreifen und diesen Angebote 
für wertschätzende Partnerschaften entgegenstellen. 
Auf diese Weise könnte die EU auch ihrem Teil der not-
wendigen kooperativen Verantwortungsübernahme für 
die Umsetzung der globalen Nachhaltigkeitsagenda 
gerecht werden. 

7.4.5
Handlungsempfehlungen 

Die EU ist trotz ihrer beschränkten gesundheitspoliti-
schen Handlungskompetenzen gerade an der Schnitt-
stelle von Umwelt und Gesundheit bereits sehr aktiv. 
Viele ihrer Legislativpakete, Programme und Initiativen 
greifen dabei auch bereits wesentliche Elemente, die in 
den vorangegangenen Kapiteln dieses Gutachten 
beschrieben wurden. Es gilt diesen Kurs zu stärken und 
dabei noch weitgehender und systematischer als bislang 
Gesundheitsschutz und -förderung zu berücksichtigen. 

Ambitionsniveau beibehalten
Trotz wirtschaftlicher Herausforderungen durch hohe 
Energiepreise und hohe Inflation sollte die EU ihr bis-
heriges klima- und umweltpolitisches Ambitionsniveau 
nicht mindern und entsprechendem Druck aus den Mit-
gliedstaaten nicht nachgeben. Deutschland sollte sich 
dafür einsetzen, die Umsetzung des Green Deal ent-
schlossen voranzutreiben und dabei Zusammenarbeit 
und sozialen Ausgleich zwischen den Mitgliedstaaten 
zu stärken.

Innereuropäische Solidarität ausbauen
Starke innereuropäische Solidarität ist gerade ange-
sichts der aktuellen geo- und wirtschaftspolitischen 

Herausforderungen notwendig. Ärmere Mitgliedstaa-
ten sollten ausreichend unterstützt werden, auch damit 
sie ihre Gesundheitssysteme ausbauen und stärken 
können. So sollte zur Förderung der gesellschaftlichen 
Resilienz in allen Mitgliedstaaten verhindert werden, 
dass finanzielle Mittel aus kurzfristigen Sparzwängen 
heraus für langfristig angelegte Maßnahmen in der Prä-
vention und Gesundheitsförderung abgezogen werden. 

EU-weite Transparenzmechanismen, 
Bewertungssysteme und Überwachungssysteme 
auf- und ausbauen
Die im Rahmen der Europäischen Gesundheitsunion 
vorgesehenen Überwachungs- und Berichtssysteme für 
gesundheitliche Risikofaktoren und Gesundheit sollten 
umgesetzt und auf nichtübertragbare Krankheiten und 
die entsprechenden Risikofaktoren ausgedehnt werden 
(Bucher, 2022). In diesem Zuge sollten auch möglichst 
langfristig angelegte Plattformen und Forschungsinfra-
strukturen geschaffen und ausgebaut werden, über die 
bestehendes Wissen zu Krankheiten, Risikofaktoren 
und wirksamen (präventiven) Gegenmaßnahmen 
zusammengeführt und ausgetauscht werden kann. Die 
EU sollte darüber hinaus zur Beförderung ihrer Glaub-
würdigkeit in gesundheitspolitischen Feldern transpa-
renter und deutlicher Auskunft darüber geben, wie 
umfangreich sie im Bereich von Gesundheitsschutz und 
-förderung aktiv ist, und in welcher Weise sie Gesund-
heitsfragen in ihren Entscheidungen berücksichtigt. 
Dies schließt auch die Entwicklung eines gemeinsamen, 
einheitlicheren Rahmens zur Einschätzung des Zustands 
der Gesundheitssysteme in den Mitgliedstaaten mit ein 
(Bucher, 2022). 

Gesundheits- und Umweltdaten bereitstellen und 
zusammenführen 
Die EU verhandelt zurzeit die die Schaffung eines Euro-
päischen Gesundheitsdatenraums. Geprüft werden 
sollte, ob dies in diesem Kontext angelegten Initiativen 
bereits genügen, die Potenziale einer breiteren Daten-
nutzung für Politik, Betrieb von Gesundheitssystemen 
und Forschung auszuschöpfen. Dabei wäre insbeson-
dere zu fragen, ob angesichts der kommenden gesund-
heitlichen Herausforderungen durch Klimawandel, Bio-
diversitätsverlust und Verschmutzung gesundheits- und 
umweltbezogene Daten, aber Daten zu Verhalten und 
sozio-ökonomischen Faktoren bereits ausreichend inte-
griert werden. Zudem stellt sich die Frage, ob die 
Zugänglichkeit insbesondere für Forschungszwecke von 
Daten, die durch private Unternehmen erhoben werden, 
bereits ausreichend gegeben ist. Zu achten ist dabei 
nicht nur auf die nationale Verfügbarkeit und Zugäng-
lichkeit von Daten in den einzelnen Mitgliedstaaten, 
sondern auch die grenzüberschreitende Verfügbarkeit 
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für Forschungszwecken in der EU (Bucher, 2022). 

Partnerschaften ausbauen und strategisch 
einbinden
Die EU sollte, wie in der Global-Health-Strategie ange-
kündigt, umwelt- und gesundheitspolitische Partner-
schaften suchen und stärken, die auf einem auf Gegen-
seitigkeit beruhenden Miteinander, aber einer klaren 
Verantwortungsübernahme beider Seiten für die 
gemeinsamen Zielsetzungen beruhen. Derartige Part-
nerschaften sollten eingebettet sein in eine übergrei-
fende außenpolitische Strategie, die anders als etwa der 
jüngst präsentierte „Strategische Kompass für Sicher-
heit und Verteidigung in Europa“ die Agenda 2030 als 
Bezugsrahmen explizit aufgreift und einordnet. Part-
nerschaften sollten im Einklang mit den Zielen der 
Agenda 2030 stehen und zur Umsetzung etwa der euro-
päischen Ziele im Klimaschutz auf globaler Ebene bei-
tragen. Gleichzeitig sollte die EU darauf achten, durch 
dieses strategische Vorgehen nicht wirtschaftliche 
schwächere Länder und Partner auszuschließen. Gerade 
in den aktuellen (wirtschaftlichen) Krisenlagen sollte sie 
schwächere Partner unterstützen („healthy recover for-
ward“), damit diese in der Folge von Preisanstiegen und 
Versorgungsengpässen (die finanzielle Spielräume ein-
schränken und/oder Akzeptanz für längerfristig ausge-
richtete Maßnahmen untergraben) ihre eigenen Gesund-
heits-, Klima-/Nachhaltigkeitsziele nicht einschränken 
oder deren Umsetzung aufschieben müssen. 

7.4.6
Forschungsempfehlungen

Kompetenzen der EU im Gesundheitskontext 
Bisher sind die Kompetenzen der EU im Bereich 
Gesundheit sind relativ einschränkt, wenn die EU auch 
durch andere Handlungsfelder im breiteren Maße auf 
Gesundheit einwirkt als zunächst vermutbar. Trotzdem 
sollte geprüft werden, ob eine Erweiterung der Kompe-
tenzen auch im Gesundheitsbereich und über die 
Beschlüsse zur Umsetzung der europäischen Union 
hinaus einen substanziellen Zusatznutzen hätte oder ob 
dezentrale Kompetenzen im Sinne des Subsidiaritäts-
prinzips beibehalten werden sollten.

Sanktionsmechanismen prüfen 
Die neu geschaffenen Mechanismen zur Vorsorge und 
Bekämpfung gesundheitlicher Krisen in der EU stellen 
grundsätzlich wichtige Schritte dar, ihr Wirkung sollte 
jedoch eingehend wissenschaftlich evaluiert werden. 
Offen ist insbesondere, ob die Mitgliedstaaten im Kri-
senfall tatsächlich in ausreichendem Maß zur Koopera-
tion angehalten sind. Zu prüfen wäre vor diesem Hin-

tergrund etwa, ob konkretere Sanktionsmechanismen 
notwendig sind und wie solche ausgestaltet werden 
könnten.

EU-Initiative „Healthy together“ evaluieren 
Die neue EU-Initiative „Healthy together“ für nicht-
übertragbare Krankheiten geht hinsichtlich Adressie-
rung von langfristigen Verhaltensaspekten und Präven-
tion bereits recht weit, während die Gesundheitsunion 
relativ stark auf Infrastrukturen, Arzneimittel, medizi-
nische Ausrüstungen usw. fokussiert ist. Wo gibt es 
Fehlstellen? Wo müssen Verhaltensaspekte und Prä-
vention stärker verankert werden?

7.5
Internationale Finanzierung: Barrieren 
 überwinden

Die Arbeitsgruppe II des IPCC sieht in finanziellen Bar-
rieren einen wichtigen Hinderungsgrund für Anpas-
sungen des Gesundheitsbereichs an die Folgen des Kli-
mawandels. Anpassungsfinanzierung erreiche oftmals 
nicht die Bereiche, welche am stärksten von den Folgen 
des Klimawandels betroffen sind (IPCC, 2022d). Um 
das zur Erreichung multilateraler Nachhaltigkeitsziele 
benötigte Kapital zu generieren, werden in der Wissen-
schaft und auf Ebene multilateraler Organisationen 
verschiedene Finanzierungsinstrumente diskutiert, 
welche staatliche Entwicklungsfinanzierung und 
 private Kapitalströme mit Nachhaltigkeitszielen ver-
binden (UN, 2022a). Gleichzeitig prognostizieren 
UNCTAD und IWF für den Zeitraum 2020-2025 eine 
jährliche SDG-Finanzierungslücke von 4.300 Mrd. 
US-$. Viele Länder mit hohem Einkommen bleiben 
aktuell hinter ihren Zielen bezüglich der Höhe ihres 
Beitrags zur Entwicklungsfinanzierung zurück. Insbe-
sondere Länder mit niedrigem Einkommen können 
durch diesen hohen Finanzierungsbedarf zu weiterer 
Schuldenaufnahme gezwungen sein, was ihre finanzi-
elle Position noch weiter verschlechtern würde (OECD, 
2022a). Auch wenn dem privaten Sektor eine wichtige 
Bedeutung in der Finanzierung dieser Lücke zugespro-
chen wird, bleibt die bisherige Beteiligung des privaten 
Sektors unter den Erwartungen der Agenda 2030 
(OECD, 2022a). Jedoch ist die Mobilisierung privaten 
Kapitals nicht nur auf Grund globaler Krisen wie Klima-
wandel und Biodiversitätsverlust dringend erforderlich 
(Mélonio et al., 2022). Dabei sind es insbesondere Nie-
drigsteinkommensländer (Least Developed Countries, 
LDCs), welche aktuell nicht von privaten Investitionen 
profitieren. Von 2012-2018 waren nur 6  % der Ent-
wicklungsfinanzierung aus privaten Mitteln an LDCs 
gerichtet, vor allem durch multilaterale Entwicklungs-
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banken (OECD und UNCDF, 2020).
Im Folgenden werden Instrumente beschrieben, 

welche aufgrund möglicher Skalierbarkeit die Gewin-
nung der notwendigen Kapitalmengen erleichtern und 
beschleunigen können sowie gleichzeitig bestehende 
globale Ungleichheiten bezüglich des Zugangs zu Kapi-
tal und daraus realisierbaren Investitionsmöglichkeiten 
adressieren. Weiteren Ansätzen wie die des Global Pub-
lic Investment könnte ebenfalls eine hohe Bedeutung 
zukommen, diese finden aktuell jedoch nur zu einem 
sehr geringen Grad Verwendung. Das Konzept des Glo-
bal Public Investment (GPI), ein von Reid-Henry (Reid-
Henry, 2019) vorgeschlagener Ansatz der internationa-
len Entwicklungsfinanzierung, kann dabei helfen, die 
internationale Bereitstellung öffentlicher Mittel zur 
Förderung der nachhaltigen Entwicklung zu stärken 
(Glennie, 2019). Im Gegensatz zum existierenden Ver-
ständnis von Entwicklungsfinanzierung versucht GPI, 
eine größere Anzahl an Ländern, im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten, am Prozess der Mittelgewinnung und 
-vergabe zu beteiligen. Die individuelle Leistungsfähig-
keit soll dabei an einheitlichen, noch zu bestimmenden, 
Kriterien, beispielsweise dem Pro-Kopf-Einkommen 
oder dem Wirtschaftswachstum, gemessen werden. 
Hier ist in einem ersten Schritt weitere Forschung erfor-
derlich, welche Faktoren für eine stärkere Verwendung 
notwendig sind und wie die Instrumente für die Förde-
rung der Vision „Gesund leben auf einer gesunden 
Erde“ eingesetzt werden können. 

7.5.1
Debt Swaps: Schuldenlast reduzieren, Umwelt- 
und Gesundheitsschutz stärken

Debt Swaps werden von der Wissenschaft seit Langem 
als Möglichkeit gesehen, Investitionen in Bereiche wie 
Umwelt- oder Artenschutz zu fördern und gleichzeitig 
Staaten mit niedrigem und mittlerem Einkommen von 
einem Teil ihrer Schulden zu entlasten (WBGU, 2002; 
WBGU, 2020). Auf Ebene der G7 wird auf Grund der 
hohen Schuldenlast vieler Länder, insbesondere in 
Folge der wirtschaftlichen Auswirkungen der COVID-
19-Pandemie, ein verstärkter Einsatz von Instrumenten 
zur Schuldumwandlung gefordert (Deutz und Hansen, 
2022). Bei einem Debt Swap verzichtet ein Kreditgeber, 
meist ein Staat, auf seinen Anspruch auf Rückzahlung 
eines gewährten Kredites. Im Gegenzug erklärt sich der 
kreditnehmende Staat dazu bereit, einen vorab 
bestimmten Betrag zur Finanzierung eines inländischen 
Entwicklungsprojekts zu verwenden. Da Debt Swaps 
gleichzeitig die Schuldenmenge eines Landes reduzie-
ren und Investitionen in Bereiche wie Umwelt- oder 
Gesundheitsschutz ermöglichen, werden sie als attrak-

tives Instrument der Entwicklungsfinanzierung angese-
hen (Essers et al., 2021). Waren lange Zeit sogenannte 
Debt-for-Nature Swaps ein häufig betrachtetes Instru-
ment, hat sich in letzter Zeit eine stärkere Diskussion 
über Debt-for-Climate Swaps entwickelt (Volz et al., 
2022a), welche die Anpassung an die Folgen des Klima-
wandels für hoch verschuldete Länder mit niedrigem 
Einkommen erleichtern sollen. Ein erster Debt-for- 
Climate Swap in einer Höhe von 21,6 Mio. US-$ wurde 
im Jahr 2015 unter Beteiligung der Seychellen und des 
Pariser Clubs, einem informellen Zusammenschluss von 
Ländern zur Lösung von staatlichen Zahlungsschwie-
rigkeiten, durchgeführt (Silver und Campbell, 2018). 

Auch im Bereich Gesundheit werden sogenannte 
Debt-for-Health Swaps seit 1992 im Rahmen der WHO 
diskutiert (WHO, 1992a). Der Globale Fonds zur 
Bekämpfung von AIDS, Tuberkulose und Malaria, kurz 
Global Fund, betreibt seit 2007 unter dem Namen  
Debt2Health ein Programm, unter welchem Schulden 
erlassen und in Investitionen in nationale Gesundheits-
systeme und Krankheitsbekämpfung umgeleitet wer-
den. Der Global Fund geht auf eine Initiative der 
G8-Staaten zurück und wird durch Zuwendungen von 
Regierungen und Privatwirtschaft gespeist. Deutsch-
land ist dabei eines der Länder mit der stärksten Betei-
ligung am Debt2Health-Programm (The Global Fund, 
2021). Der Finanzierungsbetrag des Programms hält 
sich jedoch in Grenzen: Insgesamt wurden über das 
Programm seit 2007 lediglich 232 Mio. US-$ für die 
Förderung nationaler Gesundheitsprogramme erhoben. 
Vor der letzten Wiederauffüllungskonferenz des Global 
Funds im September 2022 hat Deutschland für die 
kommende Förderperiode 2023-2025 jedoch einen 
Beitrag von 100 Mio. € für Debt Swaps zugesichert. 
Insgesamt ist die über Debt Swaps gewonnene Finan-
zierung des Global Funds, welcher allein im Jahr 2020 
4,2 Mrd. US-$ verteilen konnte, aber nur von unter-
geordneter Bedeutung. Die geringe Bedeutung des 
Debt2Health-Programm für die Finanzierung des Glo-
bal Fund deutet darauf hin, dass das Programm in vie-
len Ländern noch nicht als durchführungswürdig 
erscheint. Gleichzeitig besteht für das Debt2Health-
Programm noch keine Auswertung der Erfahrungen der 
daran beteiligten Länder, so dass eine Evaluation dieses 
Programms Hinweise für zukünftige Verbesserungen 
geben kann (Tandon et al., 2021). Vorschläge für Maß-
nahmen wie eine Einbeziehung von Nachhaltigkeitszie-
len und -risiken in die Evaluation staatlicher Verschul-
dung oder bessere Anreize für private Investor:innen 
an Restrukturierungen teilzunehmen existieren, bei-
spielsweise durch eine Einbindung der Weltbank in 
Restrukturierungsprozesse (Volz et al., 2021).

Diese geringe Verwendung trifft jedoch nicht allein 
auf Debt-for-Health Swaps zu. Auch viele der anderen 
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Debt Swap-Programme sind unter den anfänglichen 
Erwartungen geblieben, so dass Debt Swaps insgesamt 
nur eine marginale Rolle in der internationalen Entwick-
lungsfinanzierung besitzen und bisher wenig zur Ent-
schärfung der Schuldenlast einkommensschwacher Län-
der beigetragen haben (Caliari, 2020). Oftmals bleibt 
unklar, welchen zusätzlichen Beitrag ein Debt Swap an 
Mitteln generiert und welcher Beitrag auch ohne die 
Verwendung dieses Instruments in ein Entwicklungs-
projekt geflossen wären. Für die Mittelverteilung wer-
den häufig parallele Strukturen aufgebaut, wie das  
Debt2Health-Programm des Global Funds, so dass Mit-
tel an Systemen und Entscheidungsprozessen des kre-
ditnehmenden Landes vorbeilaufen könnten (Essers et 
al., 2021). Der Durchführungsprozess eines Debt Swaps 
ist bisher noch wenig standardisiert, so dass relativ zum 
Volumen hohe Transaktionskosten anfallen. 

In Summe führen hohe Transaktionskosten und 
langwierige Prozesse dazu, dass das Volumen bisheriger 
Debt Swap-Transaktionen, insbesondere in Relation zur 
bestehenden Gesamtschuldenmenge von Niedrig- und 
Mitteleinkommensländern, vernachlässigbar ist. Paral-
lel ist eine kritische wissenschaftliche Diskussion über 
die belastenden Auswirkungen einer hohen Staatsver-
schuldung einkommensschwacher Länder zu beachten, 
welche das Entstehen oder Weiterbestehen von Abhän-
gigkeiten und ungleicher Machtverhältnisse zur Folge 
haben und auch durch Debt Swaps nicht gelöst werden 
können (Penet und Flores Zendejas, 2021).

Anderseits zeigt die stetige wissenschaftliche 
Debatte um Debt Swaps unterschiedlicher Fokussie-
rung, dass dem Instrument weiterhin Potenzial für eine 
stärkere Verbreitung zugeschrieben wird (Caliari, 
2020). Die Kombination aus finanzieller Entlastung für 
verschuldete Länder und Investition in deren Gesund-
heitssysteme oder Anpassungsfähigkeit an globale 
Umweltveränderungen ist dabei ein Hauptargument 
für die Verwendung von Debt Swaps. Um eine stärkere 
Verwendung von Debt Swaps zu fördern, ist es wichtig, 
eine zu starke Fragmentierung (Debt-for-Health, -Cli-
mate, -Nature) der Programme zu vermeiden und, wo 
möglich, die dazugehörigen Prozesse zu standardisie-
ren, um die aktuell hohen Transaktionskosten zu ver-
ringern (Sirimaneetham, 2021). Hierbei ist zu beachten, 
dass solche Prozesse auf einer globalen Ebene stattfin-
den, damit Debt Swaps nicht wie in der Vergangenheit 
auf Forderungen von einkommensstarken Ländern 
fokussiert sind. Eine Standardisierung der Prozesse zur 
Umsetzung von Debt Swaps unabhängig vom einzelnen 
Anwendungsfall kann helfen, ihre Verbreitung zu för-
dern. Eine wissenschaftliche Auswertung bisheriger 
Debt Swap-Programme, insbesondere des Debt2Health-
Programms, kann helfen, Best Practices zu identifizie-
ren. Für Debt Swaps mit Bezug zu Klimawandel und 

SDGs hat die Wirtschafts- und Sozialkommission für 
Westasien der UN einen ersten Vorschlag erarbeitet, 
wie durch regionale Kooperationen Debt Swaps auch in 
Ländern mit mittlerem Einkommen häufiger Verwen-
dung finden können (UN ESCWA, 2022).

7.5.2
International Finance Facility for Immunisation 
als Modell für Klimafinanzierung

Die International Finance Facility for Immunisation 
(IFFIm) ist eine 2006 gegründete Institution, welche 
durch die Ausgabe von Anleihen, sogenannten Vaccine 
Bonds, Mittel privater Investor:innen für die Ziele der 
Global Alliance for Vaccines and Immunization (GAVI) 
akquiriert (Abb. 7.5-1). Gavi ist eine Allianz öffentli-
cher und privater Gruppen, welche Ländern mit niedri-
gem Einkommen schnellen und großflächigen Zugang 
zu Immunisierung gegenüber Krankheiten wie bei-
spielsweise Polio bietet. Eine besondere Fokusgruppe 
von Gavi bilden dabei Kinder. Auch für die Verteilung 
eines Impfstoffs gegen COVID-19 wurde die Verwen-
dung der IFFIm diskutiert (Stamm et al., 2021). Im 
Bereich von Global Health ist der IFFIm eine der erfolg-
reichsten innovativen Finanzierungsinstrumente (Atun 
et al., 2017). Durch Zahlungszusagen von Ländern mit 
hohem Einkommen, welche die Rückzahlung der auf-
genommenen Mittel garantieren, nimmt die IFFIm an 
internationalen Kapitalmärkten Mittel auf, um diese 
anschließend an GAVI weiterzuleiten. Diese Bürgschaf-
ten von Ländern mit hohem Kreditrating führt auch bei 
den Vaccine Bonds des IFFIm zu einem hohen Kredit-
rating, was eine Investition attraktiv und risikoarm 
gestaltet (Abb. 7.5-1). 

Die Aufnahme privater Mittel ermöglicht das Front-
loading von notwendigen Investitionen (Barder und 
Yeh, 2006). Frontloading bezeichnet dabei die Durch-
führung von Programmen, im Fall des IFFIm für Immu-
nisationsprogramme, innerhalb eines kurzen Zeitraums 
durch Aufnahme von privatem Kapital anstelle einer 
Verteilung des Programms über einen längeren Zeit-
raum. Der erfolgreiche Ansatz des Frontloadings von 
Investitionen durch die Gewinnung private Mittel unter 
Tilgungszusagen von Ländern mit hohem Einkommen 
könnte auch für Klimafinanzierung (Ketkar, 2014; Krae-
mer et al., 2022) oder die Umsetzung des von UN-Gene-
ralsekretär, António Guterres vorgeschlagene SDG Fonds 
verwendet werden. Länder mit hohen Einkommen 
könnten so den hohen Finanzierungsbedarf für Maß-
nahmen von Klimawandelanpassung und -minderung in 
Länder mit niedrigem Einkommen mittragen, ohne kurz-
fristige Auswirkungen auf ihr heutiges Budget. Kraemer 
et al. (2022) schlagen hierfür eine Finance Facility 
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against Climate Change (F2C2) vor, welche unter Schirm-
herrschaft der G20 aufgesetzt sein könnte. Wie bei den 
Vaccine Bonds des IFFIm helfen die durch das hohe Kre-
ditrating erzielten günstigen Finanzierungskonditionen 
auch den Ländern mit niedrigem Einkommen, welche 
bei direkter Aufnahme von privaten Mitteln dies nur zu 
deutlich schlechteren Konditionen hätten durchführen 
können.

7.5.3
Privates Kapital mobilisieren: Instrumente 
identifizieren

In den letzten Jahren wurden verschiedene weitere Ins-
trumente entwickelt, mit denen internationale Institu-
tionen oder Unternehmen privates Kapitel zur Umset-
zung von Nachhaltigkeitszielen mobilisieren können. 
Social Impact Bonds stellen dabei nur ein Instrument 
dar, welches hier exemplarisch beleuchtet wird.

Social Impact Bonds sind Anleihen, welche die Höhe 
der Rückzahlungsbeträge aus einem aufgenommenen 
Kredit an die Erreichung vorab definierter Nachhaltig-
keitsziele knüpfen. Die über die Anleihe aufgenomme-
nen Mittel werden für die Bekämpfung sozialer Prob-
lemstellungen verwendet und sorgen in der Regel für 
Einsparungen der kreditnehmenden Seite, welche dann 
zur Rückzahlung des Kredites zur Verfügung stehen 
(Edmiston und Nicholls, 2018). Zielen Social Impact 
Bonds auf Projekte in Niedrigeinkommensländer ab, 
werden sie auch als Development Impact Bonds 
bezeichnet (Clarke et al., 2018). Allerdings weisen 
Social Impact Bonds im Gesundheitsbereich, beispiels-
weise mit Bezug zu nichtübertragbaren Krankheiten, 
aktuell nur eine sehr geringe Verbreitung auf und wur-

den noch nicht ausreichend wissenschaftlich auf ihren 
Erfolg bewertet. Diese geringe Verwendung gilt nicht 
nur für den Gesundheitsbereich, so dass auch noch 
keine gesicherte empirische Auswertung des Erfolgs 
von Social Impact Bonds existiert (Fraser et al., 2018). 
Gleichzeitig sind durch die in den letzten Jahren stark 
gestiegene Verwendung von Green Bonds Anleihen mit 
Nachhaltigkeitscharakteristika einer breiten Masse an 
Investoren bekannt geworden, was auch die zukünftige 
Akzeptanz von Social Impact Bonds erhöhen könnte. In 
einer Analyse von Social Impact Bonds sind Kritik-
punkte zu beachten, wie den Folgen einer möglichen 
Ökonomisierung von wohltätigen und sozialen Zwe-
cken und Prozessen (Broccardo et al., 2020).

7.5.4
Handlungsempfehlungen

Verschuldung von Ländern mit niedrigem 
Einkommen reduzieren
Viele Länder mit mittlerem und niedrigem Einkommen 
leiden unter einer erdrückenden Schuldenlast, welche 
ihre Handlungsfähigkeit stark einschränkt. Auf Grund 
der hohen Finanzierungslücke zur notwendigen Umset-
zung multilateraler Nachhaltigkeitsziele sollte verstärkt 
über eine Restrukturierung dieser Schulden diskutiert 
werden (Volz et al., 2021). 

Debt Swaps verstärkt als Instrument der 
Entwicklungsfinanzierung einsetzen
Der WBGU empfiehlt, Debt Swaps verstärkt als Instru-
ment zu verwenden und sich für eine internationale 
Standardisierung der Prozesse eines Debt Swaps einzu-
setzen. Debt Swaps können die hohe Schuldenlast von 

Abbildung 7.5-1
Struktur der International Finance Facility for Immunisation
Quelle: IFFIm, 2022
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Ländern mit niedrigem Einkommen reduzieren und 
gleichzeitig die Erreichung multilateraler Nachhaltig-
keitsziele fördern. Durch programmspezifische Debt 
Swaps (beispielsweise Debt for Climate Swaps) kann 
eine zweckgebundene Verwendung der freigestellten 
Mittel sichergestellt werden. Für eine breite Verwen-
dung sollten die Prozesse auf einer globalen Ebene 
stattfinden und eine starke Fragmentierung vermieden 
werden.

7.5.5
Forschungsempfehlungen 

Debt Swaps evaluieren und standardisieren
Eine wissenschaftliche Auswertung bisheriger Debt 
Swap Programme, insbesondere des Debt2Health Pro-
gramms des Global Funds, kann helfen, Best-Practices 
zu identifizieren. Insbesondere sollten Standardisierte 
Prozesse identifiziert werden, welche eine Fragmentie-
rung (Debt-for -Health, -Climate, -Nature) der Pro-
gramme vermeiden und Transaktionskosten reduzieren.

Verstärkte Beteiligung privater Investor:innen bei 
Debt Swaps ermöglichen
Debt Swaps finden aktuell größtenteils auf zwischen-
staatlicher Ebene statt, jedoch liegen umfangreiche 
Schuldenforderungen gegenüber Ländern des Globalen 
Südens in der Hand privater Investor:innen (Volz et al., 
2022a). Um diese verstärkt für die Teilnahme an Debt 
Swaps zu gewinnen, sollten passende Maßnahmen und 
Anreize erforscht und identifiziert werden, so dass 
diese ihre Forderungen gegenüber Schuldnerstaaten 
ebenfalls für Debt Swaps zu verwenden.

Identifizierung weiterer Instrumente und Ansätze 
für verstärkte Entwicklungsfinanzierung
Auch wenn verschiedene Vorschläge für Finanzie-
rungsinstrumente existieren, finden diese häufig nur 
geringe Anwendung. Instrumente sollten insbesondere 
die Gewinnung privater Mittel ermöglichen und auf 
staatlicher Ebene von einer hohen Anzahl an Ländern 
Verwendung finden. Der Ansatz des Global Public 
Investment oder das Instrument der Social Impact 
Bonds sind hierbei zwei mögliche Ansatzpunkte.

Ausgestaltung von Global Public Investment
Der Ansatz des Global Public Investment versucht eine 
größere Anzahl an Ländern an der Verteilung der durch 
internationale Entwicklungsfinanzierung gewonnenen 
Mittel zu beteiligen. Hierbei sieht der Ansatz nicht allein 
Hocheinkommensländer in der Verantwortung, sich an 
der Finanzierung zu beteiligen, sondern auch, im Rah-
men der individuellen Leistungsfähigkeit, auch Länder 

mit niedrigem Einkommen. Aktuell bestehen jedoch 
noch keine Strukturen, unter denen die internationale 
Zusammenarbeit durchgeführt werden kann. Es gilt zu 
identifizieren, welche Kriterien zur  Bestimmung der 
Leistungsfähigkeit einzelner Länder herangezogen wer-
den können, wie die Entscheidungsprozesse strukturiert 
werden können und welche Probleme prioritär unter 
Verwendung des Konzepts von Global Public Invest-
ment berücksichtigt werden sollen (EWG-GPI, 2022).

Social Impact Bonds als Finanzierungsinstrument
Social Impact Bonds knüpfen die Höhe der Rückzah-
lungsbeträge aus einem aufgenommenen Kredit an die 
Erreichung vorab definierter Nachhaltigkeitsziel.,fin-
den aktuell allerdings nur eine sehr geringe Verwen-
dung, sowohl in der Anzahl als auch in der Höhe der 
akquirierten Mittel. Für eine stärkere Verwendung 
bedarf es hier einer wissenschaftlichen Analyse über 
den (Miss-)Erfolg vergangener Social Impact Bonds 
sowie zur bestmöglichen Ausgestaltung, beispielsweise 
im Gesundheitsbereich. Gleichzeitig sind die bestehen-
den Kritikpunkte, wie den Folgen einer möglichen Öko-
nomisierung von wohltätigen und sozialen Zwecken 
und Prozessen, zu betrachten (Broccardo et al., 2020). 

7.6
Unternehmerische Verantwortung: von Selbst-
verpflichtungen zu rechtlichen Sorgfaltspflichten

Der Privatwirtschaft kommt eine wichtige Rolle für die 
Erreichung multilateraler Nachhaltigkeitsziele zu, ins-
besondere bei der Bereitstellung von finanziellen Mit-
teln, der Entwicklung innovativer Technologien oder 
der Umstrukturierung bzw. dem Ausstieg aus nicht 
nachhaltigen Wertschöpfungsketten. Neben der drin-
gend notwendigen Umsetzung der Maßnahmen zur 
Finanzierung von Klimaschutz können Unternehmen 
durch verschiedene Instrumente dazu angeregt wer-
den, die bisher größtenteils getrennt betrachteten 
Bereiche Umwelt und Gesundheit sowohl in der Bericht-
erstattung als auch in der internen Analyse der Aus-
wirkungen ihres unternehmerischen Handelns zu 
 verbinden (Sajjad, 2019). Dieses Kapitel analysiert 
Optionen, wie Unternehmen ihrer Eigenverantwortung 
gerecht werden und Investor:innen und Staaten unter-
nehmerische Verantwortung einfordern können. Dies 
beginnt bei niedrigschwelligen Maßnahmen wie 
Berichterstattung und reicht hin zu international ver-
einbarten und gesetzlich verbindlichen Sorgfaltspflich-
ten für die Einhaltung von Menschenrechten und 
Umweltschutz in der Lieferkette. Zudem adressieren 
die Maßnahmen unterschiedliche Akteure. Betrachtet 
man den Verantwortungsbereich eines Unternehmens 
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für Gesundheits- und Umweltschutz (Abb. 7.5-1), ist 
festzustellen, dass Einflussnahme nicht nur innerhalb 
eines Unternehmens (z.  B. für den Gesundheitsschutz 
der eigenen Arbeitnehmenden oder unmittelbare 
Umweltverschmutzung) stattfindet, sondern unterneh-
merisches Handeln insbesondere auch vor- und nach-
gelagerte Bereiche betrifft (Abb. 7.6-1). Entsprechend 
sind Wege zu identifizieren, wie auch mittelbare Ver-
antwortungsübernahme durch Unternehmen begüns-
tigt werden kann, die vorgelagerte Auswirkungen und 
Auswirkungen der produzierten Güter umfasst. 

Die indirekten und direkten Folgen unternehmeri-
schen Handelns für Umwelt, Gesundheit und Klima zei-
gen sich am Beispiel Lithium (Kasten 7.6-4). Im Zuge 
des Wandels zur Elektromobilität werden die Stoff-
ströme moderner technischer Metalle wie z.  B. Lithium, 
Kobalt und Elemente der Seltenen Erden für die Ener-
giewende bzw. die Herstellung der dazu benötigten 
lithiumbasierten Batterien deutlich zunehmen (Buchert 
et al., 2019; Europäische Kommission, 2020b; Marsch-
eider-Weidemann et al., 2021). Im Jahr 2022 wurden 
weltweit etwa 130.000  t des Rohstoffs Lithium abge-
baut, wovon etwa 80   % für Batterien verwendet wer-
den. Im Jahr 2050 wird eine Steigerung der Lithium-
nachfrage auf 1,1 Mio.  t erwartet (U.S. Geological Sur-
vey, 2023; Buchert et al., 2019, 2020). Dies ist zum 
einen wegen der Rohstoffversorgung des bereits heute 
als kritisch eingestuften Lithiums problematisch (Euro-
päische Kommission, 2020k). Zum anderen ist ein vor-
ausschauender Umgang mit dieser wertvollen Res-

source notwendig, um potenzielle Gefahren für Mensch 
und Umwelt durch die komplex wechselwirkenden 
Auswirkungen des Einsatzes von Lithiumbasierten Bat-
terien rechtzeitig zu erkennen. 

7.6.1
Corporate Social Responsibility: 
Selbstverpflichtung und Berichterstattung 

Begriffe wie Corporate Social Responsibility und Cor-
porate Responsibility, Corporate Social Responsiveness, 
Corporate Sustainability werden unterschiedlich defi-
niert und sind demzufolge nicht klar voneinander 
abgrenzbar. Ein ursprünglich enges Verständnis von 
unternehmerischer Verantwortung mit Fokus auf sozi-
ale Belange, wie gegenüber den firmeneigenen Mitar-
beitenden, wurde im Laufe der Zeit erweitert, insbe-
sondere um ökologische Aspekte. Die EU versteht unter 
CSR „die Verantwortung von Unternehmen für ihre 
Auswirkungen auf die Gesellschaft“ (Europäische Kom-
mission, 2011). Voraussetzung dafür, dass Unterneh-
men in die Verantwortung für Nachhaltigkeitstransfor-
mationen genommen werden können, ist Transparenz 
über unternehmerisches Handeln. Diese wird insbeson-
dere über Berichterstattung zur Einhaltung von 
Umwelt- und Menschenrechtsstandards in der Wert-
schöpfungskette erzielt. Eine große Anzahl an Studien 
zeigt die vielfältigen positiven Effekte von erhöhter 
Transparenz durch unternehmerische Nachhaltigkeits-

Abbildung 7.6-1
Auswirkungen unternehmerischen Handelns auf Umwelt-, Klima- und Gesundheitsschutz. Effekte existieren dabei sowohl 
durch direkte Handlungen des Unternehmens, als auch durch vor- und nachgelagerte Prozesse. 
Quelle: WBGU in Anlehnung an UN Global Compact, 2019

Klimawandel
Verschmutzung

Biodiversitätsverlust
One Health / Planetary Health

Menschenrechte

Indirekt
Emissionen
Vergütung
Lokale Gemeinschaften/Gesellschaften
Verbrauch natürlicher Ressourcen

Direkt
Angestellte
Lokale Gemeinschaften/Gesellschaften
Lokale und globale Umwelt

Indirekt
Emissionen
Gesundheit

Produktsicherheit
Kreislaufwirtschaft

Upstream Unternehmen Downstream

       
       

       
       

       
       

       
       

 

ENTWURF



Unternehmerische Verantwortung: von Selbstverpflichtungen zu rechtlichen Sorgfaltspflichten  7.6

301

berichterstattung (Dhaliwal et al., 2012). Diese positi-
ven Effekte sind sowohl finanzieller als auch nicht 
finanzieller Natur und kommen sowohl den Firmen 
selbst als auch der Allgemeinheit zugute: So profitieren 
Firmen z B. von leichteren Finanzierungsmöglichkeiten 
durch geringere Kapitalkosten (Cheng et al., 2014; 
Christensen et al., 2021a, She, 2021), und die Allge-
meinheit profitiert von der Zunahme an Nachhaltig-
keitsbestrebungen und -aktivitäten von Unternehmen 

(Jackson et al., 2020).
Um die große Nachfrage nach Nachhaltigkeitsinfor-

mationen zu bedienen, wurden unterschiedliche 
Gesetze und Prozesse angestoßen, welche auf ver-
stärkte Nachhaltigkeitsberichterstattung abzielen (Bas-
sen et al., 2020). Erfolgte die Veröffentlichung eines 
Nachhaltigkeitsberichtes in der EU längere Zeit auf frei-
williger Basis, wurden durch die von der EU beschlos-
senen Richtlinien über die nicht finanzielle Berichter-

Kasten 7.6-1

Fallbeispiel: Umwelt- und Gesundheitswirkungen 
der wirtschaftlichen Nutzung von Lithium

Am Anfang des Lebenszyklus von Lithiumprodukten steht 
ein Rohstoffabbau, der erhebliche negative Umweltverände-
rungen hervorruft wie Wassermangel in ohnehin trockenen 
Regionen des Lithiumabbaus aus Salzseen durch Verdamp-
fungsverfahren (Harper et al., 2019; Liu und Agusdinata, 
2020; Schmidt et al., 2023). Dies verstärkt die Auswirkun-
gen der Klimakrise und kann erhebliche Auswirkungen auf 
das fragile Ökosystem haben (Gutiérrez et al., 2022; Sonter 
et al., 2020). Zudem wirkt sich der Rückgang der Wasserre-
serven auf die lokale Bevölkerung und deren Landwirtschaft 
und Viehzucht aus (Buchert et al., 2020; Schüler et al., 2018; 
Friends of the Earth Europe, 2013; Agusdinata et al., 2018). 
Bei der Lithiumgewinnung aus Salzseen stellt auch die Emis-
sion von toxischen Prozesschemikalien in Luft, Wasser und 
Erde ein Risiko für die Gesundheit von Mensch und Umwelt 
dar (Friends of the Earth Europe, 2013). Auch der Abbau aus 
Gestein, der wichtigsten Lithiumgewinnungsmethode in Aus-
tralien, birgt Risiken: Reststoffe könnten durch Brüche in den 
Absatzbecken oder Durchsickern unabsichtlich freigesetzt 
werden und so das Grundwasser kontaminieren (Buchert et 
al., 2020). Außerdem haben die entstehenden gesundheits-
gefährdenden Prozessabfälle, die in Flüsse geleitet werden, 
erhebliche Folgen für die Umwelt: So wird beispielsweise das 
massenhafte Sterben von Fischen im Fluss Lichu in Tibet auf 
Kontaminationen durch den Lithiumabbau zurückgeführt 
(Tibet Policy Institute, 2016). Die Folgen für Mensch und 
Umwelt durch den zukünftig steigenden Bedarf von Lithium 
und anderen Rohstoffen sind prognostizierbar.

Weitere Gefahren treten am Ende des Lebenszyklus von 
lithiumbasierten Produkten auf. Für das Jahr 2025 werden 
weltweit bereits 400.000  t zu verwertende Lithium-Ionen-
Batterien erwartet (Melin, 2019; Neumann et al., 2022). 
Allerdings sind derzeitige Recyclingverfahren zur Lithiumge-
winnung zu energieintensiv und emittieren oft höhere Treib-
hausgase als der Primärrohstoffabbau (Ciez und Whitacre, 
2019; Harper et al., 2019). Zudem birgt die Lagerung auf 
Deponien und der Verwertungsprozess Risiken wie die Explo-
sionen der Batteriezellen und somit der Emission von Schad-
stoffen in die Umwelt (Winslow et al., 2018; Christensen et 
al., 2021b). Bei der Demontage werden für die menschliche 
Gesundheit unter anderem toxische Gase, entflammbarer 
Elektrolyt und toxische Additive zum gesundheitsgefähr-
denden Problem (Harper et al., 2019; Wagner-Wenz et al., 
2023). Lithium selbst kann bei der Demontage von E-Schrott 

beispielsweise über die Luft aufgenommen werden und steht 
in dieser Form im Verdacht Lungenschäden zu verursachen 
(Grant et al., 2013; WHO, 2021g). Auch die Dissipation von 
gelöstem Lithium in Wasser und Erde aus den EOL-Produkten 
und damit verbundener Probleme für Mensch und Umwelt ist 
denkbar (Weidenkaff, 2019; Avila-Arias et al., 2019; Li und 
Achal, 2020; Bolan et al., 2021). Erhöhte Lithiumkonzent-
rationen anthropogenen Ursprungs wurden beispielsweise 
im Trinkwasser und Flüssen in Seoul festgestellt (Choi et al., 
2019). Zwar werden Lithiumkonzentrationen im Bereich von 
0,8 - 2 mmolL-1 im Blutserum z.  B. gezielt zur Behandlung von 
bipolaren Störungen eingesetzt (Sproule, 2002; Léonard et 
al., 1995; Aral und Vecchio-Sadus, 2008). Doch für höhere 
Lithiumdosen wurden bereits toxische Effekte bei Pflanzen 
(Aral und Vecchio-Sadus, 2008; Tanveer et al., 2019; Shah-
zad et al., 2016; Bolan et al., 2021), in aquatischen Systemen 
(Kszos und Stewart, 2003; Bolan et al., 2021) und bei Men-
schen in Form von z.  B. Benommenheit und Verwirrungen 
(> 1,5 mmolL-1) bis hin zum Koma (> 3 mmolL-1) (Simard et al., 
1989; Sproule, 2002; Aral und Vecchio-Sadus, 2008; Bolan et 
al., 2021) beobachtet. Das Zusammenspiel aus Sammelpro-
zess, der Lagerung bis zum Recycling und der Recyclingpro-
zess selbst oder die Aufbereitung der Produkte zur Wieder-
verwendung müssen also sicher und gut organisiert erfolgen. 
Dafür ist die Bereitstellung von Informationen für die betref-
fenden Akteur:innen entlang der Lieferkette notwendig. Ein 
Ansatz hierfür ist ein Batteriepass und der Produktpass der 
EU (Plociennik et al., 2022; Europäische Kommission, 2020a, 
2022j). Zwar wird auch an Alternativen zu Lithium-Ionen-
Batterien z.  B. auf Basis von Natrium, welches in großen Men-
gen vorkommt und wiederverwertbar ist, gearbeitet. Jedoch 
sind sie aufgrund ihrer begrenzten Energiedichte und Lade-
raten nicht für mobile Anwendungen sondern vor allem für 
stationäre Energiespeicherung geeignet. Lithium wird also 
in den zukünftigen Batterieanwendungen benötigt, wobei 
an Varianten geforscht wird, die ressourcensparender sind 
(Fichtner et al., 2021).

Den zur Nachhaltigkeitstransformation notwendigen 
technischen Anwendungen liegen entlang des Lieferketten-
prozesses Ungleichheiten zu Grunde. Die durch Lithiumbatte-
rien ermöglichte Mobilitätswende wirkt sich, zumindest 
zunächst, vor allem in Hocheinkommensländern positiv aus, 
die von verringerter Luftverschmutzung profitieren. Global 
gesehen profitieren alle von verringerten Treibhausgasemis-
sionen. Diese Errungenschaften werden jedoch zulasten der 
Abbauregionen erzielt. Diese Defizite werden nur unzurei-
chend analysiert und es fehlen notwendige Vorgaben für 
transparente Lieferketten zur Wahrung der Lebensgrundla-
gen für Mensch und Umwelt.
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Kasten 7.6-2

Europäische Lieferkettengesetze und 
der Entwurf der EU-Kommission für eine 
Sorgfaltspflichtenrichtlinie 

Entwicklung in den Mitgliedstaaten der EU und der EU 
In Europa haben verschiedene Staaten Gesetze erlassen, die 
unternehmerische Verantwortung für Umwelt und Men-
schenrechte in Lieferketten adressieren. Beispielhaft können 
der Modern Slavery Act (UK Parliament, 2015), die Loi de 
Vigilance (Assemblée nationale, 2017), das Kinderarbeits-
sorgfaltspflichtengesetz (Ministerie van Buitenlandse Zaken, 
2019), das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (Deutscher 
Bundestag, 2021) oder das Transparenzgesetz zum Schutz 
der Menschenrechte und fairer Arbeitsbedingungen (Minis-
try of Children and Families, 2021) genannt werden. Mit der 
Holzhandelsverordnung (EU, 2010) und der Konfliktmine-
ralienverordnung (Europäische Kommission, 2017b) hat die 
Europäische Union entsprechende Rechtsakte mit unmittel-
barer Wirkung in den Mitgliedstaaten erlassen. Derzeit ist 
zudem ein Vorschlag für eine Verordnung zum Verbot von 
Ein- und Ausfuhr von Produkten, die mit Entwaldung und 
Waldschädigung in Verbindung stehen, im Gesetzgebungs-
verfahren. Wie Lieferketten durch europäische Staaten regu-
liert werden, erfolgt derzeit vielschichtig und unübersichtlich. 
Zu unterscheiden ist zwischen Rechtsakten, die sektorspezi-
fische Pflichten vorsehen (z.  B. menschenrechtliche Pflichten 
für Konfliktmineralien in der europäische Konfliktminera-
lienverordnung oder Umweltstandards für den Import von 
Holzprodukten in der europäischen Holzhandelsverordnung), 
und schutzgutspezifischen Pflichten, wie der Vermeidung 
von Kinderarbeit (z.  B. das niederländische Kinderarbeits-
sorgfaltspflichtengesetz von 2019). Andere Gesetze stellen 
allgemeine Sorgfaltspflichten auf, z.  B. das französische Loi 
de vigilance oder das deutsche Lieferkettensorgfaltspflicht-
engesetz. Unterschiede zeigen sich auch bei der vorgesehe-
nen Durchsetzung der verankerten Sorgfaltspflichten. Eine 
Gruppe an Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzen sieht eine 
rein öffentlich-rechtliche Durchsetzung vor (z.  B. deutsches 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz), die zweite beinhaltet 
auch privatrechtliche Durchsetzungsmechanismen, also Haf-
tungsregeln zwischen Privaten (z.  B. loi de vigilance). 

Vorschlag für eine Richtlinie über die Sorgfaltspflich-
ten von Unternehmen im Hinblick auf Nachhaltigkeit 
und zur Änderung der Richtlinie (EU) 2019/1937

Auf Initiative der Europäischen Kommission befindet sich 
derzeit in der EU ein Vorschlag für eine Richtlinie über die 
Sorgfaltspflichten von Unternehmen im Hinblick auf Nach-
haltigkeit (Corporate Sustainability Due Diligence Directive, 
CSDDD) im Gesetzgebungsverfahren. 

Der Richtlinienvorschlag enthält Verpflichtungen von 
Unternehmen in Bezug auf tatsächliche und potenzielle 
negative Auswirkungen auf Menschenrechte und die Umwelt 
sowie Haftungsregeln für Verstöße gegen die oben genann-
ten Verpflichtungen. Der Anwendungsbereich erfasst in der 
EU gegründete Unternehmen mit mehr als 500 Beschäftigten 
und einem weltweiten Nettoumsatz von mehr als 150 Mio. €. 
In den als risikoreich eingestuften Sektoren „Produktion und 
Handel von Textilien“, „Produktion und Handel in der Land-
wirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei“ sowie „Umgang mit 
mineralischen Ressourcen“ werden bereits Unternehmen mit 
mehr als 250 Beschäftigten und einen weltweiten Nettoum-

satz von mehr als 40 Mio. € erfasst. Nicht-EU Unternehmen 
fallen in den Anwendungsbereich der Richtlinie, wenn sie 
innerhalb der Union einen jährlichen Nettoumsatz von mehr 
als 150 Mio. € oder in den genannten Sektoren 40 Mio. € an 
Umsatz erzielen. 

Gegenstand der Sorgfaltspflichten sind negative Auswir-
kungen auf die Umwelt und die Menschenrechte sowohl der 
eigenen unternehmerischen Tätigkeiten, als auch der Tätig-
keiten von Tochterunternehmen und von Unternehmen in der 
Wertschöpfungskette, zu denen etablierte Geschäftsbezie-
hungen unterhalten werden. Negative Auswirkungen auf die 
Menschenrechte liegen gemäß der Richtlinie vor, wenn nach-
teilige Auswirkungen auf geschützte Personen erfolgen, die 
auf Verstößen gegen die in internationalen Menschenrechts-
übereinkommen enthaltenen Rechte und Verbote beruhen. 
Umweltbezogene Pflichten ergeben sich aus einem Verstoß 
gegen in Umweltübereinkommen aufgenommene internatio-
nal anerkannte Ziele und Verbote. Genannt werden hier die 
Biodiversitätskonvention und ihre Protokolle, das Washing-
toner Artenschutzabkommen CITES, das Minamata Überein-
kommen über Quecksilber, das Stockholmer Übereinkommen 
über persistente organische Schadstoffe, das Rotterdamer 
Übereinkommen mit dem Verfahren der vorherigen Zustim-
mung nach Inkenntnissetzung für bestimmte Chemikalien 
sowie Pflanzen- und Schädlingsbekämpfungsmittel, das Wie-
ner Übereinkommen zum Schutz der Ozonschicht sowie dem 
zugehörigen Montrealer Protokoll über Stoffe, die zu einem 
Abbau der Ozonschicht führen und das Basler Übereinkom-
men über die Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbrin-
gung gefährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung.

Klimaschutz fällt nicht unter die im Anhang der Richtli-
nie genannten Umweltschutzvorschriften. Art. 15 des Richt-
linienentwurfs sieht eine Sonderregel vor: Unternehmen im 
Geltungsbereich der Richtlinie sollen einen Plan festlegen, in 
dem sie sicherstellen, dass das Geschäftsmodell und die Stra-
tegie des Unternehmens mit dem Übergang zu einer nach-
haltigen Wirtschaft und der Begrenzung der Erderwärmung 
auf 1,5 °C gemäß dem Pariser Übereinkommen vereinbar ist 
(Art. 15 Richtlinienentwurf). Die Unternehmen sollen dabei 
auch ermitteln, inwieweit der Klimawandel ein Hauptrisiko 
oder eine Hauptauswirkung der Tätigkeit des Unternehmens 
darstellt. Emissionsreduktionsziele sollen in den Plan aufge-
nommen werden, wenn der Klimawandel als ein Hauptrisi-
ko oder eine Hauptauswirkung der Unternehmenstätigkeit 
ermittelt wurde. Diese Vorschrift ist als Fremdkörper in der 
Richtlinie zu bezeichnen, der jedoch der Dringlichkeit des Kli-
maschutzes gerecht wird.
Die Unternehmen werden nicht für jeden umwelt- oder men-
schenrechtlichen Rechtsverstoß verantwortlich gemacht, 
sondern nur für solche durch die sie näher ausformulierte 
Sorgfaltspflichten missachten. Gemäß Artikel  4-11 werden 
die Sorgfaltspflichten erfüllt, indem die Unternehmen die 
Erfüllung von Umwelt- und Sozialstandards durch (auch 
langfristige) Strategiebildung, Verhaltenskodexe und deren 
Umsetzung in Maßnahmen in die Unternehmenspolitik ein-
beziehen, tatsächliche oder potenzielle negative Auswirkun-
gen auf Menschenrechte und Umwelt ermitteln, potenzielle 
negative Auswirkungen vermeiden und abschwächen sowie 
tatsächliche negative Auswirkungen beheben und ihr Aus-
maß minimieren. Für Betroffene, Vertretende der Arbeitneh-
menden und in diesem Bereich tätige zivilgesellschaftliche 
Organisationen sollen Beschwerdeverfahren eingerichtet und 
aufrechterhalten werden, um Sorgfaltspflichtverletzungen 
beim Unternehmen geltend zu machen. Die Wirksamkeit 
ihrer Strategien und Maßnahmen zur Erfüllung der Sorgfalts-
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stattung (EU, 2014), Nachhaltigkeitsberichte für kapi-
talmarktorientierte Unternehmen sowie Banken und 
Versicherungen mit mehr als 500 Mitarbeitenden erst-
mals verpflichtend. Hierzu wurde 2022 eine Auswei-
tung der Berichtspflichten beschlossen (EU, 2022d).

Außerhalb der EU bestehen keine international ein-
heitlichen und verpflichtenden Berichterstattungsstan-
dards oder -pflichten. Stattdessen existieren in unter-
schiedlichen Bereichen Initiativen von Nichtregie-
rungsorganisationen oder internationalen Organisatio-
nen, welchen Unternehmen sich anschließen können. 
Die Leitprinzipien der UN für Wirtschaft und Men-
schenrechte (UN, 2011) und der UN Global Compact 
Initiativen zielen unter anderem darauf ab, Unterneh-
men zu freiwilliger Verantwortungsübernahme zu moti-
vieren, insbesondere mit Fokus auf den Bereich der 
Menschenrechte, Rechte der Beschäftigten und Kor-
ruptionsvermeidung. Die SDGs (Kap.  7.2.2) finden 
inzwischen immer stärker Berücksichtigung in der nicht 
finanziellen Berichterstattung von Unternehmen (Elalfy 
et al., 2021), wenn auch in unterschiedlicher Qualität 
(Hummel und Szekely, 2022). Unternehmen berichten 
häufig nur allgemein über mögliche Beiträge zu den 
SDGs, zumeist beschränkt auf einige ausgewählte Ziele, 
und setzen sich selten konkrete eigene Ziele mit SDG-
Bezug (Hummel und Szekely, 2022; Kap. 7.2.2).

Die hohe Zahl aktuell laufender Prozesse zu Nach-
haltigkeitsberichterstattung, wie die Entwicklung ein-
heitlicher Standards in der EU oder der Berichterstat-
tung zu Klimarisiken durch Unternehmen in den USA 
unterstreichen, wie wichtig das Erreichen einer interna-
tional möglichst einheitlichen und konsistenten Erhe-
bungs- und Berichtsweise von nicht finanzieller Bericht-
erstattung ist (UN, 2022a). Ohne regions- und sektor-
spezifische Besonderheiten zu vernachlässigen, kann 
eine einheitliche Ausrichtung von Berichtspflichten die 
Entscheidungsprozesse von Investoren vereinfachen 
und die Vergleichbarkeit der Nachhaltigkeitsbestrebun-
gen unterschiedlicher Unternehmen verbessern.

Verpflichtende und klar definierte Berichterstat-
tungspflichten entkräften dabei den Vorwurf gegen-

über freiwilliger Berichterstattung, dass Unternehmen 
nur solche Informationen veröffentlichen, welche das 
Unternehmen positiv erscheinen lassen und mögliche 
Risiken in Bezug zu Nachhaltigkeit verschweigen 
(Christensen et al., 2021a). Bei der Implementierung 
verpflichtender Nachhaltigkeitsberichterstattung sind 
vier Punkte besonders zu beachten, welchen auch der 
WBGU hohe Bedeutung beimisst (Christensen et al., 
2021a): Erstens ist zu berücksichtigen, dass CSR-
Berichterstattung von einer breiteren Gruppe an Stake-
holdern wie Nichtregierungsorganisationen als reine 
Finanzberichterstattung verwendet wird und damit 
unterschiedliche Interessen in Bezug auf den Informa-
tionsbedarf zu bedienen sind. Zweitens sollte auf Grund 
der vielfältigen Auswirkungen unternehmerischen 
Handelns auf Umwelt und Gesundheit, wie in der Euro-
päischen Union aktuell praktiziert, ein Fokus auf dop-
pelte Materialität gelegt werden. Doppelte Materialität, 
im Gegensatz zu einfacher Materialität, berücksichtigt 
dabei sowohl die Faktoren, welche eine finanzielle Aus-
wirkung für das Unternehmen selbst haben, als auch 
die Auswirkungen unternehmerischen Handelns auf 
die Gesellschaft (z.  B. in Bezug auf Klima, Biodiversität, 
Menschenrecht auf Gesundheit). Drittens sollten ver-
pflichtende Berichtspflichten möglichst konkret ausge-
staltet werden, am besten durch die Angabe quantitati-
ver Kennziffern. Viertens ist die externe Prüfung der 
von Unternehmen veröffentlichten Informationen von 
Bedeutung, um deren Stringenz sicherzustellen. 

Der aktuelle Stand der European Sustainability 
Reporting Standards (ESRS) spiegelt die Aufteilung in 
direkte und indirekte Wirkungseffekte unternehmeri-
schen Handelns wider (Abb. 7.6-1). So sind die sozialen 
Berichtspflichten in die vier Bereiche eigene Angestellte, 
Angestellte in vor- und nachgelagerten Wertschöp-
fungsprozessen sowie Kunden und von unternehmeri-
schem Handeln betroffene Gemeinschaften unterteilt. 
Die Umwelt- und Gesundheitswirkungen unternehmeri-
schen Handelns werden in den aktuellen Berichtspflich-
ten bereits teilweise gemeinsam betrachtet und in einen 
Zusammenhang gestellt. So sollen Unternehmen über 

pflicht ist durch das Unternehmen selbst zu überwachen. Eine 
öffentliche Kommunikation über die Sorgfaltspflicht durch 
entsprechende Berichterstattung hat zu erfolgen.
 Unternehmen über 40 Mio. € und unter 250 Mio. € Umsatz, 
die in kritischen Sektoren (Textilien, Landwirtschaft, mine-
ralische Rohstoffe) tätig sind, müssen nur schwerwiegende 
negative Auswirkungen verantworten, also Auswirkungen, 
die nach ihrer Art besonders gravierend sind, eine große Zahl 
von betroffenen Personen oder einen großen Bereich der 
Umwelt betreffen, irreversibel sind oder besonders schwer 
behebbar sind (Art. 3 lit. l). 

Um die Durchsetzung der Richtlinieninhalte zu gewährleisten, 
haben die Mitgliedsstaaten Aufsichtsbehörden einzurichten 
bzw. auszustatten, um die Einhaltung der in Umsetzung der 
Richtlinie erlassenen Vorschriften sicherzustellen (Art.  18). 
Natürliche und juristische Personen sollen berechtigt sein, 
begründete Bedenken in Bezug auf die Einhaltung der Richt-
linie bei den Aufsichtsbehörden geltend zu machen (Art. 19). 
Dabei sind auch wirksame, verhältnismäßige und abschre-
ckende Sanktionen zu verhängen (Art. 20). Darüber hinaus 
soll eine zivilrechtliche Haftung für Pflichtverletzungen nach 
Art. 7 und 8 der Richtlinie sichergestellt werden (Art. 22).
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umweltbedingte Gesundheitswirkungen in Folge unter-
nehmerischer Aktivitäten, beispielsweise in Bezug auf 
Verschmutzung oder dem Zugang zu sauberem Wasser, 
berichten (EFRAG, 2022). Diese beschreibenden 
Berichtspflichten könnten zukünftig jedoch um quanti-
tative Kennzahlen ergänzt werden, welche Umwelt- und 
Gesundheitsinformationen verbinden. Hierbei ist in 
einem ersten Schritt zu ermitteln, welche Bereiche von 
besonderer Bedeutung sind, beispielsweise die Gesund-
heitswirkung von Verschmutzung durch unternehmeri-
sche Aktivitäten, und wie diese in einer Kennzahl 
zusammengefasst werden können.

7.6.2
Unternehmerische Verantwortung in der 
Lieferkette durch ambitionierte rechtliche 
Sorgfaltspflichten einfordern 

In Europa lässt sich eine Rechtsentwicklung beobach-
ten, die Unternehmen verpflichtet Umwelt- und Men-
schenrechtsschutz (inklusive Gesundheitsschutz) über 
gesetzlich geregelte Sorgfaltspflichten bei der Herstel-
lung von Produkten außerhalb des Sitzstaates des 
Unternehmens zu beachten (Kasten 7.5-2). Die Euro-
päische Kommission hat im Februar 2022 einen Vor-
schlag für eine Richtlinie über die Sorgfaltspflichten 
von Unternehmen im Hinblick auf Nachhaltigkeit und 
zur Änderung der Richtlinie (EU) 2019/1937 vorgelegt 
(Europäische Kommission, 2022e; Kasten  7.5-2), um 
die teils bereits existierenden mitgliedstaatlichen Sorg-
faltspflichten zu vereinheitlichen. 

Bei Sorgfaltspflichten wird vom Normunterworfe-
nen nur ein sorgfältiges Verhalten (Bemühenspflicht, 
Beckers, 2021), aber kein bestimmter Erfolg geschuldet 
(Bäumler, 2020). Dies kommt einer wirtschaftlichen 
Realität entgegen, in der Unternehmen häufig weder 
Überblick noch Kontrolle über die Herkunft ihrer Mate-
rialien haben. So zeigt unter anderem eine Analyse der 
Offenlegungen zur Verwendung von Konfliktminera-
lien in den USA, dass 80  % aller Unternehmen nicht 
ausschließen können, Konfliktmaterialien zu verwen-
den (Kim und Davis, 2016). Über Berichtspflichten hin-
aus wird Unternehmen auferlegt, Maßnahmen zur 
Regulierung ihrer Lieferketten zu treffen (Beckers, 
2021), also einen besseren Überblick und Kontrolle 
über Herkunft und Herstellungsbedingungen der zuge-
lieferten Rohstoffe und Produkte zu gewinnen, um 
Menschenrechtsverstößen und Umweltzerstörung im 
Rahmen der Lieferkette (Kasten 7.6-2) zu vermeiden. 

Neben der Rechtsentwicklung innerhalb der EU 
existieren internationale Verhandlungen zu einem ver-
bindlichen rechtlichen Instrument zum unternehmeri-
schen Menschenrechtsschutz auf multilateraler Ebene. 

Bereits 2014 hat der UN-Menschenrechtsrat auf Initi-
ative von Ecuador und Südafrika gegen die Stimmen 
aller „entwickelten“ Länder und unter Enthaltung vie-
ler sogenannter Entwicklungsländer eine „open-ended 
intergovernmental working group on transnational 
corporations and other business enterprises with 
respect to human rights“ mit dem Mandat einberufen, 
ein internationales rechtlich bindendes Instrument zur 
Regulierung der Aktivitäten transnationaler Unter-
nehmen und anderer Unternehmen zum Menschen-
rechtsschutz zu verhandeln (UNHRC, 2014). Diese 
Arbeitsgruppe stellt bereits den dritten Versuch dar, 
ein verbindliches völkerrechtliches Instrument zum 
Menschenrechtsschutz bei internationaler Unterneh-
menstätigkeit zu vereinbaren: 1977-1990 wurde an 
einem Entwurf für einen Verhaltenskodex für transna-
tionale Unternehmen gearbeitet und 1999- 2003 wurde 
ein Entwurf für verbindliche Vorgaben für die Arbeits-
methoden und Aktivitäten von transnationalen Unter-
nehmen ausgearbeitet, die beide scheiterten (Deva, 
2022). 2022 wurde über einen dritten überarbeiteten 
Entwurf für ein völkerrechtlich verbindliches Instru-
ment zu unternehmerischer Verantwortung für Men-
schenrechte und Umwelt verhandelt (UNHRC, 2022a; 
Kasten  7.5-3). Unklar ist weiterhin, ob und mit wel-
chem Inhalt sich breite Unterstützung für den Vor-
schlag generieren lässt. Zwar hat sich mittlerweile auch 
die EU hinter den Prozess gestellt. Allerdings ist es der 
deutschen G7-Präsidentschaft 2022 nicht gelungen ist, 
die G7 entschieden hinter dem Prozess zu versammeln. 

Die Transformation internationaler Lieferketten 
sollte als Gestaltungsaufgabe der Staatengemeinschaft 
begriffen werden, bei der nationale, international ver-
bindliche und international unverbindliche Standards 
und Instrumente im transnationalen Raum zusammen-
wirken (Peters et al., 2020; Kasten 7.6-2). Eine ambi-
tionierte und kohärente Rechtsentwicklung internatio-
naler und europäischer Sorgfaltspflichten bzw. Anfor-
derungen an Lieferketten könnte die Transformation 
globaler Lieferketten hin zu Nachhaltigkeit mit zahl-
reichen Mehrgewinnen für Umwelt- und Gesundheit 
anschieben. Die internationalen Verhandlungen zu 
unternehmerischer Verantwortung sind ein wichtiges 
Instrument, um politische Silos zu menschenrechtlicher 
Verantwortung von Unternehmen einerseits und Nach-
haltigkeit und Umweltschutz durch Unternehmen 
andererseits aufzubrechen (Deva, 2022; Kasten 7.6-3). 

Die europäische und die internationale Rechtsent-
wicklung sind als komplementäre, sich verstärkende 
Prozesse zu begreifen, die sich zwar hinsichtlich der 
Rechtsnatur, Zielen und Anwendungsbereich unter-
scheiden, aber sich gegenseitig ergänzen (Bernaz et al., 
2022). Um weltweit einheitliche Bedingungen (level 
playing field) zu schaffen, sollte sich die europäische 
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Sorgfaltspflichtenrichtlinie als Umsetzungsakt der 
internationalen Vereinbarungen begreifen, der interna-
tionale Impulse setzt. Die EU und Deutschland sollten 
sich zugleich konstruktiv in die internationalen Ver-
handlungen zu verbindlichen Sorgfaltspflichten für 
Umwelt- und Menschenrechtsschutz einbringen. Das ist 
insbesondere deshalb geboten, weil die wirtschaftliche 
Macht Europas auch mit historisch gewachsenen Abhän-
gigkeiten verbunden ist (Kap. 2.1). Zudem können so 
Verlagerungseffekte vermieden werden (Deva, 2022). 

Für eine Transformation von Lieferketten hin zu 
Nachhaltigkeit wird es erforderlich sein, Unternehmen 
schrittweise immer mehr Verantwortlichkeit für Liefer-
beziehungen zuzuweisen. Langfristig gesehen sind 
dafür nicht nur formelle – wie bislang lediglich verhal-
tensbezogene –, sondern auch materielle, erfolgsbezo-
gene Sorgfaltspflichten erforderlich. Zudem sind ver-
bindliche Produkt- und Importstandards, zu erwägen. 
So sieht ein Entwurf der Europäischen Kommission für 
einen Entwaldungsrechtsakt ein generelles Verbot für 
das Inverkehrbringen oder die Bereitstellung sowie den 
Export von Produkten, die auf Entwaldung beruhen, 
vor. Die zugehörige Sorgfaltspflicht ist ausdifferenziert 
beschrieben. Ein Benchmarking-System, das Länder 
bzw. Regionen mit besonders hohem Entwaldungs-
risiko auszeichnet, soll die Umsetzung erleichtern 

(Europäische Kommission, 2021b). 
Unternehmen sollten sich ihrer Sorgfaltspflichten 

nicht zu leicht mittels Berichterstattung und eingerichte-
ten Verfahren entlasten können. Wie genau demgegen-
über eine materielle Inanspruchnahme aussehen kann, 
ist zu erforschen: So könnte für verschiedene Typen 
von Lieferketten, verschiedene Pflichten und Standards 
etabliert werden (Beckers, 2021). Ein Beispiel ist hier 
die Regulierung der Lithiumlieferketten in Bezug auf 
die erweiterte Unternehmensverantwortung in Bezug 
auf Kreislauffähigkeit der Produkte (Kasten 7.6-4). 

Um schließlich auch eine möglichst breite Überwa-
chung der Umsetzung der entsprechenden Vorschriften 
zu sichern, ist es erforderlich möglichst breit angelegte 
Durchsetzungsmechanismen und Rechtsschutzmög-
lichkeiten vorzusehen. Dies schließt öffentlich-rechtli-
che und strafrechtliche Sanktionen (für besonders 
schwere Verstöße) ebenso ein, wie zivilrechtliche 
 Haftungsmöglichkeiten (Bernaz et al., 2022; Deva, 
2022; Peters et al., 2020). Für die Durchsetzung zivil-
rechtlicher Haftung ist es etwa erforderlich auch das 
internationale Zivilprozessrecht so zu gestalten, dass 
Klagewege für Betroffene eröffnet werden. Eine Stärke 
des internationalen Entwurfs ist, dass – im Gegensatz 
zum europäischen Richtlinienentwurf – konkrete Bar-
rieren für die Geltendmachung von Sorgfaltspflichtver-

Kasten 7.6-3

Entwurf für ein völkerrechtlich verbindliches 
Instrument zum Menschenrechtsschutz durch 
Unternehmen (3. Entwurf)

Im Oktober 2022 lag der dritte überarbeitete Entwurf für 
ein völkerrechtlich verbindliches Instrument für Menschen-
rechtsschutz durch Unternehmen mit Anmerkungen durch 
die verhandelnden Staaten vor (UNHRC, 2022b).

Primäre Ziele des Abkommens sind demnach die Klarstel-
lung und Vereinfachung der effektiven Durchsetzung staatli-
cher Pflichten, Menschenrechte im Kontext von unternehme-
rischen Tätigkeiten zu achten, zu schützen, zu gewährleisten 
und zu fördern sowie entsprechende unternehmerische Ver-
antwortung festzulegen (Art. 2 lit. A und b). 

Der Anwendungsbereich des Abkommens ist umstrit-
ten. So beabsichtigen einige Staaten, die Vorgaben nur auf 
transnationale Unternehmen zu begrenzen, andere sämtliche 
Unternehmen vom Grundsatz her einzuschließen (Art. 3.1). 
Den Staaten soll jedenfalls die Möglichkeit eröffnet werden, 
in den Umsetzungsakten zwischen Unternehmen verschie-
dener Größen und Sektoren zu unterscheiden (Art.  3.2). 
In Bezug auf den materiellen Anwendungsbereich scheint 
noch offen, welche Menschen- und Umweltrechtsverstö-
ße einbezogen werden (Art.  3.3). Ein Großteil des Textes 
geht allein von Menschenrechtsverletzungen aus, was dem 
Ursprung des Prozesses in den Verhandlungen um Business 
and Human Rights geschuldet ist. Einige Staaten beabsichti-
gen den Anwendungsbereich allein auf schwere Verletzungen 

zu begrenzen, es wäre aber auch möglich den Anwendungs-
bereich für alle Verstöße zu öffnen und auf Rechtsfolgenseite 
bei Verstößen und der Strenge der erforderlichen Sorgfalts-
pflichten zu unterscheiden (Deva, 2022).

Art.  4 und 5 des Entwurfs enthalten Vorschriften die 
sicherstellen sollen, dass die Rechte aus der Richtlinie auch 
wahrgenommen werden: Informationsrechte, Anspruch auf 
Rechtshilfe und Schutzrechte der Betroffenen, ihren Vertre-
ter:innen, Familien und Zeug:innen. 

Art. 6 verpflichtet Staaten unternehmerische Tätigkeiten 
so zu regulieren, dass Menschen- und Umweltrechtsver-
letzungen vorgebeugt wird. Ähnlich zum Entwurf der euro-
päischen Sorgfaltspflichtenrichtlinie für unternehmerische 
Nachhaltigkeit (CSDDD) sollen Unternehmen je nach Größe 
zumutbare Sorgfaltspflichten auferlegt werden, die Folgen-
abschätzungen, Monitoring, Vermeidungsmaßnahmen ent-
halten. Der genaue Umfang dieser Sorgfaltspflichten ist noch 
unklar.

Art. 7 und 8 enthalten detaillierte Vorschriften zu Rechts-
mitteln sowie zivilrechtliche, verwaltungsrechtliche und 
strafrechtliche Haftungsvorgaben für unternehmerische 
Menschenrechtsverletzungen. Umstritten ist, ob auch Ent-
schädigungszahlungen für Betroffene aufgenommen werden 
sollen (Art. 8.4). Art. 9-13 des Entwurfes enthalten weitere 
Vorschriften, um die Barrieren für den Zugang zu Rechtsmit-
teln für Betroffene abzubauen. 

Das völkerrechtliche Instrument soll mittels Protokollen 
weiterentwickelt werden (Art.  17) und Änderungen mit 
Zweidrittelmehrheit erfolgen (Art. 21). 
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letzungen adressiert werden (Bernaz et al., 2022). Kla-
gewege sollten möglichst breit eröffnet werden, also 
nicht nur für Betroffene von Menschenrechts- und 
Umweltrechtsverletzungen, sondern auch für aner-
kannte Verbände (z.  B. Naturschutzverbände). Möglich 
wäre auch Klagemöglichkeiten für Konkurrenzunter-
nehmen vorzusehen. Im Wege einer Konkurrent:in-
nenklage könnte sichergestellt werden, dass global ein-
heitliche Bedingungen (level playing field) ohne Wett-
bewerbsverzerrungen entstehen. Zudem würde die Last 
für die Umsetzungskontrolle so auf alle Akteur:innen 
verteilt. 

7.6.3
Sustainable Finance: Hebel für Nachhaltigkeit 
von Unternehmen 

Private Kapitalströme können als weiterer Hebel wir-
ken, um Veränderungen in Unternehmen auszulösen 
und deren Verantwortungsübernahme zu bestärken. 
Mehrere Studien zeigen, dass Investoren einen signifi-
kanten Einfluss auf die Nachhaltigkeitsbestrebungen 
von Unternehmen haben (Chen et al., 2020; Dyck et al., 
2019). Dieser Einfluss auf unternehmerisches Handeln 
kann über verschiedene Kanäle ausgeübt werden, bei-
spielsweise dem Ausstieg aus bestimmten Investitionen 
(„Exit“) oder ein privater oder gelegentlich öffentlicher 
Austausch mit dem Management von Unternehmen 
(„Voice“). Verstärktes Engagement durch Interaktion 
mit dem Management zu Aspekten des unternehmeri-

schen Handelns innerhalb öffentlicher Kapitalanlagen 
ist auch eine Forderung des Sustainable Finance Beirats 
(SFB, 2021) Damit die zuvor beschriebenen Berichts-
pflichten und die hieraus entstehende erhöhte Trans-
parenz besser in Entscheidungsprozesse von Investoren 
einfließen kann, hat die Europäische Kommission die 
Verordnung (EU) 2019/2088 über nachhaltigkeitsbe-
zogene Offenlegungspflichten im Finanzdienstleis-
tungssektor, die Sustainable Finance Disclosure Regu-
lation, verabschiedet. Diese richtet sich an Kapital-
marktteilnehmende, welche u.  a. gegenüber Endkunden 
verstärkt darüber Auskunft geben müssen, inwiefern 
Nachhaltigkeitsaspekte in Finanzprodukten oder Pro-
zessen berücksichtigt werden. Bereits die Ankündigung 
der Regulierung zeigte erste Auswirkungen auf die 
Zusammensetzung der betroffenen Fonds und deren 
Mittelzufluss (Becker et al., 2022). Viele Investoren-
gruppen haben sich zudem in den letzten Jahren ver-
schiedenen Initiativen zum Umwelt- bzw. Klimaschutz 
zusammengeschlossen. Beispiele hierfür sind die Net-
Zero Asset Owner Alliance, welche auf eine Initiative 
der UN zurückgeht, oder der Institutional Investors 
Group on Climate Change. 

Die Principles for Responsible Investment der UN 
(UNPRI) sind eine der am weitesten verbreiteten Nach-
haltigkeitsinitiativen von institutionellen Investoren 
(Bauckloh et al., 2021). Ihre hohe Verbreitung verdan-
ken diese unter anderen den niedrigen Einstiegsbarrie-
ren und einer bis 2018 fehlenden Ausschlussmöglich-
keit, weswegen sie als Initiative mit Minimalaufwand 
für die Berücksichtigung von Nachhaltigkeitskriterien 

Kasten 7.6-4

Fallbeispiel Lithium – erweiterte Unternehmens-
verantwortung für zirkuläres Wirtschaften

Angesichts der in Zukunft zu erwartenden großen Men-
gen der End-of-Life-Lithiumprodukte (EOL) kommt es für 
den Umwelt- und Gesundheitsschutz auf die Steuerung des 
Umgangs mit diesen Produkten an. Hierfür ist das Konzept 
der Extended Producer Responsibility (EPR), das die Verant-
wortung der EOL-Produkte in physikalischer (Reycling usw. 
und finanzieller Weise an den Hersteller überträgt, zentral. 
Für das Recycling von Batterien wurden beispielsweise in 
den USA bereits 1995 und 1996 Regelungen zum Umgang 
mit Batterien am Ende ihres Lebenszyklus (Resource Conser-
vation and Recovery Act, Battery Act) verabschiedet. Auch 
China hat seit 2016 verschiedene Regelungen zum Umgang 
mit Batterien verabschiedet (Neumann et al., 2022).

In der EU bildet die Batterierichtlinie 2006/66/EG (EU, 
2006) und die Richtlinie 2012/19/EU über Elektro und Elek-
tronikaltgeräte (EU, 2012) die zentralen Rechtsakte, wobei 
für die Batterierichtlinie bereits ein Änderungsvorschlag vor-
liegt (Europäische Kommission, 2020i). Die EU wählt entspre-

chend folgenden Ansatz: EPR, Mindesteinsatz von Rezykla-
ten sowie Sammelziele, Kennzeichnung, Batteriepass mit 
Informationen zum Lebenszyklus, CO2-Fußabdruck von Bat-
terien für E-Mobilität, Stärkung von Sozial- und Umweltstan-
dards entlang der Lieferkette inkl. unternehmerischer Sorg-
faltspflicht in int. Rohstoffketten (Europäisches Parlament, 
2022; Neumann et al., 2022; BMUV, 2022). Das deutsche 
Batteriegesetz sieht für die Einhaltung der EU-Richtlinien 
unter anderem flächendeckende herstellereigene Rücknah-
mesysteme und eine Ausweitung der Sammelstellen vor. 
Dabei ist eine ökologische Gestaltung der Rücknahmesysteme 
verpflichtend, um die Emission gefährlicher Stoffe zu mini-
mieren. Dazu kann beispielsweise die Wiederverwendbarkeit 
beitragen und soll belohnt werden. Die Hinweispflicht des 
Herstellers, die Endnutzer über Schäden und Nutzen der Alt-
batterien zu informieren, umfasst nun unter anderem auch 
Auswirkungen enthaltener Stoffe auf Umwelt und Gesund-
heit sowie Maßnahmen zur Abfallvermeidung. Eine Pfand-
pflicht, wie zwischen Vertreiber und Endnutzer von Fahr-
zeugbatterien (§10 BattG), für alle Batteriearten zur Vermei-
dung falscher Entsorgung und daraus folgender Sicherheits-
risiken wurde nicht verankert (hesselmann service GmbH 
o. J.; Batteriegesetz, 2009, zuletzt geändert 2020).
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kritisiert wird (Schulz et al., 2019). Während frühe 
Gruppen von beigetretenen Institutionen ihr Anlage-
verhalten änderten, profitierten spätere Unterzeichner 
von der großen Bekanntheit der PRI-Initiative, ohne ihr 
Anlageverhalten nach Unterzeichnung ändern zu müs-
sen (Bauckloh et al., 2021). Die PRI-Initiative versucht, 
die Kritik der mangelnden Überprüfung in ihrem Fra-
mework (PRI, 2017) und der hieraus abgeleitete Strate-
gie (2021) zu berücksichtigen.

Öffentlich verwaltete Kapitalanlagen können bezüg-
lich der Berücksichtigung von Nachhaltigkeitskriterien 
eine Vorreiterrolle einnehmen. Ähnliches gilt für die 
Berücksichtigung dieser Kriterien innerhalb von 
Finanzanlagen, welche in Namen von Beschäftigten des 
Gesundheitssektors getätigt werden. So sind diese in 
Deutschland insbesondere in den von privaten Pensi-
onskassen und Versorgungswerken verwalteten Anla-
gen noch nicht ausreichend berücksichtigt (Schneider 
et al., 2021; Schneider et al., 2022). Diese Vernachläs-
sigung von Nachhaltigkeitskriterien steht im Gegensatz 
zum vorsorgeorientierten Ansatz von Versicherungen 
und der gesellschaftlichen Verantwortung der jeweili-
gen Berufsgruppen (Schneider et al., 2021). So besitzt 
beispielsweise die Deutsche Allianz Klimawandel und 
Gesundheit (KLUG) eine Arbeitsgruppe, die sich mit der 
stärkeren Berücksichtigung von Nachhaltigkeitskrite-
rien innerhalb der Anlagen der Versorgungswerke des 
Gesundheitssektors und möglichem Divestment ausei-
nandersetzt. Ebenso wird auf eine geringe Transparenz 
in Bezug auf die verwendeten Nachhaltigkeitskriterien 
verwiesen (Schulz et al., 2019). Des Weiteren tätigen 
nur eine kleine Minderheit der befragten Institutionen 
keine Investitionen mehr in Unternehmen, welche fos-
sile Energieträger fördern oder verbrennen. Jedoch zei-
gen mehrere Studien, dass diese Strategie des soge-
nannten Divestment positive Auswirkungen haben 
kann, indem betroffene Unternehmen unter anderem 
ihre Emissionen reduzieren (Rohleder et al., 2022).

Bei den Finanzflüssen in Finanzprodukte mit Nach-
haltigkeitskriterien ist zu beachten, dass diese zum 
allergrößten Teil nur in einkommensstarken Ländern 
Verwendung finden und sich deren Investitionen meis-
tens auf die gleiche Ländergruppe wie bei sonstigen 
Finanzprodukten beschränken. Da jedoch besonders 
die einkommensschwachen Länder vor großen Heraus-
forderungen stehen und zur deren Bewältigung Kapital 
benötigen, sollten diese stärker zum Ziel nachhaltig-
keitsorientierter Kapitalströme werden (UNCTAD, 
2021). Daher wird unter anderem auch im „Financing 
for Sustainable Development Report 2021“ der UN 
gefordert, dass Maßnahmen ergriffen werden, so dass 
Kapitalströme in einkommensschwache Länder fließen 
können, wo sie besonders benötigt werden aber auf 
Grund eines noch nicht ausreichend ausgebautem 

Kapitalmarkt noch nicht tun (UN, 2021a). Hier bedarf 
es internationaler Zusammenarbeit, um die lokalen 
Kapitalmärkte einkommensschwacher Länder zu stär-
ken, beispielsweise durch eine Verbesserung des recht-
lichen Umfelds oder eine höhere Transparenz der 
Unternehmensberichterstattung (UN, 2022a). 

Entwicklungs- und Förderbanken können in der 
Finanzierung der SDGs oder dem Übergang in eine kli-
maneutrale Wirtschaft eine bedeutende Rolle überneh-
men, indem sie ihr verstärkt in den Ausbau passender 
Projekte investieren und ihre zukünftigen Investitio-
nen an das Vorhandensein einer Net-Zero Strategie 
 binden (Volz et al., 2022b)

7.6.4
Handlungsempfehlungen

In dem sehr dynamischen Bereich der unternehmeri-
schen Verantwortung sollten Unternehmen dahinge-
hend agieren, dass sie Verantwortung nicht nur für 
unmittelbare Auswirkungen auf die Gesundheit und 
Menschenrechte ihrer Arbeitnehmenden sowie die 
unmittelbare Umgebungsnatur wahrnehmen. Vielmehr 
sollte die indirekte Verantwortungsübernahme weiter 
gestärkt werden, die in Bezug auf globalisierte Liefer-
ketten und Produktverantwortung besteht.

Verbindung von Nachhaltigkeitsstandards 
und -indikatoren mit dem SDG-Katalog in der 
Berichterstattung stärken 
Multilaterale Nachhaltigkeitsziele verweisen wieder-
holt auf die Bedeutung der Einbeziehung des privaten 
Sektors. Damit Firmen ihre individuellen Anstrengun-
gen hierzu besser nach außen tragen können und über 
ihre Bereitschaft berichten können, empfiehlt der 
WBGU, neben den bereits vorhandenen Indikatoren an 
der Schnittstelle zwischen Umwelt und Gesundheit 
spezifische Anforderungen an Unternehmen zu defi-
nieren. Hierzu können bereits laufende Prozesse wie zu 
den European Sustainability Reporting Standards 
(ESRS) genutzt werden und Berücksichtigung finden. 
Berichtspflichten sollten so entwickelt werden, dass 
nicht nur direkte Auswirkungen der Unternehmenstä-
tigkeit auf Umwelt und Gesundheit thematisiert wer-
den, sondern auch indirekte. 

Öffentliche Kapitalanlagen verstärkt an 
Nachhaltigkeitskriterien orientieren
Diese Ausrichtung soll dabei explizit nicht nur eine 
Untergewichtung von Anlagen welche die Kriterien 
nicht erfüllen beinhalten, sondern auch einen kom-
pletten Rückzug hieraus ermöglichen. Die Transparenz 
der Berichterstattung zu öffentlichen Kapitalanlagen 
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sollte erhöht werden (SFB, 2021: 53). Nachhaltigkeits-
themen sollten im Sinne von Shareholder Engagement 
auch direkt im Dialog mit Unternehmen angesprochen 
werden. 

ESG-Offenlegungen stärker verpflichtend 
ausgestalten 
Die international (abseits der EU) existierenden Offen-
legungen von Nachhaltigkeitsinformationen in den 
Bereichen „Environmental“, „Social“ und „Governance“ 
(kurz ESG) zu sozialen und ökologischen Auswirkungen 
unternehmerischen Handelns sollten stärker verpflich-
tend ausgestaltet werden, anstelle der aktuell verbrei-
teten freiwilligen Umsetzung (ITF, 2021). Hierbei sollte 
ein Fokus auf eine Berücksichtigung der doppelten 
Materialität gelegt werden, besonders in den G7-Staa-
ten (Erdmann et al., 2022). Analog zur finanziellen 
Berichterstattung sollten auch die nicht finanzielle 
Berichterstattung außerhalb der EU einer Prüfung 
unterliegen (SFB, 2021).

Maßnahmen für gesetzliche Verbindlichkeit
Menschenrechtsschutz und Umweltschutz (sowie u.  a. 
auch Korruptionsbekämpfung) sollten als integrierte 
Schutzgüter gesetzlich verankert, europäische und 
nationale Gesetzgebung konvergent mit internationa-
len Standards verabschiedet sowie ökologische, soziale 
und Gesundheitsstandards miteinander verbunden 
werden. Es bedarf zudem der Sicherstellung der Um- 
und Durchsetzung durch Rechtsmittel für alle Akteurs-
gruppen.

7.6.5
Forschungsempfehlungen

Nicht finanzielle Werte in Finanzberichterstattung 
und betrieblichem Rechnungswesen 
berücksichtigen 
Die klassische finanzielle Rechnungslegung und die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung sind bislang größten-
teils getrennt (Sajjad, 2019). Integrierte Berichterstat-
tung war ein erster Schritt, beide Teile enger miteinan-
der zu verknüpfen. doch wirken sich nichtfinanzielle 
Risiken immer häufiger auf die finanzielle Position von 
Unternehmen aus und werden damit auch aus finanzi-
eller Perspektive direkt entscheidungsrelevant. Daher 
ist verstärkte Forschung erforderlich, zu welchem Grad 
Unternehmen aktuell nichtfinanzielle Risiken, bei-
spielsweise in Folge des Klimawandels, in ihrer finan-
ziellen Rechnungslegung als Faktor berücksichtigen 
und ob hierfür Vorsorge getroffen wird. 

Unternehmensindikatoren für Umwelt und 
Gesundheit kombinieren 
Aktuell werden die Bereiche Umwelt und Gesundheit 
überwiegend unabhängig voneinander betrachtet und 
analysiert. Um die Berichterstattung von Unternehmen 
gezielt zu ergänzen, gilt es, geeignete Kennzahlen zu 
entwickeln, welche ohne großen Informationsverlust 
beide die Bereiche Umwelt und Gesundheit verknüp-
fen. Siehe auch die Forderung von (Chenet, 2019).

Disaggregierte Berichterstattung von Umwelt und 
Gesundheitsfaktoren
Oftmals werden Umweltindikatoren von Unternehmen 
stark aggregiert berichtet und in Rating zusammenge-
fasst. Gerade für den Zusammenhang zur Gesundheits-
wirkung ist eine disaggregierte Berichterstattung von 
Umwelt und Gesundheitsfaktoren zentral. Beispiels-
weise ist in Bezug auf Wasserverschmutzung eine 
Berichterstattung auf Ebene der einzelnen Stoffe erfor-
derlich, um die Gesundheitseffekte zu identifizieren. 
Auf der Basis ist es dann auch möglich, empirisch die 
Wirkung solcher Risiken am Kapitalmarkt zu identifi-
zieren.

System frühzeitiger Berichterstattung über interne 
Wirkungsketten von Umwelt und Gesundheit 
Die Berichterstattung der Unternehmen bezieht sich 
sehr häufig auf externe Umweltfaktoren, wie beispiels-
weise Emissionen. Interne Umweltfaktoren und deren 
Einfluss auf die Gesundheit der Mitarbeitenden werden 
bisher weniger wissenschaftlich untersucht. Dies liegt 
vor allem an den zumeist nur intern vorliegenden 
Daten. Dieses liegen meist erst dann vor, wenn sie im 
öffentlich Gesundheitssystem erfasst werden. Ein Sys-
tem der frühzeitigen Berichterstattung über interne 
Wirkungsketten von Umwelt und Gesundheit innerhalb 
der Unternehmen mit geeigneten Indikatoren bildet 
einen weiteren Forschungsbedarf.

Grenzen der Versicherbarkeit umweltbedingter 
Gesundheitsschäden erforschen
Globale Umweltveränderungen sind insbesondere für 
Versicherungsunternehmen eine große Herausforde-
rung (SFB, 2021). Auch wenn bereits erste Ergebnisse 
zu den Folgewirkungen dieser Veränderungen auf den 
Versicherungssektor bestehen, sind diese zumeist auf 
physische Umweltrisiken beschränkt und noch nicht 
auf die Gesundheitswirkungen. Der WBGU empfiehlt, 
die Bedeutung von Gesundheitsfolgen globaler Umwelt-
veränderungen auf Grenzen der Versicherbarkeit ver-
stärkt zu erforschen.
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Materielle Verpflichtung von Unternehmen über 
formelle Sorgfaltspflichten hinaus
Derzeit werden überwiegend formelle Sorgfaltspflich-
ten für unternehmerischen Umwelt- und Menschen-
rechtsschutz verankert. Aufgrund der Transformations-
erfordernisse aus sozialer, gesundheitlicher und ökolo-
gischer Sicht ist es gerade im Bereich globaler Liefer-
ketten und unternehmerischer Verantwortung 
erforderlich besser zu verstehen, wie auch eine mate-
rielle Verpflichtung von Unternehmen über formelle 
Sorgfaltspflichten hinaus verhältnismäßig ausgestaltet 
werden könnte. Inwiefern können global verzweigte 
Lieferketten eine eventuelle Umsetzung verhindern? 
Wo existieren Reporting Boundaries? Wo endet die 
Bereitschaft der freiwillig Agierenden? Wo endet die 
tatsächliche bzw. rechtliche Zumutbarkeit?

Integratives Potenzial von 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzen nutzen 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetze agieren zwischen 
Zivil- und Öffentlichem Recht und überführen inter-
nationale Pflichten zum Umwelt- und Menschenrechts-
schutz auf Staaten. Dies könnte Chancen für eine effek-
tive Integration der genannten Pflichten bedeuten, aber 
auch Spannungen zwischen den verschiedenen Logiken 
der einzelnen Rechtsbereiche und -ebenen aufwerfen, 
die durch rechtswissenschaftliche Forschung zu beglei-
ten sind.

Haftungsregime und Sorgfaltspflichten in 
Lieferkettengesetzgebung 
Wertschöpfungs- und Lieferketten sind global sehr ver-
schieden aufgebaut, sodass ggfs. für verschiedene 
Branchen und verschiedene Typen von Wertschöp-
fungsketten, verschiedene Haftungsregime und Sorg-
faltspflichten sinnvoll sein könnten (Beckers, 2021). Es 
ist zu erforschen, wie Lieferkettengesetzgebung ange-
messen auf diese verschiedenen Organisationsstruktu-
ren eingehen kann. Lieferkettenbezogene Sorgfalts-
pflichten schaffen des weiteren Unsicherheiten für 
Unternehmen. Wie können Unternehmen in sozial-
ökologischen Transformationsprozessen so begleitet 
werden, dass diese Unsicherheiten zu einer proaktiven 
Gestaltung an Transformationsprozessen führen?

Unsicherheit für Unternehmen in Bezug auf 
Sorgfaltspflichten in der Lieferkette
Die Unsicherheit für Unternehmen zu Sorgfaltspflich-
ten in der Lieferkette kann weitreichende Folgen für 
Standort- und Investitionsentscheidungen. auslösen. 
Wie kann verhindert werden, dass Sorgfaltspflichten 
einen Rückzug von Kapital aus Ländern verursachen, 
die auf Investitionen für weitere Entwicklung angewie-
sen sind, aber wo die Einhaltung von Sorgfaltspflichten 

für Unternehmen nur schwer überprüfbar ist?

Weitere Instrumente und Ansätze für verstärkte 
Entwicklungsfinanzierung identifizieren
In Bezug auf Global Public Investment gilt es zu identi-
fizieren, welche Kriterien zur Bestimmung der Leis-
tungsfähigkeit einzelner Länder herangezogen werden 
können, wie die Entscheidungsprozesse strukturiert 
werden können und welche Probleme prioritär unter 
Verwendung des Konzepts von Global Public Invest-
ment berücksichtigt werden sollen. Um die Verwen-
dung von Social Impact Bonds zu verbessern bedarf es 
einer Analyse über den (Miss-)Erfolg vergangener 
Social Impact Bonds sowie zur bestmöglichen Ausge-
staltung, beispielsweise im Gesundheitsbereich.
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Bildung und Wissenschaft

Bildung und Wissenschaft sind zentral für die Vision „Gesund leben auf einer 
gesunden Erde“ und haben ein enormes transformatives Potenzial. Ein hohes 
gesellschaftliches Bildungsniveau auf Basis wissenschaftlicher Erkenntnis-
se ist Grundlage für gemeinsame Kommunikations- und Handlungsfähigkeit 
im Umgang mit globalen Herausforderungen. Der WBGU empfiehlt Bildung 
und Wissenschaft im Sinne des Leitbilds „Gesund leben auf einer gesunden 
Erde“ weltweit systematisch zu fördern, Unterschiede zwischen nationalen 
Wissenschaftssystemen abzubauen und transregionale, von Gegenseitigkeit 
 geprägte Partnerschaften zu fördern.

Die Transformationen zur Nachhaltigkeit, die Gesund-
heit von Natur und Mensch langfristig ermöglichen, 
sind weltweit wissens- und technologieintensiv und 
müssen unter hohem Zeitdruck erfolgen. Die COVID-
19-Pandemie machte einmal mehr deutlich: Gesell-
schaften mit hohem Bildungsstandard und gut ausge-
statteten Wissenschafts- und Innovationssystemen 
waren sehr viel schneller in der Lage, über Impfstoff-
entwicklung und -produktion zur Bewältigung der 
Krise beizutragen. Gleichzeitig ist es angesichts des 
Umgangs mit der Gesundheitskrise nötig, die Rolle und 
Bedeutung von wissenschaftsbasierter Politikgestal-
tung, von „fake news“ und „alternativen Fakten“ im 
Gegensatz zu einer wissenschaftlichen Fundierung von 
politischer Entscheidungsfindung und Krisenmanage-
ment intensiv zu reflektieren (Jamieson, 2021).

Für den Umgang mit künftigen Krisen an den 
Schnittstellen von Umwelt- und Klimawandel sowie 
menschlicher, tierischer und pflanzlicher Gesundheit 
muss entsprechend das ganze Potenzial von Wissens- 
und Bildungssystemen mobilisiert bzw. ihre struktu-
relle Ausgestaltung und Leistungsfähigkeit entspre-
chend ausgerichtet werden. Ziel dieser Mobilisierung 
ist eine Steigerung der Wertschätzung natürlicher 
Lebensgrundlagen und planetarer Gesundheit sowie ein 
grundlegender Wandel von Werten, Interessen und 
Lebensstilen weltweit. Das Leitbild „Gesund leben auf 

einer gesunden Erde“ fordert Bildungs- und Wissen-
schaftspolitik weltweit heraus.

Während in den Bildungssystemen die Auseinander-
setzung mit den Dynamiken zwischen Umweltverände-
rungen und der Gesundheit von Natur und Mensch von 
zentraler Bedeutung ist, ist in Wissenschaftssystemen 
die Verankerung von Forschung, Beratung und Lehre zu 
diesen Dynamiken notwendig. Ziel ist es, durch ein 
hohes gesellschaftliches Bildungsniveau auf der Basis 
wissenschaftlicher Erkenntnisse weltweit Grundlagen 
für die gemeinsame Kommunikations- und Handlungs-
fähigkeit im Umgang mit den globalen Herausforderun-
gen auszubilden. Ein rein instrumentelles Wissenschafts-
verständnis, das Wissenschaft auf die Produktion von 
Lösungen für bereits bekannte Probleme reduziert, ist 
hierbei aufgrund des rapide voranschreitenden Umwelt- 
und Klimawandels und der heute kaum zu überblicken-
den Gesundheitsrisiken der Zukunft unzureichend.

Außerdem bedeutet das Leitbild „Gesund leben auf 
einer gesunden Erde“ für die weitere Ausgestaltung von 
Bildungs- und Beratungssystemen, lebensbegleitendes 
Lernen global und für alle sozialen Gruppen zu ermögli-
chen. Dadurch sollen Menschen dazu befähigt werden, 
Wissen zum Leitbild „Gesund leben auf einer gesunden 
Erde“ zu erlangen und Kompetenzen zu entwickeln, die 
transformatives Handeln hin zu einem gesunden Leben 
im Einklang mit der Natur ermöglichen.
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Um diesem Anspruch an eine Bildung im Sinne des 
Leitbilds „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ 
gerecht zu werden, kann auf dem Konzept Bildung für 
nachhaltige Entwicklung, unter stärkerer Integration 
der Gesundheitsdimension, aufgebaut werden. Ent-
sprechend nimmt dieses Kapitel auch die Potenziale 
und Herausforderungen von Bildung für nachhaltige 
Entwicklung in den Blick. Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung ist dabei keine thematische Erweiterung bis-
heriger Bildungsinhalte. Vielmehr muss sie zu Kritik 
bisherigen und der Generierung neuen Wissens führen, 
orientiert am ethischen Leitbild einer nachhaltigen Ent-
wicklung, das die Perspektive auf Gesundheit explizit 
einschließen muss. Die Reflexion von Werten, die Ent-
wicklung neuer Sicht- und Denkweisen und eine neue 
Lernkultur, um Wissen und Handeln stärker aufeinan-
der zu beziehen und Menschen zu motivieren, gehören 
unabdingbar zum Konzept Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung. Es liegt auf der Hand, dass auch Bildung im 
Sinne des Leitbilds „Gesund leben auf einer gesunden 
Erde“ insbesondere ein integriertes Mensch-Natur-Ver-
ständnis, systemisches Denken und die Berücksichti-
gung der Beziehungen zwischen unterschiedlichen 
gesellschaftlichen Handlungsfeldern sowie die Einbe-
ziehung verschiedener Wissensformen durch Partizipa-
tion und Kooperation erfordert. Auch die Chancen 
neuer Technologien, die Förderung digitaler Kompeten-
zen und die verantwortliche Nutzung von Daten sind 
dabei unter dem Wertehorizont einer nachhaltigen Ent-
wicklung einzubeziehen – sowohl, um Bedingungen im 
Sinne des Leitbilds „Gesund leben auf einer gesunden 
Erde“ zu verbessern, als auch, um den Bereich Gesund-
heit selbst in diesem Sinne weiterzuentwickeln.

Für die weitere Ausgestaltung von Wissenschafts-
systemen hält der WBGU es für problematisch, dass die 
überwiegend nationale Organisation von Wissen-
schaftssystemen mit substanziellen Unterschieden in 
der wissenschaftlichen Leistungsfähigkeit der Wissen-
schaftssysteme einhergeht und ihre Handlungslogiken 
im Umgang mit Herausforderungen an den Schnittstel-
len von Umwelt und Gesundheit von Wettbewerb statt 
Kooperation bestimmt sind. Problematisch ist auch die 
immer noch stark ausgeprägte disziplinäre Spezialisie-
rung wissenschaftlicher Wissensproduktion bei zu 
geringer inter- und transdisziplinärer Förderung. Dazu 
gehört auch ein bisher unausgewogenes Verhältnis von 
Grundlagen- und angewandter Forschung. Abschlie-
ßend weist der WBGU auf den notwendigen Ausbau 
der Wissenschaftslandschaft und Wissenschaftsförder-
landschaft hin, um den planetaren Herausforderungen 
und Auswirkungen für menschliche Gesundheit gerecht 
zu werden. Konkret schlägt der WBGU hier den Aufbau 
einer Deutschen Allianz für planetare Gesundheitswis-
senschaft vor, über die Forschung, Lehre und Beratung 

bezüglich Umwelt-Gesundheitsinteraktionen im deut-
schen Kontext strukturiert zusammengeführt und in 
den internationalen Wissenschaft-Politik-Austausch 
gebracht werden können. Für den Umgang mit globalen 
Umwelt-Gesundheitsherausforderungen weist uns das 
Leitbild „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ somit 
darauf hin, den Blick über den thematischen (Umwelt 
versus Gesundheit), disziplinären und nationalen Refe-
renzrahmen zu heben und die Notwendigkeit anzuneh-
men, internationale Wissenschaftspolitik und Wissen-
schaftsförderpolitik im Sinne des Leitbilds „Gesund 
leben auf einer gesunden Erde“ zu gestalten.

Im Folgenden wendet sich das Kapitel zunächst dem 
Bereich Bildung im Sinne des Leitbilds „Gesund leben 
auf einer gesunden Erde“ zu. Darauf folgt eine Analyse 
der globalen Wissenschaftsförderlandschaft und der 
deutschen Spezifika im Bereich Wissenschaft im Sinne 
des Leitbilds „Gesund leben auf einer gesunden Erde“.

8.1
Bildung im Sinne des Leitbilds „Gesund leben auf 
einer gesunden Erde“

Bildung ist essenziell, um das Potenzial zur Transforma-
tion durch Individuen und Gesellschaften zu entfalten. 
In diesem Sinne wird Bildung für nachhaltige Entwick-
lung bereits seit mehreren Jahrzehnten vorangetrieben.

Bildung für nachhaltige Entwicklung fordert eine 
integrative Perspektive auf Problemstellungen und 
gesellschaftliches Handeln, indem ökologische, soziale, 
ökonomische und kulturelle Aspekte und Handlungs-
felder aufeinander bezogen und in ihren Wirkungszu-
sammenhängen unter der Zielsetzung einer nachhalti-
gen Entwicklung und der ihr zugrunde liegenden Werte 
gesehen werden. Gesundheit ist damit als wesentliches 
soziales Gestaltungsfeld für Individuen und Gesell-
schaft immer einzubeziehen (Stoltenberg, 2009). Aller-
dings wird das Potenzial des Bildungsansatzes für den 
Zusammenhang zwischen gesundem Leben und gesun-
der Erde nicht ausgeschöpft; das gilt selbst für aktuelle 
Materialien der Organisation der Vereinten Nationen 
für Bildung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO, 2017). 
Hier kann das Leitbild „Gesund leben auf einer gesun-
den Erde“ (Kap. 3) eine stärkere Berücksichtigung ein-
fordern und Bildung für nachhaltige Entwicklung kann 
durch eine Integration einer ganzheitlichen Gesund-
heitsperspektive – wie etwa im Planetary Health Kon-
zept (Kap. 3.3) – zu Bildung im Sinne des Leitbilds 
„Gesund leben auf einer gesunden Erde“ weiterentwi-
ckelt werden.

Das transformative Potenzial von Bildung für nach-
haltige Entwicklung wird durch Interpretation des Bil-
dungskonzepts als Umweltbildung, als zusätzlicher 
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„Bildungsbereich“ neben anderen oder als thematische 
Anreicherung beschränkt (Sterling, 2021; Wals, 2021). 
Die Agenda 2030 lieferte neuen Aufschwung: Sie bein-
haltet das Ziel, inklusive, gleichberechtigte und hoch-
wertige Bildung zu gewährleisten und Möglichkeiten 
lebenslangen Lernens für alle zu schaffen (SDG 4; UN, 
2015a). Bis 2030 soll sichergestellt werden, „dass alle 
Lernenden die notwendigen Kenntnisse und Qualifika-
tionen zur Förderung nachhaltiger Entwicklung erwer-
ben, unter anderem durch Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung und nachhaltige Lebensweisen, Menschen-
rechte, Geschlechtergleichstellung, eine Kultur des 
Friedens und der Gewaltlosigkeit, Weltbürgerschaft 
und die Wertschätzung kultureller Vielfalt und des Bei-
trags der Kultur zu nachhaltiger Entwicklung“ (SDG 
4.7; UN, 2015a).

Als zentrale Elemente des Konzepts Bildung für 
nachhaltige Entwicklung werden in der internationalen 
Diskussion weitgehend übereinstimmend genannt: 
Kenntnisse über zentrale Zukunftsfragen und das  
Wissen um Natur als Lebensgrundlage; systemisches 
Denken (um die komplexen Zukunftsfragen in ihrer 
gegenseitigen Beziehung durchdringen zu können); 
Reflexion über Werte, über das ethische Leitbild nach-
haltiger Entwicklung, d.  h. über den unauflösbaren 
Zusammenhang zwischen der Menschenwürde und der 
Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen und über 
das Potenzial kultureller Vielfalt für die Weltgesell-
schaft. Zugleich wird eine neue Lernkultur gefordert, 
um Wissen und Handeln stärker aufeinander zu bezie-
hen und Menschen zu motivieren: durch Partizipation 
an der Gestaltung des eigenen Lebens gemeinsam mit 
anderen. Das heißt auch: Lernen durch Beteiligung an 
ernsthaften Aufgaben; innovatives, kreatives Denken 
und Denken in Alternativen; Umgang mit Offenheit 
und Ungewissheit bei gleichzeitigem Risikobewusst-
sein; Kompetenzen, um Zukunft „neu modellieren zu 
können“ (de Haan, 2008; Stoltenberg und Burandt, 
2014).

Viel Potenzial hat der im Konzept Bildung für nach-
haltige Entwicklung begründete gesamtinstitutionelle 
Ansatz (whole institution approach), der als Ergebnis 
von Weiterbildungserfahrungen inzwischen in vielen 
Kitas, vereinzelt auch in Schulen und Hochschulen und 
zunehmend auch in kulturellen Einrichtungen und 
Betrieben praktiziert wird. Er entspricht der Forderung, 
nicht nur Bildungsprozesse und die partizipative Kultur 
des Zusammenlebens und -arbeitens, sondern auch die 
Lernumgebung nach den Prinzipien von Bildung für 
nachhaltige Entwicklung zu gestalten und so informel-
les Lernen zu ermöglichen und zugleich einen Beitrag 
zu nachhaltiger Entwicklung zu leisten. Das betrifft die 
Berücksichtigung von Nachhaltigkeitskriterien hin-
sichtlich der Ernährung, der baulichen Ausstattung, des 

Umgangs mit Energie und Wasser sowie hinsichtlich der 
im Alltag genutzten Materialien.

Aufgrund der Vielfalt relevanter Aspekte in allen 
Sektoren ist die umfassende Aufnahme der Gesund-
heitsthematik in der gesamten Bildungslandschaft ein 
Schlüssel, um die Grundlagen für eine erfolgreiche 
Transformation zur Nachhaltigkeit für eine gesunde 
Umwelt und gesunde Menschen zu legen, ein entspre-
chendes Wertegerüst aufzubauen und Gestaltungsmög-
lichkeiten für individuelles und gesellschaftliches Han-
deln zu erschließen. Damit verbunden ist die Chance, 
über die für Menschen sehr konkret fassbare Frage 
eigener Gesundheit einen neuen Blick auf die Notwen-
digkeit einer umfassenden zukunftsfähigen Gestaltung 
der Mensch-Natur-Beziehungen zu gewinnen.

Im Folgenden gibt dieses Kapitel einen Einblick in 
den Status quo der Bildungslandschaft hinsichtlich Bil-
dung für nachhaltige Entwicklung von frühkindlicher 
und schulischer über außerschulische, Berufs- und 
Hochschul- bis zur Erwachsenenbildung (Kap. 8.1.1). 
Anschließend wird im Detail exemplarisch die Rolle von 
Gesundheitsfachkräften als Multiplikator:innen für Bil-
dung im Sinne des Leitbilds „Gesund leben auf einer 
gesunden Erde“ mit bestehenden Konzepten und Initia-
tiven beschrieben (Kap. 8.1.2). Im Anschluss zeigt das 
Kapitel eine Vision auf, die eine umfassende planetare 
Gesundheitskompetenz als gemeinsames Ziel von Bil-
dung für nachhaltige Entwicklung und Bildung im 
Sinne des Leitbilds „Gesund leben auf einer gesunden 
Erde“ darstellt (Kap. 8.1.3). Darauf basierend beinhal-
tet das Kapitel die wesentlichen Empfehlungen von 
Maßnahmen und Strategien, die für Bildung im Sinne 
des Leitbilds „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ 
nötig sind (Kap. 8.1.4).

8.1.1
Bildung für nachhaltige Entwicklung durch 
lebensbegleitendes Lernen: Status quo

Lebensbegleitendes Lernen beinhaltet prinzipiell jegli-
ches Lernen in allen Lebensphasen – von der Kindheit 
bis ins Alter – und umfasst formale Bildung in Bildungs-
orten wie Schulen, Universitäten oder Volkshochschu-
len, non-formale Bildung, z.  B. im außerschulischen 
Kontext, sowie informelle Bildung über soziale Medien, 
Spiel und Arbeit.

Bereits in der frühen Kindheit werden grundlegende 
Werte und Fähigkeiten angelegt und ausgebildet, die 
den Umgang mit den Mitmenschen, der Umwelt, der 
natürlichen Mitwelt und sich selbst (und der eigenen 
Gesundheit) beeinflussen. Bildungsorte wie Kinderta-
gesstätten und Kindergärten spielen daher eine wesent-
liche Rolle, um bereits im frühen Kindesalter die Basis 
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von Bildung für nachhaltige Entwicklung zu legen und 
Menschen dadurch von klein auf zu verantwortlichem 
Denken und nachhaltigem Handeln zu befähigen. Die 
Schul- und Ausbildungszeit sowie ggf. das Studium sind 
weitere prägende Lebensphasen, in denen Gestaltungs-
kompetenzen für die Beteiligung an einer nachhaltigen 
Entwicklung erworben werden können. Aber auch die 
Erwachsenenbildung und das Lernen bis ins Alter spie-
len eine wesentliche Rolle hinsichtlich der Entwicklung 
von Lebensstilen oder transformativen Praktiken in 
gesellschaftlichen Institutionen. Der WBGU betrachtet 
Bildung für eine nachhaltige Entwicklung als eine 
wesentliche Strategie gesellschaftlicher Transforma-
tion auch für das Ziel, die Untrennbarkeit der Gesund-
heit von Mensch und Natur und ihren Zusammenhang 
mit weiteren Nachhaltigkeitszielen in den Fokus zu 
rücken.

Seit der Verabschiedung der Agenda 21 (1992) treibt 
die UNESCO den Prozess der Konzeptionierung und 

Verankerung des Konzepts „Bildung für nachhaltige 
Entwicklung“ voran (Michelsen und Wells, 2017; 
UNESCO, 2020c, 2021). Im Zuge des in der Agenda 
2030 festgelegten Bildungsziels (SDG 4, vor allem SDG 
4.7) wurde eine Vielzahl an nationalen und internatio-
nalen Projekten und Plänen etabliert, die zur Errei-
chung dieses Ziels beitragen. Als Indikator von SDG 4.7 
gilt der „Umfang, in dem Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung in a) nationale Bildungspolitik, b) Lehrpläne, 
c) Ausbildung von Lehrkräften und d) Leistungsbewer-
tung der Lernenden integriert sind“ (Destatis, 2023). 
Seit dem Jahr 2020 führt das Programm „Education for 
Sustainable Development: Towards achieving the SDGs“ 
der UNESCO das UNESCO-Weltaktionsprogramm Bil-
dung für nachhaltige Entwicklung weiter (UNESCO, 
2019, 2020c). Zugleich wurde mit dem SDG 4 verdeut-
licht, dass der Zugang zu Bildung weltweit als unab-
dingbare Grundlage für nachhaltige Entwicklung gesi-
chert sein muss (UN, 2015a).

Kasten 8.1-1

Berufliche Aus- und Weiterbildung als Hebel für 
das Leitbild „Gesund leben auf einer gesunden 
Erde“

Neben der Bildung im Kindes- und Jugendalter ist die Berufs-
bildung parallel zur breiten Hochschulbildung orientiert am 
Leitbild „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ ein wich-
tiger Hebel, um Veränderungsprozesse in Wirtschaftsbetrie-
ben, aber auch im sozialen Umfeld der Lernenden anzusto-
ßen. Sie bietet die Chance, sowohl in der Aus- als auch in der 
Weiterbildung Wissen sowie Erfahrungen zu ermöglichen, um 
Handlungsoptionen erkennen und nutzen zu können, die in 
betriebliche Abläufe hineingetragen werden können. Ange-
sichts des Konzepts der dualen Ausbildung in Deutschland 
gibt es hierfür zwei Ansatzpunkte: Zum einen die Lehrpläne 
der Berufsschulen, die in der Verantwortung der Länder lie-
gen, zum anderen die Inhalte der betrieblichen Ausbildung, 
die das Erlernen von Praktiken beinhalten, wie sie im Rahmen 
der Transformationen zu nachhaltigen Gesellschaften erfor-
derlich sind. Hier kommt dem Bundesinstitut für Berufsbil-
dung (BIBB), einer nachgeordneten Behörde des Bundesmi-
nisteriums für Bildung und Forschung (BMBF), eine wichtige 
Rolle zu. Es hat als eine von drei Hauptaufgaben den Auf-
trag, die Ausbildungsordnungen für Ausbildungsberufe mit 
den Sozialpartnern, Industrie- und Handelskammern usw. zu 
moderieren und kann so beratenden Einfluss auf die Inhal-
te der betrieblichen Ausbildung nehmen. Im Rahmen seiner 
zweiten Hauptaufgabe fördert das BIBB Projekte zu Fragen 
der Digitalisierung, der Durchlässigkeit innerhalb der Bil-
dungsbereiche sowie zwischen akademischer und beruflicher 
Bildung sowie zur Aufgabe nachhaltiger Entwicklung. Dabei 
werden nicht etwa Projekte unterstützt, die Initiativen zu 
mehr Nachhaltigkeit als Zusatz verstehen, sondern solche, die 
die Aufgabe in die betrieblichen Abläufe selbst integrieren. 
Nachhaltigkeit soll keine zusätzliche Belastung für die Betrie-
be sein, sondern die Abläufe selbst sollen im Sinne nachhalti-

ger Entwicklung transformiert werden. Gestützt werden kann 
dieser Ansatz durch die dritte Aufgabe des BIBB, die Beratung 
von Politik und Gesellschaft.

In allen drei Aufgaben des BIBB bietet sich die Chance, 
das Leitbild „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ besser 
zu verankern, mit dem Ziel, die Ausbilder:innen innerhalb 
der Betriebe, aber auch die Auszubildenden, zu Pionier:in-
nen des Wandels zu machen. Dabei liegt der Schwerpunkt 
betrieblicher Ausbildung im Sinne eines gesamtinstitutio-
nellen Ansatzes zunächst auf der nachhaltigen Gestaltung 
und Bewirtschaftung des Arbeitsplatzes, der Vermeidung 
von Kontaminationen und anderen Umweltbelastungen, 
die die Gesundheit von Mensch und Natur beeinträchtigen 
(Lärm, Feinstaubbelastung, Qualität von Böden an Indust-
riestandorten), der zunehmenden Transformation zur Kreis-
laufwirtschaft und dem Aufbau einer Materialwirtschaft 
mit entsprechender Ausrichtung des Beschaffungswesens. 
Die gesundheitsfördernde Gestaltung von Arbeitszeiten und 
Erholungsräumen ist innerhalb und außerhalb von Arbeits-
plätzen geboten.

Um die Hebelwirkung der beruflichen Aus- und Weiter-
bildung tatsächlich und zeitnah für das Leitbild „Gesund 
leben auf einer gesunden Erde“ nutzen zu können, müssen 
auch die in diesem Bereich vorhandenen Herausforderungen 
adressiert werden. So zeigen die Analysen des nationalen 
Monitorings von Bildung für nachhaltige Entwicklung in der 
beruflichen Bildung beispielsweise, dass die zentralen Bun-
desgesetze zur beruflichen Bildung bislang keine Hinweise 
auf Nachhaltigkeit oder nachhaltige Entwicklung enthalten, 
dass bislang wenig Fokus auf eine auf Nachhaltigkeit ausge-
richtete Gestaltung von Lernorten gesetzt wird und dass Aus-
bilder:innen und Berufsschullehrkräfte bislang nur unzurei-
chend hinsichtlich beruflicher Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung befähigt werden (Holst, 2022). Um insbesondere 
letzteren Punkt zu adressieren, hat das BMBF im Januar 2023 
eine Richtlinie zur Förderung von Projekten im Rahmen des 
Programms „Nachhaltig im Beruf – zukunftsorientiert ausbil-
den (NIB)“ veröffentlicht.
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Im Jahr 2018 war rund 260  Mio. Kindern und 
Jugendlichen weltweit der Zugang zu Bildung verwehrt 
(UIS, 2019). Dies entspricht circa einem Sechstel der 
globalen Bevölkerung in den entsprechenden Alters-
gruppen (UIS, 2019). Ohne Zugang zu Bildung kann 
das Leitbild „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ 
nur bedingt transportiert und umgesetzt werden – 
wenngleich die Wirkung non-formaler und informeller 
Bildung nicht unterschätzt werden sollte.

Wenn im Folgenden ein Einblick in den Status quo 
des deutschen Bildungssystems hinsichtlich des 
Umgangs mit dem Thema Gesundheit gegeben wird, ist 
damit nicht der Anspruch auf eine vollständige 
Bestandsaufnahme verbunden. Um Ansatzpunkte für 
eine Strategie für Bildung im Sinne des Leitbilds 
„Gesund leben auf einer gesunden Erde“ zu finden, 
lohnt jedoch einerseits ein Blick auf bisherige Sichtwei-
sen, unter denen Gesundheit durchaus etabliert im for-
malen Bildungssystem vorkommt, und andererseits auf 
innovative programmatische und praktische Ansätze 
für ein Bildungsverständnis, das individuelle Gesund-
heit des Menschen und gesellschaftliche und natürliche 
Bedingungen dafür im Zusammenhang sieht.

In der frühkindlichen Bildung ebenso wie in der 
Schule hat es in den letzten Jahren vielfältige Pro-
gramme für eine „gesunde Kita“ bzw. eine „gesunde 
Schule“ gegeben. Eine gesteigerte Gesundheitsqualität 
wird in diesen Programmen, ebenso wie in den vom 
DIPF (Leibniz-Institut für Bildungsforschung und Bil-
dungsinformation) über den Deutschen Bildungsserver 
angebotenen Arbeitsblättern und Unterrichtsmateria-
lien, lediglich als Voraussetzung für die Verbesserung 
der Bildungs- und Erziehungsaufgaben angestrebt. 
Selbst wenn Formate gefunden werden, wie z.  B. in 
Bayern die regelmäßige „Woche der Gesundheit und 
Nachhaltigkeit“, werden keine Zusammenhänge zwi-
schen Gesundheit und Nachhaltigkeit hergestellt (Bay-
erisches Staatsministerium für Unterricht und Kultus, 
2023). Auch wenn in einigen Bildungsplänen der Län-
der für Kindertagesstätten einleitend auf Bildung für 
nachhaltige Entwicklung Bezug genommen wird, wer-
den Bildungsbereiche wie „Natur und Umwelt“ und 
„Gesundheit, Bewegung und Ernährung“ in der Regel 
getrennt abgehandelt.

In konzeptionellen Arbeiten (Stoltenberg, 2014) und 
der Bildungspraxis von Kitas und Grundschulen gibt es 
jedoch überzeugende Beispiele für eine Vermittlung des 
Verständnisses, dass gesunde Menschen auf eine 
gesunde Erde angewiesen sind. Es wird dann nicht 
mehr das „gesunde Frühstück“, sondern das „nachhal-
tige Frühstück“ praktiziert oder ein gesunder Boden 
wird als Voraussetzung für unsere Gesundheit aner-
kannt (Stoltenberg und Thielebein-Pohl, 2011). Insbe-
sondere hinsichtlich der Notwendigkeit, Biodiversität 

zu erhalten, werden Verbindungen zu Gesundheit her-
gestellt. Wesentlichen Anteil an dieser veränderten 
Praxis haben Initiativen, die Weiterbildung für Päda-
gog:innen und Beratung und Erfahrungsaustausch mit 
Expert:innen außerhalb der Bildungseinrichtung anbie-
ten, z.  B. KITA21 in Norddeutschland, Ökokids oder 
Mobilspiel in Bayern. Seit 2014 bietet der Verein Acker 
e.  V., der sich von Deutschland auch in die Schweiz und 
nach Österreich ausbreitete, Bildungsprogramme und 
vor allem auch Gelegenheiten zu Nachhaltigkeitserfah-
rungen an. Inzwischen gibt es über 250 „AckerKitas“ 
und 600 „AckerSchulen“, in denen Kinder und Erwach-
sene erfahren, wie Gesundheit, Ernährung und der 
Anbau von Lebensmitteln zusammenhängen (Acker 
e.  V., 2023).

„Globale Klassenzimmer“, die den Austausch zwi-
schen Jugendlichen in unterschiedlichen Lebensräu-
men der Erde ermöglichen, fördern die Wahrnehmung 
und Sensibilität für eigene Verantwortung für gesunde 
Lebensbedingungen – auch unter Berücksichtigung 
einer globalen Perspektive.

Hochschulen, die sich dem Leitbild einer nachhalti-
gen Entwicklung verpflichtet fühlen und sowohl Lehre 
und Forschung als auch den Wirtschaftsbetrieb und die 
Lebenswelt nach den Prinzipien von Bildung für nach-
haltige Entwicklung gestalten, sind noch in der Minder-
zahl. Menschliche Gesundheit und eine gesunde Erde 
im Zusammenhang zu sehen, kann durch interdiszipli-
näre und transdisziplinäre Seminare, durch Raum für 
selbstorganisiertes und kollaboratives Lernen, durch 
studentische Initiativen und durch die Gestaltung der 
Lebenswelt Hochschule im Sinne des gesamtinstitutio-
nellen Ansatzes ermöglicht werden. Dazu gehören 
sowohl eine nachhaltige Mensa als auch gesundheits-
fördernde Angebote am Arbeitsplatz Hochschule.

Im außerschulischen Bereich engagieren sich viele 
Bildungszentren darin, Erfahrungen zu einem verant-
wortungsvollen Umgang mit Mensch und Natur zu 
ermöglichen. Ein wichtiger Partner ist das Freiwillige 
Ökologische Jahr (FÖJ), das Bildung und Erfahrungs-
möglichkeiten zum Leitbild „Gesund leben auf einer 
gesunden Erde“ anbietet und damit sowohl in die 
Gruppe der Jugendlichen als auch in die beteiligten 
Betriebe und Organisationen hineinwirken kann. Dar über 
hinaus kommt der beruflichen Aus- und Weiterbildung 
eine wesentliche Rolle zu (Kasten 8.1-1).

Im Kontext Bildung für nachhaltige Entwicklung 
spielen darüber hinaus auch Kommunen eine zentrale 
Rolle für die Gestaltungsfelder und Lebensbereiche der 
Menschen, z.  B. für Ernährung (Kap. 4.1), Bewegung 
und Mobilität (Kap. 4.2), Wohnen (Kap. 4.3) und 
gesundheitliche Versorgung (Kap. 6). Im Rahmen der 
Integration von Bildung für nachhaltige Entwicklung in 
alle kommunalen Handlungsfelder sollte auch dort das 
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Kasten 8.1-2

Landwirtschaftliche Berater:innen als 
Vermittler:innen planetarer Gesundheit

Landwirtschaftliche Beratung kann eine entscheidende Rolle 
in der Vermittlung des Leitbilds „Gesund leben auf einer 
gesunden Erde“ in der Landwirtschaft und auf kommuna-
ler Ebene spielen. Da landwirtschaftliche Berater:innen auf 
neue Arten der Nutzung landwirtschaftlicher und natürlicher 
Ressourcen hinweisen, Landwirt:innen für gesundheitliche 
Themen sensibilisieren und den Austausch zwischen die-
sen fördern können (Sanginga et al., 2009: 245; Hossain et 
al., 2009), besitzen sie das Potenzial, Wissen zum Umwelt-
Gesundheits-Nexus in der Landwirtschaft zu multiplizieren. 
Ebenso können landwirtschaftliche Berater:innen im kommu-
nalen Kontext an der Ermöglichung von Bildung für nach-
haltige Entwicklung für alle Menschen (SDG 4.7) mitwirken.

Status quo
Es existieren vielfältige Formen landwirtschaftlicher Bera-
tungssysteme, die sich in der Finanzierung, Organisation, der 
genauen Zielgruppe der Beratung und je nach Kontext unter-
scheiden (Davis et al., 2020; Leta et al., 2020: 389). Als allge-
meiner Trend ist die Pluralisierung (insbesondere z.  B. in Indi-
en, vielen Ländern Lateinamerikas, Kenia, Uganda, Sambia), 
Dezentralisierung (z.  B. in Tansania, Bangladesch) und Privati-
sierung (z.  B. in Deutschland) landwirtschaftlicher Beratungs-
systeme, vor allem hinsichtlich der Bereitstellung von Bera-
tungsdienstleistungen, zu verzeichnen (Davis et al., 2020: 2; 
Wijaya und Offermans, 2019: 4; Hornidge et al., 2016; Ingram 
et al., 2022). Durch diese zunehmende Vielfalt an Akteuren 
(z.  B. Staaten, privatwirtschaftliche Akteure, NGOs, Bäuer:in-
nenverbände, internationale Organisationen, staatliche Ent-
wicklungsagenturen) werden sehr unterschiedliche Interes-
sen bei der Beratung verfolgt, seien es die Ertragssteigerung, 
Ernährungssicherung oder eine nachhaltigere Landwirtschaft 
(Davis et al., 2020: 2). Zwar werden in der landwirtschaft-
lichen Beratung mitunter die Aspekte Klima- und Umwelt-
wandel und nachhaltige Landwirtschaft (Santuah et al., 2022; 
Gérard, 2020) sowie Gesundheitsthemen adressiert – zum 
einen die Gesundheit von Menschen (z.  B. die physische und 
mentale Gesundheit von Landwirt:innen; Hammersley et al., 
2022), zum anderen die Gesundheit von Tier- und Pflan-
zenarten (z.  B. Schädlingsbekämpfung; Barrett et al., 2022) 
und Ökosystemen (z.  B. Bodengesundheit; Kumar und Rani, 
2018). Jedoch findet diese Auseinandersetzung mit Gesund-
heits- und Umweltthemen überwiegend separat voneinander 
statt: Die landwirtschaftliche Beratung zeigt in den meisten 
Fällen bisher weder deren Querverbindungen auf, noch iden-
tifiziert sie die Mehrgewinne bestimmter landwirtschaftlicher 
Methoden für sowohl die menschliche Gesundheit als auch 
den Schutz von Arten und Ökosystemen.

Praxisbeispiele
Einige Beispiele zeigen auf, wie Beratungssysteme als Bil-
dungsformate zur Förderung planetarer Gesundheit in Land-
wirtschaft und Kommunen genutzt werden können. Bei-
spielsweise gehen zahlreiche digitale Beratungslösungen auf 
die Effizienz und Wirksamkeit von Saatgut und Düngemitteln 
und die Diagnose von Krankheiten bei Pflanzen, Tieren und 
Menschen ein. So unterstützt die Anwendung „Plantwise-
Plus“ Kleinbäuer:innen dabei, Ernteausfälle zu verringern, 
indem an das Klima angepasste Verfahren und Technologien 
aufgezeigt werden und über die Risiken von Pestiziden für die 

Umwelt und menschliche Gesundheit aufgeklärt wird. Eben-
so werden Informationen zur Schädlingsverteilung vermittelt, 
um zur Eindämmung von Schädlingsbefall beizutragen und 
damit eine gesunde Ernährung zu sichern (PlantwisePlus, 
2023; Barrett et al., 2022). Das Projekt „Cotton made in Afri-
ca“ ist ein Beispiel für einen privaten Beratungsdienstleister, 
der Produktions-, Umwelt- und Ernährungsaspekte vereint: 
Afrikanische Kleinbäuer:innen lernen in Schulungen nach-
haltige Anbaumethoden von Baumwolle kennen, „die ihnen 
helfen, Qualität und Erträge ihrer Baumwolle zu erhöhen, ihre 
Lebens- und Arbeitsbedingungen zu verbessern und dabei 
ihre Gesundheit sowie die Umwelt zu schonen“ (CmiA, 2023).

Beratungssysteme für ländliche Entwicklung umfassen 
sogar ein noch breiteres Spektrum an Themen und somit 
Anknüpfungspunkte für die Bildung zum Umwelt-Gesund-
heits-Nexus. Beispielsweise adressieren landwirtschaftliche 
Beratungsprogramme in den USA – vor allem durch Bil-
dungsangebote für Jugendliche und Erwachsene – gesunde 
Ernährung, Umweltqualität, Naturschutz, Gemeindeentwick-
lung, Landwirtschaft und Lebensmittelsicherheit (Narine et 
al., 2020) sowie gesundheitliche Ungleichheiten aufgrund 
sozialer Faktoren (Andress und Fitch, 2016). Zudem bie-
ten zahlreiche Verbände, Organisationen und regional akti-
ve Biobäuer:innen in Deutschland Bildungsprogramme zum 
Zusammenhang von Umwelt- und Gesundheitsfragen für 
Kinder, Jugendliche und Erwachsene an. So berät der 1986 
gegründete gemeinnützige Verein Ökomarkt Verbraucher- 
und Agrarberatung e.  V. „Verbraucher:innen zu einer […] 
gesundheitsbewussten und umweltverträglichen Ernährungs-
weise mit Bio-Produkten“ und bietet Seminare, Workshops 
und Exkursionen für verschiedene Zielgruppen an (Autarkia, 
2023). Mit diesen Bildungsprogrammen öffnet sich ein Gele-
genheitsfenster, neue Landwirt:innen sowie Kommunen zu 
den Querbezügen zwischen Umweltwandel und Gesundheit 
zu schulen.

Zudem demonstriert das Beispiel landwirtschaftlicher 
Berater:innen, die nach einer Schulung zu psychischer 
Gesundheit Landwirt:innen in Australien und Irland für psy-
chische Gesundheitsrisiken sensibilisieren konnten (Hossain 
et al., 2009; Hammersley et al., 2022), das Potenzial, die 
Beratung auf weitere Themen auszubauen. Analog könn-
ten auch Berater:innen für ländliche Entwicklung, wie z.  B. 
„Dorfhelfer:innen“ in Deutschland – lokale Ansprechperso-
nen für Familien bei Themen wie Ernährung, Tierhaltung und 
Betriebsführung (AELF-IP, 2023) – mit der erforderlichen 
Ausbildung als Multiplikator:innen für planetare Gesund-
heitskompetenz fungieren.

Herausforderungen 
Die Umsetzung einer holistischen Beratung entlang dem Leit-
bild „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ im ländlichen 
Raum ist eine universale Herausforderung. Je nach Kontext 
sind unterschiedlich ausgeprägte Schwierigkeiten in der 
Umsetzung landwirtschaftlicher Beratung für die Gesundheit 
von Mensch und Natur vorzufinden. So sollten Berater:innen 
vielfältige Kenntnisse, u.  a. zu gesundheitlichen Themen und 
Umwelt- und Klimaschutz besitzen, um ihr Potenzial als Ver-
mittler:innen von umfassender Gesundheitskompetenz für 
Mensch und Natur auszuschöpfen. Oft werden Berater:innen 
jedoch nicht in Bezug auf Herausforderungen wie umwelt-
bezogene Nachhaltigkeit und menschliche Gesundheitsrisiken 
ausgebildet (Santuah et al., 2022; Davis et al., 2020). Einer-
seits ist dies auf die unzureichenden Ausbildungsmöglich-
keiten für landwirtschaftliche Beratung in Ländern mit nied-
rigem und mittlerem Einkommen zurückzuführen (WBGU, 
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Leitbild „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ in 
 Bildungsangelegenheiten adressiert werden. So können 
beispielsweise integrierte Programme zur Flächennut-
zung in Kommunen gemeinsam in partizipativen Pro-
zessen erarbeitet werden.

Zudem kann das Handlungsfeld Landwirtschaft-
Ernährung-Bildung zu einer schonenden und gesund-
heitsfördernden Nutzung natürlicher Ressourcen 
(inklusive in Land- und Forstwirtschaft; Kasten 8.1-2) 
und ihrer Regeneration für die nachhaltige Verfügbar-
keit über Generationen hinweg beitragen.

In Deutschland hat die Nationale Plattform Bildung 
für nachhaltige Entwicklung im Jahr 2017 den Nationa-
len Aktionsplan zur Umsetzung des UNESCO-Weltak-
tionsprogramms Bildung für nachhaltige Entwicklung 
(2015–2019) verabschiedet (Nationale Plattform Bil-
dung für nachhaltige Entwicklung, 2017). Im Zuge des-
sen wurden Strategien und Maßnahmen zur Stärkung 
und Verankerung von Bildung für nachhaltige Entwick-
lung in den Bereichen frühkindliche Bildung, Schule, 
außerschulische Bildung, berufliche Bildung, Hoch-
schulbildung und Kommunen entwickelt, umgesetzt 
und evaluiert.

Das Nationale Monitoring zu Bildung für nachhaltige 
Entwicklung zeigt, inwieweit Bildung für nachhaltige 

Entwicklung in Lehrplänen, Ausbildungsordnungen, 
dem Lehramtsstudium, Gesetzen, politischen Beschlüs-
sen und anderen wichtigen Dokumenten des deutschen 
Bildungssystems verankert ist, welche Trends sich in 
den verschiedenen Bildungsbereichen feststellen lassen 
und welche Handlungsbedarfe bestehen. Wenngleich 
sich im Bereich der frühen Bildung in den letzten Jah-
ren eine positive Tendenz in der Verankerung von Bil-
dung für nachhaltige Entwicklung als querschnittliches 
Bildungskonzept in den Bildungsplänen der Bundeslän-
der zeigt, ist die Verankerung von Bildung für nachhal-
tige Entwicklung in der Ausbildung von frühpädagogi-
schen Fachkräften weiterhin nicht ausreichend umge-
setzt (Singer-Brodowski und Holst, 2022). Im Schulbe-
reich variiert die Tiefe und Breite der Verankerung von 
Bildung für nachhaltige Entwicklung in Curricula stark 
zwischen Fächern und Ländern und auch hier besteht 
eine Qualifizierungslücke in der Ausbildung von Leh-
rer:innen (Brock und Holst, 2022). Ähnlich fällt das 
Resultat des Monitorings zu Bildung für nachhaltige 
Entwicklung im Bereich der beruflichen Bildung in 
Deutschland aus (Holst, 2022). Im Bereich der Hoch-
schulbildung werden Bildung für nachhaltige Entwick-
lung und Nachhaltigkeit in Ziel- und Leistungsverein-
barungen zunehmend integriert und auch in Gesetzen 

2020: 165). Andererseits liegt dies auch an der Trennung 
dieses Wissens in einzelne Berufsfelder, wie z.  B. in Indien 
und Deutschland, wo Berater:innen für Landwirtschaft und 
Ernährung jeweils separat ausgebildet werden (Davis et al., 
2020: 82 f.). Neben der fachlichen Expertise zu gesundheitli-
chen Themen ist für die Beratung an der Schnittstelle Umwelt 
und Gesundheit ebenso eine ausgeprägte soziale und kommu-
nikative Kompetenz gefragt, was von vielen Berater:innen als 
eine zentrale Herausforderung angesehen wird (Hornidge et 
al., 2016: 174; Hossain et al., 2009; Davis et al., 2020: 329; 
Hammersley et al., 2022). Bedeutend für die Umsetzung ist 
zudem die Anerkennung lokaler Kreativität, Innovation und 
Bedürfnisse (Sanginga et al., 2009: 299), die jedoch mitunter 
mit der Vielfalt an Interessen unterschiedlicher Akteure in der 
Beratung im Konflikt stehen.

Handlungs- und Forschungsempfehlungen
Für eine holistische Beratung von Landwirt:innen und Kom-
munen, die sowohl planetare Leitplanken in Bezug auf Umwelt 
und Klima als auch die menschliche Gesundheit berück-
sichtigt, empfiehlt der WBGU, die überwiegend getrennte 
Behandlung von Gesundheits- und Umweltaspekten in der 
Beratungspraxis zusammenzuführen. Dazu sollten landwirt-
schaftliche Berater:innen zu Vermittler:innen von umfassen-
der Gesundheitskompetenz für Mensch und Natur ausgebil-
det werden und u.  a. zu gesunder Ernährung und Klima- und 
Umweltschutz geschult werden sowie Kommunikationstrai-
nings erhalten. Eine Beratungspraxis für Gesundheit von 
Mensch und Natur sollte nicht nur den notwendigen Trans-
fer von Wissen an Landwirt:innen und Kommunen zu den 
Zusammenhängen zwischen der Gesundheit von Menschen, 

anderen Arten und Ökosystemen umfassen und an das loka-
le Wissen und die Innovationsfähigkeit von Landwirt:innen 
anknüpfen. Berater:innen sollten auch eine Entscheidungs-
hilfe für ländliche Akteure bereitstellen, die Handlungsop-
tionen mit gesundheitsfördernder und umweltverträglicher 
Wirkung aufzeigt, u.  a. in Bezug auf Saatgut, Düngemittel, 
Anbaukulturen und -methoden. Zugleich sollten die oben 
genannten ländlichen Beratungs- und Ausbildungsprogram-
me als Gelegenheitsfenster genutzt werden, um neue Land-
wirt:innen und Gemeinden zu den Querbezügen zwischen 
Umweltwandel und Gesundheit zu schulen. Je nach Kontext 
sollten Bildungsmöglichkeiten für Gesundheitskompetenz für 
die Zusammenhänge von Mensch und Natur in vorhandenen 
Strukturen landwirtschaftlicher Beratung etabliert werden. In 
Zentral- und Südamerika könnte beispielsweise an ein bereits 
stark ausgeprägtes Ausbildungssystem für Anbieter:innen 
landwirtschaftlicher Beratung angeknüpft werden (Davis et 
al., 2020: xix). Dies kann jedoch nur funktionieren, wenn 
Staaten die Rolle der Koordination der unterschiedlichen 
Beratungsakteure übernehmen (Davis et al., 2020: 12) und 
im Sinne des Handlungsauftrags der Agenda 2030 Anreize 
für Bildung zu planetarer Gesundheit setzen (Ingram et al., 
2022: 21).

Zudem besteht der Bedarf, Bewertungsmodelle landwirt-
schaftlicher Beratung zu konzeptionieren, die nicht nur deren 
Innovation (Davis et al., 2020: 330), sondern auch deren Bei-
trag zur Gesundheitskompetenz für die Zusammenhänge von 
Mensch und Natur von Landwirt:innen untersucht.
Quelle: Mandler, 2022
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als Aufgabe der Hochschulen zunehmend verankert 
(Holst und Singer-Brodowski, 2022). Während sich in 
den Dokumenten der Hochschulrektorenkonferenz und 
Landesrektorenkonferenzen nur vereinzelte Hinweise 
auf Nachhaltigkeit befinden, formulieren Landesstu-
dierendenvertretungen sehr ambitionierte Positionen 
zu Nachhaltigkeit und Bildung für nachhaltige Entwick-
lung (Holst und Singer-Brodowski, 2022). Allerdings ist 
Bildung für nachhaltige Entwicklung in Modulhandbü-
chern vieler Fächer sowie in Studien- und Prüfungs-
ordnungen weiterhin nicht umfassend curricular integ-
riert und auch Angebote der hochschuldidaktischen 
Fort- und Weiterbildung zur Bildung für nachhaltige 
Entwicklung sind spärlich (Holst, 2022). Zusammen-
fassend zeigt sich, dass die Verankerung und Umset-
zung von Bildung für nachhaltige Entwicklung in allen 
Bildungsbereichen in Deutschland bislang noch unge-
nügend erfolgt ist.

Als ein strategisch erfolgreicher Ansatz dafür wird 
die Umsetzung eines gesamtinstitutionellen Bildungs-
ansatzes unter dem Leitbild Nachhaltigkeit gesehen 
(Kohl et al., 2022), der auch für das Leitbild „Gesund 
leben auf einer gesunden Erde“ genutzt werden kann 
(Kap. 4.1–4.3).

8.1.2
Gesundheitsfachkräfte als Multiplikator:innen: 
Konzepte und Initiativen

Gesundheitsfachkräfte wie Ärzt:innen, Pflegekräfte, 
Hebammen, Gesundheits- und Ernährungswissen-
schaftler:innen und Physiotherapeut:innen stellen 
Schlüsselakteure dar, die als Multiplikator:innen eine 
breite Bevölkerungsgruppe inner- aber auch außerhalb 
des medizinischen Gesundheitswesens erreichen kön-
nen (Kap. 6.4.2.2). Die Ausbildung von Gesundheits-
fachkräften ist aktuell jedoch vor allem auf die Heilung 
von Krankheiten ausgerichtet und adressiert Aspekte 
wie globale Umweltveränderungen und deren Auswir-
kungen auf die Gesundheit sowie Mehrgewinne durch 
gesundheitsförderliches und nachhaltiges Verhalten 
nur ungenügend. Auch das Konzept der Bildung für 
nachhaltige Entwicklung konnte sich im medizinischen 
Bereich nicht in der Aus- und Weiterbildung durchset-
zen. Allerdings wurde hier ein eigenes Bildungskonzept 
entwickelt, nämlich Bildung für planetare Gesundheit. 
Dieses noch relativ junge Konzept hat sich in der Aus- 
und Fortbildung von Gesundheitsfachkräften in den 
letzten Jahren sehr dynamisch entwickelt und birgt ein 
großes Potenzial für Bildung im Sinne des Leitbilds 
„Gesund leben auf einer gesunden Erde“. Nachfolgend 
werden wesentliche Konzepte und Bildungsinitiativen 
aus diesem Bereich beschrieben.

Mit der Veröffentlichung von zwölf übergreifenden 
Prinzipien für Planetary-Health-Lehre legten Stone et 
al. (2018) auf internationaler Ebene eine erste Basis für 
Bildung für planetare Gesundheit (mit Fokus auf die 
menschliche Gesundheit; Kasten 8.1-3). Diese Prinzi-
pien sollen für Planetary-Health-Lehre auf „all levels, 
across all scales, and in all regions of the world“ gelten. 
Der WBGU betrachtet die Prinzipien auch als übertrag-
bar auf die ökosystemare Gesundheit und die Gesund-
heit von Arten und spricht sich für die Stärkung dieser 
Prinzipien im Sinne einer flächendeckenden Bildung im 
Sinne des Leitbilds „Gesund leben auf einer gesunden 
Erde“ aus.

Die Association for Medical Education in Europe 
(AMEE) hat mit ihrem im Jahr 2021 veröffentlichten 
Consensus Statement zu „Planetary health and educa-
tion for sustainable healthare“ ein weiteres Rahmen-
werk geschaffen, das als Grundlage für die Entwicklung 
von Lehrkonzepten zu planetarer Gesundheit für die 
Zielgruppe der Gesundheitsfachkräfte dienen kann 
(Shaw et al., 2021). Als weitere Grundlage dient das 
„Planetary Health Education Framework“ der Plane-
tary Health Alliance (Guzmán et al., 2021; Kasten 8.1-4).

In Deutschland wurde der Leitfaden „Klima.Umwelt.
Gesundheit: Ein Leitfaden für Lehrangebote zu Plane-
tarer Gesundheit“ gemeinsam von Health For Future 
und der Deutschen Allianz Klimawandel und Gesund-
heit e.  V. (KLUG) verfasst (Gepp et al., 2022). Er dient 
als Orientierungshilfe für die Etablierung von Lehran-
geboten zu planetarer Gesundheit in medizinischen und 
gesundheitswissenschaftlichen Fachbereichen in 
Deutschland. Auch in Großbritannien wurde ein Curri-
culum für Bildung für ein nachhaltiges Gesundheitswe-
sen entwickelt (Tun und Martin, 2022). Bereits in 
Angriff genommene Bestrebungen, Bildung für plane-
tare Gesundheit beispielsweise in der curricularen Lehre 
für Humanmediziner:innen in Deutschland im Rahmen 
der Überarbeitung des Nationalen Kompetenzbasierten 
Lernzielkatalogs Medizin (NKLM 2.0) zu verankern, 
sind wesentliche und notwendige Entwicklungen, die 
jedoch möglichst zeitnah auf weitere Gesundheitsfach-
kräfte ausgeweitet werden müssen. Neben weiteren 
klassischen Gesundheitsfachkräften wie Zahnmedizi-
ner:innen, Pflegekräften, Hebammen, Physiothera-
peut:innen und Ernährungsberater:innen sind jedoch 
auch diejenigen Akteure zu adressieren, die eine 
Schlüsselrolle in Bildungssystemen spielen (z.  B. Erzie-
her:innen in der frühkindlichen Bildung, Lehrkräfte in 
der schulischen Bildung bzw. Berufsbildung; Kap. 8.1.1).

Als Best-Practice-Beispiel aus dem Gesundheitsbe-
reich im deutschsprachigen Raum kann hier die Deut-
sche Allianz Klimawandel und Gesundheit e.  V. (KLUG) 
angeführt werden – ein im Jahr 2017 gegründetes 
Netzwerk von Einzelpersonen, Organisationen und 
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Verbänden aus dem Gesundheitsbereich, das das Ziel 
verfolgt, die Folgen des Klimawandels für die Gesund-
heit publik zu machen. Dabei sollen die Gesundheits-
berufe zu Akteuren der notwendigen gesamtgesell-
schaftlichen Transformation werden. Die Bildungsarbeit 
von KLUG im Rahmen der „Planetary Health Academy“ 
(Gepp et al., 2023) erhielt im Jahr 2022 als eine von 29 
Initiativen die Auszeichnung für Bildung für Nachhal-
tige Entwicklung vom Bundesministerium für Bildung 
und Forschung und der deutschen UNESCO-Kommis-
sion (BMBF, 2022a). Auch die von der Bundeszentrale 
für gesundheitliche Aufklärung zusammengestellten 
Informationsmaterialien und Empfehlungen zum Thema 
Klimawandel und Gesundheit (BZgA, o.J.) stellen ein 
positives Beispiel für Aufklärung und Bildung im 
Erwachsenenbereich dar – wenngleich der Fokus aus-
schließlich auf den Folgen des Klimawandels liegt und 
Biodiversitätsverlust und Verschmutzung nicht enthal-
ten sind. Weitere solcher Formate und Netzwerke, die 
über den Gesundheitsbereich hinausgehen, könnten 

Bildung für planetare Gesundheit auf nationaler und 
internationaler Ebene weiteren Zielgruppen zugänglich 
machen.

Die hier dargestellten Bildungskonzepte und Initiati-
ven aus dem Gesundheitsbereich stellen ausgewählte 
Beispiele dar, bei denen die Verknüpfung der Gesund-
heit von Umwelt und Menschen im Sinne von Bildung 
im Sinne des Leitbilds „Gesund leben auf einer  gesunden 
Erde“ bereits angelegt, verankert oder gelungen ist. 
Dennoch konzentrieren sich diese Konzepte und Initia-
tiven innerhalb der Gruppe der Gesundheitsfachkräfte 
überwiegend auf Ärzt:innen, sollten aber dringend auf 
weitere Gesundheitsberufe ausgeweitet werden. 
Kap. 8.1.4.2 enthält anwendungsbezogene Handlungs-
empfehlungen des WBGU für eine flächendeckende 
Umsetzung genannter Bildungskonzepte im Gesund-
heitsbereich.

Kasten 8.1-3

Zwölf übergreifende Prinzipien für 
PlanetaryHealth Lehre

(nach Stone et al., 2018, eigene Übersetzung)
1. Planetary-Health-Blickwinkel: Die Fähigkeit, Zusammen-

hänge, Kausalketten und Rückkopplungsschleifen zwi-
schen Umweltveränderungen und menschlicher Gesund-
heit mit Hilfe einer Planetary-Health-Perspektive besser 
zu verstehen.

2. Dringlichkeit und Ausmaß: Verständnis für die Komple-
xität der Interaktionen zwischen der geographischen 
Achse, der zeitlichen Achse, sozioökonomischen Fakto-
ren und dem politischen und kulturellen Kontext von 
spezifischen Herausforderungen und potenziellen Lösun-
gen für die menschliche Gesundheit.

3. Policy: Ein Verständnis der politischen Anwendungen der 
planetaren Gesundheitsforschung sowie die Kenntnis von 
Handlungsmöglichkeiten auf individueller und gemein-
schaftlicher Ebene für eine sinnvolle und kontextspezi-
fische Umsetzung der Forschung in Politik und Gesell-
schaft.

4. Bildung sozialer Bewegungen: Verständnis für die Rolle, 
die zivilgesellschaftliche Selbstorganisation und Mobi-
lisierung von gesellschaftlichen Gruppen im politischen 
Prozess sowohl auf lokaler als auch auf globaler Ebene 
spielen (Bottom-up-Ansatz).

5. Kommunikation: Kenntnis über die Bedeutung von Kom-
munikation für die Übersetzung von Forschungsergeb-
nissen in die Praxis und Verständnis für die Vielfalt der 
verfügbaren Kommunikationsmittel einschließlich der 
Anerkennung der Bedeutung des Zuhörens als Teil einer 
effektiven Kommunikation.

6. Systemisches Denken und transdisziplinäre Zusammen-
arbeit: Einbeziehung holistischer Denkansätze und 
fächerübergreifendes Arbeiten für die Entwicklung von 

Lösungsansätzen für komplexe Herausforderungen.
7. Ungleichheit und Ungerechtigkeit: Verständnis für die 

Unterschiede zwischen Ungleichheit und Ungerechtig-
keit sowie die Kenntnis von Konzepten wie Marginalisie-
rung, Vulnerabilität und Resilienz.

8. Beeinflussung (Bias): Kritische Reflexion von politischen, 
sozialen und wirtschaftlichen Dynamiken, die die Dar-
stellung und Wahrnehmung von Umweltveränderungen 
und ihrer gesundheitlichen Auswirkungen beeinflussen 
und die Fähigkeit, potenzielle Verzerrungen und Beein-
flussungen von Interessengruppen zu erkennen.

9. Steuerungsstrukturen (Governance): Die Fähigkeit, die 
Bedeutung von Führungs- und Steuerungsstrukturen auf 
regionaler, interregionaler und globaler Ebene zu verste-
hen und Herausforderungen für die planetare Gesund-
heit zu erkennen, die durch das Versagen von Leitungs-
gremien geschaffen oder verschärft werden können.

10. Unbeabsichtigte Folgen: Die Anerkennung von systemi-
schen Unsicherheiten und unerwarteten positiven und 
negativen Folgen globaler Umweltveränderungen; das 
Verständnis für prädiktive Grenzen von Folgenabschät-
zungen sowie für einen dadurch notwendigen Wandel der 
Denkweise, hin zur Förderung von Anpassungsfähigkeit 
und Resilienz.

11. Global Citizenship und kulturelle Identität: Wahrnehmung 
und Reflexion der eigenen kulturellen Identität und 
Zugehörigkeit zu lokalen und globalen Gemeinschaften 
und darauf aufbauend die Möglichkeit, Werte und Prak-
tiken innerhalb dieser Gemeinschaften positiv zu beein-
flussen.

12. Historische und aktuelle globale Werte: Die Kenntnis his-
torischer Entwicklungen von Planetary Health (ein-
schließlich der Perspektive marginalisierter Gruppen) und 
Einordnung in den aktuellen globalen Kontext.
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8.1.3
Vision: Durch Bildung im Sinne des Leitbilds 
„Gesund leben auf einer gesunden Erde“ zu 
umfassender planetarer Gesundheitskompetenz

In der Vision des WBGU ist Bildung im Sinne des Leit-
bilds „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ für Men-

schen jeden Alters von Geburt an in allen Regionen 
dieser Welt erreichbar und hat das Ziel, eine umfas-
sende Gesundheitskompetenz von Individuen und 
Gesellschaften zu stärken – aufbauend auf der Wert-
schätzung für die natürlichen Lebensgrundlagen des 
Planeten Erde und einem integrativen Mensch-Natur-
Verständnis. Das Konzept der planetaren Gesundheits-

Kasten 8.1-4

Das „Planetary Health Education Framework“ –  
ein Startpunkt für weitere Bildungskonzepte 
im Sinne des Leitbilds „Gesund leben auf einer 
gesunden Erde“ 

Das Konsortium „Planetary Health Alliance“ hat im Jahr 2021 
das „Planetary Health Education Framework“ veröffentlicht 
(Guzmán und Potter, 2021), das als Grundlage für die Erstel-
lung von Bildungskonzepten und Lernmitteln gedacht ist und 
auf die Anwendung in der Hochschulbildung abzielt. Das 
Framework beinhaltet fünf Bereiche (Abb. 8.1-1). Im Mit-
telpunkt steht die „Verbundenheit mit der Natur“, die eng 
umwoben wird von „Anthropozän und Gesundheit“, „Sys-
temdenken und Komplexität“, „Sozialer Gerechtigkeit“ und 
„Aktivismus und Systemwandel“.
Die fünf Bereiche sind:
1. Verbundenheit mit der Natur: Im Zentrum steht die För-

derung des Mitgefühls und der Verbundenheit mit dem 
Planeten Erde. Dieser Ansatz berücksichtigt kognitive, 
affektive und verhaltensbasierte Komponenten bei der 
Entwicklung transformativer Bildungsstrategien. Zudem 
spielt die Kombination und Integration von Wissenswe-
gen, z.  B. aus traditioneller und moderner Praxis, sowie 

die Anerkennung von vielfältigem Wissen und Traditio-
nen eine wesentliche Rolle.

2. Anthropozän und Gesundheit: Dieser Bereich betrachtet 
das Verständnis für die Zusammenhänge zwischen Anth-
ropozän und menschlicher Gesundheit unter Berücksich-
tigung ihrer vielfältigen Einflussfaktoren und Determi-
nanten und basiert auf einem sozialen und ökologischen 
Ansatz zur Gesundheitsförderung und Krankheitsprä-
vention und -kontrolle.

3. Systemdenken und Komplexität: Ein systembasiertes Ver-
ständnis, das Eigenschaften komplexer adaptiver Systeme 
enthält und anerkennt, ist für die Lernenden im Bereich 
Planetary Health Education wesentlich.

4. Soziale Gerechtigkeit: Basierend auf den Rechten von 
Menschen und Natur sollen systemische Ungleichheiten 
durch die Verwirklichung von Gleichheit und Gerechtig-
keit verhindert werden. Bildungsprozesse müssen struk-
turelle Ungleichheiten anerkennen und zukünftige Fach-
leute sollen gesundheitsförderliche und nachhaltige 
Lebenswelten gestalten können.

5. Aktivismus und Systemwandel: Integrative Beziehungen, 
durchdachte Strategien, effektive Kommunikation und 
Transformationspartnerschaften sollen Aktivismus und 
Systemwandel im Rahmen einer großen Transformation 
ermöglichen.

Abbildung 8.1-1
Die fünf Bereiche des Planetary 
Health Education Frameworks. 
Quelle: WBGU, nach Guzmán 
und Potter, 2021
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kompetenz (Jochem et al., 2023) entspricht dem Leit-
bild des WBGU am ehesten. Umfassende planetare 
Gesundheitskompetenz kann dabei als die Fähigkeit 
verstanden werden, Informationen, die für das Leitbild 
„Gesund leben auf einer gesunden Erde“ von Relevanz 
sind, zu finden, zu verstehen, zu beurteilen und anzu-
wenden und zielt auf ein entsprechendes umwelt-
freundliches, nachhaltiges und gesundheitsförderliches 
Handeln ab (Abb. 8.1-2; Jochem et al., 2023). Umfas-
sende planetare Gesundheitskompetenz vereint beste-
hende Konzepte der Gesundheits-, Nachhaltigkeits-, 
Umwelt- und ökologischen Kompetenz mit Kompeten-
zen zu transformativem Handeln. Individuen und 
Gesellschaften mit umfassender planetarer Gesund-
heitskompetenz treffen gesundheitsförderliche und 
umweltfreundliche Entscheidungen und gestalten ihren 
Alltag entsprechend, z.  B. indem sie gesunde und nach-
haltige Lebensstile durch pflanzenbasierte Ernährung 
(Kap. 4.1) und aktive Mobilität (Kap. 4.2) praktizieren 
(können) und entsprechend helfen, gesundheitsförder-
liche, nachhaltige Verhältnisse zu schaffen. In der Folge 
verhalten sich Individuen und Gesellschaften mit solch 

einer umfassenden Gesundheitskompetenz verantwor-
tungsbewusst und sind bereit, auch selbst Verantwor-
tung (für Gesundheit und Wohlbefinden jetziger und 
künftiger Generationen in intakter natürlicher Umge-
bung) zu übernehmen. Sie entwickeln ihre Kompeten-
zen weiter, indem sie auch kulturelles, indigenes und 
lokales Wissen (Kasten 8.2-2) einbeziehen. Auf diese 
Weise befördern sie konkret die Mobilisierung der 
Zivilgesellschaft und den gesellschaftlichen Wandel hin 
zu einer Verbesserung der Gesundheit von Menschen 
auf einer gesunden Erde.

In Bildungssystemen spiegelt sich diese Vision zudem 
in einem gesamtinstitutionellen Ansatz wider, der 
sowohl auf die Verringerung des ökologischen Fußab-
drucks der Bildungseinrichtungen als auch auf die Ver-
größerung des sozialen Handabdrucks innerhalb der 
Bildungseinrichtungen (und aus diesen heraus) abzielt. 
Eine Bildungsstrategie, die durch Bildung im Sinne des 
Leitbilds „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ auf 
die Stärkung der umfassenden planetaren Gesundheits-
kompetenz ausgerichtet ist, kann somit auch zur erfolg-
reichen Erreichung der Vision „Gesund leben auf einer 
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Abbildung 8.1-2
Planetare Gesundheitskompetenz – ein Modell. Während auf der individuellen Ebene der Fokus auf Wissen und Kompetenzen 
hinsichtlich planetarer Gesundheit liegt, können Individuen und Gesellschaften, die entsprechend verantwortungsbewusst 
handeln, positiv zur Entwicklung gesunder Menschen auf einer gesunden Erde für jetzige und künftige Generationen beitragen. 
Entsprechende Bildungs- und Wissenschaftssysteme, die die Entwicklung von planetarer Gesundheitskompetenz ermöglichen 
und fördern, sind essenziell.
Quelle: Jochem et al., 2023
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gesunden Erde“ führen – für Biodiver sität und Ökosys-
teme und für den Menschen, unter der  Voraussetzung 
der zielgenauen, zeitgerechten Begrenzung der globalen 
Erwärmung auf möglichst unter 1,5°C.

8.1.4
Handlungs- und Forschungsempfehlungen: 
Bildungsstrategie im Sinne des Leitbilds „Gesund 
leben auf einer gesunden Erde“

Es zeigt sich, dass Bildung für nachhaltige Entwicklung, 
die das Leitbild „Gesund leben auf einer gesunden 
Erde“ verfolgt, in den verschiedenen Bildungsberei-
chen in Deutschland noch wenig bzw. unzureichend 
integriert ist. Es gilt daher, diesen Bildungsansatz quan-
titativ und qualitativ weiter zu verankern und dabei 
eine ganzheitliche und umfassende Gesundheitspers-
pektive zu stärken, um das daraus resultierende Poten-
zial für eine flächendeckende Bildungsstrategie im 
Sinne des Leitbilds „Gesund leben auf einer gesunden 
Erde“ zu nutzen.

Für eine Neuausrichtung der Bildung unter dem 
Leitbild „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ 
betrachtet der WBGU folgende zwei Aspekte als essen-
ziell, bei denen Partizipation und Transdisziplinarität 
wesentliche Bestandteile sind: 
1. Wissen, Sichtweisen und Kompetenzen für Gesund-

heit von Umwelt und Mensch lebensbegleitend för-
dern und ermöglichen;

2. Im Sinne eines gesamtinstitutionellen Ansatzes 
Gelegenheit zu nachhaltigem Handeln in den Bil-
dungseinrichtungen geben sowie durch Koopera-
tion im Gemeinwesen die Rolle als Pionier:innen des 
Wandels einnehmen.

Dabei umfasst der Bildungsauftrag in der Breite das 
Verständnis und die Wertschätzung wichtiger Kernele-
mente einer gesunden und nachhaltig gestalteten 
Umwelt. Ein Kernelement ist die Erhaltung und Wie-
derherstellung gesunder Ökosysteme und ihrer Biodi-
versität, letztendlich auch als Voraussetzung für die 
Stabilisierung der natürlichen Lebensgrundlagen des 
Menschen und für ihre nachhaltige Nutzung. Ein weite-
res Kernelement betrifft die Gestaltung der menschen-
gemachten Umwelt, orientiert an Prinzipien der 
Gesundheitsförderung für den Menschen. Ein drittes 
Kernelement umfasst die schonende und gesundheits-
fördernde Nutzung natürlicher Ressourcen und ihre 
Regeneration für die nachhaltige Verfügbarkeit über 
Generationen hinweg.

Nachfolgend genannte Maßnahmen können in einer 
nationalen und internationalen Bildungsstrategie hel-
fen, Bildungs- und Ausbildungslücken hinsichtlich des 
Zusammenhangs von Gesundheit mit dem Zustand 

unserer Umwelt zu schließen und ein aufgrund von 
Verzögerungen der letzten Jahrzehnte erforderliches 
hohes Transformationstempo zu erreichen. Dabei sollte 
die Bildungsstrategie unter dem Leitbild „Gesund leben 
auf einer gesunden Erde“ in den bestehenden Prozess 
zur Verankerung von Bildung für nachhaltige Entwick-
lung in alle Bildungsbereiche einfließen und ihm neuen 
Aufschwung verleihen. Dazu empfiehlt der WBGU, 
Gesundheit als integrales und explizites Handlungsfeld 
im Konzept Bildung für nachhaltige Entwicklung her-
vorzuheben und Bildung als Strategie für gesundes und 
nachhaltiges Verhalten in gesunden und nachhaltigen 
Verhältnissen zu nutzen. Der WBGU unterstützt damit 
auch das in der Zukunftsstrategie der Bundesregierung 
formulierte Vorhaben, Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung in allen Bildungsbereichen strukturell zu ver-
ankern, um das Nachhaltigkeitsbewusstsein der Gesell-
schaft sowie Wissen und Gestaltungskompetenz zur 
Förderung einer nachhaltigen Entwicklung zu stärken 
(BMBF, 2022b).

8.1.4.1
Handlungsempfehlungen für eine 
flächendeckende Bildungsstrategie im Sinne des 
Leitbilds „Gesund leben auf einer gesunden Erde“
Die zeitnahe Etablierung flächendeckender Strategien 
von der frühkindlichen und Schulbildung bis zu Fort-
bildungsangeboten für lebensbegleitendes Lernen 
durch Bildung für nachhaltige Entwicklung dient der 
wechselseitigen Stärkung der Gesundheit von Arten, 
Ökosystemen und Mensch. Übergreifende planetare 
Gesundheitskompetenz verbunden mit Wissen um und 
hoher Wertschätzung für natürliche Lebensgrundlagen 
sowie ökosystemare und planetare Funktionszusam-
menhänge sollte als Ziel in bestehende und künftige 
Bildungspläne über alle Alters- und Zielgruppen hin-
weg aufgenommen werden.

Der WBGU empfiehlt:
1. Das Leitbild „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ 

in der Bildung flächendeckend verankern: Das Leit-
bild „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ mit 
entsprechenden Bildungskonzepten sollte ein über-
greifendes Leitbild an allen Bildungseinrichtungen 
darstellen. Kita- und Kindergartenkinder, Schü-
ler:innen sowie Studierende sollten Nachhaltig-
keitsstrategien in ihren Bildungseinrichtungen 
praktizieren und reflektieren können, sowie den 
Transformationsansatz als Botschafter:innen in ihre 
soziale und private Umgebung tragen.

2. Fächerübergreifende Curricula entwickeln: Für alle 
schulischen Bildungsstufen sollten fächerübergrei-
fende Curricula entwickelt werden, die grundle-
gende gesellschaftliche Fähigkeiten für den Umgang 
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mit den natürlichen Lebensgrundlagen ermögli-
chen. Orientierung dafür ist die Erhaltung natür-
licher Funktionszusammenhänge (d.  h. die Erhal-
tung der Gesundheit von Menschen, anderen Arten, 
Ökosystemen und Planet).

3. Aus- und Fortbildung von (Lehr-)Personal ermögli-
chen: Die beschleunigte Umsetzung einer Bildungs-
strategie unter dem Leitbild „Gesund leben auf einer 
gesunden Erde“ erfordert die verpflichtende und 
zielorientierte Aus- und Fortbildung des (Lehr-)Per-
sonals in der frühkindlichen Bildung, in allen Schul-
stufen und der beruflichen und Hochschulbildung 
sowie in der Erwachsenenbildung. Dies beinhaltet 
die Entwicklung und organisatorische Verankerung 
von Fortbildungsangeboten für Bildung für nach-
haltige Entwicklung unter Einschluss der Perspek-
tive umfassender planetarer Gesundheit (Erhaltung 
und Wiederherstellung der Gesundheit von Öko-
systemen und Planet), orientiert am Transformati-
onsbedarf der Gesellschaft mit Blick auf das Einhal-
ten der Klimaziele, Biodiversitätsziele und medizi-
nischen Gesundheitsziele. Im Bereich frühkindli-
cher Bildung ist die Fortbildung arbeitsvertraglich 
als verpflichtend zu verankern und entsprechend 
zu finanzieren. In schulischen Curricula sind Räume 
für die Auseinandersetzung mit diesem Ansatz vor-
zusehen. Über Zielvereinbarungen mit Hochschu-
len kann erreicht werden, allen Studiengängen die 
Auseinandersetzung mit dem Leitbild Nachhaltig-
keit unter besonderer Beachtung der Perspektive 
planetarer Gesundheit aufzugeben.

4. Interdisziplinarität fördern und unterschiedliche Wis-
sensformen zusammenführen: Gerade interdiszipli-
näre und gesellschaftspolitisch hochaktuelle Lern-
bereiche wie Bildung für nachhaltige Entwicklung 
und planetare Gesundheit bieten sich für modu-
lar organisierte Projektwochen an. Der kurzfris-
tige Aufbau einer Grund- und Fortbildung für Leh-
rende und Lernende zu Themen der umfassenden 
planetaren Gesundheit sollte zeitnah zunächst in 
den Berufsfeldern, die mit der jetzt erforderlichen 
raschen und großskaligen gesellschaftlichen Trans-
formation betraut sind, von Natur- und Ingenieurs-
fächern bis zu Wirtschafts-, Sozial und Politikwis-
senschaften, umgesetzt werden.

5. Nutzung und Weiterentwicklung von Fortbildungs-
konzepten und Bildungsangeboten fördern: Bereits 
ausgewiesene Fortbildungskonzepte zu Bildung für 
nachhaltige Entwicklung sind im Sinne des Leitbilds 
„Gesund leben auf einer gesunden Erde“ zu nutzen. 
Dazu ist ein Förderungsprogramm zu entwickeln, 
das kommunalen und zivilgesellschaftlichen Trägern 
derartiger Bildungsangebote eine kurzfristige Wei-
terentwicklung ihrer Angebote ermöglicht.

6. Materialien zur Verbreitung des Leitbilds „Gesund 
leben auf einer gesunden Erde“ zur Verfügung stel-
len: Die Auseinandersetzung mit dem Leitbild 
„Gesund leben auf einer gesunden Erde“ ist der 
Bevölkerung in der Breite zu ermöglichen. Dazu sol-
len den anerkannten Trägern der Erwachsenenbil-
dung, beruflichen Fortbildungsveranstaltungen und 
zivilgesellschaftlichen Initiativen zeitnah Materia-
lien zur Verfügung gestellt werden, die eine Integ-
ration des Leitbilds in ihre jeweilige Arbeit fördern.

7. Gesamtinstitutionellen Ansatz unter dem Leit-
bild „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ stär-
ken: Bildungseinrichtungen, Betriebe, Organisa-
tionen und Institutionen sind aufgefordert, einen 
gesamtinstitutionellen Ansatz unter Einschluss des 
Leitbilds „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ 
zugrunde zu legen und so auch in das Gemeinwesen 
hineinzuwirken. Bildung sollte auch das Handeln 
in den Bereichen nachhaltige Verpflegung, Infra-
struktur, Berufsausübung, Gesundheit für Mensch 
und Natur sowie partizipative Governance umfas-
sen. Kommunen kommt in diesem Zusammenhang 
eine zentrale Rolle als Partnerinnen dieser Prozesse 
zu (NP BNE, 2021).

8. Europäischen Bildungsraum fördern, transregionale 
Bildungskooperation ausbauen: Deutschland sollte 
die genannten Maßnahmen der Bildungsstrategie 
umsetzen. Gleichzeitig sollte das Leitbild Bildung im 
Sinne des Leitbilds „Gesund leben auf einer gesun-
den Erde“ sowohl in den Standardisierungsprozes-
sen der Europäischen Union (EU) zum Angleichen 
der nationalen Bildungssysteme, als auch in multi-
lateralen Foren wie der UNESCO zum internationa-
len Diskurs gestellt werden und auf ein Aufgreifen 
in anderen national organisierten Bildungssystemen 
hingewirkt werden.

8.1.4.2
Handlungsempfehlungen mit Fokus auf 
Gesundheitsfachkräfte als Multiplikator:innen für 
die Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“
Gesundheitsfachkräfte haben eine zentrale Rolle, die 
Aspekte des Leitbilds „Gesund leben auf einer gesun-
den Erde“ in die Gesellschaft zu transportieren. Dies 
führt zu speziellen Anforderungen an das betreffende 
Bildungssystem, aber einige Bildungskonzepte und Ini-
tiativen sind bereits vorhanden (Kap. 8.1.2). Um 
Gesundheitsfachkräfte in ihrer Rolle als Multiplika-
tor:innen für das Leitbild „Gesund leben auf einer 
gesunden Erde“ zu befähigen, empfiehlt der WBGU:

1. Aus-, Fort- und Weiterbildung von Gesundheits-
fachkräften um Bildung für planetare Gesundheit 
zu erweitern: In der Aus-, Fort- und Weiterbildung 

       
       

       
       

       
       

       
       

 

ENTWURF



8 Bildung und Wissenschaft

324

von Gesundheitsfachkräften aller Bereiche und aller 
Fachrichtungen sollte Bildung für planetare Gesund-
heit integriert werden mit dem expliziten Ziel, die 
umfassende planetare Gesundheitskompetenz von 
Gesundheitsfachkräften zu stärken und transforma-
tive Handlungskompetenzen auszubilden. Relevante 
Zielgruppen sind dabei sämtliche Gesundheitsfach-
kräfte, z.  B. Mediziner:innen, Zahnmediziner:innen, 
Pharmazeut:innen, Public-Health-Expert:innen, 
Pflegekräfte, Hebammen, Ernährungsberater:innen 
und Physiotherapeut:innen. Ansätze wie beispiels-
weise die „Klimasprechstunde“ und eine klimasen-
sible Gesundheitsberatung (Kap. 6.4.2.2) sollten 
das Ziel verfolgen, zu einer umfassenden planetaren 
Gesundheitskompetenz der Patient:innen beizutra-
gen und dadurch auch die Patient:innenedukation 
zu verbessern.

2. Relevanz einzelner Berufsgruppen für die Vermitt-
lung des Leitbilds „Gesund leben auf einer gesun-
den Erde“ erkennen und fördern: In entsprechen-
den Studiengängen sollten relevante Lehrinhalte 
aus den Bildungskonzepten Bildung für nachhaltige 
Entwicklung und Bildung für planetare Gesund-
heit curricular verankert werden. Dabei sollten die 
Unterschiede zwischen den verschiedenen oben 
genannten Berufsgruppen, deren Aus-, Fort- und 
Weiterbildungsprogramme für die Vermittlung des 
Leitbilds „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ 
berücksichtigt werden. Fortbildungsangebote für 
Gesundheitsfachkräfte, z.  B. zur Anwendung der 
„Klimasprechstunde“ (Kap. 6.4.2.2), sollten ver-
mehrt zur Verfügung stehen. Ein Fokus kann dar-
über hinaus auf dem öffentlichen Gesundheits-
dienst liegen, der eine umfassende Gesundheitsbil-
dung an die Bevölkerung vermitteln kann. Als wei-
tere Fokusgruppe können Hebammen dienen, die 
Familien in einer sensiblen Lebensphase eng beglei-
ten und darüber auf eine umfassende planetare 
Gesundheitskompetenz der Eltern einwirken kön-
nen. Auch Ernährungs- und Diabetesberater:innen 
können die Ernährungsgewohnheiten ihrer Pati-
ent:innen durch umfassendes Wissen, z.  B. hinsicht-
lich der Vorteile einer überwiegend pflanzenbasier-
ten Ernährung (Kap. 4.1), positiv beeinflussen. 
Ähnliches gilt für Physiotherapeut:innen, die über 
Wissensvermittlung und Kompetenzstärkung hin-
sichtlich aktiver Mobilität (Kap. 4.2) die Gesund-
heit ihrer Patient:innen fördern können. Auch Pfle-
gekräfte sollten dahingehend aus- und fortgebil-
det werden, dass sie Aspekte einer umfassenden 
Gesundheitskompetenz in ihrem häufig sehr engen 
und teils langen Kontakt mit Patient:innen vermit-
teln können.

8.1.4.3
Forschungsempfehlungen
Ergänzend zu den genannten  Handlungsempfehlungen 
spricht der WBGU folgende Forschungsempfehlungen 
aus:
1. Inter- und transdisziplinäre Forschungsprojekte för-

dern: Angesichts der deutlich steigenden Dringlich-
keit der kombinierten Krisen können in inter- und 
transdisziplinären Forschungsprojekten Bildungs- 
und Umsetzungsoptionen entwickelt werden, wie 
beschleunigtes Handeln im Bereich umfassenden 
Gesundheitsschutzes gelingen kann. Hierfür soll-
ten relevante Disziplinen und Akteure zusammen-
geführt werden, um zeitoptimierte Strategien für 
das Zusammenwirken verschiedener Handlungs-
felder zu entwickeln. So können Marktmechanis-
men kombiniert mit ordnungspolitischen Maß-
nahmen und rechtlichen Rahmensetzungen rasche 
Umsetzung bewirken. Begleitend sollte Forschung 
etabliert bzw. gestärkt werden, die die Umsetzung 
und Effektivität von Bildung im Sinne des Leitbilds 
„Gesund leben auf einer gesunden Erde“ unter-
sucht.

2. Förderung von weiteren Forschungsprogrammen für 
Lehrkräftebildung: Anknüpfung an das auslaufende 
Forschungsprogramm „Qualitätsoffensive Lehrkräf-
tebildung“ des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung (BMBF) mit einer neuen Förderphase für 
Projekte zum Thema Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung, die Gesundheit im weit verstandenen 
Sinne unter dem Leitbild „Gesund leben auf einer 
gesunden Erde“ explizit mit adressieren.

3. Nachhaltigkeitsaspekte in Gesundheitsforschung 
verankern: Künftige Studien und Forschungsvorha-
ben im Gesundheitsbereich sollten um Nachhaltig-
keitsaspekte erweitert werden. Beispielsweise soll-
ten bei künftigen Studien und Forschungsvorha-
ben, die Themen wie Ernährung oder Bewegungs-
förderung aus primär gesundheitlicher Perspektive 
adressieren, explizite Aspekte für Mehrgewinne 
für Umwelt und nachhaltige Entwicklung integriert 
werden.

4. Umfassende planetare Gesundheitskompetenz 
untersuchen: Planetare Gesundheitskompetenz bei 
Gesundheitsfachkräften sowie bei anderen Multi-
plikator:innen sollte erhoben, durch gezielte Maß-
nahmen gesteigert und die Effektivität dieser Maß-
nahmen evaluiert werden. Hierzu gehört z.  B. die 
Erhebung des Status quo von umfassender pla-
netarer Gesundheitskompetenz von Gesundheits-
fachkräften, die Durchführung von Maßnahmen 
zur Steigerung der planetaren Gesundheitskompe-
tenz sowie die Untersuchung der Effektivität sol-
cher Maßnahmen (mit möglichen Outcomes wie 
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dem Level der planetaren Gesundheitskompetenz, 
Lebensqualität, Wohlbefinden, Gesundheit, Ernäh-
rungs- und Bewegungsverhalten usw.).

8.2
Wissenschaft und Wissenschaftsförderung

Wissenschaft, wie sie sich seit der Aufklärung in Europa 
im 18. Jahrhundert entwickelt und sukzessive in Gesell-
schaften aller Kontinente Fuß gefasst hat, agiert seit 
jeher als zentraler Motor von gesellschaftlichem Fort-
schritt und Veränderung. Hierbei ist sie Urheberin von 
technologischen, institutionellen oder sozialen Innova-
tionen, ermöglicht das grundlegende, systematische 
Erforschen von Zusammenhängen, agiert als histori-
sches Gedächtnis und ethische Reflexionsfläche von 
Gesellschaften und bietet Räume für den wissenschaft-
lich basierten und informierten Diskurs. Neben der For-
schung und Lehre gehören Politikberatung, wissen-
schaftliche Nachwuchsförderung und der Austausch 
mit der breiten Öffentlichkeit zu den Aufgaben der 
Wissenschaft. Im Umgang mit globalen Herausforde-
rungen übernimmt Wissenschaft zusätzlich die zentrale 
Rolle, über wissenschaftsdiplomatische Bemühungen 
transnationale Kooperation zu ermöglichen, wenn diese 
auf staatlicher Ebene aus politischen Erwägungen her-
aus nicht oder nur eingeschränkt möglich ist, wie etwa 
in Zeiten geopolitischer Spannungen.

Entsprechend wird ihr auch in der Bewältigung der 
großen Krisen des 21.  Jahrhunderts, der Nachhaltig-
keitstransformationen und dem hier formulierten Leit-
bild „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ eine zen-
trale Rolle beigemessen. Bereits das als „Agenda 21“ 
bekannte Aktionsprogramm für nachhaltige Entwick-
lung, das 1992 auf dem Erdgipfel von Rio verabschie-
det wurde, formulierte diese Erwartung. Die 2015 auf 
Ebene der Vereinten Nationen von der Weltgemein-
schaft gemeinsam beschlossene Agenda 2030 und ihre 
17 Ziele für nachhaltige Entwicklung sowie das im glei-
chen Jahr verabschiedete Pariser Klimaübereinkommen 
formulieren vergleichbare Erwartungen an Wissen-
schaft und Wissenschaftspolitik.

Die Wissenschaftssysteme unterscheiden sich global 
jedoch substanziell in Bezug auf ihre finanzielle und 
personelle Ausstattung, ihre disziplinäre, inter- bzw. 
transdisziplinäre Organisation, ihre Anwendungsorien-
tierung und die Bedeutung, die der Grundlagenfor-
schung entgegengebracht wird sowie hinsichtlich der 
Forschungsinfrastrukturen (z.  B. Labore, Forschungs-
schiffe usw.), ihrer Internationalität und dem transna-
tionalen Kooperationsverhalten. Allen Wissenschafts-
systemen gemein ist erstens ihre weitestgehend natio-
nale Organisation und Finanzierung und zweitens ihre 

historisch gewachsenen Strukturen, die internationale 
Kooperationen, Sprachgebrauch, disziplinäre Kulturen 
und wissenschaftliche Themensetzungen (mit entspre-
chenden Auswirkungen auf öffentliche Diskursgestal-
tung) auch in die Zukunft hinein mitprägen. Bezüglich 
Themensetzung und disziplinärer Zusammensetzung 
offenbarte jüngst die COVID-19-Pandemie signifikante 
Leerstellen im Umgang mit umweltwandelbedingten 
Gesundheitsrisiken in den Wissenschafts- und Innova-
tionssystemen weltweit.

So verweist die Agenda 2030 mit SDG 9 auf die Not-
wendigkeit, einen Beitrag zu engagiertem Handeln für 
eine Transformation zur Nachhaltigkeit zu leisten, die 
die Gesundheit von Mensch und Natur langfristig 
sicherstellt, indem die zunehmende Verankerung einer 
Wissenschaft für gesellschaftliche Zukunftsgestaltung 
im globalen Maßstab gefördert wird. Dies umfasst For-
schung, Beratung, Bildung und Nachwuchsförderung in 
Kooperation von Natur-, Sozial- und Geisteswissen-
schaften und unter Einbezug der Breite der Gesellschaf-
ten weltweit. Hierbei ist die Unterfinanzierung von 
Wissenschaft im Gesundheitsbereich schon seit den 
1990er Jahren wiederholt Thema (Randolph und 
Bloom, 1990). Durch die rapide Zunahme von Gesund-
heitsrisiken, die im direkten Zusammenspiel von 
Mensch und Natur entstehen, sind darüber hinaus auch 
wissenschaftspolitische Diskussionen zur Erforschung 
des Umwelt-Gesundheits-Nexus dringend notwendig 
(Kickbusch et al., 2022; Taylor et al., 2022).

Das vorliegende Kapitel befasst sich mit der Wissen-
schaftsförderlandschaft sowie der Organisation und 
dem Praktizieren von Wissenschaft. Es geht insbeson-
dere um ihre strukturelle Aufstellung, um zunehmen-
den umwelt- und klimawandelbedingten Gesundheits-
risiken entgegenzutreten und Wissenschaftssysteme 
weltweit besser für die Erforschung und den Umgang 
mit Gesundheitsrisiken aufgrund von Umweltwandel 
und menschlichem Verhalten aufzustellen. Der erste 
Teil des Kapitels beleuchtet den Status quo und zeigt 
persistente Fehlstellungen auf, unter anderem im 
Bereich der Forschungsförderung. Es wird aufgezeigt, 
dass eine grundlegende Diskrepanz zwischen der wis-
senschaftlichen Wissensproduktion zu Umwelt- und 
Gesundheitsrisiken und der tatsächlichen Verteilung 
dieser Risiken besteht. Die Kombination von unzurei-
chender finanzieller Ausstattung und historisch 
gewachsenen Pfadabhängigkeiten in Bezug auf materi-
elle und immaterielle Wissenschaftsinfrastrukturen hat 
unter anderem dazu geführt, dass gerade die Länder, 
die besonders von Umwelt- und Gesundheitsrisiken 
betroffen sind, wenig Forschungskapazität haben und 
global gesehen wenig Gehör finden. Der resultierende 
Mangel an kontextspezifischer Forschung, u.  a. auch an 
den Schnittstellen von Umweltveränderungen und 
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menschlicher Gesundheit, wirkt sich wiederum auf 
politische und gesellschaftliche Entscheidungsfin-
dungsprozesse aus und stellt damit eine maßgebliche 
Einschränkung des transformativen Potenzials der Wis-
senschaft dar.

Im zweiten Teil des Kapitels werden Maßnahmen 
diskutiert, die darauf abzielen, diese Gemengelage zu 
überwinden. Es werden Handlungsmöglichkeiten auf 
nationaler und multilateraler Ebene aufgezeigt, die sich 
primär an Akteure der Forschungspolitik richten, aber 
auch den Akteuren innerhalb der Wissenschaftssys-
teme selbst als Reformanstoß dienen können.

8.2.1
Finanzstruktur: Global, Europäische Union und 
Deutschland

In den meisten Ländern weltweit, wie auch im globalen 
Durchschnitt, entsprechen öffentliche und private 
Investitionen in die Wissenschaft nicht den Herausfor-
derungen der notwendigen Transformationsprozesse 
zur Nachhaltigkeit (Abb. 8.2-1). So betrugen im Jahr 
2020 die Bruttoinlandsaufwendungen für Forschung 
und Entwicklung (Gross Domestic Expenditure on R&D, 
GERD) weltweit im Schnitt 2,63  % des Bruttoinlands-
produktes (BIP; UIS, 2022b). Dies umfasst öffentliche 
und private Investitionen in Forschung und Entwick-
lung und die Förderbereiche Grundlagenforschung, 
angewandte Forschung und experimentelle Entwick-
lungsprojekte in der öffentlich und privatwirtschaftlich 

organisierten Wissenschaft, tertiärer Bildung und zivil-
gesellschaftlichen Organisationen.

Diese 2,63  % sind zudem global sehr unterschiedlich 
verteilt: Es bestehen signifikante Unterschiede zwi-
schen Ländern unterschiedlicher Einkommensgruppen. 
So betrugen die Ausgaben für Forschung und Entwick-
lung im Jahr 2020 in Hocheinkommensländern im 
Schnitt 2,74  % des BIP, in Ländern mittleren Einkom-
mens 1,30  % und in Niedrigeinkommensländern 0,2–
0,5  % des BIP (UIS, 2022c; Abb. 8.2-2). Hierbei ist zu 
bedenken, dass das Mobilisieren privater Mittel – 
zusätzlich zur öffentlichen Finanzierung von Wissen-
schaft – in Hoch- und Mitteleinkommensländern in 
sehr viel umfangreicherem Ausmaß gelingt (UNESCO, 
2015: 64). Mit Ausnahme Chinas investieren selbst die 
Länder der BRICS-Staatengruppe (Brasilien, Russland, 
Indien, China, Südafrika) und zahlreiche regionale 
Großmächte wie Indonesien und Nigeria vergleichs-
weise wenig in ihre Wissenschaft (Tab. 8.2-1).

Auffallend ist auch, dass wenig Progression erkenn-
bar ist. Global gesehen ist zwar ein positiver Trend zu 
verzeichnen: von 1,69  % in 2015 stieg die Summe der 
öffentlichen und privaten Ausgaben für Forschung und 
Entwicklung auf 1,93  % im Jahr 2020 (UIS, 2022a). Die 
Progression geht jedoch auf Länder mittleren und 
hohen Einkommens zurück. In Niedrigeinkommenslän-
dern wird weiterhin verhältnismäßig wenig in For-
schung und Entwicklung investiert, wobei in Ländern 
der untersten Einkommensklasse in diesem Zeitraum 
sogar ein stetiger Rückgang der Ausgaben für Forschung 
und Entwicklung zu verzeichnen war (Abb. 8.2-2). 

Abbildung 8.2-1
Ausgaben für Forschung und Entwicklung in Prozent des Bruttoinlandsprodukts, 2018 oder letztes verfügbares Jahr. 
Quelle: Our World in Data, 2022, basierend auf Daten des UNESCO Institute for Statistics (UIS)
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Abgesehen davon, dass in Niedrigeinkommensländern 
im Verhältnis zum BIP weniger in Forschung und Ent-
wicklung investiert wird, sind die absoluten Investiti-
onsbeträge natürlich auch viel kleiner als in Hochein-
kommensländern, in denen das BIP deutlich größer ist. 
Im Pro-Kopf-Verhältnis sind in Niedrigeinkommenslän-
dern entsprechend 26-mal weniger Wissenschaftler:in-
nen beschäftigt als in Hocheinkommensländern (UIS, 
2022a) und sie verfügen über weniger Forschungsinfra-
struktur, wie Labore und Zugang zu wissenschaftlicher 
Fachliteratur (UNESCO, 2021).

Hierbei ist auch zu vermerken, dass eine Reihe von 
Ländern hinter ihren selbst formulierten Zielsetzungen 
zurückbleibt. Die EU hatte sich z.  B. das Ziel gesetzt, 
bereits 2010 insgesamt 3  % des BIP in Forschung und 
Entwicklung zu investieren (Albu, 2011). Doch auch 
2020 erreichten nur fünf Länder dieses Ziel – darunter 
Deutschland mit 3,1  % (Eurostat, 2021). Ähnlich sieht 
es in der Afrikanischen Union aus: bisher hat keines der 
Länder das für 2010 angestrebte 1  %-Ziel erreicht. Süd-
afrika und Kenia kommen ihm mit 0,8  % am nächsten 
(UNECA, 2022). Das ist insofern problematisch, da 
öffentliche Investitionen in Forschung und Entwick-
lung einen grundlegenden Hebel darstellen, wie Staa-
ten Innovationen in den für ihre Nachhaltigkeitstrans-
formationen maßgeblichen Bereichen fördern können. 
Wissenschaft stellt hierbei eine wichtige Grundlage für 

die Förderung der nationalen Innovationssysteme dar, 
die wiederum eine grundlegende Bedeutung in der 
Mobilisierung privater Mittel für Nachhaltigkeitstrans-
formationen einnehmen. Entlang der Vision „Gesund 
leben auf einer gesunden Erde“ gilt es somit, zum einen 
den Ausbau von Wissenschaftssystemen an den Schnitt-
stellen von Umweltveränderungen und menschlicher 
Gesundheit zu stärken, zum anderen im Sinne transre-
gionaler Kooperation für gesunde Zukünfte die Diskre-
panzen zwischen national organisierten Wissens- und 
Innovationssystemen abzubauen.

Betrachtet man die Ausgaben für Forschung und 
Entwicklung aus ausschließlich öffentlicher Hand, also 
solche, die direkt auf Regierungsentscheidungen 
zurückgehen, ergibt sich beispielsweise in der EU fol-
gendes Bild: im Jahr 2021 entsprachen die öffentlichen 
Ausgaben für Forschung und Entwicklung lediglich 
0,75  % des BIP, wobei Deutschland die höchsten und 
Rumänien die niedrigsten Investitionen tätigten (Euro-
stat, 2022). Auch in anderen Hocheinkommensländern 
wie den USA und Südkorea fielen diese öffentlichen 
Investitionen nicht maßgeblich höher aus (Abb. 8.2-3). 
Zwischen 2011 und 2021 wiesen nur wenige Hochein-
kommensländer einen signifikanten Anstieg der öffent-
lichen Ausgaben für Forschung und Entwicklung auf, 
darunter Deutschland (von 0,88  % auf 1,10  % des BIP), 
Südkorea (1,07–1,33  %) und Griechenland (0,32–

Abbildung 8.2-3
Entwicklung der öffentlichen 
Ausgaben für Forschung und 
Entwicklung im Verhältnis zum 
Bruttoinlandsprodukt in ausge-
wählten Ländern.
Quelle: WBGU, nach Eurostat, 
2022
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Abbildung 8.2-2
Ausgaben für Forschung und 
Entwicklung nach Länderein-
kommensgruppen in Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts.
Quelle: WBGU, nach UIS, 2022a
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0,89  %). Im Verhältnis zum BIP blieben die entspre-
chenden Ausgaben in den USA konstant und auch in 
der EU stiegen sie lediglich von 0,72  % auf 0,75  %, was 
auch daran liegt, dass die Investitionen in einigen EU-
Ländern sanken (Eurostat, 2022). Aus Ländern mit 
niedrigem und mittlerem Einkommen mangelt es an 
vergleichbaren Daten. Aus den Daten zur Summe der 
öffentlichen und privaten Ausgaben für Forschung und 
Entwicklung aus Ländern mit niedrigem und mittlerem 
Einkommen lässt sich jedoch plausibel schließen, dass 
die öffentlichen Ausgaben für Forschung und Entwick-
lung in Ländern mit niedrigem und mittlerem Einkom-
men grundsätzlich noch deutlich geringer ausfallen als 
in Ländern mit hohem Einkommen.

Dieses enorme Gefälle in der finanziellen Ausstat-
tung reproduziert Abhängigkeiten zwischen Wissen-
schaftssystemen, was sich negativ darauf auswirkt, wie 
gut zu entwickelnde Wissensbestände zu lokalen Gege-
benheiten passen. Bedingt durch die geringen nationa-
len Investitionen in Forschung und Entwicklung, ist die 
Wissenschaft zahlreicher Länder mittleren und niedri-
gen Einkommens in außerordentlichem Maße von 
internationaler Förderung abhängig. Diese Förderung 
geht dabei größtenteils auf Akteure aus Hocheinkom-

mensländern zurück, darunter etwa die EU-Kommis-
sion, nationale Wissenschaftsfördernde oder Vertre-
ter:innen der auswärtigen Kulturpolitik sowie Stiftun-
gen. Diese Gemengelage wird aus mehreren Gründen 
vielfach kritisiert: Zum einen, weil das Agendasetting in 
Geberhand liegt und Länder mit niedrigem und mittle-
rem Einkommen kaum einen Hebel zur Mitbestimmung 
einer Forschungsagenda nach eigenen Prioritäten 
haben. Zum anderen, weil Fördermittel zur Kooperation 
zwischen Ländern mit hohem Einkommen und Ländern 
mit niedrigem und mittlerem Einkommen oft größten-
teils Einrichtungen in Ländern mit hohem Einkommen 
zugutekommen, wodurch entsprechend wenig institu-
tioneller Kapazitätsaufbau in Ländern mit niedrigem 
und mittlerem Einkommen stattfindet. Auch zeigen 
Studien, dass die Kooperationsbeziehungen in transre-
gionalen Projekten häufig von Ungleichheit geprägt 
sind. Wissenschaftliche Institutionen aus den Ländern, 
aus denen die Förderung kommt, übernehmen häufig 
eine stärkere Rolle im Definieren der wissenschaftli-
chen Agenda. Entscheidungsbefugnisse im Einsatz von 
Personal- und Finanzressourcen liegen meist vorrangig 
bei Vertreter:innen der Institutionen aus Hocheinkom-
mensländern. Dies spiegelt sich auch im Publikations-

Tabelle 8.2-1
Ausgaben für Forschung und Entwicklung ausgewählter Länder.
Quelle: UIS, 2022c

Land Ausgaben für Forschung und Ent-
wicklung in % des Bruttoinlands-
produkts

Jahr, aus dem die Daten stammen

Israel 5,44 2020

Südkorea 4,81 2020

Schweden 3,53 2020

USA 3,45 2020

Japan 3,26 2020

Deutschland 3,14 2020

China 2,4 2020

UK 1,71 2019

Brasilien 1,21 2019

Russland 1,10 2020

Indien 0,68 2018

Südafrika 0,62 2019

Indonesien 0,28 2020

Usbekistan 0,14 2020

Nigeria 0,13 2007 
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verhalten wider. Erstautor:innenschaften liegen meist 
überproportional zum regionalen Forschungsfokus bei 
Wissenschaftler:innen von Institutionen aus den för-
dernden Ländern (Besson, 2022; Boshoff, 2009; Erondu 
et al., 2021; Kok et al., 2012; Okeke, 2021; Hornidge et 
al., 2023; Partelow et al., 2020).

Neben dem Gefälle zwischen Ländern unterschied-
licher Einkommensgruppen, besteht auch weiterhin 
eine deutliche Unterfinanzierung sozialwissenschaftli-
cher Forschung. Dieses Ungleichgewicht lässt sich am 
Beispiel von Forschung zum Klimawandel verdeutli-
chen: Von 1990–2018 entfiel auf natur- und technik-
wissenschaftliche Klimaforschung 770  % mehr Förde-
rung als auf sozial- und geisteswissenschaftliche For-
schung und lediglich 5,21  % der gesamten Klimafor-
schungsförderung in diesem Zeitraum wurde für 
sozialwissenschaftliche Forschung zur Minderung des 
Klimawandels aufgebracht (Overland und Sovacool, 
2020). Dies liegt teilweise in den unterschiedlichen 
Kosten der experimentellen Forschung begründet, die 
in den Natur- und Technikwissenschaften oft beson-
ders hoch ausfallen. Dennoch verstärkt dieser Umstand 
die Schieflage, dass zwar unser Verständnis über die 
Ursachen und Wirkungen des Klimawandels deutlich 
gestiegen ist und bereits zahlreiche technologische 
Minderungslösungen identifiziert wurden (und weiter-
hin identifiziert werden sollten), es jedoch nach wie vor 
schlecht um die Umsetzung der dringend nötigen 
gesamtgesellschaftlichen Transformation bestellt ist.

Betrachtet man das thematische Portfolio der deut-
schen Förderlandschaft, ist zwar eine Vielfalt an För-

derlinien zu Umwelt oder Gesundheit vorhanden, zum 
Umwelt-Gesundheits-Nexus und den in ihm ruhenden 
künftigen Risiken jedoch verhältnismäßig wenig. Zwar 
wird diese Schnittstelle in letzter Zeit vermehrt ins Zen-
trum von Ausschreibungen gestellt (Kasten 8.2-1), 
angesichts der Vielfalt und Breite des Themen- und 
Problemportfolios ist die systematische wissenschaftli-
che Befassung jedoch bei weitem noch nicht ausrei-
chend. Es fehlen Förderprogramme und -bekanntma-
chungen, die konkret die Schnittstelle zwischen 
Gesundheit und Umwelt, z.  B. im Kontext von Ernäh-
rung, Mobilität, oder Wohnen, in den Blick nehmen. 
Auch gibt es kaum Förderprogramme, die sich gleicher-
maßen an Natur-, Gesundheits-, Sozial- und Kulturwis-
senschaften richten. Der Entwurf der Zukunftsstrategie 
Forschung und Innovation (BMBF, 2022b) aus dem 
Oktober 2022 deutet jedoch darauf hin, dass diese 
Schwachstelle erkannt wurde und die Bundesregierung 
bestrebt ist, Forschung zum Umwelt-Gesundheits-
Nexus voranzutreiben. Auch die geplante Weiterent-
wicklung der seit 2009 existierenden Nationalen For-
schungsplattform Zoonosen (mit Beteiligung des BMBF, 
des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirt-
schaft (BMEL), des Bundesministeriums für Gesundheit 
(BMG) und seit 2016 des Bundesministeriums der Ver-
teidigung (BMVg)), zu einer Forschungsplattform für 
One Health (mit zusätzlicher Beteiligung des Bundes-
ministeriums für Umwelt, Naturschutz, nukleare 
Sicherheit und Verbraucherschutz (BMUV) und des 
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung (BMZ)) ist ein Zeichen, dass in 

Kasten 8.2-1

Aktuelle Beispiele ministerieller 
Forschungsförderung zum Umwelt-Gesundheits-
Nexus in Deutschland

Interventionsstudien für gesunde und nachhaltige 
Lebensbedingungen und Lebensweisen (BMBF)
Diese Fördermaßnahme greift konkret die Fragen auf, die 
der WBGU in seinem Impulspapier zu planetarer Gesundheit 
(WBGU, 2022) stellt: Wie können unsere Gesellschaften so 
gestaltet werden, dass gesundheitsförderliche und nachhal-
tige Lebensbedingungen für alle möglich werden? Wie sehen 
die spezifischen Herausforderungen für vulnerable Gruppen 
aus? Das BMBF hebt als Ziel der Fördermaßnahme hervor, 
„Evidenz für wirksame Maßnahmen zu einer grundlegenden 
gesellschaftlichen Transformation in Richtung gesundheits-
förderlicher sowie ökologisch nachhaltiger und sozial gerech-
ter Lebensbedingungen und Lebensweisen zu generieren. Die 
Maßnahmen sollen dazu beitragen, gesellschaftlichen und 
umweltbedingten Gesundheitsschäden vorzubeugen und faire 
Lebensumwelten für ausreichende Bewegung und gesund-
heitsförderliche Ernährung zu schaffen“ (BMBF, 2022d).

Ökologische Nachhaltigkeit im ambulanten Gesund-
heitswesen (BMG)
Diese Förderbekanntmachung zielt darauf ab, Einrichtungen 
des ambulanten Gesundheits- und Pflegesystems (wie Arzt-
praxen, Apotheken und ambulante Pflegeeinrichtungen) 
durch die Entwicklung von Ansätzen zur Verbesserung ihrer 
Ressourceneffizienz und Nachhaltigkeit zu unterstützen. 
Als relevante Bereiche des Ressourceneinsatzes werden u.  a. 
Gebäude, Energieversorgung, Transport, Hygiene, Speisen-
versorgung und Abfall angeführt (BMG, 2022).

Erforschung der Zusammenhänge zwischen Biodiversi-
tät und menschlicher Gesundheit (BMBF)
Im Kontext dieser Fördermaßnahmen sollen interdisziplinäre 
Forschungsprojekte gefördert werden, die sich mit einem 
oder mehreren der folgenden Themen auseinandersetzen: 
Integrität von Gewässer- oder Bodenökosystemen; Gesund-
heitsgefahren durch Zoonosen; Agrobiodiversität; nicht über-
tragbare Krankheiten; Stadt- und Landschaftsentwicklung 
und psychische Erkrankungen und Resilienz. Ziel ist explizit 
die Kooperation zwischen Disziplinen, die bisher wenig 
Berührungspunkte haben sowie die Einbindung von gesell-
schaftlichen Stakeholdern (BMBF, 2022c).
Quelle: Matthies-Wiesler, 2022; Leppmeier, 2022
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Zukunft stärker auf die Querbezüge zwischen der 
Gesundheit von Menschen, Tieren und Ökosystemen 
eingegangen werden soll. Hier sollte darauf geachtet 
werden, die Plattform im Sinne der Vision „Gesund 
leben auf einer gesunden Erde“ weiterzuentwickeln.

8.2.2
Wissenschaftliche Praxis: Disziplinen und 
 Wissenschaftstypen

Die Unterschiede in der finanziellen Ausstattung von 
– mit Ausnahme der EU – weitestgehend national orga-
nisierten Wissenschaftssystemen spiegeln sich auch in 
der Organisation der Systeme wider. Gerade die besser 
finanzierten und ausgestatteten Wissenschaftssysteme 
der Länder der Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD) sind heute immer 
noch weitestgehend disziplinär organisiert (UNESCO, 
2021; WR, 2020; Barry et al., 2008). Dieses Ergebnis 
jahrzehntelanger fachlicher Differenzierungs- und Pro-
fessionalisierungsprozesse beschleunigte den Erkennt-
nisfortschritt im 19. Jahrhundert immens. Die fachliche 
Spezialisierung von Arbeitskräften, Wissensproduktion 
und -weitergabe spielte eine bedeutende Rolle in der 
Entwicklungsgeschichte des Wissenschaftssystems als 
Innovator und Motor für Fortschritt (Gravert, 2022). 
Gleichzeitig stellt die heutige disziplinäre Organisation 
den Erkenntnisfortschritt für den Umgang mit hoch-
komplexen sozioökologischen und global zu bewälti-
genden Krisen vor enorme Herausforderungen. Diszi-
plinäres Expert:innenwissen ist gefordert, um im inter-
disziplinären Austausch systemische Multiperspektivi-
tät sicherzustellen. Wissenschaft für den Umgang mit 
den großen globalen Herausforderungen an den 
Schnittstellen von Umweltwandel und menschlicher 
Gesundheit ist aufgefordert, das Spannungsfeld zwi-
schen Disziplinarität, Interdisziplinarität und Transdis-
ziplinarität sowie der Wissensproduktion in Koopera-
tion mit Praktiker:innen und Endnutzer:innen auszu-
füllen. Dies bedeutet, neben weitestgehend disziplinär 
organisierter Grundlagenforschung gleichzeitig inter-
disziplinäres Systemwissen zu erarbeiten und über 
transdisziplinäre Forschungsvorhaben mit Praktiker:in-
nen jeweils kontextspezifische Lösungsansätze sowie 
technische und institutionelle Innovationen entlang 
des Leitbildes „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ 
zu entwickeln.

In Deutschland hat die Bedeutung inter- und trans-
disziplinärer Zusammenarbeit im Bereich der Nachhal-
tigkeitsforschung in den letzten zehn Jahren erkennbar 
zugenommen. Insbesondere das Förderprogramm „For-
schung für Nachhaltigkeit“ (FONA) sowie der Förder-
schwerpunkt „Sozialökologische Forschung“ des BMBF 

verdeutlichen diese Entwicklung. Auch sind zuneh-
mend Ansätze zu erkennen, die dem CO2-Fußabdruck 
der Wissenschaft und ihrem Beitrag zu gesundheitli-
chen Herausforderungen entgegenwirken und auf die 
nachhaltige Gestaltung der Nachhaltigkeitsforschung 
selbst abzielen. Zu nennen sind hier u.  a. das Deutsche 
Komitee für Nachhaltigkeitsforschung in Future Earth 
(DKN), das im Rahmen der „Wissenschaftsplattform 
Nachhaltigkeit 2030“ an der Reflexion über Nachhal-
tigkeitsforschung mitwirkt und eine umweltschonende 
Gestaltung von Forschungsaktivitäten unterstützt 
(DKN, o.J.), sowie der „Leitfaden Nachhaltigkeit“ 
(LeNa), eine BMBF-finanzierte Initiative der außeruni-
versitären Forschungsgemeinschaften Leibniz, Helm-
holtz und Fraunhofer (Fraunhofer-Gesellschaft zur För-
derung der angewandten Forschung e.  V. et al., o.J.). 
Auch der „Beitrag zu mehr Nachhaltigkeit in der For-
schungsförderung“ der Deutschen Forschungsgemein-
schaft (DFG) in Form einer Kompensation von durch 
Dienstreisen entstandenen CO2-Emissionen (DFG, 
2020) und ressortnahe Forschung (z.  B. Klimaneutrales 
BMZ 2030) stellen Initiativen dar, die Wissenschaft 
selbst nachhaltiger, CO2-ärmer und gesundheitsför-
dernd für Mensch und Umwelt aufzustellen. Die Exzel-
lenzförderung innerhalb einzelner Disziplinen über-
wiegt jedoch weiterhin, sowohl im deutschen Wissen-
schaftssystem als auch in der Forschung zu Nachhaltig-
keit. Das wird daran ersichtlich, dass zwar verstärkt ein 
Austausch zwischen den Ingenieur- und Naturwissen-
schaften stattfindet, der Anschluss an die Sozialwissen-
schaften jedoch nur in ausgewählten Bereichen erfolgt 
(Deutsche UNESCO-Kommission und Möller, 2012: 5). 
Beispiele aus Wissenschaftsbereichen, die für das 
Zusammenspiel von Mensch und Umwelt aus Gesund-
heitsperspektive relevant sind, umfassen den Bereich 
der in Landwirtschaft und Fischerei angesiedelten For-
schung. Hier fordert das die wissenschaftlichen Diszi-
plinen vereinende Wirtschaftssystem Anwendungsori-
entierung und Inter- bzw. Transdisziplinarität ein und 
ermöglicht so den inter- und transdisziplinären Aus-
tausch (Mollinga, 2008, 2010; Callo-Concha et al., 
2017; Hornidge et al., 2011; Franke et al., 2021). Für 
die Forschungsbereiche One Health und Planetary 
Health zeigt Abb. 8.2-5, dass sich Wissenschaftler:in-
nen zwar mit ähnlichen Themen befassen, der Fokus im 
Bereich One Health jedoch bisher vornehmlich auf Fra-
gen der Tiergesundheit, Infektionskrankheiten und 
damit zusammenhängenden Themen liegt, z.  B. COVID-
19, antimikrobielle Resistenzen und Zoonosen. Im 
Bereich Planetary Health wird neben COVID-19 vor-
nehmlich zu Umweltfragen und Klimawandel sowie zu 
den sozialen Determinanten für die Gesundheit 
geforscht. Insbesondere durch den zunehmend breiter 
werdenden Fokus der One-Health-Forschung weisen 
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beide Bereiche immer größere Schnittmengen auf und 
bieten Potenzial für inter- und transdisziplinäre, inte-
grierende Zusammenarbeit. Dieses Potenzial wird aller-
dings bisher noch nicht ausgeschöpft (de Castañeda et 
al., 2023: e111). Gerade für die Erarbeitung von prakti-
schen Lösungsansätzen und technologischen und insti-
tutionellen Innovationen für den Umgang mit Umwelt-
Gesundheitsdynamiken empfiehlt es sich, diese Formen 
der Wissenskooperationen besonders zu fördern.

In zahlreichen anderen Bereichen sozialökologischer 
Veränderungsprozesse konnten zwar enorme Fort-
schritte erzielt werden, der notwendige inter- und 
transdisziplinäre Austausch wird aber auch durch die 
disziplinäre Fragmentierung zwischen universitärer 
und außeruniversitärer Forschung im deutschen Kon-
text erschwert. So sind Inter- und Transdisziplinarität in 
den Meeres- und Klimawissenschaften Deutschlands 
beispielsweise durch die Ansiedlung der naturwissen-
schaftlichen Großforschung an Helmholtz-, einigen 
wenigen Leibnizinstituten und Universitäten und der 
sehr viel dünner aufgestellten sozialwissenschaftlichen 
Forschung an Universitäten und wenigen Leibnizinsti-
tuten geprägt (Markus et al., 2018; Hornidge und 
Schlüter, 2020). Die interdisziplinäre Interaktion ist 
aufgrund zahlenmäßig ungleicher Aufstellung und als 
Folge dessen auch unterschiedlichen Graden der the-
matischen Ausdifferenzierung und Spezialisierung auf 
Seite der Sozialwissenschaften eingeschränkt. Die Ein-
bindung in unterschiedliche institutionelle Kontexte 

mit ihren eigenen Logiken und Schwerpunktsetzungen 
– auf Forschung fokussierte außeruniversitäre For-
schungsinstitute versus Universitäten, deren Alltag im 
Semesterzyklus und von der Lehrtätigkeit geprägt sind 
– erschweren die interinstitutionelle Kooperation auch 
in gemeinsamen Drittmittelprojekten weiter. Die für 
den politikberatenden Kontext notwendige Anwen-
dungsorientierung und zeitliche Abstimmung der Bera-
tungsarbeiten mit dem politischen Zyklus ist erfah-
rungsbasiert nur bedingt möglich. Die missionsorien-
tiert durchgeführte Meeresforschung unter dem verei-
nenden Dach der Deutschen Allianz Meeresforschung 
(DAM) zielt darauf ab, diese Leerstelle der angewand-
ten inter- und transdisziplinären Meeresforschung zu 
füllen. Ein ähnliches Format schlägt der WBGU für die 
Umwelt-Gesundheitsforschung vor: Für den Bereich 
der deutschen Gesundheitsforschung ist spätestens seit 
der COVID-19-Pandemie deutlich geworden, dass sie 
weder in sich selbst, noch mit anderen Disziplinen aus-
reichend vernetzt ist. So konstatiert der Wissenschafts-
rat (2021: 12), dass es „kaum etablierte, vernetzte 
Strukturen der Gesundheitsforschung gibt, die im Kri-
senfall direkt einsatzbereit sind, um Forschungsaktivi-
täten auf nationaler Ebene zu koordinieren und einen 
Austausch der täglich neuen Erkenntnisse und Daten 
zu gewährleisten. Diese zu geringe Vernetzung wurde 
nicht allein innerhalb der Gesundheitsforschung deut-
lich, sondern betrifft auch die Zusammenarbeit der 
Gesundheitsforschung mit anderen Disziplinen“.

Abbildung 8.2-4
Beitrag verschiedener Einkommensgruppen zum Publikationsaufkommen zu neuen oder neu auftretenden Viren, die 
 Menschen infizieren können sowie zu tropischen Infektionskrankheiten.
Quelle: UNESCO, 2021
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Eine stärkere Öffnung der disziplinären Ordnungs-
struktur der Wissenschaft insgesamt und somit Ausprä-
gung inter- und transdisziplinärer Formate der Wis-
sensproduktion, -weiterentwicklung und -vermittlung 
beinhaltet auch eine stärkere Ausdifferenzierung des 
Spannungsfeldes von Grundlagen- und Anwendungs-
forschung. Die Übersetzung medizinischer Grundlagen-

forschung in Produkt- und Impfstoffentwicklung im 
Umgang mit der COVID-19-Pandemie ist hier ein greif-
bares Beispiel (WR, 2021: 51). Neben der erfolgreichen 
Impfstoffentwicklung erinnert die in Gesellschaften 
weltweit zu beobachtende Impfskepsis an die Bedeu-
tung der gesellschaftlichen Vermittlung von wissen-
schaftlichen Erkenntnissen und Innovationen, die 

Abbildung 8.2-5
Forschungstrends, Themen und globale Verteilung der Forschung zu One Health und Planetary Health. (A) Veröffentlichungen 
zu One Health und planetarer Gesundheit im Verhältnis zur Gesamtzahl der im Web of Science verzeichneten Veröffentlichun-
gen pro Jahr (pro 100.000). (B) Netzwerkdiagramm der Koinzidenz von Schlagwörtern zu One-Health- und Planetary-Health-
Forschungsthemen (erstellt mit Vosviewer, Version 1.6.17). Die Größe der Knoten steht für die Anzahl der Veröffentlichungen, 
in denen ein Schlüsselwort vorkommt. Je näher die Knoten beieinanderliegen, desto stärker ist die Verbindung zwischen den 
Schlagwörtern. Die Schlagwörter werden je nach ihrer Beziehung zueinander in Clustern gruppiert, die durch unterschiedliche 
Farben dargestellt sind. (C) Geografische Verteilung der in den Jahren 2020 und 2021 in der One-Health-Forschung (linkes Feld) 
und der Planetary-Health-Forschung (rechtes Feld) tätigen Einrichtungen nach städtischen Gebieten (erstellt mit Netscity). Die 
Zählmethode ist die normalisierte Anzahl der Veröffentlichungen (Agglomeration): der maximale Wert für One Health ist 47,14 
und der minimale Wert ist 0,04; und der maximale Wert für Planetary Health ist 22,78 und der minimale Wert ist 0,04. 
Quelle: de Castañeda et al., 2023: e110, eigene Übersetzung
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wichtig ist, um wissenschaftliche Erkenntnisse und 
Innovationen in die Umsetzung und Nutzung zu tragen. 
Dies unterstreicht die Bedeutung inter- und transdiszi-
plinärer Ansätze in der Präventionsforschung bezüglich 
gesundheitlicher Risiken an der Schnittstelle von 
Umwelt und Gesundheit.

8.2.3
Output: Wissensprodukte und 
Handlungsgrundlage

Die globale Finanzstruktur der Wissenschaftsförderung 
(Kap. 8.2.1) spiegelt sich auch in der Verteilung des 
Forschungsoutputs wider. So gingen im Jahr 2019 
90,6  % der globalen wissenschaftlichen Publikationen 
(ausgenommen Publikationen aus den Kunst-, Geistes- 
und Sozialwissenschaften) auf die Länder der Gruppe 
der Zwanzig (G20) zurück (UNESCO, 2021: 32). Das 
führt z.  B. dazu, dass die wissenschaftliche Evidenz zum 
Zusammenhang zwischen Klimawandel und menschli-
cher Gesundheit überwiegend aus Hocheinkommens-
ländern und China stammt (Berrang-Ford et al., 2021). 
Selbst Forschung, die in Ländern niedrigen und mittle-
ren Einkommens stattfindet, z.  B. die tropische marine 
Nachhaltigkeitsforschung und Forschung zu Infekti-
onskrankheiten wie Ebola, wird von Hocheinkommens-
ländern dominiert (Mbaye et al., 2019; Partelow et al., 
2020). Eine Analyse der ab Dezember 2019 durchge-
führten Forschung zu One Health und Planetary Health, 
die insbesondere in den Jahren 2020 und 2021 stark 
angestiegen ist (Abb. 8.2-5) zeigt, dass diese haupt-
sächlich von europäischen und nordamerikanischen 
wissenschaftlichen Einrichtungen stammt. Diese Ein-
richtungen veröffentlichten 76  % der Publikationen zu 
One Health (vor allem zu Infektionskrankheiten und 
damit zusammenhängenden Themen, z.  B. COVID-19, 
antimikrobielle Resistenzen und Zoonosen) und 92  % 
der Publikationen zu Planetary Health (vor allem zu 
COVID-19 und Klimawandel; Abb. 8.2-5). Gleichzeitig 

sind auf Länder mit einem großen Anteil an neu auf-
tretenden ansteckenden Krankheiten (d.  h. Länder Ost- 
und Westafrikas, Brasilien, China, Indien) mehr Publi-
kationen zu One Health als Planetary Health zurückzu-
führen (de Castañeda et al., 2023: e109; Abb. 8.2-5). 
Das gleiche Muster eines Mehranteils von Publikatio-
nen aus Hocheinkommensländern ist auch in zahlrei-
chen anderen Bereichen wissenschaftlicher Arbeit zu 
beobachten (UNESCO, 2021; Abb. 8.2-4; Tab. 8.2-2).

Zur Messung des Outputs und der Leistungsfähig-
keit wissenschaftlicher Tätigkeit können neben Fach-
publikationen auch Patente herangezogen werden. 
Patente als Ergebnis von Forschungs- und Entwick-
lungstätigkeit reflektieren in gewissem Umfang die 
Innovationsfähigkeit und spiegeln institutionelle Rah-
menbedingungen wider, die es Firmen erlauben, die 
Unsicherheit über die Rendite aus Innovationen durch 
Patentierung zu reduzieren (Czarnitzki und Toole, 
2011). Allerdings gingen 2019 auch 96,4  % der Patent-
anmeldungen bei den fünf größten Patentämtern welt-
weit auf die G20-Länder zurück (UNESCO, 2021: 32). 
Eine größere Leistung im Bereich Forschung und Ent-
wicklung in Niedrigeinkommensländern, die sich unter 
anderem in Patenten widerspiegelt, könnte dazu 
 beitragen, Investitionen anzuziehen und durch den 
Ausbau lokaler Wertschöpfungsketten zu Verbesserun-
gen des Wohlstands beizutragen.

Die beschriebenen Diskrepanzen in der wissen-
schaftlichen Wissensproduktion, abhängig von finan-
zieller Ausstattung, disziplinärer und thematischer 
Aufstellung der Wissenschaftssysteme, limitieren maß-
geblich globalgesellschaftliche Entscheidungs- und 
Transformationsprozesse. Zunächst steht der Mangel 
an kontextspezifischer Forschung zu bestimmten Regi-
onen und Problemen der Entwicklung effektiver 
Lösungsansätze im Weg. Dies spiegelt sich auch in den 
oben beschriebenen Patententwicklungen wider. Im 
Bereich der Klima- und Umweltforschung ist festzustel-
len, dass diese weitestgehend in Hocheinkommenslän-
dern und China angesiedelt ist, die Folgen dieser 

Tabelle 8.2-2
Beitrag zur Forschung zu gesundheitlichen Ungleichheiten von 1966–2015. 
Quelle: WBGU, nach Cash-Gibson et al., 2018

Einkommensklasse Spitzenreiter Beitrag des Spitzenreiters zum gesamten Publikations-
aufkommen zu gesundheitlichen Ungleichheiten

Länder mit hohem Einkommen USA 44,8  %

Länder mit mittlerem Einkommen 
im oberen Bereich

Brasilien 2,2  %

Länder mit mittlerem Einkommen 
im unteren Bereich

Indien 1,2  %

Länder mit niedrigem Einkommen Tansania 0,2  %
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Kasten 8.2-2

Lokales Wissen: Traditionelle Heilkunde 
Indonesiens

Neben formalen Bildungs- und Wissenschaftssystemen 
(Knorr Cetina, 1999, 2007) spielen lokale und indigene Wis-
senssysteme eine zentrale Rolle für die Sicherstellung gesun-
den Lebens auf einer gesunden Erde. Dies sind historisch 
gewachsene, gesellschaftlich verankerte Systeme der Beob-
achtung, der Interpretation, Sinnherstellung und -weitergabe. 
Sie spielen gesellschaftlich eine zentrale Rolle für informelle 
Wissensproduktion und -weitergabe, sind aber meist kaum 
formalisiert (z.  B. mittels Zertifizierungs- und Institutionali-
sierungsprozessen; Antweiler, 1998; Nygren, 1999; Smith, 
2011). Beispiele reichen von familiengebundenen oder nach-
barschaftlichen Wissenssystemen und Beratungsstrukturen 
im Umgang mit hauswirtschaftlichen Pflichten, dem Betrei-
ben von Gemüse- und Obstgärten, dem Gestalten kultureller 
Festlichkeiten bis hin zum Umgang mit Sexualität oder auch 
musischen und tänzerischen Ausdrucksformen (Sillitoe, 1998; 
Hornidge und Antweiler, 2012; Hornidge et al., 2016). Gerade 
in Gesellschaften, in denen die Systeme der Lebenssicherung 
stark von der Natur abhängen und eine formale Basisgesund-
heitsversorgung nur eingeschränkt gegeben ist (insbesondere 
in ländlichen Regionen zahlreicher Niedrig- und Mittelein-
kommensländer), spielen lokale Wissenssysteme eine zen-
trale Rolle im Alltag vieler Menschen für das Manövrieren 
der Schnittstellen von Umweltwandel und gesundheitlichen 
Herausforderungen für Menschen und Tiere. Die traditionelle 
Heilkunde Indonesiens namens Jamu soll im Folgenden als 
ein Beispiel für ein solches lokales Wissenssystem an der 
Schnittstelle von Umwelt und Gesundheit vorgestellt werden.

Jamu ist eine Form traditioneller Heilkunde, die mittels 
pflanzlicher Heilgetränke aus Wurzelteilen, Blüten, Früch-
ten, Samen, Rinden, Stängeln und Blättern lokaler Pflanzen 
(Ratnawati, 2020) präventiv und in der akuten Bekämpfung 
von Krankheiten in weiten Teilen Indonesiens zum Einsatz 
kommt. Als Heilmittel finden die Säfte und Pulver bereits seit 
mehreren hundert Jahren Anwendung und das Wissen hierzu 
wird von Generation zu Generation weitergegeben (Yaman et 
al., 2014). Üblicherweise sind die Rohstoffe leicht zu erhalten 
und werden nach der jeweiligen, zumeist mündlich tradierten 
Zusammensetzung – die von Region zu Region variieren kann 
– auch selbst angemischt oder als industriell hergestelltes Fer-
tigprodukt angeboten.

Obwohl sich die allgemeine Gesundheitsversorgung in 
Indonesien zwar im Ganzen verbessert hat, stellt die unglei-
che Verteilung medizinischen Personals in ländlichen und 
städtischen Gebieten nach wie vor eine Herausforderung dar. 
Die Aufteilung in Puskesmas (kommunale Gesundheitszent-
ren mit ärztlicher Betreuung), Puskesmas Pembantu (kleinere 
Kliniken mit deutlich weniger Personal) und Polindes (Ser-
vicestellen auf dörflicher Ebene) deckt die alltägliche Versor-
gung insbesondere marginalisierter Bevölkerungsteile nicht 
vollständig ab (Gunawan und Aungsuroch, 2015). Vor diesem 
Hintergrund erfreuen sich die traditionell äußerst verbreite-
ten Jamu-Heilgetränke weiterhin einer breiten Beliebtheit: 
Jamu ist nicht nur günstiger, sondern gerade in ländlichen 
Regionen des über 17.000 Inseln umfassenden Archipels 
Indonesiens logistisch sehr viel einfacher zu erhalten. So ist 
auch die steigende Nachfrage im Umgang mit COVID-19 mit 
dem mangelhaften Zugang zu COVID-19-Impfstoffen und 
dem Bestreben vieler Indonesier:innen, ihr Immunsystem 
durch Jamu stärken zu wollen, zu erklären (Hartono et al., 

2021). Trotz des auf den Einzug wissenschaftlich evidenzba-
sierter Medizin und den damaligen Kampagnen zu ihrer Ver-
breitung in Indonesien folgenden, zunächst abnehmenden 
Zuspruchs durch die Bevölkerung, betrug der Verkaufswert 
von Jamu-Produkten im indonesischen Binnenmarkt vor 
zwei Jahren 20.000 Mrd. Rp und ihr Exportwert 16.000 Mrd. 
Rp (1,2–1 Mrd. Euro; Kementerian Perindustrian (Ministry 
of Industry), 2020). 

Den wirtschaftlichen Faktor erkennend, plant die indone-
sische Regierung eine globale Vermarktung und die Etablie-
rung Jamus als Exportprodukt, wie der indonesische Handels-
minister in seiner Keynote Speech „Modern Jamu for Asia, 
Africa Middle East and Europe Market“ 2021 ankündigte. 
Diesem Leitgedanken folgend, nimmt auch die Zahl an Orten 
zu, die „herbal tourism“ anbieten. Ein Beispiel ist das Besu-
cher:innenzentrum Jamu Gendong Tourism Village, in dem 
Interessierte den Herstellungsprozess kennenlernen können.

Lokale Wissenssysteme, Systeme der Wissensproduk-
tion und -weitergabe, sind in der Regel geschlechtsspezi-
fisch, altersspezifisch und entlang ethnischer oder religiöser 
Grenzziehungen organisiert (Nygren, 1999; Hornidge et al., 
2016). Im Falle der Jamu-Heilkunde Indonesiens trifft die 
geschlechtsspezifische Organisation zu: Jamu-Heilkunde wird 
traditionell von Müttern an ihre Töchter weitergegeben und 
ist – mit wenigen Ausnahmen – weiblich organisiert. Gerade 
in ländlichen Regionen stellt die Jamu-Heilkunde für Frau-
en eine weitere, meist informelle, Einkommensquelle dar 
(Torri, 2012). Innerhalb der lokalen Gemeinschaften stellt der 
berufliche Stand einer Jamu-Praktikerin einen angesehenen 
Beruf mit langer Tradition und Verankerung in Lokalidentität 
dar: Jamu ist Teil des Kulturgutes Indonesiens, offiziell vom 
Ministerium für Bildung und Kultur anerkannt (Kementerian 
Pendidikan dan Kebudyaan (Ministry of Education and Cul-
ture), 2018).

Wurden die Mixturen in früheren Zeiten noch ausschließ-
lich durch Händlerinnen mit Bambuskörben auf dem Rücken, 
den Jamu Gendong, zu Fuß oder per Fahrrad auf den Straßen 
oder an den Haustüren verkauft, werden sie heute zusätzlich 
in Cafés als gesundheitsfördernde „Shots“ serviert. Letzte-
res trägt dazu bei, dass sie auch von jüngeren Generationen 
nicht mehr nur als altmodischer Brauch, sondern als Teil ihres 
Lebensstils betrachtet werden (Nurmajesty et al., 2022). Dies 
wiederum erhöht die allgemeine Popularität und das Interes-
se an Jamu auch in den sozialen Medien (Mantappu, 2021). 
Zusätzlich verbindet sich der rituelle Charakter mit einem 
wortwörtlichen „Back to the roots“-Momentum. Der Wunsch 
nach einem Leben im Einklang mit der Natur drückt sich – 
ähnlich wie in Bio- oder Slow-Food-Bewegungen in Hoch-
einkommensländern – auch in der Skepsis gegenüber chemi-
schen Wirkstoffen und deren Nebenwirkungen aus. Darüber 
hinaus kennen die Jamu Gendong zumeist ihre Kund:innen 
seit Geburt persönlich. Dies ermöglicht eine intensive Betreu-
ung auch auf persönlicher und kommunikativer Ebene, wel-
che deutlich über eine rein symptombezogene Behandlung 
hinausgeht und stattdessen das soziale Miteinander innerhalb 
der Gemeinschaft fördert.

In Krankenhäusern und Gesundheitszentren Indonesiens 
werden Jamu-Getränke jedoch nicht eingesetzt. Dies liegt 
zum einen daran, dass keine standardisierte Qualitätssiche-
rung und hinreichende wissenschaftliche Evidenz zu ihrer 
Wirksamkeit durch klinische Studien vorliegt. Zum anderen 
attestieren einige Forschungsarbeiten potenziell gesundheits-
gefährdende Effekte und einen teilweise kritischen Reinheits-
grad (Limyati und Juniar, 1998; Lim und Pranata, 2020). Fer-
ner beeinflusst die unterschiedliche Beschaffenheit der Böden 
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 Veränderungsprozesse jedoch insbesondere Mittel- 
und Niedrigeinkommensländer der Tropen betreffen. 
Transformative Forschung für Ansätze der Minderung 
der Auswirkungen und des Umgangs mit den konkreten 
Auswirkungen dieser Veränderungsprozesse ist in den 
dortigen Kontexten und entworfen von lokalen Wis-
senschaftler:innnen unter Einbezug ihrer transdiszipli-
nären Netzwerke mit Praktiker:innen und Entschei-
dungsträger:innen dringend notwendig, um Verände-
rung zu gewährleisten (Berrang-Ford et al., 2021; 
 Pasgaard et al., 2015; Karlsson et al., 2007). Ebenso 
verhält es sich im Bereich Global Health. Während die 
Hauptkrankheitslast weltweit vor allem in Ländern mit 
niedrigem und mittlerem Einkommen zu finden ist, 
existieren dort z.  B. nur wenige medizinische For-
schungseinrichtungen (Chu et al., 2014). Auch wurde 
für den Bereich Global Health bereits in den 1990er 
Jahren angeprangert, dass weniger als 10  % der Gesund-
heitsforschungsförderung für 90  % der Gesundheits-
probleme aufgebracht wird, was der Begriff des „10/90 
gap“ zum Ausdruck bringt (Global Forum for Health 
Research, 2000). Damals bezog sich diese Lücke vor 
allem auf den Mangel an Forschung zu solchen Gesund-
heitsproblemen, die Länder mit niedrigem und mittle-
rem Einkommen betreffen. Inzwischen wird insgesamt 
angeprangert, dass Gesundheitsforschung nicht 
bedarfsorientiert betrieben wird und bestimmte Popu-
lationen, Krankheiten und Themen wie Antibiotikare-
sistenzen und kindgerechte Medikamente verhältnis-
mäßig vernachlässigt werden (Viergever, 2013). Um 
den besonderen Herausforderungen zu begegnen, die 
z.  B. im Zuge voranschreitender Urbanisierung in 
Lateinamerika, Afrika und Asien auftreten (Kap. 4.3), 
bedarf es kontextspezifischer Forschung und lokal 
angepasster Lösungen (Nagendra et al., 2018). Da der 

wissenschaftliche Erkenntniszugewinn zu Umwelt- und 
Gesundheitsrisiken jedoch von der Perspektive von 
Hocheinkommensländern geprägt ist, kann er nur 
bedingt als Evidenzgrundlage für Transformationsmaß-
nahmen in Ländern mit niedrigem und mittlerem Ein-
kommen herangezogen werden (Bansard und van der 
Hel, 2022). Die globale Wissensproduktion befindet 
sich in einem geographischen und sozioökonomischen 
Ungleichgewicht. Ein Großteil der Forschung ist in gut 
ausgestatteten Wissenschaftssystemen in Hochein-
kommensländern (de Castañeda et al., 2023) angesie-
delt, während Niedrigeinkommensländer als For-
schungsregionen dienen, die Forschungsagenden aber 
weiterhin maßgeblich von außen und somit mit man-
gelnder lokaler Passfähigkeit für die Gestaltung von 
Transformationsprozessen entworfen werden. Dies 
begünstigt wiederum ein Legitimitätsproblem, das sich 
gut am Beispiel von Institutionen wie dem Weltklimarat 
(IPCC) und dem Weltbiodiversitätsrat (IPBES) festma-
chen lässt, die eine zentrale Stellung an der Schnitt-
stelle zwischen Wissenschaft und politischer Entschei-
dungsfindung einnehmen. Trotz wachsender Bemü-
hungen, Autor:innenteams divers zu besetzen und beim 
Erstellen von Sachstandsberichten eine große Band-
breite an Publikationen zu berücksichtigen, reflektie-
ren die Sachstände trotzdem notwendigerweise die 
ungleichgewichtige Kapazitäts- und Publikationslage, 
von der die Wissenschaft weiterhin gekennzeichnet ist 
(Corbera et al., 2016; Bjurström und Polk, 2011; Ho-
Lem et al., 2011; Timpte et al., 2018; Montana und 
Borie, 2016; Díaz-Reviriego et al., 2019). Im Zuge der 
Verabschiedung der Zusammenfassungen für politische 
Entscheidungsträger:innen führt dies vermehrt zu Aus-
einandersetzungen. So kritisieren u.  a. afrikanische 
Länder im IPCC-Kontext den Mangel an differenzierten 

und Anbauarten der Pflanzen die pharmakologische Wirkung 
des Endproduktes. Aus diesen Gründen verfolgt die indonesi-
sche Regierung eine Strategie zur Etablierung qualitativer 
Standards für Jamu-Medizin, die Roadmap Pengembangan 
Jamu 2011-2025 (Road Map of Herbal Medicine Develop-
ment; Kementerian Kesehatan (Ministry of Health), o.J.). 
Darüber hinaus wurde 2010 das Jamu Scientific-Program ein-
geführt (am Center for Research and Development of Medici-
nal Plants and Traditional Medicines – B2P2TOOT), um die 
Arzneimittel durch belastbare Forschungsergebnisse in das 
nationale Gesundheitssystem integrieren zu können. Eine 
Enzyklopädie, die „Jamupedia“, der verschiedenen Inhalts- 
und Rohstoffe ist in indonesischer und niederländischer Spra-
che zugänglich. Gleichwohl wird die traditionelle Heilkunde 
von Seiten der Regierung insgesamt finanziell nur geringfügig 
unterstützt und ist nur bedingt in das Programm der staatli-
chen Krankenversicherung eingebunden (Rahayu et al., 
2022). Jamu-Heilkunde ist somit, wie zahlreiche lokale Wis-
senssysteme, durch einen geringen Formalisierungs- und Ins-

titutionalisierungsgrad gekennzeichnet (Sumarni et al., 
2019). Formale Qualitätsstandards, Zertifizierungsprozesse 
und Institutionen, die diese umsetzen, Ausbildungskurse für 
Jamu-Heilpraktikerinnen aufsetzen und diese für einen for-
malen Arbeitsmarkt vorbereiten, existieren nicht. Stattdessen 
wird Jamu-Heilkunde weit verbreitet und entlang informell 
ausgehandelter Standards (ohne formale, wissenschaftlich 
basierte Qualitätssicherung) praktiziert. Vor dem Hinter-
grund, dass laut Weltgesundheitsorganisation (WHO, 2019d) 
schätzungsweise 80  % der Weltbevölkerung auf traditionelle 
Formen der Medizin zurückgreifen, ist insbesondere die nicht 
gegebene, wissenschaftlich basierte Qualitätskontrolle eine 
Herausforderung, die entlang des Leitbilds „Gesund leben auf 
einer gesunden Erde“ zu adressieren ist. Ziel des Global Cen-
tre for Traditional Medicine in Indien beispielweise ist es, das 
Potenzial traditioneller Heilkunden wissenschaftlich zu 
ergründen (WHO, 2022o).
Quelle: Dippel, 2023b
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Aussagen zum Kontinent und zu Themen, die ihnen 
besonders wichtig sind, wie z.  B. bestimmte Dürrearten. 
Länder wie Indien hinterfragen grundsätzlich, welche 
Annahmen etwa in gemeinsamen sozioökonomischen 
Pfaden (shared socioeconomic pathways, SSPs) getrof-
fen werden (Bansard et al., 2021). Solche Unzufrieden-
heiten erodieren das Vertrauen in den Gehalt der Sach-
standsberichte als gemeinsame handlungsleitende Wis-
sensgrundlage.

8.2.4
Vision: Partnerschaftlich aufgestellte 
 Wissenschaft, die transformatives Potenzial zum 
Umgang mit Umwelt- und Gesundheitsrisiken 
entfaltet

Die Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ 
erfordert eine Wissenschaft für gesellschaftliche 
Zukunftsgestaltung in Hoch-, Mittel- und Niedrigein-
kommensländern gleichermaßen – im Zusammenspiel 
von Forschung, Beratung und Nachwuchsförderung an 
den Schnittstellen von Gesundheits-, Natur- und Sozi-
alwissenschaften. Das transformative Potenzial von 
Wissenschaft kann sich global nur entfalten, wenn 
weltweit empirisch basierte Antworten auf die jeweili-
gen Herausforderungen kontextspezifisch entwickelt 
und die Netzwerke für Reflexion und Umsetzung auf-
gebaut werden. Die Konsequenzen global sehr unter-
schiedlich leistungsfähiger Wissenschafts- und Innova-
tionssysteme konnten während der COVID-19-Pande-
mie beobachtet werden: Impfstoffentwicklung und 
-produktion war den leistungsfähigen Wissenschafts-
systemen möglich. Aufgrund lokalen Bedarfs stellte die 
transregionale Verteilung jedoch eine enorme Heraus-
forderung dar. Einige impfstoffproduzierende Länder, 
wie die USA oder Indien, verhängten sogar zeitweise 
Exportstopps. Diskussionen zu „globaler Impf-Unge-
rechtigkeit“ oder einer „Impfstoff-Apartheid“ fügten 
den existierenden Strukturen globaler Governance 
erheblichen Schaden zu und bereiteten den Boden für 
eine Verschärfung geopolitischer Spannungen.

Große Umwälzungen, wie wir sie momentan global-
gesellschaftlich im Umgang mit den großen Krisen 
unserer Zeit – Klima, Biodiversität, Verschuldungen, 
Gesundheit und Krieg – und auf der Suche nach nach-
haltigen Zukünften durchlaufen, werden gesellschaft-
lich verhandelt. Hierfür bedarf es der gezielten Förde-
rung öffentlicher Diskussionsprozesse und ihrer wis-
senschaftlichen Fundierung. Es bedarf der partner-
schaftlichen Forschung von Wissenschaftler:innen aus 
Ländern unterschiedlicher Einkommensgruppen und 
Regimetypen. Es bedarf kontinuierlicher, iterativer 
Prozesse von Ideen- und Technologieentwicklung 

sowie der sukzessiven Veränderung institutioneller 
Regelwerke und kultureller Alltagspraktiken. Dafür 
müssen unterfinanzierte Wissenschaftssysteme und 
Wissenschaftsfelder an den Schnittstellen von Umwelt 
und Gesundheit weltweit gestärkt und Umwelt-Gesund-
heits-Akteursallianzen aus Wissenschaft, Politik und 
Praxis gepflegt und weiterentwickelt werden. Ziel ist 
es, eine weltgesellschaftlich gemeinsame Sprech- und 
Handlungsfähigkeit im Sinne des Leitbilds „Gesund 
leben auf einer gesunden Erde“ sicher zu stellen – durch 
transregionale Kooperationen von Wissenschaft, Wis-
senschaftspolitik und Wissenschaftsförderung. 

Geleitet von dieser Vision, ist die Entwicklung einer 
ressortübergreifenden, nationalen Forschungsplatt-
form für One Health in Deutschland vielversprechend. 
Diese sollte nun im Sinne der Vision „Gesund leben auf 
einer gesunden Erde“ weiterentwickelt und von den 
verschiedenen Ressorts mit der entsprechenden Wis-
senschaftsförderung unterlegt werden. Der WBGU 
spricht sich zudem dafür aus, orientiert am Beispiel der 
Deutschen Allianz Meeresforschung eine Wissen-
schaftsallianz im Sinne des Leitbilds „Gesund leben auf 
einer gesunden Erde“ einzurichten, über die gezielt 
missionsgetriebene und transformative Forschung an 
den Schnittstellen Umwelt-Gesundheit in Kooperation 
zwischen Universitäten und außeruniversitären Ein-
richtungen sowie im internationalen Dialog mit anderen 
Wissenschaftssystemen gefördert wird.

Auf internationaler Ebene sollten analog hierzu 
transregionale Förderprogramme zum Umwelt-Gesund-
heits-Nexus weiter ausgebaut und eine gemeinsame 
Förderlandschaft, auch unter Einbezug privatwirt-
schaftlicher Akteure, institutionalisiert werden. Über 
das Belmont Forum und Future Earth existieren hier 
erste entsprechend transregional aufgestellte Förder-
netzwerke, die es aber insbesondere im Bereich der 
transformativen Umwelt-Gesundheitsforschung weiter 
auszubauen und finanziell auszustatten gilt.

8.2.5
Handlungsempfehlungen

Die Landschaft der Wissenschaftsförderung 
im Sinne des Leitbilds „Gesund leben auf einer 
 gesunden Erde“ international ausbauen und 
 transregionale Wissenschaft fördern
1. Forschungsförderung auf multilateraler Ebene: 

Durch eine Allokation von Forschungsmitteln auf 
multilateraler Ebene würde gewährleistet, dass sich 
prinzipiell alle Staaten im Agendasetting durch die 
Forschungsförderungen einbringen können. Außer-
dem könnte so das Bewusstsein für den Wert und 
die Notwendigkeit geweckt werden, bisher unter-
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finanzierte Wissenschaftssysteme auszubauen, 
faire Kooperationen in den Prozessen der Wissens-
produktion zu fördern und sie für die Herausfor-
derungen von umweltwandelbedingten Gesund-
heitsrisiken entsprechend interdisziplinär, grund-
lagen- und anwendungsorientiert weiterzuentwi-
ckeln. Schließlich könnte auch Bewusstsein dafür 
geschaffen werden, dass öffentliche Investitionen 
in Forschung und Entwicklung einen grundlegen-
den Hebel darstellen, mit dem Staaten Innovationen 
in den für ihre Nachhaltigkeitstransformation maß-
geblichen Bereichen fördern und auch private Mit-
tel in diesem Sinne mobilisieren können. Als insti-
tutionelle Aufhängung für eine solche multilaterale 
Forschungsförderung sind verschiedene Optionen 
denkbar, insbesondere: (1) ein neu einzurichtendes 
Komitee für transregionale Wissenschaftsförderung 
entlang der Schnittstellen von Umweltveränderun-
gen und menschlicher Gesundheit unter ideeller Lei-
tung des Generalsekretärs der Vereinten Nationen 
(UN); (2) eine Aufhängung dieses Komitees bei der 
UNESCO, die bereits die maßgebliche UN-Institution 
für Bildung und Wissenschaft ist; oder (3) eine deut-
liche Stärkung der Forschungsförderung durch ein-
zelne multilaterale Organisationen, wie die WHO.

2. Regionale Wissenschaftspolitiken: Gemeinsam ver-
handelte wissenschaftspolitische Schwerpunkt-
setzungen zwischen Ländern und Regionen soll-
ten bewusst gestärkt und weiter ausgebaut wer-
den. Hier ist zum einen die missionsorientierte Wis-
senschaftspolitik der EU mit einem Fokus auf die 
großen globalen Herausforderungen und ihre „agi-
len Förderformate“ zu nennen. Zum anderen sind 
transregionale Förderformate über Einrichtungen 
wie das Belmont Forum oder auch in gemeinsa-
men Förderlinien der DFG und der Wissenschafts-
förderorganisationen anderer Länder weiteraus-
zubauen. Eine besondere Leerstelle, die es zu fül-
len gilt, stellen gemeinsame Förderprogramme mit 
Wissenschaftsfördernden des afrikanischen Konti-
nents dar. Der afrikanische Kontinent ist zum einen 
direkter Nachbarkontinent Europas, gleichzeitig 
besonders betroffen von ökologischen und klima-
tischen Veränderungsprozessen. Die Gesundheits-
systeme sind vergleichsweise schwach aufgestellt 
und von hohem Bevölkerungsdruck betroffen. Die 
Investition in vertrauensvolle Allianzen im Rah-
men bilateraler staatlicher Kooperationen zwischen 
Deutschland bzw. Europa und Afrika ist aufgrund 
von erstarkenden autokratischen Regimen notwen-
dig, aber aktuell nur bedingt möglich. Kooperatio-
nen auf Ebene von Wissenschafts- und Förderpo-
litik über die gleichzeitig der gemeinsame Dialog 
zu Zukünften und deren Ausgestaltung gefördert 

wird, sind daher äußerst empfehlenswert. Ein Vehi-
kel, über das langfristig Kapazitätsaufbau betrieben 
werden könnte, ist die Förderung gemeinsamer Gra-
duiertenkollegs mit afrikanischen Partnerländern. 
Diese könnten die Form eines strukturierten Gra-
duiertenprogramm einnehmen, welches auf einem 
Cotutelle-Modell (binationaler Promotion) beruht 
und im Rahmen dessen eine gemeinsame Kohorte 
aus Doktorand:innen der jeweiligen deutschen und 
afrikanischen Partneruniversitäten an ähnlichen 
Fragestellungen forscht.

3. Forschungs- und Innovationsnetzwerk entlang des 
Leitbilds „Gesund leben auf einer gesunden Erde“: 
Mittelfristig sollte ein global vernetztes und regio-
nal verankertes Forschungs- und Innovationsnetz-
werk etabliert werden, um Forschungskapazität 
in Ländern mit niedrigem und mittlerem Einkom-
men zu stärken, das mit einer Grundfinanzierung 
durch öffentliche und private Geber ausgestattet 
wird. Dieses könnte sich am Beispiel der Consulta-
tive Group for International Agricultural Research 
(CGIAR) orientieren und als strategische Partner-
schaft ausgelegt sein, an der sich je nach Möglich-
keiten Regierungsinstitutionen, Entwicklungsban-
ken, multilaterale Organisationen und privatwirt-
schaftliche Akteure beteiligen. Ein solches Netz-
werk würde zur Mobilisierung und Bündelung von 
Ressourcen zur Forschung im Bereich Gesundheit 
an der Schnittstelle von Mensch und Umwelt die-
nen. Das Netzwerk soll lösungs- und gemeinwohl-
orientiert arbeiten. Transdisziplinarität sollte dabei 
im Fokus stehen. Die einzelnen Forschungszent-
ren würden dabei zunächst eine Leuchtturmfunk-
tion in ihren nationalen und regionalen Wissen-
schaftslandschaften einnehmen, dienen aber lang-
fristig der lokalen Kapazitätsentwicklung. Dazu 
trägt unter anderem die offene Bereitstellung von 
Forschungsdaten und -ergebnissen bei. Ein zent-
raler Punkt in der Governance dieser Partnerschaft 
sollte die Rolle der Gastgeberländer und -regionen 
in der programmatischen Ausrichtung der einzel-
nen Forschungszentren sein. Ein solches Netzwerk 
würde zwar weitgehend geberfinanziert betrieben, 
die Forschungsagenda sollte jedoch den lokalen 
Bedürfnissen entsprechen. Die Ausrichtungen der 
einzelnen regionalen Zentren des Netzwerks sollten 
dabei aufeinander abgestimmt und Überlappungen 
mit bestehenden Institutionen vermieden werden. 
Agendasetting soll also lokal mitbestimmt,   inter- 
und transdisziplinär einen langfristigen Kapazitäts-
aufbau in der Region bewirken und den Aufbau 
lokaler Wertschöpfungsketten fördern.
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Wissenschafts- und Innovationssysteme besser für 
künftige Umwelt- und Gesundheitskrisen aufstellen
1. „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ als The-

menschwerpunkt: Die nationale und internationale 
Wissenschaftslandschaft sollte sich auf die Inter-
dependenz von Umwelt, Klima und Ökosystemen 
und menschlicher Gesundheit ausrichten, um deren 
Erforschung systematisch und mit Blick auf mög-
liche zukünftige Krisen inter- und transdiszipli-
när voranzutreiben. Die thematischen Agenden-
setzungen sind momentan noch von einer starken 
Fokussierung auf umweltbezogene Herausforde-
rungen oder Gesundheitsrisiken geprägt. Die Erfor-
schung der gegenseitigen Dynamiken zwischen 
ihnen sollte verstärkt werden. Der WBGU begrüßt 
den Entwurf der Zukunftsstrategie Forschung und 
Innovation, in dem als Ziel festgeschrieben ist, das 
Verständnis der Zusammenhänge zwischen der 
Umwelt und der menschlichen Gesundheit zu för-
dern (BMBF, 2022b: 28) und in dem auch auf zen-
trale Themen wie Pandemievorsorge, antimikro-
bielle Resistenzen, gesundheitliche Ungleichhei-
ten, armutsassoziierte Krankheiten und Prävention 
verwiesen wird. Weiter begrüßt der WBGU die res-
sortübergreifend gegründete Forschungsplattform 
für One Health, festgehalten in der Vereinbarung 
zu Forschung für Gesundheit von Mensch, Tier und 
Umwelt (One Health) zwischen BMBF, BMG, BMEL, 
BMUV, BMVg und BMZ. Diese gilt es nun, im Sinne 
der Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ 
weiterzuentwickeln und von den verschiedenen 
Ressorts mit der entsprechenden Wissenschaftsför-
derung zu unterlegen. Orientierung für die Weiter-
entwicklung von Förder- und Forschungsprogram-
men bieten die konkreten Forschungsempfehlun-
gen, die der WBGU in den Kapiteln 4, 5, 6, 7 und 
8 dieses Gutachtens formuliert. Darüber hinaus lie-
ferte das EU-finanzierte Projekt „Health Environ-
ment Research Agenda for Europe“ (HERA) eine 
Übersicht zentraler Forschungslücken im Umwelt-
Gesundheits-Nexus (Huss et al., 2022).

2. Wissenschaftsallianz im Sinne des Leitbilds „Gesund 
leben auf einer gesunden Erde“. Interdisziplinari-
tät fördern: Die disziplinäre Ordnungsstruktur der 
Wissenschaft sollte an den Schnittstellen zwischen 
Umwelt und Gesundheit gezielt durch interdiszi-
plinäre Formate der Wissensproduktion und wis-
senschaftlichen Nachwuchsförderung ergänzt wer-
den. Sowohl die interdisziplinäre Kooperation zwi-
schen Gesundheitswissenschaften bzw. Medizin 
und Natur- bzw. Umweltwissenschaften als auch 
die kooperative Wissensproduktion mit den Sozial- 
und Wirtschaftswissenschaften sollte ausgebaut 
werden. Systemische Analysen und die Entwick-

lung von Handlungsansätzen entlang des Zusam-
menspiels von Umwelt und menschlicher Gesund-
heit werden in Zukunft zunehmend gefordert sein. 
In Vorbereitung dessen bedarf es bereits heute der 
Ausbildung der strukturellen Voraussetzungen an 
Universitäten und außeruniversitären Einrichtun-
gen. Konkret spricht sich der WBGU für die Einrich-
tung einer Wissenschaftsallianz im Sinne des Leit-
bilds „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ aus, 
über die gezielt missionsorientierte Forschung an 
den Schnittstellen Umwelt-Gesundheit in Koope-
ration zwischen Universitäten und außeruniversi-
tären Einrichtungen gefördert wird. Für die struk-
turelle Aufstellung der Allianz kann die Deutsche 
Allianz Meeresforschung als Beispiel genutzt wer-
den. Neben der vorgesehenen Vernetzung der 
Human- und Veterinärmedizin mit den Umwelt-
wissenschaften, unterstreicht der WBGU die Not-
wendigkeit, auch die Sozial- und Geisteswissen-
schaften einzubinden. Im Bereich der medizini-
schen Forschung reichen die anzustrebenden inter-
disziplinären Kooperationskonstellationen von 
biomedizinischer Grundlagenforschung und pati-
ent:innenorientierter klinischer Forschung bis hin 
zum öffentlichen Gesundheitsdienst. Ein Beispiel 
stellt die Task Force COVID-19 des Europäischen 
Netzwerks Klinischer Forschungsinfrastrukturen 
(ECRIN) dar, die während der Pandemie zeitnah 
Forschungsliteratur sowie ein Metadatenreposito-
rium zur Verfügung stellte (WR, 2021: 50). Auch 
„Public-Health-Forschung, Versorgungs- und Prä-
ventionsforschung sowie die Gesundheitswissen-
schaften, zu denen Pflege-, Hebammen- und Thera-
piewissenschaften gehören“, sollten besser vernetzt 
werden (WR, 2021: 15). So argumentiert der Wis-
senschaftsrat: „Eine intensive Vernetzung medizini-
scher mit medizinrelevanten Fachexpertisen bietet 
die Möglichkeit, Translationsprozesse über die indi-
vidualmedizinische Diagnostik und Therapie hinaus 
für die gesamte Breite der Gesundheitsversorgung 
zu verbessern“ (WR, 2021: 15). Des Weiteren ist die 
Kooperation der Gesundheits- und Präventionsfor-
schung mit anderen Disziplinen weiter auszubauen.

3. Szenarienforschung und Foresight-Studies: Auch 
ist die Förderung historischer Umwelt-Gesund-
heitsforschung wie auch interdisziplinärer Szena-
rienforschung notwendig. Insbesondere Szenari-
enforschung, die naturwissenschaftliche, gesund-
heitswissenschaftliche und sozialwissenschaftliche 
Expertise und Veränderungsprozesse mit Ver-
gangenheitsbezug empirisch zusammenführt und 
modellbasiert in die Zukunft (im Sinne von länger-
fristigen Foresight-Studien) untersucht, stellt bis-
her eine dringend zu füllende Leerstelle dar. Des 
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Weiteren sind Modellierungen zu globalen Verän-
derungsprozessen in ihren wissenschaftlichen Aus-
sagen nur verlässlich und auch politisch verwert-
bar, wenn sie auf empirischen Datensammlungen 
aus unterschiedlichen Weltregionen, Ökosystemen, 
gesellschaftlichen Organisationsformen und Kultur-
räumen beruhen. Der WBGU empfiehlt mit Nach-
druck, der existierenden geographischen Schief-
lage der Wissenschaft zu Umweltveränderungen 
und menschlicher Gesundheit mit Fokus auf den 
OECD-Kontext und wenige andere Länder entschie-
den entgegenzuwirken. Das Zusammenspiel von 
Umwelt und menschlicher Gesundheit muss welt-
weit untersucht werden. Nur so können die Dyna-
miken differenziert genug eingeschätzt und mögli-
chen künftigen Gesundheits-, Epidemie- und Pan-
demierisiken frühzeitig begegnet werden.

4. Dateninfrastrukturen im Umwelt-Gesundheits-
Nexus ausbauen: Die beschleunigte Dynamisierung 
von Umweltveränderungen (inklusive Klimawandel 
und Biodiversitätsverlust) und Risiken, denen sich 
die menschliche Gesundheit gegenübersieht, legen 
eine präventive, zukünftige Risiken erforschende 
Forschung nahe. Da jedoch die Zukunft nicht empi-
risch, sondern lediglich theoretisch (modellbasiert) 
erforscht werden kann, ist die historische Tiefe (d.  h. 
Langzeitdatenreihen bei möglichst hoher Daten-
dichte und -qualität) umso wichtiger, um Modellie-
rungen möglichst realitätsnah vorzunehmen. Es ist 
somit von unmittelbarer Bedeutung, die existieren-
den Dateninfrastrukturen im Umwelt-Gesundheits-
Nexus sukzessive zusammenführend weiterzuent-
wickeln und auszubauen. Regierungen, Privatsek-
tor und Zivilgesellschaft sollten in diesem Kontext 
zusammenarbeiten, um Fähigkeiten im Bereich der 
Gesundheits- und Umweltdatenerhebung gemein-
sam aufzubauen und aufrechtzuerhalten. Da die 
meisten neu auftretenden Infektionskrankheiten 
an der Schnittstelle zwischen Mensch, Tier und 
Umwelt entstehen, ist es von besonderer Bedeu-
tung, Genomsequenzdaten von Krankheitserre-
gern mit weiteren Daten wie klinischen, epidemio-
logischen und biologischen Metadaten zu verknüp-
fen, die Umweltdatenerhebung als Instrument der 
Pandemievorsorge zu stärken (Bright et al., 2022: 
3–5) sowie Institutionen der öffentlichen Gesund-
heit als auch Veterinär-, Lebensmittel- und Land-
wirtschaftsbehörden in Systeme der Datenerhe-
bung einzuschließen (Ricciardi und Lomazzi, 2022: 
5). Ein bedeutendes Beispiel der Verknüpfung von 
Umwelt- und Gesundheitsdaten auf nationaler 
Ebene stellt hier die Nationale Kohorte (NAKO) dar, 
eine interdisziplinäre Studie getragen von 27 For-
schungseinrichtungen in Deutschland (Kasten 6.5-

1). Zur weiteren Förderung der Verschränkung von 
Umwelt- und Gesundheitsdaten sollten einerseits 
nationale und subnationale Systeme der Datener-
hebung in allen Ländern gestärkt sowie Datenstan-
dards eingerichtet werden (Kap. 6.6.1.3, 6.6.2.4). 
Der Verein Nationale Forschungsdateninfrastruk-
tur (NFDI) e.  V., der Akteure aus Wissenschaft und 
Forschung in Deutschland zusammenführt und 
das Ziel verfolgt, ein umfassendes nationales For-
schungsdatenmanagement zu etablieren und aus-
zubauen (NFDI, o.J.), stellt einen wichtigen Schritt 
in diese Richtung dar. Insbesondere die Vernetzung 
von Datenbeständen aus der Gesundheits- und 
Umweltforschung sollte hierbei unterstützt werden. 
Weiterhin gilt es, im Umgang mit diesen Daten die 
Kenntnisse des Personals im öffentlichen Gesund-
heitswesen zur Auswertung von Gesundheitsdaten 
auszubauen. Andererseits sollte auch eine globale 
Architektur für die Datendokumentation und -ana-
lyse aufgebaut werden, um u.  a. bei Notfällen der 
öffentlichen Gesundheit einen raschen und umfas-
senden Austausch von Informationen sowie deren 
Analyse zu gewährleisten. Hierfür sollte mit beste-
henden Plattformen zum Informationsaustausch 
von Gesundheitsdaten, wie der Global Initiative on 
Sharing All Influenza Data (GISAID), in der welt-
weit die meisten Genomsequenzdaten des SARS-
CoV-2-Viruses gesammelt wurden, zusammenge-
arbeitet werden (Bright et al., 2022: 4f.). Außer-
dem sollten Abkommen zu Systemen zum Informa-
tionsaustausch derart getroffen sowie die Kohärenz 
mehrerer Abkommen sichergestellt werden, dass 
alle Länder von der Teilnahme an den Regelungen 
des Datenaustausches, der -dokumentation und 
-analyse profitieren. Das bedeutet, es sollte u.  a. für 
einen gleichberechtigten Zugang zu Genomsequenz-
daten sowie Maßnahmen gesorgt werden, die auf 
der Grundlage dieser Daten entwickelt werden kön-
nen, wie Impfstoffe, Diagnostika und Therapeutika.

5. Aufbau transdisziplinärer und implementierungs-
relevanter Netzwerkstrukturen: Für den  künftigen 
Umgang mit klima- und umweltwandelbeding-
ten Gesundheitsrisiken auf Ebene der Politik sowie 
innerhalb der Privatwirtschaft und Zivilgesell-
schaft ist weiter der gezielte Aufbau transdiszipli-
närer und implementierungsrelevanter Netzwerk-
strukturen über transdisziplinäre und transforma-
tive Wissenschaft zwischen Gesundheit-, Umwelt-, 
Sozial- und Wirtschaftswissenschaften zu empfeh-
len. Hierbei ist auch auf eine internationale Öffnung 
und  Einbettung der Netzwerkstrukturen zu achten. 
Strukturell kann dies über eine Erweiterung exis-
tierender Science-Policy-Interfaces und Netzwerk-
strukturen im Bereich der Nachhaltigkeitsforschung 
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und -politik (z.  B. Think7, Think20, Sustainable 
Development Solutions Network (SDSN) Germany, 
SDSN Europe) oder auch über von der Bundesre-
gierung getragene Austauschrunden mit der Privat-
wirtschaft (z.  B. Runder Tisch Impfstoffproduktion 
des BMZ) sichergestellt werden. Im Rahmen der 
Verhandlungen der Gruppe der Sieben (G7) emp-
fiehlt der WBGU die Einführung einer Planetary 
Health Task Force auf Ebene der WHO, um den Her-
ausforderungen der systemischen Zusammenfüh-
rung von Umweltwandel- und Gesundheitsexperti-
sen zu entsprechen. Dies würde die gezielte Koordi-
nation von Netzwerkstrukturen an der Schnittstelle 
von Umwelt und Gesundheit auf Ebene der WHO 
ermöglichen (Kap. 7.2). Für die gezielte Stärkung 
des Innovationssystems Deutschlands und Europas 
an der Schnittstelle Umwelt-Gesundheit sind jedoch 
die systemische Begleitung und der kontinuierliche 
Austausch mit privatwirtschaftlichen Akteuren und 
die Rückkopplung dieses Austauschs mit der deut-
schen Wissenschaftspolitik und Förderlandschaft 
von substanzieller Bedeutung. Strukturen zur För-
derung dieses Austauschs sollten weiter ausgebaut 
werden.

6. Klimastabilisierende Transformationsprozesse in  der 
Wissenschaft selbst stärken: Wissenschaft trägt 
selbst zu Umweltwandel und gesundheitlichen Her-
ausforderungen bei und ist gefordert, sich klimasta-
bilisierend und gesundheitsfördernd weiterzuentwi-
ckeln. Entsprechende Ansätze finden sich als Teil der 
BMBF-finanzierten Initiative „Leitfaden Nachhaltig-
keit (LeNa)“ der außeruniversitären Forschungsge-
meinschaften Leibniz, Helmholtz und Fraunhofer, im 
„Beitrag zu mehr Nachhaltigkeit in der Forschungs-
förderung“ der DFG oder auch in der ressortnahen 
Forschung (z.  B. Klimaneutrales BMZ 2030). Diese 
und weitere Initiativen, Wissenschaft selbst nach-
haltiger, CO2-ärmer und gesundheitsfördernd für 
Mensch und Umwelt zu gestalten, sollten strukturell 
gefördert, sowie finanziell und personell der Heraus-
forderung entsprechend ausgestattet werden.

8.2.6
Wissenschaft im Sinne des Leitbilds 
„Gesund leben auf einer gesunden Erde“

Unsere planetaren Leitplanken sind weitestgehend 
erreicht oder überschritten. Multiple Krisen mit hoher 
Dynamik sind die Folge. Für die Wissenschaft bedeutet 
dies, dass sie zum Motor zirkulärer, klimastabilisieren-
der und gesundheitsfördernder Wohlstandssicherung 
werden muss. Sowohl der Umgang mit Umwelt- und 
Gesundheitskrisen, als auch die aktive Gestaltung von 

Transformationsprozessen für planetare Gesundheit 
und Nachhaltigkeit, im Sinne des Leitbilds „Gesund 
leben auf einer gesunden Erde“, benötigen wissen-
schaftlich basierte Lösungsansätze und technologische 
und institutionelle Innovationen, die der großen Viel-
falt von Anwendungskontexten weltweit entsprechen. 
Auch gilt es als Teil der transformativen Wissenspro-
duktion, die transnationalen Dialogprozesse und 
-strukturen zu gestalten, die notwendig sind, um 
gesellschaftliche Wirkmacht über soziale Gruppen und 
Kontinente hinweg zu entfalten.
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Dieses Kapitel enthält die im vorliegenden Gutachten entwickelten Hand-
lungs- und Forschungsempfehlungen zusammengefasst in einer Übersicht. 
Die vollständigen Empfehlungen mit weiteren Aspekten, Details und Beispie-
len finden sich in den Kapiteln 4–8.

Lebensbereiche gestalten: Ernähren, 
Bewegen, Wohnen

Wege zu einer gesunden Ernährung – für alle 

Eine Umstellung der Ernährung des Menschen auf 
größtenteils pflanzenbasierte Ernährung mit einer 
Reduktion des Fleischkonsums um ca. 80  % sowie die 
weitere Beschränkung von tierischen Produkten z.  B. 
bei extensiver Nutzung naturnaher Graslandschaften 
bietet die Grundlage für eine nachhaltige und bedarfs-
deckende, ressourceneffiziente, ökologisch tragfähige 
und gesundheitsfördernde Ernährung der wachsenden 
Weltbevölkerung, insbesondere im Angesicht der  
weltweit zunehmend gefährlichen Auswirkungen des  
Klimawandels. Durch eine grundlegende Umstrukturie-
rung unserer Produktions- und Ernährungsweisen lässt 
sich das Ziel einer für alle zugänglichen, verbesserten 
und gesünderen Ernährung bei gleichzeitig reduzierten 

Umweltauswirkungen erreichen. Aufeinander abge-
stimmte Forschung zu Produktion und Konsum kann 
richtungsweisend sein, um die Ernährung von Men-
schen und Nutztieren zum Nutzen von Menschheit, 
Arten und Ökosystemen zu transformieren und somit 
auch einen wesentlichen Beitrag zu deren Zukunfts-
fähigkeit zu leisten (Kap. 4.1). 

Handlungsempfehlungen 

Attraktivität und Wertschätzung von gesunden, 
reichhaltigen und vielfältigen Lebensmitteln 
stärken

 > Attraktivität von und Wertschätzung für gesunde 
Ernährung stärken: Die Vorteile und Vielfalt nach-
haltiger Ernährung (orientiert an der Planetary 
Health Diet) und die damit verbundene und notwen-
dige Wertschätzung von gesundheitsförderlichen 
und nachhaltigen Nahrungsmitteln sollten deut-
licher vermittelt werden. Hierfür wird eine positive 
Ernährungskommunikation und -bildung im Rah-
men von Bildungsmaßnahmen und Aufklärungs-
kampagnen, aber auch in der Werbung sowie in der 
Kommunikation und Umsetzung politischer Maß-
nahmen empfohlen. 

 > Ernährungsumstellung fördern: Unter Berücksichti-
gung lokaler, regionaler und nationaler Besonder-
heiten sollte die Umstellung hin zu einer überwie-
gend pflanzenbasierten Ernährung gefördert werden, 
die in ausreichenden Mengen und gesunder, 
erschwinglicher Vielfalt – den Leitlinien der  Planetary 
Health Diet folgend – für alle möglich ist. 
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Leitlinien und Empfehlungen für gesunde und 
nachhaltige Ernährung anpassen

 > Ernährungsleitlinien anpassen: Nationale (z.  B. der 
Deutschen Gesellschaft für Ernährung) sowie inter-
nationale Ernährungs- und Stillleitlinien für alle Al-
ters- und Bevölkerungsgruppen sollten an die Leit-
linien der Planetary Health Diet für eine gesunde 
und nachhaltige Ernährung angepasst werden. 

Lebensbegleitende Bildung zu 
gesundheitsförderlicher und nachhaltiger 
Ernährung in Theorie und Praxis 

 > Theoretisches Wissen vermitteln und praktisches 
Handeln für gesunde und nachhaltige Ernährung för-
dern: Flächendeckende Bildungsmaßnahmen sollten 
zum einen Wissen über gesunde und nachhaltige 
Ernährung vermitteln. Zum anderen sollten sie zur 
Ausbildung einer handlungsorientierten planetaren 
Gesundheitskompetenz befähigen, die bei der Nah-
rungsmittelauswahl und -zubereitung nachhaltige 
Entscheidungen ermöglicht und mit entsprechend 
transformativem Handeln in der Praxis einhergeht. 
Neben der flächendeckenden Bildung für alle Alters-
gruppen wird ein Fokus auf die Aus-, Fort- und Wei-
terbildung von Multiplikator:innen empfohlen.

 > Gemeinschafts- und Außer-Haus-Verpflegung gesund-
heitsförderlich und nachhaltig gestalten: Die Nahrungs-
mittelversorgung und -verarbeitung sowie Ernäh-
rungsumgebungen in der Gemeinschaftsverpflegung 
bzw. in der Außer-Haus-Verpflegung allgemein – in 
Großküchen öffentlicher Einrichtungen, von Kinder-
gärten, Schulen, Universitäten, Kliniken und Betrie-
ben – sollte im Sinne eines gesamtinstitutionellen 
Ansatzes hin zu einer gesundheits-, klima- und bio-
diversitätsförderlichen Ernährung umgebaut werden.

Aufklärungsinitiativen als Beitrag zu 
gesundheitsförderlichem Verhalten

 > Bestehende Strukturen und Vorhaben zur Ernäh-
rungswende nutzen bzw. konkretisieren: Die Bundes-
regierung sollte ihre Vorhaben zur Unterstützung 
einer Ernährungswende konkretisieren. So könnte 
beispielsweise eine Kampagne, die auf nachhaltigere 
Ernährung und Bewegung in den ersten 1.000 
Lebenstage abzielt und mit der Umsetzung von ent-
sprechenden Maßnahmen einhergeht, an beste-
hende Strukturen wie das „Netzwerk Gesund ins 
Leben“ oder „IN FORM“ anknüpfen. 

 > Aufklärungskampagnen für Ernährungswende ein-
setzen: Nationale und internationale zielgruppen-
orientierte Aufklärungskampagnen sollten die Attrak-
tivität und Notwendigkeit eines neuen Speiseplan-
standards für gesunde nachhaltige Ernährung in den 
Blick der Bevölkerung rücken, über gesundheits- 

und umweltschädliche Wirkungen aktueller Ernäh-
rungsmuster informieren sowie einen achtsamen 
und wertschätzenden Umgang mit Lebensmitteln 
hervorheben und dadurch Lebensmittelverschwen-
dung entgegenwirken.

 > Lebensmittel hinsichtlich ihrer Gesundheits- und 
Umweltwirkungen einheitlich kennzeichnen: Ver-
braucherfreundliche, integrierte und für Unterneh-
men verpflichtende Kennzeichnung von Lebensmit-
teln bezüglich ihres Nährwerts sowie ihrer Auswir-
kungen auf Gesundheit und Umwelt sollten Men-
schen beim Kauf von Nahrungsmitteln unterstützen. 
Dies erfordert auch, die Vielzahl aktuell vorhande-
ner Siegel im Sinne der Übersichtlichkeit zu reduzie-
ren und eine möglichst einheitliche Darstellung 
anzustreben.

 > Werbung für ungesunde und nicht nachhaltige 
Lebensmittel eindämmen: In öffentlich-rechtlichen 
Medien sollte die platzierte Werbung für gesund-
heitsschädliche und nicht nachhaltige Lebensmittel 
eingedämmt werden. In Deutschland kann beispiels-
weise mit einer bundeseinheitlichen Regelung nicht 
nur Werbung für Lebensmittel mit hohem Zucker-, 
Fett- oder Salzgehalt gegenüber Kindern weiter ein-
geschränkt, sondern auch die Kommunikation von 
Aspekten ökologischer Nachhaltigkeit bei Lebens-
mitteln gefördert werden.

Beitrag staatlicher Akteure zu gesunden, fairen 
und resilienten Ernährungsumgebungen für 
planetare Gesundheit

 > Umwelt- und Gesundheitskosten in Lebensmittelprei-
sen abbilden: Durch Steuern und andere Abgaben 
sollten die gesellschaftlichen Folgekosten von Lebens-
mitteln, z.  B. aus Umweltbelastung und Treibhaus-
gasemissionen in der Produktion sowie Gesund-
heitsfolgen des Verbrauchs, eingepreist und sichtbar 
gemacht werden. Nachhaltige Produkte werden ent-
sprechend im Verhältnis günstiger und attraktiver. 
Ein Beispiel für solche Lenkungssteuern stellt die 
Zuckersteuer dar. Eine Subventionierung von Lebens-
mittel sollte nur dann erfolgen, wenn ihr Konsum 
mit positiven Effekten auf die Gesundheit und Nach-
haltigkeit verbunden ist.

Förderung ökologischer Produktionsweisen und 
lokaler Märkte

 > Landwirtschaftliche Betriebe zertifizieren: Eine Zer-
tifizierung der Nachhaltigkeit landwirtschaftlicher 
Betriebe sollte schrittweise verpflichtend gemacht 
werden. Lebensmittelverarbeitung und -handel soll-
ten auf Nachweispflichten und die Zertifizierungen 
landwirtschaftlicher Betriebe zurückgreifen können, 
um die gesellschaftlichen Kosten von Ernährung 
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darzustellen und Konsumentscheidungen zu unter-
stützen. 

 > Lieferkettengesetze und Transparenzvorschriften 
ausbauen: Lieferkettengesetze und Transparenzvor-
schriften über alle Stufen der Nahrungsmittelpro-
duktion und unter Beachtung regionaler Schwer-
punktthemen bieten einen wichtigen Ansatzpunkt 
für verbesserte Transparenz.

 > Bepreisung und Regulierung von Externalitäten und 
Anpassung von Subventionen in der Landwirtschaft: 
Das Ernährungssystem in seiner aktuellen Ausge-
staltung verursacht hohe Kosten, welche von der 
Gemeinschaft getragen werden müssen. Ein konsis-
tentes System, das Externalitäten in der Landwirt-
schaft durch Lenkungssteuern einpreist und u.  a. für 
Verbraucher sichtbar macht, ggf. reguliert sowie 
Subventionen primär an öffentliche Güter knüpft, 
kann zu einem nachhaltigen Umgang mit Land und 
einer gesunden nachhaltigen Ernährung beitragen. 

 > Fischerei nachhaltig gestalten: Dies umfasst insbe-
sondere die Umsetzung des WTO-Beschlusses aus 
dem Jahr 2022 zum gezielten Abbau von Subventio-
nen für die Industriefischerei. Hingegen sollten 
Niedrigeinkommensländer verstärkt beim Aufbau 
einer eigenen Blue Economy gefördert werden. Des 
Weiteren sollten lokale fischverarbeitende Indus-
trien und transregionales Marketing zur Stärkung 
lokaler Wertschöpfungsketten gezielt entwickelt 
werden. 

Landwirtschaftliche Produktion umweltschonend 
und resilient gestalten 

 > Nachhaltige Raum- und Landschaftsplanung sowie 
Landnutzung zum Erhalt von Biodiversität und Öko-
systemleistungen stärken: Vor dem Hintergrund des 
neuen Kunming-Montreal Rahmenwerks für die 
Biodiversität ist der Bedarf an integrierter Land-
schaftsplanung weiter gestiegen. Dies gilt insbeson-
dere auch für bevölkerungsreiche Länder Afrikas mit 
hohem Bedarf an Ernährungssicherung und gleich-
zeitig einer bedeutenden Rolle im Bereich des Arten-
schutzes (z.  B. Äthiopien, Nigeria oder Somalia). 
Nachhaltige Raum- und Landschaftsplanung kann 
bedeuten, naturnahe Mosaiklandschaften bzw. 
Land-Sharing-Ansätze zu erhalten und auszubauen, 
Pflanzen- und Tierproduktion zu koppeln sowie mehr 
diversifizierte, multifunktionale landwirtschaftliche 
Produktionssysteme anzuwenden. Hierzu gehört 
insbesondere auch, gesunde und degradierte Böden 
durch entsprechendes Management und Maßnah-
men zu erhalten bzw. wieder aufzubauen, beispiels-
weise durch eine erhöhte Diversität und Rotation 
der Nutzpflanzen oder den Einsatz alternativer  
Düngemittel. 

 > Förderung der (Weiter-)Entwicklung und Implemen-
tierung wissenschaftlicher und technischer Innovatio-
nen und der Digitalisierung in der Landwirtschaft:  
An die jeweiligen Landwirtschaftssysteme ange-
passte, bereits existierende technische Innovationen 
für die Nachhaltigkeit (z.  B. Digitalisierung) sollten 
weiterentwickelt und implementiert werden. Sowohl 
Re gierungen als auch Unternehmen und Investoren 
sollen daher die Ausgaben für Forschung, Entwick-
lung und Innovationen erhöhen. 

 > Transfer von Wissen sowie Aus- und Weiterbildung in 
Bezug auf nachhaltige Produktionspraktiken fördern: 
Ziel ist eine Förderung von aktiver Teilnahme und 
Verständnis, von Wissenstransfer und einem Lernen 
voneinander sowie der gemeinsamen Produktion 
von Wissen durch alle beteiligten Akteure, beispiels-
weise durch den Aufbau von Netzwerken und die 
Durchführung von Schulungen. 

 > Nahrungsmittelverluste und Ineffizienzen in der land-
wirtschaftlichen Produktion reduzieren: Die Verringe-
rung von Nahrungsmittelverlusten direkt nach der 
Produktion sowie entlang der weiteren Verarbei-
tungs- und Lieferketten würde Treibhausgasemissio-
nen und die Notwendigkeit einer Produktivitäts-
steigerung in der Landwirtschaft verringern und ins-
besondere auch zur Ernährungssicherheit beitragen. 

Fischerei und Aquakultur umweltschonend und 
resilient gestalten

 > Nachhaltige Fangmethoden fördern: Die Förderung 
nachhaltiger Fangmethoden beinhaltet sowohl die 
Anpassung ökosystemgerechter Fangmethoden als 
auch ein Verbot bzw. die Durchsetzung von Ver-
boten und eine effektivere Überwachung z.  B. zer-
störerischer Fangmethoden oder den Umgang mit 
Beifang.

 > Umweltbelastungen durch Aquakultur verringern 
und Systeme an den Klimawandel anpassen: Durch 
die Förderung und Umsetzung umweltfreundlicher 
Praktiken und technischer Innovationen können 
sowohl die Umweltbelastungen verringert als auch 
die Resilienz von Aquakultursystemen gegenüber 
dem Klimawandel erhöht werden. 

 > Flexibles und nachhaltiges Fischereimanagement för-
dern: Bewirtschaftungsstrategien und Schutzmaß-
nahmen im Klimawandel flexibel planen und umset-
zen. In Anbetracht wissenschaftlicher Unsicher-
heiten zu den Auswirkungen des Klimawandels 
Kapazitäten des regionalen Fischereimanagement 
institutionell stärken und entwickeln.

 > Kleinfischerei und Küstenfischerei stärken, insbeson-
dere in Ländern niedrigen und mittleren Einkommens: 
Beispiele sind ein Verbot jeglicher Fischereiaktivitä-
ten außerhalb der Ausschließlichen Wirtschaftszone 
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(AWZ) oder eine gerechtere Aufteilung von Fischerei-
rechten.

 > Technologie- und Wissenstransfer fördern: Verstärkte 
Erzeugung von Daten, die allen Akteuren zugänglich 
sind, z.  B. durch Wissenschaft und Monitoring, 
Transfer von Technologien, Aufbau digitaler Infra-
struktur sowie durch die Förderung von Wissens-
transfer und -austausch und der gemeinsamen Pro-
duktion von Wissen durch alle beteiligten Akteure.

 > Nahrungsmittelverluste in der Fischerei und Aquakul-
tur minimieren: Beispielsweise durch technologische 
Verbesserungen entlang der Wertschöpfungskette, 
eine effizientere Infrastruktur für Logistik und Ver-
arbeitung sowie die Reduktion von Beifang bzw. der 
übermäßigen Nutzung von Wildfängen als Futter in 
der Aquakultur. 

Berücksichtigung von Markt- und 
Machtkonzentration 

 > Transparenz der Rolle von Nahrungs- und Agrarkon-
zernen erhöhen: Die Rolle von Nahrungs- und Agrar-
konzernen in Ernährungssystemen und ihr Einfluss, 
z.  B. auch auf die multilaterale Agendensetzung zu 
Ernährungssystemen, sollte transparenter gemacht 
werden. Treffen wie der UN Food System Summit 
sollten den starken Einfluss von Unternehmen (auch 
auf die Konferenzen selbst) diskutieren und nach 
strukturellen Lösungen für mehr Ausgewogenheit 
suchen. Erste Entwürfe der WHO hierzu werden als 
noch nicht ausreichend wahrgenommen. Verstärkte 
internationale Zusammenarbeit in Form einer „Frame-
work Convention on Food Systems“ kann hierbei die 
diversen Akteursgruppen zusammenbringen.

Forschungsempfehlungen 

 > Forschung zum Zusammenhang zwischen nachhalti-
ger Ernährung und Gesundheit- und Umweltwirkun-
gen stärken: Der Zusammenhang zwischen einem 
Übergang zu gesunder, nachhaltiger Ernährung und 
der Verbesserung menschlicher Gesundheit sollte 
besser erforscht werden. Diese Forschung sollte Län-
der mit unterschiedlichen Einkommen betrachten 
und durch verschiedene Länder durchgeführt wer-
den. Hierfür können auch laufende große Kohorten-
studien wie die NAKO-Gesundheitsstudie oder die 
COPLANT-Studie genutzt werden. Zudem sollten die 
Auswirkungen von Nahrungsmitteln, insbesondere 
von Nahrungsmittelinnovationen auf Gesundheit 
und Umwelt simultan erforscht werden. Dabei ist 
zwischen verschiedenen pflanzenbasierten Ernäh-
rungsweisen zu differenzieren, da nicht alle gleich 
positiv auf Gesundheit und Umwelt wirken. Des 
Weiteren sollte an bestehende Studien angeknüpft 

und auch bei künftigen Studien Bildung und Kom-
petenzen zu Ernährung oder Bewegung sowie, 
Aspekte ökologischer Nachhaltigkeit zu integrieren.

 > Transdisziplinäre Forschung zur Effektivität von 
Maßnahmen zur Veränderung von Ernährungsge-
wohnheiten stärken: Die Effektivität von Maßnah-
men für gesundheitsförderliche und nachhaltige 
Ernährung in der Kantinenversorgung auf Gesund-
heit und Lebensqualität sollte transdisziplinär unter-
sucht werden. Sowohl die Kantinenversorgung von 
Kindern und Jugendlichen als auch von Erwachse-
nen sollte betrachtet werden, und dabei insbeson-
dere förderliche und hinderliche Faktoren für eine 
Anpassung der Verzehrmuster. Bei erfolgreich imple-
mentierten, effektiven Maßnahmen sollte zudem die 
begleitende Kommunikation evaluiert werden. Die 
Gründe für kurzfristige Änderungen von Ernährungs-
gewohnheiten wie während der COVID-19-Pande-
mie, sollten verstanden werden, um bei zukünftigen 
Krisen negativen Auswirkungen vorzubeugen und 
positive Auswirkungen für die sozialökologische 
Transformation nutzbar zu machen. Empfohlen wird 
zudem transdisziplinäre Forschung zu institutionel-
len Innovationen über nationale, regionale und 
internationale Steuerungsebenen hinweg, die eine 
Ernährungswende in unterschiedlichen Weltregio-
nen ermöglichen. 

 > Kennzeichnung von Lebensmitteln und Effekte auf 
Konsumentscheidungen untersuchen: Aktuelle For-
schungsergebnisse aus Großbritannien und Irland 
zeigen, dass (verarbeitete) Lebensmittel, die laut 
Nährwertkennzeichnung über einen eher günstigen 
Nährwert verfügen, meistens auch umweltverträgli-
cher in der Herstellung sind. In Deutschland und den 
meisten anderen Ländern wurden solche Berech-
nungen noch nicht durchgeführt. Neben der Kombi-
nation von Nährwert und ökologischen Auswirkun-
gen sollte auch das komplexe Zusammenspiel mit 
Erschwinglichkeit und Zugänglichkeit gesunder und 
umweltfreundlicher Lebensmittel untersucht wer-
den, vor allem im Hinblick auf Kaufentscheidungen, 
Gesundheit und Wohlergehen von Bevölkerungs-
gruppen. 

 > Forschung zu Machtkonzentrationen und deren Aus-
wirkungen auf die Verfügbarkeit gesunder Lebens-
mittel: Es besteht Bedarf an der Erforschung wirk-
samer Maßnahmen zur Förderung resilienter Struktu-
ren in der Lebensmittelproduktion und vorge lagerten 
Bereichen, wie der Agrochemie oder Saatgutproduk-
tion, in unterschiedlichen Weltregionen. Hierbei 
sollten zum einen potenzielle Synergieeffekte bzw. 
betriebswirtschaftliche Vorteile von Marktkonzent-
ration und zum anderen negative Effekte wie eine 
damit möglicherweise einhergehende geringere 
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 Verbreitung gesunder Ernährungsweisen untersucht 
werden. 

 > Reformoptionen für Steuer- und Subventionssysteme 
erforschen: Aktuelle Produktionsweisen erzeugen 
negative externe Effekte für Mensch und Umwelt, 
welche sich nicht in Produktpreisen widerspiegeln. 
Teilweise werden diese durch Subventionen noch 
weiter verschärft. Daher besteht Bedarf an einer 
verstärkten Erforschung von Optionen, wie sowohl 
auf europäischer als auch auf multilateraler Ebene 
negative gesellschaftliche und ökologische Kosten 
internalisiert werden können. Dazu sollten die jewei-
ligen ökologischen, ökonomischen und sozialen 
Implikationen unterschiedlicher Maßnahmen zur 
Internalisierung externer Kosten verglichen werden 
(z.  B. Besteuerung, Regulierung). Ebenso müssen 
Möglichkeiten zur Reform von Subventionssyste-
men untersucht werden, so dass Subventionen für 
nicht nachhaltige Produktion schnellstmöglich iden-
tifiziert und abgebaut werden können. Weiterhin 
sollten sich Agrarsubventionen immer auch an öko-
logischen Maßstäben orientieren und hierfür geeig-
nete Beurteilungs- und Transformationsmechanis-
men entwickelt werden.

 > Up-scaling nachhaltiger Produktionspraktiken in der 
Landwirtschaft erforschen: Neue Ansätze wurden 
bislang hauptsächlich in kleinbäuerlichen Struktu-
ren bzw. Gemeinschaften angewandt. Angesichts der 
ambitionierten Klima- und Biodiversitätsziele ist es 
erforderlich, die Eignung verschiedener Betriebsfor-
men für bedarfsgerechte und nachhaltige Produkti-
onsweisen in Land- und Forstwirtschaft sowie Aqua-
kultur und Fischerei zu ermitteln und ggf. erforder-
liche Umstrukturierungen zu fördern.

 > Resilienzforschung in Landwirtschaft und Fischerei 
stärken: Zur Steigerung der ökologischen, sozialen 
und ökonomischen Resilienz in der Nahrungsmittel-
produktion gehören eine nachhaltige Produktivi-
tätssteigerung und gleichzeitige Anpassung an den 
Klimawandel sowie die Sicherung von Einkommen 
und Nahrungsgrundlage der Bevölkerung in beiden 
Schlüsselsektoren. Ob und wie sich Resilienz auf 
allen Ebenen operationalisieren und aufeinander 
abstimmen lässt, bleibt eine grundlegende For-
schungsfrage. Resilienzforschung sollte gestärkt 
werden, unterstützt durch lokales Wissen sowie eine 
frühzeitige, proaktive Aufklärung und Bewertung 
von Wissenslücken in beiden Sektoren. 

Bewegungsfreundliche Umwelt, 
umweltfreundliche Bewegung

Veränderte Bewegungsmuster bieten enormes Poten-
zial für Gesundheit und Umwelt. Aktuell wird körper-
liche Aktivität aus allen Lebensbereichen verdrängt. Im 
weltweiten Durchschnitt erreichen etwa die Hälfte der 
Kindergartenkinder, über Dreiviertel der Jugendlichen 
und ein Viertel der Erwachsenen die WHO-Empfehlung 
für körperliche Aktivität nicht und sitzen viele Stun-
den; in Hocheinkommensländern und für Mädchen und 
Frauen sind die Zahlen teilweise deutlich höher. Bewe-
gungsmangel und sedentäres Verhalten (vor allem Sit-
zen) sind aber wichtige Risikofaktoren für viele nicht 
übertragbare Krankheiten, und die zur Bewegungs-
vermeidung eingesetzten Hilfsmittel schaden häufig 
Umwelt und Menschen: Insbesondere Autoverkehr 
verbraucht viel Energie, Ressourcen und Platz, verur-
sacht Luftverschmutzung, Klimaschäden und Lärm. Er 
schränkt die Bewegungsfreiheit, Sicherheit, soziale 
Interaktionen und Teilhabe im Wohnumfeld ein sowie 
für alle, die zu Fuß gehen, Rad fahren oder auf öffent-
liche Verkehrsmittel angewiesen sind. Daher gliedern 
sich die Handlungsempfehlungen zu umweltfreund-
licher Bewegung in drei miteinander verschränkte 
Bereiche: Die Reintegration umweltfreundlicher Bewe-
gung in alle Lebensbereiche mit Querschnittsstrategien; 
damit verknüpft eine echte Mobilitätswende, bei der 
aktive Fortbewegung Autofahrten ersetzt; und schließ-
lich Bewegungs- und Autonomiebedürfnisse von Kin-
dern als Gestaltungsmaßstab für gesunde Lebensum-
welten. Die Forschungsempfehlungen betreffen u.  a. 
sedentäres Verhalten, Governancestrukturen und effek-
tive Interventionen für umweltbewusste Bewegungs-
förderung, Gesundheitsaspekte in der systemischen 
Mobilitätsforschung, politökonomische Forschung zur 
Transformation autozentrierter Gesellschaften sowie 
Strategien und lokale Transportmittel für LMIC (Kap. 4.2). 

Handlungsempfehlungen 

Bewegung in alle Alltagsbereiche reintegrieren 
und mit Klima- und Umweltschutz verbinden
Bewegungsförderung, Umwelt- und Klimaschutz unter-
stützen sich gegenseitig und sollten als gemeinschaft-
liches Projekt mit direkt erlebbaren, positiven Ein-
drücken eines gesunden, mobilen Lebens in gesunder 
Umwelt kommuniziert und angegangen werden. Dies 
erfordert äußere Verhältnisse in denen gesundes, 
umweltgerechtes Verhalten am attraktivsten ist. Dafür 
müssen verschiedene Akteure eng zusammenarbeiten, 
um übergreifende Strategien zu entwickeln und lokal 
angepasste Lösungen zu implementieren. 
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 > Integrativen 24 Stunden-Ansatz und Umweltpers-
pektive in Empfehlungen zu körperlicher Aktivität 
verankern: Nationale sowie internationale Empfeh-
lungen zu körperlicher Aktivität und sedentärem 
Verhalten sollten um Hinweise zu Bewegungsmög-
lichkeiten und -Strategien in verschiedenen Lebens-
bereichen und Umweltfolgen ergänzt werden und 
explizit auf Mehrgewinne aktiver Mobilität für 
Umwelt und Gesundheit verweisen. 

 > Querschnittsstrategien zur Bewegungsförderung stär-
ken: Großskalige, systemische Ansätze für mehr 
umweltfreundliche körperliche Aktivität erfordern 
nationale Querschnittsstrategien, für die acht Kern-
elemente unter dem Akronym „E-MOTIONkids“ 
zusammengefasst werden können: Fokus auf be-
wegungsfreundliche Verhältnisse und Umwelt 
(Environment); auf eine breite Datenbasis gestützte 
Analyse von Bewegungsverhalten und Maßnah-
menbewertung (Monitoring and evaluation); Kom-
petenzaufbau in der Bevölkerung und bei Fach-
personal (cOmpetences); quantifizierte Ziele für 
mehr Bewegung und die erwarteten Beiträge ver-
schiedener Lebensbereiche bzw. verantwortlicher 
Ressorts, separat auch für Kinder, und deren Nach-
verfolgung (Targets); finanzielle Anreize zur Bewe-
gung, Subventionsreformen, Finanzierung umwelt-
bewusster Programme zu körperlicher Aktivität und 
sedentärem Verhalten (Incentives and financing); 
nationale Koordinationsstrukturen für sektoren- 
und ressortübergreifende Programme und die Ska-
lierung erfolgreicher Ansätze sowie ausreichende 
Entscheidungsbefugnisse und Ressourcen für Städte 
und Kommunen (Organizational structures); Koope-
ration der Gesundheits-, Verkehrs-, Raumplanungs-, 
Sport-, Bildungs- und Familienpolitik aller Ebenen 
sowie wissenschaftlicher und zivilgesellschaftlicher 
Akteure, u.  a. durch Abstimmungspflichten und Ver-
knüpfung von Bewegungsförderungs- und Ressort-
strategien (Networks, cross-sector partnerships and 
policies); Kinder als wichtiger Gestaltungsfokus 
(kids).

Von Verkehrs- zu Mobilitätspolitik: Systemische 
Strategien für eine echte Mobilitätswende
Speziell im Mobilitätsbereich sind Kombinationen vie-
ler Maßnahmen nötig, z.  B. zu Infrastruktur, Raumpla-
nung, öffentlichen Angeboten sowie Regulierung und 
Bepreisung von Fahrzeugmerkmalen und -nutzung. 
Mobilität sollte nicht nur emissionsarm und effizient in 
Bezug auf Energie, Ressourcen und Flächen werden, 
sondern vor allem auch viel aktiver. Allen die zu Fuß 
gehen, Rad fahren oder öffentliche Verkehrsmittel nut-
zen, sollte volle gesellschaftliche Teilhabe möglich sein. 
Konsequent gesetzte Rahmenbedingungen für private 

PKW machen auch die ergänzende Nutzung von geteil-
ten Verkehrsmitteln (vor allem ÖP(N)V als „Rückgrat“) 
deutlich attraktiver.

 > Langfristige Strategien für aktivere Mobilität entwi-
ckeln: Nationale und städtische Mobilitätsstrategien 
sollten weiterentwickelt und dabei körperliche Akti-
vität und Verkehrssicherheit, Emissionen (Treib-
hausgase, Luftverschmutzung, Lärm) und Effizienz 
(Energie, Ressourcen, Flächen) mit jeweils quantifi-
zierten Zielen ins Zentrum gestellt werden. Die 
Umsetzung erfordert Kombinationen von Maßnah-
men, die Bewegung fördern, Autoverkehr einschrän-
ken sowie zur kommunikativen Begleitung; ihre Rei-
henfolge sollte gesellschaftliche und politökonomi-
sche Barrieren berücksichtigen und die Entwicklung 
neuer Gewohnheiten und sozialer Normen fördern. 
Fördermittel für urbane Mobilität sollten an die 
Erstellung von nachhaltigen urbanen Mobilitätsplä-
nen geknüpft werden. Straßenneubaupläne, ver-
kehrs- und z.  B. auch steuerpolitische Instrumente 
sollten überprüft und strategisch neu ausgerichtet 
werden. 

 > Einfluss von Interessengruppen vollständig transpa-
rent machen und Nachhaltigkeitsakteure stärker 
beteiligen: Für aktuelle und mögliche zukünftige 
Mobilitätssysteme und Geschäftsmodelle sollte dis-
kutiert werden, wer profitiert, wer die internen und 
externen Kosten, Gesundheits- und Umweltrisiken 
trägt und wie breite Teilhabemöglichkeiten gesichert 
werden können. Politische Einflussnahme aller Inte-
ressenvertreter sollte vollständig für die Öffentlich-
keit transparent gemacht werden. Besondere 
Zugänge zur Politik oder überproportionale Gremi-
enbeteiligungen (z.  B. der Auto-, Kraftstoff- und 
Straßenbauindustrien) oder personelle Überschnei-
dungen und Spenden müssen so offengelegt und 
verhindert werden. Maßnahmenbeispiele sind 
Lobby- und Nebeneinkünfteregister ohne Ausnah-
men, für alle politischen Ebenen und gehobene Posi-
tionen in Ministerien, lokalen Behörden und der 
Justiz. Mobilitätsanbieter, zivilgesellschaftliche und 
öffentliche Umwelt- und Gesundheitsakteure und 
z.  B. Stadtplaner sowie die Wissenschaft sollten aus-
gewogen politisch beteiligt werden. 

 > Aktive Fortbewegung durch Infrastrukturen, kom-
pakte Siedlungsräume und Verkehrsregulierung för-
dern: Zur Förderung aktiver Fortbewegung sind flä-
chendeckende Infrastrukturnetzwerke zentral, die 
auch für unbegleitete Kinder, Frauen, ältere sowie 
körperlich beeinträchtigte Menschen lückenlos 
sicher sind und sich in attraktiven öffentlichen Räu-
men befinden. Für kurze Wege sollte die Raumpla-
nung auf kompakte, nutzungsgemischte Siedlungs-
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räume ausgerichtet werden. Verkehrsregeln und 
-management sollten an Sicherheit und Effizienz 
aktiver Fortbewegung ausgerichtet werden. 

 > ÖP(N)V-Angebote flächendeckend ausbauen, inter-
modal und mit integrierten Pooling- und Sharing-
Angeboten vor allem in nicht-urbanen Gebieten: Der 
öffentliche Personenverkehr auf kurzen und langen 
Strecken sollte weiter gestärkt werden. Vor allem 
außerhalb urbaner Räume sollten ergänzend z.  B. 
Rufbusse und geteilte, vorrangig kleinere Fahrzeuge 
komfortabel integriert werden. Ein flächendecken-
des Netz hochverfügbarer Angebote des ÖP(N)V 
und flexibler Ergänzungen sollten als Teil der öffent-
lichen Daseinsvorsorge behandelt werden.

 > Flächen zunehmend umverteilen, bepreisen und 
Zufahrt für Autos reduzieren: Parallel zum Ausbau 
von Alternativen zum Auto sollten öffentliche Park-
plätze stark reduziert und zunehmend bepreist wer-
den sowie jede Straßennutzung durch Autos zeit-, 
streckenlängen- und ortsabhängig bepreist werden. 
Autoverkehr sollte in Wohngebieten auf ein kinder-
sicheres Minimum reduziert und mittelfristig inner-
städtisch auf wenige Ring- und Stichstraßen 
beschränkt werden (wie z.  B. in Groningen). Freige-
setzte Flächen können für Fuß- und Radwege, grüne 
öffentliche Räume und öffentlichen Wohnraum 
genutzt werden. 

 > Autonutzung nach Effizienzpotenzialen und gesell-
schaftlichen Kosten zunehmend regulieren und 
bepreisen, Anreize für kleine Fahrzeuge setzen: 
Kraftstoffpreise sollten Umwelt- und Klimaexterna-
litäten widerspiegeln, Subventionen abgebaut und 
Steuern bei Fahrzeugkauf und -besitz nach Gewicht, 
Energieverbrauch, Schadstoff- und Treibhausgas-
emissionen gestaffelt werden. Effizienzsteigerungen 
z.  B. durch digitale Dienste oder Antriebstechnolo-
gien sollten mit proportional verschärften Zielen 
z.  B. zu Energie- und Flächenverbrauch verknüpft 
werden, um Rebound zu verhindern. Leichte Kleinst-
fahrzeuge, die effizienter sind und andere Verkehrs-
teilnehmer weniger gefährden, sollten durch gelo-
ckerte Zulassungs- und Nutzungsregulierungen, 
Fördermittel und öffentliche Beschaffung gefördert 
werden.

 > Effekte öffentlicher Investitionen und Regulierung auf 
private Wohnkosten, Land- und Immobilienpreise für 
sozial Schwache ausgleichen, Landrenten abschöp-
fen: Durch die Aufwertung von Stadtquartieren und 
Infrastrukturen mit öffentlichen Mitteln, Verkehrs-
regulierung und kompaktere Siedlungen können 
sich Wertsteigerungen für Land und Immobilien 
(„Landrenten“) und veränderte Wohnraumpreise 
ergeben. Diese sollten eingeplant, Landrenten z.  B. 
durch Steuern abgeschöpft und etwa für öffentliche 

Wohnungspolitik oder Direktzahlungen an Haus-
halte mit niedrigen Einkommen verwendet werden.

 > Nutzergruppenspezifische Förder- und Kommunika-
tionsmaßnahmen entwickeln: Maßnahmen sollten 
z.  T. nutzergruppenspezifisch gebündelt (z.  B. für 
Studenten und Auszubildende, Pendler, Familien) 
und als Paket kommuniziert werden, verstärkt durch 
z.  B. Informationskampagnen und große öffentliche 
Veranstaltungen wie autofreie Tage. Bei typischen 
Einschnitten im individuellen Lebenslauf, wie Job-
wechsel, Familiengründung, Umzug oder Pensionie-
rung, können Anregungen und Anreize zu neuem 
Mobilitätsverhalten besonders effektiv ansetzen.

 > Autowerbung zu Hinweisen auf negative Umwelt- 
und Gesundheitseffekte sowie auf aktive Fortbewe-
gung verpflichten: Da Autos sowohl gesundheits- als 
auch umweltschädlich sind, sollten diese in ihrer 
Werbung stärker reglementiert werden. Als Beispiel 
hierfür kann das Tabakwerbeverbot oder die in 
Frankreich seit März 2022 gültige Verpflichtung zur 
Bewerbung von Zufußgehen oder Radfahren auf 
Autowerbung dienen.

 > Länder niedrigen und mittleren Einkommens bei der 
Entwicklung und Umsetzung von Mobilitätsstrategien 
unterstützen: Ländern niedrigen und mittleren Ein-
kommens sollten auf nationaler und kommunaler 
Ebene bei der integrierten Mobilitäts- und Stadtpla-
nung und deren Umsetzung unterstützt werden. 
Neben Infrastruktur und Rahmenbedingungen für 
Rad- und Fußverkehr gehören hierzu auch Verbes-
serungen ortstypischer geteilter Mobilitätsangebote 
sowie Mikromobilität, z.  B. E-Bikes und Kleinstfahr-
zeuge aus eigener Produktion. In Städtenetzwerken 
(z.  B. ICLEI, Global Covenant of Mayors, C40.org) 
sowie zivilgesellschaftlichen Netzwerken (z.  B. Habi-
tat International Coalition) sollten Programme zur 
aktiven, inklusiven Mobilität gestärkt werden. 

Bewegungs- und Autonomiebedürfnis von Kindern 
und Jugendlichen als Gestaltungsperspektive in 
allen Lebensbereichen nutzen
Die Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen sollten 
als stellvertretender Indikator und Gestaltungsfokus 
(„Proxy“) und politisches Narrativ für natürlich grüne, 
umwelt- und klimafreundliche, bewegungsfördernde 
und sichere öffentliche (Bewegungs-)Räume und Infra-
strukturen für alle Menschen genutzt werden. 

 > Kindergerechte Raum- und Verkehrsplanung für 
bewegungs- und umweltfreundliche Wohnumfelder, 
Teilhabe und soziale Inklusion: Der Radius, in dem 
sich Kinder und Jugendliche selbständig und sicher 
bewegen können, sollte erhöht und der Zugang zu 
Bewegungs- und Spielräumen ermöglicht werden. 
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Dafür müssen Städte und Infrastrukturen weiträu-
mig umgestaltet und an deren natürlichen Bewe-
gungsdrang angepasst werden. Nationale Koordinie-
rungsstellen für umweltbewusste Bewegungsför-
derung könnten solche Aktivitäten begleiten und  
fördern. In Deutschland können z.  B. auch die kom-
munalen Spitzenverbände eine Rolle spielen.

 > Lokale, nationale und UNESCO-Programme für die 
Lebenswelten Kita, Schule und Ausbildung: In einem 
integrierten, gesamtinstitutionellen Bildungsansatz 
sollten neben Inhalten auch Bildungsstätten und ihr 
Umfeld insgesamt neu ausgerichtet werden, um 
Konsistenz und direkte Erlebbarkeit im Alltag vor 
Ort sicherzustellen. Dies erfordert übergreifende 
Förderprogramme auf lokaler und nationaler Ebene, 
etwa für die Entwicklung der Curricula, Schulbau, 
Erzieher- und Lehrerfortbildung, die z.  B. auch durch 
die UNESCO gefördert werden könnten.

 > Weltweite Programme für kinderfreundliche Städte 
stärken: Weltweite Programme für kinderfreundli-
che Stadtplanung sowie die Umsetzung solcher 
Pläne, auch im Rahmen nachhaltiger Mobilitätsstra-
tegien, sollten schnell unterstützt und ausgedehnt 
werden. Beispiele sind die Child Friendly Cities Ini-
tiative, die Urban95-Initiative und das Streets for 
Kids-Programm.

Forschungsempfehlungen

Muster und Determinanten von körperlicher 
Aktivität, sedentärem Verhalten und Mobilität

 > Muster körperlicher Aktivität in Niedrigeinkommens-
ländern, bei Älteren und Veränderungen durch den 
Klimawandel: Während aktuelle Muster, Trends und 
Determinanten körperlicher Aktivität in Ländern mit 
hohen und mittleren Einkommen zunehmend besser 
verstanden werden, gibt es in Niedrigeinkommens-
ländern noch Forschungsbedarf. Zu bestimmten 
Gruppen, z.  B. älteren Menschen, fehlen qualitativ 
hochwertige Studien noch in den meisten Ländern. 
Kaum erforscht sind mögliche Veränderungen des 
Bewegungs- und Mobilitätsverhaltens in Reaktion 
auf Umweltveränderungen, etwa in Folge des Klima-
wandels.

 > Grundlagenforschung zu sendentärem Verhalten 
weltweit: Die Datenlage und Forschung zu sedentä-
rem Verhalten als eigenständigem Risikofaktor, sei-
nen Ursachen und Folgen ist international noch sehr 
begrenzt und sollte verbessert werden. Standardi-
sierte bzw. vergleichbare Messmethoden, z.  B. durch 
tragbare Geräte sowie kontextspezifische Erfassung 
sind dabei wichtig. 

 > Determinanten von Mobilitätsverhalten in Ländern 
niedrigen und mittleren Einkommens: Hier fehlen 

weiterhin umfassende Daten und Studien zu Deter-
minanten von kurz- und langfristigem Mobilitäts-
verhalten (Verkehrsmittelwahl, Anschaffungen, 
Wohnortwahl), auch jenseits urbaner Räume, die 
individuelle und soziokulturelle sowie äußere Rah-
menbedingungen einbeziehen. Die Effektivität von 
Maßnahmen, die auf die Reduktion von sedentärem 
Transportverhalten abzielen, sollte verstärkt evalu-
iert werden.

Politikprozesse und -strukturen der 
Bewegungsförderung und ihrer Integration 
mit anderen Politikfeldern, Assessments von 
Interventionen

 > Vergleichende Forschung zu Governance und Struk-
turen der umweltbewussten Bewegungsförderung: 
Um die Effektivität von Querschnittsstrategien zur 
Bewegungsförderung sicherzustellen, sollten Gover-
nance und Strukturen der Bewegungsförderung und 
Integration mit Umweltbelangen in verschiedenen 
Ländern und Kommunen verglichen werden, z.  B. zu 
institutionellen Möglichkeiten, Gesundheitseffekte 
besser in die Stadt- und Raumplanung zu integrie-
ren. 

 > Methodisch sorgfältige Evaluationen spezifischer 
Interventionen zur Bewegungsförderung, insbeson-
dere im Schulkontext: Auch zu einzelnen Maßnah-
men sind mehr methodisch sorgfältige Evaluationen 
notwendig, deren Methoden und Ergebnisse auf 
andere Kontexte übertragbar sind, z.  B. für Maßnah-
men zu sedentärem Verhalten und körperlicher Akti-
vität bei Schüler:innen. In Ländern mit niedrigen 
und mittleren Einkommen sollten hierzu weitere 
Forschungskapazitäten aufgebaut werden.

 > Erhebungsmethoden für Bewegungs- und Mobilitäts-
verhalten: Methoden, internationale Standards und 
Datenbanken zu Bewegungs- und Mobilitätsverhal-
ten sollten weiterentwickelt werden, um vor allem 
auch Daten aus mobilen Endgeräten besser, effizien-
ter und sicher nutzen zu können und z.  B. Alltags-
bewegung und nicht motorisierten Verkehr besser 
und vergleichbar zu erfassen.

Systemische Mobilitätsforschung zu 
Gesundheitseffekten und neuen Angeboten sowie 
Forschung zu politökonomischen Verflechtungen 

 > Gesundheitsaspekte in der systemischen Mobilitäts-
forschung stärker berücksichtigen: In der systemi-
schen, transdisziplinären Mobilitätsforschung, wie 
sie z.  B. unter der Forschungsagenda „Nachhaltige 
Urbane Mobilität“ des BMBF verfolgt wird, sollten 
gesundheitliche Aspekte aktiver Fortbewegung 
sowie entsprechende Synergien nutzende Strategien 
z.  B. bei der Analyse von Maßnahmen, Technologien 

       
       

       
       

       
       

       
       

 

ENTWURF



 Überblick über die Empfehlungen

350

und Transformationspfaden stärker betrachtet wer-
den. Dabei sollten auch die Wechselwirkungen von 
aktiver Fortbewegung und körperlicher Aktivität 
bzw. sedentärem Verhalten insgesamt erforscht wer-
den. 

 > Effekte neuer Mobilitätsangebote auf wechselwir-
kende Kurz- und Langstreckenmobilität sowie „Fern-
wirkungen“ von Politikmaßnahmen: Die Forschung 
zu Effekten neuer elektrischer oder automatisierter 
Verkehrsmittel sowie digitaler Mobilitätsangebote 
und -plattformen auf kurzfristige Mobilitätsent-
scheidungen, Transportmittelketten, Fahrzeugan-
schaffungen und langfristiges Mobilitätsverhalten 
sollte weiter gestärkt werden. Auch Wechselwirkun-
gen zwischen Mobilitätsverhalten auf kurzen und 
langen Strecken und entsprechende „Fernwirkun-
gen“ von neuen Angeboten und Politikmaßnahmen 
in Städten und ländlichem Raum, z.  B. durch ver-
änderten Fahrzeugbesitz, sollten besser erforscht 
werden. 

 > Auswirkungen von Fahrradabstellmöglichkeiten und 
Parkraumgestaltung für Autos auf Mobilitätsverhal-
ten und Gesundheit: Die Auswirkungen von Park-
plätzen im städtischen Raum bzw. von stadtplaneri-
schen Optionen wie gebündelten Parkmöglichkeiten 
in fußläufiger Entfernung von Wohngebieten auf 
Gesundheit und Lebensqualität sind noch unterer-
forscht. Ebenso bestehen Forschungslücken zu den 
Effekten von sicheren Fahrradabstellmöglichkeiten.

 > Neue Narrative für ein aktiveres, nachhaltiges Mobi-
litätssystem und politökonomische Transformations-
forschung: Die sozialwissenschaftliche Forschung  
zu neuen Narrativen und Visionen nachhaltiger, 
aktiverer Mobilität und möglichen Umsetzungspfa-
den, in Ergänzung z.  B. zu technologiefokussierten 
Klimaschutzszenarien sowie politökonomische Ana-
lysen zu Transformationsstrategien für autozent-
rierte Transportsysteme und Gesellschaften sollten 
gestärkt werden. 

Lokale Mobilitätskonzepte und Transportmittel, 
Verkehrs- und Fahrzeugtechnik 

 > Mobilitätskonzepte und -strategien sowie lokale 
Transportmittel in Ländern niedrigen und mittleren 
Einkommens: Länder mit niedrigen und mittleren 
Einkommen sollten bei der Erforschung und Ent-
wicklung alternativer Mobilitätskonzepte und -stra-
tegien unterstützt werden. Diese sollten auch alter-
native Transportmittel beinhalten, die an lokale 
Bedürfnisse angepasst, sauber, robust und repara-
turfreundlich sind und mit lokalen Ressourcen ent-
wickelt und produziert werden.

 > Gesundheitsaspekte in Verkehrsleitsystemen und fahr-
 zeugseitige Sicherheitssysteme: Technische Innovations-

potenziale bieten Verkehrsleitsysteme, die neben 
Effizienz- und Umweltaspekten auch Gesundheits-
auswirkungen und die Förderung aktiver Fortbewe-
gung berücksichtigen sowie fahrzeugseitige Sicher-
heitssysteme mit Eingriffsmöglichkeiten, z.  B. zur 
Einhaltung von Geschwindigkeitsgrenzen.

Wohnen in gesundheitsfördernden und 
nachhaltigen Siedlungen

Neben der Landnutzung und den Energiesystemen 
(einschließlich Verkehr) hat der WBGU 2011 die Urba-
nisierung als Transformationsfeld identifiziert. Weitere 
Transformationsfelder sind beispielsweise die Ozeane 
und die Digitalisierung. Gesundes Wohnen ist eng mit 
diesen Transformationsfeldern verbunden: die urbane 
Energienutzung und die Gestaltung des Verkehrs 
bestimmen wesentlich, wie Menschen z.  B. Luft- oder 
Lärmverschmutzung ausgesetzt sind. Die Art wie Städte 
gebaut werden prägt die Möglichkeiten, sich in seinem 
Wohnumfeld aktiv zu bewegen und zu erholen. Mehr 
Grün- und Blauräume in Städten mindern nicht nur die 
Bodenversiegelung, sie dämpfen auch den gesundheits-
schädlichen Hitzeinseleffekt und verstärken die Auf-
enthaltsqualität. Da bis Mitte des Jahrhunderts für 
rund 2,5 Mrd. Menschen neue Siedlungsräume gebaut 
werden müssen, bietet sich ein Gelegenheitsfenster, in 
kurzer Zeit nachhaltiges und gesundes Bauen mit kli-
maverträglichen Baustoffen in großem Maßstab voran-
zubringen und nicht nachhaltige Pfadabhängigkeiten 
zu vermeiden. Die 90 Mrd. US-$, die bis 2030 voraus-
sichtlich in Siedlungs- und Städteneubau investiert 
werden, sind eine Chance, Gesundheitsbelange sowie 
Anpassung an den Klimawandel und Klimaschutz 
direkt in die städtische Infrastruktur und Planung, die 
Sozialpolitik einschließlich Bildungs- und Gesundheits-
infrastruktur sowie das städtische Umweltmanagement 
zu integrieren. Wenn diese Chance verpasst wird, dann 
bedeutet dieses Städtewachstum nicht nur die Versteti-
gung nicht nachhaltiger, ungesunder, Wohnstrukturen, 
sondern voraussichtlich auch eine weitere signifikante 
Beschleunigung der globalen Erwärmung (Kap. 4.3).

Handlungsempfehlungen

Planung und Governance
 > Visionen wünschenswerter Zukünfte für das eigene 

Wohnumfeld entwickeln: Neben Kommunen, Stadt-
regierungen und regionalen Verwaltungen bedarf es 
auch der Teilhabe zivilgesellschaftlicher Akteure, um 
gemeinsam einen Prozess reflexiven und experimen-
tellen Lernens anzustoßen mit dem Ziel, Visionen 
wünschenswerter Zukünfte für das eigene Wohn-
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umfeld zu entwickeln. Umso wichtiger ist die Bereit-
schaft politischer Entscheidungsträger:innen, sich 
auf einen reflexiven und experimentellen Prozess 
des „Learning by Doing“ in Reallaboren einzulassen. 

 > Institutionelle und disziplinäre Grenzen in Planungs-
prozessen überwinden: Damit die Umsetzung dieser 
Ziele für lebenswerte Städte gelingt, bedarf es der 
Überwindung der immer noch bestehenden institu-
tionellen und disziplinären Grenzen in Planungspro-
zessen. Bei urbanen Planungsprozessen bedarf es 
nicht nur behördenübergreifender Zusammenarbeit, 
sondern auch der aktiven Teilhabe der Stadtgesell-
schaft und der Einbindung informeller Strukturen. 
Auch Initiativen, Ideen und Innovationen „von 
unten“ sollten Entfaltungsmöglichkeiten und Raum 
für Experimenten in Planungsprozessen im Sinne 
von „Reallaboren“ eingeräumt werden, so dass 
Stadtplanung auch als Moderator:in für transforma-
tiven Wandel wirken kann.

 > Lokal angepasste Indikatoren und Zielgrößen für 
umwelt- und gesundheitsorientierte Stadtplanung 
etablieren: Es bedarf regional und lokal angepasster 
Indikatoren und Zielgrößen und damit auch der 
Möglichkeit zur Messung von Fortschritten der 
Umsetzung umwelt- und gesundheitsorientierter 
Stadtplanung. Daten sind oft nicht ohne weiteres 
verfügbar. Wo Daten verfügbar sind, verwenden 
verschiedene Städte häufig leicht unterschiedliche 
Daten und Erfassungsmethoden, was Vergleiche 
erschwert. Daher sollten einheitliche Datenstan-
dards, flächendeckende Datenerfassungen und ver-
gleichbare Methoden für Monitoring und Bench-
marking entwickelt werden, die auf regional und 
lokal angepassten Indikatoren und Zielgrößen  
beruhen.

 > Relevanten Anteil des Stadtraums einer gemeinwohl-
orientierten Nutzung vorbehalten: Eine zentrale 
Gelingensbedingung für transformative Planungs-
prozesse ist die Art der urbanen Flächennutzungs-
gestaltung. Hierfür bedarf es der Diversifizierung 
urbaner Eigentumsmodelle, der Sicherung von Flä-
chen für Kommunen bzw. die öffentliche Hand, der 
Berücksichtigung lokaler Bedingungen bei der Nut-
zungsgestaltung, der Verknüpfung informeller und 
formeller Aspekte von Flächennutzung sowie Vor-
sorge gegen Korruption bei der Vergabe und Nut-
zung von Flächen. Ein relevanter Anteil des Stadt-
raums sollte einer gemeinwohlorientierten Nutzung 
vorbehalten sein.

 > Innerstädtische Lärmbelastung durch motorisierten 
Verkehr konsequenter sanktionieren: Der motori-
sierte Straßenverkehr ist die Lärmquelle Nummer 
eins in Städten. Allgemein kann die Lärmbelastung 
durch häufigeren Verzicht auf motorisierten Verkehr 

reduziert werden: durch Fortbewegung zu Fuß oder 
mit dem Fahrrad bei gleichzeitigem Mehrwert für die 
Gesundheit, durch gemeinsame statt individueller 
Nutzung von Verkehrsmitteln bei gleichzeitiger Ein-
sparung von CO2-Emissionen, den Einsatz leiserer 
Fahrzeuge, die Anpassung von Straßenoberflächen, 
und den Bau von Lärmbarrieren und schallisolierten 
Gebäuden. 

 > Mehrfachbelastungen benachteiligter Stadtteile und 
Bevölkerungsgruppen berücksichtigen: Benachtei-
ligte Stadtteile und Bevölkerungsgruppen sind oft 
zugleich durch unsichere Wohnverhältnisse, mul-
tiple Umweltstressoren und mangelhafte Gesund-
heitsressourcen betroffen. Diese Mehrfachbelastun-
gen sollten nach Bevölkerungsgruppe evaluiert und 
in allen stadtplanerischen Prozessen besonders 
berücksichtigt werden. 

 > Sicheren, bezahlbaren und gesundheitsfördernden 
Wohnraum für alle Bevölkerungsgruppen gewährleis-
ten: Durch Aufwertung städtischer Quartiere durch 
Sanierung bzw. Umbau mit daraus folgenden stei-
genden Immobilien- und Mietpreisen wird sehr häu-
fig die angestammte Wohnbevölkerung aus einem 
Stadtquartier verdrängt (Gentrifizierung). Bei allen 
Maßnahmen zur Verbesserung der Wohnbedingun-
gen und gesundheitsfördernden Gestaltung von 
Stadtteilen sollte daher sichergestellt werden, dass 
diese Bevölkerungsgruppen angemessen vor Ver-
drängung geschützt sind und die soziale Durchmi-
schung erhalten bleibt.

 > Neue Position eines Urban Chief Health Officer eta-
blieren: Die Verankerung einer kohärent gesund-
heitsorientierten Siedlungs- und Stadtentwicklung 
erfordert eine durchsetzungsfähige Institution auf 
der administrativen Ebene. Analog zu den Funktio-
nen des Chief Digital Officer oder des Chief Sustai-
nability Officer sollten Städte daher die Position des 
Chief Health Officer etablieren, um bei allen Fragen 
der Stadt- und Quartiersentwicklung die Beachtung 
der Gesundheitsdimension sicherzustellen. Beste-
hende Strukturen öffentlicher Gesundheitsdienste 
können hierbei genutzt werden. 

Infrastruktur und Bauen
 > Urbane Grün- und Blauräume ausweiten, vernetzen 

und aufwerten: Grün- und Blauräume wirken sich 
substanziell positiv auf menschliche Gesundheit und 
Wohlbefinden aus, haben regulierende Wirkung auf 
Umweltstressoren wie Hitze, Luftverschmutzung 
und Lärm und erbringen wichtige weitere Ökosys-
temleistungen. Daher sollten bestehende Grün- und 
Blauräume wo möglich vergrößert, qualitativ aufge-
wertet und vernetzt werden. Bereits versiegelte Flä-
chen sollten verstärkt entsiegelt sowie degradierte 
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und verschmutze Grün- und Blauräume renaturiert 
werden. 

 > National und international Schutz der Biodiversität in 
städtischen Grün- und Blauräumen fördern: Grün- 
und Blauräume können bei entsprechender Gestal-
tung als Schutzräume für die Erhaltung der Biodiver-
sität wirken. Dafür sollte der Masterplan „Stadtna-
tur“ der Bundesregierung konsequent umgesetzt, 
finanziell gestärkt und inhaltlich weiterentwickelt 
werden. Gleichzeitig gilt es, den Förderschwerpunkt 
„Stadtnatur“ des Bundesprogramms Biologische 
Vielfalt auszubauen und zu internationalisieren. 

 > Öffentliche Stadtflächen ohne Grün- und Blauräume 
zu Erholungs- und Bewegungsräumen aufwerten und 
begrünen: Eine gesundheitsfördernde Umgestaltung 
öffentlicher Stadtflächen würde unter anderem dazu 
beitragen, dass Menschen auf ihren alltäglichen 
Wegen im Wohnumfeld und darüber hinaus keinen 
vermeidbaren Gesundheitsbelastungen ausgesetzt 
sind. Die Schaffung von großzügigeren Flächen für 
den Fußverkehr und den Aufenthalt auf öffentli-
chen Plätzen, die Begrünung von Plätzen, Straßen-
räumen und Gebäudefassaden, die Schaffung von 
genügend Sitzgelegenheiten und die ausreichende 
Bereitstellung grundlegender sanitärer Infrastruktur 
sind hierfür denkbare Maßnahmen. 

 > Holzbau als nachhaltige Alternative im Hochbau för-
dern, öffentliche Gebäude in Holzbauweise errichten: 
Der Flächenbedarf für die Gewinnung von Bauholz, 
etwa aus Plantagen, kann auch zulasten natürlicher 
biodiversitätsreicher Wälder gehen; das global nach-
haltige Potenzial bedarf hier noch einer genaueren 
Abschätzung. Um den Holzbau als nachhaltige Bau-
weise aktiv zu fördern, sollten Umweltkosten im 
konventionellen Bau eingepreist und Bauvorschrif-
ten angepasst werden. Unter der Voraussetzung, 
dass es sich um Bauholz aus nachhaltiger Forstwirt-
schaft handelt, sollte eine vermehrte Errichtung 
öffentlicher Gebäude in Holzbauweise gefördert 
werden. 

 > Treibhausgasemissionen des Betonbaus verringern: 
Die gegenwärtige Dominanz des Betonbaus bei der 
Schaffung neuen Wohnraums und der dafür benö-
tigten Infrastruktur wird womöglich selbst bei einer 
Ausweitung der Nutzung von Holz und anderen 
nachhaltigen Baustoffen in den kommenden Jahr-
zehnten weiter bestehen. Daher ist es notwendig, 
durch Energie- und Ressourceneffizienz in allen 
Schritten der konventionellen Zement- und Beton-
herstellung und -verwendung die Treibhausgasemis-
sionen deutlich zu reduzieren. Dies sollte auf Mate-
rialebene über den Einsatz von supplementary 
cementitious materials oder modernen Recycling-
Betonarten erfolgen. 

 > Wiederverwendbarkeit und Rezyklierbarkeit von 
Baustoffen fördern: Zur Umsetzung einer zirkulären 
Wirtschaft von Baumaterialien sollte u.  a. an Daten-
banken für Materialien und Komponenten weiter-
gearbeitet werden, die eine Baustoffermittlung, das 
Maß der Wiederverwendbarkeit und Rezyklierbar-
keit unter Einbezug geeigneter und standardisierter 
Methoden zur Lebenszyklusanalyse zulassen. Diese 
Datenbanken sollten für alte sowie neue Gebäude 
erstellt werden und für Kommunen, Bauunterneh-
men und Privatpersonen zur Verfügung gestellt wer-
den. Deshalb ist auch für die Dekonstruktion alter 
Gebäude eine Bewertung der Wiederverwendbarkeit 
der Baustoffe erforderlich. 

 > Nachhaltiges und effizienteres Wassermanagement 
durch Wasserwiederverwendung fördern: Durch eine 
effizientere Wassernutzung kann das Risiko von 
Wasserknappheit reduziert und sowohl die wirt-
schaftliche als auch die ökologische Resilienz erhöht 
werden. Wasserwiederverwendung ist dabei eine 
vielversprechende Option, da für viele Anwendun-
gen keine Trinkwasserqualität nötig ist. Daher soll-
ten Ansätze zur Wasserwiederverwendung in klei-
nem (z.  B. Grauwasserrecycling für Toilettenspülung 
und Waschmaschine) und größerem Maßstab (z.  B. 
Bewässerung von Grünräumen durch weitergehend 
behandeltes Abwasser) gefördert werden. 

 > Vorsorgende Strategien zum Schutz von Wasserres-
sourcen auf kommunaler und regionaler Ebene ent-
wickeln und anwenden: Vor dem Hintergrund des 
fortschreitenden Klimawandels sollte insbesondere 
in Städten, die künftig verstärkt von Dürren betrof-
fen sein werden, vorsorgende Wasserressourcen-
strategien auf kommunaler und regionaler Ebene 
entwickelt werden, am besten im Bereich des jewei-
ligen hydrologischen Wassereinzugsgebietes. Ein 
Kernelement solcher Strategien ist eine umfassende 
Risikobewertung anhand aktueller hydrologischer 
Daten und Modelle, die verschiedene Klimawandel-
szenarien berücksichtigen.

 > Energieversorgung und Gesundheit integriert stärken: 
Energiestrategien sollten mit Strategien für resiliente 
Gesundheitssysteme verknüpft und um eine auf 
Gesundheitssysteme ausgerichtete Komponente 
ergänzt werden. Insbesondere sollten Programme 
der Entwicklungszusammenarbeit für verbesserten 
Zugang zu „sauberer“ Energie und Strom gestärkt 
werden. Zu den Schwerpunkten sollte dabei erstens 
in Niedrigeinkommensländern die Verbreitung sau-
berer und effizienter Kochvorrichtungen gehören. 
Ein zweiter Fokus sollte eine zuverlässige Stromver-
sorgung insbesondere von allen Gesundheitseinrich-
tungen sein. 
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Forschungsempfehlungen

Planung und Governance
 > Forschung zur Integration von Gesundheit in über-

greifende städtische Agenden: Es bedarf Forschung 
zum Aufbau der Fähigkeit von Gesundheits-
expert:innen, Gesundheit in wirtschaftliche, soziale 
und andere Entwicklungspläne und politische Ent-
scheidungsprozesse zu integrieren. Zudem sollte der 
Zusammenhang zwischen politischen, ökologischen, 
wirtschaftlichen und sozialen Faktoren im urbanen 
Umfeld sowie gesundheitlichen Ergebnissen 
erforscht werden. Forschungsbedarf besteht auch zu 
den Auswirkungen geographischer Ungleichheiten 
innerhalb von Städten auf vulnerable Gruppen sowie 
des Zugangs zu Gesundheitsdienstleistungen.

 > Methoden zur Umsetzung der 15-Minuten-Stadt im 
Rahmen von Stadterneuerung untersuchen: Die 
15-Minuten-Stadt gewinnt in der Stadtgestaltung 
immer mehr an Akzeptanz und Attraktivität. Daher 
sollte weitere Forschung zeigen, wie dieser Ansatz in 
der Breite, insbesondere im Rahmen von Stadter-
neuerungsmaßnahmen, umgesetzt werden kann und 
welche Planungs- und Anreizmodelle hierfür förder-
lich sind. Dabei sollte die Durchsetzungsfähigkeit 
von Planungsmaßnahmen gegenüber dem privat-
wirtschaftlich dominierten Wohnungssektor beson-
dere Beachtung finden. 

 > Wissen über Gesundheitsrisiken vulnerabler Gruppen 
verbessern: Es besteht Forschungsbedarf zu städti-
schen Ungleichheiten, ihrer Rolle bei der Verschär-
fung von Gesundheitsrisiken auf Quartiersebene 
und der Frage, wie ihre Beseitigung die gesundheit-
liche Chancengleichheit verbessern kann. Zudem 
bedarf es der Sammlung, Bewertung und ggf. Ent-
wicklung lokaler und globaler Indikatoren für die 
Überwachung und Bewertung städtischer Gesund-
heitsmaßnahmen, die sich an bestimmte Bevölke-
rungsgruppen richten (z.  B. altersgerechte Städte).

 > Forschung zu Klimawandel und urbaner Gesundheit 
verstärken: Die Beziehungen zwischen Klimawandel 
und städtischer Gesundheit wurden bisher wenig 
untersucht. Dazu gehören vor allem wirksame Reak-
tionen auf den Klimawandel, die Auswirkungen des 
Klimawandels auf gefährdete Bevölkerungsgruppen 
und wirksame Maßnahmen sowie die Wechselwir-
kungen zwischen Klimawandel und anderen Gesund-
heitsgefahren.

 > Wechselwirkungen verschiedener Stressoren urbanen 
Lebens untersuchen und Potenziale für Stressminde-
rung identifizieren: Zu den Wechselwirkungen ver-
schiedener Stressoren, unter welchen Bedingungen 
sie die Morbidität und Mortalität psychischer und 
physischer Erkrankungen erhöhen, und zu vulnera-

blen Bevölkerungsgruppen besteht großer For-
schungsbedarf. Zudem sollte erforscht werden, wie 
Städte so gestaltet werden können, dass sie mög-
lichst stressfrei und gesundheitsfördernd wirken. 

 > Erfahrungen mit innovativer urbaner Gesetzgebung 
untersuchen: Am Beispiel der vor allem in Ländern 
niedrigen und mittleren Einkommens viel beachte-
ten Reform der brasilianischen Stadtplanung sollte 
untersucht werden, inwieweit den Belangen margi-
nalisierter und ärmerer Bevölkerungsgruppen in der 
Stadtentwicklung Rechnung getragen werden 
konnte. Auch die Erfahrungen anderer Länder mit 
daran orientierten ähnlichen Gesetzgebungen und 
Werkzeugen sollten untersucht werden. Dazu könn-
ten auch Süd-Süd-Forschungskooperationen ange-
stoßen werden. 

 > Stärkung der Verbindung zwischen Forschungsergeb-
nissen und ihrer Anwendung: Forschungsergebnisse 
zur städtischen Gesundheit sollten stärker mit 
Anwendungen bzw. Maßnahmen verbunden wer-
den. Dies betrifft die gemeinsame Nutzung von Wis-
sen, die Erstellung und Verbreitung von Datenban-
ken, die Anwendung von Systemdenken und vor-
ausschauenden Methoden, der Einsatz vergleichen-
der städtischer Gesundheitsforschung und die 
Überwachung der Auswirkungen von Strategien und 
Maßnahmen. Schließlich ist auch Forschung zu 
bestehenden Instrumente der Gesundheitsbewer-
tung (z.  B. Health Impact Assessment, Urban HEART) 
erforderlich. 

Infrastruktur und Bauen
 > Gesundheitseffekte urbaner Grün- und Blauräume 

untersuchen: Es sollte erforscht werden, wie Grün- 
und Blauräumen gestaltet werden sollten, um spezi-
fische Anforderungen an Ökosystemleistungen, 
Gesundheitsvorteile sowie soziale und kulturelle 
Bedürfnisse zu erfüllen. Zudem bedarf es insbeson-
dere transdisziplinärer und praxisnaher Studien zur 
gesundheitsfördernden und resilienten Gestaltung 
von Grün- und Blauräumen. 

 > Datengrundlage zu Grün- und Blauräumen verbes-
sern und urbane Observatorien einrichten: Die Daten-
grundlage zu Grün- und Blauräumen sollte verbes-
sert, bereits vorhandene Daten zusammengeführt 
und die Methoden des Datenmanagements standar-
disiert werden. Zudem bedarf es der Errichtung 
eines globalen Netzes „urbaner Observatorien“.

 > Gesundheitliche Wirkungen von Stadtnatur untersu-
chen: Den eindeutigen Vorteilen von Stadtnatur wie 
der Stärkung der psychischen und körperlichen 
Gesundheit oder der Verbesserung des Mikroklimas 
stehen potenziell negative Effekte wie Pandemierisi-
ken oder Mensch-Wildtier-Konflikte gegenüber. Die 
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Forschung zur Vermeidung solcher Risiken und Kon-
flikte, aber auch zur Rolle stadtplanerischer Kon-
zepte wie des „Animal-Aided Design“ sollte finanzi-
ell gestärkt und ausgeweitet werden.

 > Entwicklung nachhaltiger und zirkulärer Baustoffe 
fördern: Die moderne Materialforschung bzw. neue 
Materialien mit geeigneten physikalischen und che-
mischen Eigenschaften können maßgeblich zu bes-
serer Ressourceneffizienz und Umweltschutz im Bau 
und gleichzeitig zum Gesundheitsschutz beitragen. 
Die Erforschung und Entwicklung geeigneter Mate-
rialien und der Konzepte für langlebige Bauweisen 
sollten gefördert werden.

 > Vergleichende Studien zu klimaverträglichen Bauwei-
sen und Naturbaustoffen initiieren: Neben dem 
Bauen mit Holz stellen moderne Materialien, Rezyk-
late, Strohballenbau, Lehmbau oder Steinbau wei-
tere Möglichkeiten dar, den Einsatz von klimaschäd-
lichen Baustoffen zu verringern. Im Gegensatz zum 
Holzbau werden sie allerdings seltener als gangbare 
Alternativen wahrgenommen. Vergleichende Stu-
dien zu Treibhausgasemissionen verschiedener Bau-
weisen oder zur lokal angepassten Verwendung ver-
schiedener Naturbaustoffe können hier Klarheit 
schaffen. Auch die Alterung von Material sollte in 
Lebenszyklusanalysen berücksichtigt werden. 

 > Zielkonflikt zwischen Nutzung von Naturbaustoffen 
und Schutz von Biodiversität untersuchen: Ein Über-
gang zur intensiven Nutzung von Holz als Baustoff 
könnte zu einer Zunahme von Forstplantagen vor 
allem auf Kosten ungeschützter Naturwälder und 
anderer natürlicher Vegetation führen. Zu möglichen 
Zielkonflikten zwischen dem Schutz der Biodiversität 
und der vermehrten Nutzung von Holz und anderen 
Naturbaustoffen sind weitere Studien erforderlich, ins-
besondere zum jeweiligen global nachhaltigen Poten-
zial, den verfügbaren und benötigten Flächen sowie 
zukünftigen Veränderungen durch den Klimawandel.

 > Potenzielle Auswirkungen von Lichtverschmutzung 
untersuchen: Für Auswirkungen von Lichtver-
schmutzung auf Gesundheit und Umwelt gibt es 
bereits Hinweise, jedoch noch keine ausreichenden 
Daten um einen kausalen Zusammenhang mit 
Gesundheitsrisiken nachzuweisen. Forschungsbe-
darf besteht vor allem zur „Lichtverschmutzung“ im 
Außenbereich und zur Frage, ob bzw. ab wann Ein-
flüsse auf körpereigene Rhythmen die Gesundheit 
gefährden können. Lichtverschmutzung steht vor 
allem durch Laborversuche auch im Verdacht, das 
Verhalten und die Zusammensetzung der Arten in 
Flora und Fauna zu verändern. Inwiefern Ökosys-
teme auch im Freiland durch Lichtverschmutzung 
verändert werden könnten ist unklar und bedarf 
weitreichender Forschung. 

Planetare Risiken bewältigen: 
Klimawandel, Biodiversitätsverlust, 
Verschmutzung  

Der Klimawandel und der Verlust der Biodiversität 
beeinträchtigen die Gesundheit von Arten, Ökosyste-
men und Menschen. Die Wirkungen betreffen das 
nachhaltige Funktionieren von Ökosystemen, mensch-
lichen Gesellschaften und des Planeten Erde. Gesundes 
Leben auf einer gesunden Erde wird daher langfristig 
nur möglich sein, wenn sowohl der Klimawandel als 
auch der Verlust biologischer Vielfalt gestoppt werden 
(Kap. 5.1).

Handlungsempfehlungen

Klima- und Biodiversitätsschutz integriert 
betrachten 

Übergreifende Empfehlungen zu Biodiversität und 
Ökosystemerhaltung

 > Schädliche Subventionen abschaffen, Bilanzen korri-
gieren: Schädliche Subventionen, die den Klimawan-
del oder den Biodiversitätsverlust vorantreiben, soll-
ten umgewidmet oder abgeschafft werden. In 
öffentlichen und privatwirtschaftlichen Berichter-
stattungen, in Steuern, Abgaben und Zöllen sollten 
die bisher externalisierten Umwelt- und Gesund-
heitskosten berücksichtigt werden.

 > Infrastrukturinvestitionen mit Klima- und Biodiversi-
tätsschutz in Einklang bringen, Pfadabhängigkeiten 
vermeiden: Für die globale Energiewende sollten 
unerwünschte Pfadabhängigkeiten bzw. Lock-in-
Effekte vermieden werden, z.  B. bei Infrastruktur-
investitionen, die die Emissionsentwicklung über 
Jahrzehnte prägen können. Der Ausstieg aus der 
Nutzung fossiler Energieträger und der Ausbau 
erneuerbarer Energien müssen Hand in Hand gehen, 
um Versorgungsengpässe zu vermeiden, die zu einer 
Rückkehr zu fossilen Energieträgern führen könn-
ten. Lock-in-Effekte durch neue Investitionen in die 
Exploration und Extraktion fossiler Energieträger 
sind zu vermeiden. Zudem sollte jeweils der Bio-
diversitätsschutz berücksichtigt werden.
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 > Globale Energiewende vorantreiben: Die aus dem 
russischen Angriffskrieg auf die Ukraine resultie-
rende Verknappung fossiler Energieträger sollte 
aktiv zur Beschleunigung einer erfolgreichen Trans-
formation der Energiesysteme genutzt werden. 
Emissionen sollten bis auf einen mit 1,5°C Klimaer-
wärmung verträglichen Pfad reduziert werden. Eine 
abgestimmte Mischung marktbasierter und ord-
nungspolitischer Maßnahmen kann die Transforma-
tion voneinander abhängiger Sektoren koordinieren, 
Energiemangel vermeiden helfen, Marktkräfte 
mobilisieren und dazu beitragen, die Klima-, Biodi-
versitäts- und davon abhängigen Gesundheitsziele 
zu erreichen. 

 > Ökosysteme durch Schutzgebietserweiterung und 
Renaturierung erhalten: Zur Erhaltung von Ökosys-
temen sollten Schutzgebietssysteme dringend ent-
sprechend dem Kunming-Montreal Rahmenwerk für 
die Biodiversität auf 30  % der Land- und Ozeanflä-
chen ausgeweitet werden. Dies kann auch dazu bei-
tragen, Landnutzungsänderungen und Entwaldung 
zu verringern. Neben der Umsetzung des Schutzge-
bietsziels ist auch das Ziel, degradierte Ökosysteme 
zu renaturieren, besonders wichtig – sowohl für die 
Wiederherstellung biologischer Vielfalt als auch zur 
Anpassung an den Klimawandel.

 > Für nachhaltige Bewirtschaftung genutzter Ökosys-
teme sorgen: Ökosysteme sollten auf eine Weise 
bewirtschaftet werden, die sowohl dem Biodiversi-
tätsschutz als auch dem Klimaschutz Rechnung 
trägt. Die Reduktion tierbasierter Ernährung kann 
hier neue Spielräume eröffnen und Mehrgewinne 
ermöglichen. Öffentliche Gelder sollten nur unter 
Berücksichtigung von Nachhaltigkeitskriterien ein-
gesetzt werden. 

 > Anpassung und Umgang mit Schäden und Verlusten: 
Hocheinkommensländer müssen ihrer Verantwor-
tung für Klimawandel und Biodiversitätsverluste 
durch Förderung von Anpassungsmaßnahmen und 
Ausgleichsmaßnahmen insbesondere in Niedrig-
einkommensländern endlich gerecht werden, auch 
um dort negative Gesundheitsauswirkungen zu ver-
meiden. 

 > Nachhaltige Sicherung der Gesundheit von Arten und 
Ökosystemen: In Siedlungsräumen und Ökosystemen 
sollten dringend unbelastete Bedingungen herge-
stellt werden, auch unter Anwendung des Natur-
schutzrechtes. In der Raumplanung sollten Flächen 
ausgewiesen werden, in denen Arten gesunde 
Bestände entwickeln können, Ökosysteme resilient 
funktionieren und Menschen Erholung finden kön-
nen, teils in unmittelbar benachbarten oder gemein-
sam von Arten und Mensch genutzten Räumen. 
Auch die Nahrungsmittelproduktion und Forstwirt-

schaft sollte mit dem Ziel nachhaltiger Biodiversität 
verbunden werden. Schutz- und Gestaltungsregeln 
sowie Kriterien für Gesundheit sollten weiterentwi-
ckelt werden. Akteure der Gesundheitssysteme für 
Ökosysteme und Arten sowie der menschlichen 
Gesundheitssysteme sollten in ständigem Austausch 
stehen.

Fokus fossile Energieträger: Exploration und 
Extraktion stoppen
 > Unerwünschte Pfadabhängigkeiten durch fossile Infra-

strukturen vermeiden: Staaten sollten den Ausbau 
fossiler Infrastrukturen entlang der gesamten Wert-
schöpfungskette von Exploration und Extraktion 
fossiler Energieträger bis hin zur Aufbereitung und 
Nutzung beschränken, um Pfadabhängigkeiten zu 
vermeiden, die den Klimazielen widersprechen.

 > Finanzielle Förderung und sonstige staatliche Unter-
stützung der Exploration und Extraktion beenden: 
Staaten sollten ihre Unterstützung der Produktion 
fossiler Energieträger auslaufen lassen und nicht nur 
die Subventionierung fossiler Energieträger selbst, 
sondern auch ihres Abbaus beenden und stattdessen 
die Finanzierung klimaresilienter Entwicklungs-
pfade mit erneuerbaren Energien priorisieren. 

 > Transparenz über Explorations- und Extraktionsvor-
haben schaffen: Staaten sollten ihre Pläne bzw. die 
von ihnen erteilten Konzessionen zu Extraktion und 
Exploration fossiler Ressourcen inklusive der ent-
sprechenden Subventionen regelmäßig offenlegen 
und im Rahmen der UNFCCC berichten. Auch eine 
IPCC-Berichterstattung zu den Extraktionspfaden 
oder die Aufnahme von Maßnahmen zur Kontrolle 
der Extraktion im Global Stocktake wären denkbar.

Multilaterale Verhandlungen zum Ausstieg aus der 
Extraktion fossiler Energieträger aufnehmen
Die Beendigung der Exploration und Extraktion fossiler 
Energieträger sollte international zum Thema gemacht 
werden. Es sollten multilaterale Verhandlungen ange-
strebt werden, um einen sofortigen Stopp der Explora-
tion neuer Öl- und Gasfelder sowie Zeitpläne zur Been-
digung der Extraktion fossiler Energieträger zu verein-
baren. Ziel sollte sein, die Extraktion fossiler Energie-
träger in Einklang zu bringen mit Ausstiegspfaden aus 
der energetischen und möglichst auch stofflichen Nut-
zung fossiler Rohstoffe, die sich an den noch möglichen 
CO2-Budgets orientieren. 

 > Ärmere Länder bei der Transition weg von fossilen 
Energieträgern unterstützen: Für einen gerechten 
Übergang weg von fossilen Energieträgern können 
reichere ressourcenreiche Länder zugunsten ärmerer 
ressourcenreicher Länder auf die weitere Förderung 
ihrer fossilen Vorkommen verzichten und so den 
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ärmeren Ländern mehr Zeit für den Übergang  
verschaffen. Zudem sollte gezielt finanzielle und 
technologische Unterstützung geleistet werden, um 
ärmeren Ländern den Aufbau moderner und klima-
freundlicher Energieversorgungssysteme zu erleich-
tern. Auch ressourcenarme wirtschaftlich schwä-
chere Länder sollte entsprechend unterstützt wer-
den, um auf fossile Technologien ausgerichtete Ener-
gieversorgungsstrukturen möglichst von vorneherein 
nicht entstehen zu lassen. Vielversprechende 
Ansätze hierfür sind etwa die „Just Transition Energy 
Partnerships“.

Fokus zoonotische Pandemien: Prävention 
vorantreiben

 > Anstrengungen für Schutzgebietssysteme verstärken: 
Nicht nur für den Biodiversitätsschutz, sondern auch 
für die Bekämpfung zoonotischer Pandemien ist die 
Umsetzung des Kunming-Montreal Rahmenwerks 
der CBD zentral. Insbesondere das Ziel, 30  % der ter-
restrischen, marinen und limnischen Flächen bis 
2030 unter Schutz oder andere flächenwirksame 
Naturschutzmaßnahmen zu stellen und in Schutzge-
bietssysteme zu integrieren, sollte jetzt mit großer 
Dynamik umgesetzt werden, denn Schutzgebiete 
können dazu beitragen, Landnutzungsänderungen 
und Entwaldung zu verringern sowie Lebensräume 
von Menschen und Wildtieren zu entzerren. Strate-
gien zur Renaturierung degradierter Ökosysteme 
sollten hinzukommen.

 > Handel mit Wildtieren und deren Produkten regulie-
ren: Wildtierjagd in Niedrigeinkommensländern und 
Handel mit den Produkten ist ein Faktor bei der Ent-
stehung von Zoonosen und sollte daher stärker 
reguliert werden. Wegen möglicher Nebenwirkun-
gen auf andere SDGs sowie der Achtung der Lebens-
weisen indigener Völker sollte sich die Regulierung 
auf eine ganzheitliche Sicht der ökologischen und 
sozioökonomischen Zusammenhänge stützen.

 > Bei Konsummustern und Lieferketten ansetzen: Es 
sollte vermehrt auf Lieferketten geachtet werden, 
die weniger zerstörerische Infrastrukturprojekte 
(z.  B. Straßenbau, Bergbau), keine weitere Zerstö-
rung von Primärwäldern, nachhaltige Holzwirtschaft 
als Instrument zur Ausweitung natürlicher und 
naturnaher Waldgebiete sowie Rückführung der 
Zerschneidung wesentlicher Naturräume (vor allem 
in Biodiversitäts-Hotspots) zum Ziel haben. 

 > Maßnahmen für Zoonosenprävention und -manage-
ment etablieren: Die Prävention zoonotischer Über-
sprünge durch Naturschutzmaßnahmen sollte gestärkt 
werden. Dazu sollte erstens geprüft werden, ob – in 
enger Kooperation mit der CBD sowie der GEF – die-
ser Schwerpunkt im von der Weltbank 2022 neu 

eingerichtete Financial Intermediary Fund for Pan-
demic Prevention, Preparedness and Response 
ergänzt werden kann oder ob im Rahmen der CBD 
zusätzliche Finanzierungsinstrumente eingerichtet 
werden sollten. Damit einher gehen sollte zweitens 
eine Stärkung der Kapazitäten regionaler Netzwerke 
und Behörden für Zoonosenprävention. Beim Moni-
toring und der Regulierung des Wildtierhandels 
spielt das Washingtoner Artenschutzübereinkom-
men (CITES) eine wesentliche Rolle. Zur besseren 
Umsetzung sollte die finanzielle, organisatorische 
und personelle Kapazität von regionalen Netzwer-
ken und nationalen Behörden aufgestockt werden. 
Drittens sollte die CBD zum Hauptforum für Pande-
mieprävention im Kontext von Biodiversitäts- bzw. 
Naturschutz werden, mit entsprechender finanziel-
ler, kapazitätsaufbauender und regulatorischer Hin-
terlegung. Präventive Strategien sollten auch im 
noch auszuhandelnden Pandemievertrag berück-
sichtigt werden. Hier wäre eine enge Zusammenar-
beit mit CBD und CITES sinnvoll. Viertens bedarf es 
der Schaffung eines Pandemie-Frühwarnsystems, in 
dem Informationen über sporadische zoonotische 
Ereignisse bis hin zu großskaligen Epidemien schnell 
und transparent zugänglich sind. Globale Datenban-
ken über Virusgenome und Serologie sollten entwi-
ckelt und mit dem Frühwarnsystem vernetzt wer-
den. Schließlich sollte der Weltbiodiversitätsrat prü-
fen, den Workshopbericht Biodiversity and Pande-
mics zu aktualisieren und ggf. gemeinsam mit dem 
IPCC zu einem Sonderbericht auszubauen, auch um 
relevante Forschungsaktivitäten zu befördern. 

Fokus Habitatverlust und neue Grenzen der 
Bewohnbarkeit

 > Geregelte Formen der Migration von Menschen ins-
besondere für künftig unbewohnbare Regionen ent-
wickeln: Für Regionen, in denen absehbar die Gren-
zen der Anpassung an Klima- und Umweltverände-
rungen erreicht werden, sollten geregelte Formen 
der Migration von Menschen entwickelt werden. 
Dies umfasst die Stärkung und den Ausbau regiona-
ler Migrationsregime in Afrika, Asien, Lateinamerika 
und der europäischen Nachbarschaft, die geregelte 
grenzüberschreitende Bewegungsmöglichkeiten för-
dern, Migration entwicklungsförderlich gestalten, 
Entscheidungsfreiheit bei der Migrationsentschei-
dung gewährleisten sowie Migrant:innen vor Gewalt 
und Missbrauch schützen. 

 > Schäden und Verluste – „Umzugskosten“ übernehmen: 
Der Klimawandel führt bereits weltweit zu Schäden 
und Verlusten. Vor diesem Hintergrund sollte sich 
die Bundesregierung zu den Zusagen für den Globa-
len Flüchtlingspakt bekennen. Dies bedeutet, die  
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bi- und multilateralen Instrumente von humanitärer 
Hilfe und Entwicklungszusammenarbeit im Sinne 
des „Humanitarian-Development-Peace-Nexus“ ver-
stärkt dafür einzusetzen, nachhaltige Perspektiven 
der Integration und Anpassung am Ort der Neuan-
siedlung zu unterstützen.

 > Migration von Arten durch vernetzte Schutzgebiete 
und Ökosysteme erleichtern: Schutzgebiete und ihre 
Vernetzung durch Migrationskorridore sollten unter 
Berücksichtigung der artspezifischen Ansprüche an 
die jeweiligen Umgebungsbedingungen entspre-
chend geplant und implementiert werden. Im Ein-
klang mit dem Konzept des integrierten Landschafts-
ansatzes sollte eine verbesserte Vernetzung der 
Schutzgebiete untereinander und mit der umliegen-
den Landfläche erreicht werden, um biologische 
Vielfalt und Ökosystemleistungen zu erhalten und 
zu erhöhen, die Resilienz gegenüber dem Klimawan-
del zu stärken sowie Güter und Dienstleistungen für 
den Menschen langfristig sicherzustellen.

Verschmutzung
Die Verschmutzung mit persistenten, bioakkumulati-
ven und mobilen toxischen Stoffen sollte als politisch 
gleichrangige Herausforderung zu Klimawandel und 
Biodiversitätsverlust anerkannt, rückgängig gemacht 
und zukünftig vermieden werden. Für die Verhinde-
rung und Eindämmung von Verschmutzung der Umwelt 
durch gefährliche Stoffe, insbesondere belastende und 
langlebige Chemikalien, existieren zahlreiche Einzelab-
kommen. Diese sind allerdings bislang weder effektiv 
noch vorsorgend, da sie den Ansatz verfolgen, Einzel-
stoffe erst nach Kenntnis ihrer Schädlichkeit und regel-
mäßig nach Freisetzung in die Umwelt zu verbieten. 
International fehlen ein der Klima- und Biodiversitäts-
governance vergleichbares Rahmenabkommen sowie 
die Bündelung des weltweiten Sachverstands (Kap. 5.2).

 > Zero Pollution und Kreislaufwirtschaft als Leitbilder 
international etablieren: Noch nicht substituierbare 
gefährliche Chemikalien müssen in technischen 
Anwendungen bzw. Kreisläufen gehalten werden 
oder dürfen bei der Verwendung nicht in die Umwelt 
gelangen. Für eine Stärkung der Leitbilder Zero  
Pollution und Kreislaufwirtschaft bedarf es eines 
weltweiten Rahmenübereinkommens zur Bekämp-
fung von Verschmutzungen durch gefährliche Stoffe. 
Weitere aktuelle Gelegenheiten für eine Stärkung 
der Leitbilder sind z.  B. die Verhandlungen zum Nach-
folgeinstrument des Strategischen Ansatzes zum 
internationalen Chemikalienmanagement (SAICM), 
die Verhandlungen zum UN-Abkommen über Plas-
tikmüll sowie Gesetzesinitiativen der EU im Rahmen 
des Green Deals. Die Leitbilder sollten auch bei der 

Umsetzung der Agenda 2030 und in der Post-2030-
Agenda prominent verankert werden.

 > Prävention und Vorsorge als handlungsleitende Prin-
zipien umsetzen: Das international anerkannte Vor-
sorgeprinzip ist bereits in der REACH-Verordnung 
und dem Stockholmer Übereinkommen verankert, 
sollte aber generell für alle gesundheitsgefährden-
den Chemikalien und Stoffe gelten. Eine präventive 
und vorsorgende Chemikaliengovernance erfordert 
insbesondere rechtlich verbindliche Grenzwerte, die 
am Schutz vulnerabler Gruppen und empfindlicher 
Ökosysteme ausgerichtet sind, rechtlich verbindli-
che Minimierungsgebote in Bezug auf den Einsatz 
schädlicher, aber unverzichtbarer Stoffe sowie die 
Normierung der Herstellung und des Inverkehrbrin-
gens von Stoffen und Produkten (safe and sustain-
able by design).

 > Neue Chemikaliengovernance mit internationalem 
Zulassungsregime ausstatten: Zentraler Bestandteil 
eines weltweiten Rahmenübereinkommens zur 
Bekämpfung von Verschmutzungen durch gefährli-
che Stoffe sollte ein internationales Zulassungsre-
gime für besonders besorgniserregende Stoffe sein, 
das ein präventives Verbot mit Erlaubnisvorbehalt 
beinhalten sollte, wobei Kriterien für wesentliche 
Verwendungen sowie Nachsorge- bzw. Rücknahme-
pflichten zu definieren sind. Herstellerseitig sind 
Verfahren zu entwickeln, um Stoffe unschädlich zu 
machen. Die Darlegungs- und Nachweispflicht zur 
Gesundheits- und Umweltverträglichkeit des Stoffes 
sollte dem Antragsteller obliegen. Zulassungsver-
fahren könnten durch Fristsetzungen beschleunigt 
werden. 

 > Zwischenstaatliche Science-Policy-Plattform zu Ver-
schmutzung einrichten: Zur wissenschaftlichen Be glei-
tung der entsprechenden Transformationsprozesse 
sollten u.  a. eine zwischenstaatliche Science-Policy-
Plattform nach Vorbild von IPCC und IPBES errichtet 
werden, die den Sachstand zur Verschmutzung auf-
arbeitet und dabei eine Wissensbasis für verschie-
dene Akteure bildet. Das von der UN-Umweltver-
sammlung beschlossene Gremium für Chemikalien, 
Abfall und Verschmutzung sollte sich u.  a. mit 
Lebenszyklusanalysen im Stoffbereich und Kriterien 
für wesentliche Verwendungszwecke (Essential Uses) 
befassen.

 > Arzneimittelregulierung um die Berücksichtigung von 
Umweltaspekten erweitern: Bei Arzneimitteln und 
anderen Stoffen, bei denen eine vollständige Kreis-
laufführung nur schwer zu realisieren ist, sollte eine 
Zulassung nur nach einer positiven Nutzen-Risiko-
Abwägung erfolgen, die auch Umweltaspekte mit 
einbezieht. Arzneimittel, die dennoch ein hohes 
Umweltrisiko aufweisen, sollten rezeptpflichtig sein. 

       
       

       
       

       
       

       
       

 

ENTWURF



 Überblick über die Empfehlungen

358

Ärzt:innen sollten speziell auf die Umweltrisiken 
solcher Arzneimittel hingewiesen werden und 
Umweltaspekte sollten auch in die Überwachung 
nach der Zulassung mit einbezogen werden. Aus-
nahmen für Arzneimittel von Chemikalien- und Lie-
ferkettenkettenregulierungen sollten möglichst 
abgeschafft werden.

Forschungsempfehlungen

Klima- und Biodiversitätsschutz integriert 
betrachten 

Übergreifende Empfehlungen zu Biodiversität und 
Ökosystemerhaltung

 > Grundlagen für die Gesundheit von Ökosystemen 
erforschen: Über die Anerkennung des räumlichen 
Bedarfs für Arten und Ökosysteme und die Stärkung 
natürlicher Pflanzen- und Tiergesellschaften hinaus 
gibt es wenige verallgemeinerbare und quantifizier-
bare Kriterien für die Gesundung und Gesunderhal-
tung bzw. Resilienz von Ökosystemen. Forschungs-
bedarf besteht zu den Ursachen und Therapiemög-
lichkeiten von Störungen der Funktionalität, Arten-
vielfalt und Artenbestände in Ökosystemen sowie 
ihrer räumlichen Bedarfe. Außerdem sollte erforscht 
werden wie Ökosystemgesundheit gemessen und 
umgesetzt werden kann, auch durch Einbindung von 
Naturschutzbehörden Weiterentwicklung ihrer 
Handlungsfelder. Behörden, die wesentlich zur Öko-
systemgesundheit beitragen können, sollten neue 
Erkenntnisse aus Tier-, Pflanzen- und mikrobieller 
Physiologie, Pathophysiologie und Ökologie zeitnah 
in den Therapiemaßnahmen berücksichtigen.

Fokus fossile Energieträger: Exploration und 
Extraktion stoppen

 > Gerechtigkeit beim Ausstieg aus Exploration und 
Extraktion: Es sollte weiter erforscht werden, wie ein 
gerechter Umgang mit dem Ausstieg aus Exploration 
und Extraktion aussehen kann, auch unter Anwen-
dung unterschiedlicher Gerechtigkeitsprinzipien, 
und welche Instrumente auf nationaler und inter-
nationaler Ebene einen solchen Ausstieg unterstüt-
zen können. 

 > Ausgestaltung von Vereinbarungen über den Aus-
stieg aus Exploration und Extraktion: Es sollte unter-
sucht werden, wie Vereinbarungen über den Aus-
stieg aus Exploration und Extraktion ausgestaltet 
werden können, damit sie Ausstiegsbeschlüsse län-
gerfristig und auch bei zwischenzeitlich steigenden 
Preisen für fossile Energieträger verlässlich absichern. 

 > Wirtschaftspolitische Instrumente: Es sollten mögli-
che wirtschaftspolitische Instrumente entwickelt 

und untersucht werden, mit denen ressourcenreiche 
Länder die notwendige Diversifizierung ihrer wirt-
schaftlichen Strukturen anstoßen und beschleuni-
gen können. Tiefe Strukturbrüche sollten vermieden 
und Räume für neue wirtschaftliche Entwicklungen 
geschaffen werden. 

Fokus zoonotische Pandemien: Prävention 
vorantreiben

 > Forschung zu Erhaltung und Renaturierung von Bio-
diversität und Ökosystemen stärken: Es sollte genauer 
geklärt werden, wie anthropogene Faktoren die Ent-
stehung von Zoonosen beeinflussen und ob Renatu-
rierung die Häufigkeit zoonotischer Wirtstiere min-
dern kann. 

 > Erforschung und Monitoring des Wildtierhandels ver-
bessern: Für bessere Erkenntnisse und Daten über 
Ursachen, Zusammenhänge und Eindämmung des 
Wildtierhandels sollten Forschung und Monitoring 
gestärkt werden. 

 > Mikrobielle Forschung zu Emergenzrisiken von Zoo-
nosen stärken: Längsschnittstudien zur Virusdyna-
mik in Reservoir- und Spillover-Wirtspopulationen 
könnten wesentlich zur Eindämmung des Zoonose-
risikos beitragen. Überwachung und Entdeckung 
von Viren und ihrer Übertragungswege zwischen 
Wildtierarten sollten mit Untersuchungen zur klima-
bedingten Verschiebung des Verbreitungsgebiets 
von Arten verbunden werden. 

 > Ökonomische Forschung zum Kosten-Nutzen-Ver-
hältnis bei der Prävention von Zoonosen stärken: 
Gezielte ökonomische Forschung zum Kosten-Nut-
zen-Verhältnis bei der Prävention von Zoonosen 
mittels Erhaltung und Renaturierung von Biodiversi-
tät und Ökosystemen sowie nachhaltiger Landnut-
zung sollte gefördert werden. 

Bei allen Forschungsbemühungen sollte die Wertschät-
zung indigenen Wissens und die Aufnahme bzw. 
Berücksichtigung dieses Wissens in anderen Wissens-
systemen der Forschung und Bildung besonders 
berücksichtigt werden. 

Fokus Habitatverlust und neue Grenzen der 
Bewohnbarkeit

 > Ökosystemmanagement für Umsiedlung von Arten 
und Artengemeinschaften neu denken: Um Ökosys-
temleistungen und Biodiversität zu erhalten und zu 
stärken bedarf es der Entwicklung neuer Manage-
mentansätze, die nicht nur die regionalen Aktivitä-
ten des Menschen, sondern auch die Auswirkungen 
des Klimawandels auf Arten und Ökosysteme 
berücksichtigen. Es sind regionale wissenschaftliche 
Studien zu den Möglichkeiten der Migration von 
Arten bzw. Artengemeinschaften (etwa über natür-
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liche Korridore) sowie zu geplanter Umsiedlung not-
wendig, um die hierbei möglicherweise auftretenden 
wissenschaftlichen, ethischen und rechtlichen Fra-
gen und Bedenken zu beantworten. Diese Studien 
sollten in direkter Zusammenarbeit mit den zustän-
digen Behörden und Interessensvertretern durchge-
führt werden. Forschungsinvestitionen in die Erstel-
lung globaler Datensätze zum Zustand von Ökosys-
temen, bedrohten Arten und Schutzgebieten sowie 
zum „Status der Vernetzung von Schutzgebietssys-
temen, ihrer Integration in der Landschaft, sowie zur 
Abdeckung kritischer Ökosystemleistungen und zu 
anderen wirksamen gebietsbezogenen Schutzmaß-
nahmen“ sollten ebenfalls verstärkt werden. 

 > Verständnis der Anpassungsgrenzen von Arten und 
Artengemeinschaften verbessern: Um zu beurteilen, 
ob eine Region für Arten besiedelbar ist, ist sowohl 
ein Verständnis der Anpassungsgrenzen bzw. Kipp-
punkte der beteiligten Arten als auch ihrer Gemein-
schaften unter Einbezug der jeweiligen, standort- 
und systemspezifischen Nahrungsketten und ggf. 
Symbiosen (z.  B. bei Warmwasserkorallen) erforder-
lich. Insbesondere im Hinblick auf die Auswahl 
neuer Standorte für die Umsiedlung von Arten und 
Artengemeinschaften beinhaltet dies die Kenntnis 
der Umgebungsbedingungen und ihrer Variabilität, 
bzw. auch das Vorkommen limitierender Umweltbe-
dingungen. 

 > Auf Grenzen der Bewohnbarkeit vorbereiten: Klima-
migration sollte künftig auch als (eine) Strategie 
international anerkannt sowie interdisziplinäre For-
schung zu klimabedingter Migration gefördert wer-
den, um ein besseres Verständnis sowie langfristige 
und flexible Schutzoptionen zu entwickeln. Zentra-
les Element ist die Gewährleistung von sicherer und 
geordneter Bewegung von Menschen innerhalb und 
zwischen Ländern sowie die Gewährleistung von 
Entscheidungsfreiheit der Betroffenen bei Migrati-
onsentscheidungen. Durch rechtzeitige Vorberei-
tung auf die näher rückende Grenze der Bewohnbar-
keit in einer Region sollte eine schleichende Ver-
schlechterung der Lebensgrundlagen und der damit 
einher gehenden negativen psychologischen, 
gesundheitlichen und soziokulturellen Effekte mög-
lichst frühzeitig verhindert werden. 

 > Verständnis über Migrationsprozess verbessern: Es 
bedarf verstärkt Forschung zu der Frage, nach wel-
chen Kriterien Vorbereitungen für einen rechtzeiti-
gen und geordneten Rückzug von Individuen oder 
Gruppen getroffen werden sollten, unter welchen 
Bedingungen dieser stattfinden sollte sowie welche 
Rahmenbedingungen hierfür geschaffen werden 
müssten. Zusätzlich sollte das Verständnis über den 
erwartenden Umfang der Migration, über die Ent-

scheidung zur Migration und zu den gesundheitli-
chen bzw. psychischen Auswirkungen der Migration 
verbessert werden. Ein integriertes, ortsspezifisches 
Bewohnbarkeits-Assessment ist notwendig, mit ver-
stärktem Austausch innerhalb und zwischen den 
jeweiligen Forschungsbereichen. Modelle müssen 
durch lokale Forschung vor Ort für eine verbesserte 
Datenlage validiert werden. Integrative, interdiszi-
plinäre Forschungsansätze und verfeinerte Definiti-
onen von Bewohnbarkeit können ein breiteres, orts-
spezifischeres Spektrum von politischen Empfeh-
lungen bzw. Maßnahmen fördern.

Verschmutzung
 > International einheitliche Kriterien für Lebenszyklus-

analysen von Chemikalien festlegen: Für Lebenszyk-
lusanalysen müssen international einheitliche Krite-
rien festgelegt werden, die weiter zu erforschen sind. 
Dafür eignet sich insbesondere das wissenschaftli-
che Beratungsgremium für Chemikalien, Abfall und 
Verschmutzung, dessen Einrichtung die UN-
Umweltversammlung beschlossen hat. 

 > Wirkungs- und Langzeitdaten zu gefährlichen Stoffen 
sammeln: Für die Einschätzung des Umweltrisikos 
gefährlicher Stoffe (z.  B. PFAS und Arzneimittel) 
sind die Sammlung von Wirkungsdaten und Lang-
zeituntersuchungen essenzielle Grundlage.

 > Lösungen für den Zielkonflikt zwischen geistigen 
Eigentumsrechten und der Zugänglichkeit privater 
Daten entwickeln: Der erforderlichen Zugänglichkeit 
der nötigen Daten könnten rechtlich geschützte 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse sowie Rechte 
am geistigen Eigentum entgegenstehen. Es besteht 
Forschungsbedarf, inwieweit diese subjektiven 
Rechte die Transparenz und Zugänglichkeit der 
Daten einzuschränken vermögen.

 > Öffentliche Forschung zur Chemikaliengovernance 
stärken: Die nationale und internationale Forschung 
zur Chemikaliengovernance wird erheblich durch die 
Chemiebranche dominiert. Es wäre wünschenswert, 
die öffentlich finanzierte Forschung in diesem 
Bereich zu stärken, um eine mögliche Beeinflussung 
von Forschungsergebnissen durch wirtschaftliche 
Einzelinteressen zu vermeiden.

 > Treiber und Hemmnisse der PFAS-Regulierung auf-
decken: Es besteht ein Forschungsdefizit zu Treibern 
und Hemmnissen der PFAS-Regulierung auf inter-
nationaler Ebene.

 > Regulierungsübergreifende Instrumente entwickeln: 
Es sind übergreifende Instrumente zu entwickeln, die 
Sektoren instrumentell verschränken, z.  B. in Form 
einer PFAS-Regulierung des Wasserrechts, in Bezug 
auf Luftverschmutzung oder durch die REACH-Ver-
ordnung – und zwar in der EU und weltweit. Wie 
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genau dies aussehen kann, ist offen und sollte unter-
sucht werden.

 > Chemikalienrecht international vergleichen: Um 
gegenseitige Lerneffekte zu ermöglichen und über 
Auswirkungen europäischer Rechtsänderungen auf 
andere Staaten zu lernen ist rechts- und policyver-
gleichende Forschung zum Chemikalienrecht (insbe-
sondere zum REACH-Ansatz) erforderlich. 

 > PFAS toxikologisch charakterisieren: Es sollte eine 
umfangreiche toxikologische Charakterisierung von 
bisher weniger gut untersuchten PFAS erfolgen (z.  B. 
kurzkettige PFAS und Substitutionsstoffe), die als 
Grundlage für adäquate Beurteilungswerte genutzt 
werden kann.

 > Substitutionsmöglichkeiten entwickeln: Es sollte For-
schung zur Entwicklung nachhaltiger Substanzen 
und Materialien zur Substitution gesundheitsge-
fährdender Stoffe und Forschung zum effizienten, 
emissionsfreien Recycling von zu ersetzender 
gesundheits- und umweltgefährdender Infrastruk-
tur erfolgen.

 > Bedingungen für den Einsatz von Sekundärmateria-
lien beforschen: Zur Umsetzung von Nachsorge-
pflichten sollten Bedingungen für den Einsatz von 
Sekundärmaterialien, die schädliche Stoffe ent-
halten, erforscht werden. Zudem sollten Verfahren 
entwickelt werden, die bereits freigesetzte Stoffe 
den natürlichen Kreisläufen wieder entziehen (z.  B. 
durch weitergehende Verfahren der Wasserauf-
bereitung).

 > Konsument:innenverhalten bei Chemikalien und Arz-
neimitteln erforschen: Darüber hinaus sollte For-
schung zur Förderung von Verhaltensänderungen in 
Bezug auf die Nutzung von Chemikalien und Arznei-
mitteln durch Konsument:innen verschiedener 
Altersgruppen erfolgen.

Globale Dringlichkeitsgovernance 

Es braucht dringend eine globale Umwelt- und Gesund-
heitsgovernance, die ein gesundes Leben in einer 
gesunden Umwelt nicht als Utopie, sondern als reali-
sierbare Vision erscheinen lässt. Eine solche Gover-
nance muss auf inklusiven, die Würde des Menschen 
respektierenden Werten und einer internationalen, 
regelbasierten Ordnung basieren. Sie muss mittel- bis 
langfristig Gestaltungsspielräume offenhalten, zugleich 
in der Lage sein, gleichzeitig, sich gegenseitig bedin-
gende Globalkrisen entschlossen und kräftig zu begeg-
nen. Für eine solche Dringlichkeitsgovernance existie-
ren keine Blaupausen. Sie ist lokal, regional und natio-
nal an Umstände und Gegebenheiten anzupassen und 
adaptiv, also lernfähig auszugestalten. Die 2015 von 
der internationalen Staatengemeinschaft verabschie-
dete Agenda 2030 dient als Orientierungsrahmen und 
Handlungsauftrag. Mittel- und langfristige Nachhaltig-
keitsziele geraten jedoch immer wieder durch weltweite 
Krisen und kurzfristige Ad-Hoc-Reaktionen aus dem 
Blick. Unmittelbare Reaktionen treten an die Stelle von 
mittel- und langfristiger Gestaltung. Pfadabhängigkei-
ten, wie institutionell getrennte Umwelt- und Gesund-
heitsschutzpolitik sowie fragmentierte Politik-, Verwal-
tungs- und Rechtssysteme hemmen die Umsetzung des 
globalen Handlungsauftrags (Kap. 7). 

Handlungsempfehlungen

Dringlichkeitsgovernance 
 > Bundesregierung: (Post-)2030-Agenda, Leitbild „Men-

schenrecht auf gesunde Umwelt“ und kooperative 
Verantwortungsübernahme vorantreiben: Der WBGU 
empfiehlt, dass die Bundesregierung jetzt Leader-
ship in Form einer Dringlichkeitsgovernance über-
nimmt und erstens die Agenda 2030 als internatio-
nalen Handlungsauftrag, zweitens die Verankerung 
des Leitbilds „Menschenrecht auf gesunde Umwelt“ 
in Konventionen und Verfassungen sowie drittens 
eine Transformationsfelder übergreifende Koopera-
tion aktiv und mit dem notwendigen Gewicht bei 
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allen anstehenden internationalen, europäischen 
und nationalen Prozessen und Entscheidungen ein-
bringt („kooperative Verantwortungsübernahme“). 

 > SDG Summit und Summit of the Future: Agenda 2030 
als Handlungsauftrag und Post-2030-Prozess initiie-
ren: Ein starkes Signal für die Wichtigkeit der Agenda 
2030 als politisches Leitbild für einen starken Multi-
lateralismus und erste Akzente für eine Post-2030-
Agenda sollten beim SDG Summit im September 
2023 und dem Summit of the Future 2024 gesetzt 
werden. Bei der Weiterentwicklung sollten die 
Zusammenhänge zwischen den einzelnen SDGs und 
insbesondere mit Umwelt, Klima und Gesundheit 
noch stärker betont und in den Fokus gerückt werden.

Leitbild und Instrument zur Umsetzung: 
Das Menschenrecht auf gesunde Umwelt

 > Menschenrecht auf gesunde Umwelt in nationale Ver-
fassungen und Menschenrechtskataloge nehmen: Ein 
Menschenrecht auf gesunde Umwelt sollte in natio-
nale Verfassungen und regionale Menschenrechts-
kataloge aufgenommen werden, insbesondere in das 
deutsche Grundgesetz und die Europäische Grund-
rechtecharta. Die gerichtliche oder außergerichtliche 
Durchsetzung dieses Individualrechts sollte gewähr-
leistet werden. Das Recht sollte auch inhaltlich kon-
kretisiert werden, entweder durch die Textfassung, 
in der es neu verankert wird, oder mittels einer Aus-
legungshilfe. 

 > Kooperative Verantwortungsübernahme zwischen 
Staaten und Ressorts: WBGU empfiehlt darüber hin-
aus, die Handlungskapazität einzelner Länder stär-
ker in den Blick zu nehmen: Zum einen bestehen 
erhebliche Kapazitätsunterschiede zwischen Staaten 
unterschiedlicher Einkommensgruppen, die durch 
eine binäre Einteilung in „Industrie- und Entwick-
lungsländer“, wie sie in zahlreichen multilateralen 
Prozessen vorgenommen wird, verschleiert werden: 
So besteht eine deutliche Spannbreite zwischen 
Niedrigeinkommensländern (US-$ 1.085 oder weni-
ger Bruttoeinkommen pro Kopf) und Ländern mit 
oberem mittlerem Einkommen (US-$ 4.256–13.205; 
nach Klassifikation der Weltbank für 2023). Zum 
anderen sollte Handlungskapazität nicht ausschließ-
lich aus finanzieller Perspektive betrachtet werden. 
Transferleistungen, die dazu dienen andere Staaten 
in der Problembekämpfung zu unterstützen, können 
auch andere Formen annehmen – hier ist insbeson-
dere wissensbasiertes Leadership zu nennen.

 > Offenheit für Kooperation auf Augenhöhe: Aufgrund 
der Auswirkungen des Handelns von Hocheinkom-
mensländern auf andere Länder, z.  B. durch Konsum, 
Produktion bzw. Handel und globale Umweltprob-
leme, ist eine Bereitschaft der Hocheinkommenslän-

der zur Ko-Kreation von Lösungswegen auf Augen-
höhe und eine entsprechende Anpassung der Struk-
turen internationaler Zusammenarbeit notwendig. 
Länderspezifische „Meta-Indikatoren“ für Umwelt 
und Gesundheit entwickeln: Es sollten länderspezi-
fische „Meta-Indikatoren“ für Umwelt und Gesund-
heit zur Verfolgung der Agenda 2030-Implementie-
rung sowie Umwelt- und Gesundheitsprüfungen 
entwickelt werden. 

 > Für Agenda 2030 strategische Schwerpunkte setzen 
werden, die sich an Synergien orientieren: Für eine 
effektive, länderspezifische Umsetzung des komple-
xen Zielsystems der Agenda 2030 sollten strategi-
sche Schwerpunkte gesetzt werden, die sich an Syn-
ergien orientieren. Dadurch können Ressourcen 
effizienter und ressortübergreifend lenken, politi-
sche Aufmerksamkeit fokussiert und Verbindlichkeit 
erhöht sowie gesellschaftliche Kommunikation und 
Mitwirkung erleichtert werden. 

 > Niedrigeinkommensländer bei Agenda 2030-Umset-
zung unterstützen: Niedrigeinkommensländer soll-
ten zur nationalen Agenda 2030-Umsetzung beim 
Kapazitäts- und Strukturaufbau für Strategieentwi-
cklungs- und Umsetzungs-prozesse unterstützt wer-
den. Dies würde auch ihre Fähigkeiten stärken, eine 
Post-2030-Agenda maßgeblich mitzugestalten. 

 > Inter-institutionelle Zusammenarbeit auf UN-Ebene 
fördern: Zur Förderung gesunder, resilienter und 
zukunftsfähige Ernährungssysteme wäre es erstens 
sinnvoll einen Austausch zwischen FAO, WHO, OIE, 
UNFCCC, UNCCD, CBD, dem internationalen Fond 
für landwirtschaftliche Entwicklung und dem Komi-
tee zu Ernährungssicherheit einzurichten. Zweitens 
sollte die Zusammenarbeit der Quadripartite mit der 
CBD und CITES zum Thema Zoonosen gefördert wer-
den. Drittens wäre zum Thema Plastik eine stärkere 
Zusammenarbeit von UNEP, WHO, UNFCCC, CBD, 
den Chemikalienkonventionen und der Ozeanogra-
phische Kommission der Organisation der Vereinten 
Nationen für Bildung, Wissenschaft, Kultur und 
Kommunikation sinnvoll. Und viertens bietet sich 
zur Gestaltung der globalen Urbanisierungsdynamik 
eine Zusammenarbeit von UN-Habitat mit der WHO, 
UNFCCC, und CBD an.

 > Koordinierungsmechanismen zwischen Ressorts eta-
blieren: Um die kooperative Verantwortungsüber-
nahme innerhalb von Regierungen zu stärken, soll-
ten positive Koordinierungsmechanismen zwischen 
Ressorts etabliert, evaluiert und weiterentwickelt 
werden. 

 > Personalpolitik: Weiterbildung für Entscheidungsträ-
ger:innen: In allen öffentlichen Verwaltungen, egal 
ob lokal, national, europäisch oder in internationalen 
Organisationen sollte eine Personalpolitik eta bliert 
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werden, die Mitarbeitende und Entscheidungsträ-
ger:innen zu systemischem Arbeiten und Entschei-
dungen befähigt. Analog zu Weiterbildungsmaß-
nahmen zu Themen wie Korruptionsprävention, wie 
sie bereits auf nationaler und UN-Ebene Standard 
sind, sollten Beamten und Abgeordneten Grund-
kenntnisse zum Umwelt- und Gesundheitsnexus ver-
mittelt werden. Frankreich geht hier bereits mit 
gutem Beispiel voran.

Die WHO als Forum für die internationale 
Zusammenarbeit für gesunde Menschen auf einer 
gesunden Erde

 > Verhältnisprävention für gesundes menschliches 
Leben und gesundes nichtmenschliches Leben inte-
grieren: In der programmatischen Arbeit der WHO 
sollte Verhältnisprävention für gesundes menschli-
ches Leben und Verhältnisprävention für gesundes 
nicht menschliches Leben integriert werden. 

 > Verhandlungen zur Pandemieprävention für Veran-
kerung übergreifender Fragen nutzen: Die internatio-
nalen Verhandlungen zur Pandemieprävention, 
-bereitschaft und -bewältigung im Rahmen der IHR-
Reform und des neuen Pandemievertrags sollte 
genutzt werden, um übergreifende Erfordernisse, 
wie die Stärkung des One Health-Ansatzes, die 
Transformation hin zu leistungsfähigen und nach-
haltigen Gesundheitssystemen und die Stärkung von 
Gesundheitsförderung sowie Prinzipien der Solidari-
tät und kooperativen Verantwortungsübernahme 
prominent zu verankern. Pandemieprävention durch 
Naturschutz und geregeltem Wildtierhandel sollte 
unter den biodiversitätsschützenden Konventionen 
verhandelt werden. 

Europäische Union
 > Ambitionsniveau beibehalten, Solidarität ausbauen: 

Trotz wirtschaftlicher Herausforderungen durch 
hohe Energiepreise und hohe Inflation sollte die EU 
ihr bisheriges klima- und umweltpolitisches Ambiti-
onsniveau nicht mindern und entsprechendem Druck 
aus den Mitgliedstaaten nicht nachgeben. Deutsch-
land sollte sich dafür einsetzen, die Umsetzung des 
Green Deal entschlossen, aber mit starker Solidarität 
zwischen den Mitgliedstaaten voranzutreiben.

 > Gemeinsame EU-weite Transparenzmechanismen, 
Bewertungssysteme und Überwachungssysteme auf- 
und ausbauen: Die im Rahmen der Europäischen 
Gesundheitsunion vorgesehenen Überwachungs- 
und Berichtssysteme für gesundheitliche Risikofak-
toren und Gesundheit sollten umgesetzt und auf 
nicht-übertragbare Krankheiten und die entspre-
chenden Risikofaktoren ausgedehnt werden. Dabei 
sollte auch ein einheitlicherer gemeinsamer Rahmen 

entwickelt werden, mit dem der Zustand der Gesund-
heitssysteme in den Mitgliedstaaten eingeschätzt 
werden kann.

 > Partnerschaften ausbauen und strategisch einbinden: 
Die EU sollte umwelt- und gesundheitspolitische 
Partnerschaften, die auf einem reziproken Miteinan-
der und einer klaren Verantwortungsübernahme 
beider Seiten für die gemeinsamen Zielsetzungen 
beruhen, suchen und stärken. Derartige Partner-
schaften sollten eingebettet sein in eine übergrei-
fende außenpolitische Strategie mit der Agenda 
2030 als klaren Bezugsrahmen. Schwächere Partner 
sollten gerade auch in der aktuellen Krisenlage soli-
darisch unterstützt werden, damit die kurzfristige 
Krisenbewältigung auch bei diesen nicht zu Lasten 
von Gesundheits- und Nachhaltigkeitszielen geht.

G7, G20 und Multistakeholder-Allianzen für 
Umwelt und Gesundheit 
 > In G7 und G20-Verhandlungen sich für Beachtung des 

Nexus Gesundheit und Umwelt einsetzen: In Verhand-
lungen im Rahmen von G7 und G20 sollte sich die 
Bundesregierung dafür einsetzen, die WHO als die 
globale Gesundheitskooperation koordinierende Ins-
tanz weiter zu stärken sowie Fragmentierungen der 
globalen Gesundheitsarchitektur entgegenwirken. 
Dazu sollte analog zu den Think7-Empfehlungen 
unter deutscher G7-Präsidentschaft ein Inter-Agency 
Global Health Standing Committee eingerichtet wer-
den, das globale Gesundheitsorganisationen und Alli-
anzen, ihre Mandate und Finanzierungen koordi-
niert. Zudem sollte Deutschland in der G7 und G20 
den transregionalen Dialog und die Kooperation zwi-
schen Gesundheitssystemen und internationaler 
Klima-, Biodiversitäts- und Umweltpolitik stärken 
und sich für die Aus- und Fortbildung in Gesund-
heitssystemen weltweit sowie entlang der umwelt-
wandelbedingten Gesundheitsrisiken unter dem 
Rahmen der Vision „Gesund leben auf einer gesun-
den Erde“ einsetzen. Im Rahmen der G7-Verhandlun-
gen sollte eine Planetary Health Task Force auf Ebene 
der WHO eingeführt werden, um den Herausforde-
rungen der systemischen Zusammenführung von 
Umweltwandel- und Gesundheitsexpertisen zu ent-
sprechen. Gleichzeitig sollte die Gelegenheit genutzt 
werden, in der auf Universal Health Care fokussier-
ten G7-Präsidentschaft Japans die One Health und 
Planetary Health-Debatten in Gesundheitssystem-
entwicklung weltweit systematisch einzubetten. 
Zudem sollte die Etablierung eines Stufenplans für 
international vereinbarte Wissenschafts- und Inno-
vationssystem-Finanzierung an der Schnittstelle von 
Umwelt und Gesundheit vorbereitet und vorange-
trieben werden. 
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Internationale Finanzierungsbarrieren überwinden
 > Verschuldung von Ländern mit niedrigem Einkommen 

reduzieren: Viele Länder mit mittlerem und niedri-
gem Einkommen leiden unter einer erdrückenden 
Schuldenlast, welche ihre Handlungsfähigkeit stark 
einschränkt. Auf Grund der hohen Finanzierungslü-
cke zur notwendigen Umsetzung multilateraler 
Nachhaltigkeitsziele sollte verstärkt über eine 
Restrukturierung dieser Schulden diskutiert werden. 

 > Debt Swaps verstärkt als Instrument der EZ einsetzen: 
Der WBGU empfiehlt, Debt Swaps verstärkt als Ins-
trument zu verwenden und sich für eine internatio-
nale Standardisierung der Prozesse eines Debt Swaps 
einzusetzen. Debt Swaps können die hohe Schulden-
last von Ländern mit niedrigem Einkommen reduzie-
ren und gleichzeitig die Erreichung multilateraler 
Nachhaltigkeitsziele fördern. Durch programmspezi-
fische Debt Swaps (z.  B. Debt for Climate Swaps) 
kann eine zweckgebundene Verwendung der freige-
stellten Mittel sichergestellt werden. Für eine breite 
Verwendung sollten die Prozesse auf einer globalen 
Ebene stattfinden und eine starke Fragmentierung 
vermieden werden.

 > Finance Facility against Climate Change bilden: In 
Anlehnung an das Vorbild der International Finance 
Facility for Immunisation sollte auch für den Bereich 
der Klimafinanzierung ein Programm zum Frontloa-
ding von Investitionen unter Beteiligung privater 
Investor:innen aufgesetzt werden. 

 > Einen neuen Rahmen für ökonomische Aktivitäten 
setzen: Ökonomische Leadership durch unterschied-
liche Akteure sollte die Umsetzung der Vision 
„Gesund leben auf einer gesunden Erde“ fördern. 
Die Aufgabe von Staaten ist es dabei über Steuern, 
Ordnungspolitik und Subventionen oder als interna-
tionale Finanzgeber entsprechende Lenkungskraft 
für Umwelt und Gesundheit zu entfalten. Internatio-
nal sollte z.  B. eine Mindestbesteuerung fossiler 
Energieträger und Aufhebung umwelt- und gesund-
heitsschädlicher Subventionen abgestimmt werden.

Unternehmerische Verantwortung stärken
 > Verbindung von Nachhaltigkeitsstandards und -indi-

katoren mit dem SDG-Katalog in der Berichterstat-
tung von Unternehmen stärken: Multilaterale Nach-
haltigkeitsziele verweisen wiederholt auf die Bedeu-
tung der Einbeziehung des privaten Sektors. Damit 
Firmen ihre individuellen Anstrengungen hierzu 
besser nach außen tragen können und über ihre 
Bereitschaft berichten können, empfiehlt der WBGU, 
neben den bereits vorhandenen Indikatoren an der 
Schnittstelle zwischen Umwelt und Gesundheit spe-
zifische Anforderungen an Unternehmen zu definie-
ren. Hierzu können bereits laufende Prozesse wie zu 

den European Sustainability Reporting Standards 
(ESRS) genutzt und berücksichtigt werden. Berichts-
pflichten sollten so entwickelt werden, dass nicht 
nur direkte Auswirkungen der Unternehmenstätig-
keit auf Umwelt und Gesundheit thematisiert wer-
den, sondern auch indirekte. 

 > Öffentliche Kapitalanlagen verstärkt an Nachhaltig-
keitskriterien orientieren: Diese Ausrichtung soll 
dabei explizit nicht nur eine Untergewichtung von 
Anlagen welche die Kriterien nicht erfüllen beinhal-
ten, sondern auch einen kompletten Rückzug hier-
aus ermöglichen. Die Transparenz der Berichterstat-
tung zu öffentlichen Kapitalanlagen sollte erhöht 
werden. Nachhaltigkeitsthemen sollten im Sinne von 
Shareholder Engagement auch direkt im Dialog mit 
Unternehmen angesprochen werden. 

 > ESG-Offenlegungen stärker verpflichtend ausgestalten: 
Die international (außerhalb der EU) existierenden 
Offenlegungen von Nachhaltigkeitsinformationen in 
den Bereichen „Environmental“, „Social“ und „Gover-
nance“ (kurz ESG) zu sozialen und ökologischen Aus-
wirkungen unternehmerischen Handelns sollten stär-
ker verpflichtend ausgestaltet werden und die weit 
verbreitete freiwillige Umsetzung ersetzen. Hierbei 
sollte ein Fokus auf eine Berücksichtigung der dop-
pelten Materialität gelegt werden, besonders in den 
G7-Staaten. Analog zur finanziellen Berichterstattung 
sollten auch die nicht-finanzielle Berichterstattung 
außerhalb der EU einer Prüfung unterliegen.

Forschungsempfehlungen

Dringlichkeitsgovernance
 > Entwicklung und Umsetzung einer Dringlichkeitsgo-

vernance wissenschaftlich begleiten: Der WBGU 
empfiehlt die Entwicklung und Umsetzung einer 
Dringlichkeitsgovernance wissenschaftlich im Sinne 
eines Echtzeitmonitorings zu begleiten. 

 > Nationale Umsetzung der Agenda 2030 wissen-
schaftlich evaluieren: Die nationalen Umsetzungs-
prozesse für die Agenda 2030 bzw. die dafür genutz-
ten Governancestrukturen sollten intensiv wissen-
schaftlich begleitet werden.

Leitbild und Instrument zur Umsetzung: 
Das Menschenrecht auf gesunde Umwelt

 > Erforschung spezifischer rechtebasierter Ansätze: 
Rechtebasierte Ansätze, wie ein Menschenrecht auf 
gesunde Umwelt, oder auch die Anerkennung von 
Eigenrechten der Natur sollten weiter untersucht 
werden. Des Weiteren ist zu erforschen, wie ein 
Recht auf gesunde und nachhaltige Lebensbedin-
gungen inhaltlich gefasst, staatlich erfüllt und 
gerichtlich durchgesetzt werden kann. 
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 > Formen kooperativer Verantwortungsübernahme ent-
wickeln: Wie kooperative Verantwortungsübernahme 
in der derzeitigen konfliktbehafteten internationalen 
Politik mit sehr verschiedenen Interessen aussehen 
kann, sollte bestenfalls durch international divers 
besetzte Forschungsprojekte erforscht werden.

 > Komplexitätssteigerung politischer Prozesse evaluie-
ren: Die Etablierung von Querschnittsmechanismen 
stellt politische Prozesse und die sie gestaltenden 
Individuen vor eine weitere Komplexitätssteigerung 
in ihren Arbeitsprozessen, was entsprechende Eva-
luierungen erforderlich macht. 

Fortentwicklung der WHO als Forum für die 
internationale Zusammenarbeit im Sinne 
von „Gesund leben auf einer gesunden Erde 
wissenschaftlich begleiten

 > Governanceimplikationen von One Health und Plane-
tary Health: Pandemiezusammenarbeit ist ein zent-
rales Feld, indem empfohlen wird einen One Health 
Ansatz umfassend umzusetzen. Sinnvoll könnte es 
sein, an diesem Beispiel Governanceimplikationen 
von One Health und Planetary Health weiter zu 
erforschen, etwa darauf, wie die verschiedenen Sek-
toren und Arbeitsebenen besser zusammenarbeiten 
können, um One Health oder Planetary Health Kon-
zepte zu implementieren und so eine nachhaltige 
Pandemieprävention leisten. 

 > Compliance-Mechanismen für völkerrechtliche Ver-
träge analysieren: Es sollten anreizbasierte Compli-
ance-Mechanismen für völkerrechtliche Verträge 
weiter untersucht werden, die zur Umsetzung der 
IHR und des Pandemievertrages aber auch anderen 
Völkerrechts beitragen können.

Europäische Union: Bedarf einer 
Kompetenzerweiterung erforschen

 > Kompetenzen der EU im Gesundheitskontext und 
Sanktionsmechanismen prüfen: Ob eine Erweiterung 
der expliziten EU-Kompetenzen im Gesundheits-
bereich über die Beschlüsse zur Umsetzung der 
europäischen Union hinaus substanzielle Zusatznut-
zen hätte, sollte angesichts der Erfahrungen der 
COVID-19-Pandemie geprüft werden. Dabei sollten 
auch mögliche Sanktionsmechanismen betrachtet 
werden, durch die die Mitgliedstaaten zu einem soli-
darischeren Vorgehen im Krisenfall angehalten wer-
den könnten.

Internationale Finanzierungsbarrieren breiter 
analysieren

 > Debt Swaps evaluieren und standardisieren: Eine wis-
senschaftliche Auswertung bisheriger Debt Swap 
Programme, insbesondere des Debt2Health Pro-

gramms des Global Funds, kann helfen, Best-Practi-
ces zu identifizieren. Insbesondere sollten standardi-
sierte Prozesse identifiziert werden, welche eine 
Fragmentierung der Programme vermeiden und 
Transaktionskosten reduzieren.

 > Optionen privater Beteiligung bei Debt Swaps erfor-
schen: Debt Swaps finden aktuell größtenteils auf 
zwischenstaatlicher Ebene statt, jedoch liegen 
umfangreiche Schuldenforderungen gegenüber 
LMIC in der Hand privater Investor:innen. Um diese 
verstärkt für die Teilnahme an Debt Swaps zu gewin-
nen, sollten passende Maßnahmen und Anreize 
erforscht und identifiziert werden, so dass diese ihre 
Forderungen gegenüber Schuldnerstaaten ebenfalls 
für Debt Swaps zu verwenden.

Unternehmerische Verantwortung
 > Berücksichtigung nicht finanzieller Werte in Finanz-

berichterstattung und betrieblichem Rechnungswesen 
untersuchen: Die klassische finanzielle Rechnungs-
legung und die Nachhaltigkeitsberichterstattung 
sind bislang größtenteils getrennt. Integrierte 
Berichterstattung war ein erster Schritt, beide Teile 
enger miteinander zu verknüpfen. Doch wirken sich 
nichtfinanzielle Risiken immer häufiger auf die 
finanzielle Position von Unternehmen aus und wer-
den damit auch aus finanzieller Perspektive direkt 
entscheidungsrelevant. Daher ist verstärkte For-
schung erforderlich, zu welchem Grad Unternehmen 
aktuell nichtfinanzielle Risiken, beispielsweise in 
Folge des Klimawandels, in ihrer finanziellen Rech-
nungslegung als Faktor berücksichtigen und ob hier-
für Vorsorge getroffen wird. 

 > Unternehmensindikatoren für Umwelt und Gesundheit 
kombinieren: Aktuell werden die Bereiche Umwelt 
und Gesundheit überwiegend unabhängig voneinan-
der betrachtet und analysiert. Um die Berichterstat-
tung von Unternehmen gezielt zu ergänzen, gilt es, 
geeignete Kennzahlen zu entwickeln, welche ohne 
großen Informationsverlust beide die Bereiche 
Umwelt und Gesundheit verknüpfen. 

 > Disaggregierte Berichterstattung von Umwelt und 
Gesundheitsfaktoren analysieren: Oftmals werden 
Umweltindikatoren von Unternehmen stark aggre-
giert berichtet und in Rating zusammengefasst. 
Gerade für den Zusammenhang zur Gesundheitswir-
kung ist eine disaggregierte Berichterstattung von 
Umwelt und Gesundheitsfaktoren zentral. Beispiels-
weise ist in Bezug auf Wasserverschmutzung eine 
Berichterstattung auf Ebene der einzelnen Stoffe 
erforderlich, um die Gesundheitseffekte zu identifi-
zieren. Auf der Basis ist es dann auch möglich, empi-
risch die Wirkung solcher Risiken am Kapitalmarkt 
zu identifizieren.
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 > System frühzeitiger Berichterstattung über interne 
Wirkungsketten von Umwelt und Gesundheit entwi-
ckeln: Die Berichterstattung der Unternehmen 
bezieht sich sehr häufig auf externe Umweltfakto-
ren, wie beispielsweise Emissionen. Interne Umwelt-
faktoren und deren Einfluss auf die Gesundheit der 
Mitarbeitenden werden bisher weniger wissen-
schaftlich untersucht. Dies liegt vor allem an den 
zumeist nur intern vorliegenden Daten. Dieses liegen 
meist erst dann vor, wenn sie im öffentlich Gesund-
heitssystem erfasst werden. Ein System der frühzei-
tigen Berichterstattung über interne Wirkungsket-
ten von Umwelt und Gesundheit innerhalb der 
Unternehmen mit geeigneten Indikatoren bildet 
einen weiteren Forschungsbedarf.

 > Grenzen der Versicherbarkeit untersuchen: Globale 
Umweltveränderungen sind insbesondere für Versi-
cherungsunternehmen eine große Herausforderung. 
Auch wenn bereits erste Ergebnisse zu den Folge-
wirkungen dieser Veränderungen auf den Versiche-
rungssektor bestehen, sind diese zumeist auf physi-
sche Umweltrisiken beschränkt und noch nicht auf 
die Gesundheitswirkungen. Der WBGU empfiehlt, 
die Bedeutung von Gesundheitsfolgen globaler 
Umweltveränderungen auf Grenzen der Versicher-
barkeit verstärkt zu erforschen.

 > Materielle Verpflichtung von Unternehmen über for-
melle Sorgfaltspflichten hinaus entwickeln: Derzeit 
werden überwiegend formelle Sorgfaltspflichten für 
unternehmerischen Umwelt- und Menschenrechts-
schutz verankert. Aufgrund der Transformationser-
fordernisse aus sozialer, gesundheitlicher und öko-
logischer Sicht ist es gerade im Bereich globaler Lie-
ferketten und unternehmerischer Verantwortung 
erforderlich besser zu verstehen, wie auch eine 
materielle Verpflichtung von Unternehmen über for-
melle Sorgfaltspflichten hinaus verhältnismäßig aus-
gestaltet werden könnte. Inwiefern können global 
verzweigte Lieferketten eine eventuelle Umsetzung 
verhindern? Wo existieren Reporting Boundaries? 
Wo endet die Bereitschaft der freiwillig Agierenden? 
Wo endet die tatsächliche bzw. rechtliche Zumut-
barkeit?

 > Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzen analysieren 
und bewerten: Lieferkettensorgfaltspflichtengesetze 
agieren zwischen Zivil- und öffentlichem Recht und 
überführen internationale Pflichten zum Umwelt- 
und Menschenrechtsschutz auf Staaten. Dies könnte 
Chancen für eine effektive Integration der genannten 
Pflichten bedeuten, aber auch Spannungen zwischen 
den verschiedenen Logiken der einzelnen Rechts-
bereiche und -ebenen aufwerfen, die durch rechts-
wissenschaftliche Forschung zu begleiten sind.

 > Haftungsregime und Sorgfaltspflichten in Lieferket-

tengesetzgebung untersuchen: Wertschöpfungs- und 
Lieferketten sind global sehr verschieden aufgebaut, 
sodass ggf. für verschiedene Branchen und verschie-
dene Typen von Wertschöpfungsketten, verschie-
dene Haftungsregime und Sorgfaltspflichten sinn-
voll sein könnten. Es ist zu erforschen, wie Liefer-
kettengesetzgebung angemessen auf diese verschie-
denen Organisationsstrukturen eingehen kann. Wie 
können Unternehmen in sozial-ökologischen Trans-
formationsprozessen so begleitet werden, dass diese 
Unsicherheiten zu einer proaktiven Gestaltung an 
Transformationsprozessen führen?

 > Unsicherheit für Unternehmen in Bezug auf Sorg-
faltspflichten in der Lieferkette ermitteln: Die Unsi-
cherheit für Unternehmen in Bezug auf Sorgfalts-
pflichten in der Lieferkette kann weitreichende Fol-
gen für Standort- und Investitionsentscheidungen. 
auslösen. Wie kann verhindert werden, dass Sorg-
faltspflichten einen Rückzug von Kapital aus Län-
dern verursachen, die auf Investitionen für weitere 
Entwicklung angewiesen sind, aber wo die Einhal-
tung von Sorgfaltspflichten für Unternehmen nur 
schwer überprüfbar ist?

Die transformativen Potenziale von 
Gesundheitssystemen nutzen  

Durch die zielgerichtete Stärkung von umweltsensibler 
Gesundheitsförderung und Prävention,  Umweltresilienz 
und ökologischer Nachhaltigkeit können Gesundheits-
systeme ihre Kernaufgaben auch in Zeiten globaler 
Umweltveränderungen erfüllen, sowie zusätzlich Trans-
formationen auch in anderen Handlungsfeldern und 
Sektoren anstoßen. Insbesondere zur Förderung gesun-
der und nachhaltiger Lebensstile und zur sektorüber-
greifenden Verhältnisprävention können Gesundheits-
systeme entscheidend beitragen. Hierfür ist es nötig, 
dass gesunde Ökosysteme als wichtige Voraussetzung 
und Ressource für Gesundheit sowie Umweltverände-
rungen als wesentliche Determinanten von Krankheit 
in Gesundheitssystemen umfassend berücksichtigt 
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werden. Um die bestehenden Hemmnisse zu überwin-
den und die transformativen Potenziale von Gesund-
heitssystemen zu nutzen, sollte eine Reihe von Maß-
nahmen in verschiedenen Handlungsfeldern ergriffen 
werden. Die entsprechenden Handlungsempfehlungen 
sollten auf Basis wissenschaftlicher Evidenz umgesetzt 
werden, die in einigen Bereichen dringend erweitert 
werden sollte.

Handlungsempfehlungen 

Die Bedeutung von Umweltveränderungen und 
gesunden Ökosystemen anerkennen

 > Umweltveränderungen als Risiken und gesunde Öko-
systeme als Ressource für Gesundheit begreifen: Die 
zunehmende wissenschaftliche Evidenz sollte in 
Gesundheitssystemen systematisch und umfassend 
implementiert werden. Hierbei kann auf transdiszi-
plinäre Gesundheitskonzepte wie One Health und 
Planetary Health zurückgegriffen werden. Ganzheit-
liche Ansätze der Patient:innenversorgung wie die 
integrative Medizin können bei der Umsetzung in 
Gesundheitsdienstleistungen genutzt werden.

 > Umweltveränderungen in medizinischen Leitlinien 
verankern: Hierbei sollten bestehende Empfehlun-
gen berücksichtigt werden. So können spezifische 
Handlungsstandards für Gesundheitsfachkräfte 
bzgl. umweltsensibler Gesundheitsförderung und 
Prävention, Resilienz und Nachhaltigkeit bereitge-
stellt werden.

Gesunde und nachhaltige Lebensstile und 
-bedingungen fördern

 > Stärkung umweltsensibler Gesundheitsförderung und 
Prävention: Beide Ansätze sollten in eine ganzheit-
liche Strategie überführt werden, in der gesunde 
Ökosysteme als wichtige Voraussetzung und Res-
source für Gesundheit sowie Umweltveränderungen 
als wesentliche Determinanten von Krankheit 
berücksichtigt werden.

 > Gesundheitsfachkräfte zur Förderung planetarer 
Gesundheitskompetenz befähigen: Alle Gesundheits-
berufe sollten in Beratungsgesprächen Nachteile 
gesundheits- und umweltschädlichen Verhaltens 
sowie Möglichkeiten und Mehrgewinne gesunder 
und nachhaltiger Lebensstile thematisieren. Zudem 
sollte über umweltbedingte Gesundheitsrisiken und 
entsprechende Verhaltensempfehlungen aufgeklärt 
werden. Hierfür sind ausreichende personelle Res-
sourcen und eine entsprechende Aus-, Fort- und 
Weiterbildung nötig.

 > Zielgerichtete Modifizierung des Ansatzes von Pri-
mary Health Care: Bei der Verbesserung der medizi-
nischen Grundversorgung (Primary Health Care, 

PHC) sollte der Schwerpunkt auf umweltsensibler 
Gesundheitsförderung und Prävention liegen. Ent-
sprechende Maßnahmen sollten insbesondere in 
niedrigschwelligen kommunalen Versorgungsstruk-
turen umgesetzt werden (z.  B. Gesundheitskioske, 
Community Health Nurses), sowie in Form auf-
suchender Angebote.

 > Bestehende Angebote der Gesundheitsförderung und 
Prävention anpassen, ausweiten und vernetzen: Die 
Angebote sollten hierbei um die Förderung gesunder 
und nachhaltiger Lebensstile sowie die Vermittlung 
von Möglichkeiten zur nachhaltigen und gesund-
heitsförderlichen Gestaltung von Lebenswelten 
ergänzt werden. Neben Krankenkassen sollten wei-
tere Akteure mit der Durchführung der Angebote 
betraut werden.

 > Vergütungssysteme modifizieren: Sie sollten Gesund-
heitsförderung, Prävention, Nachhaltigkeit und 
Resilienz befördern und diese nicht hemmen. Sie 
sollten zudem nicht zu unverhältnismäßigen Perso-
naleinsparungen, Fehl-, Unter- und Überversorgung 
führen. Denkbar sind z.  B. eine Einzelleistungsver-
gütung für umweltsensible Beratungsgespräche 
sowie zusätzliche Budgets für präventive Zusatzleis-
tungen. Zudem sind in Ergänzung zur regulären Ver-
gütung laufende performance-basierte Zuschläge 
auf Basis der Erfüllung von Nachhaltigkeitskriterien 
denkbar. 

Öffentliche Gesundheitsdienste stärken und ihre 
Potenziale nutzen

 > Öffentliche Gesundheitsdienste besser ausstatten und 
ihre Aufgaben erweitern: Die finanzielle, materielle 
und personelle Ausstattung öffentlicher Gesund-
heitsdienste sollten deutlich verbessert sowie kon-
krete Ziele und Aufgabenbereiche definiert werden, 
die globale Umweltveränderungen und umweltsen-
sibler Gesundheitsförderung und Prävention adres-
sieren. In Deutschland könnte das „Leitbild für einen 
modernen ÖGD“ entsprechend ergänzt und als ver-
bindliche Arbeitsgrundlage festgelegt werden. 
Öffentliche Gesundheitsdienste sollten auch selbst 
resilient gestaltet werden.

 > Öffentliche Gesundheitsdienste tragen zur Verhältnis-
prävention bei: Sie sollten als Schnittstelle mit Politik 
und Verwaltung etabliert und mit allen relevanten 
Akteuren und Institutionen vernetzt werden. So 
können öffentliche Gesundheitsdienste ressort- und 
sektorübergreifende Kooperationen zur Beförde-
rung gesundheitsförderlicher und nachhaltiger 
Lebenswelten anstoßen und koordinieren sowie 
konkrete Projekte selbst implementieren, wobei ein 
partizipativer Ansatz genutzt werden sollte (z.  B. 
Stadtraummonitoring). Es sollten insbesondere auch 
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transnationale Kooperationen auf städtischer bzw. 
kommunaler Ebene befördert werden. 

 > Regelmäßig Expositions-, Vulnerabilitäts- und Anpas-
sungsanalysen durchführen: Öffentliche Gesund-
heitsdienste sollten zielgerichtete und aussagekräf-
tige Analysen in diesen Bereichen durchführen, die 
Gesundheitsrisiken durch verschiedene Umweltver-
änderungen einbeziehen. Hierfür ist eine system-
übergreifende, internationale und transnationale 
Kooperation aller relevanter wissenschaftlichen Dis-
ziplinen und Institutionen anzustreben, zu beför-
dern und zu finanzieren. Das neue Bundesinstitut 
für Öffentliche Gesundheit könnte in Deutschland 
eine Schlüsselrolle auf nationaler Ebene einnehmen.

 > Integrierte Umwelt- und Gesundheitsinformations-
systeme etablieren: Diese könnten Teil national und 
international vernetzter Sentinel-Systeme sein und 
an bestehende Projekte anknüpfen (z.  B. EU-Gesund-
heitsinformationssystem). In ihrem Rahmen sollten 
kontinuierlich Gesundheits- und Umwelt daten bzw. 
-stressoren räumlich wie zeitlich differenziert 
erfasst, verschnitten und multidimensional analy-
siert werden. Die Übermittlung von Umwelt- und 
Gesundheitsdaten könnte durch automatisierte Sys-
teme vereinfacht werden, für welche eine umfas-
sende Digitalisierung der erfassten Daten notwendig 
wäre. Bei Analysen von Risikofaktoren und epide-
miologischen Entwicklungen könnte in Zukunft 
künstliche Intelligenz zum Einsatz kommen.

 > Zielgerichtete Frühwarn- und Informationssysteme 
implementieren: Sowohl Gesundheitsfachkräfte als 
auch gefährdete Personen sollten zielgerichtet und 
automatisiert über Gesundheitsrisiken informiert 
werden, Frühwarn- und Informationssysteme soll-
ten resilient gegenüber Schockereignissen sein und 
konsequent auch persönliche Informationsbedürf-
nisse sowie individuelle Vulnerabilitätsfaktoren 
berücksichtigen. Hierbei würde die Digitalisierung 
und Verfügbarmachung von relevanten Patient:in-
nendaten für öffentliche Gesundheitsdienste helfen, 
unter Beachtung von Datenschutz und Selbstbe-
stimmung.

 > Ökologischen Fußabdruck von Gesundheitssystemen 
kontinuierlich evaluieren: Öffentliche Gesundheits-
dienste sollten den ökologischen Fußabdruck ihrer 
jeweiligen nationalen Gesundheitssysteme kontinu-
ierlich überwachen und Handlungsbedarf zur Reduk-
tion von Ressourcenverbrauch und Emissionen auf-
zeigen. Zusätzlich können öffentliche Gesundheits-
dienste zur Skalierung erfolgreicher Maßnahmen zur 
Stärkung der Nachhaltigkeit beitragen, indem sie 
entsprechende Instrumente zur Verfügung stellen 
und bestehende Initiativen institutionell fördern.

Zielgerichtete Anpassungs- und 
Resilienzstrategien umsetzen

 > Verankerung und Umsetzung von Umweltresilienz in 
Gesundheitssystemen: In Ergänzung zu den beste-
henden Strategien und Empfehlungen zur Stärkung 
der Resilienz in Gesundheitssystemen schlägt der 
WBGU ein umfassenderes Leitbild „Umweltresi-
lienz“ vor, das alle gesundheitlich relevanten anthro-
pogenen Umweltveränderungen berücksichtigt. In 
Deutschland sollte ein nationales Kompetenzzent-
rum eingerichtet werden und gemeinsam mit der EU 
könnte ein globales Programm zur Förderung 
umweltresilienter und nachhaltiger Gesundheitssys-
teme etabliert werden, insbesondere unter Zusam-
menarbeit mit supranationalen Institutionen.

 > Anpassungs- und Resilienzstrategien länder-, fach- 
und zielgruppenspezifisch gestalten: Die Strategien 
sollten in einem partizipatorischen Prozess und 
unter transdisziplinärer und transsektoraler Koope-
ration erarbeitet werden, sowie die Risiken verschie-
dener Umweltveränderungen und länderspezifische 
Rahmenbedingungen umfassend berücksichtigen. 
Sie sollten antizipatorisch ausgelegt sein, um auch 
auf zukünftige dynamische Entwicklungen von 
Umweltveränderungen und Systemschocks vorbe-
reitet zu sein. Konkrete Maßnahmen sollten nach-
haltig sein, auf bestehenden Strukturen aufbauen 
und alle relevanten Komponenten von Gesundheits-
systemen adressieren.

 > Stärkung von Anpassung und Resilienz in Gesund-
heitssystemen in LMICs: Die Verbesserung der grund-
legenden Gesundheitsversorgung sollte in Ländern 
mit niedrigem und mittlerem Einkommen (LMICs) 
als zentrale Maßnahme zur Verringerung von Vulne-
rabilitäten vorangetrieben werden. Durch ordnungs-
rechtliche Regulierungsmechanismen und finanz-
politische Steuerungsinstrumente können durch 
private Akteure erbrachte Gesundheitsdienstleis-
tungen im öffentlichen Interesse gelenkt werden, 
insbesondere auch zur Stärkung von Nachhaltigkeit 
und Resilienz. Länder mit hohem Einkommen sollten 
finanzielle und technische Unterstützung beim Auf-
bau umweltresilienter und nachhaltiger Gesund-
heitssysteme und effizienter öffentlicher Gesund-
heitsdienste bereitstellen. Zur Finanzierung könnten 
auch zur Verfügung stehende internationale Geld-
mittel genutzt werden.

Die Nachhaltigkeit in Gesundheitssystemen 
verbessern

 > Über-, Unter- und Fehlversorgung reduzieren und 
vermeiden: Bestehende Handlungs- und Forschungs-
empfehlungen zur Verringerung von Überversor-
gung sollten umgesetzt und zusätzlich ökologische 
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Vorteile und ihre gesundheitlichen Effekte mit 
bedacht werden. Ökonomische Einsparungen sollten 
in gesundheitsfördernde, präventive und transfor-
mative Maßnahmen investiert werden. 

 > Ressourcenverbrauch und Emissionen in Gesund-
heitssystemen reduzieren: Die bestehenden Empfeh-
lungen zur Verringerung von Ressourcenverbrauch 
und Emissionen sollten miteinander kombiniert wer-
den, um Synergien freizusetzen. Bei der Verringe-
rung der Emissionen ist insbesondere zu beachten, 
dass nicht nur die Reduktion von Treibhausgas-, 
sondern auch anderer umweltschädlicher Emissio-
nen, angestrebt werden sollte. Es sollten möglichst 
nachhaltige medizinische Produkte und Technolo-
gien eingesetzt werden; unter anderem besteht auch 
in den Bereichen Arzneimittel und medizinische 
Abfälle kurzfristiger Handlungsbedarf. In Gesund-
heitseinrichtungen sollte gesunde und nachhaltige 
Verpflegung flächendeckend eingeführt werden. 
Verbindliche Zielvorgaben zur Emissionsreduktion 
in Gesundheitssystemen könnten auf nationaler und 
supranationaler Ebene rechtlich verankert werden.

 > Einflussmöglichkeiten über Gesundheitssysteme hin-
aus nutzen: Gesundheitseinrichtungen sollten ihre 
ökologische Nachhaltigkeit konsequent kommuni-
zieren. Bei der Beschaffung von Ressourcen, medizi-
nischen Produkten und Technologien sollte auf öko-
logische Nachhaltigkeit entlang der gesamten Liefer-
ketten geachtet werden. Finanzielle Mittel in 
Gesundheitssystemen, insbesondere von Versiche-
rungen und ärztlichen Versorgungswerken, sollten 
nur nach einschlägigen Nachhaltigkeitskriterien 
investiert werden.

Forschungsempfehlungen 

Wechselwirkungen zwischen Umwelt-
veränderungen, Ökosystemen, menschlicher 
Gesundheit und Gesundheitssystemen

 > Auswirkungen von Umweltveränderungen auf medi-
zinische Fachdisziplinen: Es bedarf umfangreicher 
medizinischer Studien, welche sowohl fachspezifisch 
als auch fachübergreifend konkrete Auswirkungen 
von Umweltveränderungen auf die jeweiligen 
Erkrankungen, diagnostischen Maßnahmen und 
Therapien systematisch untersuchen. Zudem sollten 
alle diagnostischen und therapeutischen Maßnah-
men und Behandlungspläne systematisch auf ihre 
ökologische Nachhaltigkeit untersucht werden. Dar-
über hinaus sollten systematisch konkrete gesund-
heitliche Vorteile untersucht werden, die sich aus 
gesunden Ökosystemen ergeben.

 > Maßnahmen für integrierten Umwelt- und Gesund-
heitsschutz: Es sollten intersektorale Lösungen für 

umweltbedingte Gesundheitsrisiken entwickelt wer-
den, die Gesundheitssysteme einbeziehen und 
zugleich die Gesundheit von Menschen, anderen 
Arten und Ökosystemen adressieren. Alle Forschun-
gen zu Wechselwirkungen von Umweltveränderun-
gen, Ökosystemen und menschlicher Gesundheit 
sollten transdisziplinär erfolgen, im Sinne transdiszi-
plinärer Gesundheitskonzepte wie One Health und 
Planetary Health.

Voraussetzungen für Transformationen in 
Gesundheitssystemen

 > Evaluation von Gesundheitssystemen und Entwick-
lung zielgerichteter Finanzierungsstrukturen: Um 
Charakteristika von Gesundheitssystemen zu identi-
fizieren, die zu einem hohen Gesundheitszustand 
der Bevölkerung sowie hoher Resilienz bei geringem 
ökologischem Fußabdruck führen, sind systemati-
sche Evaluationen im Hinblick auf erzielte Wirkung, 
Nachhaltigkeit und Resilienz hilfreich. Die Evaluati-
onsinstrumente sollten alle Komponenten von 
Gesundheitssystemen erfassen. Hierbei sollten auch 
Vergütungssysteme und finanzielle Anreizstruktu-
ren hinsichtlich bestehender Fehlanreize untersucht 
und Möglichkeiten erforscht werden, um diese zu 
eliminieren.

 > Rechtliche, politische und gesellschaftliche Vorausset-
zungen für Transformationen in Gesundheitssyste-
men: Es sollte erforscht werden, welche Vorausset-
zungen für Transformationen in Gesundheitssyste-
men nötig sind. Hierbei sollte geklärt werden: Was 
leisten und können sie für Transformationen zu mehr 
Nachhaltigkeit auch über Gesundheitssysteme hin-
aus leisten? Zudem sollte untersucht werden, ob ein 
grundlegend neues Gesundheitsverständnis erfor-
derlich ist und wie ein solches gestaltet sein müsste.

Wirksamkeit und Mehrgewinne von 
umweltsensibler Gesundheitsförderung und 
Prävention

 > Wirksamkeit von Maßnahmen der Gesundheitsförde-
rung und Prävention: Es sollten insbesondere auch 
komplexe Maßnahmen und Programme untersuchen 
und es sollten hierfür geeignete Forschungsmetho-
den, Indikatoren und Parameter entwickelt und  
validiert werden. Diese sollten gesundheitliche, sozi-
ale, ökologische und ökonomische Effekte beurtei-
len, insbesondere solche, die aus der Förderung 
gesunder Lebensstile, Lebensbedingungen und der 
erzielten Stärkung von Anpassung und Resilienz 
resultieren. 

 > Mehrgewinne von Maßnahmen der Gesundheitsför-
derung und Prävention: Es sollten die Potenziale von 
Gesundheitsförderung und Prävention zur Verringe-
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rung der Krankheitslast und Einsparung von Res-
sourcen und Emissionen erforscht werden. Des Wei-
teren sollten Maßnahmen der Gesundheitsförderung 
und Prävention identifiziert werden, welche beson-
ders große Mehrgewinne für die Stärkung von 
Anpassung und Resilienz erbringen können.

Maßnahmen, Instrumente und Daten zur Stärkung 
von Nachhaltigkeit und Umweltresilienz

 > Instrumente und Daten für die Implementierung von 
Umweltresilienz: Für Analysen, Monitorings und 
Warnsysteme bedarf es validierter methodischer 
Grundlagen und einer umfassenden Datenbasis, die 
den entsprechenden Anforderungen genügt. Es soll-
ten zudem Forschungen gefördert werden, die per-
sönliches Umweltmonitoring und personalisierte 
Frühwarnsysteme ermöglichen. Es sollten anwen-
dungsorientierte und transdisziplinäre Frühwarn-, 
Monitoring- und Surveillancesysteme entwickelt 
und hierbei auch neue dynamische Ansätze einbezo-
gen werden, welche die zur Verfügung stehenden 
digitalen Möglichkeiten umfassend nutzen.

 > Effektive Maßnahmen zur Stärkung von Anpassung 
und Resilienz in LMICs: Es sollte untersucht werden, 
durch welche Maßnahmen besonders vulnerable 
Bevölkerungsgruppen schnell und effektiv vor 
Gesundheitsrisiken durch Umweltveränderungen 
geschützt werden können. Hierbei sollten ihre Mehr-
gewinne für die Verbesserung der primären Gesund-
heitsversorgung und die allgemeine Gesundheit der 
Bevölkerung quantifiziert und Maßnahmen identi-
fiziert werden, die im Hinblick darauf besonders 
große Vorteile erzielen, ökologisch möglichst nach-
haltig sowie ressourcenschonend zu implementieren 
sind. 

 > Verbesserung der Nachhaltigkeit in Gesundheitssys-
temen: Es sollten Instrumente für systematische 
Analysen der Nachhaltigkeit in Gesundheitssyste-
men entwickelt werden, sowie Forschungen zu kon-
kreten Potenzialen zur Einsparung von Ressourcen 
und Emissionen durch die Verringerung von Über-
versorgung durchgeführt werden. Es sollten wissen-
schaftliche Kriterien für die Implementation von 
Vorgaben zur Emissionsreduktion für pharmazeu-
tische und medizintechnische Unternehmen ent-
wickelt werden. Zudem sollten Forschungen zu für 
Gesundheitssysteme spezifischen Emissionsquellen 
(Arzneimittel, medizinische Produkte und Techno-
logien) erfolgen, um deren Umwelteffekte zu quan-
tifizieren, Reduktionspotenziale zu evaluieren und 
nachhaltigere Alternativen zu entwickeln.

Bildung und Wissenschaft 

Bildung im Sinne des Leitbilds „Gesund leben auf 
einer gesunden Erde“

Für eine Neuausrichtung der Bildung unter dem Leit-
bild „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ sind zwei 
Aspekte essenziell, bei denen Partizipation und Trans-
disziplinarität wesentliche Bestandteile sind:

1. Wissen, Sichtweisen und Kompetenzen für Gesund-
heit von Umwelt und Mensch lebensbegleitend för-
dern und ermöglichen;

2. Im Sinne eines gesamtinstitutionellen Ansatzes 
Gelegenheit zu nachhaltigem Handeln in den Bil-
dungseinrichtungen geben sowie durch Koopera-
tion im Gemeinwesen die Rolle als Pionier:innen des 
Wandels einnehmen.

Dabei umfasst der Bildungsauftrag in der Breite das 
Verständnis und die Wertschätzung wichtiger Kernele-
mente einer gesunden und nachhaltig gestalteten 
Umwelt. Ein Kernelement ist die Erhaltung und die 
Wiederherstellung gesunder Ökosysteme und ihrer Bio-
diversität, letztendlich auch als Voraussetzung für die 
Stabilisierung der natürlichen Lebensgrundlagen des 
Menschen und für ihre nachhaltige Nutzung. Ein weite-
res Kernelement betrifft die Gestaltung der menschen-
gemachten Umwelt, orientiert an Prinzipien der 
Gesundheitsförderung für den Menschen. Ein drittes 
Kernelement umfasst die schonende und gesundheits-
fördernde Nutzung natürlicher Ressourcen und ihre 
Regeneration für die nachhaltige Verfügbarkeit über 
Generationen hinweg.

Die Bildungsstrategie unter dem Leitbild „Gesund 
leben auf einer gesunden Erde“ sollte in den bestehen-
den Prozess zur Verankerung von Bildung für nachhal-
tige Entwicklung in alle Bildungsbereiche einfließen 
und ihm neuen Aufschwung verleihen. Dazu sollte 
Gesundheit als integrales und explizites Handlungsfeld 
im Konzept „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ 
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 hervorgehoben und Bildung als Strategie für gesundes 
und nachhaltiges Verhalten in gesunden und nachhalti-
gen Verhältnissen genutzt werden (Kap. 8.1).

Handlungsempfehlungen

Eine flächendeckende Bildungsstrategie im  
Sinne des Leitbilds „Gesund leben auf einer 
gesunden Erde“
Die zeitnahe Etablierung flächendeckender Strategien 
von der frühkindlichen und Schulbildung bis zu Fort-
bildungsangeboten für lebensbegleitendes Lernen 
durch Bildung für nachhaltige Entwicklung dient der 
wechselseitigen Stärkung der Gesundheit von Arten, 
Ökosystemen und Mensch. Übergreifende planetare 
Gesundheitskompetenz verbunden mit Wissen um und 
hoher Wertschätzung für natürliche Lebensgrundlagen 
sowie ökosystemare und planetare Funktionszusam-
menhänge sollte als Ziel in bestehende und künftige 
Bildungspläne über alle Alters- und Zielgruppen hin-
weg aufgenommen werden.

Das Leitbild „Gesund leben auf einer gesunden 
Erde“ in der Bildung flächendeckend verankern
Das Leitbild „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ mit 
entsprechenden Bildungskonzepten sollte ein übergrei-
fendes Leitbild an allen Bildungseinrichtungen darstel-
len. Kita- und Kindergartenkinder, Schüler:innen sowie 
Studierende sollten Nachhaltigkeitsstrategien in ihren 
Bildungseinrichtungen praktizieren und reflektieren 
können, sowie den Transformationsansatz als Botschaf-
ter:innen in ihre soziale und private Umgebung tragen. 

 > Fächerübergreifende Curricula entwickeln: Für alle 
schulischen Bildungsstufen sollten fächerübergrei-
fende Curricula entwickelt werden, die grundle-
gende gesellschaftliche Fähigkeiten für den Umgang 
mit den natürlichen Lebensgrundlagen ermöglichen. 
Orientierung dafür ist die Erhaltung natürlicher 
Funktionszusammenhänge (d.  h. die Erhaltung der 
Gesundheit von Menschen, anderen Arten, Ökosys-
temen und Planet).

 > Aus- und Fortbildung von (Lehr-)Personal ermögli-
chen: Die beschleunigte Umsetzung einer Bildungs-
strategie unter dem Leitbild „Gesund leben auf einer 
gesunden Erde“ erfordert die verpflichtende, ziel-
orientierte und mit entsprechenden Ressourcen aus-
gestattete Aus- und Fortbildung des (Lehr-)Perso-
nals in allen Bildungseinrichtungen. Dazu gehören 
Angebote für Bildung für nachhaltige Entwicklung 
inklusive der Perspektive planetarer Gesundheit, 
orientiert am Transformationsbedarf der Gesell-
schaft und den Klima-, Biodiversitäts- und medizini-
schen Gesundheitszielen.

 > Interdisziplinarität fördern und unterschiedliche Wis-
sensformen zusammenführen: Gerade interdiszipli-
näre und gesellschaftspolitisch hochaktuelle Lern-
bereiche wie Bildung für nachhaltige Entwicklung 
und planetare Gesundheit bieten sich für modular 
organisierte Projektwochen an. Der kurzfristige Auf-
bau einer Grund- und Fortbildung für Lehrende und 
Lernende sollte zeitnah zunächst in den Berufsfel-
dern, die mit der aktuellen Transformation betraut 
sind umgesetzt werden.

 > Nutzung und Weiterentwicklung von Fortbildungs-
konzepten und Bildungsangeboten fördern: Bereits 
ausgewiesene Fortbildungskonzepte zu Bildung für 
nachhaltige Entwicklung sollten im Sinne des Leit-
bilds „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ 
genutzt werden. Dazu ist ein Förderungsprogramm 
zu entwickeln, das kommunalen und zivilgesell-
schaftlichen Trägern derartiger Bildungsangebote 
eine kurzfristige Weiterentwicklung ihrer Angebote 
ermöglicht.

 > Materialien zur Verbreitung des Leitbilds „Gesund 
leben auf einer gesunden Erde“ zur Verfügung stellen: 
Die Auseinandersetzung mit dem Leitbild „Gesund 
leben auf einer gesunden Erde“ ist der Bevölkerung 
in der Breite zu ermöglichen. Dazu sollten den aner-
kannten Trägern der Erwachsenenbildung, berufli-
chen Fortbildungsveranstaltungen und zivilgesell-
schaftlichen Initiativen zeitnah Materialien zur Ver-
fügung gestellt werden, die eine Integration des 
Leitbilds in ihre jeweilige Arbeit fördern.

 > Gesamtinstitutionellen Ansatz unter dem Leitbild 
„Gesund leben auf einer gesunden Erde“ stärken: Bil-
dungseinrichtungen, Betriebe, Organisationen und 
Institutionen sind gefordert, einen gesamtinstitutio-
nellen Ansatz unter explizitem Einschluss des Leit-
bilds „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ 
zugrunde zu legen und so auch in das Gemeinwesen 
hineinzuwirken. Bildung sollte auch das Handeln in 
den Bereichen nachhaltige Verpflegung, Infrastruk-
tur, Berufsausübung, Gesundheit für Mensch und 
Natur sowie eine partizipative Governance  umfassen. 
Kommunen kommt in diesem Zusammenhang eine 
zentrale Rolle als Partnerinnen dieser Prozesse zu.

 > Europäischen Bildungsraum fördern, transregionale 
Bildungskooperation ausbauen: Deutschland sollte 
die genannten Maßnahmen der Bildungsstrategie 
umsetzen. Gleichzeitig sollte das Leitbild Bildung für 
gesunde Menschen auf einer gesunden Erde sowohl 
in den Standardisierungsprozessen der EU zum 
Angleichen der nationalen Bildungssysteme, als 
auch in multilateralen Foren wie der UNESCO zum 
internationalen Diskurs gestellt werden und auf ein 
Aufgreifen in anderen national organisierten Bil-
dungssystemen hingewirkt werden.
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Gesundheitsfachkräfte als Multiplikator:innen für 
die Vision „Gesund leben auf einer gesunden Erde“

 > Aus-, Fort- und Weiterbildung von Gesundheitsfach-
kräften um Bildung für planetare Gesundheit zu 
erweitern: In der Aus-, Fort- und Weiterbildung von 
Gesundheitsfachkräften aller Bereiche und aller 
Fachrichtungen sollte Bildung für planetare Gesund-
heit integriert werden mit dem expliziten Ziel, die 
umfassende planetare Gesundheitskompetenz von 
Gesundheitsfachkräften zu stärken und transforma-
tive Handlungskompetenzen auszubilden. Relevante 
Zielgruppen sind dabei sämtliche Gesundheitsfach-
kräfte.

 > Relevanz einzelner Berufsgruppen für die Vermitt-
lung des Leitbilds „Gesund leben auf einer gesunden 
Erde“ erkennen und fördern: In entsprechenden Stu-
diengängen sollten relevante Lehrinhalte aus den 
Bildungskonzepten Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung und Bildung für planetare Gesundheit cur-
ricular verankert werden. Fortbildungsangebote für 
Gesundheitsfachkräfte sollten vermehrt zur Verfü-
gung stehen. Auch der öffentliche Gesundheits-
dienst kann eine umfassende Gesundheitsbildung an 
die Bevölkerung vermitteln. Hebammen, die Fami-
lien in einer sensiblen Lebensphase eng begleiten, 
können darüber auf eine umfassende planetare 
Gesundheitskompetenz der Eltern einwirken. Ernäh-
rungs- und Diabetesberater:innen können Ernäh-
rungsgewohnheiten positiv beeinflussen. Physio-
therapeut:innen können Wissen und Kompetenzen 
zur aktiven Mobilität vermitteln. Auch Pflegekräfte 
sollten dahingehend aus- und fortgebildet werden. 

Forschungsempfehlungen

 > Inter- und transdisziplinäre Forschungsprojekte för-
dern: Angesichts der deutlich steigenden Dringlich-
keit der kombinierten Krisen können in inter- und 
transdisziplinären Forschungsprojekten Bildungs- 
und Umsetzungsoptionen entwickelt werden, wie 
beschleunigtes Handeln im Bereich umfassenden 
Gesundheitsschutzes gelingen kann. Hierfür sollten 
relevante Disziplinen und Akteure zusammenge-
führt werden, um zeitoptimierte Strategien für das 
Zusammenwirken verschiedener Handlungsfelder zu 
entwickeln. So können Marktmechanismen kombi-
niert mit ordnungspolitischen Maßnahmen und 
rechtlichen Rahmensetzungen rasche Umsetzung 
bewirken. Begleitend sollte Lehrforschung etabliert 
bzw. gestärkt werden, die die Umsetzung und Effek-
tivität von Bildung im Sinne des Leitbilds „Gesund 
leben auf einer gesunden Erde“ untersucht.

 > Förderung von weiteren Forschungsprogrammen für 
Lehrkräftebildung: Anknüpfung an das auslaufende 

Forschungsprogramm „Qualitätsoffensive Lehrkräf-
tebildung“ des BMBF mit einer neuen Förderphase 
für Projekte zum Thema Bildung für nachhaltige 
Entwicklung, die Gesundheit im weit verstandenen 
Sinne unter dem Leitbild „Gesund leben auf einer 
gesunden Erde“ explizit mit adressieren.

 > Nachhaltigkeitsaspekte in Gesundheitsforschung ver-
ankern: Künftige Studien und Forschungsvorhaben 
im Gesundheitsbereich sollten um Nachhaltigkeits-
aspekte erweitert werden. Beispielsweise sollten bei 
künftigen Studien und Forschungsvorhaben, die 
Themen wie Ernährung oder Bewegungsförderung 
aus primär gesundheitlicher Perspektive adressie-
ren, explizite Aspekte für Mehrgewinne für Umwelt 
und nachhaltige Entwicklung integriert werden.

 > Umfassende planetare Gesundheitskompetenz unter-
suchen: Planetare Gesundheitskompetenz bei Ge-
sundheitsfachkräften sowie bei anderen Multiplika-
tor:innen sollte erhoben, durch gezielte Maßnahmen 
gesteigert und die Effektivität dieser Maßnahmen 
evaluiert werden. Hierzu gehört z.  B. die Erhebung 
des Status quo von umfassender planetarer Gesund-
heitskompetenz von  Gesundheitsfachkräften, die 
Durchführung von Maßnahmen zur Steigerung der 
planetaren Gesundheitskompetenz sowie die Unter-
suchung der Effektivität solcher Maßnahmen.

Kontextspezifische Wissenschaft und 
Wissenschaftsförderung stärken 

Der Umgang mit Umwelt- und Gesundheitskrisen und 
die aktive Gestaltung von Transformationsprozessen 
für globale Gesundheit und Nachhaltigkeit benötigen 
wissenschaftsbasierte und interdisziplinär entwickelte 
Lösungsansätze sowie technologische, soziale und ins-
titutionelle Innovationen, die der großen Vielfalt von 
Anwendungskontexten weltweit entsprechen. Auch 
gilt es, als Teil der transformativen Wissensproduktion, 
die transnationalen Dialogprozesse und -strukturen zu 
gestalten, die notwendig sind, um gesellschaftliche 
Wirkmacht über soziale Gruppen und Kontinente hin-
weg zu entfalten.

Handlungsempfehlungen

Förderlandschaft international und transregional 
ausbauen

 > Forschungsmittel auch multilateral einsetzen: Eine 
Allokation von Forschungsmitteln sollte auch auf 
multilateraler Ebene erfolgen, damit sich alle Staaten 
im Agenda Setting der Forschungsförderungen ein-
bringen können und um bisher unterfinanzierte Wis-
senschaftssysteme auszubauen, faire Kooperationen 
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in den Prozessen der Wissensproduktion zu fördern 
und diese interdisziplinär, grundlagen- und anwen-
dungsorientiert weiterzuentwickeln sowie private 
Mittel zu mobilisieren. Institutionell wäre eine solche 
multilaterale Forschungsförderung denkbar über (1) 
ein neues Komitee unter ideeller Leitung des UN-
Generalsekretärs; (2) die UNESCO oder (3) eine 
deutliche Stärkung der Forschungsförderung durch 
einzelne multilaterale Organisationen, wie die WHO.

 > Regionale Wissenschaftspolitiken stärken: Gemein-
sam verhandelte wissenschaftspolitische Schwer-
punktsetzungen zwischen Ländern und Regionen 
sollten bewusst gestärkt werden, z.  B. die missions-
orientierte Wissenschaftspolitik der EU für große 
globale Herausforderungen sowie transregionale 
Förderformate (z.  B. Belmont Forum) oder gemein-
same Förderlinien der DFG und der Wissenschafts-
förderorganisationen anderer Länder. Insbesondere 
fehlen gemeinsame Förderprogramme mit Wissen-
schaftsgebern des afrikanischen Kontinents. Auf-
grund von erstarkenden autokratischen Regimen 
sind Kooperationen auf Ebene von Wissenschafts- 
und Förderpolitik, über die gleichzeitig der gemein-
same Dialog zu Zukünften und deren Ausgestaltung 
gefördert wird, äußerst empfehlenswert. Ein Vehikel 
für langfristigen Kapazitätsaufbau ist die Förderung 
gemeinsamer Graduiertenkollegs.

 > Forschungs- und Innovationsnetzwerk entlang des 
Leitbilds „Gesund leben auf einer gesunden Erde“: 
Mittelfristig sollte ein global vernetztes, regional 
verankertes Forschungs- und Innovationsnetzwerk 
etabliert werden, um Forschungskapazität und 
Transdisziplinarität in LMIC zu stärken sowie For-
schungsressourcen im Bereich Gesundheit an der 
Mensch-Umwelt-Schnittstelle zu mobilisieren und 
zu bündeln. Ein solches Netzwerk sollte mit einer 
Grundfinanzierung durch öffentliche und private 
Geber ausgestattet werden. Dieses könnte sich am 
Beispiel der Consultative Group for International 
Agricultural Research (CGIAR) orientieren und als 
strategische Partnerschaft ausgelegt sein, an der sich 
nach Möglichkeiten Regierungsinstitutionen, Ent-
wicklungsbanken, multilaterale Organisationen und 
privatwirtschaftliche Akteure beteiligen.

Wissenschafts- und Innovationssysteme besser 
für künftige Umwelt- und Gesundheitskrisen 
aufstellen 

 > „Gesund leben auf einer gesunden Erde“ als Themen-
schwerpunkt setzen: Die nationale und internatio-
nale Förder- und Wissenschaftslandschaft sollte sich 
auf die Interdependenz von Umwelt, Klima und 
Ökosystemen und menschlicher Gesundheit ausrich-
ten, um deren Erforschung systematisch und mit 

Blick auf mögliche zukünftige Krisen inter- und 
transdisziplinär voranzutreiben. Die Themenschwer-
punkte sind momentan noch von einer starken 
Fokussierung auf umweltbezogene Herausforderun-
gen oder Gesundheitsrisiken geprägt. Die Erfor-
schung der Dynamiken zwischen ihnen sollte ver-
stärkt werden.

 > Interdisziplinär ausgerichtete Wissenschaftsallianz 
etablieren: Die disziplinäre Ordnungsstruktur der 
Wissenschaft sollte an den Schnittstellen Umwelt-
Gesundheit gezielt durch interdisziplinäre Formate 
der Wissensproduktion und wissenschaftlichen 
Nachwuchsförderung ergänzt werden. Für systemi-
sche Analysen und die Entwicklung von Handlungs-
ansätzen entlang dieser Schnittstellen bedarf es der 
Ausbildung der strukturellen Voraussetzungen an 
Universitäten und außeruniversitären Einrichtun-
gen, insbesondere durch die Einrichtung einer Wis-
senschaftsallianz im Sinne des Leitbilds „Gesund 
leben auf einer gesunden Erde“. Über diese sollte, 
angelehnt an das Beispiel der Deutschen Allianz 
Meeresforschung, missionsorientierte Forschung zum 
Umwelt-Gesundheit-Nexus in Kooperation zwischen 
Universitäten und außeruniversitären Einrichtungen 
sowie Gesundheits-, Natur- und Sozialwissenschaf-
ten gefördert werden.

 > Interdisziplinäre, geografisch und kulturell breit 
angelegte Szenarienforschung fördern: Szenarienfor-
schung die naturwissenschaftliche, gesundheits- 
und sozialwissenschaftliche Expertise und Verände-
rungsprozesse mit Vergangenheitsbezug empirisch 
zusammenführt, und im Sinne von längerfristigen 
Foresight-Studien modellbasiert mögliche Zukünfte 
untersucht, ist eine dringend zu füllende Leerstelle. 
Diese Szenarien sind nur verlässlich und auch poli-
tisch verwertbar, wenn sie auf empirischen Daten 
aus unterschiedlichen Weltregionen, Ökosystemen, 
gesellschaftlichen Organisationsformen und Kultur-
räumen beruhen. Der existierenden geographisch 
einseitigen Ausrichtung der Forschung zu Umwelt-
veränderungen und menschlicher Gesundheit vor 
allem auf den OECD-Kontext sollte entschieden ent-
gegengewirkt werden. 

 > Dateninfrastrukturen im Umwelt-Gesundheits-Nexus 
ausbauen: Die beschleunigte Dynamisierung von 
Umweltveränderungen und -risiken, denen sich  
die menschliche Gesundheit gegenübersieht, legen 
eine präventive, zukünftige Risiken erforschende 
Forschung nahe. Da jedoch die Zukunft nicht empi-
risch, sondern lediglich theoretisch (modellbasiert)
erforscht werden kann, ist die historische Tiefe umso 
wichtiger, um Modellierungen möglichst realitäts-
nah vorzunehmen. Es ist somit von unmittelbarer 
Bedeutung, die existierenden Dateninfrastrukturen 
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im Umwelt-Gesundheits-Nexus sukzessive zusam-
menführend weiterzuentwickeln und auszubauen. 
Dazu sollten einerseits u.  a. nationale und subnatio-
nale Systeme der Erhebung von Gesundheits- und 
Umweltdaten in allen Ländern gestärkt sowie Daten-
standards eingerichtet und andererseits eine globale 
Architektur für die Datendokumentation und -ana-
lyse aufgebaut werden.

 > Transdisziplinäre und implementierungsrelevante 
Netzwerkstrukturen aufbauen: Für den künftigen 
Umgang mit klima- und umweltwandelbedingten 
Gesundheitsrisiken ist weiterhin der Aufbau trans-
disziplinärer und implementierungsrelevanter Netz-
werkstrukturen über transdisziplinäre, transforma-
tive und interdisziplinäre Wissenschaft zu empfeh-
len. Hierbei ist auch auf eine internationale Öffnung 
und Einbettung der Netzwerkstrukturen zu achten. 
Strukturell kann dies über eine Erweiterung existie-
render Science-Policy Interfaces und Netzwerk-
strukturen im Bereich der Nachhaltigkeitsforschung 
und -politik (z.  B. Think7, Think20, SDSN) oder auch 
von der Bundesregierung getragene Austauschrun-
den mit der Privatwirtschaft (z.  B. Runder Tisch 
Impfstoffproduktion des BMZ) sichergestellt werden. 

 > Klimastabilisierende Transformationsprozesse in der 
Wissenschaft selbst stärken: Wissenschaft trägt 
selbst zu Umweltwandel und gesundheitlichen Her-
ausforderungen bei und ist gefordert, sich klimasta-
bilisierend und gesundheitsfördernd weiterzuentwi-
ckeln. Entsprechende Ansätze finden sich als Teil der 
BMBF-finanzierten Initiative „Leitfaden Nachhaltig-
keit (LeNa)“ der außeruniversitären Forschungsge-
meinschaften Leibniz, Helmholtz und Fraunhofer, im 
„Beitrag zu mehr Nachhaltigkeit in der Forschungs-
förderung“ der DFG oder auch in der ressortnahen 
Forschung (z.  B. Klimaneutrales BMZ 2030). Diese 
und weitere Initiativen, Wissenschaft selbst nach-
haltiger, CO2-ärmer und gesundheitsfördernd für 
Mensch und Umwelt zu gestalten, sollten strukturell 
gefördert sowie finanziell und personell der Heraus-
forderung entsprechend ausgestattet werden.
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Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung
Globale Umweltveränderungen (WBGU) 

Der WBGU wurde 1992 im Vorfeld des Erdgipfels von Rio de Janeiro von der Bundesre
gierung als unabhängiges, wissenschaftliches Beratergremium eingerichtet. Der Beirat 
hat neun Mitglieder, die vom Bundeskabinett für eine Dauer von vier Jahren berufen 
werden. Der WBGU wird  federführend gemeinsam durch das Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz sowie das Bundes
ministerium für Bildung und Forschung betreut. Er wird durch einen  Interministeriellen 
Ausschuss der Bundesregierung begleitet, in dem alle Ministerien und das Bundes
kanzleramt vertreten sind. Die Hauptaufgaben des WBGU sind:

 > globale Umwelt und Entwicklungsprobleme zu analysieren und darüber in 
 Gutachten zu   berichten,

 > nationale und internationale Forschung auf dem Gebiet des Globalen Wandels 
auszuwerten,

 > im Sinne von Frühwarnung auf neue Problemfelder hinzuweisen,
 > Forschungsdefizite aufzuzeigen und Impulse für die Wissenschaft zu geben,
 > nationale und internationale Politiken zur Umsetzung einer nachhaltigen 

 Entwicklung zu   beobachten und zu bewerten,
 > Handlungs und Forschungsempfehlungen zu erarbeiten und
 > durch Presse und Öffentlichkeitsarbeit das Bewusstsein für die Probleme des  

Globalen  Wandels zu fördern.

G
esund leben auf einer gesunden Erde




